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KLEIN-WINTERMANN: 
MOHAMED ABD EL-KRIM BEN GHATTABI 
Eine geschichtspolitische Studie 


Es tritt an tausend Zeichen zutage, daß die Vélkerwelt des Islam aus ihrer 
mehr als sechshundertjährigen Erstarrung erwacht und sich bereits tief in 
einem Gärungsprozesse befindet, durch den die Elemente ihrer alten religiösen 
und politischen Kultur sich mit der Hefe der neuen okzidentalen Zivilisation 
auseinanderzusetzen suchen. Neben dieser politischen, im ganzen gesehen, 
ihren Wirkungen nach selbst geopolitischen Strömung des Panislamismus, ver- 
läuft unverkennbar eine andere mehr auf den inneren Wesenskern gerichtete 
Entwicklung, die jedenfalls in einer Art liturgischer Reformation oder religiöser 
Wiedergeburt des islamischen Kultus ihren Gipfelpunkt hat. 

Was Kemal Pascha mit seinen Seldschucken- und Drusenstämmen im Osten, 
das ist „im Lande des äußersten Westens“ der Führer eines kleinen Hirten- 
und Bauernvölkleins geworden. Beide unterscheiden sich in der Struktur 
ibrer geschichtlichen Tat ganz bedeutend insofern, als der Erstere bereits ein 
wohlorganisiertes politisches wie auch militärisches Rüstzeug und vor allem — 
was nicht zu unterschätzen ist! — den machtvollen Imperativ einer gewaltigen 
geschichtlichen Tradition als Imponderabilien seiner Ideen fertig vorfand, in- 
deß der Andere sich fast alle Elemente eines Staatenaufbaus erst zu schaffen 
versuchen mußte. In dem einen aber stimmen beide überein: daß sie es 
beherzt gewagt haben, dem europäischen Imperialismus den Fedehandschuh 
hinzuwerfen. Die weltbewegenden Taten des Feldherrn wie auch die des 
Staatsmannes Abd el Krim haben diesen schon heute in den unbestreitbaren 
Rang historischer Charaktere erhoben; so soll dann hier der Versuch gemacht 
werden, im beschränkten Rahmen eines Aufsatzes das politische und kriegerische 
Phänomen in seiner geopolitischen Bedeutung zu umreißen. 

Seit Urzeittagen bereits hatte die Freiheit hier auf den zerrissenen Fels- 
küsten des Rif (oder auch „Kleinen Atlas“) einen sicheren Port. Alle jene 
großen Eroberer der ersten Kulturreiche des Ostens, Naramsin, Gudea, 
Sargon I., jene Heereszüge der Sumerer, Altbabilonier, Ägypter usw. sollen 
schon flüchtig diese unwirtlichen Felsgestade betreten haben. U. a. läßt 
Ptolemäus hier als Perseus einen Eroberer mit Heeresmacht erscheinen und 
die Gestalt des Herakles (Herkules) wird ja in gleichem Sinne gedeutet. 
Phöniker, Griechen und Karthager kamen dann als Händler auf freundschaft- 
lichem Fuße mit den Völkern ‘der Atlasländer hier in nähere Berührung. 
Als Hanno seine im „Periplus“ beschriebene Forschungs- und Kolonisierungs- 
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reise von Karthago aus nach Westen unternahm, fand er bei dem heutigen 
Melilla (Russadeiron) und Céuta (röm. Exilissa) schon Städtesiedlungen vor. 
Weiterhin traf Hanno in der Meerenge der Herkulessäulen auf Tinya (Tanger) 
und an der atlantischen Küste Marokko's eine ganze Reihe von Städten an 
wie Thymatherion, Lixitä, Karikon usw. — 

Aber schon im Jahre 84 v. Chr. schlug Askalis, der Führer der Rifstimme 
wieder und wieder die eindringenden Legionen Roms. Hier war ı7 n. Chr. 
der Sammelheerd der siebenjährigen gewaltigen Aufstände des Takfarinas, 
denen 40 n. Chr. die Erhebungen der Eudemon und Salabos gegen römische 
Raffsucht folgten. Viele, ja hunderte solcher markiger Führergestalten hat 
das Rif seither spontan gegen fremdvölkische Unterjochungsversuche (auch 
gegen die späteren arabischen) hervorgebracht. Vor neunzig Jahren (gerade 
1836) erhob im algerischen Nachbarlande der gewaltige Abd el-Kadr, der stolze 
Emir von Slemsen und Maokara, die Waffen gegen die Eroberungsbeere Frank- 
reichs; opfermutig von den verwandten Rifstämmen unterstützt, vermochten die 
algerischen Gebirgsvölker vierzig Jahre fast das Panier der Freiheit gegen die 
Heere Bougeaud's, Lefèbre's, Faidherbe's usw. zu verteidigen. 

Noch jetzt glimmt es hier in der Asche. Schon Sallust urteilte ja nach 
damaliger Erfahrung: man könne die Völker Mauretaniens wohl besiegen aber 
nicht beherrschen 

Ein politisches Bewußtsein von einem einheitlichen Staatswesen Marokko 
hat es hier niemals gegeben. Zeitweise haben wohl Teile des Maghreb den 
Sultan als eine Art „Großen Kaids“ anerkannt“ oder auch als religions- 
politisches Oberhaupt (infolge seines Scherifen-Charakters als Nachkomme des 
Propheten) im Kampfe gegen fremdgläubige Eroberer. Mouliéras, der französi- 
sche Erforscher des Rif sagte 1898 mit Recht: „Der Mann von Genie, der 
es fertig brächte, alle diese barbarischen Kräftegruppen, die sich in großer 
Unkenntnis voneinander befinden und sich gegeneinander abschließen, — in 
ein einziges Bündel zusammenzufassen, würde vor den Toren Europa’s ein 
gewaltiges Reich schaffen, dessen Degen schwer wiegen würde im Gleich- 
gewicht der Völker“. 

Der Mann Nordafrika’s, der zur gleichen Schlußfolgerung kam, war dieser 
Genius des Rif: Abd el-Krim. 

Zu einer Größe von heute bereits weltgeschichtlicher Bedeutung erhebt sich 
seine Gestalt über die bisherigen Gegner des Maghzen von Fes und seiner 
französisch-englisch-spanischen Protektoren. In der hypnotischen Macht seiner 
rätselvollen Persönlichkeit und in der universalen Kraft seiner staatsmänni- 
schen und militärischen Talente erinnert dieser Mann der Tat unbedingt an 
klassische Formate. Wir werden in den wesentlichen Zügen seines intelligiblen 
Charakters in mehr als einer Beziehung an das Bild Wallensteins gemahnt. 
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Von untersetzter Gestalt und durch Venus nur mit bescheidenen Gaben be- 
dacht, zeigt Abd el-Krim in seinem Antlitz unverkennbar die Prägung des 
„Herrenmenschen‘, des Herrschers; hinter dem mißtrauisch scharfen Blicke 
der dunklen Augen glüht eine zwar verhaltene aber geradezu dämonische 
Leidenschaftlichkeit des großen politischen Willens zur Macht. Wie Napoleon, 
Friedrich, Cromwell, Wallenstein, Cäsar, glaubt er an seine Sendung, Gefäß 
und Werkzeug großer Pläne des Schicksals zu sein. Wenn Cäsar seinen Kriegern 
zurtef: Quod times!? — Cäsarem vehis! — so entgegnete Abd el-Krim auf die 
Frage, wer denn jenen erstaunlichen Vernichtungssieg über die Spanier im Anual 
geplant habe: „Gott! — aber ich war dabei“ 

Dieses Wort kennzeichnet auch die ganze Wesensart des eigenartigen 
Mannes; er liebt es durchaus nicht, rethorisch oder sonstwie in das Rampen- 
licht der Öffentlichkeit vorzutreten; für diese „Charlatanerie im höchsten 
Sinne“, wie Napoleon es nannte, fehlt ihm jegliche Begabung. Im Gegenteil 
liebt es der Rifführer, sich vor der Profanation neugieriger Menschen soweit 
als möglich zurückzuziehen, und so konnte es geschehen, daß — wie einst 
Wallenstein — bereits jetzt ein dichter Nimbus von Mythen und Legenden 
seine rätselvolle Erscheinung umwoben hat. — 

Zwei Jahre nach der ersten Marokko-Konferenz (1880 Madrid) zu Ajsdir 
an der Alhucemas-Bucht (arab. Mersat-imjahaden) geboren, war Mohamed 
Abd el-Krim ben Ghattabi — sein eigentlicher Geburtsname war Hurman 
Belgessem Aim Radjem Abd el-Krim — der älteste Sohn des Kaids der 
Uriaghali, jenes großen Stammesverbandes, der unter diesem Namen der Wer- 
wölfe oder -Bären den mittleren Teil des Rifgebirges vom Wad Kert bis zum 
Wad Ras nahezu um die Alhucamas-Bucht herum bewohnt. 

Als Sohn eines solchen Vaters und auf einem derartigen geschichtlichen, 
ethnischen und kulturpolitischen Hintergrunde wird uns die historische Er- 
scheinung Abd el-Krim nunmehr und eher verständlich: Exoriare! ... Im 
Alter von drei Jahren schon dem elterlichen Hause entfremdet, nahm aber 
der stille Knabe an diesen kriegerischen Taten von Befreiungsversuchen starken 
inneren Anteil, wie denn hierzulande der Sinn der Jugend bereits völlig in 
ihrem späteren Beruf, das Kriegshandwerk, aufgeht.. Mitten in diesem 
Wirbel von Kämpfen erhielt Abd el-Krim unter Obhut eines Onkels seinen 
ersten Bildungsschliff in den Religionsschulen von Schefschäun (Ech-Schaun) 
und Tetuan. Währenddem starb 1896 der Sultan Mulai Hassan zu Fes, 
dessen kaum sechzehn Jahre alter Sohn Abd ul-Asis unter der Vormund- 
schaft des Veziers die Schwächeperiode einleitete, die den Völkern des Maghreb 
zu den Spaniern einen viel verderblicheren Feind hinzugesellte: Frankreich. 
— Ohne Widerspruch fast ließ es der kindliche Sultan geschehen, — er ver- 
gnügte sich am liebsten auf einer Miniatur-Eisenbahn in seinem Garten so- 


wie in seinem Harem —, daß 1899 bis 1901 die abenteuerlichste Macht 
Europa’s nacheinander sich in den Oasen Figig, Igli, Tuat, Tafilelt usw. fest- 
setzte. — Der frühreife Abd el-Krim, obzwar noch ein Jüngling, erlebte das 
alles wie persönliche Krankungen. — 

Mit ungewöhnlichen Geistesgaben ausgestattet, hatte der junge Rifi 1902 
und 1903 die dem Jüngling der führenden Familien hierzulande unerläß- 
lichen Studien an der — in der Welt des Islam schon im frühen Mittelalter 
berühmten — Medersa-es Effarina- Abteilung der Universität zu Fes auf- 
genommen. Hier in der Hauptstadt des Nordens bewies der wißbegierige 
Sohn der Berge bereits eine auffällige Bestimmtheit des Willens und alle 
Merkmale der werdenden Persönlichkeit. Nur mit Widerstreben vermochte 
er sich der Schuldisziplin zu fügen; der junge „Tolbä“ wollte durchaus nach 
seiner Meinung anordnen und befehlen. Die ihm eigentümliche Verschlossen- 
heit ließ ihn aber schon hier die Menge seiner Kameraden meiden und sein 
hochgespanntes Selbstbewußtsein gab selbst Anlaß zu der gelegentlichen 
Äußerung seiner Überzeugung: daß Allah ihn noch zu großen Taten bestimmt 
habe. Dieses eigenartige Verhalten des jungen Rifi mußte seinen Lehrern 
auffallen; der ,Fakih* Si Mohamed al Wazzani (aus Wäzzan, also sein 
Landsmann) und der ,Fakih* Mulai Achmed al Atami (aus Tarudant) traten 
ihm persönlich nahe und haben uns einiges darüber berichtet. Ganz be- 
sonders tiefen Eindruck machte auf den einsilbigen Studenten das in Fes 
nunmehr ganz besonders demonstrativ hervortretende Anschwellen des über- 
mächtig gefahrdrohenden französischen Einflusses. Hier war er am rechten 
Orte, um zur Zeit der ersten Algesiras-Konferenz 1904 mit Zeuge davon zu 
werden, wie die ein Jahrtausend alte Integrität des Reiches der Schürfa von 
Fes und Marrakesch infolge der Entartung seiner Dynastie zum Spielball der 
Diplomatie Europa’s wurde. Abd el-Krim sab die unvermeidlichen Folgen 
der Unterwerfung des gesamten Maghreb — und auch des Rif — unter die 
Herrschaft der „räuberischen Fransi's“ voraus und verließ mit verbissenem 
Hasse die Residenz des Schattensultans, um sich bald nach Malaga zu be- 
geben. Hier auf spanischem Boden brachte er seine Universitätsstudien zu 
einem gewissen Abschlusse. Doch fügte er diesen (— auf Rat seines Onkel 
zum Teil, zum andern jedoch aus eigenem Antriebe im Hinblick auf seine 
noch unklar gärenden Pläne —) noch einen zweisemestrigen Lehrgang auf 
der spanischen Militärakademie zu Madrid hinzu und schuf sich damit die 
intellektualen Grundlagen der Kriegs wissenschaft, die er später mit so glänzenden 
Erfolgen gegenüber seinen Lehrmeistern zur Anwendung bringen sollte ... 

Eine von hier aus weiterhin ins Innere Europa’s ausgedehnte Reise führte 
den Wißbegierigen 1907 nach Paris und selbst bis München, wo er einen 


nachhaltigen Eindruck von deutscher Art und Kultur erhielt. 
32 


Über alle politischen Vorgänge hielt der tatendurstige Rifiot sich genau 
unterrichtet und gereizten Blickes verfolgte er erbittert die sich seit 1904 
vollziehende „Pazifizierung“, die friedlich-gewaltsame Aufteilung des gesamten 
Maghreb in französische und spanisch-englische sogen. Einflußsphären und 
dann Protektorate. Französische Truppen marschierten ins Land und die 
Zwangskolonisierung nahm sofort ihren Anfang. Abd el-Krim sah seine 
schlimmsten Erwartungen übertroffen. In diesen Jahren schmerzlichster Er- 
fahrungen reifte der politische Blick des leidenschaftlichen Patrioten; sein 
glühender Wunsch steigerte sich schließlich zum Paroxysmus, seiner großen 
Lebensaufgabe: die Vertreibung der europäischen ,Schmarotzer-Staaten* vom 
Boden seiner Heimat, vom engsten bis zum weitesten Begriffe. 

Solche gewaltigen Pläne bedurften jedoch vieljäbriger Vorbereitungen, das 
erkannte der werdende Politiker sogleich. Sein nüchterner Blick für Realitäten 
ließ ihn wohl ermessen, worin die Ursachen für die Wehrlosigkeit des einst 
gefürchteten maghrebinischen Reiches zu suchen seien, er hatte ihn aber längst 
gelehrt, daß man Heere nicht aus dem Boden stampft, gepanzerte Räuber 
nicht mit einem Flederwisch erschießt. Diese Einsicht bestimmte ihn, nach- 
dem er in seine Heimat zurückgekehrt war, zunächst einen Waffenschmuggel 
nach der Rifküste hin zu organisieren, der immer umfassendere Dimensionen 
annahm. Die ganze Zeitspanne von 1906—1912 füllt ein ruheloses Wander- 
leben aus, das besonders der Steigerung eines Waffenhandels zur größtmög- 
lichen Ergiebigkeit gewidmet war, der von den Südküsten Spaniens nach dem 
bis auf 25 km herantretenden Felsengestade des Rif bereits seit Jahrhunderten 
in Blüte stand. Von Malaga bis Cadix die ganze andalusische Küste entlang steht 
mit wenigen Kilometern Abstand eine ununterbrochene Reihe von sogen. Zoll- 
türmen, die ehemals zu Zeiten der Maurenkriege der Überwachung des Meeres 
gegen unvermutete Rückstöße des Islam von Afrika her gedient haben. Diese 
halbverfallenen Turmklötze, die nur wenig noch in öffentlicher Benutzung sind, 
wurden von Abd el-Krim und seinen Vertrauten zu Sammelplätzen und Lagern 
für den immer umfangreicher werdenden Waffenschmuggel bestimmt, der von 
den verschwiegenen Küstenwinkeln hier aus zumeist nach der Alhucemas- 
Bucht (120 km von Malaga) sowie nach der Mündung des Lau-Flusses, nach 
Had-Ruddu, Badis (Penon de la Gom.) und den Hunderten versteckter Fels- 
buchten an der Küste von Targist geleitet wurde. — Um nicht den spani- 
schen und französischen Argwohn zu wecken, errichtete der gefährliche 
Schmuggler überall Konsignationslager von Teppichen, Stoffen, Lebensmitteln, 
gründete mit Brüdern, Verwandten und Freunden kleine Trusts und Ge- 
nossenschaften zu Handelszwecken. Zur Ausbeutung der reichen Bodenschätze 
des Rif (Kupfer, Eisen, Zinn, Silber usw.) um und bei Melilla ging er Inter- 
essengemeinschaften ein, namentlich mit dem Spanier Ecchevarrieta, den 
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deutschen Brüdern Mannesmann u. a. So verstand er es, bei den französi- 
schen und spanischen Machthabern den Eindruck eines ungemein betriebsamen 
Kaufmanns zu machen, der aber auch für die korrupten Verwaltungsorgane 
von Céuta und Melilla gern eine offene Hand hatte. — In fortgesetzten Reisen, 
die ihn bald nach Oran, bald nach Fes, bald nach Malaga führten, pflegte 
Abd el-Krim bereits intensiv politische Beziehungen, knüpfte sehr fruchtbare 
Bande zum deutschen Botschafter (Radolin) in Madrid wie auch zu den islami- 
schen Reichen des Ostens und dem Padischah zu Konstantinopel an, anti- 
chambrierte in Rom, Paris, Madrid, Fes usw. und suchte bald auf dieser, 
bald auf jener Seite Vorteile für die Selbstverwaltung des Rif u.a.m., als 
dessen Sachwalter er bereits auftrat. So konnte es nicht ausbleiben, daß der 
an Macchiavell Geschulte sich auf dem glatten Parkett der großen Politik 
eine ungewöhnliche Sicherheit erwarb. Unbeirrt aber strebte er dabei seinem 
einmal gesetzten Ziele weiter nach, in seinem Geburtsorte Asjdier allmählich 
den ganzen Waffenhandel Nordmarokko's zu zentralisieren. Selbst bis Barcelona 
reichten seine Beziehungen dazu und aus fast allen Staaten Europa’s — be- 
sonders über England und Holland — kamen ihm bedeutende Waffen- und 
Munitionsposten zu. Das Ansehen des großen Waffenkaids wuchs allmählich 
bei den Völkern des Rif und selbst des Atlas ins Riesenhafte und wurde bei 
diesen mannhaften Stämmen, deren Lebensinhalt ja stets der Kampf bildete, 
zu einem Begriffe unbedingten Vertrauens. 

Bei fast jeder der häufigen Erhebungen einzelner Stämme gegen Willkür- 
akte von Beamten des Maghzen waren die Waffen des Freibeitspolitikers be- 
reits mit im Spiel. Als geistiger Mitarbeiter aber und ,Feldzeugmeister* 
beteiligte er sich an den großen Aufständen der Muley ez-Zin und Bu’Anima, 
so an dem „Raid“ El-Hiba's im Südatlas, die 1907 und 1912—13 den Maghreb 
el-aksa erschütterten, und die er sowohl mit Waffen als auch mit Aufgeboten 
„Harka's“ aus dem Rif unterstützte. Mit den meisten dieser „Rebellen“, außer 
Bu'Hamara, verbanden ihn die starken gemeinsamen Interessen und auch per- 
sönliche Beziehungen, namentlich mit Rais-uli, der damals noch als Exaltado mit 
seinen Parteigängern im Nordrif der Sultansregierung große Schwierigkeiten 
bereitete... Unter diesen verschiedenen Freibeitsführern und Condottieri war 
jedoch Abd el-Krim der Einzige, der mit geschultem Blicke die weltpolitische 
Lage und die außenpolitische Wirkung dieser Aufstandsbewegungen zu über- 
sehen vermochte; auch ermöglichten ihm seine mannigfaltigen Beziehungen 
nach Europa hin stets wertvolle Einblicke in die Pläne der Protektoren des 
Maghreb. Seiner politischen Orientierung zu Deutschland und den übrigen 
Mächten war bereits die entscheidende Richtung durch die Landung des 
deutschen Kaisers zu Tanger (1905, März) und die „Panther*-Demonstration 


vor Agadır gegeben worden, (die ja dem Interesse Deutschlands an der Un- 
aze 
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abhängigkeit des Maghreb einen stark betonten Impuls verlieben). Daß Abd 
el-Krim die kriegerischen Erhebungen seiner Vorgänger mehr als Studien- 
versuche für seine eigenen viel mehr umfassenden Absichten betrachtete, läßt 
sich daraus ermessen, daß er seinen jüngeren Bruder Si Hamed bewog, sich 
— auf der Hochschule zu Malaga — mit dem ganzen Rüstzeug technischen 
Wissens eines heutigen Diplom-Ingenieurs zu versehen. Als einem der ersten 
unter den noch schlummernden Völkern des Islam hatte sich dem genialen 
Befreiungspolitiker die Bedeutung technischer Kenntnisse für den Maschinen- 
krieg von heute erschlossen. Beizeiten schuf er sich in diesem begabten wie 
auch vornehm gesinnten Bruder eine Art technischen Stabschefs, der auch 
die Bodenschätze des Rif in sachverständige Obhut nahm 

Noch tobte der Aufstand El-Hiba’s im Süden, als der Weltkrieg ausbrach. 
Mit seinem Beginne glaubte auch der Genius des Rif die Morgenröte der 
Freiheit und das Ende der französischen Usurpation im Maghreb ange- 
brochen. Im Verlaufe des Krieges kam es dann zu einer Art mittelbaren 
Bündnisses der aufgestandenen Rif- und Atlasvölker mit den Mittelmächten. 
— Abd el-Melik, ein Sohn des Freiheitshelden Abd el-Kadr, hatte im südöst- 
lichen Rif die Fahne des Gegenscherifen aufgepflanzt. Die intellektuale Kraft 
dieses Befreiungskampfes im Norden Marokko's wurde A. Bartels, Si Hermann 
genannt, ein Deutscher aus Rabat, der aber an dem Mißtrauen und der 
Willensschwäche des Scherifen zu viel Reibungsflächen fand, um den Feuer- 
brand des Aufruhrs einheitlich über den ganzen Maghreb hin entfachen zu 
können. Im Sus und in Dukkala entflammte El-Hiba erneut die Berber- 
stämme und aus dem Atlas brandeten die Wellen ähnlicher Bewegungen 
unter El-Hadjami und El-Mizziani bis vor die Mauern von Marrakesch und 
Fes. Die von Frankreich ıgı2, mit und von dem neuernannten „General- 
residenten“ bzw. Kolonialdiktator, Lyauty, auf den Scherifenthron geschobene 
Sultanspuppe Mulai Jussuf flüchtete unter dem Schutz der „Fransi's“ nach 
Rabat. Das Waffenarsenal zu den Kämpfen stellte zumeist Abd el-Krim. 
Doch erhielt ein monatweiser Verkehr von Unterseebooten an die Rifkiiste 
hin die Verbindung mit den Mittelmächten über Triest—Pola und — wie 
französische Geschichtschreiber angeben — nicht unbedeutende Mengen von 
Handwaffen usw. sollen auf diesem Wege übermittelt worden sein. Abd el- 
Krım griff mit einer „Harka“ seiner Uriagheli auch handelnd selber be- 
deutend in die Kämpfe ein. Bei Sidi Bel-Hazem nördlich Taza brachten die 
unter Abd el-Melik, Abd el-Krim und Si Hermann vereinigten Rifstämme 
durch einen strategisch interessanten Überraschungssieg die französische Herr- 
schaft stark ins Wanken. Leider vereitelte der Wankelmut Abd el-Melik’s 
eine entscheidende Ausnutzung dieses großen Erfolges. So konnten die französi- 
schen Truppen sich bald erholen und die große Freiheitsbewegung verzettelte 
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ihre Kräfte in Einzelscharmützeln, bis zu Deutschlands innerem Zusammen- 
bruche. 

Wie ein Phantom zerfloß vor den Blicken Abd el-Krims das Ziel und Werk 
vieler Jahre. Hunderttausende französischer Truppen ergossen sich (1919) 
über den Maghreb bis an die Grenzen des Sus. Abd el-Melik irrte bald als 
Flüchtling in die Felsenöden des Hohen Atlas (er soll kürzlich im spanischen 
Lager zu Melilla sein Ende gefunden haben). El Hadjami und El Mizziani 
versagten gegenüber einer Macht wie Frankreich, das nun auf dem Chimborasso 
seiner Kraft glänzte. EI-Hiba wurde in den Atlas abgedrängt, und wo die 
Waffen Lyauty’s nicht hinreichten, da ebnete der rollende Frank die Wege. 
— Der taktisch hochbegabte Si Hermann“) verlor mit dem deutschen Zu- 
sammenbruche das Selbstvertrauen und verließ fluchtartig die Freiheitskämpfer, 
die noch unter Abd el-Krim u. a. auf den südlichen Abhängen des Rif ver- 
einigt waren. Taktische und politische Überlegungen geboten dem Uriagheli- 
Kaid die Rolle des Abwartens und der Defensive gegenüber einem über- 
mächtigen Gegner. — Marschall Lyauty hatte noch zu viel im Süden zu 
schaffen, um das Rifgebiet, das überdies in seiner Grenzendefinition strittiger 
Boden war, in Angriff zu nehmen. Diplomatisch vermied dieser es, vor dem 
Abschlusse des Friedensvertrages von Versailles den spanischen Rechts- 
ansprüchen im Rif ins Gehege zu kommen. — Bekanntlich war. im zweiten 
Algesiras-Vertrage (1912) an Spanien die Nordspitze des maghrebinischen 
Landes — außer der 90 km-Zone um und mit Tanger — als Mandatgebiet 
zugewiesen worden, hauptsächlich das Rifgebirge und die fruchtbare Ebene 
des Gharb umfassend. Nach dem französischen Mandatgebiete zu hatte man 
keinerlei genaue Grenzendefinition getroffen; die geplanten Vermessungen waren 
noch nicht begonnen worden. Ebensowenig aber war auch vonseiten Spaniens 
etwas geschehen, um den ganzen Gebirgsstock in Besitz zu nehmen. Er er- 
schien der spanischen Kolonialverwaltung als ein gar zu bösartiges Hornissen- 
nest! — In der ungelösten Grenzenfrage aber lag schon die schwebende 
Katharsis des ganzen Marokko-Problems, die zwei Jahre später akut wurde. 

Der politische Instinkt Abd el-Krim’s ließ ihn die nahende Krisis voraus- 
sehen. Von neuem belebte er den Waffenhandel und spann seine Beziehungen 
nun bis in die Presidio-Festungen hinein. Die korrupte spanische Soldateska 
spielte ihm bald Waffen und Munition, selbst Maschinengewehre in genügen- 
der Zahl in die Hände, um ständig mehrere Mauleseltransporte auf den 
Wegen von Céuta und Melilla nach Asjdir zu haben. Mehrmals unternahm er es, 
die verschiedenen großen Stammesverbände des Rif, wie Ghomara, Temsamen, 
Senhadja, Khmes, Hiaina, Marnissa, Branes, Ghiata, Rai usw. mit seinen 


) Alb. Bartels: „Auf eigene Faust“. Verlag: Koehler & Amelang, Leipzig. 
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Uriagheli zu einem Block zusammenzuschweißen. Selbst die ausgedehnten 
Djebala-Stämme im Westen und ihr Haupt Rais-uli suchte er für seine Pläne 
zu gewinnen; alle Bemühungen schlugen fehl an der Abneigung des alten 
„Räuberfürsten* im Schlosse bei Azila, sich in kriegerische Abenteuer einzu- 
lassen, die auf seine alten Tage noch seine fast absolute Stellung eines Pascha's 
und Vizesultans des Nordens und sein gutbezahltes Einvernehmen mit dem 
spanischen Mandatar in Gefahr gebracht hätten. Die Djebala aber gehorchten 
blindlings ihrem großen Kaid; obne sie aber blieb eine Vereinigung der Rif- 
völker (etwa 4— 500 000 Köpfe) ein Torso. 

Abd el-Krim wechselte die Methode und schlug einen neuen Weg ein. 
Nachdem er seinen Brüdern Hamed und Achmed die Stammesgeschäfte und 
den Waffenhandel anvertraut hatte, begab er sich 1920 unter neuem Namen 
und als angeblich Vertriebener ins spanische Lager. Seine gute Kenntnis der 
Landesverhiltnisse erwirkte ihm hier sehr bald einen Posten in der Kolonial- 
verwaltung von Melilla als ,Kadi* und mit dem Range eines „Capitano“. 
Der leitende Zivilkommissar Oberst Morales zog den vermeintlichen Renegaten 
in allen Eingeborenen-Angelegenheiten zu Rate, wodurch der Rifiot sich in 
kurzer Zeit infolge seiner einzigartigen Sachkenntnis unentbehrlich zu machen 
wußte. Sein aufs äußerster geschärfter Intellekt befähigte ihn aber auch, zu- 
gleich die schwachen Seiten der Kolonialpolitik des Eskorial im allgemeinen 
und die der Festung und der Besatzung im besonderen auszuforschen. 

Marschall Lyauty (ein Elsässer, eigentlich des Namens „Lautenschläger*) 
aber war ebenfalls nicht müßig geblieben. Seit 1919 begann er langsam seine 
Truppenposten ins Rif vorzuschieben und 1920 hatten diese Posten bereits das 
linke Ufer der überaus fruchtbaren Talmulde des Wergha-Flusses erreicht, die 
seit Urzeiten die Kornkammer des Rif bildete. Dieses unerwartete Vorgehen 
Frankreichs schreckte Spanien aus seiner „pacienca* auf. In überstürzter Hast 
betrieb der Eskorial die Aufstellung eines Expeditionsheeres, das mit größtmög- 
licher Schnelligkeit die Unterwerfung des Rifgebirges bewirken sollte, um einem 
weiteren Vorgreifen Frankreichs einen Riegel vorzuschieben. — Es war ja in 
Madrid längst kein Geheimnis mehr, daß die französische Presse mit großem 
Bombast die Wasserscheide des Rifgebirges als Mandatsgrenze propagierte! — 
An dem neuen Kadi zu Melilla fand diese Entwicklung der Dinge natürlich einen 
besonders scharfsichtigen Beobachter: jetzt mußte die Katharsis kommen. Seine 
gesteigerten Vorbereitungsmaßnahmen, seine Waffenschmuggelbeziehungen zu 
spanischen Soldaten und seine geheime Freiheitspropaganda unter der rifioti- 
schen Bevölkerung bei Melilla forderten den Argwohn der Spanier heraus und 
man entdeckte z. T. seine über die Wälle der Festung hinaus ins Rif verlaufenden 
Fäden. Man steckte also den dringend der Spionage Verdächtigen kurzerhand zu 
den übrigen Delinquenten der Deportationsfestung. Die bevorstehende Ankunft 
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des Expeditionsheeres zwang jedoch die Verwaltung von Melilla einen Teil 
der Kasematten und Gefängnisräume freizumachen, namentlich von Rifleuten. 
Unter den Entlassenen war Abd el-Krim. 

Nachdem er die Kommandantur noch vor Verlassen des Presidio vor einem 
zweiten „Kuba“ (der letzten Kolonialkatastrophe Spaniens) gewarnt hatte, eilte 
er auf schnellstem Wege nach Ajsdir zurück. Seine Boten trugen mit Windes- 
eile seine Mitteilung der drohenden Gefahr durch's ganze Rifgebirge und 
luden die Stammeshäupter aller Rifvölker nach Ajsdir. Den in kürzester Frist 
versammelten Kaids eröffnete er den Ausblick auf das nahende Eroberungs- 
heer und die drohende Unterwerfung. Der weithin verbreitete Ruf Abd el- 
Krim's als eines mächtigen Staatsmannes, sein Waffenreichtum, sein kriegeri- 
scher Ruhm, seine Kenntnisse und nicht zuletzt sein kühner Erkundungszug 
nach Melilla, alles das mag zusammengewirkt haben, daß die in ihrer Frei- 
heit bedrohten Rifstämme den Kaid der Uriagheli zu ihrem „Amrar“: ihrem 
Kriegshauptmann und Herzog wählten; nach Sitte und Herkommen auf ein Jahr. 

Mit der ganzen artilleristischen und technischen Ausrüstung moderner Heere 
landete im Früjahr 1921 General Sylvester in Melilla und drang mit seiner 
Armee von zwanzigtausend Mann in raschem Vormarsch in das Innere des 
Rifgebirges ein, in Richtung auf Ajsdir-Schefschaun, der „heiligen Stadt“ des 
Rif. In den Schluchten der Landschaft Annual, bei Geryet, erreichte im 
Juni 1921 den allzu siegeseiligen General samt seinem Heere das Schicksal. 
Sie waren in die wohlvorbereitete Falle Abd el-Krims geraten, und in mehr- 
tägigen Kämpfen wurde von den vereinigten ,Ruafa* das ganze Eroberungs- 
heer aufgerieben. General Sylvester fiel und ein zweiter General kam lebend 
den Siegern in die Hände. Daneben natürlich auch das gesamte, für die 
Rifstämme unschätzbare Waffen- und Ausrüstungsmaterial. 

Die Welt horchte auf und den großen Kolonialmächten wie England und 
Frankreich nahm die Sorge um ihr „Prestige“ ernstliche Gestalt an: Dieser 
ungewöhnlich glänzende Sieg barbarischer Stämme über ein zivilisiertes Heer 
erinnerte recht bedenklich an die Vernichtung des italienischen Heeres durch 
die Abessinier bei Adua (1896), an das Aduaduka der Gallier über Rom usw. 
Als nächste Folge dieses unerhörten Erfolges unterstellten sich denn auch 
alle Stämme von den Andjeras im Norden bis zu den Ghiata's im Süden in 
den Atlas hinein der Führung des großen „Roghi des Rif“, des „Schwertes 
Allah’s“. Yahi, Branes und Tsul, sowie Mestara, M'tuga und Gezauja 
schickten Aufgebote. Nur die Djeballa-Stämme zögerten; der mehr als siebzig- 
jährige Rais-uli hielt sie zugunsten der Spanier noch zurück; neben spani- 
schem Gelde sind wohl auch Motive der Eifersucht im Spiele gewesen 

Mit bedeutenden Truppenmassen setzten nun die Versuche Spaniens ein, 
ihre Niederlage wett zu machen. Doch war ihr Gegner nicht müßig ge- 
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blieben; die in der Annual-Schlacht erbeuteten Waffen usw. machten es Abd 
el-Krim möglich, dem neuen spanischen Generalissimus Berenguer sofort mit 
einem hartnäckigen Guerillakriege zu begegnen. Durch die zerklüftete Ge- 
ländegestaltung, durch den Mangel an Großkampfwaffen und auch durch die 
ungestüme auf Nahkampf eingestellte Kampfesmoral der Rifkrieger wurde 
diese für europäische Truppen recht ermüdende Kampfesart bereits diktiert. 
Die bei der Auslösung gefangener Spanier gewonnenen Lösegelder verwendete 
der Rifführer zum Ankaufe von Waffen, sowohl aus Europa als auch von — 
Lyauty, dem Sultansprotektor zu Fes. So lange und so oft Abd el-Krim 
die Waffen gegen die verspotteten „Hidalgos“ kehrte, war er der gehätschelte 
Liebling Frankreichs; es hatte ihm ja die undankbare Rolle des Mobren | 
zugedacht! — Unter treuherzigen Versicherungen innigster Sympathien fiir 
das Befreiungswerk der Ruafa schob der Generalresident seine starken Fortposten 
(120 u. m.) Schritt um Schritt über den Wergha und den Wad Leben hinaus, 
immer den rechtsseitigen Nebenflüssen Amril, Amser, Aulai folgend, indem er 
sie zunächst noch mit dem Charakter von Waffenschmuggelplätzen für die Rif- 
leute umkleidete. Das geschah fast ohne Widerstand. Denn 1922 waren 
von Céuta her die Spanier ins Land gedrungen und hatten (mit schließlich 
150000 Mann) das sechs Kilometer vom Meere gelegene Maurenstädtchen 
Tetuän (20000 E.) zu besetzen vermocht. Doch bereits auf den Abhängen 
des mächtigen Höhenzuges der Beni Hozmar südlich und westlich davon 
brachten die Rifkrieger den Vormarsch zum Stehen. Hier an der Nordfront 
zwischen Tetuan und der Tangerzone spielten sich überwiegend die Kämpfe 
von 1922 bis 1924 ab, von einem Vorstoße des Generals Sanjurio aus Melilla 
abgesehen, der es jedoch nur bis Afrau und Tafersit brachte. — In diesen 
Jahren wechselreicher Kämpfe erbaute sich Abd el-Krim aus den vielgestaltigen 
lockeren Stammesgefügen (84!) einen zwar kleinen, aber straff disziplinierten 
Staat. In Ajsdir — mehr ein Weiler denn ein geschlossener Ort (Leo der 
Afrikaner fand hier noch „eine große Stadt auf einem kleinen Hügel“) — 
vereinigte er nicht nur die gesamte Waffen- und Munitionsvorräte, sondern er 
zentralisierte bier auch Gerichtsbarkeit und Verwaltung, die Nahrungsmittel- 
verteilung und alle übrigen Zweige einer geordneten Staatsverwaltung. Si 
Hamed, sein Bruder, erbaute mit Hilfe einer aus zumeist deutschen Über- 
läufern aus der spanischen und französischen Fremdenlegion gebildeten Pionier- 
truppe Straßen und Brücken, zog Fernsprechleitungen bis in Frontnähe, 
richtete Blinkfeuerposten ein, und schuf kleine mechanische Werkstätten; 
ebenso errichteten diese gleichen Elemente eine Pulverfabrik, und eine Sanitäts- 
abteilung wurde aufgestellt. Sogar etwas Ähnliches wie einen Generalstab 
stellte sich Abd el-Krim zusammen. Sein Kriegsminister ist der alte Helden- 
kaid Sidi abd-Eslam. — Mit Hilfe hauptsächlich deutscher Instruktoren 
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(aus den feindlichen Legionen) hat der Rifherzog es zuwege gebracht, 
sich aus dem unvergleichlichen Kriegermaterial der Rifvölker in kurzer 
Zeit ein zwar kleines aber geradezu altpreußisch diszipliniertes Heer zu 
schaffen, das mit den Eigenheiten moderner Kampftaktik und des Graben- 
krieges wohl vertraut ist. Dazu kommt eine unüberbietbare Anspruchslosig- 
keit. Aus diesem Heere (etwa 8000 Mann) haben sich noch besondere Sturm- 
trupps herauskristallisiert. — Abteilungen dieses mustergültigen Heerkörpers, 
dem es auch an kleinkalibriger Artillerie nicht völlig mangelt, bilden den 
harten Kern für die von den einzelnen Stämmen aufgebotenen Harka’s, die 
durch ihre Kampfesweise in loser Ordnung mehr für den zähen Buschkrieg 
und den Kampf Mann an Mann geeignet sind, wodurch sie sich allerdings 
zum Schrecken ihrer Feinde gemacht haben ... Mit dieser kleinen Kriegs- 
macht vermochte es der „Amrar“ der Rifstämme zu Ende 1924 sogar, gegen 
die gewaltige Übermacht der Spanier angriffsweise vorzugehen. Ende Oktober 
war es einer spanischen Abteilung von 16000 Mann gelungen, die „heilige 
Stadt* Scheschauen zu erreichen; Abd el-Krim scheint ihr ein zweites Annual 
bereiten gewollt zu haben! — Nur mit Aufbietung aller Kräfte seines Heeres 
gelang es dem spanischen Diktator, dem Marquis d’Estella, der eingeschlossenen 
Truppe den Rückzug zu ermöglichen; unter Zurücklassung fast der gesamten 
Artillerie und des Fuhrparks! — Die winterliche Regenzeit machte den 
Operationen nun ein vorläufiges Ende. Auf energischen Druck des Marquis 
d’Estella hatte man die Front weiter zurückgenommen. Auch schien Spanien 
des unersprießlichen Kampfes müde und dem Frieden sehr geneigt zu sein. 
Die Forderungen Abd el-Krim’s gipfelten im wesentlichen in der Anerkennung 
eines unabhängigen Rifstaates und in Zurückbeschränkung der spanischen 
Machtansprüche auf ihre alten Presidios Ceuta und Melilla, und die einge- 
leiteten Verhandlungen schienen einen für beide Teile annehmbaren Vergleich 
ergeben zu wollen. In einer Versammlung von Politikern zu Madrid noch 
am ı. April 1925 setzte General Primo de Rivera — der nachmalige Marquis 
D’Estella — auseinander, daß er glaube, man habe sich beim Einlassen auf 
das marokkanische Unternehmen (1904) zu sehr von dem „Testament Isabella 
der Katholischen“ beeinflussen lassen, usw. Diesen Faden spann dann, deut- 
licher werdend, der Professor Yanguez weiter: Man solle doch davon abstehen, 
in dem marokkanischen Problem das Alpha und Omega der spanischen Politik 
sehen zu wollen. In dem französisch-spanischen Vertrage von 1912 sei Spanien 
verpflichtet, die eingeborenen Autoritäten des Landes zu unterstützen, nicht 
mehr, noch weniger — außerdem aber: Handelsunternehmungen an der Küste 
zu fördern und schließlich: keiner Macht die Festsetzung an der Küste und 
auf der südlichen Seite der Meerenge (!) zu gestatten. — Spaniens Zukunft 
liege in Südamerika, nicht in Afrika! - 
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Dem politischen Intriguenspiel Frankreichs sowohl wie den Einflüsterungen 
Englands gelang es jedoch, Spanien von seiner Absicht abzubringen und das 
Zustandekommen eines solchen, beiden wenig nützlichen Friedens zu hinter- 
treiben. Die politische Entwicklung der Dinge im französisch-spanischen 
Mandat-Grenzbereiche hatte sich einem kritischen Stadium genähert. Standen 
die französischen Truppenposten 1923 noch im Wargha-Tal, so finden wir 
sie Ende 1924 bereits mitten im Rifgebirge und bei dem starken Fort von 
Rihana im Zeruallande kaum 35 km von Scheschauen entfernt. Ein Protest 
Abd el Krim’s flog nach Paris an Poincaré wie auch an Lyauty. Das ließ 
aufhorchen! — Als sich dann im Verlaufe der Kämpfe aus dem vermeintlichen 
Trabanten und Condottieri Frankreichs ein furchtbarer Krieger und überlegener 
Staatsmann entpuppte, ließ der Sultansprotektor die Freundschaftsmaske fallen. 

Plötzlich wurde aus den gefälligen Waffenfaktoreien Ende 1924 eine Doppel- 
kette truppengefüllter und kanonengespickter Forts und die Verkehrswege in 
dem Nabrungsspeicher des Rif, das Wergha-Tal, wurden abgeriegelt. Gleich- 
zeitig setzten die Gegenminen Frankreichs im Eskorial gegen die Friedens- 
absichten mit dem „Rebellen* ein und ebenso hintertrieben Frankreich und 
England die Anerkennung eines freien Rifstaates beim Völkerbunde, wozu 
ein Antrag Abd el-Krim’s vorlag. Einer dreimaligen Anfrage des Rifführers 
in Fes nach einer genauen Mandatgrenzen-Definition wurde das mürrische 
Schweigen Lyauty’s zur Antwort. Mit Vorbedacht war Frankreich ja stets dieser 
prekären Grenzenfrage ausgewichen, ohne Zweifel: um durch Verschieben 
seiner Truppen die Wasserscheide des Gebirges zu gewinnen, oder in einer 
schwachen Stunde Europa’s das gesamte Rifgebiet einzustecken (und damit sein 
unvergleichliches Soldatenmaterial: zur Eroberung Europa’s). Die Wasserscheide 
als Grenze allein schon würde den größeren Teil des Gebirges und das gesamte 
Stromgebiet des Sebu und Muluja in die Gewalt Frankreichs bringen! — 

In Voraussicht der neuen kriegerischen Verwicklungen berief Abd el-Krim 
im Februar 1925 die Djemaa — eine Art Thing oder Parlament — aller 
verbündeten Stämme nach Ajsdir, wie es im Kriege alljährlich so vorge- 
schrieben ist, und zeigte den Kaids die neue Gefahr, den neuen Feind im 
Süden. Dieser große „Drif er-Rifit (etwa Generalrat d. R.) schloß mit der 
Bestätigung des genialen „Amrar“ auf ein weiteres Jahr und der Erweiterung 
seiner Rechte bis zur Unbeschränktheit eines Diktators. Zugleich nahm der 
Kriegsemir Würde und Titel eines Sultans und Scherifen des Rif an und er- 
klärte unter dem Beifall aller dem Sultan zu Fes als eines Verräters des 
Maghreb und des Islam den Krieg. — 

Wenige Wochen zuvor hatte der verwegene Djeballa-Kaid Hariro durch 
Überrumpelung Rais-uli’s in seinem Bergschlosse bei Azila den überaus strenge 
regierenden „Räuberfürsten“ als Gefangenen nach Ajsdir gebracht, wo dieser 
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allerdings nach einigen Wochen den Folgen der ungewohnten Strapazen der 
Reise erlag. Das Übertreten des gesamten Stammesverbandes der Djeballa 
zur Sache der Freiheit war die Frucht dieses kühnen ,Djich*, wozu die 
Stimmung übrigens schon längst reif war! Der Zuwachs an kriegerischer 
Kraft für Abd el-Krim war sehr bedeutend, für den kommenden Zweimächte- 
Krieg aber auch eine unbedingte Notwendigkeit! — 

Gegen Mitte April war es unzweifelhaft klar geworden, daß die kriegerische 
von Paris ausgehende Strömung im Eskorial zu Madrid die Oberhand be- 
kommen hatte; die Verhandlungen verliefen im Sande ... Die Nahrungs- 
mittelnot im Rif (an Brotgetreide namentlich) drobte zur Hungerkrise zu 
werden. Frankreich hielt durch seine Fortsketten die Wege ins Wergha-Tal 
hermetisch geschlossen und die Verstärkung seiner Grenztruppen durch Truppen 
und Geschütze aus Algier, Indochina, Syrien, weit über die etatsmäßige Zabl 
(64 500) hinaus, beleuchtete für den Rifführer blitzschnell das Vorfeld kommen- 
der Dinge. Als aber Lyauty Ende April dem Völkerrechte zuwider die dritte 
Gesandtschaft Abd el-Krims in Fes gewaltsam festsetzte, brach der Rifherzog 
los, drang mit seinen beweglichen Truppen — nach Angaben Si Hamed’s nur 
2—3000 Mann! — durch und über die Fortslinien und bahnte sich. einen 
Weg in den Getreidespeicher des Rif, ins Wergha-Tal. Dieser ungestüme 
Vorstoß nach Süden erbrachte die Einnahme von mehr als sechzig Forts und 
befestigten Posten und aus diesen eine beträchtliche Beute an Waffen, Munition 
und Ausrüstung; neben einigen Dutzend Gebirgskanonen fielen auch zwei 
ı5 cm-Geschütze den Ruafa in die Hände. Von größtem Werte aber war 
die wohlbestellte Getreidekammer des Wergha-Tales für Abd el-Krim; alle 
erreichbaren Vorräte ließ er in luftige Höhlen im Innern des Gebirges schaffen, 
von wo sie rationiert zur Verteilung gelangten. — Als nächste Wirkung er- 
gab dieser Vormarsch auf Taza und Fes den Übergang aller Stämme der 
südlichen Rifabdachung bis hinter die mit größter Mühe nur gehaltene 
französische Linie bei Taza. Merebbi-Rebbo, der immer noch unbezwungene 
Freischarenführer des Sus und der kühne Bal-Hazem des Tafilelt und Süd- 
atlas erhoben mit neuem Mute die Fahne der Freiheit. Selbst bis in die 
weite Talmulde des Muluja-Flusses pflanzte sich die große Bewegung fort, 
dem französischen Oberkommando (Petain!) gewaltige Schwierigkeiten be- 
reitend. Die Freiheitspropaganda Abd el-Krims, durch zumeist den Senussi, 
Aissawa und anderen Orden angehörige Marabuts bis in die letzten Gebirgs- 
winkel des Atlas und ganz Nordafrika’s getragen, kann alsbald recht bittere 
Früchte für Frankreichs Kolonialherrschaft in Nordafrika ertragen. Frank- 
reich hat es nur dem diplomatischen Geschicke seines klugen Generalresidenten 
Lyauty zu danken, wenn die drei großen Berbergruppen des Zentralatlas — 
weil völlig unabhängig belassen, sich bisher neutral verhielten: die Glawı, 
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M'tugi und Mafaldi. — Nach erbitterten Kämpfen vor Taza, am Djebel Sarsar, 
am Biban-Plateau usw. und nachdem er mehr als zweihunderttausend Mann 
mit einer erdrückenden Übermacht an Tanks, Flugzeugen, Geschützen an 
die Kampffront warf, ist es dem französischen Gegner schließlich gelungen, 
die schwachen Rifkontingente auf das eigentliche Gebirgsmassiv zurückzu- 
drücken. Den im Höchstfalle 30 000 Kriegern Abd el-Krim's stehen nicht nur 
die 200000 Franzosen samt den Mahalla’s des Sultans und den auf den 
Dörfern ausgehobenen Unfreiwilligen gegenüber, der Vierfrontenkrieg hier 
zwingt den Feldherrn des Rif, auch den Angriffen von 150000 Spaniern zu 
begegnen. Und nicht nur Spaniern! Stammesfehden und Familienzwist haben 
einen Teil der Ruafa mit den Feinden gemeinsame Sache machen lassen; als 
Oktober vorigen Jahres die letzte Gewaltprobe beider Großmächte den Spaniern 
die kurze Besetzung Ajsdir’s erbrachte, betrat mit seinem Anhang ein Vetter Abd 
el-Krim’s Soloman den heimatlichen Boden wieder und wurde mit der Zivil- 
verwaltung des Bezirkes betraut 

Nun hat kürzlich der diesjährige „Drif er-Rifi die Fortsetzung des Kampfes 
beschlossen. Mit jetzt beginnendem Frühjahr werden Frankreich und Spanien 
unter höchstmöglicher Kraftentfaltung zum Marsche auf Scheschauen und in 
den Felsenkern des Rif vorzustoßen anheben, um dem Freiheitstraum Abd el- 
Krim’s und seiner Hirten und Bauern den Rest zu geben. — Noch aber sind 
die Würfel nicht gefallen! 

Abd el-Krim, der einfache Mensch, der sich mit seinen Ruafa täglich an 
»Kuskus* und Hammelfleisch genügen läßt, der in Lehmhütten oder Höhlen 
sein Nachtlager hat, dessen einzige Erholung nach der Mahlzeit ein Kapitel 
Kriegsgeschichte oder fremde (deutsche!) Sprachen bilden, dieser geistige 
Exponent des Rif und staatsmännische Idealist wird es auch weiterhin vor- 
ziehen, den Argumenten der Waffen mehr zu vertrauen, als denen des Rechtes 
— der „Selbstbestimmung“! — Dieser geniale Kämpfer eines gewaltigen 
Idealismus, dessen ganzes Lebensbild eine einzige Paraphrase aller Freiheits- 
kämpfe des Maghreb seit zwanzig Jahren bedeutet, wird sicherlich ein würdigeres 
Ende zu nehmen wissen, als ihm von der Pariser Presse unter Hinweis auf 
Bu’Hamara — im Löwenzwinger Mulai Hafid's — angekündigt wurde 

Einem journalistischen Ausfrager, der Abd el-Krim gegenüber die Rolle 
seines Stammes, der Uriagheli, mit jener Preußens bei der Gründung des 
Deutschen Reiches verglich, nickte der schweigsame Feldherr Beifall; — viel- 
leicht gedachte er auch seiner geplanten Rolle eines Bismarck Nordafrikas. 

Sollte aber Abd el-Krim mit seiner Freiheitsidee an der erdrückenden Über- 
macht seiner Gegner scheitern, — die Ideen selber würden weiter wuchern im 
Bewußtsein der islamischen Völker, bis zu einer glücklicheren Verkörperung: 
Ideen schlägt man nicht mit stärkeren Bataillonen tot! — l 
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Die Krisis im Genfer Völkerbund ist noch immer nicht überwunden: 
Spanien hat seinen außerständigen Ratssitz niedergelegt und will künftigbin 
den Beratungen des Völkerbundes fernbleiben, wenn ihm nicht der haachi 
Großmachtanteil an der Weltliga gewährt wird; Brasilien ist noch einen Schritt 
weiter gegangen und droht mit dem Austritt aus dem Völkerbund für den 
Fall, daß die Umgestaltung der Völkerbundsorganisation seinen Wünschen 
nicht gerecht wird. Die europäischen Staatsmänner zerbrechen sich den Kopf, 
um einen Ausweg aus diesen fatalen Schwierigkeiten zu finden. Derweilen 
frohlocken die Gegner des Völkerbundes in der Union und hoffen, daß die 
Stunde nahe ıst, wo sich alle amerikanischen Staaten von Genf zurückziehen 
und statt dessen zur Gründung eines panamerikanischen Völkerbundes schreiten. 
— Es wird Deutschland ım Falle seines Eintritts in den Genfer Völkerbund 
nicht leicht werden, seine eigenen Belange zu wahren, ohne sich nach dieser 
oder jener Seite wertvolle Freundschaften zu verscherzen. 

In Europa selbst ist durch den Abschluß des deutsch-französischen 
Luftfahrtabkommens (6. Mai 1926) zweifellos eine gewisse Entspannung 
eingetreten. Trotz des Widerspruchs der Militärs im Lager der Alliierten 
sind die das deutsche Flugwesen niederhaltenden „Begriffsbestimmungen" ge- 
fallen, auch der Luftschiffbau (Zeppelinwerke!) ist freigegeben, und Deutsch- 
land kann nun das Überfliegen seines Hobeitsgebietes unbedenklich gestatten. 
Mit der Einrichtung der neuen Fluglinie Berlın Paris treten wir tatsächlich 
in eine neue Periode des europäischen Luftverkehrs ein, und es berührt wie 
ein Symbol, daß zu gleicher Zeit Ingenieure der „Deutschen Lufthansa“ in 
Sibirien Vorstudien zur Errichtung einer regelmäßigen Luftlinie Moskau— 
Peking machen. Von London und Paris wird nun in Bälde die große trans- 
eurasiatische Luftlinie über Berlin—Moskau nach Peking und Tokio führen! 

Während Wirtschaft und Technik das europäische Gemeinschaftsgefühl pflegen 
und ihm organisatorisch Gestalt zu geben versuchen, bleibt die Politik allent- 
halben in die alten nationalistischen Dogmen verkrampft und findet über den 
Sorgen und Nöten des Augenblicks nicht Kraft und Muße, einen Generalbe- 
bauungsplan für das neue Europa aufzustellen. 

Portugal ist abermals von schweren Revolutionswirren heimgesucht worden. 
General Cabecadas, der die Macht zunächst an sich gerissen, ist inzwischen von 
General Da Costa verdrängt worden. Worum es sich bei diesen 5 handelt, 
ist aus der Ferne nicht mit Sicherheit zu beurteilen: Kampf gegen das verrottete 
Parteiwesen und die Bestechlichkeit der bisherigen Regierungsführer oder Wieder- 
herstellung der Monarchie? Wahrscheinlich überschneiden sich verschiedenartige 
Tendenzen, und sicher ist nur, daß dieser Winkel Europas wieder einmal die 
schweren Lasten des Bürgerkrieges zu tragen hat. 

In England dauert der Streik in den Kohlengruben noch immer an und 
lahmt das Wirtschaftsleben von Tag zu Tag empfindlicher. Der wider Er- 
warten rasch zusammengebrochene Generalstreik hat inzwischen noch ein pein- 
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liches politisches Nachspiel gefunden. In einer scharfen Note an die Sowjet- 
Union ba England dagegen Verwahrung eingelegt, daß die russischen Ge- 
werkschaften mit Wissen der russischen Regierung einen Betrag von 380 000 
Pfund Sterling zur Unterstützung des englischen Generalstreiks überwiesen 
haben. Die Machthaber der Sowjet-Union erwiderten, daß ihnen kein Recht 
zustünde, in die Finanzgebahrung der russischen Gewerkschaften einzugreifen. 
Mit diesem Notenwechsel ist die Angelegenheit vorerst erledigt. An einen 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Sowjet-Rußland denkt die britische 
Regierung im Augenblick nicht. Die Beziehungen zwischen den beiden Riesen- 
reichen baben sich aber unter allen Umständen wesentlich verschärft, und es 
ist nicht abzusehen, ob der fundamentale britisch-russische Gegensatz nicht 
doch einmal zum Äußersten führt. „Rom und Kartbago“ können in der Welt 
nicht nebeneinander bestehen. 

Der abermalige Sturz des französischen Franken hat zu einer erneuten Kabi- 
nettskrisis geführt. Mit allen Mitteln sucht man in Frankreich nach dem 
Zauberer, der die Staatsfinanzen in Ordnung bringt, ohne an der kostspieligen 
Rüstung zu Lande, zu Wasser und in der Luft zu rütteln. Weder Briand 
noch Herriot ist es geglückt, zum Ziele zu kommen. Wird man in der 
` äußersten Not nun etwa auf Poincaré zurückgreifen? Aber was sollte schließ- 
lich auch das nützen? Mit Worten, Programmen, Drohungen nach dem Osten 
usw. ist dem Lande und seiner Währung nicht geholfen. Das bequeme „les 
Boches payeront tout“ zaubert heute auch kein Gold mehr hervor. Frankreich 
steht am Scheidewege. Bekennt es sich nicht endlich als Glied der europä- 
ischen Schicksalsgemeinschaft, verzichtet es nicht in zwölfter Stunde auf die 
machtgegründete Hegemonie über Europa, so dürfte der gänzliche Währungs- 
verfall und die damit verbundene politische Erschiitterung schwerlich aufzu- 
halten sein. — Man sollte meinen, daß der französische Staat in seiner gegen- 
wärtigen Lage mit allem Eifer darauf bedacht sein müßte, Einigkeit und Ruhe 
in seinem Innern zu erstreben. Das will man im Ernst natürlich auch jenseits 
des Rheins, aber man versteht darunter, daß sich alle Staatsgebiete und Be- 
völkerungsteile im Sinne des französischen Zentralismus blindlings der Meinung 
von Paris unterwerfen. Im Lande der Freiheit und Menschenrechte gilt es 
als ein Verbrechen, wenn sich Beamte für die Berücksichtigung der kulturellen 
Eigenart der annektierten fremdstämmigen Staatsangehörigen einsetzen. Nach- 
dem Paris die Strafverfolgung gegen die Unterzeichner des Aufrufes des elsaß- 
lothringischen Heimatbundes verfügt bat, darf sich Frankreich wirklich nicht 
mehr über die Methoden des faschistischen Italien entrüsten. 

Unser deutsches Vaterland begreift den Ernst seiner Schicksalsstunde 
noch immer nicht. In einer Zeit, wo alle Kräfte zur Lösung der außer- 
ordentlich schwierigen Fragen der internationalen Politik zusammengefaßt 
werden müßten, verpufft es seine Kräfte in innerpolitischen Kämpfen, die ver- 
gleichsweise belanglos genannt werden müssen: Flaggenfrage, Fürstenabfindung 
usw. Es ist nachgerade zum verzweifeln, untätig mitansehen zu müssen, 
welche Orgien bei uns das Laster eines gänzlich verfahrenen Parteiwesens 
feiert. — Zu alledem ist namentlich Mittel- und Ostdeutschland von ver- 
heerenden Unwettern heimgesucht worden, die auf weite Strecken hin einen 
in die Millionen gehenden Schaden angerichtet und vielfach die Ernte gänz- 
lich vernichtet haben. 
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In Polen hat Marschall Pilsudski die bisberige Regierung weggefegt und 
faktisch die diktatorische Leitung des Staatswesens übernommen. Wieder ein 
Analphabetenstaat, der dem Faschismus unterliegt (vgl. diese Zeitschrift, Jahr- 

ng 1926, S. 134)! Im Ernst ist doch tatsächlich nicht daran zu zweifeln, 
96 Pilsudskis Verlangen nach entsprechender Umgestaltung der polnischen 
Verfassung erfüllt wird. Es bleibt eben dabei: Staat zu werden ist nicht 
schwer, Staat zu sein dagegen sehr! — Für das Wirtschaftsleben Polens be- 
deutet es einen schweren, wenngleich durchaus gerechten Schlag, daß der 
Haager Gerichtshof der Klage Deutschlands gegen Polen in vollem Umfange 
stattgegeben hat. Das sogenannte Annulationsgesetz vom 14. Juli 1920, mit 
dem Polen den Raub deutschen Besitzes zu bemänteln versuchte, ist klar und 
bündig für rechtsungültig erklärt worden, weil es gegen international an- 
erkannte Rechtsgrundsätze verstößt. Die Enteignung des Stickstoffwerkes in 
Chorzow muß nunmehr rückgängig gemacht werden, aber die Entscheidung 
des Haager Gerichtshofes vom 25. Mai 1926 wird darüber hinaus weitere 
Kreise zıehen. Nach den vielen schweren Enttäuschungen der letzten Jahre 
erlebt Deutschland endlich einmal die Genugtuung, daß Recht Recht bleibt. 
Indessen selbst mit noch so großen Geldsummen kann Polen nicht das unsag- 
bare Leid wiedergutmachen, das es in seiner Raubgier über Tausende und 
Abertausende von deutschen Volksgenossen gebracht hat. 

Der Traum eines Locarno-Paktes für Osteuropa darf nach der im Juni statt- 
gefundenen Konferenz der Kleinen Entente wohl endgültig als ausgeträumt 
gelten. Trotz aller schönen Redensarten ist die Stellung von Benesch ernst- 
haft erschüttert. Der Blickpunkt der drei Staaten ist eben doch gar zu ver- 
schiedenartig, um eine feste und dauerhafte Bindung zu gestatten. Rumänien 
denkt in erster Linie an Beßarabien und möchte die Kleine Entente zu einem 
Bündnis gegen Sowjet-Rußland ausgestaltet wissen. Jugoslawien muß in der 
Hauptsache Balkanpolitik treiben (Mazedonien, Saloniki!) und liebäugelt noch 
immer mit einem gewissen Panslawismus. Die Tschechoslowakei endlich ist 
schon durch ihre Lage und das Nationalitätenproblem viel stärker mit dem 
Westen verbunden und möchte als französischer Trabantenstaat vermittels der 
Kleinen Entente vor allem an der Einkreisung Ungarns und Deutschlands mit- 
arbeiten. Man sieht, von einheitlicher Zielsetzung kann bei der Kleinen Entente 
wirklich nicht die Rede sein. 

Im Baltıkum rafft sich das geknebelte Deutschtum zu einer gesetzmäßigen, 
aber sehr bestimmten Gegenwehr auf. Die Agrarreform, die Estland seit 
1919 durchgeführt hat, lief faktisch auf eine Enteignung lediglich der deut- 
schen Kulturträger hinaus. Bei der Beratung dieses Gesetzes wurde seinerzeit 
ja auch mit zynischer Offenheit betont, es diene dazu, „um dem Deutschtum 
im Lande das Rückgrat zu brechen“. Jahrelang zogen sich dann die Ver- 
handlungen wegen ia Entschädigung der deutschen Landbesitzer hin. Nun 
endlich hat man auch bierfür ein Gesetz fabriziert, nach welchem den Deut- 
schen eine Entschädigung in Höhe von rund 5°, (!) des wahren Wertes ge- 
zahlt werden soll. Das Deutschtum in Estland hat daraufhin Klage beim 
Völkerbund eingereicht mit der Begründung, daß sowohl das Enteignungs- 
gesetz als auch das Entschädigungsgesetz einseitig gegen eine Minorität ge- 
richtet sei und deshalb gegen die ın der Verfassung verankerte Gleichberech- 
tigung aller völkischen Elemente des estischen Staates verstoße. Wir wissen, 
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daß unsere deutschen Brüder in Estland große Opfer zu bringen bereit sind, 
um nur als Gleiche unter Gleichen im Lande ihrer Väter bleiben zu können. 
Wogegen sie sich mit Recht wehren, ist die Vergewaltigung durch das estische 
Staatsvolk, das seine Bildung in erster Linie der deutschen Kultur verdankt. 
Hoffen wir, daß der Völkerbund nicht wieder gleichgültig die Achseln zuckt, 
sondern entschlossen und mit aller Tatkraft dem Recht zum Siege verhilft. 

Über Rußland ist Wesentliches nicht zu berichten. Nach der Kaltstellung 
von Sinowjew und Kamenjew, den Führern des radikal-orthodoxen Kommunis- 
mus, haben diejenigen Gruppen die Oberhand gewonnen, die, ohne es einzu- 
gestehen, einer au ges des bolschewistischen Rußland an das kapitalisti- 
sche Westeuropa das Wort reden. Indessen die Schwierigkeiten sind damit 
noch keineswegs überwunden. Die russisch-englische Spannung erwähnten 
wir oben. Das Verhältnis zu Deutschland ist im Augenblick nicht das beste, 
denn Rußland findet die Bedingungen des deutschen Kredits unannehmbar 
und hat angeordnet, die deutschen Fabriken zu boykottieren und Aufträge 
unter sonst gleichen Umständen nach England, Frankreich, Amerika usw. zu 
vergeben. Wir halten diese Anweisung vorerst für einen Schachzug der 
Moskauer Staatsmänner. Wer wird Rußland Kredite zu günstigeren Bedingungen 
einräumen, als es Deutschland glaubt verantworten zu können? Und wird 
Rußland im Interesse seiner Währung mit Aufträgen nicht überhaupt sehr 
zurtickhalten müssen, wo durch die Wolgahochwässer Millionenschäden an- 
gerichtet worden sind und die Getreideausfuhr des Vorjahres sich als Zu- 
schußbetrieb (!) erwiesen hat? — Wir sind von jeher für eine deutsch-russische 
Zusammenarbeit eingetreten und verfechten auch heute noch diesen Stand- 

unkt. Aber das darf uns nicht hindern zu erkennen, daß die wirtschaft- 
iche Kraft der Sowjet-Union trotz aller Paradereden ihrer Führer eher weiter 
gesunken, denn gewachsen ist. 

Im Orient gärt und brodelt es nach wie vor. Der britisch-türkische 
Streit um Mossul ist zwar fürs erste beigelegt, nachdem Mitte Juni 
der diesbezügliche Vertrag von allen drei Parteien (England, Irak, Türkei) 
angenommen worden ist. Es handelt sich um einen glatten Sieg der briti- 
schen Politik. Als Nordgrenze des Irak erkennt die Türkei jetzt doch die 
Brüsseler Linie an; ein Anrecht auf das im Mossulbezirk geförderte Erdöl 
steht der Türkei nicht zu, die Regierung des Irak zahlt der Türkei statt 
dessen 25 Jahre lang 10% von allen Einnahmen, die ihr aus der Erteilung 
der Erdölkonzessionen erwachsen. Warum ist Angora schließlich doch so weit 
zurückgewichen? Man geht wohl nicht fehl, wenn man annimmt, die Türkei 
fürchtete vor allem einen starken Druck Italiens im Solde Großbritanniens. 
Seit Monaten spricht Italien mit auffallender Bestimmtheit von seinen Inter- 
essen in Anatolien; seit Monaten beliefert Italien Griechenland mit Kriegs- 
material aller Art. Dafür, daß England die italienischen Belange im Mittel- 
meer und in Nordafrika anerkannte, hat sich Italien augenscheinlich ver- 
pflichtet, die britischen Interessen in Vorderasien tatkräftigst zu unterstützen. 
Das also ist offenbar das Geheimnis der britisch-italienischen Freundschaft! 
Und die Türkei erachtet die Rückendeckung durch Sowjet-Rußland nicht für 
stark genug, um einem britisch-italienisch-griechischen Vorgehen widerstehen zu 
können. Fürwahr, die Geheimpolitik ist restlos abgeschafft, das Zeitalter eines 
brüderlichen Zusammenlebens aller Völker ist gekommen! 


Dieselbe Brüderlichkeit und Menschlichkeit bekunden die Franzosen in 
Syrien. Je nach dem erhofften Erfolg arbeitet man dort mit Zuckerbrot 
oder mit der Peitsche. Der Anerkennung der Republik Libanon (Mai 1926) 
steht das erneute Bombardement von Damaskus gegenüber, wobei gegen 
2000 Wohn- und Geschäftshäuser zerstört, 400 Menschen getötet und nahezu 
30 000 Personen obdachlos gemacht wurden! Es wird in dem en 


Lande keine Ruhe geben, ehe nicht die französische Okkupationsarmee den 
syrischen Boden verlassen hat oder — die Mehrzahl der syrischen Männer 
im Freibeitskampf gefallen ist. Der Europäer darf sich nicht wundern, wenn 
der Orient mehr und mehr in ihm den Todfeind erblickt. 

Indessen, noch ist der Weg zu einer politischen Einheit des Orients oder 
vollends des gesamten Islam gar weit. Die Islamkonferenz von Kairo konnte 
naturgemäß nur einen Auftakt darstellen und nicht mehr. Als Anfang zu einer 
Zusammenfassung des politischen Willens aller Islamstaaten bleibt sie jedoch 
ein weltbistorisches Ereignis, auch wenn ihre positiven Ergebnisse im Augen- 
blick mager erscheinen müssen. Der Tagungsort war eben auch nicht sehr 
glücklich gewählt. Trotz des parlamentarischen Sieges von Zaghlul Pascha 
ist Ägypten kein freies Land, und die Teilnehmer des Islamkongresses fühlten 
sich auf Schritt und Tritt von den Spionen Albions bewacht. Kein Wunder, 
wenn unter diesen Umständen manches Wort ungesagt blieb, mancher Plan 
für eine bessere Gelegenheit aufgehoben wurde. Man lasse sich dadurch nicht 
täuschen: der Islam febi und begebrt in der ihm eigentümlichen Verquickung 
von Religion und Politik neue, eigene politische Daseinsformen für alle ihm 
zugefallenen Erdräume und Völker. | 

Der Freiheitskampf der Rifkabylen hat nach langem, schweren Ringen 
einen tragischen Abschluß erfahren: Abd el Krim ergab sich den Franzosen 
und wird vermutlich sein Leben in der Verbannung (Madagaskar?) zu be- 
schließen haben. Franzosen und Spanier trachten danach, ihren ,Sieg* zu 
nutzen, ohne eine Einmischung seitens Großbritanniens oder Italiens zu er- 
fabren. Ob sie in diesem diplomatischen Kampf ebenso erfolgreich sein werden 
wie im Kampf gegen Abd el Krim, bleibt dahingestellt. Italien wird ver- 
mutlich alles aufbieten, um eine gründliche Neuordnung im nordwestlichen 
Afrika herbeizuführen und bei dieser Gelegenheit seine Stimme zu erheben; 
nicht umsonst warf die „Bella Italia“ mit 1300 Mitgliedern des italienischen 
Flottenbundes an Bord kürzlich gerade in Tanger Anker. Großbritannien 
dürfte dann im ureigensten Interesse treu zu Italien halten, denn der Herr 
Gibraltars kann nicht dulden, daß der französische „Verbündete“ auf der 
Gegenküste all zu stark wird. Das Westtor des Mittelmeeres darf, wenn 
Britanniens Seegeltung unangetastet bleiben soll, keineswegs unter französischen 
Kanonen liegen! 


KARL HAUSHOFER: 
BERICHT AUS DEM INDO-PAZIFISCHEN RAUM 
Die geopolitische Unhaltbarkeit der Hauptstadtlage Pekings, sobald sich 


die Landschaften des Hochsteppenrandes auf die Dauer im Gegensatz zu den 
33 
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chinesischen Stromebenen befinden — eine geopolitische Dauertatsache im ost- 
asiatischen Staatsgefüge —, erweist sich auch jetzt. Außer den Machtschwer- 
punkten in Kanton (Kwangtung und Kwanghsi), am mittleren Yangtse um 
Hankau (von dem aus Wu Pei Fu wieder nach Norden vorgestoßen war), in 
der Mandschurei (Chang Tso Lins) hat nun der Gouverneur von Nanking Sun 
Chuan Fang die drei Yangtsemündungs-Provinzen und ihre nördliche und süd- 
liche Flügellandschaft, Anhwei und Fukien, für selbständig erklärt und diesen 
Raum, Umfang und Volkszahl (108. Mill.) einer Großmacht, mit der wichtigen 
Wirtschaftszentrale Shanghai zunächst von Peking los gemacht. Zwischen diesen 
een Gruppen behaupten sich noch das volkraiche Szechuan im Westen, 

hensi und Shansi (dieses allerdings nur mühsam gegenüber den Kuo Min Chun- 
Truppen) und Hunan (leichter gegenüber der schon fast sagenhaften Kantoner 
Nord-Expedition) in selbständiger Lage, und Shantung liefert seine Söldner aus 
der dichtgedrängten, hungernden Volksmenge allen in der Nachbarschaft fech- 
tenden Armeen. Gänzlich ist aber auch die Kraft der Kuo Min Chun nicht 
erloschen, deren Führer jüngst noch der in Moskau in seiner ganzen etwas 
brutalen Pracht photographierte Feng Yu Hsiang war: das beweist ibr Vor- 
stoß nördlich Peking bis auf 18 km an die Stadt heran. 

Auch die Marschall-Zusammenkunft in Pautingfu kann nichts daran ändern, 
daß keine einzelne der Großlandschaften Chinas in der gegenwärtigen Ver- 
kehrslage stark genug ist, den andern ihren Willen aufzuzwingen. Das ist 
um so weniger möglıch, als sich in Shantung und Honan bereits Bauernbe- 
wegungen (Rotlanzen) zeigen, die alles, was ın China etwas zu verlieren hat, 
daran mahnen, daß es höchste Zeit für das Sich-Durchfinden zu einem halt- 
baren Kompromiß geworden ist, wenn nicht die Einheit des Volksstaats der 
blühenden Mitte wieder auf Jahrhunderte in die Brüche gehen soll — nach 
dem chinesischen Sprichwort: „Lang getrennt — gehen wir zusammen —, 
lang beisammen — trennen wir uns leicht!“ 

Die Gefahr einer solchen Trennung wird aber in größte Nähe gerückt, 
wenn Marschall Chang Tso Lin jetzt wirklich tut, was ıhm als Zeichen staats- 
männischer Klugheit zu tun angeraten wird: indem er sich auf die drei öst- 
lichen Provinzen zurückzieht. Denn in diesem Fall könnte wirklich der Puffer- 
staat in der Mandschurei über Nacht Wirklichkeit werden. Gerade, weil die 
Sowjets durch den Niederbruch Iwanows in der ostchinesischen Bahn und 
Karachans in Peking jetzt weit eher reif zur Verständigung mit dem gleich- 
falls in den Festlandfragen mürber gewordenen Japan geworden sind, rückt 
eine solche Möglichkeit einer neuen Pufferstaatsbildung in den Vordergrund. 

Die beiden wichtigsten, hier vom pazifischen Gebiet aus hereinspielenden 
Fragen: der Wirtschaftswert der Mandschurei, ihre Ausnützung und die 
Möglichkeit einer russisch-chinesisch-japanischen Kooperation, und der augen- 
blickliche Zustand des japanischen Nationalismus sind in diesem Frühjahr zu- 
sammenfassend erörtert worden. Im ersten Fall schrieb Graf Shimpei Goto 
im Naikan, im zweiten Dr. S. Washio im Transpazifik (Tokio), dieser in 
scharfer Kritik einer Rede von Nagata über die Eigenart des japanischen 
Nationalismus, namentlich über seine Darlegung, warum eine kommunistische 
Revolution zwar in Rußland eintreten könne, in Japan aber nicht, und warum 
das parlamentarische Regime in England fruchtbar war, aber nicht im öst- 
lichen Kaiserreich, das keine fremden Beispiele nachahmen solle. 
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Beide Auslassungen sind ungewöhnlich wertvoll, weil Japaner vom Bau schon 
durch irgend einen Anlaß gereizt sein müssen, wenn sie sich mit ihrer Kennt- 
nis der Tatsachen und nächsten Entwicklungen in der Öffentlichkeit über 
wichtige Angelegenheiten ihres Vaterlandes so weit herauswagen sollen, wie 
es der erfahrene langjährige Drahtzieher der südmandschurischen Bahn und 
Freund eines ja 3 Zusammengebens, Graf Goto, und der kluge 
wachsame Rundschauer des amerikanisch-japanischen Transpazifik, Washio, 
jüngst getan haben. Wenn Graf Goto das Instrument der öffentlichen Meinung 
leise dadurch stimmt, daß er auf die enorme Wertsteigerung des von ihm in 
volle Blüte gebrachten Bahnunternehmens von 200 Millionen auf 2 Milliarden 
Ven, des Handelswertes von Dalny von 120 Millionen auf mehr als 1200 Mil- 
lionen G.-M. hinweist, ist es sein gutes Recht. Wie es kaum einen Nieder- 
länder gibt, dessen irdisches Heil nicht irgendwie mit Java und Insulinde zu- 
ö gibt es kaum einen Japaner, dessen materielles Wohl nicht 
durch die mandschurische Entwicklung gefördert wurde. 600 Millionen G.-M. 
arbeiten allein durch die Bank von Chosen und die Orient. Entwicklungs- 
Gesellschaft in der Mandschurei. Es ist also eine sehr volkstümliche Note, 
die Goto hier anschlägt; denn der reiche Japaner wird reicher durch die Blüte 
der Mandschurei, der arme, unternehmende erhofft sich dort eine letzte Mög- 
licbkeit zum Aufbau einer besseren Existenz, der Mittelstand sichere Versorgung 
seiner studierenden Söhne oder der „verlorenen Kinder“. 

„Ein gutes Einvernehmen und freundschaftliche Beziehungen zwischen Japan, 
China und Rußland müssen eben aufgerichtet werden, um die Gefahr der 
schnell wachsenden Bevölkerung in einen Vorzug zu verwandeln", sagt Graf 
Goto. Weil China aber aus seinen Erfahrungen mit dem fremden Kapital vor 
einer Verquickung zunächst zurückscheut, „hängt die Vollendung von Japans 
Cbinapolitik im weitesten Maß vom Erfolg seiner russischen ab“ .. „Daher 
erklärt es sich, warum ich das bißchen Energie, das ich besitze (es ist nicht 
so wenig!), für die Wiederaufnahme des diplomatischen Verkehrs mit der 
Sowjet-Nation aufgewendet habe.‘ 

Aus so weitsichtigen Motiven schlägt Graf Goto die Bildung eines groß- 
kapitalistischen Kérpers mit etwa 400 Millionen G.-M. Anfangskapital zur 
Entwicklung der Mandschurei, Sibiriens und der Kiistenprovinzen vor. Ein 
Drittel sollte der japanischen Siedelung größten Stils in diesen Landschaften 
dienen; das ist einer von den Gedanken, mit denen der in die Zukunft 
blickende alte Staatsmann die Gefahrlinien auseinanderzubiegen sucht, deren 
endliches Zusammenstreben in der Mandschurei Krieg bedeuten könnte; denn 
Japan kann nicht aus der Mandschurei weichen, auch nicht, wenn es sich 
noch viel schneller von seiner nationalistischen Überlieferung, die Nagata lobt 
und Washio lächerlich macht, hinweg entwickeln würde. Es bleibt — „dicht 
bevölkert und mit sehr begrenzten Hilfsquellen“ — im Innern friedliebend 
und solide, weil es sich nichts anderes leisten kann.“ 

So kommen also der Rationalist der Horizontalbewegung und Vertreter ein 
der Kokusuikai auf die gleichen geopolitischen Grundzüge ab! 

Einen wichtigen geopolitischen Berührungspunkt angelsächsischer und chine- 
sischer Interessen, auf den Sun Yat Sen schon vor Jahren (International De- 
velopment of China!) hingewiesen hatte, versucht H. Stringer (The Chinese Rail- 
way-System) neuerdings wieder in den Vordergrund zu rücken. Wenn wir 
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die der Bevölkerungszahl, nicht dem Raum nach annähernd gleiche Eisenbahn- 
dichte Indiens und Japans als ungefähr normal für den indopazifischen Raum 
ansehen, mit rund 5000 und 225 4600 Köpfen auf den Eisenbahnkilometer, 
so trifft in China — ohne die großräumigen Außenländer — auf den Bahn- 
kilometer jetzt eine Volksmenge von 36000 gegen nicht 2600 in den Ver- 
einigten Staaten! Räumlich verhält sich die Eisenbahnmaschenweite der Ver- 
einigten Staaten zu der Japans (mit einer freilich den ganzen Sperrgutverkehr 
übernehmenden Küstenschiffahrt) zu Indien und zu China wie 12 zu 16 zu 
40 zu 276! Der Bahnbau begann ja erst 1876 (Shanghai—Wusung), über- 
wand die Vorurteile erst zehn Jahre später durch die Minenbahn bei den 
Tangshan-Minen; 1898 erst erreichte die Bahn ne: 1905 wurde die erste 
rein chinesische Bahn Peking—Kalgan begonnen und im Herbst 1909 habe 
ich ihre Einweihung miterlebt. 1911 trug der Widerstand Szechuans gegen 
den Staatsbahngedanken zum Ausbruch der Revolution in Wuchang bei. Dann 
kamen die Rückschläge durch den Bürgerkrieg, den verteuerten Geldmarkt, 
die unmittelbare Schädigung durch die e und nun „leiden die 
Industrieländer unter Arbeitslosigkeit und China unter einer riesigen Uber- 
sättigung mit unverdautem . Wissen und seiner Unanwendbarkeit 
durch Kapitalarmut unter rückständiger Entwicklung.“ Da sollte sich doch 
das Geld zur Arbeit und Gewinnmöglichkeit finden! lautet der Schluß des 
Fachmanns. 

Freilich: die Provinzialarmeen verschlingen ungeheure Summen; für den 
Süden mit seinen 21 Divisionen in 6 Korps in Kwangtung und 7 Divisionen 
in Kwanghsi kosten etwa 470000 Mann 75°/, der öffentlichen Einnahmen 
der reichen Südprovinzen; zur Zeit sind 50 Mill. Dollar dafür bereitgestellt. 
Dennoch zeigt der 11. Jahresbericht der Landwirtschafts- und Forstabteilung 
der Nanking- Universität, was immer noch an hervorbringenden Kräften in dem 
bienenfleißigen Riesenland steckt, was bei weiser Industrialisierung noch aus 
ihm zu entwickeln und zu holen wäre. Hier aber liegt die Schwierigkeit, 
des Transports und des Kredits. Dieser zaghafte Kredit wird nicht ermutigt 
durch die Tatsache, daß neben China mit seinen dafür ganz unzugänglichen 
Provinzialbeeren und Indien mit seiner Selbständigkeitsbestrebung, die so oder 
so ohne Heer nicht denkbar ist, auch Japan, als übervölkertes, raumarmes 
Reich der Abrüstungsregelung fast mit dem gleichen Mißtrauen wie Italien 
gegenübersteht. Professor Dr. Shigeo Shuchiro (Tokyo, Jurist) ist darin am 
offenherzigsten und weist darauf hin, daß Japan jährlich mindestens um 
750000, Korea um 400 000 Köpfe wachse. Japan hat heute 60, Korea 20 Mil- 
lionen Einwohner. 1944 wird der heutige Reichsraum zum Platzen erfüllt 
sein; an die Methoden der Bevölkerungseinschränkung durch Geburtenkontrolle 
ann man nicht, und genügender Auslaß für Auswanderer ist auch nicht zu 

nden. Wo soll da Vertrauen zur Abrüstung herkommen? 

Das sind etwa die vorgetragenen Gedankengänge. 

Die Philippinen werden inzwischen großzügig vom Flugzeug aus unter- 
sucht und aufgenommen. Ein lokaler Zustrom von japanischer Einwanderung 
in eine der besten Hanflagen (Davao) verursacht leises Unbehagen; aber diese 
Wanderbevölkerung ist eine reine Konjunkturwanderung und schwankt zwischen 
5000, 18000 und 12000 Köpfen (Durchschnitt) hin und her: einer von den 
vielen Fällen, in denen die japanische Einwanderung weit mehr wegen der 
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Unassimilierbarkeit der Rasse, als wegen an sich nennenswerter Zahlen Auf- 
sehen macht. 

Trotz der panasiatischen Konferenz dieses Sommers hat es noch gute Wege 
bis zu einem wirklichen und wirksamen panasiatischen Zusammengreifen, 
und indische wie malaiische Widerstände, von Angelsachsen sorgfältig registriert, 
regen sich bereits gegen eine allzusehr betonte japanische Führerschaft. Ein 
wunder Punkt ist vor allem der Achtstundentag, Frauen- und Kinderarbeit 
ın Asien, wobei Japan vorgehalten wird, es möge zuerst seine eigenen Arbeiter, 
dann die Farbigen vom weißen Druck befreien. So schreibt Genryu Tanaka 
wohl etwas verfrüht: „Es ist leicht für uns in Asien, den tyrannischen Druck 
des Weißen zurückzuweisen, wenn wir Einigkeit und Mut besitzen. Vereintes 
Handeln und Energie wird die wahre Stärke der Asiaten ins rechte Licht 
stellen, die physisch und sonst niemand nachstehen; dann werden die Asiaten 
in der Lage sein, die Welt zum Schauplatz ihrer Betätigung zu machen.“ 
Dann — wären es andere auch! 


OTTO MAULL: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Unter den seit längerer Zeit schwebenden Fragen hat nur eine einzige eine 
Beantwortung gefunden: Brasilien ist nach langem Hin und Her aus dem 
Völkerbund am ı2. Juni ausgetreten. Ob es sich bei diesem Schritt in der 
Hauptsache um eine Protesthandlung gegenüber der Stimmung handelt, die 
Brasiliens Veto, wenn auch nicht allgemein, ım Völkerbund ausgelöst hat, 
oder ob es ein Akt von viel größerer politischer Tragweite ist, muß zur Zeit 
völlig dahingestellt bleiben. Wir haben hier an dieser Stelle immer wieder 
auf das politische Eigenleben der amerikanischen Staaten und eine gewisse 
Tendenz, sich politisch von Europa zurückzuziehen, aufmerksam gemacht. 
Manche Anzeigen können eigentlich nur aus solchen Motiven heraus gedeutet 
werden. In der Richtung weist zum Beispiel der Inhalt der den Austritt vor- 
bereitenden Note, in der sich Brasilien als der Verweser wahrster Völker- 
bundsgesinnung und zugleich als der eigentliche Vertreter der dem Völker- 
bund nicht angehörigen nordamerikanischen Union bezeichnet. Es fühle sich 
von der Gesamtheit des Völkerbunds gekränkt, besonders von den Großmächten, 
in deren Zusammengehen es den Anfang der Bildung einer neuen heiligen 
Allianz sehe. Brasiliens Schritt soll auf nordamerikanischer Seite in dem Glück- 
wunsch des amerikanischen Botschafters ein unzweideutiges Echo ausgelöst 
baben. Das ist eine Nachricht, die allerdings von der amerikanischen Botschaft 
ın Rio dementiert, aber von der amtlichen brasilianischen Presse aufrecht- 
erbalten wird. Von da bis zu einem tatsächlichen Zusammenschluß des amerika- 
nischen Staatenblocks ist es noch weit. Sicher ist eine gewisse bewußte Abkehr 
von Europa mit einer vorwurfsvollen Kritik am Völkerbund, in dem Amerika 
immer mehr eine Institution der europäischen Großmächte sieht, zu erkennen, 
eine Kritik, mit der sich auch die Kommissionsrede des Brasilianers Montarroyo 
befaßte, der die Abschaffung der ständigen Ratssitze verlangte. Über der großen 
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Geste, mit der sich Brasilien gleichsam wieder fiir die Ideale Amerikas, den 
Geist der Gleichberechtigung opfert, darf man aber, um das Wesen des ganzen 
Vorgangs zu begreifen, die spezielleren nationalen Gründe nicht übersehen. 
Zu klar hat Brasilien dafür, als der — zwar auch von den übrigen Staaten 
freilich nicht aufgestellte — Sprecher Südamerikas, für Südamerika einen stän- 
digen Ratssitz bis ganz zuletzt gefordert, und unzweideutig darauf hingewiesen, 
daß ıbm, als dem größten ad volkreichsten Staat, dieser Ratssitz zukomme. 
Bei Brasiliens Anspruch auf einen ständigen Ratssitz geht es daher doch in 
erster Hinsicht um die Vorherrschaft in Südamerika. Seine Erklärung, bei 
dieser Anspruchsanmeldung bedürfe es keiner Unterstützung der übrigen süd- 
amerikanischen Staaten, ist dabei aus einer schweren, aber im Kampfe um die 
Hegemonie nicht zu umgehenden politischen Verlegenheit geboren. Ihr steht 
in vollem Kontrast die Argentiniens gegenüber, daß dieses keinerlei, weder 
direkte noch indirekte Vorherrschaft in Südamerika anerkennen könne. Diese 
Abwehr richtet sich ganz offensichtlich gegen Brasilien. Anderweitig darf aber 
doch auch wieder nicht übersehen werden, daß auch Argentinien in ganz ähn- 
licher Weise den Völkerbund reformiert wissen möchte nach dem Prinzip der 
Universalität und völliger Gleichberechtigung der einzelnen Mitglieder. Eine 
Scheidung in ständige und nichtständige Ratssitze müsse schwinden. Es ist 
in der Tat ein anderer Geist, der von jenseits des Ozeans zu dem alten Europa 
spricht; allein wenn er sich um die inneren amerikanischen Angelegenheiten 
kümmert, so scheint er sich auch in europäischen Gedankenkreisen und Vor- 
stellungen zu bewegen. 

Einer abschließenden Beantwortung, die aber im einzelnen noch in keiner 
Weise zu überblicken ist, scheint auch die Tacna-Aricafrage entgegenzu- 
gehen. Die Einzeichnungen für den Volksentscheid sind abgeschlossen. Da 
taucht ein neuer Vorschlag auf, den man als überaus glücklich bezeichnen 
muß, weil er geeignet ist, auch zugleich den stillen Konflikt zwischen Bolivien 
und Chile, der um ein ozeanisches Ausgangstor geht, mit einem Schlage bei- 
zulegen und damit doch eine hochgradige Befriedung des südamerikanischen 
Wetterwinkels vorzunehmen. Bolivien, das bisber nur durch ein Zollamt ın 
Antofagasta staatshoheitlich mit dem Pazifischen Ozean verbunden ist, soll 
nach diesem Vorschlag Kellogs einen Korridor zur Küste bekommen. Als 
bolivianischer Hafen käme dafür wohl in erster Linie Arica in Frage, mit 
dem es genau so wie mit Antofagasta eisenbahnlich verbunden ist. Das Ge- 
biet nördlich von dem allerdings in seiner Lage noch völlig fraglichen Korri- 
dor solle peruanisch werden, das Land südlich davon chilenisch bleiben. Ob 
dieser im Sinne des friedlichen Nebeneinanders zweifellos sehr begrüßenswerte 
Vorschlag Aussicht auf Verwirklichung hat, steht noch dahin. Zuerst schienen 
allerdings Peru und ebenso auch Chile zustimmen zu wollen. Schnell hat 
sich aber dann ein leicht verständlicher Widerspruch gegen diese diplomatische 
Regelung in chilenischen Kreisen geregt. Nach den letzten Nachrichten sind 
dagegen die diplomatischen Verhandlungen unter dem Vorsitze von Kellog 
wieder aufgenommen worden. Grenzstreitigkeiten und Grenzgebietskonflikte 
sind ja in Südamerika keineswegs selten. Allein es gehört doch zu den Aus- 
nabmen in diesem Erdteil, der eine großzügige Weiträumigkeit als ein Cha- 
rakteristikum ansehen kann, daß drei Staaten in so enger räumlicher Ver- 
bundenheit nebeneinander lagern, daß sie eine Lösung solcher Raumkonflikte 
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im Sinne einer Lebensgemeinschaft, deren Hauptprinzip ein gegenseitiges, gut- 
williges Vertragen ist, anstreben miissen. Nur durch das Bekenntnis zum 
Prinzip der „Lebensgemeinschaft“ der an der Frage beteiligten Staaten wird 
der Konflikt auf Dauer aus der Welt geschafft werden können. 

Die neue vorgeschlagene Lösung und das ständige Bestreben der Vereins- 
staatler hat schon einen tieferen Grund, und namentlich das plötzliche Auf- 
tauchen der bolivianischen Ansprüche wirft ein Licht auf bisher noch wenig 
beachtete Motive. Ganz offensichtlich hat die Union alles Interesse an der 
wirtschaftlichen Entwicklung Boliviens; hat doch das nordamerikanische Ka- 
pital sich immer mehr in den letzten Jahren das bolivianische Arbeitsfeld er- 
obert. Diese bedeutenden Kapitalinvestierungen sind gar jungen Datums. 
Noch 1920 war das nordamerikanische Kapital (15 Millionen Dollar) geringer 
als das französische (20—25 Millionen Dollar) und das englische (17,5 Mil- 
lionen Dollar). Heute dagegen sind etwa 80 Millionen Dollar amerikanischen 
Kapitals in Bolivien, 50 Millionen Dollar davon in Ölländereien (Standard Oil 
und Sinclair) und im Zinnbergbau angelegt. 80°/, der Zinnproduktion ist im 
amerikanischen Händen (National Lead Co.). Im Gefolge der Regierungsan- 
leihen sind die bolivianische Nationalbank, die Bahn- und Zolleinnahmen der 
Kontrolle der amerikanischen Finanzwelt unterstellt worden. Diese relativ 
junge Kapitalinvestierung ın Bolivien läßt es verstehen, daß sie sich erst jetzt 
politisch auswirkt. Zwar ist das in gleicher Weise verankerte Interesse an 
Peru, wo 100 Millionen Dollar investiert sind, und in Chile, wo der nord- 
amerikanische Kapitaleinfluß von 200 Millionen Dollar vor fünf Jahren auf 
400 Millionen Dollar gestiegen ist, noch bedeutend größer. Allein es ist nur 
zu verständlich, daß Nordamerika die neue bolivianische Wirtschaftsposition 
auszubauen versucht. Dafür tut sicher ein Zugang zum Meer not. 

In Nicaragua soll mit dem Sieg des Präsidenten Chamorro die völlige 
Ruhe wiederbergestellt sein. In den Vereinigten Staaten haben die englischen 
Konzessionen in Panama politische Nervosität verursacht, weil man fürchtete, 
daß sich diese Konzessionen auf Gummi, Petroleum und Landankäufe bezögen. 
Die Erklärung des britischen Konsuls in Balboa, daß es sich nur um Mineral- 
konzessionen handle, bat zu einer raschen Entspannung in dieser Frage ge- 
führt. Solche nebensächlichen Vorgänge zeigen nur zu deutlich, wie scharf 
die Vereinigten Staaten die Wirtschaftsgruppierung in ihrem engeren Kraft- 
felde beobachten. Die Frage der Rückgabe des deutsches Eigentums in 
den Vereinigten Staaten ist immer noch in voller Schwebe. Außerordent- 
lich beachtlich sind amerikanische Äußerungen zur Kriegsschuldfrage. 
Einer Schrift, die von der Zentralstelle für die Erforschung der Kriegsursachen 
herausgegeben ist und „eine neue Rede des Senators Robert L. Owen über 
die Kriegsschuldfrage“ (gehalten vor der Foreign Policy Association in Boston 
am 27. März 1926) enthält, entnehmen wir den Satz (S. 10): „Alle Nationen 
ogen ihr Teil zam Kriege durch den Geist des Chauvinismus, Militarismus 
und des Handelsimperialismus bei, aber die verantwortlichen Führer Deutsch- 
lands wünschten den Krieg nicht und begannen ihn nicht. Sie waren die 
Opfer der Verschwörung der russischen Staatsmänner, die in unendlicher List 
ein so kunstvolles Einkreisungsnetz woben, daß viele Staatsmänner ihrer Alli- 
ierten keinen Begriff davon hatten, was die russischen Absichten waren“. 
Senator Owen führt am anderer Stelle (S. 11) fort: „Wilhelm II. war der 


einzige dieser nationalen Führer, der, als er entdeckte, daß ein europäischer 
Krieg drohe, die größten Anstrengungen machte, den Krieg zu unterdrücken.“ 
In der gleichen Weise äußerte sich der Historiker am Smith-Colleg, Professor 
Harry Elmer Barmes in einem im Lions Club in Atlanty City gehaltenen 
Vortrag. Deutschland sei das Opfer der heimtückischen französischen und 
russischen Propaganda geworden. Frankreich und Rußland hätten den Krieg 
erzwungen. Solche Stimmen zeigen, wie die Meinung in Amerika allmählich 
einen Umschwung erfährt und wie die Wahrheit auf dem Marsche ist! 


Letzte Nachricht: Die Arbeiten für die Volksabstimmung in Tacna und 
Arica sind abgebrochen worden, da sich die Durchführung eines einwand- 
freien Plebiszits als undurchführbar erwiesen hat. Die chilenisch-peruanisch- 
nordamerikanische Abstimmungskommission hat sich aufgelöst. Damit erhebt 
sich ernstlich die Frage, ob jetzt der oben angedeutete Weg diplomatischer 
Regelung eingeschlagen wird. 
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FRIEDRICH METZ: 
DIE ELSÄSSISCHE KULTURLANDSCHAFT 


Auf den Rheinbrücken, die von Baden nach dem Elsaß führen, weht die 
französische Trikolore. Durch die Paßschikanen der französischen Behörden 
ist der Besuch elsässischer Städte und Dörfer, sind Wanderungen in den 
Vogesen, wie sie früher für den Bewobner des badischen Nachbarlandes das 
Selbstverständlichste von der Welt waren, wie umgekehrt der Sonntagsaus- 
flug der Straßburger ins badische Renchtal, beinahe zur Unmöglichkeit ge- 
macht. Straßburg, Mülhausen, Kolmar, Schlettstadt, Hagenau, Weißenburg, 
sie waren einst so nahe wie die eigene Heimat. Nun wird der Abstand 
immer größer und bei manchem verblaßt schon das Bild des elsässischen 
Landes; vergessen und völlig fremd kann es aber niemals werden, denn von 
jedem erhöhten Standpunkt rechts des Rheins liegt ja dieses Land vor uns. 
Andere, die es mit den leiblichen Augen nicht schauen, suchen es mit der 
ganzen Kraft ihrer Seele, wie immer wenn das Verlorene doppelt wertvoll 
erscheint. | 

Ob die feindliche Welt und die Neutralen heute noch bedingungslos der 
französischen Wissenschaft Glauben schenken, die sich gerade am Oberrhein 
als ein willfähriges Werkzeug französischer Eroberungs- und Herrschsucht 
erwiesen hat? Die gegenwärtige Haltung des elsaß-lothringischen Volkes ist 
jedenfalls nicht gerade dazu angetan, das zu unterstreichen, was die französische 
Propaganda immer von Elsaß-Lothringen behauptet hat. Aber ein Mann wie 
der Geograph P. Vidal de la Blache hatte Weltruf, seine auf die nun 
wieder „ zurückgekehrten“ Gebiete gemünzten Ausführungen daher besonderes 
Gewicht. Zu lange hat die deutsche Wissenschaft gerade zu diesen Dar- 
legungen geschwiegen, wo er es unternommen hatte, Elsaß-Lothringen als 
wesenhaften Bestandteil einer großen lebendigen französischen Natur- und 
Volksgemeinschaft, der „France de l’Est* zu schildern.“) Wenn das Elsaß in 
der Tat so gestaltet wäre, wie er und andere französische Gelehrte es ge- 
zeichnet haben, als habe dies Land nur ein Gegenstück im Innern, im Osten, 
ım Süden Frankreichs, wir müßten aufhören vom deutschen Elsaß zu reden. 

Für Vidal ist das Elsaß wohl auch ein Stück der Oberrheinischen Ebene 
aber zunächst doch die Fortsetzung der Rhöne—Saönesenke. In Wirklichkeit 
hat aber die Geologie noch keinen engeren tektonischen Zusammenhang 
zwischen dem Becken von Rhéne—Saéne und dem des Doubs einerseits und 


°) P. Vidal de la Blache. La France de l'Est. Paris 1910 und spätere Auflagen. 


der Oberrheinebene anderseits aufdecken können, und wenn er vielleicht be- 
stände, längst fließt der Rhein nach Norden, wenden ihm sich die Sundgau- 
bäche zu. Die Wasserscheide liegt 150 m höher wie der Rhein bei Hüningen 
und jenseits dieser Wasserscheide liegt nur ein ganz kleiner Zipfel elsässischen 
Landes bei Altmünsterol. Das fließende Wasser sucht nicht mehr den Weg 
nach dem Mittelmeer und längst haben auch die Menschen andere Straßen 
eingeschlagen. Auch die mittelalterlichen Handelswege, die aus dem Elsaß 
nach Italien führten, gingen nicht wie mancher wohl glaubt, über Belfort, sondern 
suchten vielmehr die Wege durch den Basler Jura, um von bier aus nach 
den Westalpenpässen zu gelangen. Wohl gemahnt heute noch der Reichs- 
adler am Stadttor von Besancon daran, daß einst das Reichsgebiet weit 
nach dem Süden reichte. Aber seit Jahrhunderten ist das burgundische Land 
französisches Staatsgebiet und wer weiß heute noch in Deutschland, daß 
durch Jahrhunderte Besancon (Bisanz) eine deutsche Reichsstadt war, obwohl 
das in jedem Geschichtsatlas nachzulesen ist. 

Die Burgundische Pforte ist eine Landschaft, die dem Rhein entrückt und 
entfremdet ist; eine künstliche Verbindung nur knüpft die beiden Stromsysteme 
aneinander. Es ıst das der „berühmte“ Rhein-Rhönekanal, der nur alles 
andere ist als ein leistungsfähiger, moderner Kanal. Auf 190 km weist er 
nicht weniger als 75 Schleusen auf und ist noch nicht einmal für 300 t-Kabne 
befahrbar! Das Land aber um Belfort ist eintönig, von geringer Fruchtbar- 
keit, ohne besondere landschaftliche Reize — nichts erinnert hier an 
das heitere Bild der Landschaft am elsässischen Vogesenfluß. Auf das 
Bestimmteste trennt dieser Landstrich daher die Freigrafschaft (Franche 
Comté) vom Elsaß. 

Doch es gibt auch noch einige Zusammenhänge über die elsässische Grenze 
hinaus; wir bezweifeln aber, daß sie irgendwie zu Gunsten der Theorien 
vom französischen Elsaß angeführt werden könnten. Im Umkreis von Mont- 
beliard, in der alten württembergischen gefürsteten Grafschaft Mémpelgart 
besteht noch der evangelisch-lutherische Glaube und im einst österreichischen 
Belfort ist die deutsche Sprache niemals völlig verklungen. Für das 18. Jahr- 
hundert berichtet eine Landesbeschreibung, daß die Sprache der Bewohner 
„deutsch und korrupt französisch“ sei. In den Vororten des modernen Belfort 
aber sind die Gassen gefüllt von elsässischem Volkstum, namentlich durch 
Filialunternehmungen der Mühlhausener Maschinen- und Textilindustrie 
herbeigezogen. Man war hier manchmal im Zweifel, ob man in einer el- 
sässischen oder französischen Stadt war, so überwog die deutsche Mundart. — 
Über der alten Reichsgrenze lag ein Dorf Rougemont, so schrieb korrekt die 
deutsche Generalstabskarte; die elsässischen Bauern aber kannten den Ort nur 
unter dem Namen Rotenberg. 


Aber ein Grundirrtum wäre es, zu glauben, an der alten Reichsgrenze sei 
eine breite Mischzone deutsch-französischer Sprache gewesen. Vielmehr trennt 
eine scharfe Grenze von jeher die Deutschen von den „Welschen“. Land 
und Volk des Sundgaus sind so deutsch wie nur eine deutsche Landschaft 
und Volksgruppe rechts des Rheins es sein können. 

Hundertfach erinnert dieses Land mit seinem ewigen Auf und Ab, seinen 
fruchtbaren Lößlehmhügeln, seinen Getreidefluren und Wiesenstreifen, seinen 
Waldkulissen, seinen behäbigen Bauerndörfern an das Hügelland des 
badischen Kraichgaus, aber auch an Rheinhessen, an die Wetterau. Das Volk 
aber des Sundgaus ist nach Rasse, Denkweise und Mundart rein alemannisch, 
dem Schweizertum und dem oberbadischen Alemannentum am nächsten ver- 
wandt. Noch klingt auch im Unterton der politischen Gesinnung die Er- 
innerung an die Zeit nach, da man kaiserlich-österreichisch war. Die Habs- 
burger sind es freilich auch gewesen, die gerade diesen wichtigen Grenzposten 
des Deutschtums an den Erbfeind verraten und verkauft haben; Kaiser Karl 
hat dann im Weltkrieg getreulich diese habsburgischen Traditionen weiter- 
geführt. Im Bauernland des Sundgaus aber wohnt noch dasselbe katholisch- 
konservative Volkstum wie ehedem, und mit Fug und Recht hatte 1861 
A. Stöber gerade „Das vordere Illthal“ als eine echt deutsche Landschaft 
schildern können. Wo in Deutschland haben sich altgermanische Rechts- 
anschauungen gehalten bis auf unsere Tage in einer Stärke wie hier. Es 
dürfte der Fall sonst selten genug sein, daß das Haus noch als „Fahrende 
Habe* gilt wie in den germanischen Volksrechten und ohne Grund und Boden 
veräußert werden kann, wie das z. B. aus Spechbach bekannt geworden ist. 

Daß die Hauptstadt des Sundgaus, Mülhausen, in vielem ein anderes 
Gesicht hatte, daß dessen Bourgeosie vielfach französisch dachte und parlierte, 
das ändert an der Tatsache nichts, daß die Masse der Arbeiterschaft deutsch 
war wie das Landvolk draußen vor den Toren der Stadt. 

Aber vielleicht ist in der großen elsässischen Ebene das Bild der Land- 
schaft, das Wesen des Volkes französischer als im Sundgau? Hier wechseln einför- 
mige Kiefernwälder und schwermütige Riede mit fruchtbaren, dörferübersäten 
Landstrecken, auf denen neben Korn und Kartoffeln, Weizen und Futter- 
gewächse, vor allem aber auch Handelsgewächse und Gemüse gebaut 
werden. Ein scheinbar gleichförmiges und doch in Wahrheit reich bewegtes 
Landschaftsbild; eine „echt elsässische“ Landschaft möchte man sagen. Aber 
glaubt man auf der „dürren“ oberelsäss ischen Hart sich nicht auf die 
Rastatter „Heide“ versetzt. Die Riedbauern im Elsaß, haben sie nicht 
Namensvettern im badischen, im hessischen Ried. Kehrt nicht jeder Zug 
dieser eigenartigen Parklandschaft im badischen Hanauerland, in der 
Ortenau wieder! 
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Aber vielleicht ist das städtereiche Land an der Jll doch etwas, was nur 
dem Elsaß eigen ist; vielfach ist das von französischer und von deutscher 
Seite behauptet worden. Es gibt in der Tat dem Oberelsaß eine besondere 
Note, keinesfalls aber eine französische, und schließlich so ohne Gegenstück 
ist darin die rechte Stromseite auch nicht. Wo große Flächen fruchtbaren 
Landes auf der badischen Ebene sich ausdehnen wie auf dem Neckarschutt- 
kegel zwischen Mannheim und Heidelberg, wo ein schiffbarer Strom den 
Ansiedlungen seine besonderen Gesetze vorschrieb, da steht auch ın Baden 
eine Stadt, die älteste städtische Siedlung überhaupt: Ladenburg. Die Jil 
selber aber, dieser echt elsässische Fluß — lange glaubte man geradezu, daß 
er dem Elsaß den Namen gegeben — hat ein doppeltes Gegenstück auf der 
rechten Rheinseite. In der früheren Topographie gab es einen „Kinzig-Murg- 
fluß“. Es ist das der sagenhafte „Ostrbein“, der parallel dem Rhein wie die 
Jil nahe dem Gebirgsrand floß; und ebenso mündete einst der Neckar nicht 
bei Mannheim in den Rhein, sondern erreichte diesen erst bei Mainz. Land- 
graben und Bäche nehmen jetzt das Bett dieser Flüsse ein; ihre Wirkungen 
auf Kultur- und Wirtschaftsleben sind aber bis auf den heutigen Tag noch 
zu verspüren. 

Das Elsaß ist auch ein Land der Reichsstädte und die französischen Ge- 
lehrten legen darauf besonderes Gewicht — weil sie glauben, daß der Geist 
dieser Stadtrepubliken dem französischen aufs engste verwandt sei. Wir fragen: 
weisen Schwaben und Franken nicht doppelt und dreifach soviel Reichsstädte 
auf wie das Elsaß — dem Zehnstädtebund des Elsaß stehen allein 36 schwä- 
bische Reichsstädte gegenüber — und ist die Gesinnung ihrer Bürger eine so 
wesentlich andere gewesen wie über dem Rhein? Wer die Schilderungen 
Hansjakobs der Kinzigstädte und -Städtlein zur Hand nimmt, wird finden, daß 
hier dasselbe demokratische, republikanische und dazu stockkonservative Volk 
wohnt wie im Elsaß. Wie rechts des Rheins stehen dabei große Städte und Klein- 
und Zwergstädte nebeneinander. Und letzten Endes bleiben diese Reichsstädte 
doch deutsche Kaiserstädte, auch wenn man den Reichsadler aus Wappen, 
Siegel und Fahnen getilgt hat. 

Immer ist das rheinische Deutschland ein städtisches Land gewesen und 
nicht nur im Elsaß baut die moderne Industrie zu einem guten Teil auf der 
reichsstädtischen Überlieferung auf, hat das Geistesleben hier immer einen be- 
sonders fruchtbaren Boden gefunden. Neben Straßburg, Mülhausen, Kolmar 
und Schlettstadt wollen wir doch auch Frankfurt a. M. und Nürnberg, Ulm 
und Augsburg, Heilbronn und Reutlingen, Hall und Gmünd und viele andere 
nicht vergessen. 

Ist es endlich wirklich nur ein Spiel des Zufalls, wenn im Schwarzwald 
und in den Vogesen Bauernrepubliken, freie Reichstäler entstanden sind; hier 


das freie Reichstal Harmersbach neben der Reichsstadt Zell am Harmersbach 


und dort die „Reichsstadt“ Münster, die auch alle Bauerngemeinden im obersten 
Fechttal umfaßte. 

Gerade in der Kulturlandschaft ist am allerwenigsten ein Unterschied zwischen 
den beiden Stromseiten festzustellen. Man sehe sich doch einmal die Karten 
des Landes daraufhin an. Je größer der Maßstab, um so überraschender die 
Übereinstimmung; aber auch die Übersichtskarte verrät genug schon des Ge- 
meinsamen. Da ist auf beiden Ufern des Oberrheins das flache Land über- 
sat mit Ortschaften, die die echtdeutschen Endungen „heim“ und „ingen“ 
tragen. Ja die Ortsnamen selbst sind dutzendfach dieselben. Da gibt es ein 
elsässisches Handschuhsheim und Dossenheim wie an der badischen Bergstraße; 
da gibt es hüben und drüben ein Berolzheim und Hettingen, ein Appenweier 
und Orschweier, ein Adelshofen und Michelfeld(en) und wie sie alle heißen. 
Und das alles sollte nur blinder Zufall sein. Müssen nicht vielmehr dieselben 
Menschen die Baumeister dieser Dörfer gewesen, die Ortschaften derselben 
Wurzel entsprungen sein. x 

Am stärksten klammert sich die französische Wissenschaft an die elsässischen 
» Weiler*-Orte. Wenigstens diese seien gallisch, seien romanisch, , französisch“, 
und es gab kurzsichtige deutsche Gelehrte, die noch Wasser auf die französi- 
schen Mühlen leiteten. Ob wohl die Nonnenweier oder Pfaffenweiler Römer- 
gründungen sind, oder Pfalzgrafenweiler oder Herzogenweiler? Annweiler haben 
die Hohenstaufen, Gebweiler die Äbte von Murbach, Bischweiler die Bischöfe 
von Straßburg im Mittelalter angelegt. Die oberrheinischen „Weiler*-Orte 
sind ohne Ausnahme späte Gründungen, als Ausbauten im Wald, im Ried und 
Bruch, auf dem Sand, im Rebgebirg zu verstehen — man denke dabei an die 
elsässischen Thannweiler, Sandweier, Riedweiler, Lochweiler (loh-Wald). 

Germanische Haufendörfer, germanische Gewannfluren breiten sich im Elsaß 
aus, wie in irgend einem altdeutschen Land. Dieselbe Feldereinteilung, die- 
selben Wirtschaftssysteme, dieselben Feldfrüchte geben dem Kulturland rechts 
und links des Rheins übereinstimmende Farben und Formen. Im Elsaß übt 
wie in den andern oberrbeinischen Ländern die Allmende ihre starken Wir- 
kungen aus und buntgefleckt ist die Landschaft durch die übergroße Zer- 
stückelung der Grundstücke. Der Code Civil und das ihm nachgebildete 
„Badische Landrecht* sind aber keineswegs die Ursache der Güterzersplitterung 
— längst herrschte die Realteilung und die Gewannflur begünstigte den Auf- 
lösungsprozeß der Bauernhufen. In deutschen Häusern wohnt das elsässische 
Volk. Was der französische Geograph J. Brunhes als typisch elsässisches Ge- 
höft in seiner „Geographie humaine en France“ abbildet, das ist das sogenannte 
fränkische Gehöft, wie es in den Dörfern Südwest- und Mitteldeutschlands zu 
Zehntausenden zu finden ist. Wie heimelt uns doch auch gerade das elsässi- 
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sche Fachwerkhaus an, oft reich geschnitzt. Vielleicht verrät uns ein fran- 
zösischer Gelehrter, in welcher französischen Landschaft Häuser stehen wie im 
Kochersberg und im Hanauerländel oder im Sundgau. Aber im badischen 
Hanauerland da stehen dieselben Höfe; ja man muß schon genau hinsehen, 
will man einen elsässischen Hanauer von einem badischen unterscheiden. So 
gleich sind die beiden in Redeweise und Denken, Glauben, Sitte und Tracht. 
Der Fernerstehende wird bier überhaupt keinen Unterschied feststellen können. 
In Paris aber tragen zum Entzücken der Fremden und der Franzosen die 
Bonnen die „echt“ französische Tracht des Elsaß mit den großen Flügelbauben. 

Oder ist eine Landschaft wie der „Heilige Forst“ von Hagenau nicht eine 
echt deutsche Landschaft, so deutsch und oberrheinisch wie der Bienwald, wie 
die Hardtwälder um Karlsruhe, oder der Dreieichforst bei Frankfurt. Und die 
Dünen des Hagenauer Sandes, rufen sie nicht Bilder wach des Griesheimer 
Sandes bei Darmstadt, der Mombacher Heide bei Mainz, der Exerzierplätze 
der früheren Garnisonen von Mannheim, Bruchsal, Karlsruhe, Rastatt, wo der 
Infanterist im Sand versank, Staubwolken die angaloppierende Reiterei oder die 
auffahrende Artillerie verhüllten. 

Die französischen Gelehrten reden auch lieber von andern elsässischen Land- 
schaften als der Ebene, obwohl gerade dort die Masse des Volkes wohnt. 
Sie suchten ihre Vorlagen vor allem in dem Land am Vogesenfuß. In der 
Tat, dort hat die Natur verschwenderisch ihre Gaben ausgestreut. Das Land 
gleicht einem Rebenmeer und von Weinbergsmauern leuchten seltene Gewächse, 
Kinder eines südlichen Himmels. Sie stammen aus den pontischen Steppen, 
von den Gestadeländern des Mittelmeers. Über den Weinbergen aber steht 
die Edelkastanie mit ibren Blütenkerzen und verbreitet mit ihrem fröhlichen 
Grün eine besondere Heiterkeit über die Hänge. 

Die Weindörfer aber gemahnen die französischen Forscher an die Antike, 
an die Landschaft des Südens. Fehlt es auch im Rebgebiet nicht an Fach- 
werkbauten mit gotischen Giebeln, so ist doch gerade hier der Steinbau in 
der Tat recht häufig. Aber die Lößhügel sind auch die Grundlage der Frucht- 
barkeit Rheinhessens und der Vorderpfalz, sie säumen den Schwarzwaldfuß 
nicht minder wie den der Vogesen. Gibt es überhaupt linksrheinisch eine 
Lößlandschaft von der Großartigkeit des Kaiserstuhls? Davon scheint aber 
Vidal nichts zu wissen, er kennt nur den „loess alsacıen*. Das badische Reb- 
dorf Istein und viele andere sind auch aus Stein aufgeführt — aber die Römer 
haben sie so wenig gebaut wie die elsässischen, pfälzischen und rheinhessischen 
Weindörfer. Vielmehr sind sie allesamt im Mittelalter entstanden und ihr 
Steinbau rührt von der Waldarmut und dem Steinreichtum der Rebenhügel. 
Die Notwendigkeit der Kellerbauten war ein weiterer Anreiz zur Verwendung 
von Steinmaterial beim Hausbau. Dabei scheinen, aber die französischen Geo- 


graphen eines ganz übersehen zu haben, daß auch auf diesen Steinhäusern das 
deutsche Steildach sitzt und nicht das flache Dach des Südens. 

Die Weinzone insonderheit ist auch das Verbreitungsgebiet südlicher Pflanzen. 
Im Kaiserstuhl, am Grenzacher Horn bei Basel stehen dieselben seltenen 
Pflanzen wie bei Rufach und Türkheim, ja die Botaniker machten auf dem 
Isteiner Klotz noch viel größere Entdeckungen wie im Elsaß und mit Recht 
wird die Forderung nach Erklärung des Felsenriffs zum Naturschutzpark er- 
hoben. Nicht zuletzt ist auch die Schwäbische Alb reich an den Pflanzen der 
Steppenheide. Ganz ähnlich verhält es sich mit den Vertretern einer süd- 
lichen Tierwelt. Überaus verbreitet ist in den Wäldern der Vorberge im 
badischen Oberland der nächste Verwandte des Kanarienvogels, der Girlitz, 
der auch der gemeinste Fink der italienischen Olbaumhaine ist. Die aus dem 
Süden stammende Smaragdeidechse gar findet sich bis in das untere Neckar- 
tal hinein und auch anderwärts im Oberrheinland. Wenn schon ein Tor 
durch die burgundische Pforte offen steht, so beschränkt sich die Einwande- 
rung südlicher Arten und Formen des Pflanzen- und Tierreichs niemals auf 
das Elsaß allein, die andern oberrheinischen Landschaften sind in gleicher 
Weise zu nennen. So ist es auch mit den Zugvögeln des hohen Nordens, die 
ım Winter den Oberrhein aufsuchen. Diese Gäste finden sich natürlich auf 
beiden Ufern und namentlich stellen sie sich auch am Gestade des Boden- 
sees ein. | 

Heiter erstrahlt des Himmels Blau über dem elsässischen Land, aber dem 
sommerwarmen Kolmar macht das badische Ihringen am Kaiserstuhl, das 
pfälzische Gleisweiler, die badische und hessische Bergstraße den Rang streitig. 
Es ıst dasselbe milde Klıma, das alle Teile der oberrheinischen Tiefebene aus- 
zeichnet; aber das Land am Mittel- und Niederrhein hat noch weit mildere 
Winter als das oberrheinische Land. Die dicken kalten Nebel, die hier oft 
wochenlang in der Tiefe lagern, die Kälteeinbrüche und die hohe Sommer- 
wärme haben denn auch einen Mann wie Elisée Reclus veranlaßt, zu er- 
klären: „le climat de l’Alsace est extreme comparé à celui de la France“. 

Gering ist das Maß der Niederschläge im Wind- und Regenschatten der 
Vogesen, aber das trockenste oberrheinische Land ist bei weitem nicht das 
Elsaß, sondern Rheinhessen; im Oberelsaß ist es auf eine Insel bei Kolmar 
beschränkt. Es ist weiter ein großer Irrtum Vidals, wenn er bebauptet, die 
Edelkastanie findet mit der Grenze des Elsaß auch ihre Nordgrenze. Ganze 
Wälder finden sich über den Dörfern des pfälzischen Weinlandes, im badischen 
Oberland, bei Heidelberg; ja bis zum Taunusfluß ist der südliche Baum ver- 
breitet und seine äußerste Nordgrenze liegt noch einige Breitegrade weiter 
nördlich. Wie ist doch gerade auch an Mittel- und Niederrhein der süd- 
liche Baum zu finden. Nein, ein fröhliches Gewand hat die Natur nicht nur 
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dem Elsaß angezogen, das pfälzische Land, das badische Land am Fuß der 
Berge, die hessische Bergstraße erstrahlt in denselben bunten Farben. Auch 
bier blühen Mandeln, reifen Pfirsiche und Aprikosen, sind die Dörfer in einem 
Wald von Obstbäumen versteckt. Ohne das stilisierte Bild der Weinberge 
wäre freilich das Oberelsaß nicht zu denken, aber auch nicht das Markgräf- 
lerland und der Breisgau, nicht Kaiserstuhl und Ortenau. Was bliebe von der 
Kulturlandschaft Rheinhessens, des Rheingaus und des Moseltales übrig, wenn 
die Reben dort verschwänden. In der Pfalz gar stehen nicht weniger als 
150 Millionen Reben auf einer Fläche von 15000 ha, in die sich 30 000 Win- 
zerbetriebe teilen! Nachdem das Elsaß französisch geworden, befindet sich in 
der Pfalz das größte zusammenhängende Weinbaugebiet Deutschlands. Das 
Volk ist dabei im Weinland überall dasselbe. 

Der Wein als Volksgetränk, aber auch seine schwankenden Erträge haben 
dem Volkscharakter, dem sozialen Leben übereinstimmende Züge aufgeprägt. 
Der Pfälzer im Rebgebiet kann so ausgelassen und noch ausgelassener sein 
wie der Elsässer, und Humor und Satire sind überall am Oberrhein daheim. 
Und hier wie dort sind die Rebgebiete Landstriche alter Kultur und eines 
gewissen Wohlstandes, aber auch oft genug Notstandsgebiete. Es soll auch 
nicht unerwähnt bleiben, daß doch gerade die Zeit deutscher Herrschaft im 
Elsaß dazu beigetragen hat, der Rebkultur einen festen Boden zu schaffen. 
Im deutschen Reich stand das Weinland Elsaß-Lothringen an allererster Stelle 
— in Frankreich mit an letzter. Was wollen die 22000 ha Rebland Elsaß- 
Lothringens gegen die ı,8 Millionen ha Frankreichs (mit Algier und Tunis) 
bedeuten mit ihren Massenerträgen: 68 Millionen hl gegen !/, Million hl in 
Elsaß-Lothringen im Jabr 1923. Zu dieser erdrückenden Konkurrenz kommt 
hinzu, daß die elsässischen Weine, die in Deutschland immer stärkeren Ein- 
gang gefunden hatten, von den französischen Verbrauchern abgelehnt werden. 
Bald werden sich daher die Züge, die im Bild des Elsaß angeblich französisch 
sind, noch weiter verringern. 

Wir lassen das heitere Land der Rebenhügel und Obstwälder hinter uns 
und schreiten ins Gebirge hinein. Bald umfängt uns die Waldeinsamkeit, die 
Edeltanne raunt uns ihr uralt gewaltiges Lied zu; sind wir in den Vogesen, 
sind wir im Schwarzwald? Die Berge selbst sind einander zum Verwechseln 
ähnlich mit ihren runden Köpfen, Grinden, Wasen, Belchen. Und nicht nur 
die Formen auch die Namen sind vielfach dieselben oder von ähnlichem Klang; 
auch rechts des Rheins gibt es doch einen Hohenstaufen und einen König- 
stuhl! Über der Waldgrenze aber, die in beiden Gebirgen künstlich in der 
Hauptsache ist, stehen die phantastischen Gestalten der Windbuchen und 
Geistännle, herrscht die Weidewirtschaft. Dort sind es die Melker des Münster- 
tals, die den Vogesenkamm überschritten und den Almen der französischen 
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Seite deutsche Namen gegeben haben, hier stehen um den Feldberg die Vieh- 
hütten der Talgerneinden und es weidet hüben wie drüben dieselbe zierliche 
Viehrasse. 

Aus der Tiefe der Wälder blinken in den Vogesen dieselben Karseen, wie 
grüne Edelsteine in einem dunkeln Rahmen gefaßt: Zeugen der Eiszeit wie 
ım Schwarzwald. Aus dem Gebüsch leuchten die roten Früchte der Stech- 
palme. Mit Recht hat der Vogesenklub das Stechlaub zum Abzeichen gewählt, 
aber der Strauch schmückt auch den Schwarzwald nicht minder und andere 
westdeutsche Wälder dazu. Von Hängen, auf denen die Brandwirtschaft oder 
die Weidewirtschaft umgeht, leuchtet das Gold des Ginsters, auf Kahlhiebs- 
flächen brennt das Rot des Fingerhuts im Schwarzwald und Wasgenwald. 
In beiden Gebirgen ist die Kirsche der letzte früchtetragende Baum und in 
den beiden oberrheinischen Ländern ist sie die Grundlage einer ausgedehnten 
Obstbrennerei geworden. Ohne Speck und „Chrisewasser* ist für manchen 
das oberrheinische Gebirge gar nicht vollständig. Heute aber macht die fran- 
rösische Absinthindustrie der elsässischen Obstbrennerei stärkste Konkurrenz. 

Man hat dann behauptet, den Hochvogesen fehle die eigenartige Hofsiede- 
lung des Schwarzwalds. Das ist doch ein recht oberflächliches Urteil. In den 
8 Kantonen der Hochvogesen machen die Siedlungen unter 20 Einwohner die 
Mehrheit aus (Münster 91,8, Markirch 94,5, Schnierlach 97,8 v. H.), wie in Be- 
zırken des mittleren Schwarzwaldes. Wo das Gelände, Boden, Klima und die 
dadurch bedingte Wirtschaftsweise gebieterisch die Hofsiedlung verlangen, da 
stellt sie sich auch in den Vogesen ein, nicht die Volksart ist bestimmend. Die 
Welschen, die spät über den Vogesenkamm gestiegen sind, haben sich ganz nach 
derselben Weise angesiedelt wie die deutschen Siedler des Hochmittelalters. 

Umgekehrt sind deutsche Bergleute des Markircher Reviers über die Vogesen 
gegangen und haben deutsche Ortsnamen dort verbreitet bis nach Sankt Diedel 
(St. Die.). In Schwarzwald und Vogesen aber gehört dieser Bergbau fast völlig 
der Geschichte an, nur Trümmer retteten sich in die Gegenwart. Für die 
Erschließung beider Gebirge aber, für das Siedlungsbild und das der Wirt- 
schaft sind diese Bergleute von bleibender Bedeutung geworden. 

Nicht in dem Reichtum an Edelmetallen, sondern an Holz, Steinen und 
Wasserkräften ist der Wert der oberrheinischen Gebirge beschlossen. Granite, 
Porphyre, Grauwacken werden ausgebeutet und die schroffen Porphyrfelsen 
sind es, die am Hochvogesen-, Schwarzwald- und Odenwaldrand mit die 
kühnsten Burgen tragen. (Gierbaden, Niedeck, Hohengeroldseck). In der 
Haardt aber, den Nordvogesen gibt der Buntsandstein wie im Nordschwarz- 
wald und auch im östlichen Odenwald der Landschaft Form und Farbe. 
Herrliche Buchenwälder bedecken die Hochflächen und Berghänge der Haardt 
wie an und über dem Neckar. Enge Felsengassen führen ins Gebirge, aber unzu- 
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gänglich ist es nicht und wenn wir die elsässische Haardt durchschritten haben, 
sind wir wieder in deutschem Land, an der Saar. Phantastische Felsengebilde, 
oftmals von Burgen gekrönt, tauchen im unterelsässischen Bergland auf. Das 
ist die Landschaft des Waltharilieds, hier steht der Wasigenstein, ragen die 
Trümmer der Burg Fleckenstein, deren Silhouette Merian ins Gigantische ge- 
steigert hat. Jenseits der Pfälzer Grenze dehnt sich das Felsenland des sog. 
„Pfälzer Waldes“, und die Dahner Schlösser sind in nichts von denen des 
Weißenburger Landes verschieden. Nirgends bedeutet eine künstliche Landes- 
grenze so wenig wie hier in der großen Einheit der Natur. Das haben selbst 
französische Forscher unumwunden zugegeben. Also richten wir selber keine 
Grenzen auf, wo es keine gibt. Die Tatsache aber, daß die pfälzischen Er- 
innerungen bis zur Feste Pfalzburg reichen, sollte die besonders stutzig machen, 
die den „Pfälzer Wald“ an der Landesgrenze aufhören lassen. 

Wenn so die Haardt ım Elsaß und ın der Pfalz dieselbe Landschaft ıst, 
so bestehen doch zwischen Hochvogesen und Hochschwarzwald recht erheb- 
liche Unterschiede. Die französischen Geographen betonen, daß die beiden 
Vogesenseiten zusammengehören, daß man das Gebirge nicht zerreißen könne. 
Natürlich sind die Vogesen geologisch eine Einheit, und doch hat gerade 
Vidal es bekennen müssen, daß sich die beiden Gebirgsseiten den Rücken 
kehren. Die Vogesen haben einen „First*, der Schwarzwald nicht. Dort 
eine klare Wasserscheide, hier ein Kampfgelände, auf dem der Rhein als 
Sieger gegen die Donau auftritt. Der Schwarzwald hat nie die Völker ge- 
trennt, uralte und ganz neue Straßen führen durch das Gebirge, das aleman- 
nische Volkstum ist über das ganze Gebirge geflossen. Das badische Staats- 
gebiet hat im Schwarzwald keine Grenze, wie auch die früheren Territorien 
über das Gebirge hinweg reichten. Der Vogesenkamm aber trägt von jeher 
die Staats- und Volksgrenze. Tief greifen die breiten, von der Eiszeit um- 
gestalteten Vogesentäler ins Gebirge, wo sie blind mit steilen Talschlüssen 
enden. Die Schlucht hat kein Gegenstück im Schwarzwald. Damit sind aber 
die Vogesentäler aufs engste mit der elsässischen Ebene verbunden, ja sind ein 
Teil der Ebene selbst und deren Fortsetzung ins Gebirge. Der Personen- 
und noch mehr der Güterverkehr über die Hochvogesen ist nie von irgend- 
welcher Bedeutung gewesen, zwischen Belfort und Zabern erhebt sich noch 
die große Verkehrsschranke. Das andere Ausmaß der Vergletscherung, die 
Lage der deutschen Vogesen im Wind- und Regenschatten, die des Schwarz- 
waldes dagegen auf der Wetterseite hat diesen durchgängiger, jene nach 
Westen unzugänglich gemacht. Für die deutsche Verteidigung freilich war 
die Vogesengrenze völlig unbrauchbar, aber die Wirkung im Frieden war doch 
die, daß „die Gebirgskette, die das Elsaß von Frankreich trennt, mit Deutsch- 
land vereinigt“. 
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Im Schatten aber und Schutz der Vogesen, wo der welsche Wind keine 
sonderliche Wirkung auszuüben vermag, da konnte sich das Volkstnm deutsch 
erhalten. Dabei hat die große Fruchtbarkeit des Landes früh zu einer 
starken Verdichtung der Bevölkerung, ja von vornherein zu einer stärkeren 
Landnahme durch Alemannen und Franken geführt, und so jede französische 
Kolonisation im Elsaß zur Unmöglichkeit gemacht. 

Die Vogesen setzten der Siedelung unüberwindliche Schranken und weisen 
das Elsaß auf das bestimmteste nach dem Rhein hin. Dieser aber soll nach 
französischer Auffassung eine wirksame Grenze gegen Baden, gegen Deutsch- 
land sein. Wir fragen, hat nicht schon die römische Feldherrnkunst den 
Rhein für untauglich befunden, als Grenze gegen Germanien zu dienen? 
Der Grenzwall lag doch weit im Osten, der Rhein war nicht die Grenze des 
Romerreichs. Und die Franzosen, strafen sie sich nicht selbst Lügen, wenn 
sie auf dem rechten Rheinufer große Brückenköpfe errichten und die Ent- 
militarisierung eines breiten linksufrigen Gnbietsstreifens durchgesetzt haben. 
Reden nicht die Namen der einstigen Festungen Breisach, Freiburg, Kehl, 
Philippsburg eine gar deutliche Sprache. Nein, für Frankreich ist das Elsaß 
nur eine Ausfallstellung, von der aus es Deutschland in Schach halten kann. 
Warum hat noch kein deutscher Geschichtskundiger die Tausende von deutschen 
Städten, Dörfern, Höfen, Kirchen, Burgen und Schlössern zusammengestellt, die 
das „allezeit friedfertige“ Frankreich im rheinischen Deutschland in seinen 
Raub- und Eroberungskriegen zerstört hat? Wie würde dahinter alle Zer- 
störung in Nordfrankreich verblassen — an der zudem die Verbündeten im 
selben und größeren Maße wie wir mitgewirkt haben. Man kann den Rhein 
zum Grenzgraben machen, obwohl er wie Po und Rhöne berufen ist, die 
beiderseitigen Ufer zu vereinigen und nicht zu trennen. Wenn schon in 
Zeiten gering entwickelter Technik der Rhein eine Grenze gewesen wäre — 
er war es tatsächlich aber niemals und in keinem Abschnitt der jahrtausend- 
alten rheinischen Geschichte — heute kann er es unmöglich mehr sein, wo 
man jede Schiffbrücke unschwer durch eine feste Brücke ersetzen könnte. 

Es gibt wahrlich siedlungsfeindlichere Flüsse als den Rhein — wir er- 
innern an Po und Rhöne — aber noch nie hat ein Geograph oder Politiker 
der Entente zu behaupten gewagt, aber auch kein deutscher Gelehrter, jene 
Flüsse eigneten sich zu Staatsgrenzen. Über die Loire führen weit weniger 
Brücken wie über den Oberrhein. Und wenn da und dort eine Brücke fehlt, 
so sind das Sünden der Vergangenheit. Engstirniger Partikularismus und 
kleinliche dynastische Denkweise haben es verschuldet, daß eine Großstadt 
und Rheinhafenstadt wie Karlsruhe nur eine Schiffbrücke besitzt, auf der 
weder Güterzüge noch Schnell- oder Eilzüge gefahren werden können. Hoffen 
wir, daß das gegenwärtige Geschlecht größer ist als die Vergangenheit. In 
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Worms, das doch sehr viel kleiner ist, konnte eine stolze Straßenbrücke leicht 
gebaut werden — weil nur ein Staat als Bauherr in Betracht kam. Worms 
besitzt außerdem noch eine feste Eisenbahnbrücke. 

Wie diese Beispiele zeigen, kann man den Rhein zur verbindenden Brücke 
der beiden Ufer machen und dazu haben ihn Natur und Geschichte bestimmt. 
Nie hat er die Menschen von seinen Ufern ferngehalten; auch die angeblich 
so siedlungsfeindliche Niederung hat immer Dörfer gesehen und diese tragen 
vielfach altgermanische Namen und Endungen. Fischer, Schiffer, Flößer, 
Goldwäscher, Korbmacher, aber auch Ackerbauer haben stets an seinen Ufern 
gesessen. Selbst in den Zeiten eines unentwickelten Verkehrs gingen die 
Grenzen der Kirchenbezirke, der geistlichen und weltlichen Territorien über 
den Strom: Straßburg, Speyer, Worms, Mainz, Österreich, Hanau-Lichtenberg, 
Nassau, Baden, Kurpfalz usw. Erst der französischen Staatskunst ist es ge- 
lungen, hier Staaten zu schaffen, die am Rhein ein Ende finden: Baden, 
Rheinpfalz, Elsaß. Die Waren gingen über den Rhein — uralt ist der 
Transport lothringischen Salzes nach dem rechten Rheinufer — und wenn 
es sich früher um geringe Gütermengen gehandelt haben mag, später wurde 
es ein breiter Strom von Millionen Tonnen. Vor allem der Austausch 
geistiger Güter, der Personenverkehr war stets in Fluß gehalten worden. 
Zahllose Familienbande in Adel und Bürgertum schlingen sich über den Strom 
hinweg. Wie könnten die oberrheinischen Mundarten in den einzelnen Ab- 
schnitten der Ebene auf derselben geographischen Breite stets dieselben sein, 
wenn der Rhein ein wirkliches Hindernis wäre. Wenn der Kaiserstühler 
dieselbe Mundart spricht wie der Kolmarer, der im Weißenburgischen aber 
pfälzischen Einschlag verrät wie über der badischen und pfälzischen Grenze, 
so ist kein Zweifel, im Oberrheinland gibt es nur künstliche, keine natür- 
lichen Grenzen. Ein einheitliches Volk wohnt ın der großen von der Natur 
geschaffenen Einheit. Es gibt keine „Elsässische Sprache* vom Pfirter Jura 
bis nach Lauterburg, sondern nur elsässische Dialekte, die jeweils mit denen 
im entsprechenden badischen Abschnitt verwandt sind. Wie ein Blick auf 
die Karte zeigt, mußte sich das Volkstum in einer 300 km langen und nur 
30—5o km breiten Ebene auf das Bestimmteste von Süd nach Nord ab- 
schattieren, unbedeutend dagegen von West nach Ost. Zwischen dem Basler 
und dem Mainzer oder Frankfurter besteht doch ein sehr erheblicher Unter- 
schied; dem gegenüber sinken die Unterschiede von Breisgau und Sundgau 
in Nichts zusammen. Für Herrn Brunhes aber ist das „Elsässische“ ähnlich 
wie. das Bretonische, Baskische, Flämische aufzufassen, die sich zum franzö- 
sischen verhielten wie die Töchter zur Mutter!! 

Selbst der größte Eingriff in die Rheinniederung und den Strom, die 
Correktion Tullas, hat nicht alle Zusammenhänge zerreißen können. Man 
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fand sich sogar mit dem Zustand ab, daß elsässische Gemarkungsteile im 
Badischen, solche badischer Gemeinden ım Elsaß lagen. Noch nicht einmal 
für den Landbau konnte der Rhein eine Grenze bedeuten. Um so verheerender 
wirkten die Bestimmungen des Versailler Diktats, die das badische Gemeinde- 
eigentum im Elsaß aufhoben. 

Der Rheinstrom verknüpft das Oberrheinland mit den Städten und Land- 
schaften am Mittel- und Niederrhein, er verbindet die beiden Ufer. Friesische 
Tuche und elsässische Weine sind die ältesten Handelsgüter auf dem Rhein 
gewesen, später wurde dann vor allem die Holländerflößerei aus dem Murgtal 
und dem Bienwald von großer wirtschaftlicher Bedeutung. Stets war der 
Rhein die Schlagader des rheinischen, aber auch des elsässischen Wirtschafts- 
lebens. Jede Abkehr vom Rhein brachte eine Verödung seines geistigen 
Lebens wie seiner materiellen Wohlfahrt. Der Aufstieg und der Rückgang 
Straßburgs verkündet aufs deutlichste dieses Schicksal. Geradezu unerhört 
war der Aufschwung des Landes und seiner Hauptstadt in den Jahren nach 
1871 gewesen — und noch war der Höhepunkt im Jahre 1914 nicht er- 
reicht. Aus dem Nichts war in wenigen Jahren in Straßburg ein Hafen- 
verkehr von 2 Mill. t geworden. 

Straßburg aber schickte sich an, die Metropole am Oberrhein, das Herz 
des Erdraums zu werden, wozu es die Natur durch seine geographische und 
topograpbische Lage berufen hat. Der große französische Geograph erklärte, 
der oberrheinischen Ebene fehle der Mittelpunkt. Die französische Eroberungs- 
sucht, die erbärmliche deutsche Kleinstaaterei vergangener Jahrhunderte und 
kleinliche Denkweise danach haben es verhindert, daß der natürliche 
Mittelpunkt, Straßburg, zum geistigen, politischen, wirtschaftlichen wurde. 
Es gäbe keine elsässische Frage, wenn Straßburg, wenn das Elsaß in den 
großen natürlichen Lebensraum hineingewachsen wäre. Nur so konnte uns 
das Elsaß verloren gehen, weil wir die politisch-geographischen Folgerungen 
aus den Naturtatsachen nicht zogen, diese unbeachtet ließen. Daß aber 
Elsaß-Lothringen in der Zeit nach 1871 immer bestimmtere deutsche Züge 
aufgedrückt worden sind, kann niemand leugnen. Die elsässische Kultur- 
landschaft wurde so der deutschen noch ähnlicher durch eine Anv- 
gleichung der Wirtschaft in Stadt und Land und die Entfaltung eines 
mächtigen Verkebrslebens. Frankreich aber wurde es immer unähnlicher, 
wenn es je überhaupt französische Züge getragen hat. Wo gibt es in Frank- 
reich Bahnhöfe wie ın Metz und Kolmar, wo öffentliche Gebäude aller Art 
wie hier, wo ein Wachstum der Straßen, neue Häuser ın solcher Zahl wie 
in Elsaß-Lothringen. Aus der französischen Zeit stammen allerdings die 
Kanäle im Bild der elsässischen Kulturlandschaft; aber Deutschland hat sie 
nicht verkommen lassen, vielmehr sie auf einen 300 t-Verkehr umgebaut. 
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Daß Elsaß und das deutsche Lothringen bleiben deutscher Volks- und 
Kulturboden. In der großen Lebensgemeinschaft der Oberrheinlande hat jeder 
Teil seine besondere Note, sein bestimmtes Gesicht. Aber die gemeinsamen 
Züge sind stärker und alle Besonderheiten nur Abtönungen derselben Grund- 
farbe. Es habe das Elsaß, eine „physiognomie complexe“, so sagte treffend 
der französische Geograph. Das ist eben die oberrheinische, deutsche Welt 
mit ihrer Mannigfaltigkeit der Erscheinungen, der Natur und des kulturellen 
Lebens, und das alles doch zu einer Symphonie verwoben und verschmolzen. 
Welche Fülle verschiedenster Gesteine, die die elsässische Landschaft aufbauen 
und formen, und doch erscheint das ganze Land wie aus einem Guß. Frankreich 
hat hier kein Gegenstück aufzuweisen, aber über dem Rhein ist das genaue 
Spiegelbild des Elsaß zu finden. Welche Buntheit gar der sozialen, wirt- 
schaftlichen, geistigen Erscheinungen. Wie oberflächlich urteilen die, die be- 
haupten, die französische Revolution und das Kaiserreich hätten alle Erinnerungen 
an die älteren partikularistischen Verhältnisse der deutschen Vergangenheit 
ausgelöscht. Das gilt noch nicht einmal für die elsässischen Städte, von denen 
jede ihr besonderes Gesicht bewahrt hat. Keinesfalls aber trifft es für die 
Landschaften und die Dörfer zu; hier schimmern die alten Zustände deutlich 
unter der dünnen Decke der späteren Ereignisse durch. Nicht nur die politische 
und wirtschaftliche Überzeugung ist verschieden und geht auf die früheren 
Territorien zurück, vor allem spiegelt das verschiedene Glaubensbekenntnis 
die ältere buntscheckige politische Karte wieder. Die verschiedensten christ- 
lichen Bekenntnisse stehen nebeneinander: Katholiken, Lutheraner, Reformierte 
und dazu Mennoniten auf vielen Pachthöfen hüben und drüben. Und wie im 
ganzen rheinischen Deutschland sind auch im Elsaß gerade die Reformierten 
und Calvinisten die Träger der modernen Wirtschaftsideen gewesen. 

Hinter den Vogesen aber tut sich eine ganz andere Welt auf — dort ist 
alles uniformiert, und das allerchristlichste Frankreich ist es ja gewesen, das 
seine besten Bürger, die Hugenotten, zu Zehntausenden aus dem Lande gejagt 
hat. Heute ist Frankreich unkirchlich, antireligiös, aber das angeblich echt 
französische Elsaß-Lothringen ist konservativ und streng kirchlich gesinnt. 
Im zentralistischen Frankreich ist .der Elsässer und Lothringer durchaus Parti- 
kularist. Er ist rascher partikularistisch im deutschen Reich als zentralistisch 
unter französischer Herrschaft geworden, weil er von Hause aus ein echt 
deutscher Individualist und kein Romane ıst, der in der Masse untergeht. 

Es geht auch ein entschieden demokratischer Zug durch das elsässische 
Volksleben — die geringen Standesunterschiede, der gleiche kleinbürgerliche 
Zuschnitt bedingen das. Aber darin gleichen sich Baden und Elsaß und die 
Pfalz völlig, und wir dürfen das demokratischste der süddeutschen Länder 
nicht vergessen: Württemberg. Lange hat man diese Demokratie mit der 
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französischen verwechselt, absichtlich und unbewußt. In Wirklichkeit ist das 
süddeutsche Volk konservativ, mag die Parteibezeichnung im Einzelnen auch 
anders lauten. Vidal aber erweckte beim französischen Leser einen Eindruck, 
als ob das Elsaß an Ostelbien grenzte. Es ist dabei eine starke Übertreibung, 
wenn man bei der Zuwanderung von „Preußen“ redet. Einmal sind diese 
Preußen überwiegend Leute aus dem stammverwandten Mosel- und Saarland 
gewesen, die Masse aber der Einwanderer stellten die noch enger verwandten 
Pfälzer, Badener und Württemberger, die „Schwoben*. Es hat einmal ein 
genauer Kenner der Verhältnisse zur Frage der staatlichen Verschmelzung des 
Elsaß mit Baden gemeint, man ziehe auch sonst nicht zu nahen Verwandten 
ins Haus, das täte nirgends gut. Liegt nicht darin das größte Eingeständnis 
der engsten Verwandtschaft? Badener und Elsässer gleichen sich in der Tat 
wie Brüder und haben dieselben Lebensgewohnheiten. In Essen und Trinken, 
bei der Arbeit und beim Festefeiern bleibt es dasselbe oberrheinische Volk. 

Für das französische Garnisonslazarett und den Garnisonsfriedhof hatten die 
Nachfolger stets nur die Bezeichnung des „Welschen Spitals* und „Welschen 
Friedhofs". Wer die Elsässer kennt, weiß welche Gefühle hinter diesem Be- 
eriff sich verbergen — es ist ein fremdes Wesen, das mit aller Bestimmtbeit 
vom einfachen Mann abgelehnt wird. Daß eine dünne Schicht der Bourgeosie 
auch innerlich dem französischen Geist nahezukommen strebte, ist bekannt, 
die Masse des Volkes blieb deutsch, das Französische ihm wesensfremd. An 
der Tatsache ist nun einmal nicht zu rütteln, daß 95 v. H. der elsässischen 
Bevölkerung sich zur deutschen Muttersprache bekennen, und in dem angeblich 
ganz französischen Lothringen gibt es auch nur ein Fünftel französisch Redende. 

Und es ist nicht nur das Bekenntnis zur Sprache — das Land ist in seinen 
tiefsten Tiefen deutsch. Ohne den elsässischen Anteil ist die deutsche Dichtung, 
die deutsche Kunst, das deutsche Schrifttum gar nicht zu denken. Wie hätte 
hier Goethe sein deutsches Wesen entdecken, die Gebrüder Grimm so reiche 
Schätze haben können, wenn nicht deutsche Quellen lebendig geblieben wären 
auch unter dem welschen Schutt. Wie hätte in unsern Tagen ein Elsässer, 
Friedrich Lienhard, ein Erneuerer deutschen Geisteslebens, ein Begründer der 
Heimatdichtung werden können, wenn nicht deutscher Boden ihn geboren. 
Wir denken auch an Marie Hart, an Christian Schmitt und andere und 
brauchen gar nicht zu erinnern an die großen Elsässer im Reich des Geistes 
im Mittelalter. 

Deutscher Geist eines grenzenlosen Idealismus und der Glaube an die deut- 
sche, rheinische Zukunft ihrer Stadt hat die Bürgerschaft Straßburgs zu dem 
gewaltigsten Bauwerk am deutschen Oberrhein begeistert. Im nahen Freiburg 
steht sein Gegenstück und doch richten auch im badischen Land aller Blicke 
sich dem Straßburger Münster zu. So hat es schon Grimmelshausen geschaut, 
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als er von der Hohen Moos über Offenburg den Rheinstrom hinuntersah, „in 
welcher Gegend die Stadt Straßburg mit ihrem hohen Münsterturm gleich- 
sam wie das Herz mitten ın einem Leibe beschlossen hervorprangt“. Dieses 
steinerne Denkmal bleibt der Mittelpunkt der elsässischen, nein der ganzen 
oberrheinischen Kulturlandschaft, und es dünkt uns der Tag nicht in unend- 
liche Fernen gerückt, wo auch dem elsässischen Volk die Binde völlig von den 
Augen genommen wird, die ganze Welt aber dem gewalttätigen Frankreich 
die Larve vom Gesicht reißen wird, das hier die heiligsten Güter eines Volkes 
mit Füßen tritt. 

Schon zweifelt die Welt an der Kulturmission Frankreichs. Amerikanische 
Beobachter und Engländer, Holländer und Nordländer, von den Schweizern 
gar nicht zu reden, haben mit Überraschung feststellen müssen, daß hier der 
Welt ein Gaukelspiel größten Stils vorgeführt worden ist. Sie alle konnten 
zu keinem andern Ergebnis kommen als der berühmte englische Agrarschrift- 
steller Arthur Joung in seinem „Travels in France“ vor 150 Jahren: „Alsace 
is Germany“. 

Mögen in der seelischen Haltung des elsaß-lothringischen Volkes Unterschiede 
bestehen gegenüber dem Volkstum der benachbarten reichsdeutschen Länder: 
Elsaß-Lothringen wird dennoch stets ein deutsches Kulturland sein oder es 
wird aufhören, eine eigene Kultur zu besitzen. 


Im Einzelnen hat der Verfasser die Übereinstimmung des Elsaß mit seinen Nachbarländern 
Baden und Pfalz und die engen Wechselbeziehungen mit diesen in seinem Buch „Die Oberrhein- 
lande*, Ferdinand Hirt, Breslau 1925, nachgewiesen. 
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Von Timbuktu bis Peking zieht sich quer durch die afrikanisch-asiatische 
Ländermasse ein breiter Wüsten- und Steppengürtel, der nur an zwei natür- 
lichen Einbruchsstellen (Suez und Bagdad) den Durchgangsverkehr zwischen 
Norden und Süden freigibt. In Innerasien erweitert sich diese Wüstenzone zu 
einem gewaltigen Binnenkontinent, der bis auf 100 km an den Stillen Ozean 
heranreicht und den die vom Pamir nordost- und südostwärts streichenden 
hoben Gebirgsketten von der Außenwelt nahezu völlig abschließen. Alle 
asiatische Geschichte hat sich daher auf der Peripherie des asiatischen Kon- 
tinents abgespielt. Die südliche Heerstraße führt seit uralter Zeit über den 
Khaiberpaß und Nordindien ins Yangtsetal hinab, die nördliche am Baikal 
entlang nach der Mandschurei. Der erste Weg hat durch die technische Ver- 
vollkommnung der Schiffahrt seine völkerverbindende Bedeutung verloren, die 
Nordstraße dagegen durch die russische Kolonisierung und die Schaffung des 
Eisenbabnweges von Moskau nach Peking die höchste geopolitische Bedeutung 
erlangt. In der Mandschurei, wo Wüste und Ozean bis auf wenige Tage- 
reisen aneinanderstoßen, trifft sie auf die großen Zufahrtsstraßen des Ostens, 
die vom Yangtse und Tokio (via Korea) westwärts führen und durch ein groß- 
zügiges Eisenbahnsystem dem modernen Weltverkehr erschlossen worden sind. 
Von der Mandschurei aus hat vor 500 Jahren der Dschings-Khan seinen Sieges- 
zug nach Indien und in die Wolgaebenen angetreten, der zum ersten und 
letzten Mal in der Geschichte ganz Asien in der Hand eines Einzelnen ver- 
einigt hat. Von der Mandschurei her haben die Mandschu vor 300 Jahren 
China erobert. In diesem Lande ruhen auch heute noch die Schlüssel zur 
Herrschaft über Asien. 

Drei moderne Großmächte treffen in der Mandschurei aufeinander und ihr 
Ringen um dieses Land ist mit Blut in die Seiten der Geschichte eingegraben. 
ı895 kämpften China und Japan um diesen Boden und nur das Eingreifen 
der fremden Mächte in Portsmouth erhält China diese nordöstlichste Provinz. 
In diesen Jahren hat Rußland seinen sibirischen Schienenweg zu bauen be- 
gonnen, und es gelingt ihm mit Unterstützung der europäischen Mächte, von 
China die Konzession zur Durchschneidung der nördlichen Mandschurei mit 
dem Ostteil dieser Bahn zu erhalten. Diese Einschränkung der chinesischen 
Souveränität wird erweitert, als Rußland in Harbin eine Bahnlinie zum Golf 
von Chili abzweigt und auf der Kwantung-Halbinsel in Port Arthur einen 
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stark befestigten russischen Kriegs- und Handelshafen schafft. Der russisch- 
japanische Krieg bringt ı905 Hafen und Bahn bis Tschang-Tschung in japa- 
nischen Besitz, und unweit Port Arthur wird in Dairen eine Einfallspforte 
nach der Mandschurei und Ostsibirien geschaffen. Dieser japanische Neuerwerb 
wird durch die strategische Eisenbahn, die von Tokio über Fusan quer durch 
das inzwischen annektierte Korea nach Mukden führt, an den japanischen 
Inselbesitz angeschlossen und durch militärische Schutzmaßnahmen gesichert. 

Die russische Revolution gab den Japanern die willkommene Gelegenheit, 
ihre Offensive in die Nordmandschurei und das östliche Sibirien vorzutreiben. 
An der von den Alliierten zur Unterstützung der gegen die Roten kämpfenden 
Weißrussen ausgerüsteten militärischen Expeditionen der Jahre 1919/20 ist 
Japan an führender Stelle beteiligt. Die japanischen Expeditionstruppen 
werden bis zum Baikal (Irkutsk) entsandt und vorgeschobene Posten stehen 
sogar in Omsk zum Schutze der Koltschak-Regierung bereit. Ein Ausgangs- 
punkt für diese Unternehmungen bildet neben Dairen vor allem Wladiwostok, 
in das Japan eine starke Besatzung zum Schutz der rückwärtigen Verbin- 
dungen geworfen hat. Der unglückliche Ausgang des Koltschak-Abenteuers 
und das schnelle Vordringen der Roten Russen wirft die Japaner auf die Mand- 
schurei zurück. Hier war mit japanischer Hilfe unter formeller Wahrung der 
chinesischen Souveränität eine weiße russische Regierung gebildet worden. 
Nun beginnen seit 1922 wieder Rußland und China einen entscheidenden Ein- 
fluß auf die Geschichte des Landes auszuüben und der zwischen beiden Län- 
dern zustande gekommene Vertrag entscheidet über das Schicksal der nörd- 
lichen Mandschurei. Die japanischen Beamten der ostchinesischen Bahn werden 
entlassen, die weiß-russischen Beamten durch Rote Russen ersetzt, und die 
chinesische Souveränität über die ostchinesische Eisenbahngesellschaft wieder 
hergestellt. Japan wird hierdurch auf Mukden und die südliche Mandschurei 
zurückgedrängt. Um hier seine Position auf eine legitime Basis zn stellen, 
obne seines Einflusses verlustig zu geben, versichert sich Japan des chinesi- 
schen Gouverneurs der mandschurischen Provinzen, Tschang-tso-Ling, der mit 
dem Gelde und im Interesse Japans von Mukden aus die Geschicke der drei 
mandschurischen Provinzen lenkt. 

So ist die Lage der Dinge im Jahre 1925. Nunmehr aber beginnen sich 
die Tendenzen auszuwirken, welche sich zur Proklamation der chinesischen 
Forderungen vom Mai 1925 und zu einer engen politischen Anlehnung Chinas 
an Rußland geführt haben. Diese Liierung der beiderseitigen Interessen mußte 
aus geopolitischen Gründen Japan verhängnisvoll werden. Dieses schiebt sich 
als Besitzer der für den Transsibirienverkehr entscheidenden südmandschu- 
rischen Bahn wie ein Keil zwischen China und Rußland ein und ist in der 
Lage, jede Verbindung zwischen den beiden befreundeten Ländern jederzeit 
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abzuschneiden. (Der Wüstenweg Kalgan—Urga kann für einen engeren Ver- 
kehr der beiden großen Reiche nicht in Frage kommen, ehe nicht die seit 
vielen Jahren geplante Bahnverbindung zustandegekommen ist.) Rußlands 
wie Chinas Bestreben muß also darauf gerichtet sein, sich über die Mand- 
schurei hinweg die Hände zu reichen und das kann nur durch eine Abdrän- 
gung Japans vom Festlande geschehen. Dieses Bestreben bewegt sich ganz in 
der Richtung der Bestrebungen der chinesischen Patrioten, welche eine Liqui- 
dierung alles fremden Territorialbesitzes in China ohne Unterschied und Aus- 
nahme der Nationen auf ihr Programm gesetzt haben. China hat keinen Grund, 
den Japanern für ihre in den letzten zehn Jahren betriebene Expansionspolitik 
besonders dankbar zu sein, und so ist heute die Rückgabe der Mandschurei 
einschließlich Dairen an China eine der populärsten Forderungen der National- 
partei. An eine militärische Durchsetzung dieser Forderung freilich kann 
gegen die wohlbewaffnete Inselmacht weder von russischer noch von chinesi- 
scher Seite gedacht werden, umsomehr wird heute ein Wirtschaftsboykott nach 
dem Muster des vorjährigen, der sich mit Erfolg gegen England richtete, 
propagiert. Sollte es gelingen, diesen zweiten Boykott mit derselben Groß- 
zügigkeit und Hartnäckigkeit ins Werk zu setzen, so würde für Japan nicht 
mehr lange des Bleibens auf dem Festlande sein. 

Ohne Zweifel verlöre Japan mit der Mandschurei nicht eine beliebige Pro- 
vinz, sondern die Basis seiner Großmachtstellung überhaupt. Japan hat in den 
25 Jahren seit seiner Festsetzung auf der Kwantung-Halbinsel ungeheure Ka- 
pitalien in das Land gesteckt und die ehemals öde Provinz in einen Frucht- 
garten verwandelt. Die Südmandschurische Eisenbahngesellschaft, ein halb- 
staatliches Institut, ist eine der größten und vielseitigsten Wirtschaftsunter- 
nehmungen der Erde. Ihrem imperialistischen und kolonisatorischen Charakter 
entsprechend hat sie sich nicht auf Bahnbauten beschränkt, sondern die in- 
dustrielle und agrarische Entwicklung des Landes in großzügigster Weise mit 
den modernsten Mitteln in Angriff genommen. Die Bevölkerung der Mand- 
schurei ist in einem Menschenalter von 3 Millionen auf 20 Millionen ange- 
wachsen, und die Ausfuhr des Landes an landwirtschaftlichen (Sojabohne) und 
industriellen Erzeugnissen überstieg im Jahre 1924 bereits die erste Milliarde. 
Daß die mandschurische Provinz dadurch über ihren geopolitischen Wert bin- 
aus einen bohen Eigenwert bekommen hat und die Habgier der Nachbarn in 
noch höherem Grade als früher erweckt, bedarf kaum der Erwähnung. Der 
blutgedüngte Acker dieses Landes wird unter der lebenden Generation noch 
oft der Schauplatz schwerer Kämpfe sein, mögen sie nun lokaler Natur bleiben, 
oder einen allgemeinen pazifischen Weltbrand entfachen. 

Amerikas Auseinandersetzung mit Japan wird, wenn überhaupt, an den 
Küsten oder ın der Nachbarschaft dieses Landes vor sich geben. Zu groß ist 
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die räumliche Distanz, welche Japan und die Vereinigten Staaten trennt, als 
daß an einen unmittelbaren Angriff auf das eine oder andere Land ernsthaft 
zu denken wäre. Nun werden die Philippinen nicht mehr lange amerikani- 
scher Boden sein, und die Hawai-Inseln werden jetzt zu einer unangreifbaren 
Seefestung ausgebaut. Dagegen wird ein erfolgreicher Angriff der Vereinigten 
Staaten auf die Küsten der Mandschurei, das Kernland Japans, Japan auf die 
Knie zwingen. Hier liegen die bedeutenden Kohlenfelder, die Japan für seine 
Maschinen und Schiffe braucht, von bier bezieht das räumlich beschränkte 
Inselland einen großen Teil seiner landwirtschaftlichen Produkte. Seit 1915 
hat die erhöhte Tätigkeit Japans in der Mandschurei das erhöhte Mißtrauen 
Amerikas entfacht. Die Unduldsamkeit der Japaner gegen fremde Wirtschafts- 
konkurrenz widerspricht schroff dem von den Vereinigten Staaten immer 
wieder proklamierten „Recht auf die offene Tür“ und sein Eingriff in die 
chinesischen. Wirren beeinträchtigt stark die amerikanischen Wirtschaftsinter- 
essen. Auffallend stark ist die Tätigkeit amerikanischer Expeditionen in der 
westlichen Mandschurei und der inneren Mongolei, die mit wissenschaftlichen 
Interessen kaum eine ausreichende Erklärung finden dürfte. 

Die von Jahr zu Jahr erneuten Bürgerkriege der chinesischen Generale 
schließen sich auf das engste den geopolitischen Gegebenheiten der Mand- 
schurei und der ihr benachbarten Chili-Provinz an. Bekanntlich führen aus 
dem Yangtsetal von Schanghai und Hankau nordwärts zwei wichtige chinesi- 
sche Eisenbabnlinien, die sich in Peking vereinigen und ihre gemeinsame Fort- 
setzung über Tientsin nach Mukden finden. Für den Fernverkehr der Rei- 
senden aus Süd- und Mittelchina nach Rußland und Westeuropa sind diese 
Bahnstrecken nicht unbedingt erforderlich, da die Japaner in Dairen einen 
Durchgangsplatz geschaffen haben, welcher die Schiffsreisenden der südlichen 
Provinzen durch die Mandschurei und Sibirien weiterleitet. Für die chinesi- 
schen Generale dagegen sind diese drei Eisenbahnlinien des Landes Aufmarsch- 
straße und Operationsbasis geworden. Alle Bürgerkriege der letzten 14 Jahre 
haben sich diesen großen transkontinentalen Linien entlang abgespielt. Die 
vom Yangtsetal und aus der Mandschurei einander entgegenrückenden Truppen- 
führer pflegten sich irgendwo zwischen der großen Mauer und der Grenze von 
Schantung zu treffen und nach vollbrachten Kriegstaten ihre Truppen auf dem 
gleichen Wege zurückzuführen. Die unausbleibliche Folge dieser militärischen 
Beanspruchung der Bahnlinien ist ihre völlige Verwahrlosung und ihre Un- 
brauchbarkeit für den Personenverkehr nach europäischen Begriffen. So hat 
Japan in Dairen und Mukden im Laufe der Jahre das Monopol der inter- 
nationalen Personenbeförderung via Europa übernommen. Schanghai—Moskau 
läßt sich heute mit der sibirischen Bahn in elf Tagen zurücklegen. An dem 
meu vollendeten, großartigen Hafenbahnhof in Dairen kann man vom Expreß- 
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dampfer der „D. K. K.“) unmittelbar in den am Kai wartenden Zug einsteigen, 
der den Reisenden quer durch die Mandschurei nach Tschang-Tschung bringt. 
Das Ringen um Sibirien in den Jahren 1919 bis 1921 war ein grandioser 
Kampf um den Besitz der sibirischen Bahn. Bekanntlich liegen alle wich- 
tigeren Städte des Landes an dieser Linie und nördlich und südlich derselben 
sind nur vier Monate des Jahres kriegerische Operationen überhaupt ausführ- 
bar. In zähen Kämpfen tastete sich die rote Armee an diesem Schienenwege 
entlang. Die Hauptquartiere der feindlichen Führer waren die requirierten 
Salonwagen der sibirischen Bahn. Das auf den großen Güterbahnhöfen an- 
gesammelte rollende Material bildete den Fuhrpark der kämpfenden Armeen. 
Eisenbahnzüge waren monatelang die Wohnung der anwesenden ausländischen 
diplomatischen und caritativen Missionen. Ein rückwärtiges Zerschneiden des 
Schienenweges war gleichbedeutend mit Kapitulation. Daß bei dieser Kampfes- 
weise an die Bahn unerhörte Anforderungen gestellt wurden, braucht kaum 
gesagt zu werden, ebensowenig, daß sie sich nach der Eroberung Sibiriens 
durch die Roten in völlig verwahrlostem Zustand befand. Lange Zeit vor 
und während der Bürgerkriege hatten Dairen und Wladiwostock die einzigen 
Zufahrtswege des östlichen Sibirien gebildet. Die Verriegelung der Grenzen 
am Pazifik durch die bolschewistischen Machthaber hat beiden Plätzen eine 
schwere wirtschaftliche Einbuße gebracht. Nur Harbin ging einer neuen 
Scheinblüte entgegen. Hier sammelten sich die versprengten Weißrussen und 
bildeten auf chinesischem Boden eine gewaltige Fliichtlingskolonie,. welche die 
Stadt in kurzer Zeit auf 300 000 Einwohner anschwellen ließ. Dieses unnatür- 
liche Wachstum stand ın keinem Verhältnis zu den wirtschaftlichen Möglich- 
keiten der Stadt, die nur als Zweigpunkt der mandschurischen Bahn Bedeutung 
erlangt hatte und die wirtschaftliche Not nahm hier infolgedessen bald äußerste 
Formen an. Harbin ıst die Etappenstation geworden, über welche sich die 
enterbten, demoralisierten Refugies über ganz Ostasien ergießen. Tausende 
von beschäftigungslosen weißrussischen Offizieren sind in den Sold Tschang- 
tso-Lins und seiner Unterführer getreten — um vielleicht einmal gegen ihre 
eigenen Volksgenossen ins Feld geführt zu werden. Russische Frauen werden 
als Handelsware nach Schanghai und Kanton versandt und verschwinden 
irgendwo in namenlosen Gassen oder in den Häusern chinesischer Nabobs. 
Die chinesische Verwaltung Harbins unterläßt ihrerseits nichts, um die weiß- 
russischen Bewohner ihre Hilflosigkeit und zugleich die Sünden der Weißen 
in vergangenen Jahrzehnten bitter entgelten zu lassen. China führt hier als 
„Mandatarmacht über Weiße“ ein hartes Regiment und läßt keine Gelegen- 
heit vorübergehen, den weißen Mann zum Kuli des gelben zu erniedrigen. 


*) Dairen—Kisen—Kaisha. 
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Mukden scheint noch weiterhin die Domäne Tschang-tso-Lins und seiner 
japanischen Freunde zu bleiben. Die Stadt ist in wenigen Jahren rapide ge- 
wachsen, die mit japanischem Gelde bezahlten Heeresaufträge des Marschalls 
haben zahlreiche Industrien ins Leben gerufen und viele der fremden Firmen- 
vertreter, die sich früher in Peking im Wai-chia-pao (das chinesische aus 
wärtige Amt) drängten, sind nach der Hauptstadt des Nordens abgewandert. 
Hier wie auch in Harbin ist der Yen das übliche Zahlungsmittel, da sich das ewig 
in seinen Kursen schwankende chinesische Silbergeld (oder gar Staatsgeld!) 
nicht gegen die relativ feste japanische Währung hat behaupten können. Die 
Bahnhofsvorstadt Mukdens mit ihren modernen Straßen und hohen Stein- 
häusern ist eine rein japanische Schöpfung, und obgleich die Stadt nominell 
China untersteht, ist Japan der ausschlaggebende Faktor in allen kommunalen 
Angelegenheiten. 

Die Mandschurei ist heute geopolitisch eines der interessantesten und kom- 
pliziertesten Gebiete der Erde. Selbst in mehrere Besitzteile zerspalten, trägt 
sie den Keim kommender Kriege in sich und hat an ihren Grenzen Nachbarn, 
die über dies Land hinweg sich früher oder später einmal feindlich begegnen 
müssen. Rußland, Japan und China besitzen ihren Interessenschnittpunkt in 
der Mandschurei, und die fremden Mächte haben nicht vergessen, ihrerseits 
eine Interessenkoordinate durch dieses Land zu zieben. Ich stehe nicht an, 
die Mandschurei, in der in allen entscheidenden Phasen der asiatischen Ge- 
schichte die Waffen gekreuzt wurden, das klassische Schlachtfeld des Ostens 
zu nennen. 
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L. HAMILTON: 
DIE FRANZOSEN IN KANADA 


Das heutige Kanada und das ganze Mississippi-Becken war einst das große 
französische Kolonialreich „La Nouvelle France“. Frankreich und Spanien 
besaßen den Löwenanteil in Amerika. England klammerte sich an. die Küste 
zwischen Florida und Kanada und hatte noch nicht sicheren Fuß an den 
Gestaden der Hudson Bay gefaßt. Hinter dem englischen Besitz erhoben sich 
die Appalachen mit den anschließenden Bergketten, die in jenen Tagen ein 
unüberwindliches Hindernis zu sein schienen. Auf ihren Höhen waren die 
Indianer, in deren Land vorzudringen für einen Engländer den Tod be- 
deutete — und hinter den Bergen wieder saßen die Franzosen am Obio und 
Mississippi, entschlossen, die Engländer in ihrem Vordringen nach Westen 
zurückzuhalten. Von Norden her, von Kanada aus, übten sie einen beständigen 
Druck aus, und der Richelieu-Fluß in Verbindung mit dem Lake Champlain 
boten ein Ausfallstor, durch welches sie mit ihren Verbündeten, den Indianern, 
die englischen Kolonien angreifen konnten. 

England hatte durch seine Entdeckung Kanadas Anspruch auf den Besitz 
dieses Landes: denn Cabot, ein Genuese, wie Kolumbus, segelte von einem 
englischen Hafen mit englischer Schiffsbesatzung im Solde Heinrichs VII. 
fünf Jahre nach Kolumbus Landung in Westindien nach Kanada. Doch 
wurde aus der Entdeckung kein Nutzen gezogen. Erst vierzig Jahre später 
segelte ein Franzose, namens Jacques Cartier, den St. Lorenz bis zum heutigen 
Montreal hinauf. Er verbrachte den Winter in Quebec und taufte das Land 
„La Nouvelle France“. Dreimal fuhr er nach Kanada hinüber, und das Ergebnis 
seiner Reisen war, daß Frankreich beschloß, das Land zu kolonisieren. Zwischen 
1535 und 1605 wurden mehrere Versuche in dieser Richtung unternommen. 

Der eigentliche Vater des neuen Frankreichs war ein anderer Franzose, 
Samuel Champlain, der 1605 eine Siedlung in Port Royal in Akadien anlegte, 
d. b. zwei Jahre, bevor sich die Engländer in Jamestown, Virginien, nieder- 
ließen. Aber Akadien sollte nur eine zweite Rolle spielen. 

Wenn man die Geschichte des französischen Kanada betrachtet, sollte man 
sich erinnern, daß Kanada die heutige Provinz Quebec, und Akadien die See- 
provinzen bedeutet. — Wenden wir uns zunächst Akadien zu. Der Name 
Akadien ist ein Wort der Micmac Indianer für Ort oder Gegend. Es findet 
sich auch als Suffix an vielen Namen in Neuschottland: Shubenacadie, 
Tracadie usw. Die Franzosen nannten das Land erst La Cadie, dann L’Acadie 
und die Engländer Acadia. Damals wie heute waren die Seeprovinzen (Neu- 


schottland, Neubraunschweig, Prince Edward Insel) eine geographische Einheit 
für sich. Sie sind eine ökonomische Einheit geblieben, und erst als die Eisen- 
bahnen sie mit dem eigentlichen Kanada verbanden, wurde eine direkte Ver- 
bindung hergestellt. Vorher war Halifax von Quebec aus nur zur See zu 
erreichen (1120 km). 

Wie gesagt, gründete Champlain also Port Royal, ebenso wie Quebec. Aber 
Frankreich hatte in Akadien nicht so viel Erfolg wie ın Kanada. Nur etwas 
über ein Jahrhundert war es in seinem Besitz, doch war Akadien kein Frieden 
beschieden; denn Neuengland erhob auf Grund einer Konzession Jacobs I. 
Anspruch auf Akadien und machte mehrere Versuche, dort Niederlassungen 
zu gründen. Admiral Kirke nahm 1628 das schon einmal 1613 zerstörte 
Port Royal wieder ein, und als die Engländer 1654 den Holländern New 
York entrissen, wurde auch Akadien erobert, jedoch den Franzosen wieder 
zurückgegeben. So wurde das bedauernswerte Land zwischen den beiden 
Rivalen wie ein Spielball hin- und hergestoßen, bis es 1710 mit Ausnahme 
von Prince Edward- und Kap Breton-Insel, den Engländern zufiel. 

In seiner romantischen Dichtung „Evangeline* hat uns Longfellow die 
Deportationen geschildert, die im Jahre 1755 begannen. (Freilich scheint er 
Akadien mit Arkadien verwechselt zu haben, und poetische Freiheit oder Un- 
kenntnis des Landes. läßt ihn in der ersten Zeile vom Urwald reden, während 
die genannte Gegend aus Marschen und Schwemmland besteht.) — Damals 
wurden von den Engländern etwa 6000 Acadier deportiert, da sie sich 
weigerten, den Treueid zu leisten. Einige Tausend verbargen sich in den 
Wäldern, einige Tausend kehrten allmählich zurück. Wie dem auch sein 
mag, ihre Nachkommen in den Seeprovinzen zählen heute 140000. Da sie 
aber in der Minderheit sind, meist Farmer und Fischer, haben sie wenig oder 
keinen politischen Einfluß im Gegensatz zu ihren Stammesgenossen in der 
Provinz Quebec. Wie erwähnt, blieb Kap Breton-Insel in französischem 
Besitz, und hier wurde mit einem Kostenaufwand von 10 Millionen Dollar 
Louisburg, die größte Festung Nordamerikas, errichtet. Dieses „Dünkirchen 
Amerikas“ wurde mehrere Male erobert und zurückerobert, bis es schließlich 
1758 mit Wolfes Unterstützung in die Hände der Engländer fiel, ein Jahr 
vor der Einnahme Quebecs. „Noch sind die Ruinen dort“, schreibt Parkman, 
„und weder den Anstrengungen der Eroberer noch der zerstörenden Arbeit 
der Zeit ist es gelungen, seine Spuren zu verwischen. Zu Hunderten arbeiteten 
die Menschen monatelang mit Brecheisen, Spaten und Sprengpulver, um das 
Zerstörungswerk zu vollenden und länger als ein Jahrhundert dienten die 
Ruinen als Steinbruch. Aber die Überreste der weiten Verteidigungswerke 
erzählen noch immer ihre Geschichte der menschlichen Tapferkeit und des 
menschlichen Leides.“ 
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Nun zum eigentlichen Kanada: Champlain gründete Quebec, das Herz 
Kanadas, 1608. Er weilte noch dort, als die Engländer das Land 1629 unter 
Admiral Kirke einnahmen. Vier Jahre später fiel es an Frankreich zurück, 
und Champlain wurde erster Gouverneur Kanadas. (Er starb 1635 in Quebec.) 
Durch Wolfes Sieg am ı3. September 1759 ging Kanada Frankreich end- 
gültig verloren. Louisiana ging in spanische Hände über, und das große 
französische Kolonialreich in Amerika wurde auf zwei kleine Inseln (St. Pierre 
und Miquelon) nahe der Südküste Neufundlands und auf einige westindische 
Inseln beschränkt. Hätte Frankreich seiner Kolonie gegenüber eine andere 
Politik verfolgt und nicht die tatkräftigen Hugenotten aus dem Lande ge- 
halten, die ebenso tüchtige Kolonisationsarbeit wie die Puritaner in Neu- 
england geleistet haben würden, wäre Kanada vielleicht heute der Mittelpunkt 
eines großen lateinischen Reiches in Nordamerika. Frankreich hat zwar seine 
Herrschaft in Nordamerika aufgegeben; aber Frankreich ist de facto noch 
da, jedenfalls bildet es in demselben Maße in Kanada die Grundlage der 
Kultur, wie England in der Union, Spanien in Mexiko, Portugal in Brasilien, 
und man darf die kulturellen Bande der gemeinsamen Sprache und Literatur, 
der grundlegenden Einrichtungen und Gesetze und der gemeinsamen Ge- 
schichte nicht vergessen. Niemand wird die Verbindung zwischen den Ver- 
einigten Staaten und England, zwischen den alten spanischen Kolonien und 
dem Mutterlande leugnen. Die Verbindung zwischen dem französischen Kanada 
und Frankreich ist aber in gewissem Sinne noch enger. 

Die Berichte über die Anzahl der Franzosen, die ursprünglich nach Kanada 
hinübergingen, weichen stark voneinander ab. Hochgerechnet waren es 10 000, 
einschließlich derer, die nach Akadien gingen. — Als Kanada das Lilien- 
banner gegen den „Union Jack“ durch den 1763 abgeschlossenen Frieden zu Paris 
eintauschen mußte, waren aus diesen 10000 Franzosen schon 75 000 geworden. 
Heute zählt die französische Bevölkerung in Nordamerika beinahe 4 Millionen; 
davon leben 2½ Millionen in Kanada. Diejenigen, die heute in den Staaten 
wohnen, sind fast alle von Kanada dorthin eingewandert. 

Diese Zunahme der Franco-Kanadier ist das Merkwiirdigste, was sich in 
der Geschichte einer Nation abgespielt hat. Seit 1763 bis heute hat es keine 
französische Einwanderung mehr gegeben. Die 75000 Franco-Kanadier ver- 
danken ihr Anwachsen auf 4 Millionen einzig und allein ihrer Fruchtbarkeit: 
Hierin liegt ihre Macht und ihre zukünftige Bedeutung. In kaum mehr als 
anderthalb Jahrhundert haben sie sich verdreiundfünfzigfacht; und seit der 
Zeit der ersten Besiedlung sind sie auf das Vierhundertfache angewachsen. 
Wenn die Zunahme weiter in diesem Maße geschieht, werden sie in 150 Jahren 
zweihundert Millionen zählen. Daher ist es nicht überraschend, daß die 
Durchschnittskinderzahl in den einzelnen Familien zwischen 8 und 10 schwankt. 
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Familien mit ı8 Kindern sind nicht selten; 25 und mehr Kinder sind von 
einer Mutter geboren worden. In Beauport, bei Quebec waren 27 Geschwister 
beim Begräbnis des 28. Ouimet, ein früherer franco-kanadischer Unterrichts- 
minister war das 26. Kind seiner Eltern. 

Es ist unmöglich, festzustellen, wieviele der frühesten Ansiedler Nachkommen 
hatten; denn der Tod forderte einen ungeheuren Tribut in Gestalt von 
Epidemien, Massakern seitens der Indianer, durch Kriege und Ertrinken, was 
unvermeidlich war bei einem Volke, das fast ausschließlich an Flüssen und 
Seen wohnte und diese als Hauptverkehrsstraße benutzte. 

Zu der erstaunlich hohen Geburtenzabl kommt eine ebenso bemerkenswerte 
Langlebigkeit. Kürzlich wurden in einer einzigen Gemeinde von 1780 Eiv- 
wohnern 14 goldene Hochzeiten in einer Woche gefeiert. Man kann kaum 
eine franco-kanadische Zeitung in die Hand nehmen, in der nicht eine Gruppe 
von fünf Generationen abgebildet ist. Es muß auch erwähnt werden, daß 
die Frauen bis zu einem höheren Alter Kinder gebären als die anderer Länder. 

Es ist sehr schwer, eine genügende Erklärung für die Fruchtbarkeit der 
Franzosen ın Kanada zu finden. Die Geburtenziffer in Frankreich ist sehr 
niedrig. Auch läßt sich eine allmählich zunehmende Sterilität bei den Frauen 
Nordamerikas feststellen, die in der dritten Generation und länger auf diesem 
Kontinent leben. Ja, manche haben schon behauptet, daß Amerika obne Ein- 
wanderung keine Bevölkerungszunahme mehr zu verzeichnen haben würde. 
Zweifellos bildet die Anwendung von Anticonzeptionsmitteln teilweise eine 
Erklärung für die niedrigen Geburtenziffern in Frankreich und den Staaten. 
Um so merkwürdiger ist die Fruchtbarkeit der französischen Kanadier. Unter 
diesen ist aber erstens eine starke Mischung mit germanischem Blut vorhanden; 
denn die Mehrzahl der früheren Ansiedler kamen aus der Normandie und 
waren deshalb Nachkommen der Skandinavier; viele kamen aus der Bretagne, 
die einen großen Prozentsatz von Kelten hat, und schließlich finden wir, daß 
gerade französische Provinzen, die an Deutschland angrenzen oder eine starke 
Mischung germanischen Blutes aufweisen, die Heimat zahlreicher früher An- 
siedler waren. Dies genügt jedoch nicht zur Erklärung, da die germanischen 
Elemente in Kanada nicht einmal eine so hohe Geburtenziffer aufweisen wie 
in Europa. Zum Teil mag die Antwort darin liegen, daß durch die harten 
Lebensbedingungen, wie durch die ungeheuren Anstrengungen einer damaligen 
Seereise nur die Stärksten und Widerstandsfähigsten leben blieben. Außer- 
dem sandte Frankreich eine Anzahl besonders gesunder junger Mädchen als 
zukünftige Ehefrauen der Ansiedler hinüber. Das ist alles, was man zu einer 
Erklärung der außerordentlichen Fruchtbarkeit der Franzosen in Kanada bei- 
bringen kann. Es ist jedoch erwähnenswert, daß man trotz des oben Ge- 
sagten nicht den hochgewachsenen, blonden, blauäugigen Typ vorherrschend 
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findet, sondern ebenso häufig den dunkleren romanischen. — Freilich haben 
auch manche alte Sitten der Franco-Kanadier einen entschieden germanischen 
Zug. (So zum Beispiel das Anbringen eines Kranzes an einem neugebauten 
Haus: le bouquet); im übrigen kann man viele alte französische, besonders 
normannische Sitten bei ihnen erkennen. — Zur Charakteristik der Franco- 
Kanadier darf ein Wesenszug nicht unerwähnt bleiben: Ihre strenge Sittlich- 
keit. Venerische Krankheiten und Prostitution sind fast unbekannt. Ver- 
stöße gegen die Moral bedeuten gesellschaftlichen Tod, machen ein Mädchen 
zur Ausgestoßenen, berauben einen jungen Mann seiner Stellung, ruinieren 
einen Politiker. Hier spürt man den Einfluß der römischen Kirche. In dieser 
Hinsicht und in vielen andern kann man die französischen Kanadier mit den 
Puritanern Neu-Englands vergleichen, wie sie in Hawthornes „Scarlet Letter“ 
beschrieben sind. In ihren Sitten, ihrem Fühlen und Denken sind die Franco- 
Kanadier anschaulich in Louis Hémons wundervollem, pathetischem Roman 
Maria Chapdelaine beschrieben. Ein ebenso packendes wie ausführliches 
Geschichtswerk über die Franco-Kanadier bleibt das von Francis Parkman, 
der, obgleich ein Amerikaner von Geburt, wegen seiner prachtvollen Sprache 
und Schilderung der Homer Kanadas genannt wird. 

Wenn man eine Karte der Provinz Quebec betrachtet, entdeckt man, daß 
die alten französischen Siedlungen in dem Distrikt liegen, welcher als die 
St. Lorenz-Niederungen bekannt ist, und der sich westlich von Quebec er- 
streckt. Dies ist ein verhältnismäßig kleines Gebiet, das aus paläozoischen 
Strata besteht und fast überall fruchtbares Farmland darstellt. Als verhältnis- 
mäßig schmaler Streifen läuft es zu beiden Seiten des St. Lorenz entlang. 
Als die Familien sich vergrößerten, wurden die Farmen wieder und wieder 
aufgeteilt, so daß schmale Streifen entstanden, die sich oft kilometerweit land- 
einwärts erstreckten, wobei jeder eine Wasserfront behielt; denn der Fluß 
war die Hauptverkehrsstraße. Hinter dieser ersten Reihe erstreckte sich bald 
eine zweite, dahinter eine dritte. Das Resultat sind drei verschiedene Kultur- 
terrassen: In der ersten ist der Wald überall gelichtet, die Häuser sind be- 
quem und wohnlich, die Bevölkerung ist wohlhabend, gebildet und unter- 
nehmend. In der zweiten Reihe ist der Wald noch nicht überall abgeholzt, 
der Wohlstand ist nicht so augenscheinlich, das Leben ist einfacher, die 
Bevölkerung äußerst strenggläubig. In der dritten Reihe ist man im Wald. 
Holzfällen und Pelztierfang sind die hauptsächlichsten Beschäftigungen. Acker- 
bau wird nur wenig betrieben. Die Ansiedler sind mehr Selbstversorger. Der 
Habitant ist sein eigener Schmied, Tischler, Sattler und Schuhmacher; die 
Frauen spinnen und weben noch. Die Gebäude sind bloße Blockhäuser; 
Schulbesuch für die Kinder ist oft schwierig, im Winter meist unmöglich. 
Die Bevölkerung ist hart und sittenstreng. Hier herrscht der Priester mehr 
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als sonstwo in der Provinz Quebec. Und hier ist das Leben nicht viel anders 
als ın Champlains Tagen. 

Obgleich Montreal die größte franco-kanadische Stadt ist und die viertgrößte 
französisch sprechende Stadt überhaupt in der Welt (600000 französische 
Kanadier bei einer Bevölkerung von 800000), ist Quebec das Zentrum und 
das Heiligtum der französischen Kultur in Kanada. Quebec mit rund 
100000 Einwohnern hat über golooo französische Kanadier. Es ist die 
europäischste Stadt Nordamerikas, liegt prachtvoll auf einem großen Felsen 
ähnlich wie Gibraltar und schaut auf den mächtigen St. Lorenz herab, der an 
dieser Stelle etwa 1½ km breit ist. Mit seinen Barockgebäuden, gewundenen, 
engen steilen Straßen und malerischen Plätzen gleicht es einer der kleinen 
nordfranzösischen Provinzstädte. Die vielen Kirchen und der mächtige Komplex 
der Laval- Universität weisen daraufhin, daß hier das Zentrum des Katholizismus 
ist. Hier ist Frankreich. ? 

Das große französische Handelszentrum dagegen ist Montreal. Hier gibt es 
zwei Kulturen, zwei abgesonderte intellektuelle Kreise und zwei Universitäten. 
Man kann sich vorstellen, was es für eine Stadt bedeutet, zwei Zivilisationen 
mit all ihrer Verschiedenartigkeit zu gleicher Zeit zu besitzen, als hätte es 
London und Paris in seinen Mauern (vgl. Jaray und Hourticq’s De Quebec 
à Vancouver, Paris, 1924, S. 224/5). 

Unter den Franco-Kanadiern zu leben, heißt Mitglied einer großen Familie 
zu sein, deren Freuden und Leiden zu teilen, aber es heißt auch die Macht 
der katholischen Kirche fühlen, die mit deın flammenden Schwert ihre treuen 
Kinder verteidigt. 

Keine Rasse, Religion oder Sprache wird so leidenschaftlich bewahrt, wie 
die der Franzosen in Kanada und den Vereinigten Staaten. Die Presse ist 
so gut organisiert und verbreitet, daß sie sozusagen das Leben jedes einzelnen 
Franco-Kanadiers widerspiegelt. Es gibt ın Kanada ı4 französische Tages- 
zeitungen mit etwa einer halben Million Abonnenten. Die Montrealer „La 
Presse* mit 150000 täglichen Lesern ist nicht nur eine der besten auf dem 
nordamerikanischen Kontinent, sondern die meistgelesene Zeitung Kanadas über- 
haupt. Zu den rein französischen Zeitungen kommen eine Anzahl zweisprachiger. 
Die wöchentlichen französischen haben einen Leserkreis von 300000. — Die 
französisch-kanadische Zeitung ist zu gleicher Zeit eine Art Kirehcn- und Familien- 
blatt. Wer auch stirbt, reich oder arm, alt oder jung, seine Photographie und 
sein Lebensbild werden veröffentlicht. Daher kommt es, daß jeder persönliches 
Interesse an den Sorgen seiner Mitbürger nimmt. Die Familienchronik be- 
schränkt sich jedoch nicht auf Todesfälle: ausgezeichnete Schüler, Studenten, 
die ein Examen bestanden, Priester, die eine glänzende Predigt gehalten haben, 
Kaufleute, die ihr Geschäft vergrößern, Landleute, die eine besonders gute Ernte 


HAMILTON: DIE FRANZOSEN IN KANADA 549 


erzielt haben, sie alle werden in der Tagespresse abgebildet. — „Bleib auf dem 
Laufenden mit allem, was Deine Landleute zu beiden Seiten der Grenze tun 
(in Kanada und in den Staaten)“, lautet der Wahlspruch. 

Das Französisch, wie es in Kanada gesprochen wird, ist ein wenig ver- 
altet, mit starkem normannischen Element. Da die Sprache einer der Haupt- 
faktoren zur Reinhaltung -der Rasse gegen anglo-amerikanische Einflüsse ist, 
wird sie von verschiedenen gelehrten Gesellschaften sorgsam gepflegt. Die 
Presse hat auch das gemeinsame Ziel, den Einfluß des Englischen niederzu- 
halten, das zwar nicht in die geschriebene, wohl aber in die gesprochene 
Sprache eindringt. Folgendes Französisch kann man hören: 

„Je veux voir cette business through, si j'en devais paaner mon dernier coat.“ 
Auf Englisch: „I want to see this business through, if I have to pawn my 
last coat“. Oder „Il a voulu dreiver l'engin luiméme, mais il l'a fait boerster 
in a jiffy“. Auf Englisch: „He wanted to drive the engine himself, but he 
made it burst in a jiffy“ (in sehr kurzer Zeit). Oft hört man „badloque“ 
für „bad luck“, „shiner“ für „shine“ (in Bezug auf Schuhe), „landries“ für 
laundry“ usw. (vgl. Ernest Robert: Canada Français & Acadie, Paris, 1924). 

In diesem Rahmen ist es nur möglich, kurz zu erwähnen, daß die Franco- 
Kanadier eine sehr bemerkenswerte Literatur entwickelt haben. Ihr Historiker 
Garneau, der ı859 seine große Geschichte Kanadas (Histoire du Canada) 
veröffentlichte, genießt Weltruf. Auch Gagnon, Dionne, Sulte, Casgrain, 
Tanguay und Gosselin sind als Geschichtsschreiber bedeutend. Sie alle legen 
in ibren Werken Zeugnis dafiir ab, wie ein Volk seine Nationalitat, Sprache, 
Religion und Sitten bewahren kann, nachdem es seit fast zwei Jahrhunderten 
vom Mutterlande abgeschnitten ist und Plünderungen, Massaker, Unter- 
drückungen vonseiten des Eroberers hat über sich ergehen lassen, wie es in- 
mitten der fortwährend steigenden Flut der Anglo-Kanadier und Amerikaner 
immer fest gestanden hat gleich dem alten Felsen von Quebec. 

Unter den modernen franco-kanadischen Romanen sind besonders erwähnens- 
wert: De Gaspé: Les anciens Canadiens; Napoleon Bourassa: Jacques et 
Marie (eine Schilderung des Landes von Evangeline) und Rivard: Chez nos 
Gens. Meist schildern diese französisch-kanadischen Romane das ländliche 
und religiöse Leben, die Entbehrungen, unter denen die Pioniere immer weiter 
ins Innere vordringen, zugleich auch die Schönheiten des Landes, besonders 
der Wälder. Alle diese Werke atmen einen tiefen nationalen Geist, dabei 
sind sie von bewundernswerter Einfachheit, Reinheit und Aufrichtigkeit (vgl. 
Bracq: „The Evolution of French Canada*). Unter ihren Dichtern ragen zwei be- 
sonders hervor: Octave Crémazie, dessen vollständige Werke 1904 in Montreal 
veröffentlicht worden sind, ist der Verfasser von l Alouette, das an Shelley’s 
»Skylark* erinnert. Seine Lieder drücken am besten die Psyche seiner Lands- 
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leute aus. Louis Frechette (1839—1908) ist berühmt geworden durch seine 
epische Dichtung: La Legende d'un Peuple. In den Anthologien franco- 
kanadischer Dichtungen sind solche von über hundert Dichtern zu finden. 

Die Kinder aber singen noch heute die alten Lieder Frankreichs, die dort 
schon fast vergessen sind. Wie viel von der alten Kultur, Tradition und 
Geschichte sind in diesen einfachen Kinderliedern erhalten, die ihnen in der 
Wiege vorgesungen sind, um von Generation zu Generation weitergegeben zu 
werden. An den Ufern des St. Lorenz lebt noch das Frankreich des frühen 
17. Jahrhunderts in den Kinderliedern. Hier hört man: „Petit ciseau d'or 
et d'argent“, „Sur le pont d'Avignon“, „Entre Paris et St. Denis j'ai ren- 
contre la belle“, oder „A la claire fontaine* und viele andere. Noch heute 
schreiben die Kinder in ihre Schulbücher: „Ce livre est à moi, comme la 
France est au roi*. So lebt die Tradition weiter. 

In kurzen Zügen ist die politische Situation die folgende: Die Franco- 
Kanadier sind meist Liberale, Anti-Imperialisten und Anti-Amerikaner. Die 
Frage der Anschließung an Amerika existiert für sie nicht. Solange ihre 
religiösen Rechte nicht beschnitten werden, leben sie in Frieden mit den 
britischen Kanadiern. Ihre Zuneigung zu Frankreich hat mit ihrer Politik 
nichts zu tun. Erstere ist rein gefühlsmäßig und poetisch. Ihre Liebe gilt 
mehr dem Französischen als Frankreich. — Im großen Kriege weigerte sich 
ein bedeutender Teil der Franco-Kanadier, die allgemeine Wehrpflicht anzu- 
erkennen, nicht aus Haß gegen England, sondern weil man nicht für das 
moderne, antiklerikale Frankreich kämpfen wollte. Doch wurden die Auf- 
stände in Quebec von einem franco-kanadischen General unterdrückt. Ein 
anderer Grund für ihre Haltung in der Wehrpflichtfrage war dies, daß die 
von Bourassa geführten Nationalisten von Quebec in den allgemeinen Wahlen 
von 1911 sich mit den Konservativen unter Borden zusammenschlossen und 
schon damals gegen jede Teilnahme des Dominions an Kriegen des Imperiums 
außerhalb Kanadas stimmten, sowie gegen jeden Versuch, in Kanada Truppen 
für Großbritannien anzuwerben. Doch Laurier, ıhr größter Staatsmann, sagte 
im Parlament, daß es die Pflicht der Franzosen wäre, den Gesetzen zu ge- 
horchen, ob es ıhnen angenehm wäre oder nicht. 

Die Franco-Kanadier haben gleiche Rechte mit den Briten. Alle Gesetze 
werden in zwei Sprachen veröffentlicht. Die Rede des Königs bei Parlaments- 
eröffnung und Schluß in Ottawa wird englisch und französisch gelesen. Dem 
Brauche gemäß wird der Antrag von einem englischsprechenden Mitglied 
gestellt und sekundiert von einem Mitglied aus Quebec, der das Haus französisch 
anredet. Das Provinzialparlament von Quebec ist fast ausschließlich französisch. 
Wenn man in der Provinz Quebec wohnt, könnte man, praktisch genommen, 
sich überall mit Ausnahme Montreals in Frankreich wähnen. Bei der Bildung 
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des Dominion-Kabinetts werden mindestens drei Ministerportefeuilles den 
Franzosen überlassen. Entweder der Präsident oder Vizepräsident müssen ein 
Franzose sein, immer abwechselnd. Das wichtigste Moment ist, daß nach 
Jahren der Reibereien und ernster politischer Streitigkeiten die französischen 
Kanadier das Recht erhalten haben, im ganzen Dominion ihre eigenen Schulen 
mit Französisch als Unterrichtssprache und katholischem Religionsunterricht 
zu haben. So sind alle ernsten Reibungspunkte zwischen den Rassen aus dem 
Wege geräumt. 

Samuel Dawson, einer der besten Kenner der kanadischen Verhältnisse, sagt: 
„Jetzt ist es allgemein anerkannt, daß in der Schlacht auf der Halde, ge- 
nannt „Plains of Abraham“ beide Seiten den Sieg errungen haben. Die eng- 
lischen Truppen eroberten das Land, aber die Franzosen besaßen es weiter. 
Die Franzosen verloren nichts, sondern errangen eine freie Regierungsform. 
Infolge des langen Zusammenwohnens haben die Engländer angefangen, die 
Geschichte des alten Kanada als ihre eigene zu betrachten. Während die 
französische Revolution die Franco-Kanadier von Frankreich trennte, trennte 
die amerikanische Revolution die Anglo-Kanadier von den englischsprechenden 
Völkern des Südens. Die beiden Elemente unseres Volkes stehen sich näher 
und bedeuten einander mehr als ihnen die beiden Nationen sein können, von 
denen sie kamen, und in dem Studium der Geschichte ihres Landes finden 
die beiden Rassen ein gemeinsames Band des Interesses, welches sie Jahr für 
Jahr einander näher bringt, je mehr sie sich kennen lernen“. 
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MARIAN SIDARITSCH: 
GRÖSSENKLASSEN DER GRENZGLIEDERUNG 


In zweifacher Hinsicht kann die politische Grenze das Interesse des Geo- 
graphen erregen. In dem einen Falle wendet er seine Aufmerksamkeit dem 
begrenzten Raum zu und beurteilt die Grenze ausschließlich in ihrer Eignung 
für diesen. Wenn die politische Grenze einen einheitlichen Lebensraum — 
gleichgültig, ob er durch natürliche Schranken, Gleichartigkeit der Bewohner- 
schaft oder die Macht des Herkommens zusammengeschmiedet ist — zer- 
schneidet, so erscheint sie uns in diesem Sinne verfehlt. Dagegen ist diejenige 
Grenze erstrebenswert, die jedem der von ihr. geschiedenen Lebensräume bei 
gleichzeitiger geringster Benachteiligung des Grenznachbars das ihm notwendig 
zugehörige Gebiet zuweist. Die Frage der Grenzführung im einzelnen spielt 
in diesem ersteren Fall eine untergeordnete Rolle. Sie ist die eigentliche Auf- 
gabe der zweiten Betrachtungsart, welche die Grenze nicht in ihrem Verhält- 
nis zu einem Raum prüft, sondern für die sie an sich in ihrem Aussehen und 
mit ihren Eigenschaften Forschungsgegenstand ist. Der Grenzträger und 
die von ihm großenteils abhängige Grenzgliederung sind die Fragen, die 
den Geographen hierbei vornehmlich beschäftigen. Wie verschieden und un- 
abhängig voneinander die beiden Zweige der Grenzforschung sind, erhellt ge- 
nügend aus der Tatsache, daß die heutige Grenze Nordtirols gegen Italien 
zwischen Reschenscheideck und Birnlücke vom letzteren Standpunkt aus un- 
bedingt als gute Grenze bezeichnet werden muß, während sie in der zuerst 
genannten Hinsicht vollkommen verfehlt und unerträglich ist und als schweres 
Unrecht bezeichnet werden muß. 

Im folgenden lassen wir alle Beziehungen der Grenze zum umschlossenen 
Raum außer Betracht und wenden unsere Aufmerksamkeit ausschließlich der 
Grenze als sichtbarer und erkennbarer Erscheinung in der Landschaft zu. 
Weil Maß und Art der Gliederung vom Grenzträger unmittelbar abhängig 
sind, müssen wir mit ihm beginnen. Wir verstehen darunter alle Elemente 
der Landschaft, an die sich eine Grenze anlehnen kann, wie z. B. Flüsse, See- 
ufer, Bergrücken, Gräben u. a. 

Nur wenige Grenzen Mitteleuropas ziehen weite Strecken ohne Anlehnung 
an irgendwelche in der Landschaft sichtbare Objekte hin. Das gilt ohne Ein- 
schränkung wohl nur von den geradlinigen Grenzzügen jungbesiedelter außer- 
europäischer Gebiete. Sie entstammen einer Zeit ungenauer Landeskenntnis, 
in der man am besten zu den theoretisch am unzweideutigsten zu definierenden 
Längen- und Breitengraden griff. Es handelt sich dabei überhaupt nicht um 
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die Festlegung eines endgültigen Grenzzuges, sondern um die Gewinnung der 
ersten Anhaltspunkte. 

Aber auch bei mitteleuropäischen Landes- und Staatsgrenzen gibt es längere 
oder kürzere Strecken, die auf flachem Boden ohne erkennbare Anlehnung an 
die Natur hinziehen, also keine „naturentlehnten“ Grenzen im Sinne R. Siegers!) 
sind und somit den willkürlichen Grenzen zuzuzahlen wären. Daß sie das 
nicht immer sind, beweist die neue, durch den Anschluß des Burgenlandes 
erstandene Ostgrenze Österreichs gegen Ungarn. In ihrem südlichen Teil, 
zwischen Rechnitz und dem Strembach, schwankt die Grenze ohne wesentliche 
Anlehnung an Naturobjekte hin und her und scheint mit ihren vielen Vor- 
und Einsprüngen, siebenmal von der durchgehenden Verkehrsstraße geschnitten, 
der Typus einer willkürlichen Grenze zu sein. Und doch sind Verlauf und 
Biegungen sachlich begründet. Denn die Staatsgrenze folgt durchaus Ge- 
meindegrenzen, die bei der hier allgemein herrschenden Gewannflur gleich- 
zeitig die Grenzen einer zusammenhängenden Dorfflur — hier „Hotter“ ge- 
nannt —, somit einer wirtschaftlichen Einheit bilden. Die Anlehnung der 
Staatsgrenze an Hotter- oder zumindestens an Gewanngrenzen erklärt ihren 
merkwürdigen Verlauf mit den vielen rechteckigen Vorsprüngen, den im 
Grenzverlauf oft vorkommenden rechten Winkeln und dazwischenliegenden 
geraden Strecken. Dieses Beispiel soll zeigen, daß nicht jede Grenze, die der 
naturgebotenen Leitlinie entbehrt, eine willkürliche sein muß, sondern daß 
auch Kultur- uud Besitzverteilung Anhaltspunkte für die Grenzführung geben 
können. In einem solchen Fall sprechen wir von „kulturentlehnten* Grenzen 
und stellen sie Siegers „naturentlehnten* an die Seite.?) 

Die Typen naturentlehnter Grenzen sind sehr zahlreich. Darunter verstehen 
wir alle jene Grenzarten, die sich an deutlich sichtbare naturgebotene Objekte 
anschließen, ohne daß sie an sich Schranken für den menschlichen Verkehr 
sind. Streng genommen sind sie nur in den seltensten Fällen annähernd 
Linien, meist mehr oder minder breite Streifen, doch werden diese naturent- 
lehnten Grenzen in der Natur wohl in der Regel als Linien empfunden werden. 
Die mannigfachsten Objekte können der naturentlehnten Grenze die Unterlage 
bieten. Während der Waldesrand, wohl meist vom Menschen geschaffen, der 
kulturentlehnten Grenze sehr nahe steht, sind Bäche, Flüsse, Hügelkämme 
and Gräben Grundlagen für naturentlehnte Grenzen. 

Der Wert einer Grenze und auch ihre Eigenschaften hängen vorwiegend 
vom Grenzträger ab. Bei der Eignung eines Gewässers als Grenze kommt es, 
abgesehen von der Ausbildung seiner Ufer, wesentlich auf dessen Größe an. 
Kleine Wasserläufe, die durchfahrbar und durchwatbar sind, also dem All- 
tagsverkehr keine Schranke setzen, werden weniger grenzbildende Kraft be- 
sitzen als große. Diese, nur von wenigen Brücken oder Fähren übersetzt, 
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hemmen entschieden den Nachbarschaftsverkehr, sie entfremden daher die Be- 
wohner hüben und drüben, auch dann, wenn sie selbst Träger eines Wasser- 
verkehrs sind. Auch die Stärke und Art der Gliederung steht mit dem Grenz- 
träger in enger Beziehung. Der Bach und kleine Fluß weisen zahlreiche, vor- 
wiegend kleine Windungen auf, der große Strom dagegen nur Mäander von 
größeren Ausmaßen, wobei kleine Formen ganz zurücktreten. Nicht selten 
tritt besonders in offenerem Gelände wiederholter Wechsel des Grenzträgers 
ein. Das bedingt infolge des fortwährenden Hin- und Herspringens eine recht 
starke Gliederung und zwar vorwiegend nicht ganz kleine Zacken, sondern 
größere Vor- und Einsprünge. Zwischen den verschiedenen Grenzträgern 
finden wir einzelne Strecken von ganz willkürlicher Grenzführung mit zahl- 
reichen kleinen Zacken. 

Wenn der Grenzträger infolge seiner natürlichen Eigenart den Verkehr und 
die gegenseitigen Beziehungen nach beiden Seiten hin erschwert, wird die 
naturentlebate Grenze zur Naturgrenze oder Naturschranke. Eine solche Na- 
turgrenze ist aber zumeist nicht auf eine Linie oder einen schmalen Streifen 
beschränkt, sondern besteht in der Regel aus einem mehr oder weniger breiten 
Grenzgürtel, innerhalb .dessen die Grenze längs einer Linie dahinzieht. Ein 
Hochgebirgskamm ist z. B. eine solche Naturschranke. Der Grat trägt die 
Grenzlinie und ist beiderseits durch einen mehr oder weniger breiten Grenz- 
gürtel unterstützt, den Kulturfeindlichkeit, Waldreichtum und Menschenmangel 
kennzeichnen. So konnte V. Paschinger?), der die Kärntner Landesgrenze 
untersucht hat, für Kärnten einen auf Kärntner Boden im Durchschnitt ı5 km 
breiten Grenzgürtel festlegen, der auf der gemeinsamen Wirkung von Grenz- 
wall, Grenzwildnis und Grenzeinöde beruht.“) Während sich so für den 
Kärntner Grenzgürtel beiderseits der Grenze eine durchschnittliche Breite von 
30 km ergibt, zeigt O. Maulls®) Karte des Grenzgürtels der nördlichen Kalk- 
alpen zwischen Rhein und Salzach eine solche von etwa £o km, in der die 
Region des Felsigen sowie die Alm- und Waldzone weitaus vorherrschen. 

Je nachdem, ob es sich um einen Felsgrat, einen Almkamm oder einen be- 
waldeten Rücken handelt, ist die Grenze mehr oder weniger deutlich in der 
Natur gekennzeichnet. Davon hängt auch der Gliederungscharakter ab. 
Eine starke Gliederung hat überhaupt keine Kammgrenze, aber die Hochge- 
birgsgrenze mit ihren beiderseits sich in den Kamm einnagenden Karen ist 
ganz besonders durch die flachen, rundlichen Kargliederungsformen mittlerer 
Größe gekennzeichnet. Die Naturgrenze braucht keinem Kamm zu folgen, sie 
kann sich auch an den Rand eines Hochplateaus halten oder dieses queren. 
Sie braucht endlich gar kein Grenzwall zu sein, der Grenzgürtel bedarf keiner 
Bodenerhebung, sondern die Bodenart oder die Vegetation können ebenso 
trennend wirken. Breite Flußauen, Sümpfe, Moore, Teichlandschaften, Seen 
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u. dgl. stellen ebenfalls natürliche Schranken dar, desgleichen ein breiter Wald- 
gürtel. Auch da können wir beobachten, daß jedem Grenzträger die seiner 
Eigenart entsprechende Gliederung zukommt. Das ist an sich eine bekannte 
Tatsache. Aber es hat bisher ım einzelnen an Untersuchungen gefehlt, die 
gezeigt hätten, welche Gliederungswerte den einzelnen Typen entsprechen und 
wie sich die Gliederung auf verschiedene Größenklassen verteilt. Das soll in 
diesem Aufsatz geschehen. Doch sind zuvor noch zwei grundsätzliche Fragen 
zu erörtern: 

ı. Läßt sich die Gliederung überhaupt richtig erfassen und haben die Glie- 
derungswerte an sich als absolute Zahlen eine Bedeutung? 

2. Sind nicht alle Größenklassen einer Grenzgliederung subjektiv oder haben 
wir vielleicht doch gewisse Anhaltspunkte in der Natur, an die eine Aufstel- 
lung von Größenklassen anknüpfen könnte? 

Daß wir aus der Karte die richtige Grenzlänge und damit die absolut 
richtige Gliederung erfahren können, dürfen wir niemals hoffen. Die oberen 
Größenklassen der Gliederung lassen sich wohl vollkommener ermitteln, aber 
ihre unteren Größenklassen werden immer kleiner erscheinen als in der Natur, 
weil jede Karte an sich mehr oder weniger generalisiert und wir außerdem 
bei starkem Vorherrschen kleinster Krümmungen mit dem Meßrad (Kurvi- 
meter), aber auch mit dem Zirkel nicht mehr jeder Biegung zu folgen ver- 
mögen. Dessen sind wir uns also bewußt, absoluten Wert haben alle Glie- 
derungszahlen nicht; sie sind in der Regel kleiner als den Verhältnissen in 
der Natur entspricht und auch abhängig vom Maßstab der Karte und dem 
Grad ihrer Generalisierung. Wohl aber kommt den Grenzgliederungswerten 
eine große relative Bedeutung für den Vergleich mit anderen Grenzen und 
Typen zu, vorausgesetzt, daß zu den Messungen durchaus die gleichen, nach 
denselben Grundsätzen gezeichneten Karten verwendet werden. Aus diesem 
Grunde werden wir nur Beispiele aus dem Bereich der ehemaligen öster- 
reichisch- ungarischen Monarchie wählen. Die Auslese der Beispiele ist dadurch 
einseitig und man möchte noch die Heranziehung von manchem abweichenden 
Typus wünschen. Dieser Nachteil wird aber durch die notwendige Beschrän- 
kung aller Messungen auf eine Kartenart (die österreichische Spezialkarte 
I : 75000) aufgewogen. 

Die zweite Schwierigkeit liegt in dem Begriff der Größenklassen über- 
haupt. Denn es ist zum großen Teil subjektivem Ermessen anheimgestellt, was 
wir als „groß“ oder „klein“ bezeichnen wollen. Mit diesen Fragen hat sich 
R. Sieger bereits 19028) auseinandergesetzt und ist damals zu dem Ergebnis 
gelangt, daß der großen Gliederung jene Glieder angehören, welche durch 
Biegungen des Grenzsaumes entstehen, Kleinformen jene sind, welche auf Bie- 
gungen der Grenzlinie innerhalb des Grenzsaumes beruhen. Doch veranlaßte 


EEE EEE EEE WERNE EE ——— 
556 ZEITSCHRIFT FOR GEOPOLITIK HEFT 7 


ihn 1918 in seinem Aufsatze „Große und kleine Gliederung“) eine neuerliche 
begriffliche Analyse des Grenzsaumes, diese Beziehung fallen zu lassen. Im- 
merhin können wir wenigstens annäherungsweise die Großgliederung der Saum- 
gliederung gleichsetzen, wenn wir unter dem Saum nicht den in der Land- 
schaft erkennbaren Streifen, den Grenzgürtel im Sinne Maulls und Paschingers, 
verstehen, sondern denjenigen Landstreifen, innerhalb dessen die Grenze in 
kleinen Windungen hin und her schlängelt. Es ist die Richtung des Allge- 
meinverlaufs der Grenze. Wir hätten also unter Großgliederung die Gesamt- 
heit der Biegungen zu verstehen, die die Richtung der Grenze ändern, während 
sich die Kleingliederung aus den Einzelschwankungen bei gleichbleibender Ge- 
samterstreckung ergibt. In diesem Sinne erscheint die Scheidung von großen 
und kleinen Gliedern in der Natur der Grenze begründet. Schwerer gelingt 
eina solche Rechtfertigung, wenn wir darangehen, die Klein- oder Linien- 
gliederung weiterhin auf zwei Größenklassen aufzuteilen, indem wir der Rlein- 
gliederung i. e. S. besondere Formen mittlerer Größe oder kurz eine Mittel- 
gliederung gegenüberstellen. Die Notwendigkeit, eine solche auszuscheiden, 
ergab sich dem Verfasser bereits vor Jahren bei der Bearbeitung der Salz- 
burger Grenze.®) Im Hochgebirge bedingen die beiderseits des grenztragenden 
Kammes in diesen eingefressenen Kare Formen, die zwar den Gesamtverlauf der 
Grenze nicht berühren, an Größe aber doch wesentlich über die durchschnitt- 
lichen Windungen binausgeben. Die Ausscheidung dieser und ähnlicher Formen 
von mittlerer Größe erscheint um so dringender, als ihnen auch bei anderer 
Landesnatur Entsprechungen an die Seite zu stellen sind, so z. B. die Schlingen 
großer Flüsse oder auch jene größeren Grenzglieder der Flachlandsgrenze, wo 
die Grenze etwa im Halbkreis eine wirtschaftliche Einheit, sei es ein Gewann 
oder eine ganze Gemeindeflur umschließt (s. o.). Auch bei der Trennung von 
Klein- und Mittelformen läßt sich als sachlicher Grund anführen, daß wir ım 
allgemeinen den Mittelformen diejenigen zuweisen, bei denen die von der 
Grenze im Bogen umgebene Fläche noch eine Einheit, wenn auch niedrigster 
Ordnung, darstellt (Kar, Flußschlinge, Feldflur), während das von den kleinen 
Flächen zwischen den Zacken der Kleingliederung nicht mehr gilt. Was im 
Einzelfall der einen oder anderen Größenklasse zuzuzählen ist, hängt von der 
Wahl der Schwellenwerte ab. 

Wir treten nun an die Aufgabe heran, die Gliederungswerte verschiedener 
Größenklassen voneinander zu scheiden und im Zusammenhang damit die 
Schwellenwerte festzustellen. Dabei knüpfen wir an eine Methode an, die 
M. Binn?) bereits 1903 für die Feststellung von Flußlängen vorgeschlagen 
hat: „Man konstruiere zu beiden Seiten des Flusses Linien, welche einen be- 
stimmten Abstand (z. B. 10 km) vom Flusse haben. Bei diesen Linien 
schwinden alle kleinen Windungen. Die Symmetrale zwischen diesen Linien 


SIDARITSCH: GRÖSSENKLASSEN DER GRENZGLIEDERUNG 557 
gibt den Flußlauf vereinfacht wieder.“ Die Methode ist ohne weiteres auf die 
Grenzen anwendbar. Die Symmetrale läßt die Grenze umsomehr vereinfacht 
erscheinen, je größer wir den Abstand der Parallelen annehmen. Wählen wir 
ihn klein, so wird dadurch nur die Kleingliederung ausgeschaltet; wird er 
größer, so schwindet auch die Mittelgliederung und wir erhalten eine Grenze, 
die so stark vereinfacht ist, daß sie nur die reinen Großformen aufweist. Das 
von Binn vorgeschlagene Verfahren verändern wir nur insofern, als wir mög- 
lichst viele Kreise von bestimmtem Halbmesser von der Grenze aus schlagen 
(wenn sie zu nahe aneinander kommen, decken sie sich ohnehin), an diese 
Kreise Tangenten legen und diese kurvenartig miteinander verbinden. Die 
Mittellinie dieser Kurven ist die vereinfachte Grenze. Die entsprechenden 
Radien lassen sich durch Versuche ermitteln. Für die Ausschaltung von Klein- 
und Mittelformen, also um reine Großformen zu erhalten, ergibt sich ein 
Radius von 3 km in der Natur oder 4 cm auf der Spezialkarte 1: 75 000. 
Unter dieser Annahme verschwindet nämlich an der Salzburger Südgrenze das 
größte unter den Karen, das Glocknerkar. Dieser im Hochgebirge gewonnene 
Schwellenwert hat sich auch bei anderen Grenztypen bewährt. Der zweite 
Schwellenwert, der nur die Kleinformen entfernen soll, mithin neben den 
Großformen auch die Mittelformen beläßt, wurde bei einem Radius von ı km 
in der Natur = 1,3 cm auf der Spezialkarte 1:75000 gefunden. Bei An- 
wendung dieses Halbmessers sind alle kleinen Zacken und Ecken verschwunden 
und es bleiben neben den Änderungen des Gesamtverlaufs (Großgliederung) 
nur die typischen flachgeschwungenen Mittelformen übrig. 

Für die Behandlung einer einzelnen Grenzstrecke könnten wir von der Auf- 
stellung allgemeiner Schwellenwerte absehen, wir würden jeder Größenklasse 
die ibr nach ihrer Natur zugehörigen Formen zuweisen, gleichgültig, ob sie 
etwas über oder unter unserem Schwellenwert liegen. Da wir aber die An- 
teile der einzelnen Größenklassen bei verschiedenen Grenzträgern vergleichen 
wollen, müssen wir ganz bestimmt abgegrenzte, streng vergleichbare Werte 
schaffen, auch auf die Gefahr hin, daß ein System, das auf Kare besonders 
gut paßt, den Flußschlingen vielleicht weniger angemessen ist oder umgekehrt. 
Doch wurde die größte Sorgfalt darauf verwendet, um Werte festzulegen, die 
sich möglichst für alle Typen eignen. 

Die Grenzgliederung, richtiger Grenzentwicklung (das Verhältnis der Grenz- 
linie zur geradlinigen Entfernung der beiden Endpunkte) ist ein Verhältnis- 
wert, der als solcher nicht summierbar ist. Wohl aber trıfft das beim Aus- 
druck der Grenzverlängerung zu, dessen Anwendung R. Sieger le) vorge- 
schlagen bat. „Förster hat sie als benannte Zahl gegeben, indem er für cha- 
rakteristische, besonders stark gegliederte Strecken, wie für ganze Vorsprünge 
die Verlängerung gegenüber der Verbindungslinie ihrer Endpunkte in Kılo- 
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metern bestimmte. Wir gewinnen aber eine unbenannte Zahl, wenn wir sie 
in Prozent oder Dezimalbrüchen dieser Luftlinie ausdrücken. Dieser Wert, 
der sich aus der Gesamtgliederung der Grenzstrecke durch Abziehen von 1,00 
‘(oder 100 Prozent) ableiten läßt, ist viel handlicher und übersichtlicher. Er 
erlaubt vor allem, die Beträge, um die sich aus verschiedenen Ursachen oder 
durch verschiedenzeitige Veränderungen die Grenze verlängert hat, ausein- 
anderzuhalten oder zu summieren .. und darin liegt sein Wert. Ich kann 
sagen: Die mit Hilfe von r = 3 km vereinfachte Grenzlinie (nur die Groß- 
formen) zeigt gegenüber der Luftlinie eine Verlängerung von a %, die durch 
r = 1 km vereinfachte Grenze (Groß- und Mittelformen) weist a + b % Grenz- 
verlängerung auf, also weitere b %, die den Mittelformen zur Last fallen. 
Die unvereinfachte Grenze, die auch die Kleinformen mitumfaßt, zeigt eine 
Verlängerung von a + b + c%, so daß % auf die Kleinformen entfallen. 
Die Anteile der verschiedenen Größenklassen der Gliederung zahlenmäßig zu 
sondern und untereinander zu vergleichen, ist zulässig, weil sich alle auf die 
Luftlinie als gemeinsame Basis beziehen. 

Verfolgen wir eine Reihe von Beispielen mit verschiedenen Grenzträgern 
und achten wir dabei einerseits auf die Höhe der Gesamtgliederung, ander- 
seits auf den verhältnismäßigen Anteil der Größenklassen. 

Als erste Reihe von Typenbeispielen seien die 16 natürlichen Abschnitte vor- 
geführt, in welche die Salzburger Landesgrenze (732,5 km) zerfällt (Ta- 
belle I). Wir beginnen im Norden des Landes am Zusammentreffen der Grenze 
mit der Salzach. | 

I. Die Salzach- Saslnch: Grenze (33,6 km), die erst 1816 infolge der Ab- 
tretung des Salzburger Besitzes am linken Salzachufer zur Landesgrenze wurde, 
zeigt die Eigenschaften einer Grenze längs eines regulierten Flusses. Die im 
ganzen schwache Grenzverlängerung (31% ) der im wesentlichen geraden Grenz- 
strecke beruht großenteils auf der durch den sanften Bogen bedingten Groß- 
gliederung (14% ). Daneben verschafft das Laufener Knie den Mittelformen 
einen erheblichen Wert (11%), die Kleinformen (6% Grenzverlängerung) 
treten ganz zurück, wie es bei einem vollständig eingedämmten Fluß zu er- 
warten ist. 

II. Von der Fluß- zur Gebirgsgrenze leitet eine kurze, im allgemeinen ge- 
rade verlaufende Bachgrenze (10,8 km, G. V. durch Großgliederung 3 %). 
Trotzdem ist die gesamte Grenzverlängerung beträchtlich (66 % ). 31% G. V. 
ergeben die großen Windungen (Mittelformen), 32% G. V. bewirken die vielen 
kleinen Biegungen, die jede Bachgrenze kennzeichnen. 

III. Es folgt die Nordostumrahmung des Berchtesgadener Ländchens 
(43,7 km), zum kleineren Teil Plateaugrenze auf dem Untersberg, zum größeren 
Kammgrenze. Da die an sich ansehnliche Grenzverlangerung (63 °/,) wesent- 
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Tabelle I:*) Abschnitte der Salzburger Landesgrenze 


Endpunkte“) 


Zusammentreffen mit der Salzach Trennung von der Saalach 


II | Trennung von der Saalach — Trennung vom Weißbach . 31 32 
III Trennung vom Weißbach — Mauerscharte . 11 7 
IV | Mauerscharte — Trennung von der Saalach beim Steinpaß 11 26 
V | Trennung von der Saalach beim en Grießen 15 10 
VI | Paß Grießen — Durlosboden . pw > 15 15 
Vil | Durlosboden — Dreiecker (Feldspitze) A 8 1 
VIII Dreiecker (Feldspitze) — Katschberg . g 12 7 
IX | Katschberg — Karlnock . kk 12 22 
X | Karlnock — Kieseck 25 13 
XI | Kieseck — Mereck 21 14 
XII | Mereck — Torstein. 8 5 6 
XIII Torstein * mit eae Ischl . 18 11 
XIV Zusammentreffen mit der Ischl — Schoberberg 54 25 
XV | Schoberberg — Ecke bei Haselreit 49 28 
XVI | Ecke bei Haselreit — Zusammentreffen mit der Salzach 16 40 


*) Die Zahlenwerte dieser Tabelle beruhen auf der ungedruckten Dissertation des Verfassers (1917). 
Nur die Werte für die Mittelformen erscheinen jetzt auf Kosten der Kleinformen größer, weil 
diesmal eine Methode angewendet wurde, die den Mittelformen besser gerecht wird. 

) Aus der österr. Spezialkarte 1: 75 000 sowie. aus L. Ravensteins Karte der Ostalpen ı : 250000 
in g Blättern (Blatt Il und V) ersichtlich. 


lich von einem großen Eck im Gesamtverlauf bestritten wird (45 % G.V. 
durch Großformen), kommen den Mittel- und Kleinformen nur weitere 18 % 
G. V. zu. Wegen der im Süden dieses Abschnittes bereits herrschenden 
Hochgebirgsformen ist der Anteil der mittelgroßen Glieder verhältnismäßig 
stark. Besonders hohe Streckengliederungswerte weisen Kamm- und Plateau- 
grenzen in der Regel überhaupt nicht auf. 

IV. Der Westrand des Berchtesgadener Einsprunges (bis zum Paß 
Stein, 45,6 km) ist kein einheitlicher Kamm, sondern eine typische alpine 
Quergrenze. Plateau-, Plateaurand-, Hang- und Kammgrenze wechseln mit- 
einander. Die gesamte Grenzverlangerung (57°/,) ist nur wenig geringer als 
bei III. Da aber die im wesentlichen gerade Grenze nur wenig Großformen 
aufweist (20°/, G.V.) und die Mittelformen ebenfalls wenig ins Gewicht fallen 
(11% G. V.), ergibt sich eine starke Grenzverlängerung durch Kleinformen 
(26°/,). Die Kleinformen sind stark entwickelt, weil bei wiederholtem Wechsel 
des Grenzträgers ein Überspringen der Grenze notwendig wird, ferner infolge 


der schmalen Ausbuchtung am Steinpaß, die den Kleinformen zufällt. Die Ab- 
schnitte III und IV sind die alte Grenze gegen die ehemalige Propstei Berchtes- 
gaden, die eine vorzügliche, gebirgsumrahmte geographische Einheit bildet. 
Trotzdem hat es auf den weiten Plateaus nicht an Grenzstreitigkeiten gefehlt. 

V. Fast noch mehr bestimmt durch fortwährenden Wechsel des Grenzträgers 
ist die westliche Umrahmung des Loferer Vorsprungs vom Paß Stein 
bis zum Paß Grießen im Bereich mehrerer kleiner Kalkstöcke, 48,1 km lang. 
Von den 97°/, der Grenzverlängerung entfallen auf die durch die Gestalt des 
Vorsprungs bewirkte Großgliederung 72°/,, so daß die Gliederung der Grenzlinie 
wesentlich hinter IV zurückbleibt. Die Mittelformen (15 % G.V.) haben hier eine 
gewisse Bedeutung, z.B. am Paß Strub, dagegen treten die Kleinformen (10% G.V.) 
zurück. Auch in diesem Abschnitt gab es mehrere kleine Grenzschwankungen. 

VI. Der folgende Abschnitt vom Paß Grießen bis zum Durlosboden westlich 
vom Gerlospaß (72,3 km) umfaßt den Kamm auf den Schieferalpen mit 
den zugehörigen Hangstrecken. Mehrere starke Richtungsänderungen und Ver- 
ästelungen des Kammes bringen 21 % Grenzverlangerung durch Großformen 
zustande, doch bleibt die gesamte Grenzverlängerung mit 51 % mäßig. Mittel- 
und Kleinformen (je 15 % G.V.) halten sich die Wage. Es ist ein von kür- 
zeren Felsstrecken unterbrochener, sanftgeformter Almkamm. Auch hier gab 
es an mehreren Stellen kleine Abweichungen. 

VII. Das nächste Grenzstück (19,1 km) zwischen Durlosboden und Dreiecker 
führt längs eines Seitenkammes zum Tauernkamm hinan. Diese im all- 
gemeinen geraden, kurzen Verbindungsstücke zwischen Tal und Hauptkamm, 
die durch geringe Grenzverlängerung gekennzeichnet sind, kehren in den Alpen 
häufig wieder. Der im ganzen gerade Grenzzug (10 % G.V.) hat fast keine 
Großgliederung (1% G. V.), ebenso fehlen die Kleinformen so gut wie ganz. 
Die flachen Bögen, mit denen der Seitenkamm emporzieht, äußern sich nur 
in einer mäßigen Mittelgliederung (8% G. V.). 

VIII. Es folgt der Tauernkamm vom Dreiecker bis zum Katschberg 
(148,2 km), ein geschlossener Hochgebirgswall, auf dem heute fast die ganze 
Südgrenze des Landes Salzburg verläuft. In früberen Jahrhunderten griff 
die Salzburger Landeshoheit an mehreren Stellen über die Tauern südwärts. 
Kammgrenzen haben nie eine starke Grenzverlängerung, ausgesprochene Hoch- 
gebirgskamme um so weniger, weil bei ihnen die Kleinformen sehr zurück- 
treten. Sie bewirken bei der Tauerngrenze nur 7°/, Grenzverlängerung. Bei 
der Grenzverlängerung durch Großformen (13% ) äußert sich der flachge- 
schwungene Bogen der hohen Tauern. Die Mittelformen (12 % G.V.) machen, 
dem Wesen des Hochgebirges entsprechend, fast das Doppelte der Kleinformen aus. 

IX. Die anschließende Sidumrahmung des Lungaus (Katschberg—Karl- 
nock, 25,1 km) ist im Allgemeinverlauf fast gerade (G.V. durch Großformen 
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4% ). Die Mittelformen kommen denen des Tauernkammes gleich (12 % G. V.), 
aber die Kleinformen erreichen einen hohen Wert (22% G. V.), weil die Kamm- 
grenze von Hanggrenzstücken mit unruhigem Verlauf unterbrochen wird. 

X. Vom Karlnock zum Kieseck zieht die Ostgrenze des Lungaus hin 
(63,2 km), eine alte Grenze mit sehr geringen Schwankungen im Lauf der 
Geschichte. Als stärker gewundene Quergrenze kann sie keinen niederen 
Grenzverlängerungswert haben (62 %). Davon entfällt eine Grenzverlangerung 
von 24% auf die Großformen; viele von den Biegungen, die auf dem Über- 
springen auf einen anderen Grenzträger beruhen, sind mittelgroße Formen 
(25% G. V.). Geringer (13% ) ist die Grenzverlängerung durch Kleinformen. 

XI. Der Kamm der Niederen Tauern (22,4 km), längs dessen es eben- 
so wie auf den Hoben Tauern nie Grenzstreitigkeiten gab, weist in der Grenz- 
strecke (Kieseck—Mereck) ausgesprochene Hochgebirgsformen auf. Auch die 
Gliederungs verhältnisse erinnern an die Hohen Tauern (VIII). Nur die Groß- 
formen sind in dem völlig geraden Grenzstück unbedeutend (2 % G. V.), die 
Mittelformen übertreffen auch hier mit 21% Grenzverlängerung die an sich 
stärkeren Kleinformen (14% G. V.) wesentlich. 

XII. Das Querstück im Ennsgebiet (Mereck — Torstein, 24,1 km) erinnert 
mit seiner geringen Gesamtgrenzverlängerung (13% ) an VII. Die Großformen 
sind hier ebenfalls bedeutungslos (2% G. V.), doch kommen neben den Mittel- 
formen (5% G. V.) die Kleinformen mit 6% mehr zur Geltung. Das mag 
sich aus dem Anteil der Bachgrenze am nördlichen Abschnitt teilweise erklären. 

XIII. Zwischen dem Torstein in der Dachsteingruppe und der Ischl 
(38,7 km) haben wir wieder eine alpine Quergrenze vor uns (45°/, G.V.). 
Weil sie zumeist geschlossenen Kämmen folgt, sind die Großformen bescheiden. 
Gelegentlicher Wechsel der Grenzträger bedingt 18 °/, Grenzverlängerung durch 
Mittelformen; daneben verlängern Kleinformen die Grenze um weitere 11%. 

XIV. Vom Zusammentreffen mit der Ischl bis zum Schoberberg 
(43,9 km) schaffen die Anlehnung an verschiedene Seen und sehr häufige Än- 
derung des Grenzträgers eine sehr gewundene Grenze, die Anlaß zu endlosen 
Streitigkeiten bot. Fluß-, See- und Seeufergrenze stehen in stetem Wechsel 
mit Bach-, Hang- oder Bergrückengrenze. Bei solchen Verhältnissen wird uns 
eine Gesamtgrenzverlängerung von 113% nicht wundern. Viel davon (34% 
G.V.) entfällt auf Großformen, weitaus das meiste aber auf mittelgroße Glieder 
(54 °/, G.V.), die bier nicht in der Natur des Grenzträgers begründet sind, 
sondern in dem eben erwähnten Überspringen. Die Kleingliederung (24% 
G.V.) beruht neben dieser Ursache teilweise auf den Grenzträgern (z. B. Fluß- 
oder Ufergrenze). 

XV. Damit verlassen wir die Alpen. Zwischen dem Schoberberg und der 
Ecke bei Hasenreit (41,1 km) zieht die Grenze durch offenes Land, wenn 

36 
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auch mit Anlehnung an einen Gebirgsrücken (86% G. V.). Die Großgliede- 
rung ist gering, aber oftmaliger Wechsel des Grenzträgers läßt die Mittel- und 
Kleinformen (49 bezw. 28°/, G.V.) stark anschwellen. 

XVI. Die anschließende Grenze bis zur Salzach (53,6 km), unserem Aus- 
gangspunkt, ist typisch für eine Grenze im offenen Land mit wechselndem 
Träger. Fortgesetzte Grenzstreitigkeiten und Grenzkorrekturen bewirken den 
Charakter einer völlig willkürlichen Grenze. Durch das Überspringen von 
einem Träger auf den anderen entstehen im offenen Gelände im Gegensatz 
zum Hochgebirge nur kleine Formen. Darauf und auf die zahlreichen Bach- 
grenzen dieses Abschnittes gehen die 40% Grenzverlängerung durch Klein- 
formen zurück, auf Mittelformen entfällt 16%, auf die Großformen nur 7% 
Grenzverlängerung. 

Die von reichlich verschiedenen Grenzträgertypen gebildete Salzburger 
Landesgrenze ließ uns die Grenzverlängerungsverhältnisse der einzelnen 
Typen verfolgen und miteinander vergleichen. Wir konnten uns überzeugen, 
daß allen Grenzträgern bestimmte und für sie typische Gliederungsverhältnisse 
entsprechen und daß der Anteil der einzelnen Größenklassen ebenfalls mit 
dem Träger zusammenhängt. 

Diese Ergebnisse wollen wir durch systematisch ausgewählte Beispiele 
von Grenztypen aus anderen Gegenden überprüfen und ergänzen (vgl. Ta- 
belle II). Nur Grenzstrecken von annähernd geradem Allgemeinverlauf sollen 
behandelt werden. Wir bleiben zunächst bei den Hochgebirgsgrenzen und 
verfolgen den zentralalpinen Hauptkamm von den Hohen Tauern west- 
wärts. Dabei zeigt sich, daß auch alpine Hochkämme sich bezüglich der 
Grenzgliederung nicht durchaus gleichmäßig verhalten. Der Zillertaler 
Grenzkamm vom Dreiecker (Feldspitze) bis zum Brenner (62,1 km), die un- 
mittelbare Fortsetzung der Salzburger Tauerngrenze, hat mit 28 % eine ähn- 
liche Gesamtgrenzverlängerung wie diese. 11% bewirken die Großformen, 
doch treten die Mittelformen trotz der auch hier vorhandenen Kare mit nur 
7% Grenzverlängerung hinter den Hohen Tauern zurück; dafür sind die 
Kleinformen (10°/, G.V.) stärker entwickelt. 

Wieder anders ist der Gliederungscharakter, wenn wir den Zentralalpen- 
kamm, auf dem die 1919 neugeschaffene Nordgrenze Italiens verläuft, weiter 
verfolgen und den Grenzkamm zwischen der Brennerstraße und der 
Straße über das Reschenscheideck (124,6 km) betrachten. An Stelle der 
kleineren Gletscher und Schneefelder östlich vom Brenner treten hier die 
eroßen Gletscher der Ötztaler und Stubaier Alpen. Die von ihnen bewirkten 
Einbuchtungen des Kammes sind entsprechend größer und fallen teils den 
Großformen zu, die 29°/, Grenzverlängerung erreichen, zumeist wohl bedingt 
durch die auffällige sehr breite und flache Ausbuchtung gegen Süden. Da- 
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Tabelle II: `) Papiae verscnedener Grenztypen 


Grenzverlängerung gegenüber 
der Luftlinie in Prozent 


Grenzstrecken durch | durch } durch 


Alpine Längsgrenze: Hochalpenkamm in den Zillertaler ae tie 
(Dreiecker — Brennerstraße) . 


Alpine Längsgrenze: Hochalpenkamm in den Saaler Alpen (Brenner 


straße — Straße über das Reschenscheideck . . . 59 29 14 16 
Alpine Quergrenze (Dreiherrnspitze — Helm). . . . . 70 39 13 18 
Großer Fluß: Savegrenze (bosnisch-serb. “kroatische Dreimark — Drei- 

mark Serbien-Kroatien-Ungarn) . . 109 55 46 8 
Mittlerer Fluß: heutige Marchgrenze (Mündung ie Thaya in die 

March — Mündung der March in die Donau) . . T 52 14 8 30 
Alte Marchgrenze (dieselbe Strecke vor der Korrektur 19150 a. 4% 74 14 8 52 
Kleiner Fluß: Sotlagrenze wen. der Rohitscher Brücke bis zur Mün- 

dung in die Save) a y i 106 25 7 74 
Grenze mit wechselndem S Nordgrenze Oberösterreichs 

(von der tschechoslowakisch-bayrisch-oberösterr. Dreimark bis zur 

Dreimark Böhmen-Niederösterreich-Oberösterreich) . . . . . 67 24 17 26 
Grenze mit wechselndem Grenzträger: Südostgrenze Niederöster- 

reichs (Nordende des Rosaliengebirges — Donau) . . — 4114 — 27 19 68 
Flachlandsgrenze: . des südlichen N (Rech. 

nitz — Strembach) . . . a de Se 125 23 59 43 


) Die Zahlenwerte dieser Tabelle beruhen auf Messungen, die der Verfasser in den Monaten 
November und Dezember 1925 im geographischen Institut der Universitat Graz vorgenommen hat. 


neben zeigen auch Mittel- (14% G.V.) und Kleinformen (16°/, G.V.) statt- 
lichere Werte. Trotzdem bleibt die Gesamtgrenzverlängerung mäßig und ge- 
rade diese im ganzen bescheidene Gliederung können wir als ganz allgemeine 
Erscheinung der hochalpinen Längskammgrenzen buchen. 

Anders steht es mit den alpinen (Juergrenzen. Ihre größere Gesamt- 
gliederung zeigt sehr deutlich Abschnitt V der Salzburger Grenze. Die neu- 
geschaffene Staatsgrenze von der Dreiberrnspitze bis zum Helm (69,7 km), 
die das österreichisch gebliebene Lienzer Gebiet vom übrigen Deutschsüdtirol 
trennt, ist ein weiteres Beispiel einer alpinen Quergrenze. Ihre Gesamtgrenz- 
verlängerung beträgt 70 %. Das Übergreifen auf benachbarte Kämme oder 
Stöcke, aber auch starke Windungen der Querkämme, bewirken 39% Grenz- 
verlängerung durch Großgliederung. Die Mittelformen (13% G.V.) und Klein- 
formen (18°/, G.V.) sind immerhin recht beträchtlich, ähnlich denen des Ötz- 
taler Kammes. 

Bei den Flußgrenzen gibt es je nach der Größe des Flusses die verschieden- 
artigsten Typen. Der besseren Vergleichbarkeit halber schließen wir Gebirgs- 
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flüsse aus und behandeln nur solche in offenerem Land. Als Beispiel eines 
großen, frei mäandrierenden, aber nicht verwilderten Stromes diene die Save 
von der kroatisch-bosnisch-serbischen Dreimark bis zu ihrer Mündung in die 
Donau (182,4 km). Dieser Stromstrecke folgte die alte österreichisch-ungari- 
sche Reichsgrenze gegen Serbien. Die gesamte Grenzverlängerung (109 % ) ist 
sehr groß. Die 55% Grenzverlängerung durch Großformen ergaben sich vor- 
wiegend aus den flachen Bögen des Gesamtverlaufes, z. T. aber auch aus den 
ganz großen Fiußschlingen, von denen aber die meisten ganz typische Mittel- 
formen sind (46°/, G.V.). Das fast restlose Zurücktreten der Kleingliederung 
(8 G. V.) ist eine weitere sehr kennzeichnende Erscheinung an großen Flüssen. 

Die heutige Marchgrenze von der Thayamündung bis zum Einfluß der 
March ın die Donau (74,5 km) dicne als Beispiel für einen mittelgroßen Fluß 
als Grenzträger. Die Gesamtverlängerung beträgt 52% . Weil es sich um 
einen im wesentlichen geraden Grenzabschnitt handelt, ist die Grenzverlänge- 
rung durch Großformen nur 14%. Der charakteristische Gegensatz gegen- 
über der soeben besprochenen Savegrenze liegt darin, daß bei der March die 
Mittelformen ganz zurücktreten (8% G.V.). Der Fluß ist zu klein, um so 
große Mäander bilden zu können. Alle Windungen des mäßig regulierten 
Flusses fallen in die Größenklasse der Kleinformen, die 30% Grenzverlänge- 
rung bewirken. Alle diese Zahlen beziehen sich auf die heutige Stromstrich- 
grenze. Bis 1919 folgte die Grenze vielfach Altwässern (85,6 km). Während 
Groß- und Mittelformen durch die kleinen Korrekturen des Grenzzuges auf 
Grund des Friedensvertrages nicht berührt wurden, erscheint jetzt die Grenz- 
verlängerung durch Kleinformen bedeutend gemindert; sie betrug früher 52 % 
und die Gesamtgrenzverlängerung war somit 74 °. 

Die Sotlagrenze von der Rohitscher Brücke zur Mündung der Sotla in die 
Save (81,1 km), bis 1918 Landesgrenze zwischen Steiermark und Kroatien, ist 
die typische Grenze längs eines kleinen Flusses. Die Gesamtgliederung ist 
recht stattlich (G.V. 106%). 25 % ergeben sich aus der Großgliederung, denn 
der gemessene Abschnitt umfaßt eine größere Einbuchtung des Gesamtverlaufs. 
Die Mittelformen spielen mit 7% Grenzverlängerung keine Rolle. Dagegen 
bewirken die einander stetig ablösenden kleinen Windungen und Schlingen 
eine außerordentlich starke Kleingliederung (74% G.V.). Sehr starke und 
vorherrschende Rleingliederung kennzeichnet alle kleinen Flüsse und Bäche. 

Sehr zahlreich sind die Grenzen, bei denen nicht ein Träger auf einer 
längeren Strecke zur Verfügung steht, sondern wo dieser wechselt. Das trifft 
ebenso wie bei mehreren Abschnitten der Salzburger Grenze (XIV, XV, XVI) 
auch bei der Nordgrenze Oberösterreichs von der Dreimark zwischen der 
Tschechoslowakei, Deutschland und Österreich bis zur oberösterreichisch- nieder- 
österreichisch-tschechoslowakischen Dreimark zu (110,2 km). In diesem Fall 


ist das Überspringen nicht allein durch die Natur, sondern auch durch die 
geschichtliche Entwicklung bedingt. Die gesamte Grenzverlängerung (67 °/) 
ist mäßig und recht gleichmäßig auf die drei Größenklassen verteilt. 24% 
Grenzverlängerung durch Großformen und 17% durch Mittelformen beruhen 
großenteils auf dem Überspringen auf einen anderen Grenzträger. In den 
26% Grenzverlängerung durch Kleinformen äußert sich wohl auch der starke 
Anteil der Bachgrenzen. Da sich in dem wenig durchgängigen Granitplateau 
in nächster Nähe eines eben verlassenen Grenzträgers immer wieder ein neuer 
findet, bleibt die gesamte Grenzverlängerung bier trotzdem mäßig. 

Wo sich zwischen den einzelnen Trägern größere Lücken einschalten und 
die Grenze wiederholt auf entfernter liegende Objekte überspringt, da steigen 
die Grenzverlängerungswerte stark an, wie z. B. bei der Südostgrenze 
Niederösterreichs vom Nordende des Rosaliengebirges bis zur Donau 
(146,3 km). 114% beträgt hier die gesamte Grenzverlängerung, woran auch 
mehrere recht willkürliche Vor- und Einsprünge Anteil baben (Neudörfl, 
Edelsthal). 27°° Großformen- und 19% Mittelformengrenzverlängerung sind 
auf die Vor- und Einsprünge zurückzuführen, dagegen beruhen die 68% Grenz- 
verlängerung durch Kleinformen wohl durchaus auf den endlosen Windungen 
des kleinen Flusses Leitha (vgl. die Sotlagrenze). 

Zum Schluß betrachten wir noch die Flachlandsgrenze zwischen Rech- 
nitz und dem Strembach im Burgenland (78,5 km). Diese berüchtigte 
Grenzstrecke, die dem Verkehr so schwere Hemmnisse auferlegt, weist lauter 
Vor- und Einsprünge mittlerer Größe auf, weil sie jeweils nebeneinander- 
liegende Dorffluren verschiedenen Staaten zuteilt. Die Hottergrenzen waren 
hier durchaus die Grundlagen der Staatsgrenze, die wir bereits zu Beginn 
dieses Aufsatzes als „kulturentlehnt“* bezeichnet haben. Die gesamten Mittel- 
formen (59% G.V.) und ebenso der größte Teil der Großformen (23 Yo G.V.) 
erklären sich bei dem Mangel größerer Biegungen aus dem Verlauf dieser 
früheren Gemeindegrenzen. Kleinere Ecken und der Wechsel der Grenzträger 
im einzelnen lassen noch 43% Grenzverlängerung durch Kleinformen hinzu- 
kommen. Mit 125 % Grenzverlängerung erreicht diese Grenzstrecke im offenen 
Land den größten Wert, den wir an unseren zahlreichen Beispielen überhaupt 
beobachten konnten. 

Die Reihe unserer Beispiele war nicht erschöpfend, aber sie genügte, um 
den engen Zusammenhang zwischen Grenzträger und Grenzverlängerung zu 
erweisen. Vom Träger hängt sowobl das Gesamtmaß der Grenzverlängerung 
ab als auch ihre Aufteilung auf die einzelnen Größenklassen. Wir erkennen 
also, daß es falsch wäre, Grenzen mit verschiedenem Träger bezüglich der 
Grenzverlängerung zu vergleichen. Unsere Untersuchung hat weiter ergeben, 
wie verschiedenartig die Teilursachen für die einzelnen Größenklassen der 
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Gliederung bei jeder Grenze sind. Daher sind auch nur Vergleiche zwischen 
den gleichen Größenklassen zweier Grenzstrecken zulässig. 

Für die geographische Erfassung einer Grenze ist die Grenzver- 
längerung neben dem Träger das bedeutsamste Merkmal und kann 
das Interesse des Geographen mit Recht beanspruchen. Unmittel- 
bare praktische Bedeutung kommt ihr wenig zu. Für die Beurteilung 
der Eignung einer Grenze wird der Grenzträger immer die größte Rolle spielen. 
Von ihm bängt es ab, ob über ihn hinweg der Kleinverkehr möglich ist oder 
nicht, ob die Grenze als Hemmnis empfunden wird oder ob der bäuerliche 
Besitz und das tägliche Leben über sie hinweggreifen kann. Die mit dem 
Grenzträger eng zusammenhängende vertikale Gliederung ist ebenfalls von ein- 
schneidender Bedeutung, auch für den Fernverkehr. Auf die Höhenlage der 
Scharten und Pässe kommt es an, wenn ihnen auch das Eisenbahnzeitalter 
einen Teil ihrer Bedeutung genommen hat. Neben dem Träger und der verti- 
kalen Gliederung tritt die horizontale Gliederung (Grenzentwicklung oder Grenz- 
verlängerung) praktisch in den Hintergrund und wird nur dann für die Be- 
völkerung und Wirtschaft störend, wenn die Zacken der Grenze durchgehende 
Verkehrswege wiederholt schonungslos schneiden. Für den Grenzaufsichtsdienst 
des Staates bildet eine starke horizontale Gliederung der Grenze eine Erschwerung 
und Verteuerung. Für militärische Zwecke kommt es wohl nur auf den Gasamt- 
verlauf, viel weniger auf die Linie im einzelnen an, an der die Kampffront im 
Kriegsfall doch nicht stehen bleibt. 


Anmerkungen 


1) R. Sieger hat als erster auf die verschie- 
denen Bedeutungen des bis dahin allgemein 
üblichen Ausdruckes „natürliche Grenze* 
hingewiesen und zuerst in seiner Unter- 
suchung über „Die Grenzen Niederöster- 
reichs“ (Jahrbuch des Vereins für Landes- 
kunde von Niederösterreich, N. F. I, 1902) 
dafür die Bezeichnungen „Naturgrenzen“, 
„naturentlehnte Grenzen“ und „naturge- 
mäße Grenzen“ vorgeschlagen. Später hat 
Sieger dieses System weiter ausgebildet in 
dem Aufsatz „Zur politisch-geographischen 
Terminologie“, Zeitschrift der Gesellschaft 
für Erdkunde zu Berlin 1917 und 1918. 

2) R. Sieger nennt (Zeitschrift d. Ges. f. Erd- 
kunde zu Berlin, 1917, S. 5ı8) „an Kultur- 
werke angelehnte* Grenzlinien als besonde- 
ren Untertypus, verzichtet aber auf die Prä- 

ung eines besonderen Namens für ihn 
8. 516). Es handelt sich um das gleiche 
wie bei unseren ,kulturentlehnten* Grenzen. 
Vgl. dazu J. Sölch, Die Auffassung der 
„natürlichen Grenzen in der wissenschaft- 


lichen Geographie, Innsbruck 1924, S. 57 f., 


Anm. 15 und R. Sieger, Pet. Mitt. 1925. 
S. 58, Anm. 7 

3) V. Paschinger, Die Kärntner Grenze ia 
Diagrammen. Kartographische und schul- 
geographische Zeitschrift, X (1922), S. 72 ff. 

4) ebenda, 8. 74. „Der Grenzgürtel wird unter 
dem Gesichtspunkte der Höhenverteilung zu 
einem Grenzwalle, durch das Zurücktreten 
des bebauten Landes zu einer Grenzwildnis 
und infolge der Abnahme der Besiedlung 
zu einer Grenzeinöde.* 

5) Petermanns Geographische Mitteilungen, Jeg. 
1910, II, Tafel 47 als Beilage zu dem Aufsatz 
„Der Grenzgürtel der nördlichen Kalkalpen“. 

6) Die Grenzen Niederösterreichs, bes. S. 24. 

7) Penckfestband, Stuttgart 1918,$.387 f. u. 398 fl. 

8) M. Sidaritsch, Die Grenzen von Salzburg, 
ihre geographischen Eigenschaften und histo- 
rischen Grundlagen. Ungedruckte Diss., 
Graz 1917. 

9) Vierteljahrshefte für den geographischen 
Unterricht, herausgegeben von F. Heiderich, 
II. Band, Wien 1903, S. 161 f. 

10) Penckfestband, wie oben, S. 395 f. 
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Brehme, Hugo: Mexiko. Baukunst, Land- 
schaft, Volksleben. Mit einer Einleitung 
von Walter Staub. XX und 256 S. Ab- 
bildungen. Sammlung „Orbis Terrarum*. 
Berlin (Ernst Wasmuth, A.-G.) 1925. Geb. 
24 M. 

Hamilton, Louis: Kanada. Landschaft und 
Volksleben XXV und 288 8. Abbildungen. 
Sammlung „Orbis Terrarum“. Berlin (Ernst 
Wasmuth, A.-G.), 1926. Geb. 24 M. 

Von der Sammlung „Orbis Terrarum“, die 

im ganzen keine Einführung und keine Wer- 

tung mehr braucht, sich schon längst den 

ersten Platz unter allen landschaftskundlichen 

Bilderwerken errungen hat, liegen zwei Amerika- 

bände vor. 

sonderer Reiz sein, durch diese Bände eine an- 
schauliche Einfühlung in den komplexen Be- 

Wo könnte über- 

haupt sonst noch eine solche Veranschaulichung 


Es mag für viele ein gar be- 


eriff Amerika zu erlangen. 


gewonnen werden? Wo böte sich sonst das 
an Formengegensätzen so reiche Mexiko zur 
bequemen Schau wie hier? Dieses Nebenein- 
urwaldbedeckter Hänge, 
rauschter Schluchten, üppigster tropischer Vege- 


ander wasserdurch- 
tation und jener trockenen Hochflächen mit 
ihrem so eigenartigen, der Trockenheit ange- 
pafiten Pflanzenwuchs, aus denen sich die viel- 
fach schneebedeckten Vulkane als beherrschende 
Landschaftsmarken erheben. Ähnliche Gegen- 
sätzlichkeit ist den in reicher Zahl gebotenen 
Neben 
Altmexiko stehen ebenbürtig die Zeugen einer 


Siedlungs- und Kulturbildern eigen. 


reichen kolonialen Entwicklung, besonders 
solche der kirchlichen Kultur mit ihrem sinnen- 
berauschenden Prunk. So manche Alltagsschau 
vereinigt die Bilder landschaftlicher und kultur- 


licher Höhepunkte zu einem breiten, lebens- 


wahren Ganzen. — Es ist ein besonderer Wert 
dieser Sammlung, daß sie durch eine annähernd 
gleiche Behandlung der einzelnen Länder den 
typischen Vergleich ermöglicht. Neben Mexiko 
erscheinen viele Blätter des Kanadabandes dem 
mitteleuropäischen Beschauer naturgemäß sehr 
viel vertrauter. Und doch, welch köstliche 
Landschaftseinfüblung bietet sich auch hier! 
Und welche landschaftlichen Unterschiede offen- 
baren sich bei der Durchsicht der Bilder aus 
dem Riesenlande! Der seeverwandte Außdurch- 
furchte Waldland-Osten mit seinen frühen 
Kolonistenstädten und -dörfern, seiner Wasser- 
und Waldwirtschaft und Vielizucht und seinen 
bis zu gewissem Grade europäisch kleinwüchsigen 
Lebensformen kontrastiert mit den echt nord- 
amerikanischen Dimensionen, die von Montreal 
an Siedlungen und Wirtschaftsanlagen und 
-fächen in den Landschaften um die Seen be- 
berrschen. Noch weiter westwärts dehnt sich 
die unendliche Prärie aus, riesige Kornkammern 
und Weiden. Alle Lebenserscheinungen scheinen 
die Tendenz zu haben, in extensiver Arbeit die 
Auch die großen Städte 
haben sich ihr in behaglicher Breite angepaßt 


Fläche zu erobern. 


im Gegensatz zu der Höhenentwicklung des 
Stadtbildes von Montreal und Toronto. Dieses 
offenere, wo Kulturarbeit die Naturlandschaft 
umgewandelt hat, vielfach anziehend freund- 
liche Land findet einen doppelten Abschluß, 
im Westen durch die formenschöne Hoch- 
gebirgswelt mit ihren gewaltigen Gletschern 
und vom Walde gerahmten Seen, der mächtigen 
Vegetationsentwicklung am pazifischen Rande, 
wo zugleich amerikanische Vollkultur noch ein- 
mal ibre letzten Oasen geschaffen hat. Im 
Norden grenzt das riesige, vielfach von höherer 


Kultur vollkommen unberührte Waldland mit 
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seinen großen Flüssen und streifenden, auf der 

Naturvolkstufe lebenden Indianern Kulturkamada 

ab. Wer so die technisch in höchstem Grade 

vollkommenen Bildersammlungen mustert, er- 
lebt Kanada und Mexiko, soweit das durch das 

Bild möglich ist. 

Eine ganz andere Art des Nacherlebens und 
mittelbarer Einfablang in Länder ermögliehen 
die Reisebeschreibungen z. T. wissenschaftlicher 
Reisender: N 
Prinz Wilhelm von Schweden: Zwischen 
zwei Kontinenten. 

dem heutigen Mittelamerika. Übersetzung 
aus dem Schwedischen von Rhea Stern- 
berg. Mit Illustrationen auf fo Tafeln 
und einer Übersichiskarte. 296 8. Lübeck 
(Otto Quitzow) 1925. Geb. ı3 M. 

Ule, Willi: Quer durch Südamerika. 2. Auf. 
lage. Mit 39 Tafeln und ı Übersichts- 
karte. 354 S. Lübeck (Otto Quitzow) 1925. 
Geb. 12 M. 

Klute, Fritz: Argentinien — Chile von heute. 
Mit 82 Abbildungen und 3 Karten. 274 8. 
Lübeck (Otto Quitzow) 1925. Geb. 12 M. 

Das Buch des Prinzen von Schweden ist eine 


Reiseschilderung aus 


anspruchslose, aber flott geschriebene Dar- 
stellung seiner Reise im Jahre 1920, die die 
bis 1877 schwedische Insel Barthelemy berührte, 
über Belice zur Küsteninsel Cozumel und zur 
Ruinenstadt Tuloom auf der Halbinsel Yucatan, 
dann zurück über Belice nach Puerto Barrios, 
naoh 
Quirigua, Guatemala Stadt, Antigua, Quezalte- 


dem atlantischen Hafen Guatemalas, 
nango nach San Jose, einem der pazifischen 
Häfen, führte. Auf der Rückreise durch Panama 
wurde San Salvador besucht. Archäologisch- 
ethnographisches Interesse bestimmte die Route. 
Besonders der Besuch von Cozumel und Yucatan 
lieferte solche Ausbeute. Doch verdient dieses 
Buch volle geopolitische Beachtung, da der 
prinzliche Reisende stets alle Aufmerksamkeit 
aucb den Bevölkerungsverhältnissen, Klassen- 
schichtungen, der Verfassung und dem Partei- 


wesen ın den einzelnen durchreisten Staaten 
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geschenkt hat und manchen Beitrag, wie z. B. 
über die Revolution in Guatemala aus unmittel- 
barer frischer Beobachtung beigesteuert hat. — 
Noch stärker den Charakter eines Tagebuchs 
trägt die schlichte und freundliche Schilderung, 
die der Rostocker Geograph Ule von einer Süd- 
amerikareise gegeben hat, bei deren Ausfahrt 
er die Filchnerexpedition auf der „Deutsch- 
land“ über die Azoren und den St. Paulsfelsen 
bis Pernambuco begleitete, und die ihn dann 
auf dem Kontinent von Pernambuco nach 
Maceio und Viçosa, nach Bahia, Alagoinhas 
und São Felix, von Rio de Janeiro aus nach 
Ouro Preto, zum Itacolumystock und nach 
Bello Horizonte, ferner über den Itatiaya nach 
Sao Paulo und Santos, nach Blumenau, von 
Buenos Aires aus quer über die Anden nach 
Valparaiso, Santiago und Conception und wieder 
zurück über Rosario zur argentinischen Haupt- 
stadt führte. Wird ıwar nirgends ein Gesamt- 
bild der durchreisten Landschaften gegeben, so 
ist das Buch doch reich an trefflichen Be- 
ebachtungen, und man folgt bei der Lektüre 
gerne der Schilderung der mannigfachen Er 
lebnisse und nimmt teil an den reichen Ein- 
drücken, die den Verfasser bestürmten. In dem 
Buche zu kurz kommen allerdings Brasilianer, 
Argentinier, Chilenen samt ihrem ganzen Eigen- 
leben. Das liegt daran, daß sich der Verfasser, 
wie er sich selbst ausdrückt, als „Wertpaket* 
von einer deutschen Kolonie zur anderen hat 
versenden lassen. Dafür sind aber die Ein- 
blicke in das Leben der Auslandsdeutschen 
um so reicher. Ihnen war ein gut Teil des 
Interesses des Verfassers während der Reise ge- 
widmet, und wie cin roter Faden geht die Frage 
des Auslandsdeutschtams durch das ganze Buch. 
Das ist auch im wesentlichen die geopolitische 
Einstellung, die wir hier finden. — Auch Klutes, 
des Gießener Geograpben Buch, ist eine Reise- 
schilderung, die für einen großen Leserkreis 
bestimmt ist. Es ist die populäre Darstellung 
einer Forschungsfabrt, die auf der Ausreise 
Pernambuco, Rio de Janeiro und Saatos be- 


MAULL: LITERATURBERICHT AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


569 


rührte. 
tiniens ein besonderes Kapitel gewidmet. 


Buenos Aires ist als dem Kopf Argen- 

Von 

Bahia Blanca aus begann die eigentliche For- 

echungsreise, die, zunächst noch mit der Bahn, 

zum Tal des Rio Neuquen und zum Lago 

Nahuel Huapi, in dessen Umkreis der Verfasser 

längere Zeit forschend arbeitete, dann quer über 

die Anden zum Lago Llanquihue führte. Der 

Besuch von Santiago und Valparaiso und die 

Meerfahrt nach Antofagasta führen den Ver- 

fasser nach dem chilenischen Salpetergebiet. 

Es ist höchst auerkennenswert, daß der Ver- 

fasser mit dem Problem ringt, seinen Be- 

obachtungen und Landschaftseindrücken eine 
adäquate Form in der Darstellung zu geben. 

Es entsteben dabei anschauliche, an Gegen- 

sätzen reiche Bilder aus der nordpatagonischen 

Pampa, der Cordillere und der chilenischen 

Trockenregion. Ein anziehendes, leider viel zu 

skizzenhaft ausgeführtes Bild, „Altes und Neues 

aus der aufsteigenden Welt“, das im Sinne 
dieser Berichterstattung am meisten interessiert, 
schließt das Buch. 

Zwei Neuerscheinungen liegen aus dem 
Amazonasgebiet vor: 

Speiser, Felix: Im Düster des brasilianischen 
Orwalds. Mit 84 Abbildungen auf Tafeln 
und im Text und einer Karte. XI und 
332 8. Stuttgart (Strecker & Schröder) 
1926. Geb. 15 M. 

Dieses dem Andenken Koch-Grünbergs ge- 
widmete Buch ist das populäre Ergebnis einer 
im Jahre 1924 ausgeführten ethnographischen 
 Forschangsfshrt zu den Aparai-Indianern im 
Bereich des Rio Paru, eines nördlichen Neben- 
flusses des untersten Amazonas. Wenn dabei 
auch weder von den Weißen unbetretenes Ge- 
biet, noch unbekannte Indianerstämme erreicht 
wurden, so liegt gerade der besondere Reiz 
dieses Buches neben der Schilderung einer 
typischen UrwaldfluBfahrt mit ihren spannen- 
den Zwischenfällen darin, daß der Leser in den 
Aparai ein Volk kennen lernt, daß trotz seines 
Verbarrens auf der Naturvolkstafe schon in 


. Grossos. 


sehr enge Fühlung mit der Zivilisation ge- 
kommen ist und darum nicbt mehr zu den 
Gerade dio 
Betrachtung dieses Prozesses der allmählichem 


„Hinterwäldnern® zu rechnen ist. 


Durchdringung der Indianerwelt Amazoniens, der 
zunächst vornehmlich im Eindringen materieller 
Kulturgüter besteht, macht dieses neue Buch 
des bisher durch seine Südseereisen wohl be- 
kannten Forschers auch für unsere Betrachtung 
so wertvoll. Im ganzen ist es ein Buch echter 
Urwaldstimmung und zugleich ein Beleg, welche 
Schwierigkeiten in diesem Milieu selbst bei 
kleineren Vorstößen zu überwinden sind. 
Domville-Fife, Charles W.: 
Wilden am Amazonas. Forschungen und 
Abenteuer bei den Kopfjägern und Men- 
schenfressern. Mit 36 Abbildungen und 
6 Karten. 269 S. Leipzig (F. A. Brock- 
haus) 1926. Geb. 15 M. 
Ein kurzes, freilich längst nicht vollständiges 


Unter den 


entdeckungsgeschichtliches Kapitel leitet ein 
Buch ein, das von weiten Fahrten abseits von 
den wenigen, oft bereisten Routen im Amazonas- 
gebiet berichtet. Journalistische Tätigkeit für 
die Londoner Times und die Einrichtung eines 
Auskunft- und Nachrichtendienstes für eine 
machtpolitische Gruppe war die Veranlassung 
zu solchen Beisen. Eine führte am Tapajoz 
aufwärts zu den Mandurucus- und Apiacas- 
Indianern auf dem nördlichen Waldplateau Matto 
Eine zweite führte von Manaos auf 
dem Madeira aufwärts zu den Caripunas- 
Indianern am Matum-Parandé, auf dem Rio Gy- 
Parana zu den wilden Parintintins, die erst in 
allerletzter Zeit in Berührung mit den Weißen 
gekommen sind, auf dem Rio Aripuanan zu 
den Itogapuk-Indianern, die bis dahin noch 
unbekannt waren. Ein weiterer Vorstoß galt 
dem Gebiet des Rio Branco und dem seiner 
Quellflüsse, dem Alto-Parıme, Rio Sumu und 
Rio Cotinga. Die fünfte Fahrt falirte den Ver- 
fasser im obersten Amazonien auf dem Chimbiri- 
Yacu za den Huambisa, die sechste galt, ihren 


Weg auf dem Putumayo and Bio Iyara-Parana 
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dem Besuch der Uitotos-Indianer 
and der Nonuyas, eines Zweiges der Andokes. 
Die letzten Reisen machten den Verfasser mit 
den Konibos- und den Kaschibos- oder Vampir- 


nehmend, 


Indianern, die in dem Raum zwischen Ucayali, 
Pachitea und Huallaga wohnen, schließlich mit 
den Chuncho- und Ungoninos-Indianern in der 
peruanischen oberen Montanna bekannt. 

Es ist im ganzen ein Buch reichen, meist 
etbnographischen Inhalts, der aber auch geo- 
graphisch ausreichend lokalisiert ist. Dem Leser 
gibt es ein eindrucksvolles Bild vom Lebensraum 
und Leben in Oberamazonien, eine Ahnung 
von den weiten tatsächlich unabhängigen 
Indianergebieten, von der Feindlichkeit der 
Stämme gegenüber den Weißen und Misch- 
lingen, die aber vielfach nichts anderes als eine 
Folge früherer wirtschaftlicher Ausbeutung (Zwang 
zam Kautschuksammeln) und von Mißhand- 
langen durch die heute Befehdeten ist. Er- 
wünschten Aufschluß gibt es such über die 
Methoden der Befriedung und zivilisatorischen 
Durchdringung von Seiten der Regierung, den 
Posten des Indianeramts und ihren Aufgaben 
So berichtet es über 


die Siedlungsstruktur eines weiten Gebiets auf 


und ihrer Arbeitsweise. 

Grund relativ junger Erfahrungen so klar, wie 

man es in ähnlichen Veröffentlichungen nur 

selten erwarten darf. 

Bates, Henry Walter: Elf Jahre am Amazonas. 
Abenteuer und Naturschilderungen, Sitten 
und Gebräuche der Bewohner unter dem 
Äquator. Bearbeitet und eingeleitet von 
B. Brandt. Mit 19 Abbildungen auf 
Tafelo und XI und 
ago $. Stuttgart (Strecker & Schröder) 
1924. 

Das heute 

Amazonien verlangt auch nach einem Vergleich 


14 Kartenskizzen. 


stets steigende Interesse an 
von früher und jetzt, am die Entwicklungs- 
bedingungen im zeitlichen Ablauf klarer zu er- 
kennen. Dabei ist auch die Neuausgabe des 
höchst 
Dieser Hinweis muß bier genügen. 


klassischen Werkes von Bates will- 


kommen. 


Denn ausführliche, 
sprechung der neuen Bearbeitung findet sich 
im Heft 20 der Zeitschrift „Die Naturwissen- 
schaften“, 1926. 


empfeblende Be- 


eine 


Jaques, Norbert: Neue Brasilienreise. Mit 
zahlreichen Bildern und einer Karte. 318 S. 
München (Drei Masken-Verlag) 1925. 

Es sind geschickt hingeworfene Skizzen vom 
brasilianischen Land, z. T. io Tagebuchform: 
Bilder aus Rio und Umgebung, Sklaveninsel, 
São Paulo, von Fahrten über die Serra nach 
Santos, ins Kaffeegebiet von Botocatu, von der 
Reise nach Südbrasilien. 
Indianern, vom Uruguaystrom und vom Deutsch- 
berichtet der zweite Teil des 
Es liest sich gut und vermittelt ein 


Von Bauern und 


tum des Südens 

Buches. 

treffliches Bekanntwerden mehr mit brasiliani- 

schem Leben als mit brasilianischer Landschaft. 

Als besonderes Problem wird das 

wanderung und der Kolonisation eingehender 

behandelt. 

Köhler, Fritz: Brasilien heute und morgen. 
Mit 29 Abbildungen und 2 Karten. 272 S. 
Leipzig (F. A. Brockhaus) 1926. Geb. 9,50 M. 

Es ist ein sachlich, schlicht, aber doch höchst 
anziehend geschriebener Reisebericht eines 

Biologen. Rio, die Lagôa Comarim, die Ilha 

de Marambaia und ihr Tierleben, S&o Paulo, 

und sein Kaffeeland, Santo Angelo nnd die 

Indianerreduktionen, Bello Centro, eine Jagd- 

fahrt am Rio Santo Christo, der südbrasilianiscbe 


der Aus- 


Camp, ein Besuch bei den Kaingang, Be- 
merkungen zur Vorgeschichte und über Indianer- 
märchen ziehen als Bilder und Betrachtungen 
in buntem Reigen vorüber. Ein zweiter zu- 
sammenfassender Teil schildert das brasilianische 
Volk und die natürlichen Reichtümer Brasiliens, 
Landwirtschaft, Bodenschätze, Industrie, Ver- 
kehr, Handel und Wirtschaft. Es sind kurze, 
im ganzen zutrefiende Übersichten, die hier 
ebenso wie in den beiden letzten Kapiteln, die 
dem Deutschtum gewidmet sind, geboten 
werden. Das Buch vermag einen zuverlässigen 


Einblick in brasihanisches Leben und brasiliani- 


sche Landschaft im Bereiche der bereisten Ge- 
Wissenschaftliche Vertiefung 
ist zwar nur auf biologischem Gebiet zu be- 
obachten, doch auch sonst ist dem Verfasser 
eine für die Darstellung ausreichende Sach- 


biete zu geben. 


kenntnis eigen. 

Bürger, Otto: Brasilien. Eine Landes- und 
Wirtschaftskunde für Handel, Jadustrie 
und Einwanderung. Mit 16 graphischen 
Tafeln und ı Karte. XI und 407 S. Leipzig 
(Dieterichsche Verlagsbuchhandlung) 1926. 

Bürger, Otto: Chile als Land der Verheifung 
und Erfüllung für deutsche Auswanderer. 
Eine Landes- und Wirtschaftskunde. Zweite 
wesentlich ergänzte und verbesserte Auf- 
lage. Mit 16 graphischen Tafeln und 
ı Karte. VIII und 324 S. Leipzig 
(Dieterichsche Verlagsbuchhandlung) 1926. 
Geh. 12 M, geb. 14 M. 

Es sind Bücher, die, wie ihr Untertitel sagt, 
vornehmlicb dem praktischen Interesse, als 
Orientierung, als Nachschlagwerke über die 
beiden großen südamerikanischen Länder dienen 
Der Nachdruck liegt in den beiden 
Veröffentlichungen nicht in der Landeskunde, 


wollen. 
sondern in der Wirtschaftskunde. Besonders 
in der Darstellung Brasiliens bilden die Kapitel 
Land, Volk und Staat mehr nur eine, wenn 
auch recht ausführliche Einleitung von knapp 
100 Seiten; während der dreimal so große Rest 
des Buches die Wirtschaft, Einwanderung, 
Kolonisation und Deutschtum behandelt. Bei 
der Behandlung Chiles ist ein stärkerer Aus- 
gleich zwischen den beiden Teilen gefunden 
worden. Mit jener Sorgfalt und jenem Reich- 
tum an Einzelkenntnissen, die dem Verfasser 
ja so eigen sind, sind die beiden Publikationen 
wirtschaftskundlichen Ziel 
gehendstem Maße entgegengeführt worden. Es 
gibt kaum eine Frage des wirtschaftlichen 
Lebens der beiden Länder, auf die hier nicht 
eine Antwort gefunden werden könnte. Zahl- 
lose statistische Angaben, meist übersichtlich 
in Tabellen zusammengefaßt, vermitteln be- 


ihrem in weit- 


quem ein umfangreiches Vergleichsmaterial. 
Eine Reihe von graphischen Darstellungen ist 
als erwünschte Veranschaulichung dieses Ma- 
terials zu begrüßen. Zurzeit existieren von 
den beiden Staaten keine besseren und so aus- 
führlicheren Wirtschaftskunden, bei deren Be- 
arbeitung die letzte zugängliche Statistik ver- 
wendet worden ist, als die beiden Bücher 
Bürgers. 
Kende, Oskar: Brasilien. Landeskundlich- 
wirtschaftsgeographische Übersicht. Kauf 


maon und Weltwirtschaft. 148 S. Ham- 


burg (Hanseatische Verlagsanstalt) 1926. 
Geh. 2 M. 
Kende, Oskar: Chile. Landeskundlich-wirt- 


schaftegeographische Übersicht. Kaufmann 
und Weltwirtschaft. 128 S. Hamburg 
(Hanseatische Verlagsanstalt) 1926. Geh. 2 M. 
Beide Büchlein vermitteln eine für eine erste 
Übersicht. 
Auch in ihnen liegt der Hauptnachdruck auf - 
der Darstellung der Wirtschaft.. Trotz des ge- 
ringen Umfangs wird in der Hinsicht dem Be- 
nutzer ein reiches Material geboten. Das macht 
die beiden Publikationen bei ihrem zugleich 
geringen Preis schr empfehlenswert. 
Friederici, Georg: Der Charakter der Ent- 
deckung und Eroberung Amerikas durch 


Orientierung völlig ausreichende 


die Europäer. Einleitung zur Geschichte 
der Besiedlung Amerikas durch die Völker 
der alten Welt. Bd. ı. Allgemeine Staaten- 
geschichten. Herausgegeben von Hermann 
Oncken. Zweite Abteilung, zweites Werk. 
XXXV und 579 S. Stuttgart und Gotha 
(Friedrich Andreas Pertlies) 1925. 
Rein, Adolf: Der Kampf Westeuropas um 
Nordamerika im 15. und 16. Jahrhundert. 
Staatengeschichte. Heraus- 
gegeben von Hermann Oncken. Zweite 
Abteilung, drittes Werk. XI und 292 S. 
Stuttgart und Gotha (Friedrich Andreas 
Perthes) 1925. 


Es sind zwei Bücher, die sich in der treff- 


Allgemeine 


lichsten Weise erganzen, und die den Geo- 


I ______] 
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graphen, besonders den Geopolitiker genau so 
angehen wie den Historiker. Man kann durch- 
aus nicht sagen, — das sei diesem zustimmen- 
den Referat vorausgeschickt — daß die Ver- 
fasser über die in den beiden Publikauonen 
behandelnden Fragen damit das letzte Wort 
gesprochen hätten, das heute gesagt werden 
könnte. Dafür ist der Stoff viel zu riesig, die 
Spezialisierung der Wissenschaften und ihrer 
Methoden viel zu groß, als daß ein einzelner 
Forscher es vermöchte, ein solches Objekt zu 
analysieren und dann wieder die nötige Syothese 
zu gewinnen, um auf die Weise zu einem völlig 
harmonischen, lebenswahren Ergebnis zu 
kommen. Gerade der geographisch-geopolitische 
Kritiker sieht genugsam Stellen, wo eine Ab- 
rundung, Ergänzung, Vervollkommoung des 
Bildes, aber damit auch eine noch weitere Ver- 
tiefung der Erkenntnis zu gewinnen gewesen 
Allein trotzdem gebührt den beiden 
Büchern eine vollkommene Anerkennang. 
Besonders für das Werk Friedericis, das ohne 
Zweifel mit einem seltenen fruchtbaren Weit- 
blick für diese gewaltige Aufgabe in Angriff 


genommen worden ist, wie ihn ein Forschungs- 


wäre. 


reisender, ein Kenner fremder Länder hat, gilt 
das. Ist das vorliegende Buch nur Einleitung 
und der erste Teil der Kolonisations und Be- 
siedlungsgeschichte Amerikas durch die Europäer, 
so darf nach dieser Probe das Ganze heute schon 
Drei 


große Kapitel einer Gesamtdarstellung, deren 


als Standardwerk angesprochen werden. 


Fortsetzung man nur schwer erwarten kann, 
sind in dem Buch entstanden: die Kolonisations- 
schauplätze sind auf fast 200 Seiten geschildert 
worden, ein kürzeres Kapitel ist den Einge- 
borenen gewidmet, und das letzte größte stellt 
die Entdeckung und Entschleierung der Küsten 
und die Eroberung und Durchdringung Amerikas 
durch die Spanier dar. Nur das erste Kapitel 
soll die breite Basis für den Gesamtschauplatz 
der historischen Vorgänge abgeben. Schon das 
zweite bezieht sich im wesentlichen, das dritte 
ganz ausschließlich auf das spanische Amerika. 
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Im ersten Kapitel ist ein erstaunlich reiches 
Material, das vielfach auf die Quellen zurück- 
geht, verarbeitet worden, um die Schauplätze 
der Kolonisation geographisch za charakteri- 
sieren. Die wichtigsten physisch-geographischen 
Elemente in ihrer Bedeutung für die Koloni- 
sation geben zunächst die führenden Gesichts- 
punkte für die Einleitung, die zu einer physisch- 
geographischen Beschreibung der einzelnen Ko- 
lonialschauplätze führt. Besondere Betrachtung 
finden dann die nahrungsliefernden Pflanzen 
und Tiere, ferner die Schädlinge; den Abschluß 
bildet die Kennzeichnung der Verkehrsgrund- 
So ruht der 
Nachdruck der Betrachtung mehr auf der der 


lagen und des Verkehrswesens. 


einzelnen geographischen Elemente, als daß 
historisch-geographisch das geschlossene Land- 
schaftis- und Länderbild zu entwerfen versucht 
worden wäre. In der Richtung geht einer der 
einleitend gemachten Einwände. Besonders wün- 
schenswert wäre es auch, daß einer der Haupt- 
sätze historisch-geographisch-anthropogeographi- 
scher Betrachtung auch für den weiteren Gang 
der Kolonisationsgeschichte nicht aus den Augen 
verloren würde: alle späteren Phasen der Kolo- 
nisation beziehen sich nicht unmittelbar auf die 
präkolumbianische Landschaft, sondern es ist 
immer das jeweilige Stadium der sich in Umbil- 
dung befindlichen Landschaft in Rechnung zu 
setzen. Nur wer so arbeitet, bezieht dann auch 
weiterhin die geschichtliche Bewegung wirklich 
auf die Landschaft. Das mittlere Kapitel liefert 
ein reiches ethnographisches Material, das den 
Charakter, 


übrigen Lebensäußerungen der Indianer kenn- 


den sozialen Zustand und die 


zeichnet, so weit sie für die Beurteilung des 
Verhältnisses zu den in Amerika eindringenden 
Europäern in Betracht kommen. In solcher 
Ausführlichkeit and Volikommenheit und mit 
solcher Kenntnis ist die zweite Grundfrage, die 
nach der Bedeutung der ethnographischen und 
sozialen Struktur für die völkische Entwicklung 
Amerikas noch nicht gestellt worden; und viel 


Licht fällt aus dieser Betrachtung auf manche 
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Einzelfragen, deren Beantwortung bisher noch 
ausstand. Das letzte rein historische Kapitel 
legt die Ursachen und Veranlassungen der Ent- 
deckungen dar, den Geist der Entdecker und 
allmähliche Ent- 
schleierung der Küsten, die beginnende Kolo- 


ihrer Begleitscharen, die 


nisation, die Verkehrsverhältnisse jener Zeit. 
Es ist nicht historisch breite Schilderung, son- 
dern straff wird der Stoff unter einer Fülle von 
fruchtbaren Gesichtspunkten behandelt. Auch 
im letzten Kapitel ist es nicht die Geschichte, 
sondern der Charakter der Eroberung und 
Durchdringung Amerikas durch die Spanier, 
der dargelegt wird. So trägt dieses Buch in 
böchstem Grade eine geopolitische Note, da 
es ungleich eindringlicher nach den Wesen 
dieser gewaltigen geschichtlichen Bewegung 
fragt, als es rein historische Forschung im all- 
gemeinen tut. 

Die zweite Publikation, die den Kampf der 
europäischen Mächte um Nordamerika schildert, 
ist eine höchst willkommene Ergänzung zu dem 
Werke Friedericis. Überwiegt auch stärker die 
rein historische Betrachtung, so wird doch unser 
unmittelbares Interesse sofort durch die Be- 
handlung einzelner Raumprobleme geweckt. Sie 
betreffen die Auseinandersetzungen zwischen 
Spanien und Portugal, die Aufteilung der ent- 
deckten Länder, die Ziehung einer Demarka- 
tionslinie, ferner die Entstehung des Freigebiets 
der Neufundlandzone. Ein weiterer Abschnitt 
handelt vom Kampf der Rechtsideen um die 
überseeische Ausdehnung, einem unter starkem 
politischen Widerstreit sich neu bildenden 
Völkerrechts. Den Versuch einer ersten Ko- 
loniegrindung Frankreichs und den französisch- 
spanischen Gegensatz, den Einfluß der Friedens- 
schlüsse zwischen Spanien und Frankreich auf 
die Kolonialfrage, die Vernichtung der Huge- 
notten in Florida und schließlich die koloniale 
Entwicklung am Ende des 16. Jahrhunderts 
untersuchen die letzten Kapitel. 

F. L.: 
Frontier 1763—1893. 598 Seiten, 11 Karten. 


Paxson, History of the American 
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Houghton Miffin Co., Boston und New- 
York, und Constable & Co., London, 1924. 
30 Shillings. 

Dieses geopolitisch großzügig angelegte Werk 
zeigt uns, wie langsam und mit welchen Schwie- 
rigkeiten die ersten deutschen und britischen 
Ansiedler Amerikas von Osten nach Westen vor- 
drangen. Sie hatten zunaehst den Kampf gegen 
die Walder, Berge und Indianer aufzunehmen, 
ehe sie zu den scheinbar endlosen Prärien 
kamen. Auch dort stellten sich ihnen die 
Indianer entgegen und zwar bis in die 6oer 
Vor 


allem arbeitet Professor Paxson meisterbaft die 


und joer Jahre des 19. Jahrhunderts. 


Talrichtungen und ihren Einfluß auf den Siede- 
Daß sein Werk mit 1763 
einsetzt, hat seinen Grund darin, daß mit dem 


lungsgang heraus. 


Frieden von Paris der zielbewußte Druck der 
Franzosen von Canada aus auf die Neu-England- 
Siedlungen aufhörte und der Weg dadurch nicht 
mebr durch eine Reihe von Blockhäusern im 
Rücken der Engländer versperrt war. 

Die Deutschen kamen hauptsächlich nach 
t710 von der Pfalz. Krieg, Hungersnot und 
Verfolgung brachten deutsche Bauern zum Aus- 
wandern. Koloniale Politiker sahen in den 
Dentschen vorgeschobene Posten gegen die 
Indianer und Franzosen an den Siedlungs- 
grenzen. So sehen wir zum Beispiel, wo der 
Name German Flats am Mohawk-Fluß her- 
stammt und wie und wann die Deutschen nach 
Pennsylvania kamen, wo ihr Einfluß heute noch 
sehr lebendig ist. Interessant ist die Theorie, 
daß das lange Zusammenbleiben von Deutschen 
und Briten wie von anderen Nationalitäten in 
den appalachischen Tälern die Anfänge von 
Sonderheiten der amerikanischen „Rasse“ schuf. 
Die verwickelte Frage der „sqatters’ rights* 
Man 


sieht, wie langsam aus dem Wirrwarr der An- 


wird eingehend in Kapitel V beleuchtet. 


siedlung die öffentlichen Ländereien entstehen, 
das nationale Landsystem und vor allem die 
Heimstätten und Stadtschaften, die mit ihrem 


Siedelungs- und Vermessungssystem heute noch 
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Staat reiht sich an 
Staat, es sei durch Kauf, Verdrängung der 


is Canada weiterleben. 


Indianer oder Krieg. Die History of the 
American Frontier zeigt wie kein zweites 
Werk, wie neue Nationen entstehen und zu 
Großmächten werden, wie sie in wenigen Jahr- 
hunderten den Weg zurücklegen, zu dem euro- 
päische Länder ein Jahrtausend und mehr be- 
nötigen. Wer aber der Meinung ist, Amerika 
hat keine oder eine höchst langweilige Ge- 
schichte, wird durch die Lektüre dieses gerade- 
zu klassischen Werkes eines besseren belehrt. 
L. Hamilton. 
Smith, J. R.: North America. 857 Seiten, 
260 Abb., ıeo Karten im Text. G. Bell 
& Sons, London. 25 Shillings. 

Der Verfasser dieses Buches ist Professor der 
Wirtschaftsgeographie an der Columbia Univer- 
sität. Er hat das ganze nordamerikanische Fest- 
land nach Regionen eingeteilt, teilweise in rein 
wirtschaftliche wie die des Erie-Kanals, teil- 
weise in natürliche wie die der großen Steppen, 
des Mississippi-Tals, des Hudson-Tals usw. Sein 
Werk ist zweifellos eins der vollkommendsten, 
die über dieses Gebiet geschrieben worden sind. 
Die enge Verbiodung zwischen Landschaft, 
Wirtschaft und Bevölkerung ist meisterhaft dar- 
gestellt und durch neuartige Aufnahmen, Karten 
und graphische Darstellungen plastisch vor 
Augen geführt. Die historischen Vorbedin- 
gungen sind von neuen Gesichtspunkten be- 
leuchtet, wie z. B. das Aufleben, die Abnalıme, 
das Wiederaufleben und der Untergang der 
Sklavenwirtschaft. Durch die Beschreibung des 
Raubbaes in Forst- und Landwirtschaft wird 
man sehr zum Nachdenken gestimmt. Manche 
Eigentümlichkeit der amerikanischen Kultur 
wird uns durch die Lektüre dieses Werkes klar. 
Professor Smith behandelt solche schwierigen 
Fragen der Geologie, Bodenanalyse und Mete- 
orologie mit ihren ökonomischen Auswirkungen 
in fesselnder Weise, was bei der Materie durch- 
aus nicht jedem gegeben ist. Es wäre zu 
wünschen, daß eine deutsche Ausgabe bewerk- 


stelligt würde. Professor Smiths Methode dürfte 
Schule machen. 

Fig. 15 auf S. 48 stellt nicht das St. Lorenz- 
tal, sondern eine neuschottländische Landschaft 
dar. Ein Inhaltsverzeichnis von 38 Seiten, das 
mit besonderer Sorgfalt zusammengestellt ist, 
erleichtert den Gebrauch dieser Encyclopädie 
des nordamerikanischen Wirtschaftslebens. 

L. Hamilton. 
Coupland, R.: „The Quebec Act*, Oxford, 
Clarendon Press, 1925. 224 Seiten. 
10 Shilling. | 

Der Quebec Act von 1774 ist die Magn 
Carta der Franco-Canadier. Wenn Professor 
Ceupland nicht die Archive selbst für seine 
Arbeit benützt hat, so war dies auch nicht nötig, 
denn sie sind, allerdings vielfach sehr zerstreut, 
alle veröffentlicht worden. Was aber Professor 
Coupland getan hat, ist, die gesamte Literatur 
über diese wichtige Frage der canadischen Ver- 


fassung zu sammelo und zu einem lesbaren und 


übersichtlichen Werk zu gestalten. In seinem 
Buch seben wir es wieder bestätigt, wie die 
englische Politik vergebens suchte, die neu er- 
worbenen französischen Untertanen zu assimi- 
lieren, und wie die klugen Gouverneure Murray 
und Carlton nach langen Kämpfen mit dem 
Kolonialamt das Londoner Kabinett davon über- 
seugte, daß die Franzosen nur durch Respek- 
tieren ihrer Eigenarten und ihrer bürgerlichen 
Gesetze zu loyalen Untertanen gemacht werden 
So kam es auch, daß die Katholiken 
in Canada früher emanzipiert wurden als im 
Matterlande und folgedessen dort auch früher 
im die Verwaltung und in die gesetzgebenden 


könnten. 


Körperschaften traten als in England. 

Die ersten englischen Ansiedler, Kaufleute 
and Abenteurer, welche nach der Eroberung 
nach Canada gingen, machten England fürwahr 
Ehre. 
unterdrücken, scheiterte an Murrays und Carltons 


keine Ihr Versuch, die Franzosen zu 


Fürsorge für ihre neuen Schützlinge, die die 


‚ersten waren, welche deren Wert erkannten. 


Die Wichtigkeit des Quebec Act liegt darin, 


MAULL: LITERATURBERICHT AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


daß es das Problem löste, wie England ein er- 
ebertes Land verwalten sollte, in dem sich 
Europäer anderer Nationalität und Religion be- 
fanden. 


Londoner Regierung durch das aufsteigende 


Zweifelsohne war die Einsicht der 


Gewitter in den amerikanischen Kolonien be- 
einfußt. Couplands Werk ist eine Art Hand- 
bach der Prinzipien, welche im Neoimperialis- 
mus zur Anwendung kommen. 
L. Hamilton. 
Denton, V.L.: The Far West Coast. 297 Seiten, 
12 Abb., 7 Karten. J. M. Dent & Sons, 
London und Toronto, 1924. 6 Shillings. 

Herr Denton, ein Canadier, gibt die Haupt- 
entdeckungsfabrten nach der Beringstrabe und 
der Westküste Nordamerikas. Er schildert recht 
anschaulich die Taten von Juan de Fuca, Bering, 
Cook u.a. m. Sein Werk dürfte wohl das erste 
vein, das eine zusammenhängende Übersicht über 
alle in Frage kommenden Entdeckungsfahrten 
an der Nordwestküste Amerikas bringt, beson- 
ders von Rußland aus. Allerdings geht er über 
den Rahmen des Werkes hinaus, wenn er die 
gesamten Reisen Cooks schildert. Bei der Lek- 
ture von Dentons Buch wird man wieder daran 
erinnert, wie jungen Datums unsere Kenntnis 
der nordwestamerikanischen Küstengeographie 
ist Eine gut gewählte Quellenangabe ist eine 
willkommene Beigabe. Dieses Buch würde sich 
gut für englisch-amerikanische Realienlektüre 
in den höheren Klasseu eignen. 

L. Hamilton. 
Victorin, M.: The Chopping Bee (übersetzt 
von J. Ferres). The Musson Book Co., 
Toronto, 1925. 2,— Dollar. 

Seitdem Louis Hemons „Maria Chapdelaine“ 
das Interesse der englisch und französisch 
sprechenden Welt für die Franco-Canadier er- 
weckt hat, hat die Zahl der Bücher über sie 
Aber der Wert dieser 
Sammlung von Geschichten liegt darin, daß sie 


stark zugenommen. 


von einem Franco-Canadier selbst verfaßt sind, 
der nicht nur der führende Spezialist in kana- 
discher Botanik ist (er ist Professor an der 


Montreal Universität), sondern auch ein be- 
kannter Dichter. Das schlichte Leben, die viel- 
fache Isolation der Franco-Canadier in ihren 
Wäldern, das zähe Pflegen und Aufrechterhalten 
ihrer alten Sitten und ihres etwas altertümlichen 
Französischen, ibr friedliches Leben und ihre 
Anhänglichkeit an ihre Kirche sind packend 
und lebenswahr geschildert. Herrn Ferres ist 
es zu verdanken, daß er diese in der Original 
sprache nicht leicht zugänglichen Geschichten 
durch seine vorzügliche Übersetzung ins Eng- 
lische zum Gemeingut gemacht hat. 
L. Hamilton. 

Die hier weiter angeführten, bei dem Her- 

werden im 
Amerika be- 


ausgeber eingelaufenen Bücher 

nächsten Literaturbericht über 

sprochen: 

Hennig, Richard: Von rätselhaften Ländern. 
München (Delphinverlag) 1925. 


‘Kaufmaon, Karl M.: Amerika und Urchristen- 


tam. 
Zielesch, Fritz: Jugend im Lande der Jugead. 
Hamburg (Gebrüder Enoch) 1926. 
Giese, Fritz: Girlkultur. München (Delphin- 
verlag) 1925. 


München (Delphinverlag) 1924. 


Friedrich: Die 


Massenbeeinflussung in den Vereinigten 


Sohönemann, Kunst der 
Staaten von Amerika. Berlin and Leipzig 
(Deutsche Verlagsanstalt) 1924. 

Matthias, Leo: Ein Ausflug nach Mexiko. 
Berlia (Die Schmiede) 1926. 

Peiler, Arthar: Amerika— Europa. Frankfurt 
(Frankfurter Sozietätsdruckerei) 1926. 
Westermann, Franz: Amerika, wie ich es sah. 

Halberstadt (H. Meyer) 1926. 

Kent, Rockwell: Wildnis. Geruhsame Abem- 
teuer aus Alaska. Bremen (Angelsachsen- 
Verlag). 

Goldschmidt, B.: Wissenswertes aus Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik der Vereinigten 
Staaten. Schriften der Vereinigung der 

Deutschen Arbeitgeberverbande. 

Die Ausbreitungspolitik der 

Stutt- 


Kimpen, Emil: 


Vereinigten Staaten von Amerika. 


gart und Berlin (Deutsche Verlagsanstalt) 


1923. 
Ein Fli- 
bustierbuch aus dem 17. Jahrhundert von 


(Erlangen (Verlag der 
Philosophischen Akademie) 1926. 


Die amerikanischen Seeräuber. 
A. O. Exquimelin. 


Rasmussen, Knud: Rasmassens Thulefahrt. 


Frankfurt (Frankfurter Sozietatsdruckerei) 
1926. 
Preuße-Sperber, Otto: Unter Ansiedlern, 
Gauchos und Indianern. Leipzig (Dieterich- 
sche Verlagsbuchhandlung) 1925. 
Frankfurt— Amerika. Von B. Miller und 


L. Heilbrunn. Frankfurt 1926. 


NACHTRAG 
ZUM LITERATURBERICHT UBER WERKE ERDUMSPANNENDEN INHALTS 


Nauticus, Jahrbuch fur 
Weltwirtschaft. 
von Fregattenkapitän a. D. Scheibe. Ber- 
Jin 1926. H.S. Mittler & Sohn. XV. und 
400 S. M.ı5, oo. 


Der neue Nauticus enthält, wie stets, einen text- 


Seeinteressen und 


18. Jahrgang, herausgeg. 


lichen und einen kürzeren, mit großer Sorgfalt 
bearbeiteten statistischen Teil, in dem die Ab- 
schnitte über Schiffahrt, Schiffsbau, Fischerei, 
Luftverkehr und Kriegsmarinen den größten 
Raum einnehmen. Die Aufsätze, die von ı9 
Verfassern, u. a. Prof. M. Spahn, Reichskanzler 
a. D. Cuno, Dr. Eckener, Großadmiral von 
Tirpitz herrühren, widmen sich vor allem der 
neuen Stellung Deutschlands in Weltwirtschaft 
und Welthandel, in seiner innerwirtschafilichen 


Organisation und seiner Handelspolitik, seiner 
Schiffahrt und seinem Schiffsbau. In der Be- 
handlung der Seerüstungsfragen treten die po- 
litischen Machtbestrebungen der Vereinigten 
Zum Geleit sind 


markige Worte von Admiral Scheer vorange- 


Staaten eindrucksvoll hervor. 


stellt: „Für uns gilt es, den Geist der Bereit- 
schaft unter uns wach zu halten und das Staats- 
schiff wieder in Form zu bringen, damit es klar 
sei, von dem toten Porte wieder in den blauen 
Ozean hinauszusteuern, wenn eine neue Woge 
des Völkergeschehens — bereit, den Mutigen 
zu tragen — heranrollt, deren ferne Dünung 
wir am dunklen Horizonte schon ahnend zu 


sehen glauben.“ H. Lautensach. 
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Pe Ze A geh rn T ——— 
etwas ganz Neues 
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JAHRG. 3 


ZECK: 
EUROPÄISCHE AUSSENPOLITIK 


Kriege stürzen nicht unversehens über uns herein. Clausewitz sagt, sie 
seien nur die Fortsetzung der Politik mit andern Mitteln. Damit hat er das 
Wesen des Krieges zweifellos richtig gesehen. Jeder Krieg ist nur das letzte 
Glied einer mehr oder minder langen Kausalitätsreihe. 

Kaum daß der Weltkrieg zu Ende, beginnt eine neue Entwicklungslinie, 
die irgendwie und irgendwo zu kriegerischen Verwicklungen führen wird. Der 
Keim des Konfliktes ist gegeben, nur die Form steht noch offen. Ob der 
Kampf zuletzt mit den brutalen Mitteln des militärischen Kampfes ausge- 
tragen wird, oder ob sich sein Wesen im Wirtschaftskrieg erschöpft, vermögen 
wir noch nicht abzusehen. Fest steht jedoch, daß alle die verschiedenen 
Polaritäten der Weltpolitik in voller Aktion sind. 

Ihrer drei liegen in Europa: England, Frankreich und Rußland. Die Kraft- 
linien, die von diesen drei Polen ausstrahlen, laufen durcheinander, kreuzen 
sich und dort, wo sie sich schneiden, liegen die Gefahrzonen für den Frieden. 
Die Kraftlinien resultieren aus geopolitischen Bedingtheiten und sind zum 
Teil von tragischem Charakter. Jeder der drei Pole wünscht zweifellos keinen 
Krieg und setzt sich ehrlich für den Frieden ein. Trotzdem. zwingt der Selbst- 
erhaltungstrieb zum Kampfe, dessen Ende gar nicht abzusehen ist. 


I. England 


Die englische Weltmacht stiitzt sich auf drei weit auseinanderliegende Elemente: 
das Mutterland als Kern, die amerikanischen Besitzungen besonders in Kanada und 
die riesigen kompakten Massen, die als afrikanische, indische und australische Do- 
minions wie gewaltige Blöcke um den Indischen Ozean herumliegen. Diese Lage um 
ein Weltmeer schiebt den Schwerpunkt der englischen Kolonialmacht in den Raum 
des Indischen Ozeans. Dieses Meer wird zum britischen Binnenmeere gestempelt. 

Das ist der Kern der englischen Macht. Inhalt der englischen Politik ist 
es, vor allem die ungestérte Verbindung der drei Gruppen zu erhalten und 
das Aufkommen eines Gegners möglichst präventiv zu verhindern. Die Ver- 
bindung sichern eine Reihe klug und geschickt aneinandergereihter Zwischen- 
stationen: Gibraltar, Malta, Ägypten mit dem Suezkanal, Hedschas mit Aden 
auf der einen Seite; Kanada, Wei-Hei-Wei in Nord-, mehr noch Hongkong in 
Südchina, Borneo und Singapore auf der andern Seite. Zur Sicherung der 
Stützpunkte sind rechts und links der Verbindungsstraße Einflußsphären ge- 
sichert, die England überall als interessierte Macht auftreten lassen. 
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In tausend Varianten schützt England seine günstige Position. Sein über 
Erdteile zerstreuter Besitz macht es zu einem gefährlichen Gegenspieler. Das 
muß schon das benachbarte Holland spüren, dessen koloniales Kernland ein- 
gekeilt ist zwischen der malaiischen Halbinsel mit dem modernsten Kriegs- 
hafen der Welt Singapore und Britisch-Borneo auf der einen, Australien und 
Britisch-Guinea auf der andern Seite. Das Mutterland ist fern, eine auch 
nur einigermaßen wirksame Schutzflotte fehlt, die Seemacht des englischen 
Pazifik und Australiens stehen in unmittelbarer Nähe — Momente, die allzu 
deutlich eime Anlehnung an England verlangen. 

Wie stark die nordischen Staaten, besonders Norwegen und Dänemark, von 
England abhängig sind, hat der Weltkrieg mit allzu großer Deutlichkeit ge- 
zeigt. Englisches Kapital in allen Zweigen der Wirtschaft, besonders in der 
Bankwelt und Schiffahrt, haben die Abhängigkeit nur noch verschärft. Däne- 
mark hat das scharfe Zupacken Englands, ohne Rücksicht auf die Interessen 
Neutraler, noch nicht vergessen. Der Sund wird von einem treuen, England 
ergebenen Hüter beschützt. Die freie Verbindung nach der Ostsee und Ruß- 
land ist gesichert. 

Seit Jahrhunderten ist an den Säulen des Herkules Gibraltar Englands Vor- 
posten. Spanien, als Nachbar ım Rücken und auf der afrikanischen Seite 
mochte England wohl zu ertragen, zumal Tanger seit seinem Veto neutrale 
Zone ist. Aber den Versuch Frankreichs, im Rif sich festzusetzen, hat es 
beizeiten zu unterbinden verstanden. Kleinlaut wünscht Frankreich nur noch 
eine stille Vereinbarung unter den Siegern im Rif ohne die Gegenwart Dritter. 
Eine allgemeine Marokkokonferenz legt ihm zuviele Schlingen und würde von 
vornherein die Anerkennung der Interessensphäre anderer Mächte bedeuten. 
Trotz des als Prestigekampf aufgezogenen Rifkrieges und der riesigen Opfer 
an Gut und Blut begnügt es sich mit dem status quo ante. 

Auch Mussolini, der sonst gar nicht so ängstlich ist, bemüht sich um Glatt- 
stellung der englischen Regierung. Italiens lange, ungeschützte Küsten sind 
für große Flotten allzu günstige Angriffspunkte. Dazu ist Italien von Kohle 
und sonstigem Import so abhängig, daß es sich ernstlich der Gefahr einer 
Blockade nicht auszusetzen wagt. Der Bitte um gut Wetter willfuhr man in 
London umso lieber, als die koloniale Regsamkeit Italiens sich auf das Somali- 
gebiet ablenken ließ und das in der Ferne auftauchende abessinische Problem 
Italien die Möglichkeit zur Tilgung alter Schande, England aber einen Nachbar 
gab, der immerhin angenehmer, als das begehrliche Frankreich ist. Ein in Abessi- 
nien engagiertes Italien ist aber ebenso, wie Holland, stark von London abhängig. 

Geschickt und zielbewußt hat England seine Position in Griechenland aus- 
gebaut. Mit Veniselos fing es an und Pangalos, der Diktator von Englands 
Gnaden, ist abhängiger denn einer seiner Vorgänger. Was der König oder 
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Veniselos nie würden zugegeben haben, hat er getan. Die griechische Flotte 
ist von englischen Offizieren reorganisiert worden und steht heute unter dem 
Befehl eines englischen Admirals. Der Kampf gegen die Türken war der 
Kampf eines englischen Trabanten gegen einen Aufsässigen, der Englands 
Pläne zu stören versuchte. Das Petroleumgebiet Mesopotamiens ist das wahre 
Streitobjekt gewesen. Damals verlor England das Schachspiel, weil Frank- 
reich größere Machtmittel eingesetzt hatte, als Englands Trabant. Inzwischen hat 
England seine Stellung wieder befestigt und auf dem Umwege des Abkommens 
mit dem Irak die Petroleumquellen restlos in seiner Hand. Gegen eine halbe 
Million Pfund haben die Türken alle ihre Rechte an den Irak, d.h. England 
abgetreten. Wenn England heute Griechenland kommerziell und finanziell noch 
weitgehend stützt, so nur deswegen, weil die griechischen Inseln weit in die 
türkische Interessensphäre hineinreichen und hier die Möglichkeit liegt, neu auf- 
tauchenden Begehrlichkeiten der Türken tatkräftig einen Riegel vorzuschieben. 
Zwischen englischem und griechischem Gebiet eingeklemmt kann die Türkei 
sich dem Scheerendruck nur durch Nachgiebigkeit entziehen. 

Ägypten hat England zwar schon 1922 volle Souveränität zugebilligt, als 
das Land aus dem Protektorate entlassen wurde. Die berühmten vier Vor- 
behalte waren aber so stark, daß auch heute noch England die faktische 
Macht ausübt. Das zeigte sich wieder, als die jüngsten Wahlen den Nationalisten 
einen fast 100 °/,igen Erfolg brachten und Zaghlul Pascha die Regierung bilden 
wollte. Über den autonomen Willen der Bevölkerung ging England hinweg, 
weil seine Interessen und der Schutz der Verbindungsstraße zum Indischen 
Ozean das verlangten. Mit der Macht in Ägypten hält England die Macht 
im Suezkanal und der Weg nach Indien ist in dieser Etappe gesichert. 

Alles, was den West-Ostweg durch das Mittelmeer irgendwie gefährden 
kann, sucht England mit rücksichtsloser Energie aus dem Wege zu räumen. 
Es muß sich diese Straße frei halten, weil es die Verbindung des Mutter- 
landes mit den Quellen der Macht und des Reichtums ist. Das harte, geo- 
politisch bedingte Muß zwingt England jedem entgegenzutreten, der seine hohe 
Straße zum Orient gefährden will. Das ist das Kernproblem der englischen 
Politik. 

II. Frankreich 

Frankreich ist aus dem Kriege mit einer beispiellosen Machtfülle hervor- 
gegangen. Sie zu erhalten und auszubauen, ist das Ziel seiner Politik. Der 
Weg dazu führt über die Kolonien, die als Objekte Mittel zur Erreichung 
nationalfranzösischer Pläne sind. 

England kolonisiert durch immer stärkere weiße Besiedlung, die, mit allen 
Hilfsmitteln des Mutterlandes ausgerüstet, sich zwar als Angelsachse fühlt, 
aber nicht mehr als Engländer. So wird in die Kolonie der Keim zum selb- 
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ständigen Staatswesen gelegt. Kanada, Australien und Südafrika sind besonders 
charakteristische Beispiele dafür. | 

Der Franzose aber wird sich auch in uralten Kolonien stets als Vollblut- 
franzose betrachten, nie aber als Romane französischer Prägung. Das hängt 
mit der welt- bezw. kontinentalpolitischen Einstellung der beiden Nationen 
zusammen. Die französische Kolonie bleibt immer Kolonie mit dem Zentrum 
in Paris. Der Weg zur Selbständigkeit läuft außerhalb der französischen 
Grenzpfähle. Die französische Kolonie ist und bleibt Mittel zur Durchführung 
der kontinentalen Machtpolitik des Mutterlandes. 

Das gilt besonders von den afrikanischen Kolonien. Im Wachstum der 
Jahrhunderte sind sie zu einer einheitlichen kompakten Masse geworden, zu 
einem der größten zusammenhängenden Kolonialgebiete überhaupt. Man hat das 
Gebiet wegen seiner Rohstoffmassen mit Amerika verglichen. Wenn der Ver- 
gleich auch hinkt, so muß man doch anerkennen, daß in diesen Gebieten 
ungeheure Entwicklungsmöglichkeiten liegen, deren Ausınaß die erst in An- 
griff genommenen Randgebiete ahnen lassen. 

Im Norden liegt heute schon Europas Gemüsegarten. Frühkartoffeln, Edel- 
obste, Salate, Weizen kommen in bester Qualität aus Algier. Das benachbarte 
Tunesien exportiert Schwämme, Korallen, Kork, Krabben. Senegambien baut 
in steigendem Umfange Zuckerrohr, Kaffee, Baumwolle. Das Kongogebiet ıst 
ein ernster Konkurrent des hinterindischen Gummibaums und zugleich einer 
der bedeutendsten Weltlieferanten an Erd- und Kokosnüssen mit der kost- 
baren, so vielseitig verwertbaren Kopra. An der Küste von Neuguinea wird 
in steigendem Umfange Reis gebaut — kurz das Gebiet ist ein so vielseitiges 
und unerschöpfliches Reservoir, daß es Frankreichs Rohstoffversorgung nach 
jeder Seite sicherstellen kann, um so mehr, als Eisen, Blei, Silber, Kupfer, 
Kohle und andere Minerale in abbauwürdigen Mengen gelagert sind. 

Es ist natürlich, daß diese Entwicklungsmöglichkeiten zur Aufschließung 
des Gebietes herausfordern. Frankreich hat diesen Notwendigkeiten schon früh 
Rechnung getragen. Allein von Marseille gehen vier große Schiffahrtslinien 
aus: nach Tunis, Bona, Algier und Oran. Sie stellen zugleich die Verbindung 
her zwischen dem Mutterlande und der Transsabarabahn, die von Oran aus- 
gehend bis Timbuktu fertiggestellt ist. Hier, wo auch die Schiffbarkeit des 
Niger beginnt, teilt sich die Bahn. Ein Strang strebt nach Senegambien, einer 
zur Elfenbein- und Sklavenküste, ein dritter zum Kongo. Die Linien sind 
von der Küste bis teilweise tief ins Hinterland schon im Betriebe. Es ist nur eine 
Frage kurzer Zeit und die Verknotung der Teilstücke, d. h. eine direkte Bahn- 
linie vom Kanal bis zum Kongo ist vollendet. 

Unterstützt wird dieses Verkehrssystem durch ausgezeichnet organisierte 
Fluglinien, die zwar militärisch aufgezogen, zugleich dem wirtschaftlichen 


Schnellverkehr dienen. Wie weit das Bemühen, einen durchgehenden, die 
Wüste schneidenden Autoverkehr in regelmäßiger Folge einzurichten, gediehen 
ist, kann im Augenblick noch nicht übersehen werden. Funk- und Tele- 
graphenverbindung ist schon im Kriege nach allen Seiten hin geschaffen 
worden. So wird ein einheitliches Netz von Verbindungen vom Kanal bis 
tief ins Innere Afrikas aufgebaut. Dabei ist die Heranbringung der Erze an 
die europäischen Produktionsstätten von ganz besonderer Bedeutung, wenn 
man sich erinnert, daß Frankreich heute die Industriezentren und Waffen- 
arsenale von Creusot, Lothringen, Saar, Oberschlesien und der Tschecho- 
slowakei in Händen bat oder doch weitgehend kontrolliert und hinzugefügt, 
daß die Ruhr als Waffenwerkstatt ausgeschaltet ist. Frankreich ist heute als 
Eisen- und Stahlproduzent in die Nähe Deutschlands und Englands gerückt. 

Aber nicht bloß wirtschaftlich nutzt Frankreich seine afrıkanischen Kolonien. 
In vielleicht noch stärkerem Umfange als Rekrutierungsgebiet. In allen Kolonial- 
gebieten — Marokko ausgenommen —- hat es das System militärischer Aus- 
hebung durchgeführt. So wird die schwindende Menschenkraft des Mutter- 
landes geschont, aber die Machtfülle ungleich größerer Völker gesichert. Allein 
in Nordafrika können ı 600000 Mann jeden Augenblick mobilisiert werden. 
Die Bahnen sichern die schnelle Beweglichkeit und damit die Stoßkraft dieser 
Massen, die aus einem schier unerschöpflichen Reservoir immer wieder auf- 
gefüllt werden können. 

Der Wert der afrikanischen Kolonien liegt zu einem sehr hohen Grade in 
der nahen Entfernung zum Mutterlande. Dadurch ist die Möglichkeit ver- 
hältnismäßig schneller Marktverbindung für die Erzeugnisse und schneller 
Dispositionsmöglichkeit über die Streitkräfte gegeben. Eine schwache Stelle 
aber steckt in dem System doch; die Meerstrecke zwischen den afrikanischen 
und französischen Häfen. Flotte, Flugzeuge und U-Boote, deren Abschaffung 
in Washington sich Frankreich mit Erfolg widersetzte, schützen die Achilles- 
ferse. Wer Frankreichs Sicherheit im Mittelmeer gefährdet, greift an die 
Wurzeln seiner Macht. Die Notwendigkeit des Schutzes zieht zwangsläufig 
das Streben nach sich, das Mittelmeer zu einem französischen Binnenmeer zu 
machen, in dem es allein zu befehlen hat. 

Der Schutz der lebensnotwendigen Nord-Südlinie im Mittelmeer ist aber ein Ein- 
griff in das englische Streben, sich die Alleinherrschaft der Ost-Westlinie zu sichern. 
Zwei, aus geopolitischen Bedingtheiten erwachsene Kraftlinien schneiden sich 
im Mittelmeer. So müssen England und Frankreich im Streben nach Sicherung 
in Gegensatz zueinander treten. Tatsächlich ist die ganze Nachkriegszeit 
charakterisiert durch den Kampf beider um die Vorherrschaft im Mittelmeer. 
Irgendwo und irgendwie stehen alle Differenzen uod politischen Aktionen 
beider im Zusammenhang mit diesem Sicherheitsproblem. 
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Frankreich ist bestrebt, die Zuginge zum Mittelmeer dem englischen Einflusse 
zu entwinden, zum mindesten jedoch die englische Kontrolle nicht als allein- 
herrschend zu sanktionieren. Gibraltar gegenüber kämpfte Frankreich und 
ein wenig auch Spanien. Jetzt nach dem Siege verzichtet es schweren Herzens 
auf eigenen Gebietserwerb, um nicht zugleich England auf den Plan zu rufen 
und ihm als Mitinteressenten die Möglichkeit zu geben, auch auf dem afrikani- 
schen Ufer der Meerenge Fuß zu fassen. Das war ein politisch kluger, aber sicher 
sehr schwerer Entschluß nach soviel Opfern an Gut und Blut und dazu in einem 
Prestigekampf. Aber der status quo ante ist für Frankreich immer noch trag- 
barer als eine englische Einmischung. 

Der zweite Zugang wird von England mit doppeltem Schlosse versperrt. 
Nicht bloß der Suezkanal ist in englischen Händen, sondern auch die Enge 
bei Aden. Im östlichen Becken des Mittelmeeres schuf sich Frankreich eine 
Einflußzone in Syrien, als es 1920 die englische Marionette Faissal verjagte. 
Ob und wie weit es von dieser Grundstellung aus Einfluß auf die Probleme 
um den Suezkanal gewinnen wird, ist eine offene Frage. Im Augenblick sind 
seine Aussichten herzlich schlecht. Die „Rebellen“ in Syrien genießen ebenso 
wie die im Rif die Unterstützung durch englische Strohmänner. Das zweite 
Schloß schließt Aden, das Singapore Arabiens. Hier hat Frankreich mit mehr 
Geschick operiert. Im Angesichte des englischen Stützpunktes baut Frank- 
reich neuerdings den Hafen Dschibuti seiner Kolonie Obok zu einem ganz 
modernen Kriegshafen aus. Das ist zweifellos eine sehr drohende Geste, denn 
was Forts für Schiffe bedeuten können, haben die Engländer vor Gallipoli 
erfahren. 

Auch das türkische Abenteuer Griechenlands ist typisch für den Gegensatz 
der beiden. Die Kämpfer hießen zwar Griechen und Türken, aber hinter 
diesen Masken stritten England und Frankreich. Das ganze Spiel ward offen- 
bar, als wenige Tage nach Einstellung der Feindseligkeiten die Franzosen 
nach Vereinbarung mit den Türken den „Schutz der christlichen Minder- 
heiten Kleinasiens“ übernahmen und auf ihr Betreiben die Türken die Petroleum- 
quellen in Mesopotamien verlangten und auch zum guten Teil mit ihren 
Forderungen durchkamen. Es kostete England viel Mühe und eine halbe 
Million Pfund, auf dem Umwege über den Irak den Türken in diesen Tagen 
ihre Rechte abzujagen. 

Die Stärke Frankreichs ist Deutschlands Schwäche. Der Gegensatz Eng- 
land — Frankreich unser Fluch. Wir können nur hoffen, daß der Austrag 
des Gegensatzes möglichst hinausgeschoben wird, bis wir wieder zu eigner 
Kraft erstarkt sind. Kommt es vorber zum offenen Kampf, dann können wir 
nicht neutral bleiben. Irgendwie müssen wir Farbe bekennen, und sicherlich 
wäre unsere Heimat ein Kampffeld für den Streit der Großen. 
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III. Rußland 

Den ganzen Osten und Norden des eurasischen Blocks füllt die russische 
Ländermasse. In alle Probleme des Westens und Ostens verstrickt, beginnt 
Rußland wieder in die Weltpolitik einzugreifen. Die motorische Kraft seiner 
außenpolitischen Aktionen ist das Streben zum Weltmeere und damit zum 
Weltverkehr. Das Riesenreich hat nicht einen einzigen weltwirtschaftlich auch 
nur einigermaßen bedeutungsvollen Hafen. So gleicht es einem Kessel, der 
mit hohen Spannungen geladen ist, aber kein Sicherheitsventil hat. 

Hatte es schon vor dem Kriege wenig Platz an der Ostsee, so haben die. 
gewaltsamen Verschiebungen nach dem Kriege ihm auch nicht einen einzigen 
das ganze Jahr eisfreien Hafen im Westen gelassen. Zu allem Überflusse 
sperrt den Zugang der Ostsee zum Weltmeer der englische Trabant Däne- 
mark. So muß Rußland zu England in Gegensatz treten, aber auch zu den 
Randstaaten, die heute seinen alten Platz am Wasser einnehmen. Im Osten 
ist nur Wladiwostok von Bedeutung, aber es liegt abseits der großen Land- 
masse und ist nur ein halbes Jahr eisfrei. Zudem gehört das Hinterland zu 
China, während Japans langgestreckte Inselkette den Blick aufs hohe Meer 
sperrt. Im Süden liegen zwar mehrere absolut eisfreie Häfen, aber der Zu- 
gang zum Mittelmeer führt durch die Dardanellen und weiter zum Welt- 
meere nur an Gibraltar und Aden vorbei — immer also durch fremde Zonen. 

Aus solchen geopolitischen Bedingtheiten heraus wächst zwangsläufig der 
Inbalt der russischen Außenpolitik. Ihr Wesen ist vollkommen unabhängig 
von Parteikonstellationen und Staatsform. Zarentum wie Sowjets sind absolut 
im außenpolitischen Wollen gebunden. Innenpolitisch dagegen spielen Volks- 
charakter und Volksstimmung eine recht bedeutende Rolle. Hier stoßen wir 
auf ein Konglomerat von Elementen: westeuropäische Siedlung und Kultur, 
byzantische Tradition und tartarische Überflutung. Das erste Element, als 
das schwächste blieb an der Oberfläche haften, ohne deswegen vollkommen 
bedeutungslos zu sein. Byzants Erbe griff tiefer formend ein. Hier holte 
der Russe die religiösen und mystischen Formen für seinen durch die 
Weite der Landschaft bedingten träumerischen und ins Phantastische spielen- 
den Hang, der das Extreme liebt und die Wirklichkeit hinter dem Un- 
gewissen, Unbestimmten verworrener Unendlichkeiten sucht. Wolken- 
kukuksheim könnte die wahre russische Heimat sein, wenn nicht das 
Leichte, kindlich Unbeschwerte fehlte. Man wird diesen Zug nie in Worte 
fassen können. Er läßt sich nur aus den Volksliedern nachfühlen. Den 
tiefsten Einfluß aber übte der asiatisch-tartarische Fatalismus aus, der die 
Energieen des Kolosses großenteils brach legte, zugleich aber durch die Mischung 
mit der byzantischen Tradition den Kitt bildete, der als Absolutismus die 
gewaltigen Massen zentralistisch zusammenhielt. 
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Ein durch das ganze letzte Jahrhundert beobachteter, aus der Tradition der 
Steppe geborener militärischer Erobererdrang führte zu einer ungeheuerlichen 
Kräftevergeudung im Innern. Die Lebenskraft der Nation wurde absorbiert 
von dem Heilungsprozeß der immer wieder geschlagenen Kriegswunden. Der 
Kräfteverzehr führte nicht nur zu geistiger und materieller Rückständigkeit 
in der Lebenshaltung, sondern auch zu einem generellen Versagen gegenüber 
den innerpolitischen Notwendigkeiten und Bedürfnissen der Nation. Daraus 
zog die revolutionäre Bewegung ihre Kraft. Und als nun gar der Krieg ver- 
loren war, brach das innerrussische System zusammen. Noch sind die Dinge 
nicht abgeschlossen. Das Ende aber wird anders aussehen, als viele erwarten. 
Mc. Donald hat vielleicht nicht unrecht, wenn er sagt, die russische Entwicklung 
ziele darauf ab, sich der englischen Auffassung von Sozialismus anzupassen. 
Sie würde damit enden, daß das Kapital nicht bekämpft, sondern bejaht und 
nur überall dort in Staatsbände überführt werde, wo das Privatunternehmer- 
tum offensichtlich entbehrlich geworden sei. 


Die im Gange befindliche wirtschaftliche Rückbildung wird noch beschleunigt 
durch das Werben fast aller Staaten der Welt. Rußland fühlt sıch dabei ın der Rolle 
desAusbeutungsobjektesund versucht in mißtrauischer Doppelzüngigkeit die eigenen 
Interessen über Gebühr in den Vordergrund zu schieben, die des Partners möglichst 
nicht zu fördern. Vielleicht spielt dabei auch die Erkenntnis mit, daß in 
Europa die Dinge alle noch im Flusse sind und deswegen ein Festliegen ver- 
mieden werden soll. In diesem Falle bietet die Rolle des Umworbenen aller- 
dings die größten Vorteile. 


Diese negative Einstellung in der Außenpolitik tritt allerdings zurück hinter 
dem alten Streben nach Verbreiterung der Seefront, das sich in vier Richtungen 
auswirkt; über Skandinavien zum Atlantic, über Balkan und Dardanellen zum 
Mittelmeer, über Persien zum Persischen Golf und über die Mandschurei zum 
Großen Ozean. 


Im Westen sind die Randstaaten am schärfsten exponiert. Der erste Vor- 
stoß Rußlands im polnischen Krieg ist fehlgeschlagen. Damit wird es sich nicht 
zufrieden geben. Die erwartete Reaktion war die Koalition der Nachfolge- 
staaten mit Rückendeckung bei Frankreich. Für Deutschland bedeutete das 
nicht bloß Isolierung gegen Osten, sondern zugleich bewußte und gewollte 
neue Einkreisung. 


Der Weg über Balkan und Dardanellen ist augenblicklich ebenfalls hoffnungs- 
los versperrt. Die panslawische Idee der Vorkriegszeit ist heute ohnmächtig. 
Aber die Hoffnung ist weder hier noch auf Konstantinopel aufgegeben. Ob 
Andreaskreuz oder Hammer und Sichel ist gleichgültig — aber das russische 
Hoheitsabzeichen soll auf der Hagia Sophia wehen. Das verlangt nicht bloß 
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die Tradition, sondern der Lebenswille des Volkes. Noch steht England im 
Wege und schützt die Dardanellen wie es den Sund sperrt. 

Mit mehr Glück operiert Rußland in Persien. Die Verständigung ist so 
nachhaltig, daß teilweise sogar sowjetrussische Praktiken eingeführt wurden. 
Persien scheint überhaupt von einer Reformwut befallen zu sein. Zweifellos 
ist das Land politisch und wirtschaftlich in vollem Aufschwunge. Starke 
Fäden führen nach Angora und Kabul hinüber und am Horizonte zeichnet 
sich deutlich das vorderasiatische Machtdreieck Türkei—Persien— Afghanistan 
ab. Die Rückendeckung nach Rußland gibt diesem die Möglichkeit, von Norden 
her in Indien Einfluß zu gewinnen. 

Im fernen Osten schiebt Rußland den einzigen am freien Weltmeer ge- 
legenen Hafen Wladiwostok scharf aus der eigenen Landmasse bis in die 
Nachbarschaft Koreas vor. Die Nähe Koreas und der japanischen Inseln, die 
fächerförmig um Wladiwostok herum liegen und das Japanische Meer vom 
Stillen Ozean trennen, verlangt gebieterisch Verständigung mit Japan. Und 
Japan wiederum sucht Rußland. Drei Probleme bestimmen Japans Zukunft: 
Woher die Rohstoffe für die Industrie? Woher die Nahrungsmittel? Wohin 
mit dem unheimlichen Menschenüberschuß? Amerika hat ihm nahezu jede 
Einwanderung verboten und sucht es wirtschaftlich zu erdrücken. Der Ver- 
such, 1915 durch die 21 Punkte in China Fuß zu fassen, scheiterte am uner- 
bittlichen Veto Amerikas. In solcher Lage sucht es einen kontinentalen 
Nachbar, der ıhm Ersatz zu bieten vermag und mit dem zusammen es ın 
China Fuß fassen kann. Die Voraussetzungen der Verständigung waren so 
zwingend, daß über Tuchfühlung hinaus sich ein gemeinsames Aktionsprogramm 
zwischen den drei Mächten des Fernen Ostens ergeben hat. E. v. Salzmann, 
einer der besten Kenner Ostasiens hat nicht Unrecht, wenn er darin eine 
Forcierung im Erwachen der gelben Rassen sieht und erwartet, daß das dem 
zwanzigsten Jahrhundert seine Prägung geben wird. Die russisch-japanisch- 
chinesische Verständigung, die sich immer klarer abzeichnet, wird ein Ge- 
witter heraufführen, vor dessen Entladung der angelsächischen Welt graut! 


Gewitterstimmung überall! Kaum ist der Weltkrieg vorbei, zeichnen sich 
neue Entladungen am Horizonte ab. Lernen wir aus der Vergangenheit und 
kümmern wir uns mehr als bisher um die politischen, besonders weltpolitischen 
Zusammenhänge. Wir können nicht auf Weltpolitik verzichten und ins eigne 
Schneckenhaus verkrochen dem naiven Kinderglauben huldigen, so den Folgen 
der Politik der Großen entgehen zu können. Was wir tun müssen lehrt die 
lebendige Politik. Sollte Deutschland noch einmal vor Entscheidungen ge- 
stellt werden, die es wegen Unkenntnis der Lage nur aus dem Gefühl ent- 
scheiden müßte, so wäre das das Ende unserer Selbständigkeit. 
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ERICH OBST: 
BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 


Neidlos muß man den Engländern zugestehen, daß sie eine in jeder 
Weise zielbewußte und erfolgreiche Außenpolitik zu treiben verstehen. Die 
Verhältnisse draußen in der Welt haben es mit sich gebracht, daß die eng- 
lischen Diplomaten wieder einmal französische Pläne durchkreuzen mußten. 
Es galt, die Franzosen in Marokko nicht allzu mächtig werden zu lassen, 
es kam darauf an, den französischen Einfluß in Abessinien nach Möglichkeit 
auszuschalten usw. Eine solche Politik bedeutete natürlich eine Gefahr. 
Frankreich hätte unter Umständen daraus die Folgerung ziehen können, sich 
von England abzuwenden und im Verein mit Deutschland eine gegen Eng- 
land gerichtete Organisation der europäischen Festlandstaaten zu schaffen. 
Das mußte unter allen Umständen verhindert werden. Zum Teil hieß es sich 
mit Geld machen. England kam dem neuen französischen Finanzgewaltigen 
Caillaux außerordentlich entgegen und trug durch die jetzt perfekt gewordene 
Schuldenregelung nicht unerheblich dazu bei, die französische Währung zu 
stützen. 

Indessen, diese rein finanzielle Hilfe genügte nicht, um die drohende An- 
näherung zwischen Frankreich und Deutschland zu vereiteln. Mit allen 
Mitteln mußte die britische Politik darauf bedacht sein, zwischen den beiden 
kontinentalen Nachbarn Mißtrauen und Mißgunst zu säen. Die Abrüstungs- 
konferenz in Genf bot die gewünschte Gelegenheit, um dem kontinentalen 
Imperialismus Frankreichs entgegenzukommen und die Pariser Politiker zu 
beschwichtigen, ohne dadurch britische Interessen zu gefährden. In der klaren 
Erkenntnis, daß die Abrüstungsberatungen in absehbarer Zeit unter keinen 
Umständen ein positives Ergebnis zeitigen werden, huldigte man dem französi- 
schen Militarısmus bis zum äußersten. Man erklärte sich damit einverstanden, 
daß die Rüstungsstärke berechnet werde unter Einbeziehung der Polizei- 
beamten, unter Ausschluß aber der militärischen Reserveformationen! Durch 
dieses Kunststückchen hat man es glücklich erreicht, daß Frankreich trotz 
450 000 Mann Heimattruppen und 350 000 Mann Kolonialtruppen für schwächer 
gerüstet als Deutschland angesehen wird! Quod erat demonstrandum. 

Auch die Seeckt-Note gewinnt in diesem Zusammenhang besondere Be- 
deutung. Frankreichs Angst vor diesem tüchtigen und schweigsamen Militär 
kennt bekanntlich keine Grenzen. Nun bieten auch die Engländer ihre Hand 
dazu, Seeckt kalt zu stellen. Man möchte den Wirkungsbereich von Seeckt 
unter allen Umständen beschneiden, obwohl längst alles geschehen ist, was 
billigerweise der Entente zugestanden werden kann. Es kommt eben Eng- 
land lediglich darauf an, Frankreich gefällig zu sein, um es über die welt- 
politischen Niederlagen der letzten Zeit hinwegzutrösten und die etwaige 
Einigung des Kontinents zu hintertreiben. 

Wieweit neuerdings die Rücksichtnahme Englands auf Frankreich da geht, 
wo englische Belange nicht in Betracht kommen, erhellt auch aus dem Druck 
Englands auf Italien. Das für eine machtvolle Expansion begeisterte Italien 
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beabsichtigte bekanntlich, die Wirren in Nordwestafrika dazu zu benutzen, 
um sich in diesem Gebiet irgendwie festzusetzen. Auf englisches Zureden hin 
hat Italien diesen Plan fallen lassen und sich mit der französisch-spanischen 
Neuregelung in Marokko einverstanden erklärt. Italien mußte nachgeben, 
weil es wirtschaftlich, politisch und strategisch auf das Woblwollen Englands 
angewiesen ist. Wir sind begierig, zu erfahren, welche Kompensationen hier- 
für Mussolini bei England erreicht hat. — Nach dem einstweiligen Scheitern 
seiner Expansionspläne in Nordafrika richtet Italien sein Augenmerk wieder 
stärker nach dem Osten. Trotz der bedrohlichen Lage der italienischen 
Währung hat Mussolini eine Anleihe von 200 Millionen Lire an 
Rumänien gewährt. Er erhielt dafür die Zustimmung zur Bildung eines 
rumänisch-italienischen Ölsyndikats, in dem die italienische General Oil 
Company die Majorität haben wird. Darüber hinaus ist der Abschluß eines 
Freundschafts- und Bündnisvertrages vorgesehen. Ob und inwieweit sich da- 
durch in Rumänien eine Überschneidung der französischen und italienischen 
Interessen entwickelt, ist schwer zu beurteilen. Auf jeden Fall ist es Italien 
geglückt, in der Beherrschung Osteuropas wieder einen Schritt vorwärts zu 
kommen. Deutlich und immer deutlicher heben sich ım Bereich des europäi- 
schen Kontinents Koalitionen ab, die zwar im Zeitalter des Völkerbundes eine 
Unmöglichkeit bedeuten sollten, nichtsdestoweniger aber fiir die politische 
Entwicklung unseres Erdteils von ausschlaggebender Wichtigkeit werden können. 

Ob es Italien gelingt, seine Hegemonie über den gesamten Balkan auszu- 
dehnen, muß in Anbetracht des südslawischen Widerstandes zweifelhaft er- 
scheinen. Der südslawische Staat versucht sich einer Bevormundung durch 
Italien mit allen Mitteln zu entziehen und strebt gleichzeitig darnach, sein 
Verhältnis zu Griechenland neu zu ordnen. Südslawien und Griechen- 
land beabsichtigen einen Pakt abzuschließen, der militärische Konflikte mög- 
lichst ausschalten und auch das brennende Saloniki-Problem auf friedlichem 
Wege lösen soll. Man will eine Form finden, durch die die griechische 
Souveränität über Saloniki gewahrt und den wirtschaftlichen Ansprüchen Süd- 
slawiens an Saloniki Rechnung getragen werden soll. Der großzügige Aus- 
bau dieser wichtigen Hafenstadt wird mit vereinten Kräften in die Wege ge- 
leitet werden. 

Ist das Bild Europas infolge der Uneinigkeit seiner Gliedstaaten und der 
englischen Intrigen schon alles andere denn ein erfreuliches, so treten auf der 
iberischen Halbinsel noch schwere innerpolitische Konflikte hinzu. In 
Spanien vermag sich der Diktator Primo de Rivera je länger desto schwerer 
zu behaupten. Selbst der „Sieg“ der spanischen Truppen in Marokko hat 
die freibeitsliebenden Elemente Spaniens nıcht davon abgehalten, erneut gegen 
den Diktator Sturm zu laufen. Im letzten Augenblick konnte Primo de Rivera 
noch einmal Herr der Situation werden; indessen die zahllosen Verhaftungen, 
Verschickungen usw. werden auf die Dauer nicht verschlagen. Unheimlich 
gärt es im spanischen Volke, jeder Tag kann den Ausbruch großer innerer 
Unruhen bringen. Selbst in Spanien erweist sich die Diktatur als eine Re- 
gierungsform, die nur als kurzfristiger Übergang möglich ist. Lassen wir uns 
durch alle Augenblickserfolge nicht irre machen. Der Faschismus ist kein 
wirkliches Heilmittel für das schwerkranke Europa: Versuch einer Revolution 
in Spanien, Attentat auf Mussolini, Verschwörung gegen Kemal-Pascha, 
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Turkmenenaufstand gegen Risa Khan usw.! Alles das sind Symptome, die 
ernsthaft zu denken geben. — Wie sehr namentlich die Politisierung eines 
Heeres einem Staatswesen schadet, beweisen die Vorgänge in Portugal. General 
Cabecadas wurde durch General Da Costa verdrängt und dieser neuerdings 
wiederum durch General Carmona. Wann wird in Portugal die Erkenntnis 
siegen, daß die Armee ein zuverlässiges Instrument für den Staatsmann sein 
und sich von jeder aktiven Politik fernhalten muß? 

Im orientalischen Abschnitt der Mittelmeergestade spitzen sich die Ver- 
hältnisse von Tag zu Tag mehr zu. Europäische Staaten haben hier das 
Mandat über Völker übernommen, die sich den Sprung vom Mandatssystem 
zur Annexion absolut nicht gefallen lassen wollen. Alarmierende Nachrichten 
kommen neuerdings besonders aus Transjordanien. Unter der zielbewußten 
Verwaltung des transjordanischen Staatsministers Rıkabi Pascha hat dieses 
Beduinenland seit seiner Unabhängigkeitserklärung (Mai 1923) entschieden 
Fortschritte gemacht. Verkehrswege und Postverbindungen wurden ausgebaut, 
eine zuverlässige politische Verwaltung eingerichtet, das Schulwesen ge- 
fördert usw. Nun hat plötzlich Rikabi Pascha sein Amt niederlegen müssen. 
An seine Stelle tritt aber nicht etwa ein neuer arabischer Minister, sondern 
der bisherige Organisator der transjordanischen Armee, der englische Oberst 
Peak Pascha. Für die transjordanischen Beduinen bedeutet es einen schweren 
Schlag, an der Spitze ihres Staatswesens künftighin nicht mehr einen Mann 
aus ihrer Mitte, sondern einen landfremden Europäer zu sehen. Ob diese 
neue Maßnahme zu dem syrischen Brandherd nicht noch einen solchen in 
Transjordanien hinzufügen wird, kann im Augenblick niemand über- 
sehen. — Die Stimmung in Transjordanien ist um so erregter, als es ein 
offenes Geheimnis ist, daß die Kaltstellung Rikabi Paschas auf ausdrückliches 
Begehren des französischen Hochkommissars für Syrien, de Jouvenel, erfolgte. 
Die Franzosen bezeichnen Rikabi Pascha seit langem als einen ausgesprochenen 
Feind ihres Mandatssystems in Syrien. De Jouvenel behauptete darüber hin- 
aus, daß Rikabi Pascha den Übertritt transjordanischer Stämme nach Syrien 
zwecks Unterstützung der Aufständigen begünstigt habe. Wie dem auch sei, 
Transjordanien tritt in eine neue Phase der Entwicklung ein, die das An- 
sehen der Europäer und die Freundschaft der Eingeborenen zu ihnen ganz 
gewiß nicht verstärken wird. Mit der Vergewaltigung der Regierung Rikabi 
Paschas haben die Mandatarmächte in Vorderasien auch in dem letzten der 
fünf Mandatsgebiete die Maske fallen lassen. Aus der beratenden Funktion 
des Mandatars, wie sie die Versailler Friedenskonferenz vorsah, ist nun allent- 
halben nackte und brutale Annexion getreten. 

Denjenigen unserer Leser, die trotzdem und alledem an den gegenwärtigen 
Völkerbund und das angeblich in ihm verkörperte sittliche Prinzip glauben, 
müssen wir leider den Schmerz bereiten, 8 noch von dem Mandat der 
Engländer über die deutschen Kolonien zu sprechen. Der englische Kolonial- 
staatssekretär Amery hat kürzlich in einer Ansprache mit einer Deutlichkeit 
über Deutsch- Ostafrika geredet, die nichts zu wünschen übrig läßt: „The 
ideal of a United East Africa was steadily growing, and it was growing not 
least because in East Africa people were beginning to get away from two 
fears which had haunted their minds since the war. One fear was that the 
gap which the great block of german territory formerly imposed between the 
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British territories in the North and South had not really been removed. There 
was a fear in the first place that there was something temporary and uncer- 
tain in our tenure of Tanganyika. That was an entirely mistaken notion, 
which had arisen, I think, from a misunderstanding of what was meant by 
the term “Mandate”. Our mandate in Tangenyika was in no sense a 
temporary tenure or lease from the League of Nations. It was rather 
what might be called in lawyers’ language “a servitude’, that was to 
say, an obligation to observe certain rules of conduct with regard to our 
administration in that territory. It was an obligation which might differ in 
degree, but might not differ in time, from the obligation which we 
bad equally taken internationally with regard to Kenya and Uganda, and 
which we had undertaken at home in the whole conception of trusteeship and 
administration of our dependencies.“ — Solange derartige imperialistische 
Tendenzen die Handlungen der britischen Regierung bestimmen, wird weder 
der Genfer Völkerbund noch eine andere Institution dieser Art imstande sein, 
der britischen Regierung Respekt vor den sittlichen Grundsätzen in der Politik 
beizubringen. Die Hoffnung auf baldige Wiedererlangung von Deutsch-Ost- 
afrıka ist damit zu Grabe getragen. Nur eine grundsätzliche Umstellung der 
britischen Politik oder der Zerfall des Weltreiches könnte uns einmal zu 
unserem Recht verhelfen. 

Wenn wir es wagten, soeben von der Möglichkeit eines Zerfalls des briti- 
schen Reiches zu sprechen, so bitten wir diese Außerung nicht im Sinne eines 
vagen Optimismus zu deuten. Wir sind uns völlig klar darüber, daß für die 
nächste Zukunft das British Empire gefestigt genug ist, um alle Stürme sieg- 
reich zu bestehen. Alle Differenzen innerhalb dieses einzigartigen Reiches 
ohne Verfassung haben nur im ganz bedingten Sinne symptomatische Be- 
deutung. Von diesem Standpunkt beurteilen wir auch den Flaggenstreit, 
der die Gemüter in der Südafrikanischen Union augenblicklich so stark 
erhitzt. Die Regierung Hertzog hat im Mai 1926 unter Beifall des Unter- 
hauses eine Vorlage eingebracht, durch welche eine nationale Flagge für die 
Südafrikanische Union geschaffen wird. Die vorgeschlagene Flagge besteht aus 
einem senkrechten roten Streifen und drei wagerechten Streifen ın den Farben 
grün, gelb, blau; sie enthält also nicht den Union Jack und hat damit keinerlei 
Beziehung zur britischen Flagge. Selbstverständlich erhob sich gegen diesen 
Plan ein lebhafter Widerspruch im Lager der Anglosiidafrikaner. Man warf 
der Regierung Hertzog vor, sie arbeite zielbewußt auf eine Loslösung vom 
britischen Reiche hin. Die Vergebung von Aufträgen auf Eisenbahnmaterial 
an deutsche anstatt an englische Firmen trug ich unwesentlieh dazu bei, 
die Gegensätze zu verschärfen. Ganz wie bei uns bewirkt der Flaggenstreit 
in Südafrika das Aufreißen einer Kluft, die man längst endgültig überbrückt 
zu haben meinte. Wie der Streit endet, ist vorläufig nicht abzusehen. Viel- 
leicht kommt es wirklich zu dem von der „African World“ befürworteten 
Kompromiß zwischen der alten Transvaalflagge, dem „Vierkleur“, und dem 
„Union Jack“. Irgendwie werden sich die Gemüter wieder beruhigen, irgend- 
wie die burischen und die englischen Elemente wieder den Weg zueinander 
finden. Mit oder ohne Nationalflagge bleibt die Südafrikanische Union für 
absehbare Zeit ein Glied des britischen Weltorganismus. 
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Nicht weniger als vier Erfolge von geopolitischer Tragweite sind mit der 
Sommersonnenwende 1926 für die Leitung des britischen Weltreichs zu ver- 
buchen; sie beweisen vielleicht doch, daß in diesen Fragen die vorwiegend 
vom Gesichtspunkt des Erhaltens geleiteten Regierungen von sicherem Instinkt 
geführt werden. Zwei davon — in Grenznähe des indopazifischen Raumes in 
Räumen mit starken Rückwirkungen auf ihn erreicht — haben nur mittel- 
bare Wirkungen auf die indischen Grenzlandschaften: es sind die erfolgreiche 
Beilegung des Grenzstreites im Vilajet Mossul mit der Türkei, und die Klärung 
der Kontrolle über die Wasserkräfte des Nil-Gebiets vom Tsana-See an, mit 
der Eröffnung des großen Staudammes für das Dschesireh-Gebiet im Sudan, 
die nur als erster Schritt zu weit größeren Unternehmungen bezeichnet wurde. 

Zwei andere, in aller Stille erreichte Erfolge aber beziehen sich auf je einen 
wirtschaftsgeographischen und verkehrsgeographischen Kernpunkt des indo- 
pazifischen Raumes: ı. die kluge en des maßgebenden Einflusses auf 
die Gummierzeugung der Erde und das geschickte Spiel mit einem im wesent- 
lichen von der Wirtschaft eines eng begrenzten Teils der Monsunländer ab- 
hängigen Fast-Monopol-Ertrage, and 2. die langsame Überwindung einer töd- 
lich scheinenden Gefahr für die blühendste reine Handelskolonie des Reiches, 
Hongkong, in einem von den Kolonialbriten heftig angefochtenen, aber schließ- 
lich doch erfolgreichem, die Gegner durch Hinhalten ermattenden , dilato- 
rischen* Verfahren. Beide Erfolge sind gut zusammengefaßt in einem Auf- 
satz des „Economist“ vom 12. 6. 26: „The outlook for rubber“, und in einer 
Aufsatzreihe des umsichtigen Beobachters George E. Sokolsky: „A visit to 
Hongkong and Canton“ im North China Herald (24. 4.; 1., 8., 15.5). Nach 
dem ersten Überblick werden wir damit zu rechnen haben, daß mit gelegent- 
licher Rücksicht auf nicht zu starke Absatzstockungen die Einschränkung der 
Erzeugung und die beherrschende Gestaltung der Preise durch das britische 
Reich fortdauern werden — dank der überlegenen Erzeugungskonzentration 
in Malaya, Ceylon und Indien, die nur zwischen einem Drittel und der Hälfte 
von Niederländisch-Indien erreicht wird und sich im wesentlichen gegen die 
Vereinigten Staaten von Amerika, den mit etwa Dreivierteln des Weltbedarfs 
überragenden Verbraucher wendet. 

Der zweite indopazifische Erfolg liegt auf der Linie einer unverkennbaren 
Ermattung des aktiv fremdenfeindlichen Zuges der Kuomintang-Staatsgründung 
in Kanton und der Erleichterung, die eine Selbständigkeitserklärung des untern 
Yangtse-Gebietes durch eine verminderte Stoßkraft der chinesischen National- 
bewegung auch hier für die britische Handelsmacht geschaffen hat. 

Wie immer das unzweifelhaft hervortretende Ringen zwischen mehr kom- 
munistischen, von den Sowjets beeinflußten, und mehr national-sozialistischen, 
auf dem Testament Sun-Yat-Sens fußenden Gedankengängen in der reichen 
Südlandschaft ausgehen möge; es ist schon eine Erleichterung der Lage für 
die großen Handelsmächte, daß überhaupt ein solches Ringen stattfindet. 
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Diese für die Weiterentwicklung der chinesichen Bewegung ungemein wich- 
tige Tatsache hat zum erstenmal Sokolsky mit überzeugender völkerpsycho- 
logischer Feinheit wahrgenommen und geschildert. Der starke nationale und 
demokratische Zug des wie eine Offenbarung verehrten und jeden Montag vor 
dem Arbeits- und Amterbeginn verlesenen Testaments von Sun Yat Sen ver- 
hindert, wenn er sich durchsetzt, ein Abgleiten in ein bolschewistisches Zwangs- 
regime. In dieser Richtung scheinen uns die Beobachtungen von Sokolsky sicherer 
begründet als die früher angezogenen Äußerungen von Tsai-Yüan-Pei. Auch 
das neuerliche, beflissene Ablehnen bolschewistischer Ideen durch so viele der 
Kuomintang-Führer in Kanton könnte ein Beleg mehr dafür sein, daß die 
Gefahr einer Bolschewisierung Chinas von innen her vorüber ist, daß sie nur 
noch, wie Yu in Japan sagte, für die Grenzländer gegen die Sowjets zu, vor 
allem die Nachbarn der Mongolei als eine von außen imperialistisch aufzu- 
drängende Veränderung besteht. Dann aber wendet sich der chinesische 
Nationalismus gegen sie, und in diesem Fall wird sie ein Leben von kurzer 
Dauer haben. Große Gefahr, daß aus China ein fast unlöschbarer Brand- 
herd werde, gleich gefährlich für Sowjets im Nordwesten wie für die großen 
Handelsmächte und Japan, bestand nur so lange, als man sich in China von 
einer nationalbolschewistischen Bewegung allein die Abschüttelung der un- 
gleichen Verträge der verkappten Fremdgewalt versprach. 

Während die Vorgänge in Nordchina vom geopolitischen Standpunkt doch 
die zunehmende Auswirtschaftung, Erschöpfung und beginnende staatsbildende 
Unfruchtbarkeit der nordchinesischen Stammlandschaften verraten, auch in der 
Scheu aller zunächst dazu Berufenen vor der Übernahme der Verantwortung 
für die immer blut-, geld- und machtloser werdende Reichszentrale Peking, 
zeigt sich die Vitalität der großen Strom-Mündungs-Landschaften im Süden 
außer in Kanton und Hongkong auch in der Selbständigkeitserklärung der 
Landschaften um Shanghai: Anhwei, Chekiang, Kiangsi, Kiangsu und Fukien 
(144000 qkm mit 20 Mill. E., 98000 qkm mit 22 Mill. E., 173000 qkm 
mit 25 Mill. E., 104 000 qkm mit 28½ Mill. E., 118000 qkm mit 13½ Mill. 
E., zusammen 637000 qkm mit 1081/, Mill. E.). 

In der Ansprache des Generalgouverneurs von Kiangsu und Chekiang, Sun- 
Chuang-Fang bei seinem jüngsten Besuch in Shanghai liegt etwas von der 
Größe des „Lernt, Lernt!“ aus den Zeiten des alten Changchang-Chi-Tung, 
des großen Vizekönigs im Yangtsetal zu jener Zeit, als noch Hoffnung be- 
stand, das alte China könne in ähnlichen Entwicklungsgängen erneuert werden, 
wie sein so viel geschlossenerer japanischer Nachbar. 

Es ist geopolitisch interessant, wie sich in China der an sich gesunde Ge- 
danke des Abkapselns fremder, eingedrungener Wachstumspitzen gegen die 
Stadtgründungen kehrt, von denen die Fremden ursprünglich fortgeekelt 
werden sollen. In Kanton wie in Nantao, dem Vorläufer von Shanghai, ver- 
suchte man, die fremden Kolonien auf Inseln oder sumpfige, anscheinend ent- 
wicklungsunfähige Uferstreifen abzudrängen, und in beiden Fällen schuf ihre 
Tüchtigkeit gerade dort die entscheidenden Konkurrenzstätten, die nun als 
Vorbild dienen, wie es eben erst Sun-Chuang-Fang zugab. 

Jedenfalls ist der von ihm geäußerte Gedanke kühn, mit einer obersten 
Hafenleitung — zunächst des chinesischen Anteils an den Häfen von Shanghai 
und Wusung — eine Interessengemeinschaft der blühenden Fremdkolonien, 
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der alten chinesischen Siedelungen um sie her und der neu, wie Unkraut 
aufblühenden Industrie-Großdörfer (Chapei, Putung z. B.), also den Kern eines 
Zweckverbandes zu schaffen; etwa in dem Stil, in dem man bei uns daran 
dachte, die Großhamburgfrage zu lösen. Der heikle Punkt in der Shanghai- 
frage ist immer, daß die Menschenfassungsfähigkeit der eigentlichen Fremden- 
niederlassung erschöpft ist, und Neuunternehmungen wohl oder übel auf chi- 
nesisches Gebiet übergreifen müssen, ganz ebenso, wie man den chinesischen 
Behördenapparat nicht umgehen kann, wenn man den Hafen erweitern und 
gegen den Yangtse zu ausgreifen will. Gelingt es Sun und seinem geologisch 
und wirtschaftswissenschaftlich gut geschulten Vertreter Ting, eine Einheits- 
behörde als Großhafen-Direktorstab zu schaffen, mit der die Fremden zusam- 
menarbeiten können, so wird er in aller Stille einen großen wirtschaftsgeogra- 
phischen Erfolg errungen haben. Jedenfalls zeigt der in den letzten zwei 
Jahren erst emporgekommene Glückssoldat mehr praktische Einsicht in das, 
worauf es an der Yangtse-Mündung in erster Linie ankommt, als manche 
Geschlechter vor ihm, und es ist nicht die schlechteste Spur, in die Wege 
Chang-Chi-Tungs, des Gründers der industriellen Blüte des Yangtse-Tals 
wieder ein zubiegen. Auf diesem Weg kann wohlverstandenes chinesisches 
Interesse mit dem der reichen Empore Shanghai noch lange Hand in Hand 
gehen, und außerdem dem Herrn der Yangtse-Mündung gute Einnahmen 
schaffen. 

Die Kriegstrompete wird über den Pazifik hinweg am 6. Juni im New York 
American heftig geblasen, der dabei die erschütternde Entdeckung ausposaunt, 
daß der japanische Generalstab auf die Steigerung des Eisen-, Öl- und Kohlen- 
ertrags in der Mandschurei und auf die Vollendung der Bahnen von Kirin 
nach dem Tjumen und von Mukden nach Gensan über Tunghwa an die Häfen 
der Japansee Wert legt, weil der Transport über dieses japanische Binnen- 
meer im Kriegsfalle besser zu schützen sei, als der Weg von der Südspitze 
der Mandschurei außen um Korea herum. Ja, wenn der japanische General- 
stab das nicht täte, wäre er wirklich das Geld nicht wert, das mit Recht für 
ihn ausgegeben wird; und sein Tun ist doch nur eine sehr bescheidene Rück- 
wirkung auf die Demonstrationsmanöver der Amerikaner von 1925. Man kann 
doch nicht gut Lärm schlagen, wenn der Nachbar Drahtgitter vor Fenster 
legt, gegen die man sichtbar mit Steinen wirft! 

Glaubt man z. B. im Westen, daß man in Ostasien solche Vorträge, wie 
den des Generalsekretärs der britischen Eisenbahner, C. T. Cramp, nicht liest, 
der im ostasiatischen Menschendruck den Anlaß zu einem Weltkrieg sieht, 
weil die Chinesen durch ihre niedere Lebenshaltung „a tremendous menace 
to the standard of life of other peoples“ seien — als ob die Chinesen zu 
ihrem Vergnügen oder aus Bosheit schlechter lebten, als die Millionäre von 
Shanghai oder der australische sozialistische Bruder! „Wenn vollends eine 
russisch-fernöstliche Verbindung zustande käme“, wären die Möglichkeiten 
einer solchen Lage „grave and even terrifying“. „Grave consequences“ war 
doch der Wortlaut der so grimmig übelgenommenen Außerung, die den 
heutigen japanischen Botschaftskandidaten Hanihara für Rom als Botschafter 
in Washington unmöglich gemacht hatte! Auch, daß die Japaner Auslässe 
für ihren Volksdruck suchten und ihren Weg in viele Länder gefunden 
hatten, ist nach Cramps Vortrag über die Probleme der Weltwanderungen 
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eine Drohung für den Weltfrieden, die ernsthaftes Nachdenken aller dazu Be- 
fähigten erfordere! 

Dabei verriegelt man den Hauptvolksdruckländern der Erde: Mitteleuropa, 
China, Japan, Indien ein Sicherheitsventil nach dem andern und wundert sich, 
wenn die so weise zugeschraubte Maschine eines Tages in die Luft zu gehen 
droht, und wenn es mißtönig aus den Ventilen zischt. 

Es ist übrigens keine Ehre, daß Herr Hanihara den Posten in Rom als den 
momentan wichtigeren für Japan dem in Berlin vorzog, „weil Japans Be- 
ziehungen zu Italien augenblicklich von großer Bedeutung sind“. Statt seiner 
folgt in Berlin Herr Haruichi Nagaoka, der Chef des Vertragsbüros im Aus- 
wärtigen Amt, dem scheidenden Botschafter Honda. In dieser Ablehnung liegt 
ein Zeichen, daß strebsame Diplomaten in Japan in absehbarer Zeit mit Mittel- 
europa als einem Faktor in weltpolitischen Konstellationen, bei denen das 
Inselreich beteiligt ist, nicht rechnen. 

Das ist um so bedauerlicher, als der Präsident der Shanghaier Handels- 
kammer, Yu, den man sich offenbar nach Japan verschrieben hat, dort sehr 
frei über die Kräfteverhältnisse in China sprach. Er betonte, daß weder Chang 
Tso Lin in seiner Machtstellung jenseits hee groBen Mauer, noch Wu Pei Fu 
China in seiner außenpolitischen Haltung verpflichten könnten oder gar die 
nicht ernst zu nehmende Regierung Yen-Woo, sondern daß die Machtgruppen 
am untern Yangtse und Kanton am meisten ins Gewicht fielen. Er bot, gegen 
eine gemeinsame Politik gegenüber den Sowjets, den Japanern geradezu ihre 
Sonderstellung in der Mandschurei an, falls Japan nur ehrlich auf dem Fuß 
der Gleichheit mit den südchinesischen Mächten verhandle, und behauptete, 
vor dem Bolschewismus sei China ganz sicher. Das zeigt immerhin, wie fest 
im Sattel sich die Yangtse-Gruppe fühlt. 

Die Yangtse-Gruppe (Anhwei, Chekiang, Fukien, Kiangsi und Kiangsu — 
unter Sun-Chuan-Fang, mit ihren 637000 qkm und 108½ Mill. E.) ist denn 
auch die an Menschenzahl und Wirtschaftsgruppe stärkste unter dem „kämp- 
fenden Reichen“ Chinas. (1) 

Die andern sind: 

2. Der Rest von Feng Yu Hsiangs (Moskau) Kuominchun, die immer noch 
Kalgan, Suiyüan, Kansu, Teile von Shensi und Shansi und der Mongolei mit 
starkem Sowjetrückhalt verteidigen, und in festen Stellungen nur einen guten 
Tagemarsch von Peking stehen (mit rd. 700000 qkm, aber nur etwa 15 Mill. 
Menschen als Rückhalt). l 

3. Chang-Tso-Lin mit seinen drei mandschurischen Provinzen, Shantung 
und Teilen von Chili, im ganzen rund ı 128300 qkm mit 64 bis 70 Mill. 
Menschen als Reservoir, und der jüngst vergewaltigten Shantung-Untergruppe. 

4. Wu-Pei-Fu, der eigentlich nur mehr über Hupeh und Honan, Teile 
von Hunan und Chili verfügt, die ihm — bei sehr unsicheren Unterordnungs- 
verhältnissen — etwa die Verfügung auf 550000 qkm mit ca. 80 Millionen 
Menschen geben mögen. 

5. Tang-Chi-Yao in Yünnan und Kweichou, unabhängiger Herr über 
556000 qkm und 21 Mill. E., in fast unangreifbarer Gebirgslage, bei rück- 
gehender Macht. 

6. Die Kuomintang-Herrschaft in Kwantung und Kwangsi (416000 qkm 
mit 5ı Mill. E.) unter Chang-Kai-Shek und dem jungen Sun-Fo. 

38 
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In Bürgerkriegen zerrissen in sich sind Szechuan, Hunan, Chili, Shensi und 
Shansi; ganz unsicher sind die Besitzverhältnisse des Haupstadtkreises um 
Peking, neuerdings auch in Shantung. 

Es ist immerhin geopolitisch bedeutsam, sich die langsam herausgebildeten 
regionalen Gruppierungen, die den einzelnen Landschaften zukommende poli- 
tische Wucht klar zu machen, und den Gedanken zu erwägen, wie sich etwa 
€ Völkerbund zur Aufnahme z. B. von Yünnan-Kweichou oder Szechuan 

er auch der Mandschurei stellen sollte, wenn ein Antrag von ihnen käme. 
Tatsächlich hat die Zentralregierung in Yünnan so gut wie nichts mehr zu 
sagen und auch keine Macht, sich irgendwie zur Geltung zu bringen, und 
nicht weniger als ı 150000 qkm und 98 bis 100 Mill. E. der Republik sind 
staatsrechtlich völlig unsicherer Zugehörigkeit. 

Die augenblickliche staatliche Entgliederung der chinesischen Republik er- 
zeugt natürlich große und kleine Reibungen ın Fülle. Auch die sonst guten 
Chinanerven der Sowjets haben sie vor schweren Entgleisungen nicht bewahrt. 
Der Brief von Karachan an Wu Pei Fu, jetzt im Wortlaut bekannt werdend, 
und von Wu Pei Fu als „die größte Insolenz seit langer Zeit gegen das chi- 
nesische Volksempfinden“ zurückgewiesen, ist zum mindesten ein sehr unglück- 
liches Schriftstück aus Diplomatenhand, seine Veröffentlichung (u. a. North 
China Herald, ı8. 5. 26) eine seltene Bloßstellung einer völkerpsychologischen 
Entgleisung. Kweitschau, Szetschwan, Yünnan, die abgelegeneren Reichsteile 
leiden stellenweise entsetzlich unter der Rechtlosigkeit; der Mohnanbau blüht, 
im Südwesten namentlich, wieder auf; eine sehr bedauerliche Vergewaltigung 
wird gegen einen deutschen Bürger durch Soldaten des Generals Yang Sen 
von Wanshien gemeldet, weil er einer Erpressung auf 40000 Dollar gegen 
die Bank, die er vertrat, mutig Widerstand leistete. Dem Mann wurde gesagt, 
er als Deutscher hätte keine Macht, ihnen Widerstand zu leisten, seine Wächter 
haben ihn angespuckt und zwei Tage einer Art Folterung dritten Grades 
unterworfen — Tatsachen, die vielleicht einige Junge chinesische Wortführer 
in Deutschland zu einer etwas bescheideneren Sprache zurückführen könnten! 

Trotz aller Entgliederung und Unordnung machen sich aber in China die 
unverwüstlichen Grundlagen einer rationellen Landesstruktur immer wieder 
zusammenfügend geltend. 

Viel schlimmer steht es in dieser Richtung — trotz der äußerlichen Ord- 
nung — mit dem Aufbau des indischen Lebensraums; einige dieser Schwächen 
enthüllte die Konferenz der Untertanen der Dekkan-Staaten, die wegen der 
innerhalb dieser Eingebornenstaaten gegebenen Unsicherheiten außerhalb ın Puna 
(Bombay) zum sechstenmale 3 mußte. Vorsitzender war Professor G. R. 
Abhyankar, der die Notwendigkeit solcher Schutzkonferenzen scharf hervorhob 
und beklagte, daß sie nicht innerhalb der Dekkan-Staaten stattfinden könnten. 
Noch läge die Hoffnung auf zeitgemäße, dem Volk verantwortliche Regierungen 
in diesen Staaten in weiter Ferne. 

Drei große öffentliche Ärgernisse hatten vor allem die Aussprachen berührt: 
den Skandal der Abdankung des Maharaja von Indore ohne weitere Ver- 
folgung eines mit ihm in Zusammenhang stehenden Mordes, die Nachfolge- 
regelung der Begum in Bhopal, die als Präzedenzfall besonderem Mißtrauen 
begegnet, uud die willkürliche Abweisung des Anspruchs der Nizamstaaten 
auf Berar. Als einzigen Weg zur Rettung der Dauer ihrer Familien, ihrer 
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„izat“ und ihrer Ehrenstellungen bezeichnete der Kongreß den baldmöglichen 
Übergang zu konstitutioneller Herrschaftsweise, und er wies auf die zunehmende 
Stärke der Bewegung in dieser Richtung hin. 

Das ist eine sehr maßvolle Mahnung; zu ihrer Beachtung schlägt vielleicht 
die letzte Stunde. Nach unsern eigenen Beobachtungen in Indien saß nur 
ein ganz geringer Teil der Herrscher (in den Radjputana-Staaten und im 
Himalaya) annähernd so fest auf seinen Thronen, wie der Durchschnitt der 
mitteleuropäischen Herrscherfamilien; wir aber haben es erlebt, daß auch die 
mit ihren Völkern in Jahrtausenden verwachsenen mit den andern zusammen- 
stürzten. Die Mehrzahl der Fürsten gerade im Dekkan geht auf Selbständig- 
werden von Statthaltern der Großmogule (Nizam!) oder jüngere Usurpation 
(Indore z. B.) zurück, und besitzt keine wirklichen Wurzeln im Volksbewußtsein. 

Im Gegensatz zum chinesischen Länderaufbau sind also die indischen 
Fürstengebiete nur zum kleinsten Teil geschlossene natürliche Einheiten; sie 
sind für einen rationalistischen Binnenaufbau zumeist nicht zu brauchen, der 
eine der schwierigsten Zukunftsaufgaben Indiens ist; auch die heutige britische 
Verwaltungseinteilung, ursprünglich von den Landfetzen ausgehend, die von 
der See her am besten angerissen werden konnten, ist alles eher als von 
zwingender geopolitischer Logik, was namentlich auch die beständigen Herum- 
„ beweisen (Curzons Nordwest-Grenzprovinz und die Teilung des 
übergroßen Bengalen). Eine ganz stabile, auf dem wabenförmigen Zusammen- 
schluß vou naturbestimmten Gauen beruhende Struktur hat allein Japan im 
indopazifischen Raum; in allen andern Reichen ist die Binnenanordnung eine 
Quelle beständiger Unruhe; neuerdings auch in den Philippinen. 

In aller Stille soll sich ın den Philippinen eine Trennung der Insel- 
gruppe vollziehen, auf die unsre Leser schon vorbereitet sind, auf die wir 
aber nur in der Art ihrer Ausführung das bittere Wort des Amerikaners 
Russell anwenden können, daß es sich dabei um nauseous hypocrisy, Heuchelei 
zum Übelwerden, handelt. Es soll in der nächsten Sitzungsperiode des ameri- 
kanischen Repräsentantenhauses ein Gesetz von höchster Wichtigkeit für die 
Zukunft der Philippinen beschlossen werden, dem ein ähnlich weiser Länder- 
schacher wie in Oberschlesien zugrunde liegt. Die Moro-Provinzen Mindanao, 
Sulu und Palawan sollen der augenblicklich zu stark philippinisierten Ver- 
waltung entzogen und unter eine eigene Moro-Verwaltung unter direkter 
Kontrolle der Vereinigten Staaten gestellt werden. 

Das Gesetz wird damit gerechtfertigt, daß es die Moros befriedigen solle, 
und eine teure Verpflichtung der Vereinigten Staaten einlösen, die sie den 
Moros bei der Be ang des spanisch- amerikanischen Krieges gegeben hätten 
(wobei sie ihren Weg bisher mit gebrochenen Verpflichtungen gepflastert 
haben!), daß sie völlig gegen ihre Erbfeinde, die Philippinos, geschützt 
werden sollten. 

Strittig ıst freilich, daß dieses Gesetz etwa gleichmäßig von den Philippinern 
willkommen geheißen würde, „als eine angebliche Annäherung an die Unab- 
hängigkeit der christlichen Provinzen, die man so viele Jahre anstrebte“. 

Man hat eine Menge Kongreßmitglieder die Inseln besuchen lassen, ihnen 
das gezeigt, was sie sehen sollten und sie mit dem Wunsche erfüllt, als an- 
gebliche Kenner aus erster Hand das neue Gesetz durchzudrücken, dem natür- 
lich die Führer der Unabhängigkeitsbewegung in Manila in schärfster Abwehr 
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entgegenstehen. Denn sie wollen selbstverständlich die Freiheit der ganzen 
Inselgruppe. 

Die Moros sind eine winzige Minderheit, allerhöchstens 870 000 gegeu 
12 Millionen, sollen aber angeblich drei Fünftel des ganzen Flächenraums 
bewohnen, was eine offenkundige Täuschung ist. Es ist ungefähr so, wie 
wenn man aus Deutschland, ehe man es widerwillig freigibt, alle wertvollen 
Kohlen-, Eisen-, Öl- und Ackerbaugebiete unter besondere Kontrolle der 
alliierten Mächte herauslösen wollte! Russell hat das Lügenspiel enthüllt, 
mit dem ein Wunsch der Moros nach unmittelbarer amerikanischer Herrschaft 


. herauskonstruiert werden sollte. 


Ganz naiv aber fährt der Bericht des China Expreß and Telegraph vom 
17. 6. 26 fort: „Während man den Entwurt aber als die Lösung eines sehr 
dornigen politischen Problems bezeichnen kann, hat er auch eine handels- 
politische Seite, aus der von seinen Gegnern ohne Zweifel sehr viel Lärm ge- 
schlagen werden wird“. Ja, diesen Lärm müßte allerdings jeder ehrliche 
Mann auf diesem Planeten schlagen! „Denn die Haupt-Moro-Provinz von 
Mindanao“ (in der die Moros eine winzige Minderheit sind!) „ist die beste 
Lage für Gummiplantagen, und hat außerdem enorme unausgebeutete Kohlen- 
und Eisenvorkommen und wertvolle Forsten. Kapitalanlagen in der Insel- 
gruppe sind aber seit längerem entmutigt worden, weil die Philippino-Gesetz- 
gebung die Landkonzessionen für große Plantagen beschränkt hat.“ Das tat 
sie, um einen schädlichen Riesengrundbesitz, wie man ihn früher den geist- 
lichen Orden entwunden hatte, in fremder Großkapitalistenhand zu verhindern! 
„Mit einer garantierten amerikanischen Verwaltung in Mindanao aber würde 
es hinfort ein Schauplatz intensiver Ausbeutung werden.“ So sagt der Be- 
richt ganz naiv. Die Philippinen sollen also sozial ruiniert und zwiegespalten 
werden, damit ein paar amerikanische Großkonzerne dort Gummispekulation 
im großen treiben und die Bevölkeruug auf das Niveau der Gummisucher 
Brasiliens herabdrücken können. 

Wir haben diesen neuesten Fall westmächtlicher Völkerbeglückung nur des- 
halb so in allen Einzelheiten behandelt, um zu zeigen, wessen der sonst so 
sehr von menschenfreundlichen Phrasen triefende Wirtschaftsimperialismus der 
Neuen Welt fähig ist, und womit man seine Hilfe bezahlen muß. 

Jedes Wort dieses Sonderfalles läßt sich aus angelsächsischen Quellen, die 
mir vorliegen, erweisen. Es ist tatsächlich, noch über der Verteilung der 
Wirtschaftsquellen Abessiniens, der Mossulentscheidung und der Vergewalti- 
gung des Rif das schroffste Beispiel internationalen Unrechts, die furchtbarste 
Warnung und der lebendigste Beweis, warum und mit welchen Mitteln asia- 
tische Völker dazu gebracht werden, das einzige Gegengift in der Hilfe der 
Sowjets zu suchen, die — wie das Beispiel von Kanton beweist — auch ihre 
Schattenseiten hat. Aber es fehlt ihr doch dieser furchtbare Zug der Er- 
würgung durch Fernwirkung des großkapitalistischen Wirtschaftsimperialismus, 
den man in Amerika erfunden und früher einmal Anakonda-Politik genannt hat. 
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Am 4. Juli dieses Jahres waren ı50 Jahre seit der Unabhängigkeits- 
erklärung der Vereinigten Staaten von Amerika verflossen. Am 
4. Juli 1776 waren die Vertreter der dreizehn amerikanischen Kolonien der 
Vereinigten Staaten zum Kongreß zusammengetreten. Sie stützten die von 
Jefferson entworfene Proklamation der Unabhängigkeit dieser Kolonien von 
England auf die allgemeinen Menschenrechte: „Alle Menschen wurden gleich 
geschaffen; sie wurden vom Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten 
ausgestattet; zu diesen Rechten gehören in erster Linie Leben, Freiheit und 
das Streben nach Glück. Um den Genuß dieser Rechte sicher zu stellen, 
haben sich die Menschen Regierungen gesetzt, deren wahre Macht ein Aus- 
fluß der Zustimmung der Regierten ist. Sobald irgendeine Art von Regierung 
dem Zwecke, für welchen sie eingesetzt wurde, verderblich wird, hat das Volk 
das Recht, sie zu ändern oder zu stürzen und eine neue Regierung einzu- 
setzen, welche es auf solcher Grundlage errichtet und deren Befugnisse es in 
eine solche Gestalt bringt, wie sie am geeignetsten erscheint, um Sicherheit 
und Glück zu gewähren. Allerdings gebietet die Klugheit, nicht um unbe- 
deutender Gründe und vorübergehender Ursachen willen lange bestehende 
Regierungen zu ändern; auch hat die Erfahrung aller Zeiten bewiesen, daß 
die Menschen lieber ihre Leiden ertragen, als daß sie sich selbst Recht ver- 
schaffen, indem sie Formen, an denen sie einmal gewöhnt sind, zerstören. 
Wenn aber eine lange Reihe von Mißbräuchen und Gewalttätigkeiten, die un- 
abänderlich dasselbe Ziel verfolgt, augenscheinlich von der Absicht zeugt, ein 
Volk unter das Joch einer unbedingten Gewaltherrschaft zu beugen, so hat 
das Volk das Recht und es ist seine Pflicht, eine solche Regierung zu stürzen 
und durch neue Bürgschaften seine Sicherheit für die Zukunft zu gewähr- 
leisten. Der Art war die Geduld der Kolonien in ihrem Unglücke und der 
Art ist heute die Notwendigkeit, die sie zwingt, ihr altes Regierungssystem zu 
ändern. Die Geschichte des gegenwärtigen Königs von Großbritannien ist ein 
Gewebe von stets wiederholten Ungerechtigkeiten und widerrechtlichen An- 
maßungen, die ganz unmittelbar darauf ausgingen, eine unbegrenzte Tyrannei 
in diesen Staaten einzusetzen.“ Damit wird die in vornehmer Ruhe, aber doch 
aus einem gewissen doktrinären Fanatismus heraus vorgetragene Unabhängig- 
keitserklärung zu einer Anklageschrift, die generell die Verfehlungen der eng- 
lischen Regierung aufzählt. Es sind Verstöße gegen die „unveräußerlichen“ 
Menschenrechte, die in Leben, Freiheit und Streben nach Glück ihre Postulate 
sehen und deren Sicherung für den einzelnen Menschen innerhalb einer durch 
eine selbständige Verfassung bestimmten staatlichen Rechtsorganisation ge- 
wonnen werden soll. Fast wichtiger sind daneben ein paar Hinweise, die 
Verstöße gegen die Entwicklung des Staatsganzen andeuten. Der König suche 
die Zunahme der Bevölkerung zu unterbinden, indem er der Ausführung der 
Gesetze über die Einbürgerung Fremder Hindernisse in den Weg lege, und 
er hindere die Kolonisten, Handel mit allen Ländern der Erde zu treiben. 
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So steckt neben den doktrinären Gedanken, die in ihren Forderungen ihrer 
Zeit weit vorauseilen, in der Erklärung auch ein gut Teil konkreter Ziel- 
setzung, der nicht zu übersehen ist. Der wesentliche Inhalt der Unabhängig- 
keitserklärung, der es aber trotzdem vermochte, den ideellen Grund zu einem 
gewaltigen Staatswesen zu legen, war und blieb Utopie. M. J. Bonn hat jüngst 
in einem Jubiläumsaufsatz ın feiner Analyse darauf hingewiesen, wie sich die 
„Väter der Republik“, besonders Washington und Hamilton, weniger gegen 
den britischen Gewaltstaat an sich wendeten, sondern wie ihre Stellungnahme 
nur eine Herrschaft ablehnte, die weit weg war und sich darum in höchstem 
Grade unverständig und darum auch ungerecht gegenüber dem Kolonialland 
gebärdete. Ihr Verfassungsideal wäre zweifellos eine neue starke Herrschaft 
gewesen, und nichts fürchteten sie mehr als eine doktrinäre Demokratie der 
Massen. Auch in den amerikanischen Kolonien, die ein Areal von etwa 
Deutschlands Größe einnahmen, war schon längst kein Raum mehr dafür, 
und zu differenziert war zugleich schon die Bevölkerungsstruktur. Bonn hat 
in demselben Zusammenhange in glänzender Perspektive gezeigt, wie es dem 
Doktrinär Jefferson vergönnt war, mit der Erwerbung des Westens (1803) 
auch das Wirkungsfeld für die Entwicklung seiner Ideale zu schaffen. Hier 
erst konnte das entstehen, was an echter Demokratie heute in Amerika zu 
finden ist, und was der amerikanischen Volks- und Staatspsyche jenes selbst- 
sichere, auf sich gestellte Wesen gegeben hat. Wären die Vereinigten Staaten 
auf den Osten beschränkt geblieben, dann wären sie zu einem Abklatsch von 
Europa geworden, und jener in der Großräumigkeit erworbene, sieghafte Zug 
hätte ihnen gefehlt, der die amerikanische Politik durch lange Perioden hindurch 
ausgezeichnet hat. So läßt sich im Rückblick auf die frühe Entwicklung der 
Vereinigten Staaten unschwer erkennen, daß es eine besondere geographische 
Raumgunst, die natürliche und politische Möglichkeit der raschen Erwerbung 
großer Räume gewesen ist, in denen die theoretischen Zielsetzungen der Un- 
abhängigkeitserklärung in hohem Grade ihre Verwirklichung finden konnten. 
Sie stellen den mächtigen Impuls des Größenwachstums dar, das wir heute 
als das Ergebnis einer kurzen Entwicklung von 150 Jahren bewundern. Sicher 
steht diese Entwicklung nicht einzig in der Welt da. Liegt auch der Tag 
der Unabhängigkeit erst 150 Jahre zurück, so hat die Entwicklung an sic 

natürlich viel früher, mit der des britischen Weltreichs eingesetzt. Das darf, 
wenn man das Höhenwachstum des Staates aus den kolonialen Keimzellen 
heraus richtig beurteilen will, nicht vergessen werden. So hat sich denn auch 
neben der Union das Britische Weltreich als ein absolut ebenbürtiger Raum- 
organismus entwickelt. Der Vorgang der Bildung der Union, der Loslösung 
vom Mutterland, ist von dem der frühen Anlage der allerdings politisch un- 
selbständigen Kolonien begriffsmäßig zu trennen. Er entspricht nach schärferer 
politischgeographischer Terminologie dem der Teilung, der Fortentwicklung 
eines Gegebenen. Die Bildung der Union ist eines der typischsten Beispiele 
für den Prozeß der Verselbständigung der Peripherie eines großen Raum- 
organismus. 

Es ist ein merkwürdiger Zufall, daß sich in der Entwicklung des amerikani- 
schen Handels gerade im Jubiläumsjahr bei der Wirtschaftsstruktur des Staates 
so offensichtliche schwache Stellen zeigen, wie sie noch vor kurzer Zeit kaum 
vermutet worden sind. Seit Jahresbeginn ist die amerikanische Handels- 
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bilanz passiv. Immer weniger autark erweist sich dieser Wirtschafts- 
organismus; denn die Passivität wird in gleicher Weise durch die höhere 
Rohstoff- und Halbfabrikateinfuhr bedingt bei abnehmender Rohstoffausfuhr. 
Sie wird außerdem verstärkt durch die von Monat zu Monat zunehmende 
Goldeinfuhr. Dabei erscheint die Wirtschaftslage innerhalb der einzelnen 
Fabrikationszweige im ganzen wenig einheitlich, hier günstiger, dort weniger 
günstig. Ähnliches gilt auch für die zu erwartende landwirtschaftliche 
Produktion auf Grund der jüngsten Veröffentlichungen über den Sgatenstand. 

Im Mittelgrunde nordamerikanischer Verkehrspolitik steht. heute das 
Problem des Ausbaus des kanadisch-vereinsstaatlichen Kanalnetzes, das die 
Lorenzseen in anderer Weise als bisher mit dem Meere verbinden soll. Trotz 
großzügiger Verkehrsanlagen sind der mittlere Norden der Vereinigten Staaten 
und das anschließende Kanada verhältnismäßig schlecht mit dem Atlantik 
verknüpft. Denn noch ist der Zugang zu den Lorenzseen, jenem riesigen, 
landaufschließenden Binnenmeer, den Seeschiffen mit größerem Tiefgang ver- 
wehrt. So ist es wohl zu verstehen, daß die beiden Staaten das größte Inter- 
esse daran haben, einen Weg zu schaffen, der ein kostspieliges Umladen der 
Waren erspart. Bei diesem Bestreben stehen drei Kanalpläne konkurrierend 
nebeneinander. Einer sieht einen rein amerikanischen Kanal von Oswego am 
Ontariosee nach Troy am Hudson vor. Er würde den ganzen Schiffsverkehr 
nach New-York hinlenken; er zapfte zugleich bei Oswego einen großen Teil 
des kanadischen Verkehrsstroms ab. Daß dieses Projekt ebenso vereinsstaat- 
liche Befürworter wie kanadische Gegner findet, bedarf kaum der Erwähnung. 
Die Einstellung zu dem rein kanadischen Projekt, einem Kanal von der 
Georgianbay des Huronsees zum Lorenzstrom bei Montreal ist natürlich von 
Seiten der beiden Staaten die gerade umgekehrte. Ein solcher Kanal schüfe 
die geradlinigste Verbindung von der Kornkammer Kanadas zum Lorenzstrom 
bin, allein nicht die nächste zum Meere überhaupt. Der dritte Vorschlag 
betrifft den Ausbau der schon bestehenden Verbindungskanäle zwischen den 
Seen und der streckenweisen Vertiefung des Lorenzstroms, eine Arbeit, die 
sicherlich beiden Ländern wesentliche Vorteile brächte. Dieses Verkehrs- 
problem zeigt, wie eng die kanadisch-vereinsstaatlichen Interessen in dieser 
Zone miteinander verknüpft sind. 

Gelegentlich der Regierungskrise in Kanada (Wende Juni—Juli) kam wieder 
recht deutlich zum Ausdruck, wie wenig Kanada daran denkt, den Locarno- 
pakt zu ratifizieren, da es keine daraus erwachsenden Verpflichtungen über- 
nehmen will. 

Der Streit um Tacna-Arica ist in eine wenig durchsichtige Phase ein- 
getreten. Die Abstimmungskommission hat sich endgültig aufgelöst. Chile 
hat die zur Volksabstimmung geräumten Gebiete wieder militärisch besetzt. 
Der Weg der weiteren Entwicklung liegt zurzeit im Dunkel. 

Brasilien hat seinen Austritt aus dem Völkerbund mit der Aufhebung 
seiner Delegation besiegelt. Gerade in diesem Zusammenhange interessiert die 
kurze Nachricht, daß der bolivianische Kongreß eine Resolution angenommen 
habe, die die südamerikanischen Staaten auffordert, einen latein-amerikanischen 
Völkerbund zu gründen, in dem sich die einzelnen Staaten gegenseitig Hilfe 
versprächen. In derselben Richtung gehen ja auch bestimmt Brasiliens politische 
Tendenzen. Wie wenig praktische Wertung in der heutigen Entwicklungs- 
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phase Südamerikas einem solchen nur auf Südamerika beschränkten Bunde 
zukäme, zeigt recht deutlich die Tacna-Aricafrage. 

Im Anschluß an die Meldung in einem der früheren Hefte sei mitgeteilt, 
daß 800 japanische Auswanderer Kobe verlassen haben, um sich in Brasilien 
anzusiedeln. 

In der Presse wurde mehrfach der Besuch und die Aufnahme des deutschen 
Kreuzers „Berlin“ und der des Expeditionsschiffs „Meteor“ in Brasilien ver- 
gleichend besprochen. Man hat sich dabei nicht gescheut zu behaupten, der 
Kreuzer habe eine recht kühle Aufnahme erfahren. Man hat aber umgekehrt 
vergessen zu betonen, daß die Hinaussendung des „Meteors* zu einer mehr als 
anderthalb Jahre in Anspruch nehmenden ozeanographischen Expedition auf 
dem südatlantischen Ozean bis in die angrenzenden polaren Gebiete hinein 
wieder die erste wissenschaftliche Großtat nach dem Kriege aus dem Bereiche 
der Forschung ist, die sich der Entschleierung des Erdballs angenommen hat. 
Daß der Besuch eines deutschen Kreuzers heute selbst bei den besten Freunden 
nur wehmütige Erinnerung auslösen kann, ist ja wohl ebenso klar, wie die 
Tatsache feststeht, daß deutsche Wissenschaft und deutsches Forschungsstreben 
immer den entsprechenden, oft freudigen Achtungserfolg erringen wird. Die 
deutsche Wissenschaft hat ın Brasilien, wie auch in anderen lateinamerika- 
nischen Staaten, ihre glühenden Verehrer. Noch mehr! In einem freilich 
nicht übermäßig großen Kreis von brasilianischen Gelehrten, Schriftstellern, 
Militärs, Politikern zielt diese unverkennbare Zuneigung darüber hinaus auf 
die Gesamtheit der deutschen Kultur. Zu diesen Männern, die nicht müde 
werden, sich in warmherziger und energischer Weise für die Sache der deut- 
schen Kultur einzusetzen, gehört Everardo Backheuser, der Verfasser eines 
der Aufsätze dieses Heftes. Der Großvater Backheusers war als junger Mensch 
aus Hannover nach Brasilien gekommen. Der Vater war schon Brasilianer, 
und Backheusers Mutter war portugiesischer Nationalität. Backheuser selbst 
fühlt sich durchaus als Brasilianer. Er war nie in Deutschland. Trotzdem 
ist er einer der wärmsten Vertreter der deutschen Sache. Während des Welt- 
kriegs, in der Zeit, in der Brasilien noch seine Neutralität zu wahren wußte, 
gründete er im Verein mit anderen die „Liga brasileira pro Germanica“, welche 
sich der schon bestebenden „Liga brasileira pelos alliados“ gegenüberstellte. 
Auch nach dem Eintritt Brasiliens in den Krieg gebärdete er sich ausgesprochen 
deutschfreundlich. Aus dieser Einstellung heraus entstand kurz nach Kriegs- 
ende die „Sociedade de Amigos da Cultura Germanica“. 

Ein paar Zahlen aus dem Bericht des Weltwanderungskongresses 
seien hier festgehalten. Von 1900—1914 wanderten 17 Millionen Auswanderer 
nach den Vereinigten Staaten, Kanada, Argentinien, Brasilien (und Neusee- 
land). Nach der Unterbrechung der Wanderbewegung durch den Krieg setzte 
diese in den Nachkriegsjabren wieder stark ein. Von 1920—1924 gingen 
2,3 Millionen Auswanderer nach Nordamerika, 1,8 Millionen davon nach den 
Vereinigten Staaten, 0,43 Millionen nach Kanada, ferner ı Million nach Süd- 
amerika. Die Wanderbewegung wäre sogar noch stärker, wenn nicht die 
Einwanderung für Angehörige der mitteleuropäischen Staaten zunächst stark 
erschwert worden wäre. 
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ERICH JÄGER: 
GEOPOLITISCHE PROBLEME IN DER GESCHICHTE 
THÜRINGENS 


Des Menschen Schicksal wird gestaltet durch das Wechselspiel seiner inneren 
Kräfte und der von außen auf ihn eindringenden Einwirkungen. In der Be- 
hauptung gegen die Außenwelt entwickelt er sich zur Persönlichkeit. 

Aber auch die Geschichte eines Landes und einer Landschaft trägt persön- 
lichen Charakter. Sie offenbart uns ähnliche Wechselbeziehungen zwischen 
inneren, naturgegebenen Anlagen und von außen kommenden Einflüssen 
mancherlei Art, die schicksalhaft den Ablauf des geschichtlichen Geschehens be- 
stimmen. 

Das politische und wirtschaftliche Tun des Menschen kann nicht losgelöst 
werden von der Bühne, auf der es sich abspielt, von dem Lande, das er be- 
wohnt. Es legt ihm Bedingungen auf, deren er sich oft gar nicht bewußt sein 
mag. Durch seine Eigenart hemmt oder fördert es seine Absichten. Es be- 
einflußt richtunggebend seinen Staat, seine Kultur, die Politik und die Wirtschaft. 

Die zentrale Lage in Europa beraubt Deutschland — vom Alpenwall abge- 
sehen — jeder natürlichen Rückendeckung. Unser Vaterland kann darum nur 
gedeihen, wenn es den gewaltigen auf seinen Fronten ruhenden Druck zu tragen 
vermag. Das Versagen der inneren Spannkraft läßt die Randteile oder gar 
das Zentralgebiet von Fremdvölkern überflutet werden. 

Nicht anders aber verhält es sich mit Deutschlands Herzlandschaft Thüringen. 
Auch hier ein politischer Raum, dem seine Zwischenlage Schicksal wurde. 

Das thüringische Kerngebiet erscheint auf den ersten Blick als eine in sich 
wohl abgeschlossene Landschaft. Natürliche Grenzen umhegen in Harz, Eichs- 
feld, Thüringer- und Frankenwald und den Höhen östlich der Saale ein durch 
Bodenart, Klima und verkehrsgeographische Bedeutung ausgezeichnetes Zentral- 
becken mit Erfurt als wirtschaftlichen Schwerpunkt. Die Natur hat anschei- 
nend diese deutsche Landschaft wohl geeignet, die Basis eines abgerundeten, 
in sich gefestigten, selbständigen Staatswesens abzugeben. 

Die außerordentlich geringe staatsbildende Kraft Thüringens war aber ge- 
radezu zu allen Zeiten ein Kennzeichen seiner Geschichte. Mit Recht hat man 
von ihm sagen können, es sei immer Gegenstand, aber nie Träger der Politik 
gewesen. 

Thüringen verbindet Ost und West, Nord und Süd. Seine Zwischenlage gab 
es aber auch Einwirkungen aus allen diesen Richtungen preis. Das wurde 
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sein Schicksal. In jeden Spannungsausgleich, der sich in Innerdeutschland 
vollzog, wurde es hineingezogen. 

In breiter, durch keine größeren Erhebungen unterbrochener Front schließt 
es sich mit dem nach Bodenaufbau und Klima entsprechenden sächsischen 
Gebiet zu einer größeren Einheit zusammen. Denn die als übliche Grenze ange- 
nommene Saale trennt nicht beide Landschaften, sondern verbindet sie vielmehr. 

Das Flußsystem jedoch weist nach Norden und öffnet das die Täler sam- 
melnde Zentralbecken bis zum Rennstieg hinan einem von der Mittelelbe vor- 
dringenden Einfluß. Den Süden zwar riegelte ursprünglich die Urwaldzone 
des Thüringer- und des Frankenwaldes fast völlig ab. Auch im Westen ließen 
Eichsfeld und Thüringer Wald nur den verhältnismäßig schmalen Ausgang 
von Eisenach. Dort aber trat eine der wichtigsten Verkehrsbahnen Mittel- 
europas in Thüringen ein. Ihre westlichen Endpunkte lagen am Rbein und 
in Frankreich. Tief nach Polen und Rußland hinein reichten thre Ausläufer 
im Osten. Uralte Handels- und Völkerwege folgten ihr. Auf ihnen rollten 
die mittelalterlichen schwerfälligen Frachtwagen gen Osten wie heute die D- 
Züge Frankfurt—Leipzig. 

Allzeit vollzog sich quer durch das Erfurter Zentralgebiet von Eisenach zur 
Leipziger Tieflandsbucht der Ausgleich des großen binnenländischen Ost— 
West-Handels. Deshalb war Thüringen schon zur Urzeit ein Einströmungs- 
land verschiedenster Völker und Kulturen. 

Bei Beginn unserer Geschichtsschreibung befanden sich noch die großen Be- 
wegungen im Fluß, welche die germanischen Stämme von der Ostseeküste 
her tief nach Süd- und Südwest-Deutschland hineinführten. Das der allge- 
meinen Wanderrichtung sich öffnende Talsystem Thüringens ließ germanische 
Siedler bis an die Urwaldzone des Thüringer Waldes vordringen, während die 
keltische Vorbevölkerung über das Gebirge und nach Westen auswich. Hinter 
dem Gebirgswall im Süden kamen in der Periode des Seßhaftwerdens der 
deutschen Stämme auch die Thüringer zur Ruhe und füllten den von Harz— 
Eichsfeld und Thüringer—Frankenwald umrahmten Raum. Die letzten Wan- 
derwege nach dem Süden, welche andere Stämme früher benutzt hatten, ver- 
riegelten die westwärts vordringenden Slaven, als sie die Pässe des Vogtlandes 
und des Frankenwaldes erreichten. So konnte sich der vom Gebiet der Mittel- 
elbe her sich bemerkbar machende Druck noch immer nachrückender Völker- 
schaften nur im Westen äußern. Dort wölbte sich die Grenze des sich nun- 
mehr bildenden thüringischen Reiches in einem Bogen westlich ins Werratal 
und darüber hinaus vor. 

Damit aber war eine neue wichtige Ausgangsstellung gewonnen. Von dem 
Ausgang von Eisenach aus stand einem Eindringen ins obere Werratal, in die 
hessische Senke oder auch ins Maintal nichts mehr im Wege. 
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Da wurde es das Verhängnis des Thüringer Reiches, daß es an diesem Aus- 
strahlungspunkt auf eine Gegenkraft traf, der es unterlag. Auf das untere 
und mittlere Rheintal als breite Basis gestützt, drangen die Franken auf dem 
durch die Natur vorgezeichneten Weg des Maintals ostwärts vor. Die thürin- 
gische Ausfallstellung westlich Eisenach bedrohte aber den fränkischen Vor- 
marsch in gefährlicher Weise. 

Im Jahre 531 erfolgte die Katastrophe. Ein fränkischer Angriff gipfelte bei 
der Engräumigkeit Thüringens schnell in der Zerstörung der zentral im Un- 
struttal gelegenen Königsburg Scheidungen. Auch bestanden wohl zwischen 
dem Kerngebiet zwischen Harz und Thüringer Wald und den an der unteren 
Saale und Mittelelbe liegenden Gegenden innere Spannungen, welche sich jetzt 
auslösten. Das junge Reich zerbrach. Durch den Paß von Eisenach strömte 
fränkischer Einfluß herein und traf an der unteren Unstrut auf südwärts nach- 
drängende sächsische Scharen. Das noch nicht gefestigte Reich war den Nach- 
teilen der Zwischenlage erlegen. Die Abwehr nach Westen und Norden hatte 
seine Kraft überstiegen. Eine bedeutsame innere Front durchzog sogar fortan 
die einheitliche Landschaft. Sie trennte Sachsen und Franken und fand im 
Helme- und unteren Unstruttal eine natürliche Verankerung. Als in der Folge 
die anderen deutschen Stämme zur Bildung von Stammesherzogtümern weiter- 
schritten, blieb Thüringen diese Entwicklung versagt. Seine Engräumigkeit 
ließ bei der fränkisch-sächsischen Aufteilung nicht einmal eine kleine Kern- 
landschaft übrig, die Keimzelle für eine spätere Neubildung hätte werden können. 

Traten in der Folgezeit in Thüringen Bestrebungen hervor, die vielleicht 


zur Bildung eines thüringischen Herzogtums führen konnten, so wurden sie 


meist von ursprünglich Stammesfremden getragen. 

Denn die Zusammenfassung der Abwehrkraft Thüringens unter einheitlicher 
Leitung war inzwischen gebieterische Notwendigkeit geworden. Iınmer schärfer 
drängten die Slaven gegen die Ostgrenze an. Die Grenzregulierung unter 
Karl dem Großen, die im wesentlichen dem Saalelauf folgte, hatte nicht mehr 
als eine vorübergehende Feststellung eines Gleichgewichtszustandes bedeutet. 
Riesengroß wuchs die Gefahr, daß die werdenden slavischen Staatsgebilde, auf 
die lange Saalelinie gestützt, in den Raum zwischen Harz und Thüringer Wald 
hineinwuchsen und ihn restlos erfüllten. Denn gegen Osten feblte eine natür- 
liche Schranke. Das Land östlich der Saale verschmolz mit Thüringen zu 
sehr zu einer Einheit, so daß nur eine willkürliche politische Trennungslinie 
beide auseinanderzuhalten vermochte. 

In der Bekämpfung der Slavennot fiel dem kräftigeren sächsischen Stamme 
der Vorkampf zu. Sächsischer Einfluß dehnte sich in den thüringischen Tälern 
bis zum Rennstieg hinan aus. Heinrich I. vereinigte Sachsen und Thüringen 
in seiner Hand. Gleichzeitig verlagerte sich das Schwergewicht seiner Macht 
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in das mittlere Saale- und untere Unstruttal. Es vollzog sich damit die andere 
deutsche Lösung der „thüringischen Frage“, die auf Grund der geographischen 
Verhältnisse möglich war: das Heranziehen Thüringens an den Norden dem 
Verlauf seines Talsystems entsprechend. Die bereits 531 durch das Eindringen 
sächsischen Einflusses eingeleitete Entwicklung fand ihren Abschluß. Gleich- 
zeitig wichen die Franken aus Thüringen. Noch lag das Schwergewicht des 
fränkischen Staats am Rhein. Thüringen wurde nur von den äußersten 
Wachstumsspitzen erreicht und blieb zudem gegen den Westen verhältnis- 
mäßig gut abgeschlossen. Ein Niedergang der fränkischen Macht wirkte sich 
darum in dem durch Gebirge und Wald umrahmten Nebenlande zuerst aus. 

Wohl hatte die Entlastung von dem fränkischen Druck in Thüringen Selb- 
ständigkeitswünsche erwachen lassen. In seiner Zwischenlage blieb ihm aber 
unter den neuen zunehmenden Pressungen vom slavischen Osten und sächsi- 
schen Norden nicht die Möglichkeit, derartige Pläne zur Durchführung zu 
bringen. 

Auch fehlte es der Landschaft an einem politischen Schwerpunkt, wie ihn 
das Thüringer Reich in Burgscheidungen im Staatszentrum besessen hatte. 
Zwar bestimmte die Natur durch alle Vorzüge der Lage Erfurt zum Vorort 
Thüringens. Ein historischer Zufall von weittragender Bedeutung schnitt je- 
doch die gegebene Keimzelle eines selbständigen thüringischen Staatswesens 
aus ihrer Umgebung gleichsam heraus. Erfurt, ursprünglich als Sitz eines 
Bistums und religiöser Mittelpunkt ausersehen, wurde dem fernen Mainz unter- 
stellt. So mußten in Zukunft alle Bestrebungen, die einzelnen Teillandschaften 
zu einem einheitlichen Territorium zusammenzuschweißen, von mehr exzen- 
trisch gelegenen Gebieten ausgehen. Andererseits gelang es der zwar zentral 
gelegenen, aber doch nur auf ihr enges Gebiet angewiesenen mainzischen Er- 
furter Exklave nicht, den ringsum lastenden Druck zu überwinden und auf 
die Dauer eine politische Vormachtstellung zu erringen. 

Die kraftvolle Slavenabwehr unter Führung der sächsischen Herrscher gipfelte 
in starken Angriffen auf die slavischen Gegenden selbst. Thüringen war für 
diese auf der Nordabdachung des östlichen Teils der mitteldeutschen Gebirgs- 
schwelle entlang gleitenden Vorstöße eine sehr geeignete Basis. Während die 
Urwälder im Süden die rechte Flanke deckten, wurde das Vortragen der An- 
griffe und der ihnen auf dem Fuße folgenden Kolonisation ostwärts durch 
keine Gebirgsschranke aufgehalten. Bald tauchte das Odertal als strategisches 
Ziel des Slavenkampfes auf. Für die Durchführung solcher weitreichender 
Pläne war inzwischen die Ausgangsbasis zu klein geworden. Durch den Paß 
von Eisenach aber stand Thüringen in Verbindung mit den westlichen und 
südwestlichen Überschußgebieten, deren Zustrom an Kämpfern und Kolonisten 
durch die Einwanderung über die wieder frei gewordenen Pässe des Franken- 
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waldes verstärkt wurde. Deshalb waren die Erfolge der Kolonisation so be- 
deutende und dauernde. Ja, bei der Weiträumigkeit der neuen dem Deutsch- 
tum unterworfenen Landschaften verlagerte sich das politische Schwergewicht 
aus Thüringen heraus nach Osten. Das Mutterland stand im Begriff, zu einem 
Nebenland herabzusinken. 

Als auch das sächsische Übergewicht nachließ, gewannen thüringische selb- 
ständige Territorien Raum. Verkehrspolitisch wichtige Teillandschaften gaben 
ihre Kerne ab. So errangen sich die Grafen von Weimar eine Vormachtstel- 
lung in Mittelthüringen. Durch ihr Gebiet liefen die Wege des Nab- und 
Fernverkehrs des Zentralbeckens. Mit den Weimarern wetteiferten die Eckar- 
diner in der Umgebung von Naumburg. Die Einmündung des Unstruttals in 
die Saalelinie war für den deutschen Nordosten immer eine wichtige Paß- 
stellung. Mit der Vereinigung beider Territorien unter den Grafen von Wei- 
mar nach dem Aussterben der Eckardiner schien sich die Herausbildung eines 
kräftigen thüringischen Staatswesens anzubahnen. Da vereitelte der Tod des 
kinderlosen Otto von Weimar 1046 diese Möglichkeit. 

Bei beiden Geschlechtern hatte sich das Übergewicht der östlichen Gebiete 
bemerkbar gemacht und bewirkt, daß sich ihr Machtzentrum ostwärts ver- 
lagerte. Die Ausdehnungsmöglichkeiten in dem weiten ostdeutschen Tieflande 
waren viel größere als nach Westen. Dort traf man bald auf die Gebirgs- 
umwallung oder stieß im Paß von Eisenach auf ältere kräftige Staatsgebilde. 
Das Herauswandern des politischen Schwerpunktes aus Thüringen war aber 
der Entstehung eines selbständigen Staates nicht günstig. 

Gegen Westen erlaubte die Gebirgsumwallung allzeit nur eine geringe 
Oftensivkraft. Viel häufiger brandeten vielmehr die Stürme der großen Politik, 
deren Zentrum noch immer am Rhein lag, von Westen durch den Eingang 
von Eisenach nach Thüringen hinein. Ein Einbruch in das Zentralbecken ent- 
schied zugleich auch über das Schicksal der nördlich anschließenden sächsi- 
schen Gegenden. 

So zog besonders die Sachsenpolitik Heinrichs IV. Thüringen in Mitleiden- 
schaft. Die Kontrolle über die thüringischen Verbindungen war ihm Vorbe- 
dingung für die Verbindung von Franken und Sachsen. Auf beide gestützt, 
hoffte er, sich eine absolute Machtstellung erringen zu können. Die gemein- 
sarne Abwehr der königlichen Absichten verband Sachsen und Thüringen zu 
einer Notgemeinschaft. Ihr Schicksal entschied sich jedoch durch den Vor- 
stoß Heinrichs ins Unstruttal (Schlacht bei Homberg 1075). Er öffnete ihm 
das thüringisch-sächsische Gebiet bis zur Elbe. 

Erneut trat die wichtige Zwischenlage Thüringens in der Auseinandersetzung 
zwischen Welfen und Staufen hervor. Beide Geschlechter mußten danach 
streben, die thüringischen Wege in der Hand zu haben. Thüringen hielt die 
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welfischen Herzogtümer Bayern und Sachsen auseinander. Seine Unterordnung 
unter die Welfen hätte jedoch für die Staufer eine unerträgliche Machtsteige- 
rung des so oft ihnen verfeindeten Geschlechts bedeutet. So hatten die Staufer 
ein Interesse, in Thüringen selbst einen kräftigen Staat erstehen zu sehen, dem 
es gelang, sich an dem so wichtigen Paß von Eisenach zu behaupten. Durch 
sein Dasein wurden die Wege nach Sachsen, mochten sie durch Thüringen 
selbst laufen oder das Werra-Wesertal abwärts ziehen, gesperrt. 

Dieser Staat, das Landgrafentum der Schauenburger, lag mitten in der Ost— 
Westverkehrsbahn. Damit boten sich ihm Ausdehnungsmöglichkeiten nach 
beiden Richtungen. Er fing an, in das thüringische Zentralbecken vorzudringen 
und dem Unstruttal folgend, seine Grenze ins Saaletal vorzuschieben. Gleich- 
zeitig gewann er in Hessen Boden. So entstand ein außerordentlich langge- 
strecktes, schmales Territorium. In seiner ganzen Länge durchzogen es die 
Ost—Weststraßen, während es selbst die Nord —Südlinie des Saaletals und des 
Werratals sperrte. Die lange, schmale Gestalt barg jedoch Gefahren. Angriffs- 
stöße von Nord oder Süd mußten den Staat zerbrechen. In seiner Zwischen- 
lage blieb ihm keine Wahl, als an einer der beiden großen Machtgruppen 
Anschluß zu suchen, um wenigstens nach einer Seite Rückendeckung zu haben. 
Am vorteilhaftesten erschien die Verbindung mit den Staufern. Sie schützten 
den Staat von Süden, während den Welfen daran gelegen sein mußte, auf die 
Nord-Südverbindungen selbst Hand zu legen. So hatte die gerühmte staufische 
Treue der ersten Landgrafen einen bedeutungsvollen, geopolitischen Hinter- 
grund. Als es aber im wieder ausbrechenden Kampf der beiden mächtigsten 
Geschlechter Deutschlands unter Philipp von Schwaben zweifelhaft wurde, wer 
die Oberhand behielt, geriet die Treue des Landgrafen ins Schwanken (Her- 
mann I., 1190—1217). Die Rücksichtnahme auf die gefährliche Zwischenlage 
veranlaßte seinen wiederholten Stellungswechsel. 

Das Wachstumbestreben des Landgrafenstaats nach Ost und West barg in 
sich auch eine „innere“ Gefahr. Es verlagerte sich das Schwergewicht des 
Staates von dem Eisenacher Mittelstück fort auf die hessischen und tbüringi- 
schen Gebiete. Es bildeten sich so im Osten und Westen zwei neue Schwer- 
punkte heraus, die Ursache für ein Auseinanderfallen des Staates werden konnten. 

In der Tat vollzog sich die Trennung beider Staatshälften sofort mit dem 
Niedergang der landgräflichen Macht. Im Jahre 1263 verband Heinrich der 
Erlauchte, Markgraf von Meißen, das thüringische Erbe des Landgrafentums 
mit seinem Territorium. Obne eigenes Machtzentrum erlag Thüringen dem 
Ausdehnungsstreben des Landes, mit dem es sich zu einer größeren geogra- 
phischen Einheit zusammenschloß. Große Möglichkeiten taten sich auf. Die 
wettinischen Lande hätten bei weiterem Wachstum Rückendeckung an der 
westlichen Gebirgsumwallung Thüringens gefunden. Wie viel leichter war 
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der Paß von Eisenach zu sperren als die lange ungeschützte Saalelinie. Die 
Ausdehnungsrichtung dieses wettinisch-thüringischen Staatswesens aber wies 
weit in das nordostdeutsche Tiefland hinaus, dessen wichtigste Zugänge man 
beherrschte. Wie sehr diese Verbindung den gegebenen Verhältnissen ent- 
sprach, bewies ihre lange Dauer. Erst das Jahr 1815 löste sie endgültig. 

Das unselbständige Thüringen erhielt fortan vom Osten neue Impulse. Der 
schmale Streifen der einstigen Landgrafschaft begann zu wachsen. Wettinischer 
Einfluß drang die Saale aufwärts vor. Dort traf er auf das Territorium der 
Schwarzburger, welches als einziges die andern Herrschaften an Bedeutung 
überragte. Im Winkel zwischen Saale und Thüringer Wald hatte sich noch 
Raum für einen etwas größeren Staat geboten, der seine Bedeutung durch 
die sich kreuzenden Wege des Saaletals und der an der Nordabdachung des 
Gebirges entlang führenden Wege erhielt. 

Auch das Vogtland wurde wettinisch und der wichtigste Paß nach dem 
Süden, die Straße nach Hof, kam unter wettinische Kontrolle. Ja, man griff 
über den Wald hinüber und faßte im Tal der Werra und fränkischen Saale Fuß. 

Allerdings erschwerte gerade in Thüringen selbst die wachsende Selbständig- 
keit von Erfurt die Festsetzung der Wettiner im Zentralbecken. Trotz seiner 
Isolierung vereinigte die Stadt in sich so viele Vorzüge der Lage, daß sie 
mächtig emporblühte. Sie war die Beherrscherin des thüringischen Nah- und 
Fernverkehrs, der auch die von Süden kommenden Straßen von Würzburg 
und Nürnberg zustrebten. Ganz von selbst wandelte sich ihre verkehrsgeo- 
graphische Bedeutung in politischen Einfluß auf ihre Umgebung. So konnte 
sie es wagen, sich den Wettinern zu versagen und auch dem Mainzer Erz- 
bischof Schwierigkeiten zu machen, ohne doch bei allem Glanz eine dauernde 
politische Machtstellung in einem größeren Umkreis zu erlangen. 

Trotz aller Familienzwistigkeiten schien unterdessen die Entstehung des 
wettinischen Großstaats auf dem Wege zu sein. Angelehnt im Süden an die 
mitteldeutsche Gebirgsschwelle, im Westen gedeckt durch die Gebirgsum- 
rahmung Thüringens, wuchs er in breiter Front in das nordostdeutsche Vor- 
land hinaus. Bereits erreichten seine Wachstumsspitzen Sagan am Bober, 
Beeskow an der Spree und Belzig südlich der Havel. Thüringen war in ihm 
bereits aufgegangen: die Kreiseinteilung von 1512 kannte es nicht mehr und 
rechnete es zu Sachsen. 

Da ließ der erneut ausbrechende wettinische Familienstreit die Entwicklung 
abbrechen. In den Jahren 1445 und 1485 teilte sich der ernestinische und 
der albertinische Zweig in den Gesamtbesitz. Ohne Rücksicht auf geogra- 
phische Bindungen wurden die Einzellandschaften zerschnitten. So erhielten 
die Ernestiner das Gebiet um Eisenach und Gotha; der Auslauf der mittel- 
thüringischen Verkehrsbahn um Naumburg wurde hingegen den Albertinern 
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zugewiesen. Diesen fehlte wieder das Paßgebiet des oberen Saaletals. Spätere 
Teilungen halfen die Zersplitterung vollenden. Es brach das Zeitalter der 
Kleinstaaterei herein: 27 verschiedene Hofbaltungen zählte man im Anfang 
des ı8. Jahrhunderts in dem kleinen Thüringen. Dazu kamen eine geistliche 
Statthalterschaft, zwei freie Reichsstädte und vier fremde Herrschaften. So 
wenig der verwickelte Grenzverlauf der kleinen Territorien auf geographische 
Bedingungen Rücksicht nahm, so verdankten doch alle diese Zwergstaaten ihr 
langes Leben nur ihrer geographischen Lage. Tief im Innern Deutschlands 
waren sie geschützt; in der Reibungszone zweier Großstaaten hätten sie kein 
selbständiges Leben zu führen vermocht. 

Die in Zeiten der deutschen Ohnmacht immer wieder eintretende Über- 
flutung durch fremde Heere blieb auch Thüringen nicht erspart. An seinem 
Ostsaum, dort, wo seine West- und Südstraßen in die sächsische Bucht des 
norddeutschen Tieflandes auslaufen, in der Schicksalsebene von Leipzig, wurden 
die Schlachten von Lützen und Breitenfeld geschlagen. 

Die gefährliche Bedrohung seines Staates durch die im Zuge der mittel- 
thüringischen Verkehrsbahn heranrückenden Franzosen zwang Friedrich II. 
1757 zu raschem Eingreifen und zu einem Vorstoß bis ins westliche Thüringen. 
Was Friedrich dem Großen im glänzenden Sieg bei Roßbach gelang, miß- 
glückte dem preußischen Heer von 1806. Es offenbarte sich die außerordent- 
liche Bedeutung Thüringens als Paßstellung für den nordostdeutschen Staat; 
mit dem Verlust der Saalelinie durch die Unglücksschlachten von Jena und 
Auerstedt lagen alle Zugangswege bis ins Herz der Monarchie vor Napoleon 
aufgeschlagen. 1812 hingegen mußte er selbst um den Rückmarsch durch 
Thüringen kämpfen. Denn die Schlacht von Leipzig war letzten Endes nichts 
anderes als ein gewaltiges Rückzugsgefecht Napoleons. Mit dem thüringischen 
Hügelland im Rücken, das ihm seine Bewegungsfreiheit beschränkte, kämpfte 
er darum, seine Armee auf die thüringischen Weststraßen setzen zu können 
und durch das Zentralbecken und die gefährliche Enge von Eisenach abfließen 
zu lassen. 

Abgesehen von den wandernden Heeren drang dauernder politischer Einfluß 
in Thüringen ein. Vier fremde Herrschaften hatten Landbesitz in Thüringen: 
Hannover, Bayreuth, Brandenburg und Hessen. Hannover und Hessen wurden 
durch Gebirgsgrenzen leidlich ferngehalten. Bayreuth gelang es, über den Paß 
von Hof hinüberzugreifen und im oberen Saaletal Fuß zu fassen. Wenn auch 
das Gebirge diese Wachstumsbewegung behinderte, so wurde sie doch erst 
1866 durch die Abtretung des nördlichsten bayrischen Vorpostens Kaulsdorf 
bei Saalfeld rückläufig. 

Eine weit höhere Bedeutung aber kam dem brandenburg-preußischen Vor- 
dringen zu. Immer hatte ja Thüringen einem von der Mittelelbe ausstrahlen- 


den Einfluß offen gelegen. Bereits im ı3. Jahrhundert hatten die Askanier, 
die Vorgänger der Hohenzollern in der Mark, thüringische Gebietsteile er- 
worben. Mit dem Friedensschluß von Münster und Osnabrück im Jahre 1648 
aber rückte Brandenburg durch die Erwerbung des Magdeburger Landes an 
die für Thüringen so wichtige Saalelinie heran. Dem Hinauswachsen einer 
thüringisch-sächsischen Macht in das norddeutsche Tiefland folgte der Angriff 
des Tieflandstaates auf Mitteldeutschland selbst. Zwar lagen dem aufstrebenden 
Preußen zunächst noch solche Ziele fern. Seine Interessen blieben fürs erste 
am Rhein und im Osten gebunden. Immerhin wurde das Gebiet um Halle 
und auch die Grafschaft Hohnstein erworben. Mit der Zurückweisung der 
Westpolitik am Rhein durch das revolutionäre Frankreich entlud sich der 
preußische Überdruck in den machtpolitisch leeren Raum Thüringen. Preußen 
besetzte 1802 das Eichsfeld, Erfurt, Nordhausen und Mühlhausen. Zwar er- 
folgte 1806 der Rückschlag. Das Jahr 1815 jedoch gab Preußen seinen Besitz 
in Thüringen, vermehrt um die vom Königreich Sachsen abgetretenen Teile 
wieder. Auf breiter Front vom Eichsfeld bis Zeitz drang preußischer Einfluß 
nach Thüringen hinein vor. Es konnte nur eine Frage der Zeit sein, bis der 
junge Großstaat in die Gebirgsumrahmung vollends hineinwuchs. 

Auf zollpolitischem Gebiet säumte man nicht, den Angriff weiter vorzutragen. 
Die Gemengelage preußischer und fremdstaatlicher Gebietsteile in Thüringen 
verlangte eine zollpolitische Flurbereinigung. Durch sein Zollgesetz von 1818 
sperrte Preußen die Zugänge nach Mitteldeutschland. Gerade das Sträuben der 
Kleinstaaten gegen einen Zollanschluß mit Preußen offenbarte die geographi- 
sche Verbundenheit Thüringens mit dem Norden. So weit die Quellflüsse der 
Saale und Unstrut reichten, war preußisches Machtgebiet. In völliger Hilf- 
losigkeit mußte es endlich um Aufnahme in den preußischen Zollverband 
nachsuchen. Die Wirtschaftsgrenze Preußens schob sich aber damit bis auf 
den Rennstieg, ja bis auf den Südhang des Thüringer Waldes vor. 

Im Jahre 1866 gingen auch die Kleinstaaten bereits politisch fast alle mit 
Preußen. Mit der Annäherung an den Großstaat jedoch ward Thüringens 
Zwischenlage ihm zum Segen. Es wurde eine Zentrale des innerdeutschen 
Verkehrs. Mit der Verlagerung des politischen Schwergewichts von der Rhein- 
linie zur Elbe hatten vor allem auch die Nord-Südverbindungen durch Thü- 
ringen erhebliche Bedeutung gewonnen. Bereits im dreißigjährigen Kriege 
waren die Übergänge über Thüringer Wald und Frankenwald von Koburg 
nach Saalfeld und von Schleusingen nach Ilmenau im Verlauf der Straßen 
Nürnberg—Leipzig und Würzburg Erfurt wiederholt umkämpft worden. Im 
siebenjäbrigen Krieg hatte — wie später bei Napoleon — die Saalelinie dem 
Reichskontingent als Vormarschstraße gedient. 1813 überschritt die verbündete 
Hauptarmee den mittleren Thüringer Wald. Nun zog noch die neue 1829 in 
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Angriff genommene Straße Gotha—Subl— Würzburg mit ihren Ausstrahlungen 
bis zum Bodensee und zur Donau den deutschen Süden an den Norden her- 
an. Der Verkehr war der südlichen Gebirgsschranke Herr geworden. Vollends 
nutzten endlich die Eisenbahnen die leichte Überschreitbarkeit des Gebirges 
für den modernen Großverkehr aus. Sie verbanden auch die Zentralmulde 
durch das Helmetal und die Senke von Nordhausen nach Northeim — mit 
dem deutschen Nordwesten. Erfurt entwickelte sich durch die Gunst seiner 
Lage zum Knotenpunkt dieses immer reichere Formen annehmenden Verkehrs; 
vom oberen und mittleren Unstruttal, vom Saale-, Ilm- und Geratal, vom Paß 
von Eisenach liefen die Linien zusammen. 

Dem Verkehr ist die Industrie gefolgt. Gerade seiner zentralen geschützten 
Lage wegen, die Verbindungen nach allen Seiten bietet, scheint sich z. T. eine 
Verlagerung der Industrie nach Thüringen vorzubereiten. 

Wechselvoll waren die Auswirkungen der geographischen Lage Thüringens. 
Sie hat die Landschaft trotz wiederholter Ansätze niemals zu staatlicher und 
politischer Selbständigkeit gelangen lassen. Auch der nach 1918 angeregte 
Zusammenschluß der kleinstaatlichen Gebiete mit den preußischen Bezirken 
zu einem wirklichen Großthüringen würde sie nicht gebracht haben. Bei seiner 
abgeschlossenen Binnenlage hätte auch dieser Staat genau so wie das heutige 
Land Thüringen nur im Schatten Preußens und angewiesen auf seine Freund- 
schaft zu leben vermocht. 

Der Fortfall der unseligen politischen innerdeutschen Fronten entlastete aber 
das Land von dem allseitigen übermächtigen Druck. Dafür durchpulste un- 
gehemmt der moderne Großverkehr auf den alten Wegen die deutsche Herz- 
landschaft. Mächtig nahm sie an dem allgemeinen Aufschwung Deutschlands 
nach 1871 teil. Die geopolitische Zwischenlage, der Fluch ihrer Geschichte, 
ward wirtschaftlicher Segen in der Gegenwart. 


GEORG S. LÖBSACK: 
DAS NEUE RUSSISCH-MITTELASIEN 


Jetzt vor Jahresfrist ist die administrative Neueinteilung Russisch-Mittel- 
asiens in Kraft getreten. In Anbetracht der von den Sowjets selbst be- 
mängelten Unzulänglichkeit der statistischen und sonstigen Angaben kann erst 
heute nach Sowjetangaben ein einigermaßen verläßliches Bild der politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse im russischen Baumwollgebiet entworfen 
werden. Es bleibt aber zu beachten, daß manche Zahlen wie z. B. hinsicht- 
lich der Bevölkerung auf bloßen Schätzungen bzw. auf Angaben von Ge- 
meindeversammlungen beruhen (Chiwa. Buchara). Sie gelten aber vorüber- 
gehend als grundlegend. 

Das frühere Russisch-Mittelasien war administrativ vertreten durch 
das Generalgouvernement Turkestan sowie durch die Vasallenkhanate Buchara 
und Chiwa. Eingeteilt war es nach fast ausschließlich militärischen Gesichts- 
punkten, je nach der fortschreitenden Besetzung der Gebiete von 1813 bis 
1884, von der Entreißung des Olgebietes von Baku aus persischem Besitz 
also bis zur Eroberung Merws. Das Gebiet umfaßte 1527 365 Quadratwerst.*) 
Seine Bevölkerung zählte etwa 8—g Millionen Menschen. Davon: Usbeken 
2½ Millionen, Kirgisen 1 Million, Turkmenen !/, Million, Kara-Kirgisen 
600 000, Tadshiken 400 000, Kara-Kalpaken 77000, Russen 700 ooo, sonstige 
350000. Außerdem betrug die ebenfalls gemischte Bevölkerung Bucharas 
2 600 000, die Chiwas (heute Choresm genannt) 600 000. 

Im Ergebnis seiner Neueinteilung verlor das Gebiet: Das turkestanische 
Kirgisien (heute Rasak-Kirgisien) mit 600 964 Quadratwerst und ı,4 Millionen 
Einwohnern und Kara-Kalpakien als autonomes Gebiet mit 303 349 Quadrat- 
werst und 220000 Einwohnern an die Kirgisenrepublik, die nicht mehr unter 
den Begriff Russisch-Mittelasien fällt. Spricht man heute also von Russisch- 
Mittelasien, so ist damit in erster Hinsicht die reichste Republik Usbekistan 
mit Tadshikistan gemeint, die unmittelbar vor der Neueinteilung zusammen 
72 % der Gesamtproduktion des früheren Russisch-Mittelasiens lieferten und 
deren Budget auch heute 70 °/, des gesamten russisch-mittelasiatischen Budgets 
ausmacht. Ihnen folgen Turkmenistan und ganz zuletzt Kara-Kirgisien. 

Das gegenwärtige Russisch-Mittelasien umfaßt folglich eine Gesamt- 
fläche von 823 062 Quadratwerst mit einer Bevölkerung von 6316550 Per- 
sonen. Hiervon sind 13, 2 % Städter, 86,8°/, Landbevölkerung. Fläche und 
Bevölkerung verteilen sich wie folgt: 


*) Umrechnungsfaktoren am Schluß des Artikels. 
39° 
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Fläche Bevölkerung 
Turkmenistan . . . 367 776 Quadratwerst 855 114 
Usbekistan . 164150 ý 3 963 285 
Tadshikistan . . . . 120600 » 793 503 
Kara-Kirgisien . . . 170536 ö 714 648 
Strittige Gebiete ? à 170 683 


RUSSISCH-MITTELASIEN 


nach der Neueinteilung von 1925 


mo en l 
a | ° À 
00 Ste, 


Vollberechtigte Mitglieder der Sowjetunion sind nur Turkmenistan und 
Usbekistan. Tadshikistan dagegen gehört als autonome sozialistische Sowjet- 
republik zu Usbekistan, während Kara-Kirgisien sich als autonomes Gebiet 
der RSFSR (Großrußland) angliedert. 

Die Neueinteilung Russisch-Mittelasiens ging von Erwägungen national- und 
außenpolitischer wie wirtschaftlicher Natur aus. 

Die wirtschaftlichen Gesichtspunkte zielten ab auf: ı. verwaltungstechnische 
Verbesserungen namentlich in der Landbewässerung; 2. die festere Verknotung 
mit der Wirtschaft Gesamtrußlands; 3. die Teilung nach Landwirtschafts- 
und Viehzuchtsgebiet. 

Die nationalen Erwägungen richteten sich auf die Beseitigung von Reibungs- 
flächen zwischen den einzelnen Stämmen sowie auf die außenpolitischen 
Zwecke, die bei einem gesteigerten Nationalbewußtsein leichter errungen 
werden können. So sind, was die Sowjetpresse besonders hervorhebt, die 
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Tadshiken durch ihre Sprache verbunden mit Bewohnern Persiens, Afghanistans 
und muselmanischer Provinzen Britisch-Indiens. Vor der Revolution von 1917 
galten die Tadshiken aber allgemein als Parias. „Heute kommt Tadshikistan 
eine internationale Bedeutung zu: Es liegt an der Grenze dreier Staaten: 
Afghanistan, Indien, Rußland!“ Nach der Proklamierung des nationalen Selbst- 
bestimmungsrechtes durch Moskau 1917—1918 bot die alte Einteilung Russisch- 
Mittelasiens, das über 20 verschiedene Völkerschaften zählt, keine Gewähr 
mehr für eine innerpolitische Stabilität. 

Während nun die Bewohner Russisch-Mittelasiens bei aller scharfen Kritik 
an der Moskauer Politik die nationale Befreiung und Abgrenzung dankbar 
anerkennen, sind wirtschaftlich-verwaltungstechnische Fragen noch nicht überall 
zu voller Zufriedenheit gelöst. Hierfür ein charakteristisches Beispiel. Um 
die Zugehörigkeit der Stadt Taschkent und ihres Bezirkes hat es zwischen 
Usbeken und Kirgisen einen regelrechten diplomatischen Krieg gegeben. Der 
schließlich in Kompromißlösung Usbekistan zugesprochene Landesteil bildet 
die nordwestliche Spitze einer usbekischen Landzunge im kirgisischen Territorium. 
Als die Kirgisen zuletzt von ihrem Anspruch abgebracht werden konnten, 
forderten sie die Zuweisung von wenigstens drei Kreisen des Taschkenter Be- 
zirkes (Sengiatinsk, Bulat, Niasbek). Wäre die Forderung restlos erfüllt worden, 
so wären die Kopfstücke der Kanäle Bos-Su und Salara, die Taschkent mit 
Wasser versorgen, den Kirgisen zugefallen, während nur die Unterläufe auf 
usbekischem Gebiet gelegen hätten. Zuguterletzt hätte dies dazu geführt, daß 
die Mittelasiatische Bahn 17 Werst südlich von Taschkent bei der Station 
Kaufmansk (Kauntschinsk) von einem kirgisischen Landkeil überquert worden 
wäre, woraus bei einem neuen Streit eine prekäre Situation hätte entstehen 
können. Wie tief die Notwendigkeit der Beherrschung der Bewässerungs- 
adern im Bewußtsein der Bevölkerung wurzelt, ist z. B. aus folgendem usbeki- 
schen Wort zu erkennen: „Viel Wasser gib dem Turkmenen nicht, er wird 
sonst satt und übermannt dich! Auch wenig gib ihm nicht, er wird sonst 
böse und zerstört deine Felder! Gib ihm aber so viel, daß er immer von 
dir abhängig ist!“ („Nowy Wostok“). 

Die wirtschaftliche Bedeutung Russisch-Mittelasiens, bei dessen Beurtäilang 
und Vergleichung mit den Vorkriegsverhältnissen stets die Verheerungen des 
Bürgerkrieges im Auge behalten werden müssen, liegt vornehmlich in der 
Baumwollkultur. Nach neueren und Vorkriegsberechnungen eignen sich 
zur Verwertung für die Baumwollkultur bei künstlicher Bewässerung 2,5 bis 
3 Millionen Deßjatinen Land. Den Verhältnissen vor der Neueinteilung an- 
gepaßt, betrug die kultivierte Baumwollfläche 1924 insgesamt jedoch nur 
347000 Deßjatinen. Im Jahre 1926 soll sie auf 6 bis 700000 Deßjatinen 
(etwa Vorkriegsnorm) erhöht werden und bis zum Jahre 1930 auf 1,3 Millionen 
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Deßjatinen. Russisch-Mittelasien liefert heute etwa die Hälfte des Baumwoll- 
bedarfes der russischen Industrie. Der andere Teil wird aus Persien, 
Amerika usw. bezogen. Neuerdings sind Erwägungen zum Bezug türkischer 
Baumwolle angestellt worden, doch sind die Aussichten noch wenig günstig. 
Die Fläche von 1926 ergäbe 42—5o Millionen Pud Rohbaumwolle, während 
das Ernteergebnis 1925 bei einer kleineren Fläche gut gerechnet mit 32 bis 
33 Millionen veranschlagt wurde. Viel wird für die Technisierung der Wirt- 
schaft getan. Usbekistan besaß 1924 schon 334 Traktoren, deren Zahl 1925 
auf 800 gesteigert werden sollte. Auch wirft man in den Budgets allgemein 
für die Bewässerung usw. das Doppelte aus gegenüber der Volksbildung. 
Hierbei ist aber zu beachten, daß 95°/, der Bevölkerung Usbekistans, das als 
die fortgeschrittenste Einheit gilt, Analphabeten sind. 

Vom Bewässerungsnetz waren 1915 insgesamt 4,4 Millionen Deßjatinen 
Land erfaßt, 1922 nur 2 Millionen und 1925 wieder 3,2 Millionen. 1930 
hofft man weitere 2 Millionen Dessjatinen hinzuzählen zu können. 

Der Getreideanbau Russisch-Mittelasiens deckt nicht den Bedarf der Be- 
völkerung, so daß seine Entwicklung auf das engste mit der Getreidezufuhr 
aus dem übrigen Rußland zusammenhängt. Mit Getreidefrüchten wurden 
1924 insgesamt 2,4 Millionen Deßjatinen bebaut. Der Garten- und Wein- 
bau umfaßte 75000 Deßjatinen. 

Die Abhängigkeit von der Getreidezufuhr von auswärts ist aus den An- 
gaben der sowjetamtlichen Wirtschaftszeitung ,Ekonomitscheskaja Shisnj“ vom 
3. und 7. Januar 1926 ersichtlich. Der Getreidebedarf allein der Baumwoll- 
bauern Russisch-Mittelasiens beträgt 22 Millionen Pud jährlich. Davon können 
1925/26 im Lande selbst nur 1,5 Millionen Pud beschafft, die übrigen 
20,5 Millionen müssen von auswärts geliefert werden, will man normale Ver- 
hältnisse erzielen. Die Getreidezufuhr deckt aber jeweilig nur 75 °/, des Be- 
darfes, so daß die Getreidepreise in Russisch-Mittelasien um die Jahreswende 
stellenweise von ı Rubel 50 Ropeken auf 5 bis 7 Rubel pro Pud gestiegen 
waren. Die normale traditionelle Rechnung des Baumwollbauern fordert aber 
für ein Pud Baumwolle 3 Pud Getreide. Da er dies nicht erhält, zum 
mindesten nicht zur gegebenen Zeit, und da der Geldkredit gegenüber 1913 
doppelt so teuer ist und fehlt, erklärt der Bauer kurz: „Dann säe ich Ge- 
treide“, wodurch die Baumwollkultur sich „aus der traditionellen Konjunktur 
zum Problem* gestaltet hat. Auch im Preisverhältnis von Industrieerzeugnissen, 
die zum größten Teil ebenfalls von auswärts beschafft werden müssen, und 
Baumwolle besteht eine empfindliche Dissonanz. Zum Teil aus solchen Er- 
scheinungen, denen sich religiöse Streitfragen beigesellen sowie Provokationen 
auswärtiger Agenten, erklären sich Unruhen, von denen man hier und da 
hört, die unter Beimischung politischer Konflikte und auch gewöhnlichen 


LOBSACK: DAS NEUE RUSSISCH-MITTELASIEN 615 


Räubertums sowie infolge bolschewistischer Fehler namentlich die Aufstands- 
epoche der „Basmatschi“ ausfüllten. Das zum großen Teil im Feudalismus 
steckende Land ist dadurch hart mitgenommen. Ein anderes, noch ganz 
junges Problem ist die Landreform, die erst im Dezember vorigen Jahres 
begonnen worden ist. Enteignet wird der Landbesitz über 40—50 Deßjatinen. 
Zu verteilen sind an die landarme Bevölkerung z. B. in Usbekistan 6, 5% Land 
Großgrundbesitz, 35,1% sonstiger privater Landüberschuß, 23,5 % unbe- 
arbeitetes Land im Besitz der Stadtbevölkerung, 13,9 % Staats- und Kirchen- 
ländereien, 21% Kulturland. In diesem Jahr sollen ebenfalls in Usbekistan 
etwa 40—50 000 neue Wirtschaften angelegt werden, von denen volle 80 % 
auf die staatliche Inventarlieferung angewiesen sind. Von den für 300 000 
geplante neue Wirtschaften erforderlichen 700000 Deßjatinen ist nur ½ ver- 
fügbar. Es muß infolgedessen neuer Boden kultiviert werden. Jede neue 
Wirtschaft erhält 3—5 Deßjatinen Land. 

Quasi als neues Ausgangsjahr ist 1924 zu betrachten. Es zeigt folgenden 
Anteil der Staatseinheiten an der Bodenbearbeitung in Prozenten: 


Baumwolle Getreide Garten- und 


Weinbau 
Usbekistan mit Tadshikistan . . 67,6 66,2 73,5 
Turkmenistan n 13,6 5,9 13,5 
Kara- Kirgisien 3,8 8,6 1,9 


Der Wert der landwirtschaftlichen Produktion dieser Einheiten zusammen 
belief sich 1923/24 auf 454 738 000 Rubel bei 536 Millionen Rubel Gesamt- 
produktion. 


Auf die einzelnen Gebiete entfielen: 


in Tausend Rubel in Prozenten 


Usbekistan . . 3:6915 69,7 
Tadshikistan . 20 406 4,5 
Turkmenistan. . 28220 6,2 
Kara-Kirgisien . . 30525 6,7 
Kasakistan . . 49587 10,9 
Kara-Kalpakien . . 9085 2,0 

454 738 100,0 


Nach der Neueinteilung entfallen von der Baumwoll-Anbaufläche, die 
insgesamt 347000 Deßjatinen beträgt, auf: 


Usbekistan mit Tadshikistan . . 67,8 Prozent 
Turkmenistan . nnn 12,6 


Kara-Kirgisien . . . 2. 2. 2 « 3,8 b 
Strittige Gebiet . . . . . . | 8,0 8 
Kasak - Kirgisien 751 
Ksra-Kalpaki ens oJ „ 
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Das Vieh fallt den einzelnen Staaten zu 


in Tausend Stiick in Prozenten 


Kara-Kirgisien . . . 5845 42,9 
Usbekistan 2 589 19,0 
Kara-Kirgisien . . . 188: 13,8 
Turkmenistan . 1701 12,5 
Tadshikistan . . . 962 7,1 
Kara-Kalpakien . . . 38: 2,9 


Strittige Gebiete . 269 


1,9 


13 728 100,0 


Die Industrie wurde wie folgt geteilt: 


in Millionen Rubel in Prozenten 


Usbekistan 45,8 60,8 
Tadshikistan . . . . 7,0 9,3 
Turkmenistan 10,4 13,8 
Kara- Kirgisien . 3,6 4,7 
Kasak-Kirgisien . . . 6,2 8,2 
Kara-Kalpakien . . . 0,8 1,0 
Strittige Gebiete . . . 1,5 2,2 


Die Heizstoffindustrie: An Kohle wurden vor dem Kriege 12 Millionen 
Pud jährlich erbeutet gegen 5 Millionen heute. Die Kohlengruben sind zwischen 
Usbekistan und Kara-Kirgisien aufgeteilt worden. In Betrieb sind in ersterem 
die Gruben von Sjuljukta, in letzterem die von Kisil-Kij. Die Naphtaquellen 
von anto und Tschimion gehören zu Usbekistan, die auf der Insel Tscheleken 
zu Turkmenien. 

Das Eisenbahnnetz: Usbekistan 1 843 Werst, Turkmenistan 1 364 Werst, 
Kara-Kirgisien 50 Werst. 

Die noch nicht abgeschlossene Regelung der Landesverwaltung machte die 
zentrale Leitung verschiedener Wirtschaftszweige von Moskau aus zur Bedin- 
gung. So verbleiben in der Moskauer Hand die Fragen des Getreideanbaues 
und der Getreideeinfubr, die des Baumwollanbaues und der Baumwollausfuhr 
sowie des Bewässerungswesens. Die einzelnen Republiken sind an der Ver- 
waltung ebenfalls beteiligt, lassen sich jedoch von der Moskauer Initiative leiten. 


Usbekistan 


Usbekistan, dem Tadshikistan angegliedert ist, gehört als Sozialistische Sow- 
jetrepublik zur Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken. Die Bevölkerung 
ist seßhaft und setzt sich zusammen aus: Usbeken (69 %), Tadshiken (19 %), 
Kirgisen (2 %), Kara-Kirgisen (2%), Russen (4%) und sonstigen (4%). Die 
Stadtbevölkerung macht ı8°/, der Gesamtbevölkerung aus, bildet aber 67 % 
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der Stadtbevölkerung Russisch-Mittelasiens, was in Anbetracht der Handels- 
natur des Mittelasiaten von besonderer Bedeutung ist. Provinzen: Samarkand, 
Taschkent, Ferghana, Serawschan, Kaschka-Darjinsk, Surchan-Darjinsk, Choresm 
(ehem. Chiwa), Autonomes Gebiet der Tadshiken. Städte: Taschkent, Samar- 
kand, Staraja-Buchara, Kokand, Ferghana, Andıshan, Namagan. Das Land 
grenzt an Afghanistan, Indien und China. Es weist zwar ebenso wie Turk- 
menistan große unbesiedelte Flächen auf, besitzt aber die ertragreichsten und 
am dichtesten bevölkerten Gebiete Russisch-Mittelasiens, wie z. B. Ferghana 
und das Serawschan-Tal. In der baumwollverarbeitenden Industrie sind 
Usbekistan von 132 Unternehmungen Russisch-Mittelasiens 110 zugefallen, von 
denen jedoch nur ein Teil in Betrieb ist. An der industriellen Gesamtpro- 
duktion Russisch-Mittelasiens ist Usbekistan mit etwa 77% beteiligt, an der 
Seidenzucht mit 95,3 %. 


Tadshikistan 


Tadshikistan gehört als Autonome Sozialistische Sowjetrepublik zur Sozialisti- 
schen Sowjetrepublik Usbekistan. Die Bevölkerung liefert die Wander- 
arbeiter für die Baumwollpflanzungen Ferghanas. Nur 3,3°/, der Bevölkerung 
leben in den Städten. Die Fläche zerfällt auf sieben Vilajets, übernommen 
aus dem früheren Ost-Buchara und dem ehemaligen Gebiet von Samarkand, 
sowie das Gebiet Gorny Badakschan, den viel umstrittenen Keil zwischen Indien 
und China, Pamir. Der Regierungssitz ist Djuschambe; wichtigere Nieder- 
lassungen sind Hissar, Denau, Samsonowo. Der Verkehr und die Warenzu- 
fuhr sind durch die Wegelosigkeit behindert. Es gibt allgemein nur Last- 
tierpfade bei sehr hohen Transportkosten. Im Bau ist eine Eisenbahnlinie 
Samsonowo— Termes. Geplant ist eine Bahnverbindung Termes—Djuschambe 
(800 Werst). Einen Post- und Telegraphenverkehr gibt es noch nicht und 
selbst die Behörden bedienen sich der mittelalterlichen Läufer. Auf dem Amu- 
Darja wird an einer Schiffverbindung gearbeitet. Klima und Boden sind 
äußerst günstig. Regenperiode Januar-Mai. Von ihrem Boden sagt die Bevölkerung: 
„Unser Land ist so fruchtbar, daß Leute wachsen, wenn wir einen Menschen 
säen“. Der Schafzucht sind ausgedehnte Bergwiesen von Nutzen, auch wird 
Seidenzucht getrieben. Das Land rühmt sich namhafter Reichtümer an Hölzern 
für die Bleistiftfabrikation, an Naphta, Eisen, Kupfer, Silber, Marmor, Gold 
(im Sand der Bergflüsse). Für die Baumwollkultur sind 370000 Defjatinen 
geeignet. 

Der Pamir stellt ein verhältnismäßig großes Gebiet dar, in dem fast jedes 
Wachstum fehlt. Nur hier und da gibt es in den Tälern und Senkungen 
Grasflächen, auf denen die Bewohner des Pamir, Kara-Kirgisen, hin- und her- 
ziehen. Vom Norden bis Süden, von der Altai-Grenze bis zum Kak-Tesek 
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(650 Werst), leben insgesamt 3000 Nomaden, deren Jurten oft zehn und mehr 
Werst voneinander entfernt liegen. Nach der „Prawda* vom 23. Mai 1925 
gibt es in Pamir vier Gemeinden mit insgesamt 600 Jurten: Alitschursk, 
Tschasch-Keminsk, Rangulskoje, Kara-Kulskoje. Die Zahl der Jurten schwankt 
aber, da viele der Nomaden oft die afghanische bzw. chinesische Grenze über- 
schreiten, vielfach je nach den Steuerfristen. Da infolge der klimatischen 
Verbältnisse (Kälte) Getreide- und Hülsenfrüchte nicht angebaut werden können, 
befaßt sich die Bevölkerung ausschließlich mit der Viehzucht und mit haus- 
industriellen Arbeiten (Peitschen, Zäume usw.), mit denen sie in Kaschgar 
Handel treibt. Der Wert eines Kirgisen-Haushalts beläuft sich auf 800 bis 
900 Rubel, einer Kub z. B. auf 7—8 Rubel, eines Ochsen auf 10 Rubel, eines 
Schafes auf 1—11/, Rubel. Ihre engere Verbindung unterhält die Bevölkerung 
mit Afghanistan, China und Hindostan. 


Turkmenistan 


Turkmenistan zählt als Sozialistische Sowjetrepublik zur Union der Sozialisti- 
schen Föderativen Sowjetrepubliken. Seine Bevölkerung ist zur Hälfte seß- 
haft, zur anderen Hälfte nomadisiert sie. Turkmenen 80°/,, Usbeken 10 %, 
Russen 6°/,, Perser, Armenier und sonstige 4°/,. Nur 9,5 % der Bevölkerung 
wobnen in den Städten. Bestand: Das ehemalige Gebiet Turkmenien, die 
Vilajets Leninsk (ehem. Tschardshuj), Kerkinsk und ein Teil des Vilajets 
Schirabad aus dem Bestand der früberen Sowjetrepublik Buchara, ferner fünf 
Kreise der früheren Sowjetrepublik Chiwa: Taschaus, IIjali, Tachta, Konia- 
Urgentsch und Porsu. Provinzen: Poltorazk (ebem. As'chabad), Merw, 
Leninsk (ehem. Tschardschuj), Kerkinsk und Taschaus. Die Provinzen zerfallen 
in 26 Bezirke. Klima und Boden: Mit Ausnahme eines Bergrückens liegt 
Turkmenistan in der Wüstenzone. Die Menge der Niederschläge ist äußerst 
gering, die Temperatur durchschnittlich im Jahre eine sebr hohe. Demzu- 
folge gibt es fast keinen Landstrich, der für den Anbau ohne künstliche Be- 
wässerung verwendbar wäre. 1925 wurden insgesamt nur 220 000 Deßjatinen 
Land bebaut gegenüber 425000 Deßjatinen 1915. Das Bewässerungsnetz 
erfaßt dagegen 900000 Deßjatinen. Von der Aussaatfläche 1925 entfielen 
47 000 Deßjatinen auf die Baumwollkultur bei einer vorhandenen Nutzungs- 
fläche für Baumwolle von 87 000 Deßjatinen, 1926 geplant: 73 500 Deßjatinen. 
Die landwirtschaftlichen Einkünfte verteilen sich (1923/24) wie folgt: 70 % 
Ackerbau, 25% Viehzucht, 1,7 % Gartenbau, 3, 2% Weinbau. Die landwirt- 
schaftliche Produktion für 1924/25 wurde mit 18 Millionen Rubel veranschlagt 
(12 Millionen Rubel Baumwolle). An der industriellen Produktion Russisch- 
Mittelasiens ist Turkmenistan mit 17, 6% beteiligt. 1923/24 erfaßte der Privat- 
handel 83 % des Handels. 
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Kara-Kirgisien 
Kara-Kirgisien gehört als Autonomes Gebiet zur RSFSR. Es ist aus dem 
südlichen Teil der Provinz Dshetysujsk, aus Ost-Ferghana und dem nörd- 
lichen Pamir gebildet. Nur ein Teil des Landes ist besiedelt. Seine Bevöl- 


kerung (6—10°/, städtisch) betreibt hauptsächlich Viehzucht. Der Anteil Kara- 
Kirgisiens an der industriellen Produktion Russisch-Mittelasiens ist nur sehr 


gering. 


Umrechnungsfaktoren 
ı Werst = 1,067 km 
ı ◻D Werst = 104,2 Deßjatinen = 1,138 qkm 
ı Deßjatine = 1,092 ha 
ı Pud = 16,380 kg. 
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PAUL OSTWALD: 
DEUTSCHLAND UND JAPAN 


Bei der starken Abhängigkeit der Kultur des modernen Japans von Deutsch- 
land, zu der in der Restaurationsepoche des Mikadoreiches besonders auf den 
Gebieten der Staatsverwaltung, der Verfassung, der modernen Rechtspflege, 
des Heerwesens, der medizinischen Wissenschaft samt allen ihren Neben- 
disziplinen der Grund gelegt wurde, kann es nicht wunder nehmen, daf die 
Japaner die ersten von unseren Feinden waren, die nach Weltkriegsende die 
kulturellen Verbindungen mit uns wiederaufzunehmen sich eifrig bemiihten. 
Die japanische Wissenschaft hatte in den Jahren des Weltkrieges die engen 
Verbindungen mit uns stark vermißt, es bestand ein wahrer Hunger nach 
deutschen Büchern und Zeitschriften. Sofort kamen denn auch japanische 
Gelehrte nach Deutschland, als die Verhältnisse es möglich machten, um die 
alten zerrissenen Fäden auf kulturellem Gebiet wieder anzuknüpfen, und zwar 
waren es besonders Juristen, Mediziner und Naturwissenschaftler. Japanische 
Studenten bevölkerten sehr bald wieder unsere Universitäten, und zwar, angelockt 
durch die für sie günstigeren wirtschaftlichen Bedingungen infolge unserer zer- 
fallenen Währung, vielleicht in noch stärkerem Maße als vor dem Weltkriege. 

Wiederholt haben denn auch diese Kreise Japans auf ihren Versammlungen 
energisch Protest eingelegt gegen die Versailler Vernichtungspolitik, sie haben 
durch Pietätsakte an den Gräbern deutscher Gelehrter vor aller Welt laut 
den Dank betont, den das moderne Japan Deutschland schuldet, und so ein 
glänzendes Zeugnis abgelegt für den Wert deutscher Kultur in einer Zeit, in 
der die Lüge vom deutschen Barbarenvolk immer noch weite Kreise der öffent- 
lichen Weltmeinung beherrschte. Diese Kreise der japanischen Intelligenz 
waren es auch, die in ihrem Vaterlande bedeutende Sammlungen an Geld für 
die damals notleidende deutsche Wissenschaft und für die notleidende deutsche 
Studentenschaft zusammenbrachten, und die dafür sorgten, daß bereits im 
Jahre 1921 eine deutsch-japanische wissenschaftliche Zeitschrift für Wissen- 
schaft und Technik ins Leben treten konnte. Deutsche Ärzte, deutsche Juristen 
und andere deutsche Gelehrte wurden wieder nach Japan gebeten, entweder 
zu festen Anstellungen oder zu Vortragsreisen. Ja sogar deutsche Musiker 
holte man zu Konzertreisen dorthin. Fühlt man doch in Japan sehr genau, 
daß die ganze geistige und künstlerische Atmosphäre bei uns eine gewisse 
Ähnlichkeit mit der im Mikadoreich hat. Wie wir, wenn auch aus anderen 
Gründen, steht Japan augenblicklich in einem gewaltigen geistigen und künstleri- 
schen Umformungsprozeß, wie bei uns ringt dort Altes mit Neuem. So er- 


klärt es sich, daß man in Japan heute nicht nur auf den traditionell über- 
lieferten Gebieten der Wissenschaft an uns wieder engeren Anschluß sucht, 
sondern auch auf solchen, wo wir bisher einen Einfluß in geringerem Maße 
besaßen, besonders auf dem Gebiete der Literatur und der Philosophie. Es 
spricht sich darin ein ungeheures Vertrauen der gebildeten und denkenden 
Kreise Japans zu uns aus, wenn man auf uns, gerade weil wir selbst in einem 
starken Ringen um einen neuen Lebensinhalt stehen, so große Hoffnungen 
setzt als kommende Wegweiser auch für das eigne Volk, dem die schnelle 
Entwicklung zum modernen Industriestaat die alte im schintoistischen Glauben 
festgegründete Welt- und Staatsanschauung mehr und mehr unter den Händen 
zerrinnen läßt. Dieses psychologische Moment muß beachtet werden, denn 
hier liegt der Hebel, mit dessen Hilfe wir unsere Bedeutung für Japan in 
einem besonderen Maße steigern können. Die Voraussetzungen und Grund- 
lagen sind dafür denn auch dadurch gegeben, als dieses geistige Drängen zu 
Deutschland hin der Kenntnis der deutschen Sprache sehr zugute gekommen 
ist. Dadurch, daß neuerdings die Obergymnasien von 7 auf 25 vermehrt 
worden sind, ist eine besondere Förderung der deutschen Sprache eingetreten. 
Denn wie auf den anderen Vorbereitungsanstalten für die Universitäten ist 
auf den Obergymnasien das Deutsche die zweite Fremdsprache, die dort neben 
dem Englischen unterrichtet wird. Deutsch und Englisch verhalten sich heute 
daher in Japan wie 3:5. Der Kreis derer, die Sprachkenntnisse besitzen und 
das Deutsche zum mindesten lesen können, wird so in Zukunft nicht be- 
schränkt sein auf diejenigen, die diese Sprache nur ihres Fachstudiums wegen 
brauchen, wie die Mediziner und Juristen. 


Auch die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland und Japan 
sind nach Kriegsende sehr bald wieder in Fluß gekommen und haben sich 
mit einer Ausnahme, von der noch zu reden sein wird, günstig entwickelt. 
Wie japanische Gelehrte, so kamen sofort nach Beendigung des Krieges auch 
japanische Wirtschaftler zu uns, um alte Verbindungen zu erneuern oder 
neue anzuknüpfen. Deutsche Ingenieure wurden begehrt, Interessengemein- 
schaften zwischen deutschen großen Unternehmungen und japanischen, be- 
sonders auf den Gebieten der elektrotechnischen und chemischen Industrie, 
wurden geschlossen. Im Handelsverkehr stand Deutschland bereits im Jahre 1922 
wieder an 6. Stelle, in der Einfuhr an Farben sogar an zweiter. Leider fehlte 
bisher ein auf gegenseitiger Meistbegünstigung basierter Handelsvertrag, doch 
ist zu hoffen, daß die seit dem Herbst 1925 nach Tokio verlegten Verhand- 
lungen recht bald zu einem günstigen Ergebnis führen werden.!) Auch in den 


1) Der Abschluß ist nach den letzten Nachrichten in Kürze zu erwarten. Deutschland wird nach 
Japan in der Hauptsache nur die Farben ausführen, die Japan selbst nicht herzustellen vermag. 
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Fragen der Behandlung des liquidierten deutschen Eigentums nahm Japan 
eine Stellung ein, die es vorteilhaft von der der anderen Kriegsgegner unter- 
scheidet. Die japanische Regierung gab sehr bald nach Friedensschluß in 
Altjapan 10000 Yen und 50°/,, in Tsingtau 19000 Yen und 29 % frei. Im 
September 1925 ist dann ein weiteres Abkommen mit Deutschland getroffen 
worden, wodurch die Frage der Liquidation endgültig geregelt worden ist. 
Auf Grund dieses Abkommens ist oder wird noch den von der Liquidation 
betroffenen Deutschen soviel ausgezahlt, daß sie dann ungefähr “Is ihres früheren 
Eigentums zurückerhalten haben. 

Anders steht es nun allerdings mit den politischen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Japan nach dem Weltkriege. Gewiß auch sie sind immer 
korrekt und äußerlich gut gewesen, aber in Wirklichkeit hat uns Japan bier 
doch so manchen Schaden zugefügt und gegen uns gearbeitet. Wir haben so 
von Japan in den Nachkriegsjahren ein doppeltes Gesicht gesehen, und wir 
haben keinen Anlaß darüber unsere Bitterkeit zu verheimlichen. Im Gegen- 
teil wir bedauern, daß diese Tatsache von deutscher amtlicher Seite niemals 
berührt worden ist, daß dazu trotz so vieler gebotenen Gelegenheiten nie- 
mals von deutscher amtlicher Seite Stellung genommen wurde. Es hätte uns 
bei einem in nationalen Ehrensachen so penibel denkenden Volke wie es die 
Japaner sind, nicht schaden, sondern eher nützen können, wenn wir Protest 
dagegen eingelegt hätten, daß Japan da, wo es sich kulturelle oder wirtschaft- 
liche Vorteile von uns versprach, sich um uns eifrig bemühte, daß es aber 
zu gleicher Zeit uns politische Fußtritte versetzte, weil es davon die beste 
Hilfe in seiner Isolierung erhoffte. Denn bei allem Verständnis, daß wir dem 
japanischen Eifer um die Freundschaft Frankreichs und ihrer außenpolitischen 
Bedingtheit entgegenbringen wollen, so bleibt doch die Frage von unserer 
Seite nur zu berechtigt, ob die Tokioer Regierung es wirklich nötig hatte, in 
ihren Freundschaftsbeweisen Paris gegenüber so weit zu gehen, wie es ge- 
schehen ist. Entsprach es wirklich dem japanischen Interesse, die für uns 
so ungünstige Entscheidung über Oberschlesien herbeiführen zu helfen? Hatte 
Japan es durchaus nötig, sich am schärfsten von allen Mächten gegen den 
deutsch-russischen Vertrag von Rapollo auszusprechen, nur weil das Frank- 
reich so lieb war? Warum nahm Japan den französischen Ruhreinbruch so 
schweigend hin und fand nicht einmal ein Wort der Teilnahme, obwohl der 
Beginn der damaligen Reichstagssession gerade mit der französischen Ruhr- 
invasion zusammenfiel? Auch nur eine moralische Unterstützung hätte uns 
viel geholfen. Aber anstatt ein Wort für die Deutschen zu verlieren, von 
denen man allerdings so manches im eignen Interesse wollte, unterdrückte 
man lieber mit aller Gewalt die begeisterten Demonstrationen der japanischen 
Volksmassen vor der deutschen Botschaft in Tokio, die deutlich zu erkennen 


OSTWALD: DEUTSCHLAND UND JAPAN 623 

gaben, wo die Sympathie des japanischen Volkes zu suchen war. Und wie 
stimmte es wohl zu dem vorhandenen amerikanisch-japanischen Gegensatz, 
daß die japanische Regierung auf französischen Wunsch mit dem Farben- 
einfubrverbot herauskam, das vor allem uns Deutsche traf, so daß den Ge- 
winn davon die Amerikaner hatten? Wo lag das japanische Interesse, wenn 
Tokio sich scheute, mit uns handelspolitisch wieder sehr bald auf gleichem 
Fuß zu treten? Die Freiheit dazu hätte Japan gehabt, aber die Furcht vor 
Frankreich war größer. 

Wir Deutsche bezweifeln nicht nur, daß die Tokioer Regierung wirklich 
eine derartige Liebedienerei nötig hatte, sondern behaupten auch, daß Japans 
Staatsmänner sich aus bequemer Öpportunitätspolitik heraus mit einer der- 
artigen Bereitwilligkeit Frankreich gegenüber an ihrem eignen Volke ver- 
sündigten. Es war eine Politik, die von allergrößter Kurzsichtigkeit diktiert 
wurde, der jeder Weitblick fehlte. Denn nicht Deutschlands Vernichtung, 
sondern Deutschlands Erstarken, und zwar nicht nur in kultureller Hinsicht, 
liegt im japanischen Interesse. 

Schneller sogar als zu erwarten war, haben die Verhältnisse sich dahin entwickelt, 
daß Japan und Deutschland in eine politische Schicksalsgemeinschaft hinein- 
getrieben sind. Die gegebenen geopolitischen Verhältnisse mußten sich in 
dieser Richtung trotz der anders eingestellten japanischen Politik Durchbruch 
verschaffen, und sie finden darin ihren sichtbaren Ausdruck, daß sowohl Japan 
wie Deutschland der vom Angelsachsentum mit Hilfe des Washingtoner Neun- 
mächteabkommens und des Völkerbundes betriebenen Einkreisungspolitik Ruß- 
land gegenüber widerstreben müssen. Berlin wie Tokio haben ein gemein- 
sames starkes Interesse daran, die Beziehungen zu Rußland nicht abzubrechen, 
beide Mächte müssen hier den natürlich gegebenen Bedingungen, wie sie aus 
der geopolitischen Lage entspringen, folgen, wenn sie nicht selber Schaden 
leiden wollen. Seit der Hinwendung Japans zu Rußland im Januar vorigen 
Jahres scheint sich ja denn auch eine solche Erkenntnis in Tokio erfreulicher- 
weise stärker geltend gemacht zu haben. Jedenfalls zeigen das Japans Haltung 
auf der letzten Genfer Völkerbundstagung und seine Stellung in der Ver- 
mebrung der Ratssitze. Japan muß, wenn es sich selber dienen will, von 
Frankreich weiter abrücken, da es nur so ungehindert den geopolitischen 
Kräften zu einer gesunden Auswirkung verhelfen kann. Denn Frankreich ist 
nicht nur der Gegner Deutschlands, sondern auch der Gegner der von Japan 
betriebenen Blockpolitik in Asien. Die Versuche der Pariser Politik, die 
chinesischen Wirren immer und immer wieder dahin auszunutzen, Mißtrauen 
zwischen Moskau und Tokio zu säen, um Japan in einer für die französische 
Machtpolitik bequem ausnutzbaren Isolierung zu erhalten, dürften ja wohl auch 
im japanischen Auswärtigen Amt bemerkt worden sein. 
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Für uns Deutsche aber ist damit auch in politischer Beziehung ein wichtiger 
psychologischer Augenblick gekommen, den wir mit allen Mitteln ausnutzen 
müssen. Wir haben viel zu lange mit einer wirklichen aktiven Politik in 
Japan gezögert; sie muß jetzt mit einer umso größeren Entschiedenheit be- 
trieben werden, und zwar vom Standpunkt der gegebenen deutsch-japanischen 
Schicksalsgemeinschaft aus. Durch die vorhandenen kulturellen Bindungen 
zwischen uns und Japan haben wir die günstigsten Aussichten für einen Er- 
folg, nur müssen wir auch dazu übergehen, daraus das nötige politische Kapital 
zu schlagen. Leider fehlt uns immer noch ein deutsches Presseorgan, wie es 
die im Anfang des Weltkrieges eingegangene „Deutsche Japanpost“ war. Es 
wird Zeit, daß ein solches Organ mit Hilfe der in Japan lebenden Deutschen, 
der am japanischen Wirtschaftsleben interessierten deutschen Firmen und mit 
Unterstützung der Regierung wieder ins Leben gerufen wird. Nur durch 
ein deutsches Organ, das wie die „Deutsche Japanpost“ in deutscher, eng- 
lischer und japanischer Sprache erscheint, wird es möglich sein, die vor- 
handenen starken kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen auch politisch 
auszuwerten, vor allem Klarbeit ım japanischen Volke darüber zu verschaffen, 
wie schwer uns in unserer nationalen Existenz die Auswirkungen des Versailler 
Diktats treffen. Wir können nicht verlangen, daß man sich in Japan für die 
Fragen der Besetzung des Rheinlandes, für die Minderheitenfragen, für die 
Rückerwerbung der Kolonien interessiert, wenn wir nicht selbst dieses Inter- 
esse schaffen. Denn was weiß man in Japan von all diesen Dingen. Gleich- 
zeitig aber werden wir auch Japan zu zeigen haben, daß es heute nicht mehr 
zu fürchten braucht, seine Dienste an uns umsonst zu geben, sondern daß 
auch Deutschland wieder mehr und mehr in die Lage kommt, diese Dienste 
vergelten zu können. Auf jeden Fall sind die deutsch-japanischen Beziehungen 
an einem wichtigen Wendepunkt angelangt, und es wird mit an uns liegen, 
ob und wann uns daraus ein Vorteil erwachsen wird. 
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EVERARDO BACKHEUSER: 
DAS POLITISCHE CONGLOMERAT BRASILIEN 


Die Politiker der Flügelparteien und der Mitte 


Der fetischistische Respekt gegenüber der Verfassung vom 24. Februar 1891 
scheint endgültig durchbrochen zu sein. Regierung und Opposition streben 
eine Revision an. 

Diese Sehnsucht nach Revision spricht sich in den Worten beider Flügel- 
parteien unserer Politik aus, indessen bei einer jeden auf ibre Art. Eine Strö- 
mung — die fortschrittliche — ist Vorkämpferin für größere Freiheit, die 
sie durch größere Strenge bei der Prüfung der Wahlresultate, durch eine 
ernstere Rechtspflege, durch Beschränkung in der Ausübung der Exekutivge- 
walt herbeiführen will; die andere klagt im Gegenteil, die Exekutivgewalt sei 
waffenlos, sobald es gelte, eine Bewegung zu unterdrücken — wohlverstanden: 
auch eine geistige Bewegung zu unterdrücken, deren Ursprung die Regierung 
mißbilligt — und fordert darum eine größere Macht für den Präsidenten, ja, 
sie schreitet sogar dazu, die Todesstrafe für politische Vergeben anzustreben. 
(Seitdem Brasiliea Republik ist, existiert hier Todesstrafe nur für militärische 
Verbrechen vor dem Feinde! Der Übersetzer.) Wie man sieht, sind beide 
Tendenzen stark entgegengesetzt gerichtet, und dabei interessant genug, um, 
einander gegenübergestellt, breit und ausführlich in den Zeitschriften diskutiert 
zu werden. Leider ist dies unmöglich in einer Zeit, in der das Wort immer 
mit Knebelung bedroht ist: sei es durch das Pressegesetz, sei es durch den 
Belagerungszustand. Es wird deshalb die bewegte Stunde von heute nicht 
sehr günstig gewählt sein, um wohlüberlegte Entscheidungen über die schweren 
Fragen der Verfassung zu treffen. Der Fortschritt, den das gemäßigte Streben 
der „Leute von der Mitte“ erreichen wird, kann hier nur wohltätig wirken. 
Das eine und das andere Programm enthält Punkte, die durchaus annehmens- 
wert sind, wie die Debatte klargestellt hat. Die Tatsache, daß es Leute gibt, 
die — wie z.B. der Verfasser — im großen ganzen Parteigänger der Linken 
sind, hindert nicht, daß auch dieselben — wie der Verfasser — die Not- 
wendigkeit anerkennen, das Prinzip der Staatsautorität zu kräftigen, voraus- 
gesetzt nämlich, daß diese Staatsautorität sıch innerhalb des Gesetzes und der 
guten republikanischen Normen auswirkt. Nur ein heilkräftiger Austausch der 
Gedanken wird die Hauptgegensätze Punkt für Punkt aufklären können. 

Beide Parteien werden jedoch einig, sobald es gilt, das Föderal-Regiment 
zu verteidigen. Weder versucht der Bundespräsident, Herr Arthur Bernardes, 
die Frage der Übertreibungen anzugreifen, zu denen uns das Föderal-System 

40 
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geführt hat, noch tut dies, und zwar um so weniger, der Führer der Oppo- 
siuon, Herr Assis Brasil. Letzterer hat sogar in seiner sonst ganz brillanten 
Kundgebung am 9. Juni mit der größten Entschiedenheit erklärt: „Das bundes- 
staatliche System sei unübertrefflich für die gute Verwaltung eines Landes 
von der Ausdehnung und der geographischen Varietät Brasiliens“. 

Man sieht also, daß mindestens in betreff dieses Punktes beide Parteien, 
trotz sonstiger Differenzen, das in Kraft befindliche politische Regiment als 
das beste und das am meisten mit den Interessen Brasiliens übereinstimmende 
betrachten. Ist nun aber — so fragt man sich — der Bundesstaat, so wie er 
bei uns gehandhabt wird, der beste Kitt, um die verschiedenen ungleich großen 
Teile des politischen Agglomerats, wie es durch die zwanzig Staaten der Re- 
publik dargestellt wird, miteinander verbunden zu halten? 


Der Kristall und der politische Aufbau 


Wenn sich im Aufbau einer Nation — wie z. B. in Frankreich oder selbst 
in den Vereinigten Staaten — fortwährend territoriale Schichten um ein 
starkes Angliederungssystem ansetzen, so hat die politische Organisation des 
Landes eine gewisse Übereinstimmung mit einem Kristall: sie ist ein einheit- 
licher und gleichartiger fester Körper. Wenn jedoch der Aufbau sich — wie 
in Brasilien — vollzieht durch eine mebr oder minder heterogene Vereinigung 
von unter sich verschiedenen Einheiten, so bietet die Nation nicht die schöne 
Struktur des Kristalls dar: sie ist ein bloßes Conglomerat von größerer oder 
geringerer Widerstandsfähigkeit, entsprechend der kohäsiven Gewalt des Binde- 
mittels der nebeneinander gestellten Stücke. Die Natur dieses, Bindegewebes“ 
im sozialen Organismus Brasiliens ist es, die nach der Meinung des Verfassers 
mit der größten Aufmerksamkeit von den Männern, welche für den politischen 
Kurs des Landes verantwortlich sind, studiert werden müßte — seien diese nun 
Regierungsmänner, seien sie Vertreter der Opposition. 

In der Tat! Unter den großen Problemen, die auf das Leben Brasiliens 
Bezug nehmen, existiert keines, welches das seines Zusammenhaltes überträfe. 
Die eigentlichen Erziehungsfragen, so innig sie mit dem Fortschritt unseres 
Vaterlandes verknüpft sein mögen, müssen erforscht werden, ohne daß man 
dabei den Gesichtspunkt verliert, daß der Hauptzweck aller Brasilianer sein 
müßte, sich für eine ganze und unzerstörbare Einheit zu erhalten. Denn 
es würde schließlich bejammernswert sein, hätten wir ein gut unterrichtetes 
Volk ohne Analphabeten, aber zerstört durch das Mikrobium des Separatismus! 


Ein Regiment, das stürzt! 


Die Erfahrung mit dem Féderal-System, die wir jetzt seit 36 Jahren 
machen, dürfte uns Zeit genug gelassen haben, darüber nachzudenken, und 
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am Schlusse von sieben Lustren in politischer Bilanz nachzuprüfen, ob wir 
uns im Gewinn oder im Verlust befinden angesichts der Bestrebungen, unsere 
Einheit aufrecht zu erhalten oder zu zerstören. So sehr es meine Denkungs- | 
weise als simpler Geograph und die persönlichen Kenntnisse, die ich ge- 
legentlich von Besuchen in verschiedenen Staaten von Brasilien erworben habe, 
gestatten, ahne ich — mehr noch — vernehme ich bereits das erste Krachen 
ım Gebälk des bundesstaatlichen Gebäudes! 

Wer die Grenze eines Bundesstaates überschreitet und ın einen anderen ein- 
tritt, fühlt sich gewissermaßen in einem fremden Lande. Verschieden ist die 
Rechtspflege; verschieden sind die Verwaltungsgrundsätze; verschieden ist die 
Handhabung des Unterrichts, selbst in den untersten Schulklassen! Verschieden 
ist sogar die Art, Brasilien anzusehen durch die Brille der einzelstaatlichen 
Geschichte, welche der des Gesamtlandes vorangestellt wird! Verschieden sind 
die Interessen jedes kleinen „Völkchens“, das von dem Reste seiner Brüder 
durch fiskalische Barrieren abgetrennt ist, derart, daß jeder sich durch die 
anderen bekriegt fühlt, gerade als ob diese feindliche „Ausländer“ wären. Ge- 
meinsam ist eigentlich nur die Sprache, und selbst diese ist in Dialekte auf- 
gesplittert, welcbe die einzelstaatlichen Literaten — um Lokalpatriotismus zu 
zeigen — peinlichst in ihren Büchern festhalten. 

Es ist keine Phantasie einer pessimistischen Leier, auszusprechen, daß es 
schon brasilianische Länder gibt, in denen ein Teil der Bevölkerung Brasilien 
hinter ihre Geburtsprovinz zurücktreten läßt. Das ist der Anfang vom Ende. 
Jedesmal, wenn irgendeiner sich zunächst als Paulistaner oder Bahianer oder 
Paraenser betrachtet, und sich erst in zweiter Linie als Brasilianer fühlt, kann 
man auch die Gewißheit haben, daß der Betreffende keinerlei Gemütsbewegung 
an den Tag legen wird, wenn ein zweiter auftritt, der sein Land vom übrigen 
nationalen Körper abtrennen will, um ein Natiönchen für sich allein zu gründen. 


Der brasilianische Unitarismus 


Man schreibt im allgemeinen dem monarchischen Regiment den Ruhm zu, 
den Zusammenhalt Brasiliens begründet zu haben. Es wäre vielleicht vorzu- 
ziehen, diese verdienstvolle Tatsache auf das Konto des Unitarismus zu setzen, 
den wir während der Periode des Kaiserreiches behauptet haben. Wir haben 
in Brasilien — schon haben es einige Geschichtsschreiber betont — in einer 
fortwährenden Schwingungskurve zwischen Zentralisationsbestrebungen und 
Neigungen zur Dezentralisation mit größerem oder geringerem Föderativ- 
Einschlag gelebt. Die Einteilung in Statthalterschaften (Capitanias) — NB. in 
der ursprünglichen Zeit der portugiesischen Herrschaft! (Anm. des Übersetzers) 
— hinterließ den Keim eines latenten Separatismus, der bis heute noch vor- 
banden ist. Die Statthalterschaften und teilweise auch später die eigentlichen 
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natürlichen Provinzen, die aus diesen hervorgingen, gruppierten sich um ein 
gemeinschaftliches Anziehungszentrum, das in Lissabon gelegen war, und 
kannten sich gegenseitig nicht. Die „Governes geraes“ und nachher das einzige 
Verwaltungszentrum, das in Rio de Janeiro eingesetzt wurde, begannen die Arbeit 
der Vereinheitlichung Brasiliens. Tatsächlich war in jener Zeit Rio de Janeiro 
nicht wie heute eine Stadt an der Peripherie, sondern es befand sich — ent- 
sprechend der Beschränkung der Bevölkerung auf die Küste (Anm. des Über- 
setzers) — in der Mitte, in gebührender Entfernung von allen bewohnten 
Punkten des nationalen Territoriums, und es gab sich dazu her, als Gravi- 
tationszentrum unseres politischen Systems zu figurieren. Bald darauf, mit 
der Vermehrung des Bevölkerungsareals hörte Rio de Janeiro auf, diese wich- 
tige Funktion zu erfüllen. Daher taten die Reichsboten gut daran, im Jahre 
1891 die Verlegung der Bundeshauptstadt auf eine zentral gelegene Hochebene 
zu fordern — ein Mittel, das dringend verwirklicht werden müßte wegen der 
Aussicht, um damit die politische Zentralisation der Nation anzuregen. Denn die 
zentrale Lage der Bundeshauptstadt ist eins der Korrektionsmittel gegenüber 
den Auswüchsen des Föderalismus! 

Der Unitarismus, der zur Zeit des Kaiserreichs vorherrschte, war der ver- 
klebende Kitt zwischen den politischen Blöcken, die dank den günstigen topo- 
graphischen und klimatischen Bedingungen um Belém, Recife, Bahia, Rio de 
Janeiro und Säo Paulo von selbst entstanden waren. 


Die zwischenstaatlichen Zwistigkeiten 

Es ist kein Irrtum, wenn man so weit in die Vergangenheit — nämlich bis 
in die Zeit der Capitanien — die geschichtlichen Wurzeln der separatistischen 
Tendenzen zurückverlegt. Gestärkt wurden sie durch geographische Bedin- 
gungen und vielleicht gekräftigt — Gott gebe, daß es nicht so ist! — durch 
die Handhabung der Föderal-Regierung selbst! Denken wir nur an die 
lächerlichen zwischenstaatlichen Grenzstreitigkeiten, die so große Gebässigkeit 
zwischen den Staaten erregten und die ihren Ursprung in der primitiven 
Teilung der unbekannten Kolonie hatten! 

Die sich kreuzenden Sonderinteressen der Staaten haben anscheinend einige 
lokale Regierungen zu dem Bestreben gebracht, die Entwickelung selbst säbel- 
rasselnder Pläne als ihr Recht für sich in Anspruch zu nehmen. Dies wird 
dazu beitragen, noch mehr Mißtrauen, Rachsucht und möglicherweise sogar 
bewaffnete Streitigkeiten ın einer Art von zwischenstaatlichen Kriegen zu er- 
zeugen. Wie schrecklich! Das ist kein Traum, das ist gerade heute Wirklich- 
keit! Man denke nur an die Polizeitruppe von Säo Paulo, die sich gerade 
jetzt demonstrativ zu einem bis an die Zähne bewaffneten Heere umgestaltet. 

Wer jedoch mit Seelenruhe sieht, was sich eben jetzt in Brasilien zuträgt, 
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der wird Verständnis dafür bekommen, — wie dem Verfasser erst vor wenigen 
Tagen eine der Regierung nahestehende Persönlichkeit mitteilte — warum in 
der Föderalkammer die Abgeordneten der Einzelstaaten sich gegenseitig die 
Zähne zeigen, sobald die Parlamentsdebatte einen dieser divergenten Punkte 
im Leben der Einzelstaaten berührt. 


Kräfte,die für oder Ä 
diebrasilianische politische Ein einwirken 
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Die Organisation der nationalen Einheit 


Es gab schon einmal eine Zeit, in der unsere Staatsmänner aufmerksamen 
Auges die nationalen Probleme studiert haben und in der überlegenen Manier 
von Alberto Torres — einem bekannten Politiker und Soziologen, gestorben vor 
zirka 6 Jahren (Der Übersetzer) — betrachtet haben. Der hervorragende und 
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stimmungsvolle Meister charakterisierte in seiner „Nationalen Organisation“ das 
Problem der nationalen Einheit als die Gipfelfrage unserer Zukunft. Indessen 
der politische Lärm der Jetztzeit übertönt auf beiden Seiten den deutlichen und 
gewaltigen Ruf zur Stützung dieser wankenden Einheit! Verzweifelte Stimmen, 
seien sie auch noch so energisch, wie die des Herrn Oliveira Vianna — dem 
bekannten in Rio lebenden Soziologen und Schriftsteller (Der Übersetzer) — 
vermögen die Schreierei der Politikaster nicht zu übertönen. 

Unter welchen Gesichtswinkeln man die Frage ansehen mag, sei es, daß man 
das Föderativregiment verteidigen oder verurteilen will, drängt es zu einer 
detaillierten Untersuchung aller Kräfte, die sich, sei es positiv, sei es negativ, 
will sagen, zentripetal oder zentrifugal, im nationalen Organismus betätigen. 
Man muß sie gut ausbalancieren und messen; dann wird es möglich sein, 
sie rechnerisch zusammen zu setzen und — um einen mathematischen terminus 
technicus zu gebrauchen — die Resultante zu finden, welche als Richtlinie 
für die hohe und weit ausschauende Politik dienen könnte. 


Nachwort des Übersetzers 


Um schon jetzt dem Leser einen Eindruck von der Verknüpfung derartiger Kräfte zu hinter- 
lassen, vereinigt sie der Verfasser in einer graphischen Darstellung zu einem allgemeinen An- 
blick des Problems, wie er es im reinen Lichte der Geographie sieht, — der Wissenschaft, die, 
nach den Worten des Autors, über alle Dinge eine sanfte Stimmung ausgießt und die Gipfel- 
spitzen der Tatsachen im Relief erscheinen läßt. 

Für Freunde der originellen Denkungsweise des Autors seien die Konstruktionsmerkmale des 
Diagramms hier gegeben. Es besteht aus zwei konzentrischen Kreisen, deren kleinerer die nationale 
Einheit darstellt, während der größere von seiner Peripherie eine Reihe verschieden langer Pfeile 
teils zentrifugal, teils zentripetal abgehen läßt. Die Länge der Pfeile sind nach B. proportional 
der Intensität, welche nach Ansicht des Autors dem durch den Pfeil dargestellten Phänomen zu- 
kommt. Die zentripetal gerichteten Pfeile sind in einem Teil ihrer Länge ununterbrochen, in 
einem anderen Teile unterbrochen gezogen. Der ununterbrochene Zug bezeichnet die proportio- 
nale Größe des Phänomens realiter, der unterbrochene Zug die Größe vertuell, welche die Tatsache 
haben müßte, um sich zweckmäßiger in bezug auf die nationale Wahrheit betätigen zu können. 

Als zentrifugale Phänomene sind genannt: periphere Lage der Bundeshauptstadt, große Aus- 
dehnung des Landes, Übergewicht der großen Staaten durch ihre Deputiertenzahl, Größen- 
verschiedenheit der Einzelstaaten, territoriale Einteilung begründet in der historischen Ent- 
wickelung der ursprünglichen Kapitanien, Verschiedenheit in dem Eindringen der Zivilisation 
entsprechend der geographischen Lage, erschlaffendes Klima, lokalpatriotischer Geist, klimatische 
Rassenverschiedenheiten, grundlegende Verschiedenheiten der einzelnen Staaten im Unterrichts- 
wesen, desgleichen in der Rechtspflege, Verwaltungsföderalismus und einzelstaatliche Miliz. 

Demgegenüber stehen in zentripetaler Wirkung: zentral gelegene Bundeshauptstadt, radiale 
Verkehrsadern, Einheitlichkeit der Produktion, territoriale Einteilung von departamentalem 
Charakter, Religion, Sprache, Kriege mit dem Auslande (Paraguay), Erziehung, gut verteilte Ein- 
wanderung, Vereinheitlichung der Elementarschule, desgleichen der Rechtspflege, Vereinheitlichung 
der Verwaltung, Bundesheer. 


ALFRED VAGTS: 
KAUTSCHUK-POLITIK 


Kautschuk, nicht als Charakteristikum, sondern als Objekt einer Politik, und 
zwar der Innen- und Außenpolitik bestimmter Staaten, in der Hauptsache 
Großbritanniens als des Hauptproduzenten und der Vereinigten Staaten als des 
Hauptverbrauchers, Kautschuk als Konfliktstoff oder Konflikts-Rohstoff in den 
internationalen Beziehungen hat in der Aktualität der Presse, der Politik der 
betroffenen Staaten das Petroleum zeitweilig abgelöst, — Kautschuk, „that 
most useful material known as rubber, especially provided one would suppose, 
by nature to ward off inconvenient and unpleasant shocks but which latterly 
seems to have lost this pleasant quality and to be charged with an all too 
electric shock-creating power“, wie der englische Botschafter in Washington 
jüngst mit einem vielleicht etwas gequälten after-dinner speech-Humor die 
politischen Qualitäten dieses Rohstoffs gekennzeichnet hat. Kautschuk, will 
sagen: Kautschukpreise und -überpreise bewegen und erregen vom amerika- 
nischen Großverbraucher bis zum urbritischen Punch,!) vom U. S.-Handels- 
sekretär bis zu den Parlamenten in London und Washington, von der Diplo- 
matie der beiden Länder bis zum Besitzer des Fordwagens Nächst- wie Fernst- 
interessierte und Interessiert-gemachte. Wegen des im Vergleich mit der 
Petroleumversorgung weit geringeren staatspolitischen Interesses hat allerdings 
das Rohgummi nicht zu der Zuspitzung der diplomatischen Beziehungen führen 
können, die der Geschichte der Diplomatie das Kapitel Öldiplomatie hinzu- 
gefügt haben; die Auseinandersetzungen haben aber eine spezifisch amerika- 
nische Taktik in der Geltendmachung von Beschwerden über Preisgestal- 
tungen an den Tag gebracht, die es so erforderlich wie lohnend macht, ihren 
Wegen des näheren zu folgen. Dazu scheint ein Augenblick günstig, der mit 
abschwächender Preisbewegung eine gewisse Beruhigung der Gemüter mit sich 
gebracht hat. 

In welchem Maße Großbritannien die Kautschukproduktion kontrolliert — 
diesem Wort anglo-amerikanischer Herkunft sei wegen der mannigfaltigen For- 
men der Herrschaft über die Erzeugung, vom Handel ganz zu schweigen, der 
Vorzug gegeben — möge die Übersicht auf der folgenden Seite verdeutlichen. 

Wegen der Einschränkung der Rohgummigewinnung unter der Einwirkung 
des Stevenson-Plans, der unter den Auspizien des britischen Kolonialamtes von den 
Kolonialregierungen und -parlamenten in Britisch-Malaya und Ceylon in Kraft 
gesetzt ist, ist der britische Produktionsanteil naturgemäß zur Zeit etwas geringer 
als der britische Anteil am Kautschukplantagenbesitz der Welt, der sich nach 
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Weltproduktion von Rohgummi nach Produktionsgebieten 1925°) 


(In englischen Tons == 1016 kg) 
Gebiete, die dem Stevenson-Restriction- 
Se : Scheme von 1922 unterstehen, das nur 
Brisischo:-Pla/aienstaates) e die Ausfahr gewisser Rohgummimengen 
freigibt und die darüber hinaus ausge- 
W 4A 955 führten Mengen mit prohibitiv wirken- 
, den Ausfuhrabgaben belegt. 
Singapore u. Penang-luseln 4 000 
Britisch-Indien io =e Ein Teil der britischen Produzenten hat 


a hier sich dem Stevenson-Scheme frei- 
Britisch Nordborneo .... 53890 willig angeschlossen. 
8 490 


Sarawak ........2..- 

Britische Erzeugung. 255 98 255 983 tone 

Niederländisch- Indien . . 188949 31,9 0% der Anbaufläche der Plantagen ; 

Iodochina.a.. ua 7383”) in britischem Besitz, der sich 2. T. 

Siam 53 ebenfalls dem Stevenson-Scheme an- 
VV 77 geschlossen und seine Produktion um 

Brasilien 24 976 200% eingeschränkt hat; es wären 

Sonstiges Südamerika. 7767 also als britisch kontrolliert zu be- 

Mexiko 3657 reichnenꝰçẽdéwçw ca. 47000 tons 

Afrika 6 666 


sonstiger Wildkautschuk .. 2410 
Weltprodaktion insgesamt. 503 167 davon britisch kontrolliere 302 983 tons = 60%/% 


) Kautschak-Statistiken für die früheren Zeiträume in der Zeitschr. f. Geopolitik, 1925, H. 8. 

~“) Auf ein der amerikanischen Regierung im Jahre 1923 gemachtes Angebot des französischen 
Kolonialministeriums, im Gebiet dieser Kolonie für den Gummiplantagenbetrieb geeignete Land- 
ischen amerikanischen Interessenten zur Verfügung zu stellen, ist seitens dieser nichts erfolgt. 


Schätzungen des amerikanischen Handelsdepartements auf 69 % beläuft gegen 
29% der Plantagen auf kolonialholländischem Gebiet, wo der britische Besitz, 
nicht jedoch der britische Neuanbau, noch in der Zunahme begriffen ist. 
Demgegenüber betrug der Weltverbrauch an Rohgummi im Jahre 1925 
545 000 Tons, wovon 385 500 Tons auf die Vereinigten Staaten entfielen. Der 
Mehrverbrauch für 1925 ist aus den reichlichen Lagerbeständen gedeckt worden, 
die nunmehr sehr zusammengeschrumpft sind; daher die amerikanische Sorge 
um noch schärfere Verknappung der Vorräte und die aus dieser Besorgnis ent- 
standene Robgummi-Hauße des letzten Jahres mit einer Preissteigerung von 
zeitweilig bis zu 500 %. Sie hatte den amerikanischen Handelssekretär Hoover 
nach seinen erstmaligen Protesten von 1923/24 erneut auf den Plan gerufen, 
der sich zur zentralen Figur in dem nun folgenden Disput gemacht hat.“ 
Dieser Disput wurde zum Spezial- und Hauptfall der seit längerem anhaltenden 
Kampagne Hoovers und seiner Regierung gegen die angebliche oder wirkliche 
Bedrohung der amerikanischen Rohstoffversorgung durch nichtamerikanische 
Erzeuger-Monopole, einer Kampagne, die sogar bestimmt scheint, Mr. Hoover 
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den Weg zur Nomination für die Präsidentschaft im Jahre 1928 zu eröffnen. 
Man sollte nie den Primat der inneren Politik in der amerikanischen Gesamt- 
politik besonders in Zeiten eines Friedens, der Amerika eben gar nicht tief 
genug sein oder doch erscheinen kann, aus dem Auge verlieren; bei einer viel- 
fach gemutmaßten Englandfreundlichkeit Hoovers empfahl sich innerpolitisch 
oaturgemäß die Attacke gegen ein britisches Kautschukmonopol. Mr. Hoover 
will mit seiner Rohstoffpolitik, die jüngstens dem deutschen Kalisyndikat, als 
Träger des Kalimonopols, und der brasilianischen Regierung, als Trägerin der 
Kaffeevalorisation, das für die Begehung ihrer Anleihen auf dem New-Yorker 
Markt erforderliche Placet Washingtons verweigert hat, sich tunlichst weiten 
Wählergruppen empfohlen halten.“) Diese vigouröse Politik sucht vor allem, 
sofern sie sie noch nicht hat, die Gunst des starken, augenblicklich wohl in 
der Regierungspartei dominierenden „industrial bloc*, der auch finanziell 
stärksten Gruppe innerhalb der republikanischen Partei. 

„In Entsprechung“, wie es in einem von Hoovers Department am 23. Mai 
letzten Jabres herausgegebenen Bericht heißt, „der von der Kautschuk ver- 
arbeitenden Industrie angesichts der neuerlichen scharfen Preissteigerung er- 
hobenen Forderung nach Information herausgegeben“, stellt dieser fest, daß die 
Vereinigten Staaten als Verbraucher von über 70°/, der Weltproduktion an Roh- 
gummi an der Lage auf dem Rohgummimarkt in höchstem Maße interessiert 
seien und allen Anlaß hätten, „Mittel ausfindig zu machen, um konkurrierende 
Produktion in anderen tropischen Gebieten zu stimulieren“. Von dem früheren 
Gedanken, Brasilien, das Ursprungsland des Gummibaums (Hevea brasiliensis), 
zu ermuntern, von der Gewinnung von Wildkautschuk, die gegenüber der 
Plantagenkautschukgewinnung ganz erheblich zurückgegangen ist, zum Plan- 
tagenbau überzugehen, scheint man amerikanischerseits, einstweilen wenigstens, 
zurückgekommen zu sein; die verweigerte Anleihe zur Durchführung der 
Kaffeevalorisation hat die Beziehungen zu diesem Staate nicht gebessert, der 
auch Bedenken tragen wird, in die Einführung der für den Plantagenbau in 
Frage kommenden chinesischen Arbeitskräfte zu willigen, und seit Sir Roger 
Casement und E. D. Morel, ) die die an den Kautschuk sammelnden Indigenen 
im Putomayo-Gebiet und am Kongo verübten Greuel der Welt mitgeteilt haben, 
zögert jede auch noch so bedenkenlose Regierung, einen Arbeitszwang für die 
Kautschnkeinsammlung in Anwendung zu bringen. 

Der Bericht des U. S.-Handelsdepartments kehrt sich dann mit prinzipieller 
Wendung gegen die „combinations in restraint of international trade“, womit 
er, im wesentlichen der inneramerikanischen Adresse dieser Botschaft Rech- 
nung tragend, ohne weiteres die Ausdrücke der Antitrustgesetzgebung auf den 
Welthandel übernimmt, was ihr unvermeidlicherweise von britischer, inofh- 
zieller Seite den Vorhalt eingetragen hat, daß die amerikanischen Hochschutz- 


634 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT 8 


zölle im Effekt auch nichts anderes seien als „restraint of international trade‘, 
Hemmung des Welthandels. | 

Die früheren Versuche des Handelsdepartments, das im Verein mit dem 
Landwirtschaftsdepartment nicbtbritische subtropische Gebiete auf ihre Eig- 
nung für den Anbau von Gummibäumen hatte untersuchen lassen, amerikanische 
Unternehmer zur Aufnahme des Pflanzungsbetriebs zu bewegen, schienen end- 
lich auf fruchtbareren Boden gefallen zu sein, als Ende Juni 1925 Mr. Harvey 
Firestone, Präsident der Firestone Tire and Rubber Company in Akron (Ohio) 
und Freund und Lieferant Henry Fords, ankündigte, daß ein seiner Leitung 
unterstehender amerikanischer Konzern in Liberia eine Landkonzession im 
Umfange von einer Million Acres übernommen habe und dort den Anbau von 
Gummibäumen in einem Maße aufnehmen werde, daß die Union eines Tags 
allein dadurch von der britischen Kontrolle unabhängig gemacht werde. Auf 
die britische Regierung scheinen weder diese Ankündigung noch wiederholte 
diplomatische Vorstellungen des amerikanischen Botschafters bei St. James — 
Mr. Houghtons, der, wie zu hoffen steht, aus diesem vergeblichen Tun nicht 
seine Erbitterung über Europa bezogen hat — wegen der hohen Kautschukpreise 
und des Stevensonplans einen Eindruck gemacht zu haben, der hingereicht 
haben mochte, sie zum Verzicht auf den Plan zu bewegen. Der für ihn zu- 
ständige Kolonialsekretär Amery erklärte auf Anfragen von M. P.'s am 14. 
und 22. Juli 1925, daß dieser sich derart bewährt habe, daß trotz der Anteil- 
steigerung der holländischen Pflanzungen an der Weltversorgung von 15 auf 
37% — man lege die Varianten der Statistiken nicht uns zur Last — an 
ein Aufgeben nicht gedacht werde und daß einzig und allein dem Plan die 
Erhaltung des gesamten Plantagenbaus zu danken sei. Anläßlich der Beratung 
des Etats des Kolonialamts im Unterhaus am 27. Juli wurde vom Kolonial- 
sekretär und — trotz dessen Oppositionsstellung — von seinem Amtsvorgänger 
J. H. Thomas der Plan erneut vor dem Parlament und gegen Aufhebungs- 
anträge der britischen Industrie verteidigt; Thomas wollte in den Anregungen, 
auf die Restriktionsmaßnahmen ganz zu verzichten oder sie minder scharf zu 
gestalten, nichts als eine auf amerikanische Kreise zurückgehende „Propaganda“ 
sehen, die eine früher sichtbar gewordene Tendenz abgelöst habe, „die Plan- 
tagengesellschaften zum Bankrott zu treiben, damit die Leute in Amerika den 
ganzen Kram hätten aufkaufen und die Situation für sich hätten ausnutzen 
können“. Die außerparlamentarische Begleitmusik gebt damit unisono, es be- 
steht kaum eine Dissonanz zwischen Thomas und der Morning Post, die (am 
27. Juli 1925) die Amerikaner darauf hinweist, daß sie Zeit und Gelegenheit 
genug gehabt hätten, durch den Ankauf von Shares britischer Plantagenge- 
sellschaften sich einen Anteil an der Produktion und am eventuellen Gewinn 
zu sichern; es müßte ihnen dazu entweder an Unternehmungsgeist gefehlt 
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oder sie müßten gehofft haben, die durch ihre eigene Überproduktion zu 
Grunde gerichteten Plantagen eines Tages noch billiger ersteigern zu können. 
Der hohe Preis für Kautschuk habe die tröstliche Wirkung, daß er es Eng- 
land erleichtere, den Sterlingkurs zu halten und seine Schuld bei der Union 
abzutragen. 

In dem Zug-um-Zug des amerikanisch-britischen Antagonismus in der Kaut- 
schukversorgung folgte, während das britische Parlament in die Ferien ging, 
auf amerikanischer Seite der Beschluß des größten Verbraucherverbandes, der 
American Rubber Association, seinen Mitgliedern zu empfehlen, den Roh- 
gummiverbrauch einzuschränken, die Produktion vor allem von Automobil- 
reifen auf einige wenige Standardgrößen zu konzentrieren, die Benutzung von 
vulkanisiertem Kautschuk zu fördera und dergleichen Maßnahmen mehr zu 
prüfen. Das Handelsdepartment im Verein mit dem Landwirtschaftsdepart- 
ment riet in einem weiteren Bericht vom 10. August 1925 zu einem stärkeren 
eigenamerikanischen Anbau auf den Philippinen, wo auf geeigneten Flächen 
von zusammen 1,5 Millionen Acres gegen 70000 Tons Kautschuk jährlich mit 
Verdienst gewounen werden könnten (bei einem Gesamtjahresbedarf der Ver- 
einigten Staaten vou 385000 Tons für 19251). Der politischen Schwierig- 
keiten, die dort dem Anbau im Wege stehen, tut der Bericht weniger Er- 
wähnung: daß nämlich von den Vereinigten Staaten den Filipinos nach 
erlangter politischer Vollreife wiederholt mehr oder weniger vollständige Auto- 
nomie versprochen ist, was zu langfristigen Investitionen von amerikanischem 
Kapital nicht gerade ermuntert, daß die auf den Philippinen in Kraft befind- 
lichen Landgesetze der Bildung von Großplantagen, die Einwanderungsgesetze 
der Einfübrung von Kulis oder „contract labour“ nicht günstig sind und die 
einheimischen Arbeitskräfte für den Plantagenbetrieb nur geringe Neigung be- 
kunden; die innerpbilippinischen Widerstände gegen Bestrebungen auf Ab- 
änderung der Landgesetzgebung werden ebenfalls schwer zu überwinden sein 
— es besteht dort wie in den übrigen vormals spanischen Gebieten eine viel- 
leicht nicht ungerechtfertigte Besorgnis vor der Eigenwilligkeit und Eigen- 
politik der großen Compagnies und Corporations. Die Amerikaner — d.h. 
nicht alle®) — werden sich hüten, auf Aufhebung der Gesetze hinzuwirken, 
es sei denn, sie wollten der Agitation für die Unabhängigkeit neue Nahrung 
geben. Hoover hat für die Regierung erklärt, daß diese keinerlei Absicht 
hätte, „to bring pressure on the island“. Ein Roosevelt (Nicholas) hat in der 
New York Times (24. Januar ı926) auf die vielleicht nutzbar zu machenden 
Gegensätze hingewiesen, die zwischen der politisch führenden Mestizenschicht 
und den Moros, den Ureinwohnern, bestehen, und hat einen alten Moro- 
Häuptling, den er besucht gehabt, fragen lassen: „Weshalb kommt amerika- 
nisches Kapital nicht nach Mindanao?“ Solange er, der alte Häuptling, lebe, 
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dürften die Amerikaner versichert sein, daß er alles tun werde, um ihnen 
bei der Erschließung des Landes behilflich zu sein. Die daheim mit dem 
Gummiball spielenden Kindlein, sie werden den alten Häuptling gerne so 
reden hören und ebenso gern Mr. Roosevelt den anderen, der verlangt, daß 
die Philippinen „out of politics“ genommen werden und amerikanische Me- 
thoden und amerikanisches Kapital dort Eingang finden müßten. Gleichwohl 
wird das amerikanische Rubber-Empire auf den Philippinen auch in parte 
kaum zu gründen sein. 

Die Ankündigungen von Mr. Firestone, dessen Pläne die Filipinos für ihr 
Gebiet abgelehnt hatten, wollen es in Liberia errichtet wissen, in dem Erd- 
teil, dem, abgesehen von einem alten charitativen Interesse für Liberia, sich 
amerikanische Politik wie amerikanisches Investitionskapital bis jetzt im wesent- 
lichen ferngehalten haben. „Die erste große Bewegung, die Amerika gemacht 
hat, um seinen Kautschuk selbst zu bauen“, hat Mr. Firestone seine mit 
100 Mill. Dollar zu kapitalisierende Gründung, die Firestone Plantations Com- 
pany, genannt®); es ist immer gut, derartig groß aufgezogene Unternehmen 
Unternehmen der ganzen Nation zu nennen und so das „partikuläre Interesse“ mit 
dem „öffentlichen Interesse“ zu identifizieren. AufGrund des von ihr in Wasbington 
abgeschlossenen Vertrags mit der liberianischen Regierung, für die eine 5-Mill.- 
Dollar-Anleihe in den Vereinigten Staaten arrangiert werden soll, steht der 
Gesellschaft nach Untersuchung des gesamten Gebiets der Negerrepublik das 
Recht zu, auf 99 Jahre maximal eine Million Acres geeigneten Boden pacht- 
weise zu erwerben. Nebenher soll, ganz wie das einst der Admiral Chester 
für die Angora-Türkei geplant hatte, die ganze schwarze Republik auf die 
amerikanische Weise zivilisiert werden. Die Arbeitsverbältnisse in Liberia sind 
angeblich weit befriedigender als irgendwo anders und 300 000 Farbige (das 
wäre ein Sechstel der Gesamtbevölkerung!) sollen leicht für die Plantagen- 
arbeit zu gewinnen sein. So behauptet es wenigstens die Ankündigung Mr. 
Firestones; über eine Teilnabme Henry Fords an seinem Projekt und über 
dessen Finanzierung befragt, blieb er die Auskunft schuldig; ferner ist noch 
unbekannt, ob für den Vertrag eine Ratifikation durch das liberianische Par- 
lament erforderlich ist oder bereits erfolgt ist. Britische Kolonialfachleute 
stehen dem Unternehmen recht skeptisch gegenüber und weisen auf frühere 
britische Anbauversuche in Liberia hin, die, darunter einer unter Leitung des 
verstorbenen Kolonialveteranen Sir Harry H. Johnston, an den Schwierigkeiten 
gerade einer hinreichenden Beschaffung von Arbeitskräften gescheitert seien. 
Abzuwarten bleibt ferner, ob das amerikanische Kapital sich gewillt zeigt, seine 
alte Zurückhaltung gegenüber tropischen Investitionen in größerer Entfernung 
von der Union und ihrem politischen Einfluß, wie solcher vor allem über 
Mittelamerika sich ausdehnt, aufzugeben. 
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Im prinzipiellen Zusammenhang seiner Beschwerden über die ausländischen 
Robstoffmonopole hat Mr. Hoover bei Gelegenheit einer Ansprache vor der 
Handelskammer in Erie (Pennsylvanien) am 31. Oktober 1925 die Beschwerde 
über die britische Kautschukausfuhrkontrolle erneut vorgebracht.?) Diese wird 
von ihm als Ausfluß des Kriegswirtschaftsgeistes bezeichnet, und es wird ihr 
schließlich, wenigstens von fern, mit Vergeltungsmaßnahmen gedroht: die 
Vereinigten Staaten wären ihrerseits in der Lage, durch Ausfubrkontrollmaß- 
nahmen die Preise für Erdöl, Baumwolle und Kupfer zu bestimmen. Die 
Welt werde zwar niemals um den Preis einer Ware in den Krieg ziehen; 
aber derartige Maßnabmen könnten bösartige Strömungen von Mißverständ- 
nissen zwischen den Völkern auslösen. Die Lösung des Problems solle nicht 
in Abwehrmaßnahmen gesucht werden wie etwa in der Bildung von Einkaufs- 
vereinigungen der amerikanischen Verbraucher; Verbrauchseinschränkungen, 
Auffindung von Ersatzmitteln, Verbot der Kreditgewährung an Länder mit 
Kontrollpraktiken, das seien allerletzte Maßnahmen; die Lösung liege viel- 
mehr in der Bereitwilligkeit der Staatsmänner in allen Ländern der Welt, die 
Folgen von staatlich überwachter Produktion und Preisgestaltung zu erkennen 
und auf jedes solche regierungsseitige Eingreifen zu verzichten. Man könnte 
sich denken, daß diese Bedenken gegen die preisbildenden Rohstoffausfuhr- 
kontrollen, so sehr man sie prinzipiell teilen mag, sich im Munde des Ver- 
treters eines Staates, der sich mit solchen hohen Schutzzollwällen umgibt, wie 
die Vereinigten Staaten, wenig gerechtfertigt klingen mögen. 

Die vom Colonial Office am 5. Dezember angekündigte Heraufsetzung der 
Kautschukausfuhrquote von 85 % auf 100 % der sog. Standardproduktion, an- 
statt wie eigentlich auf Grund des automatisch in Verbindung mit der Preis- 
steigung wirkenden Stevenson-Plans auf nur 95°/,, zum 1. Februar 1926 hat 
die amerikanischen Erregungen, wenn sie mit Rücksicht auf diese erfolgt ist, 
nicht zu beschwichtigen vermocht, insofern begreiflicherweise, als sie keines- 
wegs schon eine Aufbebung des Stevenson-Plans überhaupt und eine völlige 
Freigabe der Ausfuhr aus Ceylon und den Malaienstaaten bedeutet. Den Plan- 
tagen stebt es ab ı. Februar lediglich frei, gegen Entrichtung der Minimum- 
ausfuhrabgabe ihre Standardproduktion, keinesfalls aber mehr als diese, die 
hinter der potentiellen Produktion bis zu 20°/, zurückbleiben soll, zu expor- 
tieren. Die Times (vom 7. Dezember 1925) hat diese Erhöhung der Ausfubr- 
quote mit der Hoffnung begrüßt, daß sie einzig und allein auf Grund der 
Marktlage und nicht infolge des Drucks von Amerika erfolgt sei. Denn die 
amerikanische Stellungnahme sei „unlogisch und uninformiert gewesen. Der 
wichtigste Grund für die Erhöhung der britischen Ausfubr ist der, daß der Preis 
hoch ist und daß es unsinnig ist, nichtbritischen Produzenten zu erlauben, alle 
Vorteile des gegenwärtigen hohen Preisstandes für diesen Artikel einzuheimsen.“ 
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Diese englische Maßnahme konnte eine Aktion des amerikanischen Parla- 
ments in Sachen des Rubber-Preises nicbt hintanhalten. Am 18. Dezember 
brachte im Repräsentantenhaus der Führer der Regierungspartei, Mr. Tilson, 
nach Rücksprache mit Mr. Hoover eine Resolution ein — mit der also die 
Regierung sich identifiziert, die ja selbst im Kongreß Anträge nicht einbringen 
kann —, in welcher die Vornahme einer Untersuchung der angeblichen Kaut- 
schuk-Preismanipulationen seitens der britischen Kolonialregierungen verlangt 
wurde, welche durch das „Interstate and Foreign Commerce-Committee“ des 
Hauses erfolgen sollte. Hierbei wurde erneut ein Zusammenhang hergestellt, 
der in den amerikanischen Pressediskussionen eine große Rolle gespielt und 
der, gerade als weltwirtschaftliche Doppelzufälligkeit, nie seine Wirkung ver- 
fehlt hat: ı. Der britische Anteil an der Weltproduktion beläuft sich auf 70°/, 
(was für 1925 nicht mehr zutreffend ist), also auf ebenso viel wie den ameri- 
kanıschen Anteil am Weltverbrauch dieses Robstoffs; 2. die durch die Preis- 
manipulationen bedingten Mehrausgaben der amerikanischen Wirtschaft für 
ihre Kautschukversorgung belaufen sich nach Mr. Tilson, der seine Auskünfte 
kaum wo anders herbezogen haben kann als aus dem Department of Commerce, 
auf 700 Mill. Dollar, welcber Mehrbetrag gerade hinreicbe oder noch etwas 
mehr als hinreichend sei, um die jährlichen Verpflichtungen Englands auf 
Grund seiner Kriegsschuld bei den Vereinigten Staaten zu decken. Ein Mit- 
glied des Hauses, das den minderwichtigen Zweig der amerikanischen Legis- 
lative darstellt und dessen Reden und Beschlüssen somit eine verminderte Be- 
deutung zukommt, Mr. Hull von Tennessee, will herausgefunden haben, daß 
Großbritannien in den nächsten sechs Jahren auf Grund des Stevenson-Plans 
die vier Milliarden Dollar zu erwirtschaften hoffe, die es insgesamt den Ver- 
einigten Staaten schuldet, und daß die englische Schuldenkommission mit 
diesem Plan vor Augen seinerzeit das Schuldenabkommen unterzeichnet habe. 
Das Haus beschloß, sein Komitee für Interstate and Foreign Commerce in eine 
Untersuchung über die Mitwirkung auswärtiger Regierungen bei der Gestal- 
tung von Preisen für die folgenden nach den Vereinigten Staaten exportierten 
Rohstoffe: Rohgummi, Kaffee, Seide, Salpeter, Kali®), Jodin, Zinn, Sisalhanf, 
Quecksilber und Papierholz, und über die Wirkung dieser Regulierungsmaß- 
nahmen auf die amerikanische Wirtschaft eintreten solle. Besondere Ereiferung 
galt hierbei noch den kanadischen Bestrebungen nach einem Ausfuhrverbot 
für Papierholz, das amerikanische Industrielle zwingen würde, ihre Papier- 
fabrikation auf kanadisches Gebiet zu verlegen; das kanadische Argument, daß 
man hoffe, auf diese Weise zu einer intensiveren Ausnutzung der Waldbestände 
zu gelangen und damit eine Konservations-Politik verwirklichen könne, ist für 
den seine Waldbestande immer noch sehr mit „Pionier“ augen anblickenden 
Amerikaner alles andere als überzeugend. 
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Es ist schon nach dem Mitgeteilten nicht recht zu sehen, was dieses Komitee 
des Repräsentantenhauses noch an neuen Tatsacben über Ausfuhrrestriktionen 
usw. hätte ausmitteln können; diese Tatsachen dürfen sich in der Hauptsache 
bereits in den Archiven und Registern des Hooverschen Departments befinden. 
Als seine Funktion wird von Mr. Hoover gedacht sein, innenpolitisch, das heißt 
für seine Prasidentschaftskandidatur, und außenpolitisch wirksam zu werden, 
um nämlich die englische Öffentlichkeit, die durch ihre Presse sehr genau über 
diese Vorgänge unterrichtet wird, und über diese weg das Parlament und die 
Regierung zu impressionieren. Sie hätte auch auf verschiedene, mit Wissen, 
wenn nicht auf Anregung der amerikanischen Regierung erfolgte Ratschläge 
an einzelne Produzentengruppen, den Anbau ihrer Erzeugnisse zu beschränken, 
hinweisen können.“) Mr. Hoover trug Sorge, auch weiterhin in dem homerischen, 
mit Reden, Resolutionen und Artikeln ausgefochtenen Fernkampfe im Brenn- 
punkt zu bleiben. Er bat mit Unterstützung der National Rubber Association 
und der National Automobile Chamber of Commerce!) eine Gummispar- 
kampagne gestartet. Garagen- und Automobilbesitzer — das wendet sich also 
an fast das gesamte amerikanische Volk — werden aufgefordert, ihren Verbrauch 
an Pneumatiks, deren Produktion sich 1925 auf 55% Mill. Stück, also ziemlich 
genau ein Pneu pro zwei der Bevölkerung belief, tunlichst einzuschränken. 

Ein weiterer ,spokesman* der Regierung Coolidge — man weiß, daß es 
amerikanische Übung ist, daß in den Nachrichten über die regelmäßigen 
Presseinterviews in den Washingtoner Ministerien und im Weißen Haus die 
Auskunftgeber nicht namentlich benannt werden — hat am 23. Dezember er- 
klärt, daß die Anrufung des Kongresses für den Kampf gegen die verschiedenen 
Preiskontrollmaßnahmen auswärtiger Regierungen, ein Kampf, der nicht so sehr 
eine Angelegenheit von Dollars, sondern ein solcher prinzipieller Natur, gegen eine 
gefährliche Allgemeintendenz gerichtet, sei, daß diese Anrufung erst erfolgt sei, 
nachdem es der amerikanischen Diplomatie trotz vielfacher Bemühungen nicht 
gelungen sei, die betreffenden Regierungen zum Verzicht auf ihre Preiskontroll- 
maßnahmen zu bewegen. Dieser Fehlschlag habe die amerikanische Regie- 
rung veranlaßt, die Finanzkreise ihres Landes zu bewegen, die Gewährung 
von Krediten an solche preiskontrollierenden Regierungen und Konzerne zu 
unterlassen. Also: Kapitalsembargo als Vergeltungsmaßnabme. „Es ist nach 
diesem evident*, heißt es in diesem Interview weiter, „daß ein Handelskrieg 
im Gange ist, in welchem die U.S.-Regierung den Apparat der großen An- 
leihehergabefäbigkeit des Landes benutzt, um einer Situation entgegenzutreten, 
welche sie als beklagenswerte Diskrimination dem amerikanischen Handel und 
der amerikanischen Industrie gegenüber betrachtet.“ 

Die amerikanische Regierung und ihre Vertreter haben jedoch immer wieder 
betont, daß sie an Repressalien im engeren Sinne nur als allerletztes Mittel 
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dächten. Dafür soll dem Parlament von Massachusetts Gelegenheit gegeben 
werden, eine eigene Vergeltung gegen England durchzuführen — nach der 
Bodenfläche umgerechnet ein Dreihundertstel, nach der Bevölkerungszahl ein 
Siebenundzwanzigstel dieser Revanche — wenn es nämlich sich entschließt, 
einen offen als Repressalie bezeichneten, kurz vor Jahresschluß in der Legis- 
lative dieses Commonwealth eingebrachten Antrag anzunehmen, der sich gegen 
die Tätigkeit englischer Versicherungsgesellschaften innerhalb der Grenzen 
des Staates richtet und diese von weiterer Betätigung ausgeschlossen wissen 
will. Wie vor 150 Jahren stellt sich Boston an die Spitze des Kampfes 
gegen ein britisches Monopol — damals Tee, heute Kautschuk. Für die- 
jenigen, welche Meldungen von diesen Vorgängen überschreiben mit „englisch- 
amerikanischer Gummikrieg“, sei bemerkt, daß es ein altehrwürdiges Ver- 
gnügen und Privileg amerikanischer Parlamentarier ist, über solche Diffe- 
renzen die wildesten Reden zu führen. „Twisting the lion’s tail“, des britischen 
Löwen Schweif zu zwicken, ist ein gern geübter Zeitvertreib amerikanischer 
Rhetoren und dieser Sport ist für die amerikanisch-englischen Beziehungen 
durchaus tragbar, wenn auch vexierend. Noch härtere Worte, wie solche der 
Schwiegersohn Theodor Roosevelts, der Sprecher des Repräsentantenhauses, 
Mr. Longworth, gefunden, daß Englands Kautschukkontrolle ein „internatio- 
naler Schwindel“ sei, riefen aber den früberen Schatzkanzler Sir Robert Horne, 
der zu Amerika in mannigfaltigen Geschäfts- und freundschaftlichen Beziehungen 
steht und zu dessen Amtszeiten der Stevenson-Plan eingeführt worden war, 
in die Schranken oder Spalten amerikanischer Zeitungen. In einem Artikel 
in der New York Times (3. Januar 1926) rechtfertigt er die diesem Plan zu- 
grundeliegende Politik außer mit der Notlage der Pflanzer zur Zeit der Be- 
ratung und Einführung des Plans mit dem folgenden Hinweis: Wäre der Plan 
nicht zur Einführung gelangt, so wären die Plantagen in Verfall geraten und 
schnell in einen dschungelähnlichen Zustand zurückgesunken; der seit Ein- 
führung des Stevenson-Plans, speziell infolge des neuen, unter stärkerer Ver- 
wendung von Kautschuk hergestellten sogenannten Ballonreifens rapid ge- 
stiegene Kautschukverbrauch Amerikas würde, wenn der Stevenson-Plan nicht 
in Wirksamkeit getreten wäre und den Weitergang der Produktion gewähr- 
leistet bätte, noch höhere Preise für dieses Erzeugnis mit sich gebracht haben. 
Sir Robert konnte auch auf eine Schwäche des amerikanischen Arguments auf- 
merksam machen: daß nämlich der Preis für Automobilreifen ım Vergleich 
mit der Preissteigerung für Rohgummi erst minimal sich gehoben hat, was 
wohl vor allem darauf zurückzuführen ıst, daß der neue Ballonreifen eine 
längere Lebensdauer hat als die früheren Modelle; in der Tat trägt, amerika- 
nisch gesprochen, der vom Automobilbesitzer für Reifen verausgabte Dollar ıhn 
heute fünfmal so weit wie vor dem Kriege. Im übrigen treffe die Preis- 
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steigerung nichtamerikanische Kreise in gleicher Weise, so daß von einer 
diskriminatorischen Behandlung — als völkerrechtlich begründete Ursache zu 
Beschwerden und Vorstellungen bei Großbritannien — nicht die Rede sein 
dürfe. Es stehe ebenso sehr in der Befugnis der Vereinigten Staaten, ihrer- 
seits Ausfuhrabgaben von den Rohstoffen ihres I. andes zu erheben; England 
würde keinen Anlaß zu Beschwerden darüber haben und höchstens aus solchen 
Vorfällen die Lehre ziehen können, noch mehr Weizen und Baumwolle als 
bisber innerhalb der Grenzen des Empire anzubauen. Dieser Trost ist für den 
Amerikaner kein Trost, zumal seine Verfassung (Artikel I, Sektion 9, Nr. 5: 
No tax or duty shall be laid on articles exported from any state) die Er- 
hebung von Ausfuhrabgaben nicht gestattet. Die Hauptursache nicht so sehr 
zu sachlichen Beschwerden und Vorstellungen als zu dem Entrüstungsgeschrei 
will Sir Robert bei den Spekulanten suchen, die sich auf Terminlieferungen 
festgelegt hatten. Eine Zusicherung, daß der Rohgummipreis 36 Cents für 
das Pfund niemals übersteigen solle — der Stevenson-Plan hatte die Unter- 
schreitung eines Preises von ı s 3 d das Pfund, also 30 Cents verhüten sollen 
— sei von amtlichen britischen Stellen nie gegeben worden. Was etwa von 
Gummipflanzern an Zusicherungen dieser Art und über diese Preishöhe gemacht 
worden sei, hätte den amerikanischen Verbrauchern die Möglichkeit gegeben, 
diese Pflanzer bei ihrer Zusicherung zu nehmen und sie auf Grund dieses oder 
eines darunter liegenden Preises auf Lieferungen festzulegen. Sir Robert konnte 
ferner binweisen auf die hohen durch die Gummi-Hauße nicht verminderten 
Reingewinne der großen amerikanischen Kautschuk verarbeitenden Industrien. 

Der Weiterführung der Hooverschen Kampagne kam es schlecht zunutze, 
daß zu Jahresbeginn eine andere Kampagne auf die amerikanische Öffent- 
lichkeit losgelassen wurde, die sich gegen die Aluminium Company of America 
richtete. Gegen diese, deren Hauptaktionäre der gegenwärtige Schatzsekretär 
Mr. Andrew Mellon und sein Bruder sind, hat der Generalstaatsanwalt nach 
voraufgegangener Untersuchung durch die Federal Trade Commission seiner- 
seits Untersuchung wegen verschiedentlicher Verstöße gegen die Antitrustge- 
setze einleiten müssen. Diese Untersuchung ist seither niedergeschlagen und 
die Erregung auf den der republikanischen Partei nicht äbnlich nach ver- 
bundenen Ward'schen Bread Trust abgeleitet worden. Unter dem schlechten 
innerpolitischen Stern dieses Zufalls begann das mit der Untersuchung der 
von ausländischen Regierungen ausgeübten Preismonopole betraute Komitee 
des Repräsentantenhauses seine Sitzungen (6. Januar), in deren erster Mr. 
Hoover einvernommen wurde. Im einleitenden Teil seiner auf sein Ersuchen 
gebeim zu behandelnden Ausführungen legte er dar, daß es auf diplomatischem 
Wege nicht gelungen sei, die zuständigen Regierungen, vor allem die britische, 
zum Verzicht auf ihre Preis-, Ausfuhr-, Produktions- und sonstigen Kontroll- 
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maßnahmen zu bewegen. Darum müßten Kongreß und Exekutive Maß- 
nahmen erörtern und beschließen, die einer als alarmierend anzusehenden 
Situation abbelfen könnten, und sich zu einer „national policy“ gegenüber 
diesen Maßnahmen aufraffen, die notfalls zu einer „international policy* aus- 
zubauen sei, da mindestens 50 Staaten sich in der gleichen Zwangslage be- 
fänden wie die Union und sich der gleichen wachsenden Bedrohung für Welt- 
handel und internationale Beziebungen bewußt werden müßten. 

Diese Gefahren würden nicht durch eine laissez-faire-Stellungnabme be- 
hoben werden, Vergeltungsmaßnahmen andererseits würden sie lediglich ver- 
schärfen. Amerikanische Importeure allein, „ohne eine gewisse Unterstützung 
seitens ihrer Regierung“, könnten sich gegen die ausländischen Zusammen- 
schlüsse nicht schützen. Verhandlungen mit den Monopolstaaten unter An- 
erbietungen amerikanischer Gegenleistungen (Zollerleichterungen usw.) würden 
zu unabsehbaren Reibungen — im Innern Ihrer Vereinigten Staaten und Ihrer 
Lobbies doch wohl, Mr. Hoover — führen. Als Abhilfsmaßnabmen für die 
Bebebung der Kautschuknot brachte Hoover neuerdings in Vorschlag: größere 
Sparsamkeit in der Verwendung, Verwendung von vulkanisiertem Kautschuk, 
aktive amerikanische Unterstützung bei der Erweiterung der Anbauflächen, 
besonders auf den Philippinen und in Holländisch-Ostindien, eventuell auch 
in Columbia und Panama, wo Boden und klimatische Verhaltnisse dem An- 
bau günstig sind. Hoover schloß seiner Aussage öffentlichen Teil mit fol- 
genden Sätzen: 


„Es ist gesagt worden, daß in absehbarer Zeit alle diese Dinge sich nach unvermeidlichem 
Skonomischen Gesetz in die Reihe bringen werden. Dem mag so sein, aber bis dahin zahlen wir 
Milliarden und das Restriktionsgesetz besteht fort; mit Hilfe staatlicher Überwachungsmaßnahmen 
können diese als unvermeidlich bezeichneten Konsequenzen auf viele Jahre hinaus verschoben 
werden. Die beste and endgültige Beseitigung dieses Übels in der Welt besteht für uns darin, 
daß wir dartun können, daß wir aus Eigenem eine ungehinderte Versorgung unseres Rohstoff- 
bedarfs sicherstellen und daß sich aus diesem Grunde jene Kontrollen und Zusammenschlüsse rein 
wirtschaftlich niemals rentieren können; das braucht nicht durch Drohungen und Repressalien 
zu geschehen, sondern dadurch, daß wir innerhalb unserer Grenzen und vermittels unserer eigenen 
Amtsstellen und amtlichen Tätigkeit im Auslande Maßnahmen in die Wege leiten, die Abhilfe 
schaffen werden. Wenn aus dieser Untersuchung weiter nichts hervorgeht als Aufklärung über 
die Gefahren, die diese Kontrollmaßnahmen mit sich bringen, und ein Erwachen des amerika- 
nischen Volks zu der Notwendigkeit seiner Versorgung aus nichtkontrollierten Quellen, so wird 
sie viel erreicht haben; denn sie wird jenen Kontrollbehörden bedeutet haben, daß unser Volk 
Widerstand leisten wird." 


Damit war für eine auf die Präsidentschaftsnomination abzielende , publicity“ 
einiges, einiges auch für die Richtigstellung eigener früherer Äußerungen ge- 
tan, so, wenn Hoover erklärte, daß es niemals die Absicht des das Funktio- 
nieren des Stevenson-Plans überwachenden britischen Ausschusses gewesen sei, 
daß die Preise den Stand erreichen sollten, den sie erreicht haben. Dafür 


seien — und damit geht er mit Sir Robert Horne einig — die Spekulation, 
nicht die Pflanzer oder britische Beamte, verantwortlich zu machen. „Die 
Schwierigkeit mit Kontrollmaßnahmen jedoch ist, daß man die Gewalt über 
sie verliert“, — Äußerungen, die wie die Londoner Times (8. Januar) be- 
klagen, die amerikanische Berichterstattung über die Verhöre ebenso wenig 
zur rechten Geltung gebracht hätte wie das sichtliche Bemühen Hoovers, das 
Feuer zu dämpfen, das er selbst mit entzündet hatte. 

Die nach Hoover und seinen Mitarbeitern zu Wort gelangten Vertreter der 
amerikanischen Rohgummi verarbeitenden Industrie waren wenig in der Lage, 
dem verhörenden Komitee zu helfen, Maßnahmen ausfindig zu machen, die 
ihrer Industrie zustatten kommen würden. Auf den extremen amerikanischen 
Unternehmer-Individualismus machte der Vorschlag, daß durch Gesetzgebung 
dem amerikanischen Verbraucher ermöglicht werden sollte, eine zentrale Ein- 
kaufsorganisation zu gründen, geringen Eindruck. „Wenn Sie uns zur Kon- 
zernierung zwingen würden“, erklärte der Präsident einer großen Gummi- 
warenfabrik, „so könnte das vielleicht helfen; geschieht jedoch dieser Zusam- 
menschluß nicht unter staatlichem Zwang, so, fürchte ich, wird er nicht ver- 
wirklicht. Wir Kautschukverarbeiter sind einem Zusammenarbeiten nicht sehr 
geneigt.“ Ein anderer, gegen eigene Neigung zur Aussage veranlaßter leitender 
Fachmann, erklärte, daß es schwer sei, seine Industrie zu einer so langfristigen 
Investition, wie sie der Gummiplantagenbau bedinge, zu bewegen. „In this 
country we live next to the ticker“, in Amerika lebe man dafür zu nahe am 
telegraphischen Ticker, der die Börsenkurse übermittelt. 

Den Vorschlägen, daß not- und äußerstenfalls die Regierung helfend ein- 
greifen und den Anbau etwa auf den Philippinen und in der Panama-Kanal- 
zone durch Hergabe von Anleihen unterstützen müsse, trat Präsident Coolidge 
persönlich, einer seiner alten und wenigen festen Regeln seiner Politik getreu: 
No politics in business, kein regierungsseitiges Eingreifen in das freie, nach 
amerikanischer Auffassung allein gesunde Spiel der Wirtschaftskräfte, prompt 
entgegen. 

Seinem Verweis auf die Selbsthilfe trug die Nationale Automobile Chamber 
of Commerce, die fast alle Automobilfabriken der Union (102) zu ihren Mit- 
gliedern zählt, Rechnung, indem sie zur Gründung einer mit 10 Mill. Dollar 
zu kapitalisierenden American Motor Rubber Corporation mit dem Zweck zu- 
nächst des Studiums der Anbaugelegenheiten, danach auch der Gewinnung, 
des Kaufs und Verkaufs von Rohgummi schritt (12. Januar), einer Gründung, 
an der sich die ihr angeschlossenen Werke entsprechend ihrer Fertigungsquote 
des letzten Jahres beteiligen werden. Ein zunächst allgemein gehaltenes Pro- 
gramm für diese Corporation ist in Rücksprachen mit Mr. Hoover festgelegt 
worden; Leitgedanke ist die Rohgummiversorgung Amerikas durch Pflanzungen 

41° 


tt xxx 
644 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT 8 


unter „amerikanischen Auspizien* und mit amerikanischem Kapital; der Pflan- 
zungsbetrieb soll „in a big way“ unternommen werden, daneben sollen, um 
die Produktion der Kleinplantagen außerhalb des britischen Empire aufzu- 
fangen, in Hinterindien Sammellager geschaffen werden, welche die allen Über- 
wachungsmaßnahmen zum Trotz aus den Malaienstaaten ausgeschmuggelten 
Kautschukmengen aufkaufen sollen, ein Schmuggel, der besonders von den 
Eingeborenen und chinesischen Kleinpflanzern und Aufkäufern betrieben wird. 
Diese Bestrebungen in Richtung einer amerikanischen Rubber-Autarkie wurden 
von ihrem Sponsor Hoover entschieden begrüßt: „Das würde einen Beitrag 
zur Unabhängigkeit der Nation von vielen ökonomischen und politischen 
Schwierigkeiten bedeuten. Freiheit in bezug auf die Rohstoffversorgung ist 
der Lebenskern der Industrie und des nationalen Fortschritts. Es würde ein 
weiterer profunder Beweis dafür sein, daß unsere Industrien einen größeren 
Begriff von Amerika haben als nur. den, der sich aus dem Tagesereignis des 
Handels ergibt.“ — Neomerkantilismus? 

Überboten wird dieser Plan im Ausmaß oder in der Prätention in einem 
Tags darauf ebenfalls während der jährlichen Automobilausstellung in New 
York veröffentlichten Plan der Rubber Association of America. Auch er ist 
nach Konferenzen mit Hoover zustande gekommen, auch er ist nach ihm be- 
stimmt, „to protect the American public and the rubber industry with respect 
to future supply*. Dieser Plan siebt für zunächst fünf Jahre jährliche Auf- 
wendungen in Höhe von je 10 Mill. Dollar vor zum Zwecke des Anbaus von 
Gummibäumen in amerikanischen Kontroll- oder Einflußsphären. 

‚Die Forderung der Rubber-Interessenten, daß, wenn schon subsidäre Regie- 
rungsanleihen nicht gewährleistet würden, die Flagge den geplanten Investitionen 
zu folgen oder sogar ein wenig vorauszugehen habe, war von Hoover mit seinen 
Reden heraufbeschworen worden, und Mr. Firestone hat sie vor dem Komitee 
für Interstate und Foreign Trade des Repräsentantenhauses angemeldet, nach- 
dem er nochmals die Pläne für sein Rubber-Reich dargelegt hatte. Wenn 
Amerika irgendwie seine Versorgung mit Kautschuk wie auch mit anderen 
Rohstoffen, die jetzt nichtamerikanischen Monopolen unterlägen, sicherstellen 
wolle, müsse die Regierung dem Kapital hinreichend Ermutigung gewähren 
und den beteiligten Kreisen versichern, daß sie zum Schutz amerikanischer 
Interessen das äußerste Maß von Unterstützung leihen werde. 

Gegenüber diesen noch vergleichsweise milden, aber darum noch nicht zu- 
treffenderen Ausdrücken wie „Monopol“ für die britischen Restriktionsmaß- 
nahmen, welche sich im Kongreß selber gelegentlich zu Redensarten wie 
„extortion“, „gouging“ und ,hold-ups* steigerten, die britischerseits bei der 
Kautschuk -Versorgung geübt würden, nahm der britische Botschafter die Ge- 
legenheit einer Luncheon-Ansprache vor dem Advertising-Club von New York 
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am 23. Januar wahr, um seinerseits sich direkt und öffentlich an die öffent- 
liche Meinung der Vereinigten Staaten zu wenden, als in einer Angelegenheit, 
die nach seinen Worten „for some time past considerably exercised public 
opinion in this country.“ Sir Esmé Howard, nach seinem Geständnis einst- 
mals selbst manquierter Gummipflanzer, erklärte dieser öffentlichen Meinung, 
bei der akkreditiert zu sein für jeden Botschafter heute so wichtig ist, nach 
den immer wieder notwendigen Richtigstellungen, daß das Ziel der britischen 
Regierung mit dem Stevenson-Plan, der zwar aus dem Rahmen der Wirt- 
schaftspolitik seiner Regierung ein wenig herausfalle, gewesen sei, den Plan- 
tagenbau vor dem völligen Ruin zu bewahren, was auch dank der Voraus- 
sicht der Väter dieses Plans zum Vorteil sowohl der Pflanzer wie letztlich 
auch der Verbraucher erreicht worden sei. 

Auch wer neben den politischen nicht die Preisbewegung für Rohgummi 
während dieser Zeit der Reden und Widerreden mit ihrer abflauenden Hef- 
tigkeit verfolgt hat, wird sich sagen, daß diese Preisbewegung abwärts geführt 
haben muß. Die Rohgumminotierungen waren in der Tat in diesen Wochen 
von über einen Dollar für das englische Pfund auf 70 Cents heruntergegangen 
— daher die Genugtuung über diese Preisdrückung durch Einwirkung von 
parlamentarischen Resolutionen und Untersuchungskommissionen. Mr. Hoover 
selbst stellte (am 26. Januar) fest, daß dank der von ibm vor sechs Wochen 
gestarteten Bewegung ein Sturz von 1,09 Dollar für das Pfund als Höchst- 
stand auf 68 Cents (seither auf 55 Cents und darunter) erfolgt sei; das be- 
deutet nach ibm eine Ersparnis für die amerikanische Wirtschaft im laufenden 
Jahr in Höhe von 350 Mill. Dollar; mindestens ebenso viel wird Mr. Hoover 
den Menschen so gern nach Dollars wertenden amerikanischen Verbrauchern 
wert sein; und schließlich sind sie „all voters*. 

Als weitere preisbildende Instanz gibt sich die am 2. Februar eröffnete neue 
New Yorker Kautschukbörse, die der alten Kakaobörse angeschlossen ist und 
als Cocoa and Rubber Exchange of America, Inc., firmiert, mit einer Ankün- 
digung, daß „durch diese neue Institution der amerikanische Kaufmann, der 
Kautschuk kauft oder verkauft, fortab eine Gelegenheit bat, sich gegen aus- 
wärtige Kontrolle zu schützen und mitzuwirken bei der Gestaltung der Kaut- 
schukpreise“. Zu dieser ersten Börse ist am 15. Februar bereits eine weitere, 
die Rubber Exchange of New York, Inc., getreten. 

Die Gefährdung friedlicher internationaler Beziehungen durch solche Preis- 
senkungsaktionen kann naturgemäß nur eine Übermacht wie die Vereinigten 
Staaten wagen, die sich dabei wirtschaftsideologisch von einer Abneigung gegen 
jegliche Form von Planwirtschaft getrieben fühlt. Für den Wiederholungs- 
fall bleibt zu beachten die amerikanische Taktik, die in Kürze auch — am 
wahrscheinlichsten wird sicb das aus innerpolitischen Anlässen ergeben, viel- 
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leicht um eine Rebellion des Farmblocks abzuwenden!!) — gegen jedes andere 
Rohstoffland Anwendung finden mag: Staatssekretäre, Parlamentarier, Presse, 
Fabrikanten behaupten von dem jeweils zu beschuldigenden Lande, es übe 
Monopolwirtschaft, es verübe „restraint of trade“, jene aus der Zeit der Ver- 
folgung der Trusts so perhoreszierte Verschwörung gegen die Konsumenten. 
Mit dieser Phraseologie wird die größte und reichste aller Konsumentengruppen 
als solche und zugleich als größte und massivste Gruppe öffentlicher Meinung 
oder Weltmeinung mobilisiert. Die Front für die Aufregung ist nach außen 
gerichtet, während im Innern, wo Trustfrommheit herrscht wie nie zuvor, 
mit Ausnahme der wirtschaftsfriedlichen Kriegszeit, die eigenen Trusts immer 
schärfer konzentrierte Zusammenschlüsse zustandebringen, — so wie in der 
Windstille die Eiskristallbildung sich beschleunigt. Die Konsumentenschaft ist 
dieser Taktik in der Hauptsache ein Meinung-wiehernder Vorspann, bestimmt, 
den Sünderstaat furchterregend zu impressionieren. Diese Manöver berühren, 
vielfach ohne eigentliche Angriffsabsicht, wie das künstliche Manövrieren der 
vornapoleonischen Taktik mit ihren „Jalousien“, „Diversionen* und sonstigen 
„Impressions*-Manövern. Den Endverbraucher im Fall der Kautschuk versor- 
gung etwa durch Aufhebung der Schutzzölle für Reifen und Pneumatiks, die 
in Großbritannien rund 25 Prozent billiger sind als in den Vereinigten Staaten, 
zu entlasten, wird von der herrschenden Partei nicht einmal erwogen. Die 
von einem Kongreßmann der Opposition eingebrachte Bill auf Untersuchung 
der Gewinne dieser Industrie darf in diesem Zusammenhang weniger wegen 
ihrer Aussicht auf Annahme interessieren, die naturgemäß minimal sind, als 
wegen ihrer Begründung, in der es heißt: 

„Die Öffentlichkeit sollte erfahren, wie der Kautschukhandel einen Mann vom Range Hoovers 
hat dazu bewegen können, seine Beschuldigungen gegen das britische Monopol zu erheben, 
während er gleichzeitig die Riesenprofite der inländischen Profiteure ignorierte, die zu beschneiden 
er in der Lage gewesen wäre. Internationale Unstimmigkeiten sind durch den Versuch des Re- 
präsentantenhauses erregt worden, das in einem einseitigen Verhör Großbritannien zum Allein- 
schuldigen hat machen wollen. Sollten Amerikaner mit für die hohen Preise für Gummiwaren 
zu tadeln sein, so sollten wir fair genug sein, das aufzudecken. Das Untersuchungskomitee hat 
bis dahin versucht, amerikanischen Patriotismus der Sache mächtiger Kautschukinteressen dienst- 


bar zu machen, die, genau wie sie die Preise heben, auch die Flagge hochheben.* (Kongreß- 
mann Loring M. Black in einem Preßkommunique vom 27. Januar 1926.) 


Das Schicksal dieser Bill im Kongreß wird das der allzuvielen sein — 
to be pidgeonholed, d. h. in einem der vielen Fächer zunächst dem Papier- 
korb deponiert zu werden. Sie scheint auch einstweilen inaktuell geworden 
zu sein, und es herrscht im „Kautschuk-Krieg“ eine Stille, die vielleicht schon 
den formlosen Friedensschluß bedeutet, eine Stille, die der U. S.-Reprasentanten- 
baus-Ausschuß wahrgenommen hat, seinen Bericht vorzulegen, der Neues weder 
als Feststellung noch als Vorschlag bringt. 
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Erreicht haben Hoover und die hinter ihm stehenden Kreise eine Preis- 
senkung und eine vorzeitige Erhöhung der Ausfuhrquote aus dem Geltungs- 
bereich des Stevenson-Planes; das Colonial Office soll sogar eine Revision des 
Ausfuhrschemas vorbereiten, die eine Exportsteigerung auf 130 Prozent der 
Standard-Produktion ab Mai 1926 vorsieht. Mit der Kautschuk-Selbstversor- 
gung der Vereinigten Staaten wird es jedoch gute und noch mehr Weile 
haben als die fünf bis sieben Jahre der Inkubationszeit für Gummipflanzungen. 
Dazu sind die Kapitalien, die die amerikanischen Interessenten für Anbau- 
zwecke bisher bereitgestellt oder auch nur angekündigt haben, viel zu gering; 
die Selbstversorgung auch nur zu einem nennenswerten Bruchteil werden sie 
nicht ermöglichen. Die spezifische Abneigung des amerikanischen Kapitals 
gegen nicht unverzüglich ertragbringende Investitionen wird die Selbstversor- 
gung nicht anders als in einer zunächst beiläufigen Weise zulassen, wie etwa 
durch den Erwerb von Pflanzungen seitens der Verarbeiter in kontrollfreiem 
— d. h. vorzugsweise auf kolonial-holländischem — Gebiet, daß auch durch die 
Baissezeit hindurch die stärkste Zunahme an Neuanpflanzungen aufzuweisen bat. 

An Schockwirkungen haben die Hauße am Kautschuk -Weltmarkt und die 
Hooversche Politik bis dahin nur einige, lediglich geringes Ausmaß verkün- 
dende Zeichen des Übergangs zur Selbstversorgung der Union aus ihrer Ein- 
fluß-Sphäre heraus gezeitigt. So ist seit einiger Zeit versucht worden und soll 
weiter versucht werden, den in Mexiko wachsenden Guayule-Strauch, der eine 
Gummi-Latex enthält, in den Südweststaaten der Union in größerem Um- 
fange zum Anbau zu bringen; die ersten Pflanzungsversuche sollen sich, be- 
sonders auch auf dürrem Boden, bewährt haben. Die Firestone Company will 
sich außer ihrer eine Million Acres-Pachtung in Liberia eine Option auf 
35000 Acres für die Gummigewinnung in Mexiko gesichert haben; aber 
Mexiko ist schwankender Boden — selbst für Gummibäume und -sträucher. 
Das so sehr stark amerikanisierte Cuba hat, man weiß nicht, ob auf amerika- 
nische Veranlassung, eine Prämie von 50 Cents für jeden neu angepflanzten 
Gummibaum ausgesetzt. Vonseiten der Niederlande, die von dem Noten- 
wechsel mit dem Staatsdepartment über die Djambi-Ölfelder her nicht das 
volle Vertrauen der Union in ihre Kolonialpolitik besitzen mögen und in dieser 
nicht hundertprozentig amerikanischen Prinzipien huldigen (so ist unlängst die 
Erhebung einer Ausfuhrabgabe von Robgummi seitens der Niederländischen 
Kolonialverwaltung beschlossen worden), hat man einiges amerikanisches 
Kapital für die Neuanlage von Kautschukplantagen zu gewinnen vermocht. 
Die Mitte Dezember ı925 in Amsterdam mit einem autorisierten Kapital von 
6 Mill. Gulden gegründete Nederlandsch- Amerikaansche Rubber-Plantage 
Maatschappij hatte eine halbe Million Gulden ihrer Aktien in New-York zur 
Zeichnung aufgelegt, die in ganz kurzer Zeit überzeichnet waren. Mehr solcher 
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Schockwirkungen sind einstweilen nicht festzustellen, und ihnen Fortdauer 
und -wirkung zu- oder abzusprechen, will uns gleich unmöglich erscheinen. 
Das entscheiden zu können, zu sagen, ob die der „vision“ (angelsächsisch-säku- 
larisiert auszusprechen) sicherlich nicht entbehrende Politik Hoovers sich im 
Erwähnten hinlänglich zu verwirklichen angefangen hat, dazu bedarf es eines 
Zeitraums, der der Inkubationszeit für Gummipflanzungen mindestens gleich- 
kommen muß. 


Anmerkungen 

1) Die erste Nummer des „Punch“ vom neuen sonstigen „Monopol*-Interessenten zugute 
Jahre brachte eine Karrikatur mit der Über- gekommen wären. Über den praktischen 
schrift „Der Löwe mit dem Gummischweif*, Effekt des Eingreifens der amerikanischen 
darstellend den britischen Löwen, in größter Regierung wäre zu sagen, daß dieses das 
Ruhe verharrend, während der amerikanische Interessement des amerikanischen Kapitals 
Adler auf dem Gummischweif herumhackt. etwa an der Auslandsanleihe des Kalisyndikats 
Die Unterschrift lautet: „Es war einmal ein nicht ausgeschlossen hat, die in ihrem ersten 
Adler, der gewohnt war, von allem das Beste Koupon in London dank der amerikanischen 
zu haben. Und es begab sich, daß er einem Anteilnahme stark überzeichnet worden ist. 
Löwen begegnete; der hatte einen Schweif 4) Vgl. des letzteren Buch: Red Rubber. The 
aus Gummi. Und großer Neid erfüllte den Story of the rubber slave trade flourishing 
Adler, weil des Löwen Schweif aus Gummi on the Congo in the year of grace 1906. 
war. Und der Adler sagte: Ich will doch With an introduction by Sir Harry H. 
sehen, wie sehr dieser Lowe es liebt, daß Johnston. London 1906. 
man ihm am Schweif zwickt. Aber der 5) Die intransigent republikanische New-York 
Lowe bliebt unbewegt und sagte nur: ‚Mein Herald Tribune (13. Dezember 1925) meint, 
Schweif hat nichts dagegen, gezwickt zu allen Versprechungen an die Filipinos auf 
su werden; er ist nicht empfindlich.“ Und Unabhängigkeit zum Trotz sei „the first and 
als der Adler merkte, daß ihm kein Erfolg best answer that this conntry can make (to 
beschert war, war er sehr ärgerlich und sprach a British rubber monopoly) suggested before 
das aus. Aber der Löwe blieb ungerührt.® . the hearing at Washington: It is to plant 

7) Ober das frühere minder akute Stadium des and grow rubber in the Philippines. This 
britisch-amerikanischen Streits um Kaut- course involves a clearing up of the nonsense 
schuk vgl. Artikel des Verf. in Wirtschafts- about Philippine independence.“ Was dazu 
dienst Nr. 31 vom 1. August 1924. wohl der jetzige Botschafter in Berlin, Pro- 

8) Ober die Mitwirkung der amerikanischen fessor Schurman, meinen mag, der als Prä- 
Regierung bei der Verhinderung dieser An- sident der ersten Verwaltungskommission fur 
Jeihen hat Hoover vor dem Interstate and die Philippinen als Ziel der amerikanischen 
Foreign Commerce-Komitee des Repräsen- Politik für die Inseln erklärt hatte, „ever- 
tantenhauses (18. 1. 1926) erklärt, die Re- increasing liberty and self-government . . . 
gierung habe keinerlei „authority to inter and it is the nature of such continuously 
fere with loans“, sondern habe lediglich da- expanding liberty to issue in independence“ 


vor gewarnt (cautioned), sie in Fällen za 6) Amerikanische Industrielle sind keine Histo- 


— 


gewähren, wo sie den Kautschuk- und riker und dürfen daher an die Versuche 


vom Anfang dieses Jahrhunderts, am Ober- 
lauf des Amazonas, im Gebiet von Acre 
unter der Form einer Chartered Company 
„eine Republik von Gummiproduzenten zu 
gründen“, erinnert werden; dieser Versuch 
ist damals am Mißtrauen der Lateinamerikaner 
und am Produktiv-werden der englischen 
Plantagen in Asien gescheitert. (Vgl. F. 
Garvia-Calderon: Die 
kratien Amerikas. Leipzig 1913. S. 216.) 


lateinischen Demo- 


N) Übersetzter Wortlaut dieser Rede in den 


8) 


„Europäischen Gesprächen“, Januar 1926. 
Bei dem ersten der von dem Repräsentanten- 
haus-Komitee veranstalteten Verhöre erklärte 
ein Abteilungsvorstand des Handelsdepart- 
ments, des nach seinem Chef zu Wort kam, 
daß ein französisch-deutsches Kaliabkommen 
„den amerikanischen Handel mit diesem Er- 
zeugnis in bedenklichem Maße behindere“; 
das Department werde daher in Kürze eine 
geologische Untersuchung der texanischen 
Kalivorkommen mit Hinsicht auf eine den 
einheimischen Bedürfnissen entsprechende 
Förderung beantragen; was übrigens schon 
des öfteren angedroht worden ist. 

Es könnte ferner hingewiesen werden auf 
eine bereits Gesetz gewordene philippinische 
Bill vom Dezember 1925, die die Ausfuhr 
von Abaca-Saat von den Philippinen ver- 
bietet, der Saat der Herkunftspflanze des 
Manila-Hanfs, der bis jetzt in nennens- 
wertem Umfange nur auf den genannten 
Inseln gebaut worden ist. Neuerliche An- 
bauversuche im Sunda-Gebiet haben Re- 


anruhigung wegen der Bedrohung dieses 
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10) 


11) 
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»Monopols* mit sich gebracht und diese 
Gesetzgebung veranlaßt. Es wäre jetzt an 
den Engländern, durch Herausschmuggeln 
von Abaca-Sämereien das ,Rubber-Epos* zu 
wiederholen, das 1876 mit dem Schmuggeln 
von Paragummibäumen aus Brasilien nach 
Kew Garden angefangen hatte; von diesen 
Schößlingen bat bekanntlich der ganze 
Gummiplantagenbetrieb des Ostens seinen 
Ausgang genommen. 

Offenbar unter Hoovers Einfluß hat diese 
Handelskammer um die gleiche Zeit (22. De- 
zember) an verwandte Verbände in 36 Län- 
dern ein Rundschreiben gerichtet, worin sie 
einlädt, sich dem Protest gegen die britische 
Kautschuk-Politik anzuschließen (Günther, 
a. a. O., S. 26). 

In der Tat hat der Direktor des Bureau of 
Foreign and Domestic Trade in Hoovers De- 
partment, Dr. Julius Klein, unter dem 
31. Marz seinem Chef einen Bericht unter- 
breite, der die Beschwerden über das 
deutsch-französische Kaliabkommen zusam- 
menfaßt uud leicht zum Ausgangspunkt 
einer ähnliche Wege zu gehenden Kam- 
Für die Taktik ver- 


dient angemerkt zu werden der schon üb- 


pagne werden kann. 


liche Hinweis auf die britische „Voraus- 
sicht“ (foresight), die es sich habe ange- 
legen sein lassen, bei den ersten deutsch- 
französischen Kaliverhandlungen von 1920 
ihren Anspruch auf ein Gehört-werden bei 
den Entschließungen der deutsch-französi- 
schen preisfixierenden Stellen anzumelden. 
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Weltgeschichtliche Zu- 
sammenhänge und strategische Perspektiven. 
Deutsche Verlags-Anstalt in Stuttgart-Berlin- 
1926. 359 Seiten mit 8 Karten. 


von Versailles. 


Leipzig. 
Das Erscheinen eines neuen Werkes von 
Stegemann ist stets ein auch fur die Geopoliuk 
außerordentlich wichtiges Ereignis. Stegemanns 
„Geschichte des Weltkrieges“ und sein „Kampf 
um den Rhein- gehören zu den hervorragendsten 
Zierden der deutschen politischen Literatur. 
Um es gleich vorwegzunehmen, wir sind der 
festen Überzeugung, daß Stegemanns „Trugbild 
von Versailles“ erst recht einen Ehrenplatz 
einnehmen und in hohem Maße zu einer kriti- 
schen Erörterung des Versailler Friedens“ 
nicht nur in Deutschland, sondern in der 
ganzen Welt beitragen wird. 

„Dieses Buch stellt einen Versuch dar, den 
weltgeschichtlichen Zusammenhängen nachzu- 
gehen und die strategischen Perspektiven auf- 
zuhellen, die in dem zu Versailles geschaffenen 
Weltbild wirksam sind.“ Meisterhaft versteht 
es Stegemann, dieses sein Versprechen einzu- 
lösen. Unmöglich, die Fülle von Tatsachen 
und Gedanken wiederzugeben, die in dem 
neuen Buch enthalten sind. Dieses Werk kann 
und darf man nicht aus einer Besprechung 
kennen lernen, man muß es lesen. Um wenigstens 
einen Begriff von dem überreichen Inhalt zu 
bieten, mögen hier die Titel der Hauptabschnitte 
angeführt werden: 

Weltkrieg und Völkerbund; 

Frankreich und das Hegemonialsystem; 
Belgien als Macht unter den Mächten; 
Die Niederlande und die Schweiz im Lichte 


des neuen Weltverhaltnisses; 


Die Sendung Österreichs; 

Böhmen und der Herrenstaat der Tschechen; 

Das alte und das neue Polen; 

Die Entwicklung der baltischen Randstaaten 
und der nordische Kreis; 

Der Kampf der Schweden und der Dänen 
um die baltische Küste und die zimbrische 
Halbinsel; 

Ungaro und der Kampf um Mitteleuropa; 

Die raumpolitische Aufgabe der Rumänen; 

Die Wege der Jugoslawen und der Bulgaren; 

Italiens Werdegang und seine geschichte 
lichen Ziele; 

Der Kampf der Spanier und ihr letzte 
Erbe; 

Griechische Tragödie; 

Die alte und die neue Türkei und das 
orientalische Raamproblem; 

Rußlands nationale und revolutionäre Ziele; 

Die Kämpfe Englands um das europäische 
Gleichgewicht und der Aufstieg des Angel- 
sachsentums zur Weltherrschaft; 

Die tragische Sendung Deutschlands; 

Deutschland und der Völkerbund. 

Dieses grandiose Gegenstück zu Vogels „Das 
neue Europa! sollte jede deutsche Familie be- 
sitzen, in jeder Schule und Hochschule sollte 
es eingebend behandelt werden. Eine bessere 
Einführung in das Verständnis der politischen 
Lage Staaten existiert 
schlechterdings nicht. Mit eberner Gewalt prägt 
sich dem Leser dieses Meisterwerkes das Leit- 


aller europäischen 


motiv ein: „Die Geschichte Europas wird durch 
die Überwindung des Vertrages von Versailles 
und des darin waltenden Geistes bestimmt“. 

Hugo Preuß: Der deutsche National- 
Die Paulskirche 


staat. Schriftenfolge: 
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Verlag der Frankfurter Sozietäts- Druckerei 
G. m. b. H. 1924. 141 Seiten. 

Einer der aktivsten Mitschöpfer der gegen- 
wärtigen Reichsverfassung unternimmt in dieser 
durch klare, ruhige Urteile und vornehme 
Sprache ausgezeichneten Schrift den Versuch, 
die Weimarer Verfassung als Etappe zur Er- 
füllung uralter deutscher politischer Hoffnungen 
zu kennzeichnen. 

Auch wer parteipolitisch auf anderem Boden 
als Hugo Preuß steht, wird dieses Büchlein mit 
Nutzen zur Hand nehmen. Von den ersten 
Kämpfen um die deutsche Einheit führt uns 
der Verfasser bis nach Weimar und bekennt 
sich mit warmem Herzen als Anhänger der 
großdeutschen Idee. Die Problematik des 
deutschen Nationalstaates, die in dem geschicht- 
lichen Verhängnis des Gegensatzes von 
Nationalität und Staat wurzelt, ist selten in 
solcher Tiefe erfaßt und dargestellt worden. 

Allen denkenden und suchenden Deutschen 
ist Preuß’ Schrift recht sehr zu empfehlen, 
nicht zum Nachbeten des darin vertretenen 
Standpunktes selbstverständlich, wohl aber zur 
ernsthaften Auseinandersetzung mit den dort 
erörterten, für das deutsche Volk lebens- 
wichtigen Fragen. 

Wilhelm Heile: Nationalstaat und 
Völkerbund. Gedanken über Deutsch- 
lands europäische Sendung. Verlag von 
H. Meyer's Buchdruckerei, Halberstadt. 
1926. XV und 101 Seiten. 

Wiederum handelt es sich um einen über- 
teugten Demokraten, der hier zu dem Thema 
„Nationalstaat und Völkerbund“ das Wort er- 
greift. Heile ist gerade in letzter Zeit durch 
sein tatkräftiges Eintreten für einen europäi- 
schen Zollverein in den Mittelpunkt der inter- 
nationalen Politik gerückt und gilt für einen 
der getreusten Hüter Friedrich Naumannscher 
Traditinn. Sein Streben verdient insofern ganz 
entschieden das Ehrenprädikat „national“, als 
er den Genfer Völkerbund, eine Allianz von 


Regierungen, entschieden ablehnt und Deutsch- 


land zum Träger der Idee eines wahrhaften 
Völkerbundes machen möchte. „Es hat für uns 
Deutsche, die wir in erster Linie die Leid- 
tragenden sind, keinen Sinn, an den Wassern 
des Rheins zu sitzen und zu weinen und weh- 
klagen, wie einst die Juden an den Wassern 
zu Babel. Soll es besser werden für uns, 
müssen wir sorgen, daß es mit unserer Rettung 
und unserem Aufstieg besser wird für alle. 
Deutschlands Programm muß Europa heißen, 
dann wird Deutschlands Programm auch das 
Programm Europas sein.“ 

Auf die mannigfachen Unterschiede zwischen 
Heile und Coudenhove-Kalergi einzugehen, ver- 
bietet die Raumknappheit. Im ganzen können 
wir die Heilesche Schrift als einen wertvollen 
Beitrag zu dem Problem „Europa“ durchaus 
empfeblen. Zu praktischer Auswirkung werden 
die Ideen Heiles allerdings erst gelangen, wenn 
seine Überzeugung, sein heiliger Eifer nicht 
nur von großen Teilen des deutschen Volkes, 
sondern auch von den führenden Geistern der 
übrigen europäischen Staaten geteilt werden. 
Karl Otto Herkenberg: The Times und 

das deutsch-englische Verhältnis im 
Jahre ı898. Mit einer Einleitung von 
Martin Spahn. Deutsche Verlagsgesell- 
schaft für Politik und Geschichte m. b. H., 
Berlin. 1925. 143 Seiten. Mit einer Ver- 
kehrskarte von Ostasien. 

Der Verfasser hat sich angesichts des Meinungs- 
streites, der um das früheste Angebot Chamber- 
lains an den deutschen Botschafter hin und her 
wogt, die Frage vorgelegt: in welchem Lichte 
erscheint das englisch-deutsche Verhältnis jenes 
Jahres 1898 in dem inhaltsreichsten und politisch 
gewichtigsten, dem größten und einflußreichsten 
englischen Blatt „The Times“. 

Solange England seine amtlichen Archive 
ängstlich hütet, wird der von Herkenberg einge- 
schlageneWeg für die Aufklärung derVerhältnisse 
entschieden von großem Wert sein. Wir danken 
dem Verfasser herzlich für die große Mühe, 


die er sich mit der gewissenhaften Durch- 
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arbeitung der riesigen Zeitungsbände gegeben 
hat. Die darauf aufgebauten Skizzen über die 
politische Lage in Ostasien, Westafrika, Kreta, 
Philippinen usw. sind von hohem Reiz, wenn- 
gleich für uns Deutsche nicht immer ohne 
Deutschland hat 


Chamberlains Antwort viel ernster genommen, 


bitteren Beigeschmack. 
als es gemeint war. Es legte sich infulgedessen 
eine Reserve auf, die in England pur falsch 
Das 
politische Interesse der deutschen Öffentlichkeit 
wird mit Recht gegeißelt. 


gedeutet werden mußte. mangelhafte 
„Darum kommt die 
deutsche Regierung auch nicht aus ihrem 
Dämmerzustande heraus, indem sie nicht zwischen 
Rußland und England wählen, sondern den 
Schein eines freundschaftlichen Verhältnisses zu 
beiden aufrechterhalten will.“ 

Auf das inhaltsreiche Vorwort Martin Spalıns 
sei zum Schluß noch ausdrücklich hingewiesen. 
Oskar Müller, Ministerialdirektor z. D.: 

Warum vergessen wir so schnell? Ein 


Verlag für 
1925. 


Wort zur Sicherheitsfrage. 

Politik und Wirtschaft, Berlin. 
Wenige Tage nachdem der Reichstag sich 
sa der Politik der Regierung in der Sicherheits- 
frage bekannte, hat der frühere Reichspresse- 
ehef, Ministerialdirektor z. D. Oskar Müller, 
diese Schrift zur Sicherheitsfrage erscheinen 
lassen, die aus besonderer Sachkenntnis heraus 
dartut, welche Entwicklung die Sicherheits- 
frage von den rein französischen Tendenzen 
aus bis zu ihrer augenblicklichen Bedeutung 
genommen hat. Die Schrift geht aus von dem 
deutschen Memorandum vom 9. Februar, dessen 
Ziel war, die Sicherheitsfrage nicht als französi- 
sches, d. h. rein militärisches Problem, sondern 
als eine Aufgabe auch der deutschen und der 
europäischen Politik aufgefaßt und gelöst zu 
sehen. Sie behandelt im einzelnen die Kriegs- 
ziele Frankreichs und die Westgrenze Deutsch- 
lands, ferner die Garantievertwräge mit Eng- 
land und Amerika sowie Garantiepakt und 
Rheinlandfrage im Völkerbund. Von besonderer 


Bedeutung ist die Darlegung der Entwicklung 


der Sicherheitsfrage innerhalb der deutschen 
Politik, eine Entwicklung, durch die die Sicher- 
heitsfrage ihren spezifisch französischen Charakter 
verloren hat. Die Bereitschaft Deutschlands 
zur Mitwirkung an ihrer Lösung war öffentlich 
und mit internationaler Anerkennung an die 
Voraussetzung geknüpft, daß eine solche Lösung, 
wie immer sie beschaffen sein mag, keine neue 
Belastung der deutschen und rheinischen Frei- 
heit mit sich bringen darf. Da die Sicherheits- 
frage für lange Zeit hinaus die Politik Deutsch- 
lands und der Welt entscheidend beeinflussen 
wird, ist die Müllersche Schrift ein wichtiger 
und notwendiger Wegweiser für jedermann. 
H. van Lowick: Die französische Schwer- 
industrie und Frankreichs Sicher- 
heit. Verlag der Deutschen Rundschau, 
1924. 16 Seiten und eine um- 
fangreiche graphische Darstellung „Die 
Verbindungen (Wirtschaftsverflechtung) der 


Berlin. 


französischen Schwerindustrie“. 

Lowick behandelt ein kriegswirtschaftliches 
Problem von außerordentlicher Tragweite: Kann 
Frankreich die ungeheuren Mengen an Eisen 
und Stahl herstellen, die ein moderner Krieg 
für technisches Kriegsmaterial und Munition 
erfordert? Er kommt zu einer glatten Bejahung 
dieser Frage und vertritt die Auffassung, daß 
die Produktionsfähigkeit der 


Schwerindustrie weit über die Zahl ı3 000 000 t 


französischen 


hinausgelit und nahezu unbeschränkt steigerungs- 
fähig ist. Um die Riesenwerkstätten für Her- 
stellung von Kriegsbedarf auch in Friedens- 
zeiten zu beschäftigen, gewährt Frankreich 
seinen Vasallenstaaten Kredite, die sie zum An- 
kauf von Waffen und Munition auszugeben 
haben. 
fort angedeuteten Kriegsmöglichkeiten sorgen 
dafür, daß der Absatzmarkt für französisches 
Beharrt 


Frankreich auf diesem System, so wird sich das 


Die in der französischen Presse immer- 


Kriegsmaterial aufnahmefähig bleibt. 


Programm der Weltpolitik wandeln und das 
Motto annehmen: Sicherheit Europas und der 
Welt vor Frankreich! 
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Das alphabetische Verzeichnis aller in Be- 
tracht kommenden Firmen und das im Titel 
bereits erwähnte Schaubild verleihen der Ab- 
handlung besonderen Wert. 
Müller-Brandenburg, Polizeioberst a. D.: 

Zur Frage der Verfassungsreform. 
Fritz Fink Verlag, Weimar. 1925. 32 Seiten. 
Mit einer Karte der Neugliederung des 
Reichs gemäß der Ansicht des Verfassers, 

„Was wir brauchen ist die Reform der Ver- 
fassung, die den westländischen Geist aus ihr 
entfernt, die Verfassung mit deutschem Geist 
erfüllt 
Parteigewalt stabilisiert. 


und die Staatsgewalt gegenüber der 
Auf die deutschen 
Stimme müssen wir das Reich aufbauen, nicht 
auf die überlebten Ländergebilde.* Mit diesen 
Zitaten dürfte die Tendenz vorliegender Schrift 
Daneben 


sind viele Einzelheiten, auf die hier nicht ein- 


genügend gekennzeichnet werden. 


gegangen werden kann, zum mindesten sehr 
erwägenswert. Die beigefügte Rarte einer Neu- 
gliederung des Reiches nach den Vorschlägen 
des Verfassers ist technisch sehr schlecht ge- 
raten, läßt aber deutlich erkennen, welche Art 
von Föderalismus Müller-Brandenburg vor- 
schwebt und wie er sich die neudeutschen 
Landschaften, die in 


kultureller-wirtschaftlicher Hinsicht Einheiten 


Gaue — stammlich- 
bilden — abgegrenzt denkt. 
Albert Das 
Land und die deutsche Geschichte. 
Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart-Berlin- 
Leipzig. 1923. 603 Seiten. Mit 54 Karten 
skizzen. 
Albert von Hofmann ist den Lesern dieser 


von Hofmann: deutsche 


Zeitschrift längst ein guter Bekannter und 
Freund. Sein letzter Aufsatz in der „Zeitschrift 
für Geopolitik“ (Juni-Heft 1926, S. 453—484) 
kann mit gewissen Einschränkungen als eine 
Selbstanzeige seines hervorragenden Deutsch- 
land- Werkes angesehen werden. Zum mindesten 
entnimmt man diesem Aufsatz eine klare Vor- 
stellung der Methode, die Albert von Hufmann 
bei der Darstellung der Beziebungen zwischen 


der Geschichte (hier vor allem der Kriegs- 
geschichte) und der Reliefgestaltung unseres 
Vaterlandes anwendet. 

Dem umfangreichen, einzigartigen Deutsch- 
land-Buch Albert von Hofmanns ist mit einer 
kurzen Inhaltsangabe in keiner Weise gerecht 
zu werden. Die feinsinnige Art, mit der er 
hier Westfalen, Hessen, Thüringen, das Harz- 
gebiet, das nordwestdeutsche Heide-, Marsch- 
und Sumpfland, das Land jenseits der Elbe, 
das Rheinland, Schwaben und Elsaß, Bayern 
und Franken behandelt, spottet schlechthin einer 
Wiedergabe im Rahmen eines kurzen Referats. 

Wir stehen nicht an zu erklären, daß das 
Deutschland-Werk Albert von Hofmanns zu 
dem Tiefgründigsten und Feinsten gehört, was 
uns der Büchermarkt der letzten Jahrzehnte au 
Darstellungen unseres Vaterlandes beschert hat. 
In jedes deutsche Haus gehürt dieses so außer- 
ordentlich fleißig gearbeitete, kluge und auf- 
schlußreiche Buch. Wir hoffen mit dem Ver- 
fasser, daß es dazu beitragen möchte, das Ver- 
ständnis für die selten reiche historische Mannig- 
faltigkeit in unserem Vaterlande zu erwecken 
und recht vielen Deutschen ein Begleiter auf 
Reisen und Wanderfahrten zu werden. 

Karl Wölfle: 
atlas. Heimatkundliche Karten und Bilder. 


Hamburger Geschichts- 


Verlag L.Friederichsen& Co., Hamburg. 1926. 

Der vorliegende Atlas ist uffenbar in erster 
Linie für den Schulgebrauch bestimmt. Er ver- 
dient jedoch durchaus, auch den Lesern unserer 
Zeitschrift bekanntgegeben zu werden, dena 
die Fülle des interessanten Materials, die origi- 
nellen Methoden der Darstellung und die vorzüg- 
liche Ausstattung machen den Atlas für jeden 
geopolitisch Interessierten zu einem wichtigen 
und willkommenen Gegenstand der Belehrung. 
Eine derartige Geschichte einer Stadt in 
Karten und Bildern besteht m. W. nur für 
ganz wenige Siedlungen. Das Hamburger Unter- 
nehmen muß als musterhaft bezeichnet werden. 


Möchte dieses glänzende Vorbild recht sehr zur 


Nachahmung anspornen. 


Otto Brandt: Geschichte Schleswig- 
Holsteins. Ein Grundriß. Verlag von 
Walter G. Mühlau, Kiel 1926. Zweite, ver- 
besserte Auflage. 197 Seiten, mit einer 
Stammtafel und einer Buntdruckkarte der 
politischen Einteilang Schleswig-Holsteins 
am Ende des 17. Jahrhunderts. 

Die deutsche Nordmark kann sich glücklich 
preisen, daß der bekannte Historiker der Uni- 
versität Kiel ihr und uns allen eine so vorzüg- 
liche Landesgeschichte geschenkt hat. Wir 
haben bereits an früberer Stelle (Zeitschrift für 
Geopolitik 1925, März-Heft S. 218) auf die 
Werke Brandts hingewiesen und betont, daß 
binsichtlich der Nordmark nichts Ebenbürtiges 
besteht. Heute begrüßen wir mit Freude die 
a. Auflage der Geschichte Schleswig-Holsteins. 
Die klare, zielsichere Art, mit der Brandt seine 
Leser durch die Geschichte dieses uns besonders 
lieben und teuren Grenzlandes führt, fesselt 
immer wieder von neuem. Und welches ge- 
waltige Tatsachenwissen ist dort in so ange- 
nehme Form gekleidet worden: 

Nordelbingen bis zum Beginn des 12. Jahr- 

hunderts, 

Holstein und Schleswig bis zu ihrer Vereinigung 

unter Gerhard dem Großen ım ı 4. Jabrhundert, 

Schleswig und Holstein bis zu ihrer Verbindung 

mit Dänemark 1340—1 460, 
Schleswig-Holstein in der Verbindung mit Däne- 

mark unter den ersten Oldenburgern ı 460-1581, 
Höhepunkt und Niedergang der Ständemacht, 
Dänemark und Schleswig-Holstein-Gottorp 1581 

bis 1721, 

Schleswig-Holstein und der dänische Gesamt- 

staat 1721—1797, 
die Vorgeschichte der schleswig-holsteinischen 

Erhebung 1798—1848, 

Schleswig-Holsteins Erhebung und Befreiung 
1848—1 864, 
Schleswig-Holstein 
1864—1920. 

Wir hoffen und wünschen von ganzem Herzen 
mit dem Verfasser, daß sein Bach dem schles- 


und Preußen-Deutschland 


wig-bolsteinischen Lande in seinem Ringen mit 


einem schweren Schicksal nützlich und dienlich 

sein und der Nordmark viele neue Freunde zu- 

führen wird. 

Max Worgitrki: Selbst- 
bestimmungsrecht oder Gewalt? 
Eine Antwort auf die Srokowskische Schrift 
„Aus dem Lande des schwarzen Kreuzes“. 
Verlag Deutsche Rundschau G. m. b. H., 
Berlin 1925. 35 Seiten mit ı Karte. 

Worgitzki enthüllt Srokowski als den typischen 


Ostpreußen. 


Vertreter des polnischen Imperialismus, dem der 
Streit um den Korridor zugestandenermaßen 
bloß ein Kampf um die Verkehrsstraßen ist. 
Die Eroberung der ostpreußischen Insel bildet 
das letzte Ziel des polnischen Imperialismus. 
Der alles herabziehenden Kritik Srokowskis 
stellt Worgitzki ruhig, aber bestimmt entgegen: 
Das Kulturwerk des Deutschen Ritterordens; 
der Untergang des Ordensstaates, die ZerreiBung 
Preußens und ihre Folgen ; die nationalen Fragen; 
Ostpreußen und die deutsche Wirtschaft; der Kor- 
ridor, eine Verletzung desSelbstbestimmungsrechits. 
Der mannhaft deutsch empfundenen Schrift 
Worgitzkis ist von Herzen eine recht weite 
Verbreitung zu wünschen. Ostpreußen ist nicht 
ein Einzelfall, sondern ein typischer Fall für 
den Sieg brutaler Machtpolitik über die Volks- 
tumspolitik. „Das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker erhebt in ihm mit besonderer Eindring- 
lichkeit seine Forderung, nicht für Ostpreußen 
allein, sondern für alle die Gebiete, wo es ver- 
letzt und vergewaltigt ist. Der Friede Europas 
wird erst dann gesichert sein, wenn diese For- 
derung überall erfüllt, dem Geist der Zeit Ge- 
nüge getan ist.“ 
Leo Wittschell: 
hältnisse in Masuren und dem süd” 
lichen Ermland. Veröffentlichungen des 
Geographischen Instituts der Albertus-Uni- 
versität zu Königsberg, Heft V. Verlag 
L. Friederichsen & Co., Hamburg 1926. 
44 Seiten mit 3 Tafeln u. 2 Kartenbeilagen. 
Die Arbeit gehört zu jener Gruppe von 


Die völkischen Ver- 
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Untersuchungen, die für jegliche politische und 
Grenzlandsarbeit in Ostpreußen erforderlich 
sind, die aber im Interesse des Deutschtums 
bereits in Friedenszeiten hätten geleistet wer- 
den sollen. Sie erweist, daß das Deutschtum 
in Masuren und dem südlichen Ermland im 
letzten Jahrhandert im starken Fortschreiten 
stand und daß besonders nach 1870 das Zu- 
gehörigkeitsgefühl des Masurenvölkchens zur 
deutschen 


Dieses Ergebnis war zwar auf Grund 


Kulturgemeinschaft immer stärker 
wurde. 
der Volkszählung von 1910 bereits bekannt, 
wurde aber leider nicht genügend ausgewertet. 
Der Tatbestand fand seinen Ausdruck dann 
erneut in der großen Abstimmung vom 11. Juli 
1920, wo 363 209 Stimmen für Ostpreußen, 
nur 7 980 Stimmen für Polen abgegeben wurden. 
Für die Gestaltung der politischen Verhältnisse 
in Masuren und Südermland ist „weder die 
Einheitlichkeit der leiblichen Abstammung, noch 
der Sprache das letzthin Entscheidende“ (S. 40), 
sondern die Gesinnung, das Bewußtsein, die 
Seele der lebenden Bevölkerung bestimmt über 
ihre Zugehörigkeit zu einer Volksgemeinschaft. 

Die kurze, inhaltsvolle Studie klärt auch 
über die wichtigsten geschichtlichen Gescheh- 
Disse des masurischen Volkchens auf und läßt 
die Unterschiede zwischen dem früh besiedelten 
Ermland und dem erst im 17. Jahrhundert 
kolonisierten Masuren erkennen. Trotz mancher 
Verschiedenheiten ist aber in beiden historisch- 
geographischen Landschaften die Eindeutschung 
gleichmäßig und von selbst, ohne irgend wel- 
ehen Zwang, vor sich gegangen. 

Die Ruhe und Sachlichkeit der Darstellung 
läßt die Tatsachen um so überzeugender wirken. 
Die deutsche Stade Beuthen O.-S. und 

ihre nächste Umgebung. Band XV 
der „Monographien deutscher Städte“. 
Herausgegeben von Stadtrat Dr. Kasperko- 
witz, Bürgermeister a. D. Salomon, Erwin 
Stein. Deutscher Kommunal-Verlag G. m. 
b. H., Berlin-Friedenau 1925. 291 Seiten 
mit zablreichen Abbildungen. 


Das glänzend ausgestattete Buch ist ein klarer 
und eindringlicher Beleg für den deutschen 
Charakter der Stadt Beuthen und ein stolzes 
Denkmal deutscher Kulturarbeit in Oberschlesien 
überhaupt. Welches Kapitel auch immer man 
lesen mag, überall schlägt einem das Herz be- 
wegter ob dieser Großtaten des Deutschtums: 
Geschichte der Stadt Beuthen, Städtische Bau- 
und Bodenpolitik, Hygiene, Wohlfahrspflege und 
Pflege der Leibesübungen, Schulwesen, Kultur- 
und Kunstpflege, Verkehr, Wirtschaft. 

Das Buch ist aus tiefster Not geschrieben, 
zum Nachweis der tausend Wunden des Genfer 
Diktats, denn es dürfte im Deutschen Reich 
keine zweite Stadt geben, die durch die Ge- 
walttaten und Unsinnigkeiten der Entente so 
arg in Mitleidenschaft gezogen worden ist wie 
gerade die Stadt Beuchen. Auf der anderen 
Seite aber klingt aus jedem Abschnitt der feste 
Wille, trotz allen Unglücks ein Bollwerk deut- 
scher Kultur in der Ostecke des Reiches zu 
bleiben. 

Möchte dieses inhaltreiche Werk nicht nur 
in Deutschland, sondern auch und gerade im 
Ausland weiteste Verbreitung finden. 
Beuthen O.-S. Die Schädigung der Stadt 

durch die Grenzziehung und ihre 
Wirt- 
schafts- und Kulturfaktor im Osten. 


Bedeutung als deutscher 
Ein Bildwerk, herausgegeben vom Verkehrs- 
und Wirtschaftsamt der Stadı Beuthen O.-S., 
1926. 

Man muß es der Stadt Beuthen hoch an- 
rechnen, daß sie weder Mühe noch Kosten 
scheut, um gegen das schreiende Unrecht von 
Genf anzukämpfen. Mit Fug und Recht rühmt 
sich die älteste deutsche Stadt des oberschle- 
sischen Industriebezirks (Stadtrecht 1254!) die 
Hüterin wertvoller Erz- und Kohlenschätze, 
Vorplatz des deutschen Handels und Vorposten 
deutscher Kultur, das Bollwerk deutscher Wirt- 
schaft und deutschen Geisteslebens im Osten 
zu sein. Auf 20 höchst lehrreichen Karten 
werden in diesem Werk in leicht verständlicher 
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und anschaulicher Weise die Schädigung 
Beuthens durch die Grenzziehung und die Auf- 
gaben der Stadt als deutscher Kulturfaktor in 
der Ostecke des Reiches gezeigt. 

Die Widersinnigkeit der neuen ober- 
schlesischen Grenze tritt in der Beuthener Ecke 
am markantesten hervor, da die Grenze, die 
dicht an den letzten Häusern der Stadt entlang 
läuft, Beuthen von drei Seiten völlig abschnürt. 

Von den neun nach Beuthen führenden 
Straßen sind acht und von den sieben Eisen- 
bahnlinien fünf durch die Grenzziehung zer- 
Der Beuthener Handel hat 
sein kaufkräftiges Hinterland fast völlig ver 


schnitten worden. 


loren und muß heute nach dem gänzlichen 
Verfall der Kaufkraft in den polnisch gewor- 
denen Gebieten Existenz 
kämpfen. Die Stadt selbst hat ihren industrie- 


schwer um seine 
reichen, bedeutenden, völlig modern ausgebauten 
Stadtteil Friedenshütte mit drei Hütten und 
zwei Gruben und damit !/4 ihrer Bevölkerung 
und !/s ihrer Steuerkraft an Polen abtreten 
müssen. Keine Stadt im ganzen Deutschen 
Reiche dürfte durch das Versailler Diktat so 
gelitten haben wie Beuthen. 
Bedauerlicherweise ist von diesen besonderen 
Notständen im Reiche viel zu wenig bekannt. 
Es ist daher immer wieder notwendig, auf die 
Folgeerscheinungen der unnatürlichen Teilung 
der organischen Wirtschaftseinheit Oberschlesiens 
in der Presse hinzuweisen. Die Beuthener Trutz- 
und Klageschrift soll der Aufklärung über die 
Folgen der Grenzziehung dienen und gleich- 
zeitig neben der Aufdeckung der besonderen 
Notstände die außerordentliche Bedeutung der 
so schwer heimgesuchten und gefährdeten Stadt 
als deutscher Kulturfaktor im Osten beweisen. 
Die besonderen Nöte und die besonderen kul- 
turellen Aufgaben erfordern aber auch außer- 
gewöhnliche Hilfsmaßnahmen. Das Bild- 


werk muß sich daher schließlich auclı die Ver- 
breitung des Gedankens der unbedingten Not- 
wendigkeit der Einleitung von Hilfs- und Unter- 
stützungsmaßnahmen zum Ziele setzen, da nur 
dann die deutschen Aufgaben in der Ostmark 
erfüllt werden können, wenn Reich und Staas 
und das gesamte deutsche Volk restlos und ein- 
mütig die schwierige Stellung des Deutschtums io 
den oberschlesischen Grenzgebieten unterstützen. 

Wir sind gewiß, daß dieser Mahnruf im 
ganzen Reich ein begeistertes Echo auslösen 
wird. Diese glänzende Schrift, die nur die 
nüchternen Tatsachen sprechen läßt, wirkt eben 
Dies Werk 


sollte in Millionen von Exemplaren im In- und 


darum so besonders überzeugend. 


Ausland verbreitet werden. 

Auslandsdeutschtum und Heimat. Eine 
Zusammenstellung von Ansprachen, Be- 
richten und Entschließungen, herausge- 
geben vom Bunde der Auslandsdeutschen 
E. V. Zentralverlag G. m. b. H., Berlin 1926. 
111 Seiten. 

In dem Büchlein sind die bei der Berliner 
Heimattagung der Auslandsdeutschen im August- 
September ı925 gehaltenen Ansprachen usw. 
zusammengefaßt. Es handelt sich um insgesamt 
16 Reden, in denen hervorragende Politiker 
und Auslandsdeutsche, wie Reichsminister Dr. 
Stresemann, Staatssekretär a. D. Lutz Korodi, 
W. von Malinckrodt, Prof. Dr. Goebel, Dr. 
Paul Rohrbach, Geheimrat Prof. Dr. Kühne- 
mann, Prof. Dr. Busse u. a. m. die Bedeutung 
des Auslandsdeutschtums für die Heimat und 
die Welt, die Aufgaben, Opfer und Ansprüche 
der Auslandsdeutschen von den verschicdenstea 
Gesichtspunkten aus erörtern. 

Jeder, dem das Problem des Auslandsdeutsch- 
tums am Herzen liegt, wird diese Schrift ınit 
Nutzen zur Hand nehmen, ja sie schlechter- 


dings als tägliches Rüstzeug verwenden. 


Verantwortlich sind: Dr. F. Hesse, BerlineGrunewald, Hohenzollerndamm 83 / Prof. Dr. K. Haushofer, 
München, Arcisstraße 30 / Prof. Dr. E. Obst, Hannover, Scharnhorststr. 14 / Studienrat Dr. H. Lautensach, Hannover, 
Freiligrathstr 9 / Professor Dr. Maull, Frankfurt/Main, Franz Rückerstraße 23 / Verlag: Kurt Vowinckel Verlag, 
Berlin- Grunewald. Hohenzollerndamm 83 / Druck: Saladruck Zieger & Steinkopf, Berlin SO 16, Köpenicker Str. 114 
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einen großen Wert. Meine Vorräte sind nur noch gering. 
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8°. IV und 244 Seiten 
und B synchronistische Tabellen 
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„Ein ähnlich großzügiges Nachschlagebuch 
über den Verlauf der letzten 50 Jahre be- 
steht meines Wissens nicht.“ 
Generalleutnant Schwarte in der „Köln. Zeitung” 
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Für dle Erarbeitung eines selbständigen 
Urteils Uber die Vorgeschichte des Krieges 
wird das Buch die nützlichsten Dienste tun.“ 

Deutsehe La Plata Zeitung, Buenos Aires 
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-+ 


VON DR. BRUNO RAUECKER 
PREIS MARK 2.50 


Dieses neue Bach des bekannten sozial- 
politischen Schriftstellers, das in inter- 
essanter, auch den Laien fesselnder Form 
in das Wesen und die Geschichte der 
Sozialpolitik einführt, wird allen denen 
ein willkommener geistesgeschichtlicher 
Leitfaden sein, die sich einmal mit sozial- 
politischen Fragen beschäftigen wollen. 
Es führt vom alten Griechenland über 
Rom bis in die jüngste Gegenwart und hat 
besonderen wissenschaftlichen Wert, weil 
es die erste deutsche aisammengefafite 
Ideengeschichte der Sozialpolitik darstellt 
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Warum wurde diese Expedition nach Timbuktu unternommen? 


Für Frankreich gibt es in Afrika nur ein 
großes Problem: Die schnelle und sichere 
Verbindung mit den rings um die Sahara ge- 
legenen Kolonien auf dem Landweg. Erst 
dann ist „I' Afrique Française" zur Wirk- 
lichkeit geworden. — Das fordern nicht nur 
verwaltungstechnische Gründe, sondern auch 
rein militärische und imperialistische, wie, 
die Beförderung von Truppen aus dem tro- 
pischen Afrika nach Europa. Die Erbauung 
der Transsaharabahn, die in dieser Durch- 
querung sicher nur ihren Vorläufer hat, 
ist ein Stein in dem großen Weltreich, 
von dem alle Franzosen träumen. — Bedarf 
es noch einer Erklärung der beiden Ver- 
fasser des Films, warum das Buch 
geopolitische Bedeutung besitzt? 


G. M. HAARDT - L. AUDOUIN-DUBREUIL: 
DIE ERSTE DURCHQUERUHG DER SAHARA 


IM AUTOMOBIL 


Berechtigte Uebertragung von Paul 
Fohr. 202 Seiten mit 53 Abbildun- 
gen auf Tafeln und einer Karte. 


PREIS 6 RM. 
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Lassen Sie sich das Buch durch 


Ihre Buchhandlung oder vom 
Verlag zur Ansicht vorlegen. 
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Rufus C. Dawes 

Wie 

der Dawesplan 
zustande kam 

55 


RUDOLF NUTT 
IV/200 Seiten Groß- Oktav 
InLeinengebunden 


ae —— ee 


In diesem Buche erzählt der Bruder des Mannes, 
nach dem der Dawesplan seinen Namen führt, 
wie diese Revision des Friedens von Ver- 
sailles nach seiner wirtschaftlichen Seite zu- 
stande kam. Er hat an allen Arbeiten der Sach- 
verständigen teilgenommen und istso am besten 
in der Lage, uns in seinen Berichten die all- 
mähliche Entwicklung und Entfaltung der Leit- 
gedanken und Absichten zu zeigen, die in dem 
Dawesplan zur Auswirkung gelangten.Wie immer 
man zu diesem Werk und zu seinen Wirkungen 
auf Deutschland stehen mag, es ist für uns 
Deutsche eine Notwendigkeit, diese Probleme zu 
kennen, um so mehr, 
als ihre Diskussion von neuem beginnt 


Verlags-Anstalt Stuttgart 
Berlin und Lelpzig 


Dielösung des Reparationsproblems Ist für Deutschlands Zukunftentscheldend 
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AUFRUF AN ALLE HEIMATTREUEN ELSASS-LOTHRINGER! 


In einer der vorausgegangenen Berichterstattungen (Heft 7 1926, S. 510) wissen 
heimattreuer 


wir auf die Verfolgungen zin, denen die Unterzeichner des „Aufrufs 
Elsaß Lothringer ausgesetzt sind. Es dürfte unsere Leser interessieren, den Wortlaut 
dieses Aufrufes kennen zu lernen. E. Obst. 


In schicksalsschwerer Stunde treten die Unterzeichneten vor das elsaß-lochringische Volk, um 
es zur Tat aufzurufen 
Längeres Zogern whre Verrat an unserm Volkstum, denn 


das Maß ist voll bis zum Überlaufen. 


Sieben Jahre lang haben wir zugesehen, wie man uns Tag für Tag in unserer eigenen Heimat 
entrechtet hat, wie all die Versprechungen, welche man uns feierlich gegeben, mißachtet 
worden sind, wie man unsere Rasseneigenschaften und Sprache, unsere Überlieferangen und Ge- 
bräuche zu erdrusseln suchte. Wir wissen nunmehr, daß die Assimilationsfanatiker es auf 
Wesen, Seele und Kultur des elsässischen Volkes abgesehen haben, wobei sie nicht einmal vor 
Fragen der inneren Überzeugung und des Gewissens Halt machen. 

Wenn wir von natürlichen und erworbenen Rechten und Freiheiten unserer Heimat und 
unseres Volkes sprechen, verhöhnt man uns und überschüttet uns mit Verleumdungen und 
Drohungen. 


All dies Leid wollen und werden wir unter keinen Umständen weiter ertragen. 


Wir haben erkannt, daß fast das ganze elsaß-lothringische Volk, daß alle, die noch echte und 
aufrechte Elsaſß-Lothringer geblieben sind, in ibrem Innersten denken wie wir, mit uns auf dem 
Standpunkt des elsaß-lothringischen Selbstbewußtseins und der Heimatliebe stehen 
und die bestehende Zersplitterung durch gegenseitige Achtung und eine tiefe Ver- 
wurzelung im Heimatboden ersetzen wollen. Es bedarf nur des Anstoßes, und sie alle 
werden sich zur langersehnten Einheitsfront zusammenschließen, um eines Herzens und eines 
Willens Unterdrückung und Untergang von unserem Lande abzuwehren. 

Wir sind der Überzeugung, daß die Sicherung und lebendige Auswirkung der unverjährbaren 
und unveräußerlichen Heimatrechte des elsaf-lothringischen Volkes und die Wiedergutmachung 
all des Tausenden und Abertausenden unter uns zugefügten Unrechts nur garantiert sind, wenn 
wir als nationale Minderheit die 


vollständige Autonomie im Rahmen Frankreichs erbalten. 


Diese legislative und administrative Selbständigkeit soll ihren Ausdruck finden in 
einer vom Volk gewählten Vertretung mit Budgetrecht und einer Exekutivgewalt, 
mit dem Sitze in Straßburg, welche aus dem elsaß-lothringischen Volke bervorgehen und neben 
dem für Fragen allgemein-französischen Charakters gemeinsamen Parlament in Paris den Zu- 
sammenhang mit dem französischen Staate wahren soll. 

Vor allem muß in den wichtigen und schwierigen Fragen der Weltanschauung eine 
einheitliche Front hergestellt werden, damit unsere Kampfeskraft nicht durch Weltanschauungs- 
streit und Parteihader sabotiert und geschwächt werde. 

Daher sind wir in bezug auf das Verhältnis von Kirche und Staat und die Schul- 
frage für die Aufrechterhaltung des gegenwärtigen gesetzlichen Zustandes, bis das elsaß-lothringi- 
sche Volk selbst in der Lage ist, über die letzte Form endgültig zu entscheiden. Eine Lösung 
der Schulfrage sehen wir dann in der Verwirklichung des Grundsatzes, daß es unantastbares 
Recht der Eltern ist, in entscheidender Weise über die Art der Erziehung ihrer Kinder zu be- 
stimmen. 
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Weiter verlangen wir volle Achtung und ehrliche Respektierang der christlichen Welt- 
anschauung, in welcher ja die Mehrzahl unserer Volksgenossen verankert und aus welcher die 
Kultur unseres Landes geschichtlich erwachsen ist. Ihre vielfältigen kulturellen Kräfte müssen 
zum Ausbau eines gesunden und reichen Volkslebens verwendet werden. 

Ein richtiges Verständnis dieses Programmpunktes wird alle dazu bringen, jeder andern Welt- 
anschauung ihr Recht zu gewähren, so daß ein Bruderkampf in Zukunft ausgeschlossen bleibt, 
der von unsern Feinden dazu benutzt wird, um uns zu entzweien, um uns ungestört unserer 
gemeinsamen Volks- und Heimatrechte berauben zu können. 

Wir fordern, daß die deutsche Sprache im öffentlichen Leben unseres Landes den Rang 
einnimmt, der ihr als Muttersprache des weitaus größten Teils unseres Volkes und als einer 
der ersten Kultursprachen der Welt zukommt. In der Schule muß sie Ausgangspunkt und 
ständiges Unterrichtsmittel und Unterrichtsfach mit abschließender Prüfung sein. In der Ver- 
waltung und vor Gericht muß ihr gleiche Berechtigung mit der französischen Sprache zukommen. 

Unser niederes und höheres Schulwesen, wie unsere sonstigen Bildungseinrichtungen, sollen 
in allen ihren Zweigen nicht gemäß Diktat der Pariser Zentralgewalt, sondern der Eigenart und 
Kulturhöhe des elsaß-lothringischen Volkes entsprechend ausgebaut werden, so wie unser zukünftiges 
Parlament unter weitgehendem Mitbestimmungsrecht der Eltern und Lehrpersonen es verfügen wird. 

Wir betrachten es als eine unserer Hauptaufgaben, elsässisches und lothringisches Wesen und 
lothringischen Sinn zu pflegen und dafür zu sorgen, daß bei unserem Volk die Kenntnis von 
seiner reichen historischen und kulturellen Vergangenheit unverfälscht erhalten bleibt, um es 
dadurch zu eigener Arbeit aus eigener Kultur heraus anzuspornen. 

Als ureigenstes Recht, aus Selbstbewufitsein, aus sozialen und sprachlichen Gründen verlangen wir 

Platz an der Sonne für unsere Landeskinder, 
welche irgendeine Verwaltungslaufbahn eingeschlagen haben. Sie allein können, bis in die 
höchsten Stellen hinein, die Verwaltungsarbeit leisten, die bei unserer sprachlichen und 
kulturellen Eigenart doppelt schwierig ist. Sie allein werden uns wieder frei machen von all 
dem Ballast einer rückständigen Bureaukratie und all den schreienden Ungerechtigkeiten, in denen 
wir ersticken. 

Wir fordern weiter: 

Volle Autonomie des elsaß-lothringischen Eisenbahnnetzes in Eigentum des elsaß- 
lothringischen Volkes; 

Schutz der elsaß-lothringischen Landwirtschaft, dem Weinbau, Handel und Gewerbe, 
sowohl in den Handelsverträgen wie gegenüber der innerfranzösischen Konkurrenz; 

Reform des Steuerwesens in ausgleichender sozialer Gerechtigkeit; 

Ausbau unserer seit Jahren erstarrten sozialen Gesetzgebung, deren weitere Entwickelung 
durch die rückschrittlichen Assimilationsbestrebungen aufgehalten worden ist; 

Wiederherstellung der früheren Gemeindegesetzgebung bei Anpassung derselben an die 
heutigen politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse. 

Wir sind begeisterte Anhänger der Friedensidee, internationaler Zusammen- 
arbeit und Gegner des Chauvinismus, des Imperialismus und Militarismus in allen 
ihren Formen. 

Unser Land soll als Treffpunkt zweier großer Kulturen in die Lage versetzt werden, 
seinen Anteil an der Aussöhnung zwischen Frankreich und Deutschland und an der zivilisatori- 
schen Gemeinschaftsarbeit von West- und Mitteleuropa beizutragen. 

Um alle diese Forderungen wollen wir das gesamte elsaß-lothringische Volk 
in einem Heimatbunde scharen, der stark und unerschrocken Schützer und Weg- 
weiser sein soll. 

‚Wir wollen keine neue Partei sein, 
nur eine Organisation, welche die bestehenden Parteien des Landes dazu antreiben wird, end- 
lich die Politik des Hinhaltens, der Schwäche und der Täuschung aufzugeben und den Kampf 
für die elsaß-lothringischen Volks- und Heimatrechte mit rücksichtsloser Tatkraft zu führen. 


Es lebe ein selbstbewußtes, starkes und freies Elsaß-Lothringen! 
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L. ROSENKRANTZ: 
POLNISCHE WASSERSTRASSENPLANE 


Durch die polnische Tagespresse wie auch durch die der tibrigen Rand- 
staaten ging in diesen Tagen die Mitteilung, daß seitens des Vélkerbundes eine 
Sachverständigenkommission nach Polen entsandt worden sei, deren Aufgabe 
darin besteht, die Pläne der zum Bau in Aussicht genommenen polnischen 
Wasserstraßen eingehend zu prüfen. | 

In der Hauptsache handelt es sich um zwei Projekte. Das eine umfaßt 
einen Kanalbau vom oberschlesischen resp. kongreßpolnischen Kohlenrevier 
zur Weichsel. 

Das zweite befaßt sich mit einer Kanalverbindung zwischen dem Pripet, 
einem Nebenfluß des Dnjepers und dem Bug, welcher wiederum ein Neben- 
fluß der Weichsel ist. | 

Zur Verwirklichung dieser beiden mehr oder weniger sehr bedeutenden 
Unternehmungen ist eine Summe von annähernd 600 Millionen Zloty in Gold 
in Kalkulation gesetzt. 

Wenn nun die obenerwähnte Sachverständigenkommission des Völker- 
bundes die von Seiten der polnischen Regierung in Anregung gebrachten beiden 
Projekte als ausführbar erachtet, so glauben die Warschauer maßgebenden 
Kreise es als ein leichtes betrachten zu können, den genannten Betrag von 
der internationalen Finanz zu beschaffen, 

Wer nun die Verhältnisse im heutigen Polen sich zu eigen gemacht hat, 
ja selbst nur einer oberflächlichen Beobachtung unterzogen hat, der wird wohl 
ohne Bedenken zugeben müssen, daß die kapitalistischen Kreise einer Beteili- 
gung nicht abgeneigt sein werden, vorausgesetzt begreiflicherweise, daß eine 
weitgehende Kontrolle über die Ausführungsarbeiten zugestanden wird. 

Diese Projekte dürften, und dieses sei nicht außer acht gelassen, der ganzen 
Struktur der östlichen Handelswege ein vollkommen verändertes Bild auf- 
drücken, denn wo früher die Aufgabe der lettländischen Häfen, Riga und 
Libau zu suchen war, wird sie nach Vollendung der geschilderten Pläne, 
namentlich der Wasserweg Pripet—Bug, einzig und allein Danzig zufallen. 

Vorausgesetzt, daß die letztgenannte Straße — Pripet—Bug — den Anfor- 
derungen der vollkommenen Modernität entsprechen würde, so müßte sie das 
leider nicht zur Ausführung gelangte russische Projekt eines Seekanales 
zwischen Riga—Chersson, auslösen. 

Die Bedingungen der Durchführbarkeit eines derartigen Wasserweges selbst 
für Seeschiffe mittlerer Größe müßte und wird auch aller Wahrscheinlichkeit 
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nicht nur dem Orienthandel des mittelländischen Meeres, namentlich dem des 
östlichen Teiles einen neuen Weg schaffen, sondern auch den der Gebiete der 
sogenannten schwarzen Erde in eine andere Richtung zwingen. 

Nicht Rußland, nicht die Randstaaten, namentlich Lettland, werden in Zu- 
kunft die Vermittler zwischen Ost und West sein, sondern in der Hauptsache 
Polen mit Hilfe von Danzig. 

Was ein derartiger Durchgangsverkehr für ein Land bedeutet, braucht nicht 
ins Detailierte geschildert zu werden. Ein solcher Wasserweg ist eben als 
Regulator des Handels zu betrachten, der, weise und klug geleitet, unend- 
lichen Vorteil für sein Land bringen muß. 

Zur Durchführung der Idee der Weiterführung dieses Seekanales durch den 
Dnjeper zum Schwarzen Meer ist es in erster Linie erforderlich, im Einver- 
nehmen mit der russischen Sowjet-Republik resp. der Ukraine zu handeln, 
durch deren Territorium der Dnjeper seinen Weg nimmt. Die natürliche 
Tiefe dieses Flusses, abwechselnd allerdings mit wenigen seichten Partien, 
erfordert trotz alledem eine durchgehende Regulierung, um die Schiffahrt vor 
Überraschungen zu wahren. Die materiellen Erfordernisse in dieser Richtung 
sind hierbei nicht so bedeutend, als gemeiniglich angenommen wird. 

Was jedoch ein schweres Hindernis auf dem Flußlauf des Dnjepers hervor- 
ruft, das sind die Parogen (Wasserfälle) in der Nähe von Jekaterinoslaw, drei- 
zehn an Zahl in einer Reihenfolge von 82½ km; sie gestalten eine reguläre 
Durchgangsschiffahrt zu einem Ding der Unmöglichkeit. 

Die einstige kaiserlich-russische Regierung hat in Anbetracht der wirtschaft- 
lichen Bedeutung des Dnjepers für den ganzen Süden des Reiches, die weit- 
gehendsten Versuche zur Behebung dieses Verkehrshindernisses unternommen. 
Sie bestanden in Sprengungen der Felsen, in Schaffung einer künstlichen Fahr- 
linie an der einen Flußseite und deren Vertiefung. Jedoch all diese Arbeiten 
und Versuche erwiesen sich als mangelhaft. 

Der einzige Weg zur Ausnutzung dieses grandiosen Stromes bis zu seiner 
Mündung in das Schwarze Meer besteht in der Schaffung eines Umgehungs- 
kanales, der die Parogenpartie allerdings trocken legen, der Schiffahrt dagegen 
aber eine ungehinderte Bahn schaffen wird. 

Sind diese Hindernisse behoben, so liegt einem direkten Verkehr von der 
Ostsee nach dem Schwarzen Meer technisch absolut nichts mehr im Wege. 

Es ist nun die Frage, ob die materielle Lage der interessierten Staaten, im 
gegebenen Fall Sowjet-Rußland und Polen, es gestatten würde, die Durch- 
führung dieses Projektes sich zu eigen zu machen. Ob nun wiederum die 
internationale Finanz, bei der doch mehr oder weniger problematischen Sicher- 
heit jener Gebiete, die Hand zur Realisierung zu bieten geneigt sein wird, ist 
bei der heutigen Lage der Verhältnisse mehr als zweifelhaft. 
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Den größten Vorteil erfährt aus diesem Unternehmen fraglos Polen, denn 
nicht nur daß der Wasserlauf dieser Straße ungefähr zweidrittel seines Laufes 
durch sein Territorium nimmt, sondern daß auch sein Hauptexportzweig, das 
Holz, einen leichten Abtransport nach dem Süden erhält. Gerade eine Wasser- 
straße von der gedachten Größe und Bedeutung dürfte es nach sich ziehen, 
daß die Holzexportländer, Finnland und Schweden, ihre Märkte im Süden 


verlieren müssen. 


Wenn außerdem die Ausführung dieses Projektes in der Form zur Durch- 
führung gelangt, daß seine Tiefe und Breite Dimensionen aufweist, die den 
Durchgangsverkehr von der Ostsee nach dem Schwarzen Meer Seeschiffen 
mittlerer Größe hinderungslos in schneller Fahrt ermöglicht, dann nimmt ein 
großer Teil des Verkehrs seinen Weg, wie bereits gesagt, anstatt um Europa 
durch diesen Seekanal. Voraussetzung ist, daß die Kanalkosten nicht eine 
Höhe haben, die die Vorteile der Zeit, der geringen Versicherungsprämie und 
der Schnelligkeit wettmachen. 


Selbst wenn eine Einigung auf Grund der heutigen Verhältnisse zwischen 
Sowjet-Rußland und Polen nicht erzielt werden kann, so enthält das Teil- 
projekt der Modernisierung des Kanales Pripe—Bug Momente für Polen, wie 
sie nicht genügend hervorgehoben werden können. 


Neben der großzügigen Exportmöglichkeit seiner Agrar- und Waldprodukte 
auf eigenen Wasserwegen umfaßt dieses Projekt ein weiteres Ziel, das darin 
besteht, die Polesje oder wie sie in West-Europa mit Rakotnysümpfe benannt 
werden, trocken zu legen. Nicht allein, daß dadurch der Wasserspiegel des 
in Frage stehenden Kanales eine wesentliche Erhöhung erhält, sondern diese 
Trockenlegung umfaßt außerdem ein Territorium von annähernd einer Mil- 
lion Hektar, die der Kultur dadurch zugeführt werden. 


Außerdem soll das Wasser der Kanäle gleichzeitig dazu dienen, die Elek- 
terisierung Polens zu erleichtern in der Lieferung von ca. 25 Millionen Kilo- 
wattstunden. 


Der Weg, den diese Kanalverbindung nimmt, bewegt sich über den Pripet, 
vom Einfluß in den Dnjeper auf eine Entfernung von 499,5 km. Hierauf 
wird er in die Jassolda in eine Länge von 22,4 km geleitet und sodann in 
das Flüßchen Strumen mit 121,8 km. Durch den nun folgenden tatsächlichen 
Bug-Kanal mit 76 km vollzieht sich die Vereinigung durch den Fluß Muchowetz 
und den Bug mit der Weichsel. 

Eine solche Wasserstraße durch das Herz Polens muß den gesamten Ein- und 
Ausfuhrhandel, der heute über den Schienenweg geleitet wird, an sich reißen 
und unverständlich wäre es, wenn eine Regierung die ihr dazu gebotene Mög- 
lichkeit nicht mit aller Energie zu verwirklichen trachten würde. 


Das zweite Projekt, die Errichtung eines Kanals vom polnischen Kohlen- 
revier zur Weichsel dürfte mit relativ geringeren Kosten, in Anbetracht des 
kürzeren Weges schon, zu verwirklichen sein. Die größere Schwierigkeit liegt 
hier wohl ın erforderlichen Regulierungsarbeiten auf der Weichsel selbst vom 
Pleßschen Gebiet bis zum Einlauf des Bug in dieselbe. 

Diese Verbindung würde damit der Kohlen- und Eisenindustrie einen un- 
behinderten, billigen Weg zum Weltmarkt ermöglichen, der heute nur durch 
die Eisenbahn, mit zweimaligem Umladen in Kähnen und dann wieder in 
Danzig in Seeschiffe bewerkstelligt werden kann. 

Die billigen Arbeitslöhne in diesem Revier, die Reichhaltigkeit der Gruben, 
die geringen Kosten der neuen Wasserverbindung müssen dann eine bedenk- 
liche Konkurrenz polnischer Erzeugnisse auf dem Weltmarkt nach sich ziehen, 
die heute, wenn auch nicht als quantité negligable, so aber doch als erträglich 
zu betrachten ist. 

Die leitenden Kreise seien auf den Wert und die Bedeutung dieser neu- 
projektierten Wege hingewiesen, die unter Umständen und unter bedingten 
Voraussetzungen der Struktur der Handelswege und mit ihr den Erzeugnissen 
der daranliegenden Gebiete ein verändertes Bild aufprägen könnte. 
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ERICH OBST: 
BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 
Das Großhamburg-Problem 


Von der gewöhnlichen Form der Berichterstattung weichen wir dieses Mal 
bewußt ab. Wir verzichten darauf, die wichtigsten geopolitischen Ereignisse 
ım Bereich der Alten Welt zu skizzieren, und berichten statt dessen ausnahms- 
weise einmal über ein einzelnes geopolitisches Problem unserer deutschen 
Heimat: die Großhamburg-Frage. 

Daß wir uns bei der Erörterung dieses überaus wichtigen Gegenstandes 
nicht von den selbstischen Interessen der einen oder der anderen Partei be- 
einflussen lassen, versteht sich von selbst. Eingehende Untersuchungen an 
Ort und Stelle haben uns zwar sowohl mit dem preußischen wie mit dem 
hamburgischen Standpunkt vertraut gemacht. Hier aber handelt es sich darum, 
über den Parteien een objektiv zu berichten, damit tunlichst weiten Kreisen 
unseres Volkes eine eigene Urteilsbildung ermöglicht wird. 

Das Unterelbegebiet ist von der Natur dazu bestimmt, neben der Rhein- 
mündung die wichtigste Pforte des europäischen Erdteils zu sein. Festland 
und Meer reichen sich hier die Hand, und der Elbestrom pflanzt den Puls- 
schlag seines Mündungsgebietes weit in den Kontinent hinein fort. Kein 
Wunder also, daß das Unterelbegebiet geopolitisch von jeher eine hervor- 
ragende Rolle gespielt hat. Nachdem Dänemarks Machtbegehren erfolgreich 
zurückgewiesen und auch die französischen und englischen Einnistungspläne 
endgültig gescheitert waren, wurde das Unterelbe-Problem zu einer rein 
deutschen Angelegenheit. Indessen die unglückselige politische Zersplitterung 
unseres Vaterlandes vereitelte noch immer eine einheitliche großzügige Nutzung 
dieses hervorragenden Wirtschafts- und Verkehrsraumes. Selbst nach den 
Jahren 1866 und 1870/71 blieben immer noch zwei Rivalen übrig: Hamburg 
und Preußen. 

Das geopolitische Kräfteverhältnis der beiden Partner im Unterelbegebiet 
war lange Zeit durchaus ungleichartig. In überaus kluger Weise hatte es 
die Hamburger Politik verstanden, sich frühzeitig alle Gabelungen des Elb- 
stromes territorialpolitisch zu sichern (vgl. die Skizze): die Bunthäuser Spitze 
mit der Aufteilung in Norder- und Süderelbe gehört zu Hamburg; die Eller- 
holzer Spitze, an der sich die Süderelbe in die Alte Süderelbe und den Köhl- 
brand aufteilt, gehört zu der Hamburger Exklave Moorburg. Dadurch war 
Hamburg in die Lage versetzt, die Wasserführung der Süderelbe nach seinem 
Ermessen entscheidend zu beeinflussen und das Hamburger Hafengebiet zu 
begünstigen. Durch die lange Erhaltung der Köhlbrandbarre legte es den 
Seeschiffsverkehr nach der Süderelbe und Harburg vollends lahm. Erst durch 
die Köhlbrandverträge, namentlich den letzten vom Jahre 1908, erhielt Preußen 
Luft, die Köhlbrandbarre fiel, Hamburg verpflichtete sich, die Bunthäuser 
Spitze so auszubauen, daß künftighin genau die gleichen Wassermengen durch 
Norder- und Süderelbe hindurchgehen würden. 
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Durch diesen Vertrag errang sich Preußen verkehrsgeographisch die Gleich- 
stellung mit Hamburg. Ob darüber hinaus auch verkehrstechnisch und wirt- 
schaftlich die Ebenbürtigkeit der preußischen Elbseite mit Hamburg zu er- 
reichen war, bing nun letzten Endes von Preußen selbst ab. Die Aufgabe 
war gewiß nicht leicht, denn inzwischen war der Verkehr auf der nördlichen 
Elbe so stark entwickelt, der Hafenbetrieb hier so glänzend ausgebaut, daß 
Harburg als preußischer Seeschiffahrtshafen an der Elbe nur mit alleräußerster 
Kraftanstrengung sich neben Hamburg hätte behaupten können. 

Jeder, der die Harburger Häfen kennengelernt hat, kann sich des Ein- 
drucks nicht erwehren, daß Preußen die ihm durch den dritten Köhlbrand- 
vertrag gebotenen Möglichkeiten nicht annähernd so ausgenutzt hat, wie es 
theoretisch möglich gewesen wäre. Die drei Harburger Hafenbecken, in denen 
sich Seeschiffe und Schuten oftmals zu einem undurchdringlichen Knäuel zu- 
sammenballen, bilden ein recht wenig würdiges Gegenstück zu den Ham- 
burger Häfen, in denen sich die See- und Binnenschiffe nach wohldurch- 
dachten Plänen auf verschiedenen Wegen treffen. Die Harburger Hafenbecken 
sind überdies viel zu klein, um der Industrie Harburgs die erforderlichen 
Wachstumsmöglichkeiten zu bieten. Nur für ein einziges, wiederum zu kleines 
Becken wäre noch Raum vorhanden. Der Harburger Hafen kann darüber 
hinaus unter keinen Umständen vergrößert werden, denn im Osten bietet die 
Eisenbahnbrücke über die Süderelbe ein Halt, im Westen grenzt das preußische 
Gebiet mit der Harburger Stadtgrenze an das dichtbesiedelte Gebiet der Ham- 
burger Exklave Moorburg. 

Es war somit ein selbstverständliches Gebot der preußischen Politik, sofern 
Preußen überhaupt eine Rolle im Unterelbegebiet spielen wollte, dem Raum 
zwischen der Eisenbahn über die Elbe und dem Köhlbrand besondere Auf- 
merksamkeit zu widmen. Neue und technisch moderne Seeschiffahrtshäfen 
kann Preußen bier und nur hier schaffen. In diesem Raum liegt die Zu- 
kunft des an sich mit viel zu schmalem Zugang zur seeschiffstiefen Süderelbe 
ausgestatteten Harburg. 

Einen ersten Schritt nach dieser Richtung hat Preußen damit getan, daß 
es in den letzten Jahren die Rethe auf Seeschiffstiefe ausbaggerte und den 
Reiberstieg begradigte und verbesserte. Die Insel Kattwyk-Hoheschaar zwischen 
Köhlbrand—Rethe—Reiberstieg hat damit an Wert ganz außerordentlich ge- 
wonnen. Hier können moderne Häfen in Hülle und Fülle errichtet, hier 
kann Fabrikgelände in großem Ausmaß zur Verfügung gestellt werden. Würde 
Kattwyk-Hoheschaar mit Harburg vereinigt werden, so wäre mit einem Schlage 
die Hafennot Harburgs beseitigt, Preußen würde sich in wesentlich gesteigertem 
Maße seinen Anteil am Umschlagsverkehr des Unterelbegebietes sichern und 
wäre der Schlagader des Weltverkehrs auf dem Elbstrom erheblich näher 

erückt. 

: Gerade in diesem Augenblick erscheint nun aber Hamburg auf dem Plan 
mit der Forderung, die preußischen Elbinseln von Wilhelmsburg-Kattwyk- 
Hoheschaar-Altenwerder-Finkenwerder seinem Staatsgebiet einzuverleiben, weil 
es anders seinen Hafen nicht großzügig und zweckentsprechend ausgestalten 
kann. Die Eisenbahnbrücken über den Elbstrom setzen dem Wachstum der 
Hamburger Seehäfen flußaufwärts eine unüberwindliche Grenze, denn an eine 
Verlegung der Strecke Harburg—Hamburg weiter nach Osten ist aus ver- 
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schiedenen Gründen nicht zu denken. Im alten Hamburger Staatsgebiet ist 

des kleinste Fleckchen bereits bis zum äußersten ausgenutzt. Die Moor- 
Exklave endlich liegt viel zu sehr abseits, um in den feinorganisierten 
Hamburger Hafenbetrieb einbezogen zu werden. Weiter flußabwärts aber 
gehören beide Elbufer zum preußischen Staatsgebiet. 

Die preußische Regierung hat sich diesen Argumenten keineswegs völlig 
verschlossen. Sie würde bereit sein, mindestens einen Teil der von Hamburg 
begehrten Elbinseln abzutreten, wenn Hamburg dafür die Exklave Moorburg 
herausgäbe und den durch die hamburgischen Hafenerweiterungen geschädigten 
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preußischen Gemeinden eine dauernde Geldbeihilfe gewähren würde. Letzteres 
würde vor allem desbalb notwendig sein, weil im Falle einer Durchführung 
der Hamburger Pläne die steuerschwache hamburgische Arbeiterschaft in 
noch größerem Umfange als jetzt schon in preußischen Gemeinden wohnen 
würde. Diese Gemeinden hätten dann große soziale Lasten zu tragen, während 
die durch den Hafenbetrieb direkt und indirekt aufkommenden Einnahmen 
in den hamburgischen Staatssäckel fließen würden. 

Es schien, als ob durch beiderseitiges Entgegenkommen ein Ausweg ge- 
funden werden könnte, der den Belangen beider Parteien im Unterelbegebiet 
leidlich gerecht würde. Wider Erwarten haben sich die Verhandlungen dann 
aber doch zerschlagen. Noch einmal bleibt uns also eine Atempause, das 
Großhamburg-Problem in Ruhe zu durchdenken. Und das ist gut so. 
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Im Grunde nämlich hätte die oben skizzierte Lösung doch nur eine Halb- 
heit bedeutet. Das Unterelbegebiet, der Großhamburger Raum, ist geographisch 
eine derartig ausgesprochene Einheit, daß es auf die Dauer eine politisch- 
wirtschaftliche Teilung einfach nicht verträgt. Gesamtdeutsche Interessen 
müssen aufs schwerste geschädigt werden, wenn man die naturgesetzlich vor- 
geschriebenen geopolitischen Wege mißachtet und andere Bahnen einschlägt. 
Preußen und Hamburg, die beiden Gliedstaaten des Reichs, müssen endlich 
einsehen, daß das Unterelbe-Problem weder eine rein preußische noch eine rein 
hamburgische Angelegenheit ist, sondern eine solche des Reichs. 

Für Preußens Widerstand dürfte der Wunsch maßgebend sein, sich im 
Unterelbegebiet nicht gänzlich ausschalten zu lassen. Hält man es für denk- 
bar, daß ein noch wesentlich vergrößertes Hamburg sich unter Umständen 
eines Tages vom Reiche lossagen, das Reich damit die Elbmündung verlieren 
könnte? Fühlt man sich bloß als das größte Land des Reiches, das aus 
Prestigegründen seinen Platz im Raum Großhamburg behaupten muß? Wie 
dem auch sei, jedenfalls will man preußischerseits Hamburg mit Harburg 
Konkurrenz bieten. Das mag an sich vielleicht noch nicht gar zu bedenklich 
sein. Tritt man nun aber zuvor noch Kattwyk-Hoheschaar an Hamburg ab, so 
wird das Unternehmen vollends ebenso töricht wie hoffnungslos. Gewiß 
könnte man theoretisch daran denken, auf dem Gebiete von Moorburg die 
Hafenanlagen Harburgs zu erweitern. Indessen einem solchen Plan stehen 
sehr schwerwiegende Bedenken gegenüber. 

1. Die alte, gänzlich versandete Süderelbe auf Seeschifftiefe zu bringen, ist 
Preußen nach den strombautechnischen Bestimmungen des dritten Köhlbrand- 
vertrages untersagt. Eine solche Schiffbarmachung der alten Süderelbe ist 
auch aus dem Grunde nicht mehr möglich, weil die Eisenbahnbrücke der 
hamburgischen Walterhof—Finkenwerderbahn die Herrichtung der alten Süder- 
elbe für Seeschiffahrtszwecke verbietet. 

2. Die Schiffbarmachung der alten Süderelbe etwa von der Ellerholzer Spitze 
bis zur Eisenbahnbrücke wäre theoretisch möglich, jedoch würden die Kosten 
außerordentlich hoch sein, da zu alledem wohl noch ein Kanaldurchstich 
durch die Ellerholzer Landzunge notwendig wäre, um die unmögliche Kehre 
an der Ellerholzer Spitze zu vermeiden und den Seeschiffen den unmittelbaren 
Zugang in das Moorburger Hafengebiet zu gestatten. 

3. Einer Verwertung Moorburgs steht fernerhin die Tatsache hindernd im 
Wege, daß Moorburg dicht besiedelt ist (2030 E.) und erhebliche Flächen 
dieser Gemarkung durch den im Grundbuch als Eigentümer bezeichneten 
Kaufmann Nottebohm in Hamburg sich im Besitz des hamburgischen Staates 
befinden. Die Aussiedelung der Moorburger Bevölkerung einerseits und die 
Enteignung andererseits würden voraussichtlich auf erheblich finanzielle und 
andere Schwierigkeiten stoßen. 

Aber selbst wenn alle diese Schwierigkeiten irgendwie überwunden werden 
könnten, bleibt die Tatsache bestehen, daß die größere hafentechnische Er- 
fahrung nun einmal unzweifelhaft auf hamburgischer Seite liegt und daß der 
Faktor „Tradition“ auch im Verkehrs- und Handelsleben eine große Rolle 
spielt. Schließlich muß auch offen zugegeben werden, daß sich das verarmte 
Deutsche Reich nicht den Luxus leisten darf, in seinem wichtigsten Welthafen 
die kostspielige Rivalität zweier Gliedstaaten zu dulden. 
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Auf der anderen Seite muß der Hamburgische Staat nachgerade anerkennen, 
daß die einfache Hamburgisierung des Unterelbe-Gebietes nicht die einzige 
Lösung dieses Reichsproblems darstellt, wie doch überhaupt Hamburg bei aller 
hervorragenden Leistungs- und Opferfreudigkeit seiner Bürgerschaft nicht allein 
aus eigener Kraft zu dem geworden ist, was es heute darstellt, sondern mit 
dem gesamten Reich und dank der gesamtdeutschen Wirtschaftsentwicklung 
aufgestiegen ist. | 

Vom geopolitischen Gesichtspunkt aus wäre es m. E. unverantwortlich, 
weiterhin im Banne veralteter territorialpolitischer Gedankengänge zu handeln, 
das Unterelbeproblem auf dem Wege eines preußisch-hamburgischen Land 
tausches zu „lösen“ und die alte Rivalität der beiden Anrainerstaaten weiter- 
hin Orgien feiern zu sehen. Schon hört man davon sprechen, daß im Falle 
einer solchen Einigung die Industrie der preußischen Seite gegenüber der ham- 
burgischen Hafenindustrie dadurch a werden müßte, das dem etwa 
an Hamburg abzutretenden Elbinselgelände die Industrieklausel aufzuerlegen 
wäre! Partikularismus in Reinkultur! Wenn wir nach außen hin ein groß- 
deutsches Programm vertreten und dieses international durchsetzen wollen, 
dürfen wir uns im eigenen Hause nicht derartige Blößen geben, nicht in 
dieser kleinlichen Weise aufteilen wollen, was die Natur als Einheit schuf. 
Im Reichsinteresse muß eine Lösung gefunden werden, die den Belangen des 
Reiches an einer einheitlichen Bewirtschaftung des Gesamtgebietes voll und 
ganz gerecht wird. Die verschiedenen Wege, die hierfür in Frage kämen, zu 
erörtern (Reichsland Großhamburg; preußisch-hamburgische Interessengemein- 
schaft nach der Art der adn Bewirtschaftung des Goslarer Cuben 
und Hüttenbezirkes u. a. m.), kann nicht Aufgabe einer wissenschaftlich-geo- 
politischen Berichterstattung sein; hier hat die praktische Politik, die Kunst 
des Möglichen, einzusetzen. 


KARL HAUSHOFER: 
BERICHT AUS DEM INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


Einer Meisterstudie von Richard Schmidt: „Verfassungsausbau und Welt- 
reichsbildung“, Leipzig 1926, entnehmen wir für den indopazifischen Raum, 
auf den sie sich mit glänzendem Erfolg anwenden läßt, zwei vom Verfasser 
offenbar gebilligte Zitate. Rankes Forderung „nur mit dem für den Einzelnen 
erreichbaren Höchstmaß spezieller... Fachkenntnis* an Betrachtungsweise von 
universaler Tragweite heranzutreten, und das anerkennende Wort des Polybios 
„ . hieraus folgt... daß die Römer nicht, wie einige .. glauben, von ungefähr 
oder zufällig, sondern vielmehr mit gutem Grunde .. nicht nur den kühnen 
Gedanken der Regierung und Beherrschung der Welt gefaßt, sondern wirklich 
das Ziel erreicht haben‘. 

Die erste Äußerung mahnt uns, gerade kleine, unscheinbare, erdbestimmte, 
bodenverhaftete Symptome von Macht- und Wirtschaftsverlagerungen be- 
sonders sorgfältig zu verzeichnen und damit dem Universalhistoriker gerade 
so zu nützen, wie der Geographie, Politik und Wirtschaft; die zweite zeigt 
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auch im Sommer 1926, wie sich gerade bei der Machtausdehnung der so oft am 
römischen Beispiel abgeschätzten Angelsachsen Geschick und Glück verketten. 

Ein solches Klein-Zeichen stellen wir deshalb bewußt sogar vor die sehr 
ernste Rede Baldwins an die Parlamentsdelegation nach Australien, die eine 
bedeutende Stellung zur wichtigsten westpazifischen Frage nimmt; ein so wich- 
tiges Symptom ist die Vollendung der Kontrollstelle am Rutbah-Brunnen, 
etwa halbwegs Bagdad—Damaskus durch H. C. Mason, den Bauleiter der 
Iraq-Regierung — sie bedeutet in Wahrheit die Verschiebung eines Grenz- 
steines zwischen Nahem und Mittlerem Osten von Ramadi am Euphrat bis in 


Seilziehen neuer Art 


die Mitte der syrischen Wüste, zu deren „Eroberung für die Zivilisation“ der 
ganz moderne Bau eines Riesenkarawanserai (mit eigener Wasserversorgung, 
eigener Kraft- und Lichtstation und Rundfunkeinrichtungen) ein erfolgreicher 
Schritt ist. Mit Flughafen hat der ganze Bau nur etwa 150000 Mark ge- 
kostet; er wird sich sogar fiir das Iraq rentieren, fiir das anglo-indische Reich 
aber ein unbezahlbares „Auge in die Wüste“ sein: 430 km von Bagdad, etwa 
400 von Damaskus, ein Ersatz für die bisher viel weiter östlich, in Ramadi 
und Falujah geübte Kontrolle. Es ist ein kluger weiterer Schritt in dem be- 
harrlichen indo-britischen Streben, den mittleren Osten auf Kosten des kleiner 
und kleiner werdenden nahen Ostens auszudehnen und den Mittelmeermächten 
an dieser entscheidenden Stelle des uralten Landwegs nach Indien immer 
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mehr Raum zu entziehen, ihre Einmischungsgelüste von dieser gefährlichen 
Naht wegzugewöhnen. 

Am 27. Juli hat Baldwin mit einer Offenheit über das Leitproblem 
Australiens gesprochen, die sich nur durch seine Überzeugung erklären läßt, 
„von der Schwierigkeit, die Probleme zu verstehen, denen die Männer unsres 
Blutes zu begegnen haben, die auf der andern Seite dieser Erde leben“. Wie viel 
mehr gilt das dann erst von den Auslanddeutschen als von den Überseebriten ! 
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Die Brüchen bauer von Peking 


„Wir sind so ähnlich und doch so verschieden.“ „Weitaus die wichtigste 
Sache für Australien, den Frieden der Welt, die Zukunft der Welt und unsrer 
eignen Rasse ist aber sicher, daß dort drüben eine Gemeinschaft heranwächst, 
viel größer, als sie jetzt existiert, und aus reingezüchtetem Grundstock von 
den katokea Inseln.“ Dann verwies er die im September nach Australien 
kommende parlamentarische Abordnung auf liebevolles Verständnis für die 
sozialen Experimente eines jungen ver und fuhr fort: 

„Seltsam ist es ja, daß wir in einem Neuland, in einem Land mit vorherr- 
schend landwirtschaftlicher Siedelung genau denselben Zug auftreten sehen, 
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wie in der Alten Welt, daß die Städte wachsen auf Kosten des Landes. Be- 
fremdlich ıst es, daß wir ın diesem weiten Festland mit all seiner latenten 
Erzeugungsfahigkeit ein Hineintriften der Bevölkerung nach Sidney und 
Melbourne wahrnehmen, wo sich ein großer Teil der ganzen Bevölkerung des 
Kontinents zusammendrängt.* — 

„Diese Verstädterung ist eine der wesentlichsten Fragen, der wir auch in 
der Heimat begegnen müssen. Was können wir tun, diesem Zusammen- 
drängen der Bevölkerung in den Städten vorzubeugen, das es so viel schwie- 
riger macht, die Lebenshaltung zu erzielen, die wir so gern verbreitet wüßten, 
und Entwicklungsraum zu schaffen. Nur Gutes kann von eignem Einblick 
und vom Durchsprechen dieser Fragen kommen.“ 

Mit diesem Rat wurde die Abordnung entlassen, an der sich alle Parteien 
gleich beteiligen — eine Lehre, die Mittel- und Zwischeneuropa so heilsam 
wäre und doch so verloren ist, wie die des Polybius, die Richard Schmidt 
warnend anführt, den Griechen seiner Zeit über de: Beispiel der Römer. 

Daß die panasiatische Konferenz, zu der die Teilnehmer Anfang August 
in Japan (Nagasaki) landen sollten, dort von innen, von Japan aus, und von 
andern Mächten von außen her torpediert werden würde, darüber werden sich 
Einberufer und zureisende Vertreter (52 z. Zt. statt 130!) der asiatischen 
Mächte nnd Völker klar gewesen sein. Sie wird also zur Rumpfveranstaltung 
mit einem chinesischen Vakuum. Dazu kommt die Schwierigkeit, zu ent- 
scheiden, wer mit dem nötigen Gewicht hinter sich für China auftreten soll, 
wenn überhaupt Abgeordnete kämen. Ohne die Ratifizierung durch die 
Kwangprovinzen, denen sich der größte Teil von Hunan angeschlossen hat, 
und der Yangtsegruppe, wird nichts wirkliche Geltung gewinnen, was die im 
Machtrückgang stehenden uneinigen Gewalthaber des Nordens: Wu Pei Fu 
und Chang Tso Lin, beide mit wankenden wirtschaftlichen Unterlagen, den 
ohnmächtigen Zentralregierungen abpressen sollten. Aber wir glauben an dem 
geopolitisch begründeten Urteil festhalten zu müssen, daß unter den heutigen 
Verkehrsverhältnissen keine der natürlichen Landschaften Chinas — auch der 
Süden nicht — stark genug ist, den andern das Gesetz ihres Willens aufzu- 
zwingen. Groß ist die Gefahr einer Pufferstaatbildung in der Mandschurei, 
und sogar eine Nord-Südtrennung ist möglich, bei der die größere Lebens- 
kraft der Yangtse- und Kwanglandschaften sehr deutlich würde und dartun 
könnte, daß die Hauptstadtlage von Peking mit dem Selbständigwerden der 
Nord-Weststeppen aus triftigen geopolitischen Gründen immer unhaltbarer 
wird, und daß ein Südwärtsgleiten des Machtschwerpunkts, etwa nach Nanking, 
des wirtschaftlichen nach Hankau-Shanghai, durchaus in den Bereich der Möglich- 
keit gehört. Eine Pekinger Korrespondenz der Frkf. Ztg. (31. 7. 26) kommt zu 
ganz ähnlichen Raumabwertungen, wie wir sie im Heft 8 der Geopolitik veröffent- 
licht haben; nur daß inzwischen die vereinigten Kwangprovinzen ihre Macht über 
den besten Teil von Hunan ausgedehnt, die Yangtseländer die ihre nach Süd- 
Shantung weiter vorgeschoben haben, Wu Pei Fu am Nankaupaß einen Fehlschlag 
erlebt hat, und die Kuo Min Chun-Truppen in Shansi im Fortschreiten sind. 

Auch diese Nachrichten bestätigen das früher schon hier vertretene Urteil, 
daß die größere lebendige Kraft, wirtschaftliche Stärke und der nachhaltigere 
Ideenschwung auf Seite des Südens ist, und daß ohne seine Ratifikation keine 
dauernden Zusammenfügungen erreichbar sind. Zu einem Urteil darüber 
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empfiehlt sich sehr Verfolgung der chin. nat.-soz. „Canton Gazette“ neben den 
Shanghaier Zeitungen. 

Die südfreundliche Sowjetpolitik in China wird immer wieder durch 
starke wirtschaftliche Hemmungen, namentlich an der chinesischen Ost- 
bahn durchkreuzt, und durch das Streben, für Wladıwostok den an Dairen 
verlorenen Boden handels- und verkehrspolitisch wieder zu gewinnen, wie dem 
Aderlaß durch die neue Bahn Sipinkai—Taonanfu—Tsitsikar und von Kirin 
über Tunghua nach Nordkorea vorbeugend zu begegnen. 

So durchkreuzt nicht nur bei den zugegebenerweise wirtschafts-imperialisti- 
schen Mächten, sondern auch bei den angeblich für die Selbstbestimmung ein- 
tretenden Sowjetbünden die rauhe Forderung wirtschaftlicher Bindungen die 
idealistische Propaganda. 

George Bronson Rea, der nun in 9 50 ee weilende vielerfahrene Heraus- 
geber und Schriftleiter der bekannten Shanghaier Far Eastern Review, schreibt 
in einem Aufsatz: „Japans right to exist“: „Eine der Lehren des großen 
Krieges ist, daß ein sich rapid vermehrendes Volk auf einem zu beschränkten 
Raum mit einem Auslaß versehen werden muß, oder daß — wenn man es 
zwingt, zu Hause zu bleiben — der Rest der Welt die Alternative eines un- 
heilvollen Handelswettbewerbs auf sich nehmen muß. Die Strafe dafür muß 

ezahlt werden, entweder indem man ihm Ergänzungsraum zuweist, oder in- 
de man eine vernichtende Handelsrivalitat erweckt, aus seiner größeren Not, 
sich seinen Lebensunterhalt zu erwerben. 

Und in einem gewissen Gegensatz zu den oben erwähnten Anschauungen 
des verantwortlichen Mannes im Britenreich, Baldwin, schreibt er dann im 
nächsten Aufsatz: „Japan not to blame“: „Japan ist nicht zu tadeln, wenn 
es aus dieser Enge herausdrückt.“ Wir wollen uns diesen Akt der Gerech- 
tigkeit auch für Deutschland merken! 

Während der Abwesenheit über See eines so wichtigen Horchpostens der 
angelsächsischen Welt haben sich in der unmittelbaren Nähe seines verlassenen 
Observatoriums noch einige andere Dinge zugetragen, die auch die Ver- 
einigten Staaten erkennen lassen, daß Undank der Welt Lohn ist. 

In den Philippinen haben sich eben gerade die Moros unter Führung eines 
einheimischen Seitenstiicks zu Abd El Krim empört, an der Stelle, wo sie die 
Amerikaner wegen der vielen Bodenschätze, ungenützten Wälder und Gummi- 
J „vom Joch der Philippinos befreien“ wollten, wie wir 

reits im Heft 8 berichten konnten. 

Feng Yu Hsiang aber, der christliche General — so sehr gelobt und ge- 
priesen von den amerikanischen und ein klein wenig auch von den deutschen 
Missionen — für den zu beten uns ausdrücklich ai gelegt worden war, hat 
jüngst in Moskau sagen müssen, daß „die Missionare in China die Ursache 
von einigen der Übel Chinas“ seien. Bei so viel freundlicher Hilfe ist das 
schlechter Dank. 

Als Antwort auf den beständigen transpazifischen Kriegstrompetenschall, wie 
ihn namentlich Hector C. Bywater („The great pacific war u. a.“) pflegt, aber 
auch ein großer Teil der amerikanischen periodischen und Tagespresse, hat 
nun der Bekannte Publizist und Kenner japanischer Seewehr-Fragen, Seijiro 
Kawashima im „Naikwan“ (Binnenschau) eine Betrachtung darüber geschrie- 
ben, was denn wohl geschähe, wenn die Vereinigten Staaten Japan zu einem 
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solchen Kriege zwingen würden. Der wesentliche Inhalt ist vom Transpacific 
(Tokyo) in seinen Nummern vom 5. und 12. Juni übersetzt und kritisiert 
worden, unter der etwas frivolen Aufschrift: „A war with America wanted“. 
Das ist nicht wahr; denn eben der Transpacific muß im selben Atemzug zu- 
geben, daß alle ernsthaften Stimmen a: — auch solche, die den trans- 
pazifischen Krieg nicht fürchten, die eher eine Reinigung der japanischen 
Volksseele, ein Aufwerfen der panasiatischen Fragen in riesenhaftem Umfang 
und Machterweiterung und Kulturerhaltung Ostasiens von ihm erwarten, wie 
Akiyama — sagen: „daß nichts ihrem Denken ferner liegt, als einen be- 
waffneten Konflikt mit den Vereinigten Staaten herbeizuführen oder zu rufen“. 
Aber Kawashima erkennt eben, gerade aus dem Studium der angelsächsischen 
Kriegsliteratur und der Tatsachen von Singapur, wie des Weltkriegs, daß die 
ausgesprochene Scheu vor einem Krieg oft ein sehr schlechtes Mittel ist, ihn 
fern zu halten, und daß alle politischen Möglichkeiten an Gefahr verlieren, 
wenn man ihnen klar und stark ins Auge sieht, sein Volk aber aufs Schlimmste 
als Möglichkeit vorbereitet. | 

Bemerkenswert ist aber immerhin aus der Antwort von Kawashima die 
Selbstverständlichkeit, mit der Waffenhandlungen vor einer formellen Kriegs- 
erklärung und ein schnelles Handlegen auf Philippinen und Guam empfohlen 
werden, während ein Handstreich auf Hawaii, dem eine Besitznahme von 
Wake und Midway vorausgehen müsse, eher zur Verlegenheit werden könnte. 
Die große Schwäche der Verbindungslinie von Yokosuka und den Ogasawara- 
Inseln nach Truck, Ponape und Jaluit wird ohne weiteres zugegeben; aber 
der Gegenzug würde die Vereinigte Staaten-Flotte doch auch von einem sicheren 
Besitz von Pearl Harbour aus zunächst vor Verlegenheiten stellen. Dana 
werden die Möglichkeiten des Durchhaltens im Wirtschaftskriege und des 
Offenhaltens der Verbindung mit Korea und China erörtert. 

Seewehrtechnisch interessierte Leser werden in den Auszügen des Trans- 
pazific wertvolle Einzelheiten vom japanischen Standpunkt gegenüber dem viel 
mehr verbreiteten angelsächsischen über die Kraftlinien und Möglichkeiten der 
transpazifischen . finden. Auch die Gegenüberstellung, daß es den 
Japanern viel leichter sein würde, eine verhältnismäßig nahe amerikanische 
Basis, auf den Philippinen z. B., für einen Ermattungskrieg erfolgreich im 
Schach zu halten, als das fernere Pearl-Harbour, das Rechnen mit der reiz- 
baren Ungeduld des amerikanischen Volkstemperaments und ihre regionalen 
Folgen: Übergreifen auf Niederländisch-Indien, Nord-Australien, Singapur sind 
bedeutsam. 

Kühl werden dem japanischen Volk die Rohstoffragen vorgerechnet. Eisen 
und Reis bieten keine Schwierigkeiten, Öl und Baumwolle, gewisse Kriegs- 
metalle und Gummi die größten; aber im ganzen sei der Wirtschaftskrieg für 
Japan weniger aussichtslos als man gewöhnlich annehme. Die Lücken der 
Offiziers- und Seemannsergänzung in den Vereinigten Staaten, im Gegensatz 
zum japanischen Erziehungssystem und reichlichen Ersatzangebot, werden in 
Rechnung gestellt. Die geopolitische Tatsache der dreifachen Küstenentwick- 
lung des japanischen Inselreichs gegenüber den sonst so de is ti 
Vereinigten Staaten macht sich hier vorteilhaft fühlbar; die daraus fließende 
Kraftquelle wird sich aber mit zunehmender Industrialisierung Japans und 
steigender Hochlohnrichtung vermindern. 
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Für die wichtigsten Entfernungen mag man die Zahl der Tagfahrten zu 
den Hauptlagenwerten im Gedächtnis behalten: Von den japanischen Aus- 
gangshäfen Yokosuka und Sasebo je vier Dampftage nach Guam und Manila, 
fast gleiche Entfernungen; Hawaii—Guam zehn Tage, Hawaii—Manila vier- 
zehn Tage. 

Die Haltung des britischen Reiches einerseits, Chinas und der Sowjetbünde 
andererseits aber hängt an der Fortentwicklung der asiatischen Frage, so 
sehr die Australier die amerikanische Flotte bejubelt haben und gewisse 
Kreise mit amerikanischer Benützung von Singapur rechnen. 

Kawashima meint, vieles werde dafür sprechen, dem britischen Reich eher 
eine zweifelhafte Neutralität in dem „Japan, wie den Vereinigten Staaten 
gleich unerwünschten Falle des transpazifischen Krieges“ nahezulegen, der also 
zunächst auf die Seefront Japans beschränkt bliebe. Wird auch auf der Land- 
front „im Hinterland Japans“ gekämpft werden? Das ist die schicksal-ent- 
scheidende Frage. Japan unterscheidet seestrategisch zwischen „Ombotte Nihon* 
Sonnenseite, und „Ura Nihon* Schattenseite, Rückseite, die es den Sowjets 
und der Mandschurei zuwendet. Das ist ein landläufiger Begriff bei allen 
dort, die mit Aufmarsch, Kriegs- und Handelsflotten-Verwendung zu tun 
haben, etwa so landläufig, wie bei uns Ost- und Westfront war, während im 
Volksempfinden Süd- und Nordabwehr zurücktrat, obwohl man sich ihre 
Dringlichkeit auch außerhalb der Nächstbeteiligten, Wasserkante und Gebirgs- 
landschaften, hätte klarer machen müssen. In Japan aber hat die scharfe 
Trennung zwischen der von Übersee her gefährdeten pazifischen Front und 
der nur durch Landmächte bedrohten Nordwest-Rückseite ihre Berechtigung. 

Es wird von der Fähigkeit Japans abhängen, festlandwärts Maß zu halten, 
und von der Entwicklung der japanischen und russischen Luftstreitkräfte, wie 
weit das Sicherheitsgefühl gegenüber der asiatischen Landfront berechtigt ist, 
das aus Kawashimas Erwägungen spricht. Er stellt aber dem japanischen 
Hörerkreis durchaus unbeschönigt dar, wie gefährlich ein Zusammenwirken 
der Vereinigten Staaten mit. den Sowjets über Alaska wäre, das vor allem 
Mitchell in den Vereinigten Staaten für die Verwendung ihrer Luftstreitkräfte 
vertritt. 

„Ein amerikanischer Luftstützpunkt in Wladiwostok vermag Japan in seiner 
ganzen Ausdehnung in Asche zu verwandeln.“ 

Die Erkenntnis dieser Tatsache ist ein Angelpunkt jeder japanischen Politik; 
in ihr liegt die Stärke der Sowjets an der pazifischen Küste Ostasiens be- 
gründet; aus ihr lassen sich viele nicht gern geschehene Schach- und Rück- 
züge der japanischen Politik der letzten Jahre erklären — denn diese geo- 
politische Stärke nimmt nicht ab, sondern steigt. Es sind Züge, die Japan 
von dem feinen Ferngefühl für künftige Gefahrmöglichkeiten diktiert schienen, 
das den engsten Kreis der leitenden Staatsmänner in Japan immer aus 
zeichnet hat. Uyehara hat es in seinem Buch: „Political Development of 
Japan“, London 1909, als eine Art phi ip ar hehe für das Vorwiegen der 
Außenpolitik in gefährlichen Lagen und gegenüber Umzugsbedrohungen durch 
Ferndruck im ganzen Volk ausgezeichnet geschildert. Wir haben diese japa- 
nische Antwort auf viele ähnliche Betrachtungen von außen her deshalb so 
eingehend behandeln zu sollen geglaubt, weil Kawashima tatsächlich, wie der 
Transpacific mit Recht selbst bemerkt, „hoch über dem Straßengeschrei steht, 
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das etwa während der Washingtonkonferenz oder der Einwanderungsgesetze 
Japan erfüllte“. 

Wenn aber die Möglichkeit transpazifischer Spannungen „in den Nimbus 
des Lächerlichen“ verschwunden ist (wie der Transpacific meint) — warum 
spricht dann Mr. Baldwin so ernsthaft von dem zu leeren Australien als von 
einem der „weitaus wichtigsten Dinge für den Frieden der Welt, die Zukunft 
der Welt und unserer eigenen Rasse“? 

Wir sind doch gewöhnt, den britischen Premierminister sehr ernst zu nehmen, 
wenn er zu maßgebenden Führern der britischen öffentlichen Meinung und 
Volksvertretung spricht; und es ist nur gut, wenn Kreise, die das noch wagen 
können, es den Bürgern der Vereinigten Staaten klar machen, wieviel Eier sie 
zerschlagen, um ihre Eierkuchen so opulent zu backen, wie sie es tun — und 
wenn sie es zu zeigen wagen, daß auch hier einmal eine Widerstandsgrenze 
erreicht werden könnte, über die ein sich selbst achtendes Volk nicht mehr 
zurückweichen kann, auch wenn es sich mit dem Teufel selbst verbünden 
müßte — um seine Rückfront schlachtenfrei zu halten! 

Die Möglichkeit, daß große Naturkatastrophen nach der Art des japanischen 
Erdbebens von 1923 viele Voraussicht zuschanden machen, besteht freilich an 
allen Ufern des pazifischen Küstentyps; sie kann gerade so gut einmal den 
Culebra-Einschnitt oder San Franzisko und die Puget-Sundhäfen ereilen, wie 
in diesem Jahre den Hokkaido und Sumatra, die beide in blühenden Ent- 
wicklungen um viele Schritte zurückgeworfen worden sind. In beiden Inseln 
ist freilich die Entwicklung viel langsamer gewesen, als sie hätte sein können. 
Während Japan die Längsbahn durch Formosa längst fertig gebracht hat, ist 
die ae durch Sumatra immer noch ein frommer Wunsch und 
ein Projekt, für dessen endlich angefaßte Förderung allerdings im Haushalt 
für 1926/27 15 Mill. Fl. stehen. Zunächst soll von dem Südhafen Telok 
Betong einmal Palembang erreicht werden. Wäre die Eisenbahnverbindung 
der reichen, aber die Erschließerkräfte der Niederlande, zusammen mit Borneo, 
Celebes und Neu-Guinea eben einfach übersteigenden Insel besser ausgebaut 
gewesen, so hätte die Hilfe bei der in einer Hauptstadt allein 20 Mill. G.-M. 
Schaden überschreitenden Erdbebenkatastrophe viel wirksamer sein können. 

Während man aber in den menschenüberfüllten Ländern Siid-Ostasiens 
naturgemäß auf diese Lücken hinweist, würde man gut tun, dort die Balken 
im eigenen Auge bei der Bewirtschaftung der eigenen nordischen und Hoch- 
steppenlandschaften zu beachten. Gerade das Erdbeben in der japanischen 
Nordinsel hat auch bier gewisse Schwächen zu hastiger Entwicklung, unzuläng- 
licher Wasserschutzbauten und einer gewissen Untersiedlung gezeigt, der das jetzige 
Ministerium mit großen Anläufen zu besserer Innenkolpnisation begegnen will. 

Momentane Verkehrszusammenbrüche, wie sie im Hokkaido und in 
Sumatra eintraten, können natürlich jede so genay mit den geringsten Zeit- 
verlusten rechnende Feldzugseinleitung, wie die von Kawashima oder auch 
Bywater, völlig umwerfen. Sie umfassen, wenn tektonischen Ursprungs, oft 
weite Räume, wenn vulkanischer Entstehung, meist enger umschlossene Land- 
schaftsteile, wie jüngst die Umgebung des so jäh erwachten Vulkans in dem 
Gau von Tokachi; dort wurde der Schaden an Leben und Habe so groß, weil 
eine etwa 10 m hohe Flutwelle aus einem gestauten und ausbrechenden Berg- 

see ohne jede Warnung talabwärts fuhr. 
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Aber auch das große Beben vom ı. IX. 1923 war ja örtlich klar umgrenzt 
und traf eben auf zwei menschenwimmelnde Großstädte und eine lebenswich- 
tige Marinestation, wie am 3. VIII. 1926 wieder der scharfe Erdstoß in Tokyo. 
Auf solche Überraschungen also hat die ganze pazifische Geopolitik sich durch 
Reservenhilden und Vorbeugen einzustellen. Auch das erzieht sie zu bestän- 
diger Beachtung von Fernwirkungen, langen Kraftlinien und großen Räumen. 

Erhöhte Rücksicht auf Sicherheit der Anlagen im pazifischen Küstenbe- 
reich zeigt auch eine Grenze der Ausnützung von Wasserkräften für elektrische 
Zwecke, die in stabileren Räumen der Erde nicht besteht. Dennoch haben 
gerade die Vereinigten Staaten große Summen in der schnellen Steigerung der 
Ausnützung weißer Kohle in Japan und den Philippinen angelegt, mit der 
Tatsache rechnend, daß Japan 35 % seiner Rohbaumwolle, 80 % seines Stahls, 
40 % seines Weizens, 57% seines Lederbedarfs, 70 % seiner Baustoffe, 50 % 
seiner Oleinfuhr und Maschineneinfuhr, 80 % seiner Kraftfahrzeuge aus den 
5 Staaten kauft, und den größten Teil seiner Seide dorthin absetzt. 
Inzwischen fahren die U. S. mit einer viel größeren gepanzerten Faust (30 
Kriegsfahrzeuge um Tsingtau herum!) in diesem Sommer spazieren und Ost- 
asien unter die Nase, als Deutschland je dort zu zeigen wagte. 


OTTO MAULL: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Im Laufe des vergangenen halben Jahres sind die Handelsbilanzen der 
meisten amerikanischen Staaten für 1925 bekannt geworden, so daß 
sich ein Vergleich mit dem Vorjahr oder auch mit den Handelsabschlüssen 
einer Reihe verflossener Jahre, vor allem auch ein solcher der einzelnen Staaten 
untereinander lohnt. 

Dem Werte nach stehen die Vereinigten Staaten von Amerika und Kanada 
weit voran. Der Vergleich der Jahre 1924 und 1925 zeigt für die Ver- 
einigten Staaten von Amerika folgende Zablen: 


In Mill. $ 1925 1924 
Export. 4818 4591 
Importe 4228 3588 
Handelsbilanz + 590 + 1003 


Im Gegensatz zu der Tendenz der vereinsstaatlichen Handelsbilanz, allmäh- 
lich passiv zu werden, die sich von Monat zu Monat gesteigert hat und durch 
die dauernd rößer werdende Goldeinfuhr verstärkt worden ist, so daß tat- 
sächlich seit Jahresbeginn 1926 die Handelsbilanz passiv geworden ist, zeigt 
der Jahresabschluß Kanadas für 1925/26 wie der des Vorjahres eine zu- 
nehmende Aktivität: 


In Mill. $ 1925/26 1924/25 
Export. ara 1328,5 1081,4 
Importe. 9274 796, 9 
Handelsbilanz + 401,1 ＋ 284,5 
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Die Zunahme der Ausfubr geht auf die der landwirtschaftlichen Produkte 
zurück, die auf 797 Mill. Dollar, um 191 Mill. Dollar, angestiegen ist. Der 
Ausfuhrwert des kanadischen Weizens macht allein 140 Mill. Dollar aus. Von 
besonderem geopolitischem Interesse ist stets die wirtschaftliche Verknüpfung 
Kanadas mit dem englischen Mutterland bzw. dem Britischen Weltreich einer- 
seits und den Vereinigten Staaten andererseits. Das Britische Reich nahm fast 
die Hälfte der Ausfuhr mit einem Werte von 598,6 Mill. Dollar. Diese Vor- 
rangstellung des Reichsverbandes ist bei der weitgehenden Gleichartigkeit der 
Wirtschaftsstruktur der Vereinigten Staaten und der Kanadas nicht sonderlich 
auffällig. Trotzdem stehen aber die Vereinigten Staaten mit einer. Einfuhr 
aus Kanada mit 474,9 Mill. Dollar als Zielland nicht gar weit hinter der Aus- 
fuhr nach den Ländern des Britischen Reiches zurück. Die Ausfuhr nach 
Japan bzw. die nach Deutschland folgt erst in weitem Abstand mit 34,7 Mill. 
Dollar bzw. 30,7 Mill. Dollar. Die Union ist dagegen das wichtigste Liefer- 
land Kanadas, und die Einfuhr von dort nimmt wesentlich rascher zu als die 
Einfuhr aus dem Britischen Weltreich bzw. aus England: 


Einfuhr in Mill. $ aus: 1925/26 1924/25 


Vereinigte Staaten 609,8 509,8 
Britisches Reich. 207,7 195 
England ........ 163,7 15151 


Unter den lateinamerikanischen Staaten steht Argentinien ganz entschieden 
dem Außenhandels werte nach voran, trotzdem seine allerletzte wirtschaftliche 
Entwicklung unter dem Einfluß der schlechten Getreideernte 1924/25, von 
Preisrückgängen und starker Einfuhr nicht sonderlich günstig war. Unter 
diesen Einwirkungen ist der Gesamthandelswert zurückgegangen und seine 
Bilanz im Jahre 1925, ebenso auch die vom ersten Vierteljahr 1926, schwach 
passiv geworden. 


1926 


In Mill. Gold-$ 1. Vierteljahr 9 5 1924 
Export 221,5 868 1011 
Import. 227,8 877 828 
Handelsbilans — 6,3 — 9 + 183 


Brasiliens Außenhandelsentwicklung zeigt dagegen für die letzten fünf 
Jahre einen deutlichen Anstieg. 


In Mill. Pfund Sterling 1925 1924 1923 1922 1921 
Export. 102, 6 95,1 73,2 68,6 58,6 
Import.. 85,9 68,3 50, 5 48,6 l 60,4 
Handelsbilanz ...... 16,7 26,8 22,6 19,9 — 19 


Allerdings deutet die Entwicklung des Jahres 1925 wie auch die des ersten 
Vierteljahres 1926 — Export 23,75 Mill. Pf. St., Import 21,46 Mill. Pf. St., 
Handelsbilanz 2,29 Mill. Pf. St., Gesamthandel 45,2 Mill. Pf. St. gegenüber 
42,47 Mill. Pf. St. im gleichen Zeitraum 1925 — eine bedeutend schwächer 
werdende Aktivität an. | | 

Nur noch Mexiko hält in seinem Außenhandelswerte diesen beiden großen 
Staaten des ABC-Bundes etwa die Wage: 3 
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In Mill. Pesos 1. Vierteljahr 1. Vierteljahr 


1926 1925 
Export ........-.. 189,7 192,3 
Import. 90.2 99,1 
Handelsbilanz 99,5 93,2 


Die außerordentlich starke, allerdings unter der Abnahme der Petroleum- 
förderung etwas zurückgegangene Aktivität seiner Handelsbilanz ist die eines 
hochwertige Ausfuhrprodukte liefernden Bergbaulandes. 

Ein ähnliches Verhältnis zwischen Ausfuhr und Einfuhr kehrt auch dem- 
entsprechend bei Chile wieder, das in seinem Gesamthandelswert freilich 
stark hinter den beiden anderen ABC-Staaten zurücksteht und auch die Un- 
gunst seiner Wirtschaftslage im Vergleich der letzten zwei Jahre erkennen läßt: 


In Mill. Gold-$ zu 18d 1925 1924 1923 
Export. 626,3 601,5 537,2 
Import 407,8 363,3 329,3 ' 
Handelsbilanz ...... 218,5 2233, 2 207,9 


In der Größenordnung des Außenhandels bilden die übrigen Andenstaaten eine 
Gruppe für sich. In Bolivien war die Wirtschaftslage im Laufe des letzten 
Jahres günstig. Auch hier wiederholt sich die starke Aktivität der Handelsbilanz. 


1. Halbjahr 


In Mill. Bolivia nos 1925 1924 
Export 57 115,2 
Import ere 32,5 62,6 
Handelsbilanz ...... 24,5 52,6 


In Peru ist die Handelsbilanz im Laufe des letzten Lustrums aktiv ge- 
worden. Doch gerade im letzten Jahr haben sich Ausfuhr- und Einfuhrwert 
wieder recht stark genähert. 


In Mill. per Pf. St. 1925 1924 1923 1922 1921 
Export ....... ‘ex 21,2 25,1 23,9 18,7 16,7 
Import Sere 175,1 18,0 14.1 10,6 16,7 
Handelsbilanz — 4,3 75¹ 9,8 8, 1 — 0,008 


In Kolumbien ıst die Handelsbilanz aus ziemlich starker Aktivität in eine 
schwache Passivität übergegangen. 


In Mill. Pesos 1925 1924 
Export. 84,4 85,8 
Import 85,8 2, 
Handelsbilanz ...... — 14 33,5 


Unter den westindisch-mittelamerikanischen Staaten nimmt Kuba, das 
reiche, durch das vereinsstaatliche Kapital geförderte und entwickelte Plan- 
tagenland, eine Ausnahmestellung ein, die sich besonders auch in seinem 
Handelswert ausprägt. 


Io Mill. $ 1925 1924 1923 1922 1921 19 20 
Export ...... 353,1 434,9 422, 6 333, 6 279,8 795, 6 
Import. 295, o 290, 4 268,9 180,8 357,0 558,4 
Handelsbilanz 58,1 144,5 153,7 152,8 — 177,2 237,2 


Hinter Kuba bleibt die Dominikanische Republik weit zurück, wenn auch 
der Handel im Vergleich mit den Vorkriegsjahren eine günstige Entwicklung zeigt. 
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Io Mill. $ 1913 1924 
Export. 10,4 30,3 
mport .......2-.2- 9, 21,6 
Handelsbilanz ...... 1,1 8,7 


In seinem Gesamthandelswert nähert sich der letzte dem des britischen Jamai- 
kas, dessen Handelsbilanz jedoch nur im Hinblick auf seine Stellung innerhalb 
des Gesamtwirtschaftsorganismus des Britischen Reiches zu befriedigen vermag. 


In Mill. Pf. Se. 1925 1924 
Export. 3,9 3,1 
Import 5,4 4.8 
Handelsbilanz — 1,5 — 1,7 


Wie rasch sich die Passivität eines Koloniallandes in eine Aktivität zu ver- 
wandeln vermag, lehrt das Beispiel des französischen Besitzes St. Pierre und 
Miquelon, der Inselgruppen vor dem Lorenzmeer: 


In Mill. Fr. 1925 1924 
Export. 45,9 37 
Importe 18,2 2 

Handelsbilans 27,7 — 3, 6 


Die fünf alten mittelamerikanischen Republiken zeigen untereinander eine 
recht a aag Entwicklung. Mit am ausgeglichensten scheint das Wirtschafts- 


bild in Guatemala zu sein: Besonders das Jahr 1925 war für Guatemala ein 
Jahr gedeihlichen Aufstiegs. 
In Mill. $ 1925 1924 
Export. 29,7 24,5 
Import.. 18, 6 14,5 
Handelsbilans ...... 11,1 10 


Ebenso zeigt Costarica ein im ganzen günstiges Bild. 


In Mill. Pf. St. 1925 1924 1923 1922 19 21 
Export. 3,4 3,4 2,6 2,9 2,4 
Importe. 2, 2,5 2,0 1,7 1,9 
Handelsbilanz 0,5 0,9 0,6 1,2 o, 


Auch der Staatshaushalt, der bis 1922 Fehlbeträge von im ganzen über 
28 Mill. Colones aufzuweisen hatte, ist seitdem in eine Periode der Sanierung 
eingetreten. i 

Einigermaßen zufriedenstellend ist auch das Wirtschaftsstadium in El Sal- 
vador. Doch zeigt die Ausfuhrkurve im Jahre 1925 einen starken Abstieg, 
so daß sich ihr Wert knapp über dem der Einfuhr hält: 


In Mill. Pf. St. 1925 1924 1923 1922 1921 
Export. 3,5 5,0 3,5 3,3 1,7 
Importe 3,4 2,2 1,8 1,5 1,7 
Handelsbilanz ...... o, 2 1,7 1,8 — 


Für Nicaragua können nur die Mengen von Aus- (12,4 Mill. t) und Einfuhr 
(10,4 Mill. t) für 1925 mitgeteilt werden. 

Die Statistik von Honduras läßt lediglich zu, den Handel mit den Ver- 
einigten Staaten, der allerdings im wesentlichen auch den Handel der Republik 
überhaupt ausmacht, zu erfassen. 
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In Mill. $ 1925 1924 
Export. 8,7 5,9 
Importe. 97 95¹ 
Handelsbilanz ...... — 1,0 — 3,3 


Wie die mittelamerikanischen Republiken ist auch die kleine Kolonie 
Britisch-Honduras, deren Gesamthandel sich im Jahr 1924/25 auf 7,2 Mill. 
Dollar, auf 1547 Dollar weniger als im Vorjahr, belief, stark in die wirt- 
schaftliche Abhängigkeit der Vereinigten Staaten geraten. Mit 49,6°/, hatte 
die Union den Hauptanteil an dem Handel. Ihr Einfluß war seit dem Vor- 
jahr um 3,6°/, gestiegen, während der des englischen Mutterlandes von 
22,7°/, auf 18,5°/, gesunken ist. Dieses Beispiel ist typisch für die Ent- 
wicklung eines Landes im Bannkreis der Vereinigten Staaten. 

Zu dieser Größengruppe der mittelamerikanischen Staaten gehören auch 
etwa die beiden südamerikanischen Pufferstaaten, Paraguay und Uruguay. In 
der Handelsentwicklung Paraguays fällt besonders die gar bedeutende Steige- 
rung der Quebrachoausfuhr auf. 1920 wurden 24 Mill. kg, 1921 29,4 Mill. 
kg, 1922 37,8 Mill. kg, 1923 35,1 Mill. kg, 1924 31,7 Mill. kg, 1925 64,7 
Mill. kg Quebracho ausgeführt. Die Ausfuhr hat sich also in fünf Jahren 
um weit über das Doppelte gesteigert. 


Uruguays Handel zeigt in den beiden letzten Jahren eine beträchtliche 
Schwankung des Ausfuhrwertes: 


In Mill. Pesos 1925 1924 
Export. 98.7 106,8 
Import.. 72,4 62,2 
Handelsbilanz ...... | 26,3 44,6 


Darin kündet sich eine eingreifende Umstellung innerhalb des Wirtschafts- 
organismus von Uruguay an, der sich in den letzten Jahren vollzogen hat. 
Denn immer mehr offenbart sich in Uruguay die Tendenz, die Ausfuhr, die 
bisher fast einzig und allein von tierischen Erzeugnissen, besonders von Ge- 
frierfleisch, Häuten und Wolle, bestritten worden ıst, durch eine zunehmende 
Produktion von Getreide mannigfaltiger zu gestalten. Wie weit das bis heute 
schon gelungen ist, lehrt die folgende Tabelle (in 1000 t): 


1921 1922 1923 1924 
Weizen... ce. 0 00. 3,8 8,2 5,9 114,1 
Weizenm ell 5,9 2,7 0,2 18,6 
Leinsaal tet 22,5 12,7 19,0 28,3 


Auch die Staatsfinanzen Uruguays erfreuen sich günstiger Entwicklung. 
Das Finanzjahr 1924/25 schloß mit einem Überschuß ab. 

Unter den aktuellen inneramerikanischen Fragen ist heute kaum eine wich- 
tiger als die des Kulturkampfes, des Streits zwischen Staat und 
Kırche in Mexiko, über die wir im nächsten Heft zusammenfassend be- 
richten werden. Auch das Militärbündnis zwischen der Union und 
Panama verdient volle Beachtung. In der Union selbst zieht das Agrar- 
RR seine innerpolitischen Kreise; die Außenpolitik wird durch die 
‘rage der Schuldenregelung, auch durch die Rüstungsfrage beherrscht, 
zu der sich vor nicht zu langer Zeit auch Brasilien zum Wort gemeldet hat. 
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GEORG A. LUKAS: 
DAS VERKEHRSNETZ DER DEUTSCHEN SUDOSTECKE 


In den knappen Ausführungen über Stellung und Wert der Südostecke des 
deutschen Sprachgebietes (Z. f. G. II/ 11) konnte ich nur andeutungsweise von 
dem tragenden Grundgerüst reden, auf dem Zusammenhalt und Zukunft dieses 
außerhalb der Reichsgrenzen gelegenen und daher bislang minder beachteten 
deutschen Gaues beruhen. Ich meine das in einem Gebirgslande wie 
Deutschösterreich besonders wichtige Netz der Verkehrslinien. Den äußeren 
Anlaß zu den vorliegenden Zeilen bot die kürzlich (15. November 1925) fest- 
lich begangene Eröffnung der ersten Bahnstrecke ins mittlere Burgenland, 
Friedberg—Pinkafeld. Dieser neue „Anschluß“ reiht sich als völkisch 
vielleicht wichtigster den beiden in dieser Zeitschrift bereits gewürdigten an, 
dem Anschluß der Insel Sylt ans Festland durch den Damm Klanzbüll— 
Morsum und dem Anschluß des Marseiller Hafens an die Rhone—Rhein- 
Wasserstraße durch den Rovekanal-Tunnel (Z. f. G. II/ u. 11). 

Bisher war Pinkafeld, ein großer, betriebsamer Ort im oberen Tal der 
Pinka (Nebenfluß der Raab), nur das Ende einer von Budapest ausstrahlenden 
Bahn. Die Magyaren verstanden es sehr gut, nicht allein ihre Hauptstadt 
Ofen-Pest zum Mittelpunkt des ungarischen Bahnnetzes, zum „Eisenbahnherz“ 
innerhalb des Karpathenbogens zu machen, sondern auch allen unerwünschten 
Verkehr über die Grenze zu unterbinden. Ersteres erreichten sie durch eine 
geschickte Tarif- und Fabrplanpolitik, letzteres dadurch, daß sie die Bahn- 
strecken vor den Grenzpfablen als Stümpfe enden ließen. Dies namentlich 
dort, wo andere Kräfte als nicht minder starke Magneten der Anziehungskraft 
Budapests entgegenwirkten; vor allem also an der Westgrenze, da ja „Deutsch- 
Westungarn“, das Land jenseits der Leitha und am Alpenrande, nichts anderes 
war und ist als ein Stück der Ostmark Deutschlands, seit Karolingerzeiten 
ein Bollwerk gegen Angriffe aus dem „öden Ost" (wie Richard Wagner im 
Lohengrin seinen König Heinrich singen läßt). Es wurde also hier nur das 
erneuert, was Geschichte und Geographie fordern: Die deutsche Ostgrenze 
zwischen Raab und Donau rückt annähernd an die Stelle vor, wo sie durch 
die Karolinger und durch den natürlichen Rahmen des Karpathen-Tieflands 
festgelegt ward, wo eine abweichende Landschaftsform beginnt und ein anderes 
Volkstum daheim ist. | 

Eine ganze Reihe solcher Bahnstümpfe zählt das Burgenland, dessen Auf- 
merksamkeit daher notgedrungen auf die ungarische Hauptstadt gerichtet blieb, 
bis eben durch westliche Verkehrsanschlüsse sein Gesicht umgedreht und dem 


—— en 
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deutschen Mutterlande zugewendet wurde. Damit ist freilich erst der Anfang 
gemacht. Die kurze, doch über recht schwieriges Gelände und über eine 
200 m hohe Stufe von der Station Friedberg der oststeirischen Wechselbahn 
(Fehring a. d. Raab— Wien) ins Pinkatal absteigende neue Bahn knüpft erst 
einen kleinen Teil des ungarisch orientierten Netzes an Österreich. Die mög- 
lichst zu unserem Nachteil gezogene Grenze schließt alle wichtigeren Bahn- 
höfe aus, von denen bisher das Burgenland verkehrsgeographisch fast völlig 


— Bahnen im Betrieb — Fin- Er 
weeee= (plante Bahnstrecken od.Straßen == Doppel- geleis.Schnellzugslinien 


beherrscht wurde: St. Gotthard, Körmend, Steinamanger, Güns, Ödenburg, 
Wieselburg und Preßburg. Doppelt nötig war daher ein Gegengewicht gegen 
diesen übermächtigen Einfluß, zumal im Süden des neuen Bundeslandes, das 
außer dem äußersten, von der Linie Fehring—St. Gotthard längs der Raab 
durchgezogenen Zipfel sich keiner einzigen modernen westöstlichen Querver- 
bindung erfreute. Die geschichtlichen Vorgänge, die zu dieser Entfremdung 
zusammengehörigen Landes führten, sind hier nicht darzustellen; sie gehen in 
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der Hauptsache darauf zurück, daß die Habsburger dies- und jenseits der 
Leitha geboten und daß es ihnen deshalb einerlei war, unter welchem Titel 
sie im Lande herrschten. Die auf Machtzuwachs emsig bedachten Magyaren 
wußten die Sachlage gut auszunützen und sich auf Kosten der deutschen Nach- 
barländer zu bereichern.!) Die Überwindung des fast verkehrslosen waldigen 
Grenzstreifens zwischen Oststeiermark und dem nördlichen Burgenland, wo 
man bisher am besten zu Fuß „reiste“, erscheint also nur als Wiederherstel- 
lung einer künstlich und absichtlich unterbrochenen Einheit. Dringend not- 
wendig ist hierzu allerdings noch die Erschließung des Güssinger Bezirkes 
(zwischen Raab und Pinka) durch eine den Bahnstumpf Körmend— Güssing 
mit einer geeigneten steirischen Station unmittelbar verknüpfenden Linie; der 
jetzige Kraftwagenanschluß Güssing—Burgau (26 km) genügt natürlich nicht, 
um so weniger, als er nur eine Abzweigung der Wechselbahn erreicht. 

Mit diesen Verkehrsfragen hängt aufs engste die Ausgestaltung des 
steirischen Netzes zusammen, dessen Mängel hier zur Sprache kommen 
müssen; denn Steiermark bildet ja den fernsten Südosten Deutschlands, das 
völkische Kap von Radkersburg mit der Landeshauptstadt Graz im Rücken ist 
die in meinem eingangs erwähnten Aufsatze gekennzeichnete Südostecke des 
geschlossenen deutschen Sprachgebietes. Um die Mängel des Verkehrsnetzes 
zu verstehen, muß man der Anlage desselben im alten Österreich gedenken.“) 

Der Verkehr der Donauländer und der mit ihnen unter habsburgischer 
Herrschaft vereinigten Nachbargebiete war nämlich so angeordnet, daß Wien 
den Mittelpunkt des ganzen, Ofenpest, Prag und andere Städte Knotenpunkte 
größerer oder kleinerer, geographisch selbständiger Teilgebiete darstellten. Der 
Umsturz änderte dies Verhältnis derart, daß auf Kosten der Hauptstädte 
Ungarns und Österreichs, zumal der letzteren, der Machtkreis aller randlichen 
Nachfolgestaaten erweitert wurde. Nicht bloß politisch, sondern auch wirt- 
schaftlich wurde der Einfluß Wiens geschmälert; der von dort ausstrahlende 
Macht- und Verkehrsfächer, den Joseph Partsch mit dem voll entfalteten Rade 
eines Pfauenschweifes verglich®), ist nur im Donau- und Alpensektor einiger- 
maßen erhalten geblieben; sonst verzeichnen wir nach allen Richtungen nur 
Reste der einstigen an die Reichsgrenze führenden Hauptbahnen. Und es ist 
ein schwacher Trost, daß von ungarischer Seite Wiens Einflußbereich schon 
vor dem Kriege durch möglichste Betonung der 1867 zur Staatenscheide ge- 
wordenen Landesgrenze empfindlich beeinträchtigt war, so daß die großartige 
Gunst seiner geographischen Lage nicht mehr voll zur Geltung kommen konnte. 
Welchen Rang unter den Weltstädten müßte Wien einnehmen, wenn alle 
politisch-geographischen Hemmungen wegfielen und eine national einheitliche 
Bevölkerung von der Leistungsfähigkeit der Deutschen ein wohlabgerundetes, 
nahezu sich selbst genügendes (autarkisches) Donaureich erfüllte! 
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Nachdem nun der Krieg Wiens Stellung auch innerhalb der Alpen und 
Sudetenländer grundstürzend verändert hat, muß eine „Umgruppierung“ der 
Verkehrswege stattfinden, indem das Wiener Radialnetz durch Westostlinien 
ersetzt oder unterstützt wird. Da die bei Wien die Donau kreuzenden Nord- 
südverbindungen zwischen der deutschen Wasserkante und dem Adriatischen 
Meere beiderseits je zweimal von einer Staatsgrenze geschnitten werden und 
man den tschechischen Keil lieber umgeht, so wächst die Bedeutung der Linien 
im Sinne des Donaulaufs. Vor allem natürlich die stromaufwärts ins deutsche 
Mutterland führenden, aber auch die nach Ungarn und Rumänien, der auf- 
gehenden Sonne entgegen leitenden; stärken diese doch den deutsch-magyarisch- 
romanischen Querriegel, der Nord- und Südslawen trennt und vermindern 
im gleichen Maße die slawischen Korridorbestrebungen durch diesen Riegel 
hindurch. Österreich käme ja in erster Linie für solche Pläne in Betracht, 
daher erscheint hier der Ausbau von Straßen und Bahnen in der Richtung 
gegen Morgen oder Abend besonders wünschenswert. Und da Wien mit 
dem schiffbaren Donaustrom und der europäischen Hauptlinie des Orient- 
expreß, sowie überhaupt Niederösterreich und das nördliche Burgenland 
verhältnismäßig gut mit Bahnen versehen sind, jedenfalls unvergleichlich 
besser als die verkehrsgeographisch in einem toten Winkel liegende Mark 
Steier, so muß wohl diese zunächst entsprechender Verbesserungen 
teilhaftig werden. Selbst die Bahnbauten im Beginn unseres Jahrhunderts, 
die Tauern-, Karawanken- und Wocheinerstrecke, haben den Verkehr Ober- 
steiers vom Herz- und Kernstück des Landes westwärts abgelenkt und die 
neue Grenzziehung Südslawiens und Italiens, wodurch die Graz berührende 
Hauptstrecke der Südbahn (Wien—Triest) zu einer dreigeteilten Donau 
Save—Adriababn umgewandelt wurde, brachte abermals Hemmnisse. Und da- 
bei bedingt die Grenz- und Ecklage des Landes an der Mur und Raab er- 
höhte verkehrsgeographische Geltung: es ist Markboden, es ist Deutschlands 
Südostecke, es ist ein Streifen schwankenden Gleichgewichtes, dem 
wir erst endgültig die erwünschte geographische Bindung verschaffen müssen. . 

Denn die alte Ostmark war nicht bloß ein Teil des deutschen Marken- 
gürtels, sondern dank ihrer zentralen Lage im Donaubecken zugleich die 
Keimzelle eines aus Deutschland hinauswachsenden selbständigen Staatsgebildes, 
dessen Lebenskraft hauptsächlich auf seiner geographischen Einheitlichkeit be- 
ruhte. Das Habsburgerreich ist dennoch zerfallen und Österreich deckt wieder 
als reines Markland mit seinem Leibe die Reichsdeutschen „zwischen Frank- 
reich und dem Böhmerwald*. Sollten nun nicht die immerhin bedeutenden 
wirtschaftlichen Bindungen im Donaugebiet über die völkischen innerhalb des 
geschlossenen Wohnbereiches des deutschen Volkes das Übergewicht erlangen 
(Donauföderation gegen Anschluß!), so muß sorgsam alles entfernt werden, 


684 | | ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT 9 


was unnötigerweise Deutsche von Deutschen trennt. Und dazu gehört die 
Ausfüllung der Lücken im südostdeutschen, vor allem im steirischen Verkehrs- 
netz. Hierdurch werden nicht allein örtliche Bedürfnisse befriedigt, sondern, 
wie ein Blick auf das beigegebene Kärtchen lehrt, die Anschlußbestrebungen 
praktisch gefördert. Es gilt insbesondere die Verstiimmelung des inneröster- 
reichischen Bahndreiecks Bruck a. d. Mur — Villach Marburg a. d. Drau, das 
seine untersteirische Ecke an SHS verlor, wettzumachen durch eine Fort- 
führung der geplanten Kärntner Ostbahn Klagenfurt—Lavanttal über den 
Koralpenzug nach Köflach— Graz und von hier über Gleisdorf—Hartberg nach 
Ungarn. Dies könnte eine Linie von europäischer Bedeutung werden. — 
Ergebnis: Neben dem altösterreichischen, von Wien ausstrahlenden Straßen- 
und Bahnnetz, welches derzeit durch die politische Neueinteilung Europas, be- 
sonders durch die unnatürliche Umgrenzung und Verstümmelung Deutsch- 
österreichs an voller Entfaltung verhindert ist, muß der Ausbau westöstlicher 
oder (im Sinne der „Achse Mitteleuropas**) nordwest-südöstlicher Verkehrs- 
wege möglichst betrieben werden. Durch diese wird nicht bloß der Anschluß 
der Ostmark gefördert, wo der Gedanke einer wirtschaftlichen Donauföderation 
mit dem der nationalen Einigung aller Deutschen mehrfach noch im Wider- 
streite liegt („Streifen schwankenden Gleichgewichtes“ zwischen Donaubereich 
und Deutschland), sondern es wird hierdurch auch der trennende nichtslawi- 
sche Riegel zwischen Nord- und Südslawen gestärkt und deren „Korridor*- 
Aussichten vermindert. Ein begrüßenswerter Schritt auf dem Wege der 
deutschen Orientierung jenes Grenzstreifens war die Eröffnung der Burgen- 
land-Verbindung Friedberg—Pinkafeld. 


Das steirische (südostdeutsche) Verkehrsnetz 


Die geplanten Verkehrslinien dürfen wohl nur zum Teil erwarten, in absehbarer Zeit mit 
Schienen belegt zu werden; auf der Strecke Wies—Lavamünd (über den 1000—1300 m hoch ge- 
legenen Grenzort Soboth) gibt es noch nicht einmal eine zusammenhängende Straße, da ja der 
ganze Verkehr ans Drautal gebunden war. Am meisten Aussicht auf eine künftige Eisenbahn 
haben die auf Graz binleitenden Strecken im Osten und Westen Mittelsteiermarks, die übrigen 
müssen sich wohl noch lange mit Post- und Kraftwagenverkehr begnügen. Freilich sind die 
Verkehrsschwierigkeiten, zumal der Oststeiermark (zwischen Semmering- und Wechselbahn), infolge 
des stark bewegten, meist quer auf die geplante Bahnrichtung zertalten Geländes weit erheblicher 
als die Karte vermuten läßt. 


Anmerkungen 


1) In dem Aufsatze „Deutschwestungarn — 
ein Elsaß-Lothringen der Ostmark®, 
Geograph. Anzeiger, 23. Jahrg. (1922), S. 57 
bis 61 (Gotha, J. Perthes) habe ich diese 
Dinge näher beleuchtet. Die burgenländi- 
schen Heinzen und Heidebauern unterscheiden 
sich in gar nichts von ihren steirischen und 
niederösterreichischen Volksgenossen, mußten 
aber ein Hin- und Herschieben erdulden, je 
nach hochadeliger oder dynastischer Willkür. 
Seit 1647 Ferdinand Ill. durch Abtretung des 
jahrhundertelang bei Niederösterreich ge- 
wesenen Grenzlandes seine Krönung von 
Ungarn erkauft hatte, ungeachtet des Ein- 
spruchs der Wiener Ständeversammlung, 
waren die Magyaren dort die Herren; den- 
noch erneuerten die niederösterreichischen 
Stände bei jeder neuen Schiebung ihren 
Widerspruch, so zuletzt 1754 und 1794, ja 
wegen der Herrschaft Scharfenegg noch 1834! 
Den Habsburgern, die in Zis und Trans ge- 
boten, war es natürlich gleichgültig, zu wel- 
ober Provinz ihres Reiches diese Gegenden 
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gehörten, steuer- und militarpflichtig waren 
sie hüben und drüben, aber die Magyaren 
mußten fleißiger bei guter Laune erhalten, 
ihre „homagiale* Treue immer wieder be- 
lobot werden. „Das Volk wurde nie befragt, 
wohin sein Herz es zog, die Herren schoben 
es, wohin sie es haben wollten. Und so 
wurden aus den uralten Ostmarkdeutschen 
zuletzt Deutschungarn. Und die neueren 
Geschlechter gewöhnten sich daran!“ (Wo- 
hin gehört Westungarn? Wien 1919.) 


3) Vgl. hierzu meinen Aufsau: „Gedanken 


über das steirische Verkehrsnetz“ (mit 
einer Kartenskizee). Kartographische und 
schulgeographische Zeitschrift, X. Jahrgang 
(1922), 8. 6—7. (Kartograph. Anstalt G. 


Freytag & Berndt, Wien.) 


3) Mitteleuropa (Gotha, Justus Perthes, 1904) 


S. 265. 


4) H.Hassinger, „Das geographische Wesen 


Mitteleuropas“, Mitteilungen der Geogr. 
Ges. Wien, 1917, Heft ıı. 
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GUSTAV AMANN: 
SUN YATSENS VERMACHTNIS 
III. Teil 


Auch diesem III. Teil von Sun Yatsens Vermächtnis müssen wir als Einführung 
voranstellen, daß wir uns mit den politischen Ansichten des Erblassers nicht gleich- 
setzen können, sondern nur zur Schilderung der Fortwirkung der auch geopolitisch 
merkwürdigsten Persönlichkeit des Fernen Ostens einem seiner Anhänger und 
Freunde unsres Blutes uneingeschränkt das Wort lassen. Es ist der Standpunkt 
des chinesischen Südens, noch unenttäuscht von den imperialistischen Zügen der 
Sowjets, ein Horizont von Hoffnungen, wie sie Deutschland in den Blütentagen 
seiner Achtundvierziger kannte, von dem aus unsern Lesern hier die chinesische 
Frage gezeigt wird, so wie sie Sun Yat Sen selber sah. Nach ununterbrochenen 
Kämpfen seit ıgıı sind in China viele müde geworden, wie der Reihe nach auch 
die führenden Militaristen, und manche sind tot; nur dieser eine Tote ringt und 
streitet tatsächlich aus dem Jenseits stärker als je zuvor. 

In diese echt südchinesische, von Grund aus revolutionäre, aber im Aufbauen 
nicht ebenso starke Seele wie im Einreißen hat sich G. Amann verständnisvoller 
eingefühlt als irgendein anderer Berichterstatter, den ich kenne; das ist sein Vor- 
zug, aber es ist auch zuweilen seine Schwäche. Mit dieser Vorbemerkung, die wir 
unsern Lesern schuldig zu sein glauben, lassen wir ihm wieder das Wort. 

K. Haushofer. 


Es ist ein altes Sprichwort, das sagt: Wer Wind säet, wird Sturm ernten. 

Nun, mit politischen Stürmen, besonders wenn sie in dem fernen Lande 
China zu blasen drohen, hat es für uns gewöhnlich seine Eigenheiten. Einmal 
weiß man eigentlich nie ganz sicher, ob sich die Wetterprognose auch wirklich 
bewahrheiten wird; mancher Sturm ist schon vorübergegangen. Wer hätte 
1920, als der amerikanische „Exclusion-Act* die Japaner vom nordamerikani- 
schen Kontinente ausschloß, nicht auf einen heranziehenden Orkan auf dem 
Stillen Ozean prognostiziert? — Und doch lichtete die Konferenz in Washington 
den Himmel wieder zu Friedensbläue. Dann, sagt man sich, ist das, was wir 
Fremden von China wollen, doch nur ein wirtschaftliches Aufleben und Er- 
blühen; da werden die politischen Ideen, die gegenwärtig dieses friedliebende 
Handelsvolk beunruhigen, schon auf die eine oder andere Weise wieder zur 
Ruhe kommen. 

Das mag nun so sein wie es scheint, oder auch nicht so sein; jedenfalls ist 
die Kriegsspannung zwischen Japan und Amerika in den letzten Jahren vom 
Tapet gekommen, eine Tatsache, die sicher noch von tiefer Bedeutung werden 
kann; und jedenfalls kamen die Deputierten der fremden Mächte, voran Eng- 
lands Deputierter, nach den eigenen Worten des Ministers Chamberlain, zur 
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Konferenz über die schwebenden Fragen der Zollaufwertung, der Extraterri- 
torialität und der Exjurisdiktion der Fremden in China nach Peking, in dem 
Geiste der Versöhnung, in der Hoffnung, daß man solche Finanzreformen vor- 
schlagen könne, die die Chinesen instand setzen sollten, ihren Verpflichtungen 
an fremde Gläubiger nachzukommen, und in dem Bewußtsein, daß die jetzt 
so bitter angefeindeten einseitigen Verträge der Fremden mit China ihr Ent- 
stehen doch nur dem eigenen feindlichen Verhalten der Chinesen der fremden 
Welt gegenüber verdanken, und daß sich bei einigem besseren Willen der 
Chinesen selbst leicht alle unberechtigten Härten beseitigen lassen würden, 
Als unberechtigte Härten der einseitigen Verträge sind dabei natürlich jene 
Vertragspunkte gemeint, die den Handelsinteressen der Fremden keinen wesent- 
lichen Abbruch tun werden, wenn sie beseitigt sind; und bei den Finanz- 
reformen dachte man gewiß im Innern des Herzens an so eine Krücke, wie 
man sie uns Deutschen durch Herrn Dawes beschert hat. — Die Einstellung 
der Fremden auf die Konferenz in Peking war gewiß redlich auf das redliche 
Ziel gerichtet, China zu wirklichem wirtschaftlichen Aufleben und Erblühen 
zu helfen, denn das kann man wohl sagen, seit der Konferenz in Washington 
haben die Mächte, einschließlich Japan, aggressiver Eroberungspolitik in China 
entsagt und sich zufrieden gegeben, China als ein genügend großes Feld für die 
Abladung der Produkte aller Industrieländer in freier Konkurrenz zu akzeptieren. 

Das war vor wenigen Monaten. Inzwischen ist jedoch die Idee marschiert, die 
politische Idee, die wir als Sun Yatsens Idee der Erringung ungewöhnlicher 
Rechte und Freiheiten, Macht zur Mitgestaltung an den Daseinsbedingungen 
für alle Klassen des Volkes kennen. Die Idee marschierte so stramm, daß sie 
mit Waffengewalt die Macht des ausgesprochensten chinesisch-imperialistischen 
Machthabers Chang Tsolin erschütterte, die kleineren Imperialisten unter den 
provinzialen Machthabern zu erheblichen Umstellungen in ihren Äußerungen zu- 
gunsten völkisch gerichteter Regierungsansichten veranlaßte, und bereits Pekings 
Regierungsinstitutionen, die sogenannte Zentralregierung unter den Zugriff von 
Feng Yushsiangs Kuo Min Chung oder Volksarmee brachte. So weit mar- 
schierte die Idee, durch Studentenagitation und Arbeiterdemonstrationen gegen 
die Ausnahmerechte der fremden imperialistischen Mächte in China, daß die 
Chinesen auf der Zollkonferenz in Peking mit Zollaufwertung nicht mehr zu- 
frieden sein brauchten, sondern volle Zollautonomie verlangen konnten und 
zugestanden erhielten, und bereits eine Liste auflegten, nach der so ziemlich 
alle verfeinerten Fremdfabrikate, von Papier und Wolle an bis zum Automo- 
bil als „Luxus“ hoch verzollt werden sollen. 

Konsternation herrscht unter den Fremden, besonders den englischen Han- 
delsleuten in China und bis zur Erbitterung gehende Enttäuschung über die 
unerwartet bewiesene Schwäche der Heimregierung. 
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Diese Handelsherren haben, wie sie sagen mit Recht, eine starke Abwehr 
dieser „Neuen Chinesischen Mauer* erwartet. Mit Recht sagen sie, daß der 
fremde Kaufmann, voraus der englische Kaufmann, durch fast ein Jahrhundert 
hindurch Pionier des Westens war; daß er mit unendlicher Geduld, unter 
Entbehrungen, Gefahren und Geldrisiken Güter, Wissenschaft und Kultur des 
Westens nach China brachte, China auf den fortgeschrittenen Stand bringen 
half, den es heute besitzt, nicht zu reden von den humanen Institutionen, 
Schulen, Hospitälern und Kirchen, die er den Chinesen mit eigenem Gelde 
errichtete. Mit Recht, spricht so der fremde Kaufmann in China, mit Recht 
von seinem Standpunkt aus, von dem ausgehend nämlich der fremde Kauf- 
mann alle seine Schätze nach China brachte. Wie konnte der Westländer, 
Kaufmann, Ingenieur, Lehrer, Wissenschaftlicher oder Regierender je anders 
denken, als daß er den stillgestandenen Chinesen den „Fortschritt der Mensch- 
heit* brachte? Wie konnte er anders denken, als daß der „Fortschritt der Mensch- 
heit“, den er in seinen Maschinenprodukten, seinen Maschinen und mit seinem 
mechanistischen Wissen und Können nach China brachte anders als beim Chi- 
nesen willkommen und begehrt wäre und er Dankbarkeit siete? — Mußte 
man nicht vom chinesischen Bruder in Japan, vom Japaner, den Beweis 
nehmen, wie segensreich und wie begehrt die westliche Zivilisation sein würde, 
wenn sie nur erst vom Chinesen recht verstanden wäre? 

Nun, daß der Chinese die Zivilisation des Westens recht verstehen lerne, 
dazu haben wir Fremde dem Chinesen vieles und alles getan. Mit Kanonen 
und Kriegsschiffen haben wir ihn erst gezwungen, unsere Zivilisation aufzu- 
nehmen, dann schickten wir ihm Diplomaten, Missionare und Lehrer, Handels- 
leute und Handelsgüter in Masse und haben selbst die Jugend Chinas auf 
eigenen Schulen und Universitäten zur Lehre geholt. Nur haben wir dabei 
zwei früher unbedeutende Fehler gemacht. Der eine Fehler war der, daß wir 
uns ın unserer mechanistischen Kultur, oder eigentlich Zivilisation, als die 
„Fortgeschrittene Menschheit“, als unbestritten glücklicher und besser als alle 
zurückgebliebenen asiatischen Völker ansahen; und der andere Fehler war der, 
daß wir bei unserer zivilisierenden Aufopferung in China stets das eine Auge 
auf Japan gerichtet hielten und glaubten, daß keine Frage existiere darüber, 
daß, was in Japan geschah, auch eines Tages in China geschehen müsse. 

Heute haben wir die Aufklärung, daß dies nicht so ist. Japan ist ein von 
den Chinesen gründsätzlich verschiedenes Volk. Die Japaner haben durch ihre 
ganze Geschichte hindurch den Erhaltungskampf, den Abwehrkrieg gegenüber 
dem stärkeren Nachbar damit geführt, daß sie die stärkeren Kampfmittel des be- 
drohlichen Nachbars selbst annahmen, mit List und Verschlagenheit, mit Höf- 
lichkeit und Unterwürfigkeit des Benehmens erschlichen und erkauften, und 
sich ganz auf ihn umstellten. Die Chinesen haben sich durch ihre ganze Ge- 
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schichte dagegen dadurch erhalten, daß sie sich gleich blieben. Siegreich, be- 
siegt oder unterworfen hielten sie am Eigenen fest und überwanden die Ein- 
dringlinge, auch die waffenstärkeren Eroberer ihres Landes, durch Aufpflanzung 
der eigenen Eigenart, sozusagen durch Zersetzung in den Säften eines natio- 
nalen Verdauungsapparates. 

Diejenigen wenigen unter den westlichen Eindringlingen in China, die sich 
von der vermeintlichen Analogie mit Japan nicht täuschen ließen, rechneten 
jedenfalls auf eben diese Verdauungskraft der Chinesen. Wenn wir sie erst 
einmal vollgestopft haben mit unseren westlichen Errungenschaften, dann wird 
sich schon zeigen, dachten sie wohl, daß wir unüberwindlich sind; — leider 
aber auch unverdaulich für die Chinesen. Dies ist der Ausgangsfehler, der 
Fehler des Standpunktes, von dem ausgehend der Fremde seine Zivilisation 
nach China brachte, und darum recht eigentlich der Grund, warum der 
fremde Kaufmann in China, allen voran der englische Kaufmann, jetzt von 
der im Zolltarif gegen ihn neu errichteten chinesischen Mauer überrascht und 
bis zur Erbitterung enttäuscht ist. Er hat nicht erwartet, daß es ein Volk, 
sagen wir besser gleich „Rassen“ geben kann, die seinen „Fortschritt der 
Menschheit“ nicht anerkennen würden, selbst nicht, wenn sie ihn genügend 
kennen lernten, und sich im ersten Momente, wo es ihnen möglich ist, da- 
gegen wehren würden, ihre eigene alte sentimentale Kultur, ihr eigenes Glück 
ihrer eigenen, aber immerhin nur menschlichen Ungenügendheiten, gegenüber 
dem in den Augen der Chinesen unmenschlichen, das Volk mechanistisch auf- 
reibenden Industrieglück der Fremden aufzugeben. 

In diesem Moment einer eingeborenen sentimentalen Kultur der Rücksicht- 
nahme der Stärkeren gegenüber den Schwächeren, Benachteiligten unter den 
Volksbrüdern, wie sie Konfuzius lehrte und China immer noch hochhält, liegt 
das Versagen von Sun Yatsens Doktrin in der Praxis seines ganzen Lebens. 
Man schalt ihn einen Idealisten, man versagte seiner Regierung politische 
Unterstützung und Anerkennung, man reichte ihm keine Hand in seinen in- 
dustriellen Plänen für sein Land von Seiten der westlichen kapitalistisch-in- 
dustriellen Kreise und Regierungen, weil Sun Yatsen wohl die Segnungen 
wissenschaftlich-technischer und -industrieller Errungenschaften für sein Volk 
wollte, aber zugleich die volksverwüstenden Kräfte, die er in der kapitalistisch- 
industriellen Zivilisation zugunsten des überragenden Aufschwungs einer ge- 
ringen regierenden Klasse sah, nicht haben wollte. Ein Idealist, ein Unwirk- 
lichkeitsmensch wurde er gescholten und war er auch in dieser Hinsicht. Erst 
gegen das Ende seines Lebens, nach einer ununterbrochenen Kette versagender 
Versuche, fremdes Kapital und Industrie unter seinen eigenen Idealen für sich 
zu gewinnen, scheint er die Unmöglichkeit seines Verlangens begriffen zu 
haben, die Unmöglichkeit, die im innersten Wesen der kapitalistischen Industrie 
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liegt, ihr Geld und ihre Wirtschaftskräfte zu leihen unter Hingabe der für sie 
Lebenszweck bedeutenden Macht zur Domination und Ausnutzung der wirt- 
schaftlich Schwächeren des Volkes. Mit dieser letzten Einsicht Sun Yatsens 
kam auch sein letzter Aufruf an sein Volk, der Aufruf gegen den Imperialis- 
mus der fremden Mächte in China, und seine politische Orientierung nach 
dem sowjetschen Rußland, beides Elemente, die wir heute urgewaltige Aus- 
wirkung nehmen sehen. 

Unser zweiter Fehler, der uns allen, wenn wir die Wahrheit sagen wollen, 
erst zu spät aufging, der Fehler, daß wir bei der kommerziellen Durchdrin- 
gung Chinas immer das eine Auge gefällig auf Japan gerichtet hielten, steigt 
jetzt zu einem Verhängnis an. Sahen wir nicht im fernen Osten und sprachen 
wir nicht seit Jahren von einer „Gelben Gefahr“ — immer mit einem Auge 
auf Japan gerichtet? Es gab keine gelbe Gefahr, solange es nur Japan gab, 
das die anderen asiatischen Völker gegen uns Weiße anführen konnte. Japan 
konnte die Chinesen, Inder, Moslemen nicht anführen, es hat kein urasiatisches 
Wesen, es ist den urasiatischen Völkern so verhaßt wegen seiner urgründ- 
lichen Umstellung auf den Westen als wie die westlichen Völker selbst, ob- 
gleich diese Umstellung nur Abwehr, Selbsterhaltung den Weißen gegenüber 
bleibt. Erst seit Rußland die Domination durch westliche Ziele abgeworfen 
hat, erst seit ein bolschewistisches, antiimperialistisches Rußland, eine kapita- 
listische Ausschlachtung der schwächeren Volksklassen widerrufendes, nationale 
Minoritäten und schwache Nationen zur Unabhängigkeit führendes Rußland 
besteht, um die asiatischen Völker anzuführen, gibt es eine „Asiatische Ge- 
fahr“ für die Vorherrschaft der weißen Rassen auf der Erde, und dabei steht 
Japan auf der imperialistisch, kapitalistisch-industriell organisierten Gegenseite, 
neben den Weißen und in Reih und Glied mit ihnen. — Daß die Kriegs- 
spannung zwischen Japan und Amerika vom Tapet gekommen ist, wird sicher 
noch von tiefer Bedeutung werden, denn Rußland feiert Sieg auf Sieg — in 
China. 

Täuschen wir uns nicht, Rußland gehören die Siege chinesischer Diplomatie 
in dem Zugeständnis der Zollautonomie an China, in der im Gefolge gehenden 
Atmosphäre des Fahrenlassens von Exterritorialität und Exjurisdiktion der 
Fremden in China, in einer Stimmung, die soeben selbst in vereinzelten eng- 
lischen Handelskreisen Platz zu greifen beginnt und leise andeutet, man möge 
eher noch Hongkong an China zurückgeben als das ganze Feld zu räumen, 
den Russen zu räumen! Russische Siege sind es, wenn der neue chinesische 
Nationalismus den fremden Imperialismus in China zur Aufgabe seiner Sonder- 
rechte bringt; Rußland hat der kapitalistisch-industriellen Welt, den Welt- 
mächten einen empfindlichen Schlag versetzt, wenn das Absatzgebiet des chi- 
nesischen Dreihundertmillionenvolkes durch die neue chinesische Zollmauer 
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den Industrievölkern des Westens, die ja doch nach maßlosester Absatzerweite- 
rung geradezu schmachten, zugemauert wird. — Es scheint wohl wahr, die 
Welt wird immer sowjetscher. 

Wer Wind säete, soll Sturm ernten. 

Wird die Wettervoraussage, daß ein Orkan heranzieht, sich bewahrheiten ? 
Wird eine Konferenz in Washington den Himmel wieder lichten, wird sie an- 
gesichts der aufgespeicherten Spannungen wieder Friedensbläue zu verbreiten 
vermögen? — Müssen wir uns nicht sagen, daß sich hier nur zwei logische 
Möglichkeiten verbergen können: entweder die Zurückhaltung und Nachsicht, 
fast Nachlässigkeit, die der westliche und notabene der japanische Imperialis- 
mus unserem China, wie einem unartigen Kinde schenken, ist das Vorspiel 
einer in Locarno beschlossenen Aktion gegen diese ganze, immer sowjetscher 
werdende asiatische Welt — oder, der kapitalistisch-industrielle Imperialismus 
fühlt sich schon so krank von all diesen sowjetschen Sorgen, daß er schon 
zufrieden sein muß mit dem, was ihm an Ackerboden noch zu beackern bleibt. 

Ach, trügerisch ist unsere hellsehende Logik und unerschöpflich sind die 
Gestaltungsmöglichkeiten in der Welt, die wir nicht vorhersehen können; ver- 
sagen wir uns darum nicht die Hoffnungsfreudigkeit auf ein Unerwartetes, auf 
ein nachsichtiges Geschick über jene, die Wind säeten, daß wir nicht selbst 
solchen Sturm ernten müssen. 
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WALTHER TUCKERMANN: 
DAS PHILIPPINENPROBLEM*) 


Als Spanien die Philippinen im Jahre 1898 aufgeben mußte, konnte es sich 
immerhin rühmen, in wenig mehr als drei Jahrhunderten 61/, Millionen 
Malayen zum Christentum geführt und auf eine leidlich hohe Zivilisations- 
stufe gebracht zu haben. Die Bevölkerung war im großen und ganzen bis 
über die Mitte des ıg. Jahrhunderts hinaus mit ihrem Geschick zufrieden 
und ließ sich von den Mönchen, den Herren der Inseln, in patriarchischer 
Weise nach der Art unmündiger Kinder betreuen. Noch in der zweiten Hälfte 
des vergangenen Jahrhunderts bestand im Archipel eine Theokratie, die einzig- 
artig war, an das europäische Mittelalter anmutete, auch in der spanischen 
Welt seit dem Abfall der amerikanischen Kolonien längst dahin war. Es ist 
bemerkenswert, während im Spanien des 19. Jahrhunderts oft genug radikale 
Regierungen bestanden, ein Klostersturm den andern jagte und von diesen 
radikalen Bewegungen auch die spanischen Antillen Cuba und Puerto Rico 
in der gleichen Weise aufgerüttelt wurden, lagen die fernen Philippinen ab- 
seits aller Erschütterungen, die seit etwa einem Jahrhundert Europa und die 
von ihm abhängigen Gebiete durchlebten. Der Antiklerikalismus ist kein Aus- 
fuhrartikel, dieser bekannte französische Lehrsatz, der die französische Politik 
im vorderen Orient bestimmte, bis in der allerjüngsten Zeit sich auch hier — 
in Syrien — eine Abkehr anbahnt, war der Grundgedanke der spanischen 
Politik auf den Inseln Philipps II. Mochten die spanischen Kabinette 
auch noch so radikal und freigeistig sein, an die Orden auf ihrer ozeani- 
schen Besitzung wagten sie sich nicht heran. Die Tätigkeit der Mönche 
mußte auch einer freimaurerischen Regierung durchaus wertvoll sein. Fielen 
die über das ganze Land zerstreuten Außenposten, die die Mönche als Curas, 
als Pfarrer der einzelnen Pueblos versahen, fort, so war damit auch die 
spanische Herrschaft, die im wesentlichen mit den Mönchen identisch war, 
erledigt. Das war ja das Eigenartige in der Stellung und der Entwicklung 
der Inselgruppe, daß der Einfluß der Staatshoheit parallel mit der Kultur- 
arbeit der spanischen Orden ging, keinen Schritt weiter. Die Mönche waren 
sich daher ihrer Bedeutung sehr bewußt. Sie wußten, daß die Regierung in 
Manila sie nötig hatte, sie aber nicht die Regierung. So konnte sich ein 
Augustinerrekollekte um die Mitte des 19. Jahrhunderts rühmen „Die Re- 


Der Aufsatz enthält einige Ergebnisse aus einer größeren Studie über die Philippinen, die 
in Kürze bei Teubner in Leipzig erscheint. 
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gierung weiß, daß sie uns braucht, daß sie ohne uns nicht bestehen kann, 
darum läßt sie uns in Ruhe und legt uns keine Schwierigkeiten in den Weg 
wie in Spanien.“ Ein anderer Mönch sagte zu dem österreichischen Welt- 
reisenden Frhrn. von Hügel: „Die Philippinen gehören uns Mönchen. In 
Manila mag sich Don Pasquale — der damalige Generalkapitän — oder ein 
anderer brüsten und groß tun. Im Innern sind wir die Herren.“ 

Die Macht der Mönche ruhte im wesentlichen auf zweı Tatsachen, einmal 
auf der außerordentlich geringen Zuwanderung von Spaniern, die den nicht- 
geistlichen Kreisen angehörten. Das war alle Jahrhunderte gleich so. Die 
verschwindend geringe Zuwanderung von Europäern erklärt sich aus den auch 
für die ältere Kolonialzeit ungewöhnlich schwerfälligen Verkehrsbeziehungen, 
die Spanien mit den Inseln unterhielt. Die Inseln waren von den Spaniern 
auf dem Westwege, auf dem spanischen Wege über zwei Weltmeere hinweg 
entdeckt worden. Über zwei Ozeane und über die mittelamerikanische Land- 
brücke mußte sich aber auch bis tief in das ı8. Jahrhundert hinein aller 
Verkehr der Inseln mit Spanien abwickeln. So läßt sich denken, wie außer- 
ordentlich dürftig lange Zeiten hindurch die Beziehungen zur Heimat waren. 
Ein spanisches Spruchwort sagte, das jährlich einmal, übrigens nicht einmal 
regelmäßig, verkehrende Schiff, die Nao de Acapulco oder die Nao de China 
bringe den Inseln nur plata y frailes, Geld zur Unterhaltung der Verwaltung 
und der Missionen, die ja vom Staate wie in Amerika dank der Vollmachten 
des Patronats der katholischen Könige ins Leben gerufen und gehalten wurden, 
und Mönche. Die Zahl der Spanier hat stets nur wenige Tausend betragen. 
Selbst wenn man die Mestizen mitrechnet, wird der Anteil der Europäer und 
Halbeuropäer nie mehr als ı °/, der Gesamtbevölkerung betragen haben. Dem- 
gegenüber vergleiche man den starken Anteil der Europäer und der Misch- 
linge an der Besiedlung Amerikas. Die inneren Provinzen der Inseln waren 
zum größten Teil ohne spanische Laienelemente. In den meisten Pueblos, 
auch in solchen von sehr stattlicher Bewohnerschaft, von 10 bis 20000 Ein- 
wohnern, waren die Brüder die einzigen Europäer. Es ist auffallend, wie 
gering selbst in sehr lebhaften und tätigen Hafenstädten, wie in Iloilo auf 
Panay oder in Cebu auf der gleichnamigen Insel die Zahl der Spanier war, 
in Städten, die z. B. seit langen Jahrhunderten in sehr regem Verkehr mit 
China standen und chinesische Händler und Dschunken in großer Menge an- 
zogen. 

Ein weiteres Moment, das die starke Stellung der Kirche erklärt, liegt in 
den Erziehungsmaßnahmen der Mönche begründet. Wir wissen, daß die 
Kirche in Amerika, wenn auch nicht überall — z. B. nicht in Paraguay — 
so doch in den meisten Gebieten die Einführung der spanischen Sprache bei 
ihrem Erziehungswerk förderte. Die Kirche ist es ja im Grunde gewesen, 
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die einen halben Kontinent für die spanische Sprache erobert hat. Nicht so 
auf den Philippinen! Wiewohl auch für die ozeanischen Besitzungen Spaniens 
die für „Indien“ geltenden Gesetze Gültigkeit hatten und Generalkapitän und 
Provinzgouverneure, zumal im 19. Jahrhundert Bischöfe und Mönche an die 
Befolgung dieser Vorschriften, an die Förderung der spanischen Sprache er- 
innerten, so verharrte die Kirche mit Ausnahme der Jesuiten bis ın die 
jüngste Zeit bei ihrem ablehnenden Standpunkt. Die Brüder wollten eben 
nicht, daß die „Indios“ sich die spanische Sprache aneigneten, weil sie be- 
fürchteten, daß sie dann die Vermittlerrolle zwischen den spanischen Be- 
hörden und den Eingeborenen und überhaupt an Einfluß verlieren würden. 
Es galt daher der Missionsgrundsatz, den Filipinos die Kenntnis des Spani- 
schen vorzuenthalten. Wenn aber die Mönche nicht für Verbreitung der 
Lingua de Cervantes unter den Millionen von Eingeborenen eintraten, wer 
hätte denn sonst für sie eintreten sollen? Mögen die Missionsgrundsätze auch 
die Herrschaft der Mönche beispiellos lange über die Philippinen gefestigt 
haben, im Grunde haben sie sich doch gerächt. Sie waren die Veranlassung, 
daß außerhalb Manila und einiger beschränkten Küstengegenden eine eigent- 
liche, befestigte spanische Kulturtradition nicht bestand, daß zumal mit dem 
Aufkommen einer christentumfeindlichen Bewegung in den Revolutionsjahren 
die spanischen Erinnerungen vielfach beinahe über Nacht verschwanden und, 
was das Betrübendste vom Standpunkt der spanischen Kulturbetrachtung ist, 
daß es den Angloamerikanern überraschend gelang, ihre Sprache und Kultur 
in einem Vierteljahrhundert auf den Inseln einzuwurzeln, die die Spanier über 
dreihundert Jahre besessen hatten. | 

Auf die Dauer ließ sich freilich die Herrschaft der Orden auch über den 
Philippinen nicht aufrecht halten. Mochte Spanien die Inseln auch noch so 
sehr absperren, das Eindringen moderner Ideen und freier Auffassungen ließ 
sich nicht verhindern. Manila, das schon im 18. Jahrhundert eine stattliche 
Stadt von über 100000 Einwohnern war und namentlich mit dem südlichen 
China und mit Hinterindien und damit auch mit den britischen Plätzen 
Hongkong und Singapur in verhältnismäßig regen Beziehungen stand, war der 
Mittler derartiger Strömungen. Die großen Bildungsstätten der Orden, zu- 
mal die Thomasuniversität der Dominikaner, konnten nicht verhindern, daß 
aus ihren Hörsälen Führer ihres Volkes hervorgingen, deren nativistische An- 
schauungen zumal mit dem Aufsteigen Japans gestärkt wurden. Die gebildeten 
und halbgebildeten Elemente unter den Filipinos wurden um so mehr eine 
Gefahr für die spanische Herrschaft, als sie besonders triftige Klagen über 
ihre Zurücksetzung vorzubringen hatten. Sie konnten nicht in die höheren 
Beamtenkategorien einrücken und mußten sich mit den Amtsstellen ihres 
Pueblo, der des Gobernadorcillo, des Directorcillo — in der Diminutivform 


des Wortes liegt schon das Subalterne der ganzen Amtsstellung begründet — 
und ähnlichen Pöstchen begnügen. Die religiös empfindenden Eingeborenen 
wurden dadurch gekränkt, daß sie nicht in die geistlichen Orden eintreten 
konnten. Diese waren vielmehr einzig und allein den Spaniern, den mehr 
und mehr verhaßt werdenden Castilas vorbehalten. Bekleideten die Indios 
die Würde eines Weltgeistlichen, eines Cura del Pais, so waren sie auch hier 
gegenüber den spanischen Weltgeistlichen zurückgesetzt. Dazu kam die starke 
Besitzanhäufung der Orden, der Dominikaner und der beiden Augustiner- 
abteilungen, zumal im mittleren Luzon, die besonders die leicht erregbaren 
Tagalen reizen mußte, kam in der jüngsten Zeit mancher Mißgriff der Ver- 
waltung und der Orden, kamen Klagen über die nach echt spanischer Art 
recht hohen steuerlichen Belastungen, kurzum, seit dem 7. Jahrzehnt des ver- 
flossenen Jahrhunderts war genügend Zündstoff vorhanden, der nach einer 
Entladung drängte. Kleinerer Unruhen wurde man noch verhältnismäßig leicht 
Herr. Die Empörung der 1890 er Jahre ergriff aber fast den ganzen Archipel 
und machte sich Luft in einer furchtbaren Verfolgung der Ordensangehörigen, 
deren zumal in den inneren Provinzen zahlreiche getötet wurden. 

Die revolutionäre Bewegung konnte keiner fremden Macht willkommener 
sein wie den Vereinigten Staaten. Ihre Pflanzer und Kaufleute hatten trotz 
aller fremdenfeindlichen Bestimmungen im 19. Jahrhundert neben Engländern 
besonders Eingang im Archipel gefunden. Die Erweiterung der Zuckerrohr- 
und Hanfpflanzungen geht namentlich auf ihre Anregung zurück. Ihr Handel 
hatte sich in Manila zu einer Zeit eine angesehene Geltung verschafft, in der 
die Union noch ein atlantischer Staat war. Der wirtschaftliche Einfluß der 
Unionamerikaner überflügelte nach und nach auch den der Briten. Die Gegen- 
sätzlichkeiten zwischen den Nordamerikanern und den Spaniern, die um den 
Interessenkreis auf den Antillen im 19. Jahrhundert immer wieder erneut aus- 
gebrochen waren und schließlich zu einem Eingreifen der Amerikaner geführt 
hatten, übertrugen sich auch auf die Philippinen. Auch hier ergriff die Union 
die Sache der Revolutionäre und ihres Führers Aguinaldo und erledigte mit 
ihrer Einmischung die Herrschaft der Spanier. 

Die Hoffnung der Filipinos, daß ihre Inseln mit der Beseitigung der spani- 
schen Herrschaft volle Unabhängigkeit erlangen würden, wurde schwer ge- 
täuscht. Die Zeit um die Jahrhundertwende, die die „imperialistische* Politik 
der weißen Mächte auf ihrem Höhepunkt zeigt und nun neben den älteren 
Kolonialmächten auch noch eine neue, die amerikanische Union auftreten lief, 
war für Anschauungen, farbigen Völkern die volle Unabhängigkeit zu ver- 
schaffen, noch keineswegs reif. So setzt denn noch im selben Jahre, in dem 
die Spanier die Erwerbung Legazpis, Urdanetas und Salcedos aufgeben mußten, 
der erbitterte Kampf zwischen Amerikanern und Filipinos ein, der, wenn 
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auch die Guerillakriege in den verwickelten Cordillerensystemen so ziemlich 
aufgehört haben, in seiner scharfen Gegensätzlichkeit noch heute ebenso be- 
steht wie im Jahre 1899. Und das, wiewohl die Amerikaner, nicht zuletzt 
infolge des Schwergewichts eines großen Teils ihrer öffentlichen Meinung, den 
Filipinos Schritt für Schritt entgegenkommen mußten! Bereits im Jahre 1907 
erhielten sie ein Parlament mit beschränkter Selbstregierung. Die Verwaltung 
wurde immer mehr und mehr ihnen anvertraut. Auch die höheren Beamten- 
stellungen, wie die der Provinzgouverneure kamen zum größten Teil in ihre 
Hand. Als die Demokraten im Jahre 1913 zur Regierung kamen, da wurde 
durch ihren Sprecher, den Präsidenten Wilson, den Filipinos volle Unab- 
hängigkeit versprochen. Dieser Erklärung folgten noch ähnliche. Die Ver- 
sprechungen sind zwar bisher noch nicht eingelöst worden. Aber im Jahre 1916 
kamen die Filipinos ihrem Endziel doch einen wesentlichen Schritt näher. 
Das vom Kongreß angenommene Gesetz Jones hat Gesetzgebung und Ver- 
waltung in die Hände eines aus allgemeinen und unmittelbaren Wahlen her- 
vorgegangenen Senats und eines in gleicher Weise gewählten Unterhauses 
gelegt. Freilich über diesem Filipinoparlament steht noch der General- 
gouverneur, der ein Vorrecht besitzt und von diesem schon recht oft Gebrauch 
gemacht und damit den Beschlüssen der Deputierten seine Zustimmung ver- 
sagt hat. Es besteht bei der Zentralregierung in Washington, zumal die Zu- 
ständigkeit der einzelnen Instanzen nicht scharf abgegrenzt ist, die Neigung, 
die Stellung des Generalgouverneurs zu stärken. Der Kurs der jüngsten Jahre 
— die Republikaner regieren wieder — entspricht dem der starken Faust. 
Der Mann des Vertrauens dieser Richtung ist Generalmajor Wood, der seit 
1921 die Zentralregierung in Manila vertritt. Der Antrag Jones hatte den 
Filipinos die Unabhängigkeit in Aussicht gestellt, sobald sie eine feste, dauer- 
hafte Regierung hätten. Eine solche Regierung haben nun die Filipinos. Aber 
trotzdem wird ihnen von Washington immer wieder bescheinigt, daß sie noch 
nicht vorbereitet, politisch noch unreif seien, daß man insbesondere die un- 
mündige Masse der Eingeborenen nicht den Launen der „Politiker“ aussetzen 
dürfe. Auch sei das Erziehungswerk der Amerikaner noch nicht beendet. 
Welche Gründe die Amerikaner bei ihrer Zurückhaltung leiten, läßt sich 
nicht unschwer erraten. Es mögen solche politischer Art sein, obwohl man 
diese im allgemeinen etwas übertreibt. Man denkt namentlich bei uns gern 
an die Möglichkeit, daß bei einem Zurückweichen der Union ihr Nachfolger 
Japan werden könnte. Daß Japan wenigstens früher mit einem solchen Ge- 
danken gerechnet hat, ist wahrscheinlich. Die Inseln mit ihrer mäßig dichten 
Besiedlung mochten, so glaubte man, für das dicht bevölkerte Japan ein er- 
sehntes Einwanderungsziel sein. Die japanischen Interessen wurden nament- 
lich während des Krieges stärker ausgebaut. Wenn auch die Zahl der Japaner 
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noch klein ist und besonders gegenüber der der Chinesen sehr zuriicksteht, 
so ist sie heute schon nicht viel geringer mehr als die der Weißen, Amerikaner, 
Spanier, Engländer, usw. zusammengenommen. Man konnte glauben, daß 
die Union einem etwaigen Vordringen Japans vorbeugen und daher die Un- 
abhängigkeitserklärung der Philippinen immer wieder hinausschieben wolle. 
Auf der Konferenz zu Washington im Dezember 1921 haben sich die pazifi- 
schen Mächte wenigstens ihre Inselbesitzungen auf zehn Jahre gegenseitig 
verbürgt. Die Philippinen bleiben damit fürs nächste vor den Ansprüchen 
fremder Mächte unangetastet, wenn auch die Befestigungen auf den Inseln 
wie auch auf Guam .nicht weiter ausgebaut werden dürfen. Damit ist aber die 
independente Bewegung der Filipinos nicht zum Stillschweigen gebracht worden. 
Sie haben zwar nicht erreicht, daß man ihre Angelegenheiten auf der Kon- 
ferenz zur öffentlichen Behandlung brachte, achten aber jetzt mehr als zuvor 
auf alle Vorgänge, die mit ihren Bestrebungen verwandte Züge zeigen. So 
wird der Kampf Chinas um seine volle staatliche Unabhängigkeit und Frei- 
heit mit angespannter Aufmerksamkeit verfolgt. Freilich nicht nur bei den 
Filipinos! Die Bewegung muß dahin führen, daß die asiatischen Völker sich 
auf ihre natürlichen Gebiete beschränken. Damit wird es immer unwahr- 
scheinlicher, daß die Philippinen mit ihrer Malayenbevölkerung in den Besitz 
Japans übergehen. Die „Indios“ der Philippinen haben einmal mit den 
Japanern sympathisiert. Aber diese Sympathien währten nur so lange, als 
man sich an ihrem Vorbilde aufrichten und von ihm lernen konnte. Die 
japanische politische „Gefahr“ haben auch die Filipinos erkannt und man 
wehrt sich gegen sie in wirtschaftlicher und politischer Hinsicht. Das Insel- 
parlament hat sogar den Japanern die Erwerbung von Grund und Boden ver- 
bieten wollen, drang damit aber beim Generalgouverneur nicht durch. Das 
Rassenbewußtsein der Malayen hat sich jedenfalls mächtig gesteigert und es 
ruht nicht, bis es das Volk von jeglicher Bevormundung losgerissen hat, ge- 
treu dem Motto der 1898 von Aguinaldo beabsichtigten nativistischen Republik 
„Die Philippinen den Filipinos“. Trügt nicht alles, so hat auch Japan sich 
mit dem Wandel der Auffassungen abgefunden und denkt kaum noch an die 
Annexion der Inseln, die sicherlich ein sehr gewagtes Spiel werden könnte. 

In einem amerikanischen Bericht über den Unterricht auf den Philippinen, 
der kürzlich erschienen ist, finden sich die Worte „Wie die Kirche das Sinn- 
bild der spanischen, so ist die Schule das der amerikanischen Bildung“. Der 
erste Teil dieses Mottos stimmt nun freilich nicht ganz. Die herrschende Kirche 
der Philippinen kann man keineswegs mehr schlechtweg „spanisch“ nennen. 
Die spanischen Mönche hatten bereits in sehr großer Zahl ın den Wirren der 
1890 er Jahre die Inseln verlassen. Manche sind zwar mit dem Eintritt 
ruhigerer Verhältnisse wiedergekommen. Aber die Tendenz zeigt sich doch 
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immer mehr, die spanischen Mönche durch solche anderer Nationalität, darunter 
auch Deutsche zu ersetzen. Die Jesuiten z. B. sind heute ganz vorzugsweise 
Nordamerikaner. Dort, wo heute noch Heidenmission getrieben wird, da liegt 
sie fast durchweg in Händen von Nichtspaniern. Die Kirche hat sich aber 
auch bewußt den neuen Herren zur Verfügung gestellt und hat damit wohl 
gehandelt. Sie hat damit verhindert, daß das religiöse Schisma, das unter 
der Führung von Aglipay der alten „spanischen“ Kirche Hunderttausende, 
wenn nicht Millionen entriß, nicht noch weiter um sich griff, sondern all- 
mählich zu einem Stillstand und einer Rückentwicklung führte. Unter der 
Führung amerikanischer Bischöfe suchte so auch die Kirche den geänderten 
Verhältnissen sich anzupassen und so der völligen sprachlichen Umstellung 
des Archipels nicht entgegenzuwirken. Der Hauptträger der Angloamerikani- 
sierung der Inseln aber war die Regierung und die Staatsschule In der 
ersten Zeit der amerikanischen Besetzung wurde der Inselraum von amerikani- 
schen Lehrern und Lehrerinnen förmlich überschwemmt. Nachdem es diesen 
gelungen war, einen starken Stamm im angloamerikanischen Geist erzogener 
eingeborener Lehrer heranzuziehen, war ihre Mission erledigt. Heute wirken 
nur noch einige Hundert amerikanischer Lehrer, nicht wenige in gehobener 
Stellung, auf den Inseln. Die Zahl der Filipinolehrer stieg von etwas über 
6000 im Jahre 1902 auf an die 26000 im Jahre 1925. Waren im ersteren 
Jahre 200 000 Schüler vorhanden, so wird es heute sicherlich ı 200 000 Zög- 
linge geben, die die amerikanischen Staatsschulen, deren Unterricht völlig auf 
das Englische eingestellt ist, besuchen. Demgegenüber treten die nichtstaat- 
lichen Schulen, z. B. die von kirchlicher Seite unterhaltenen, vollkommen zu- 
rück: aber auch in ihnen ist das Englische die Unterrichtssprache. Man geht 
wohl nicht fehl, wenn man annımmt, daß von den ıı Millionen Einwohnern, 
die die Philippinen heute haben werden, 7 bis 8 Millionen bereits das Eng- 
lische beherrschen. Demgegenüber wirkt spanische Sprache und spanische 
Kultur mehr wie eine interessante Ruine, die immer mehr abbröckelt. Wohl 
nur in Manila treten die Zeichen der spanischen Kulturzugehörigkeit noch 
stärker in Erscheinung, und zwar namentlich in dem alten mauer- und wall- 
umgebenen Stadtteil Intramuros mit seinen düsteren, ruhigen Straßen und 
den Barockkirchen des 17. Jahrhunderts, die freilich infolge der vielen Beben 
manche häßlıche Spuren von wenig sachgemäßer Flickarbeit zeigen. 

Es ist wohl die bemerkenswerteste kulturelle Umwandlung, die ein Erden- 
raum in so auffallend kurzer Zeit je erlebt hat: aus den fernen Islas de 
Ponierte der spanischen Conquista, die man sich so gern auch heute noch als 
ein ehrwürdiges Kulturgebiet vorzustellen geneigt ist, ist in einem knappen 
Menschenalter eine Domäne starker amerikanischer Kulturexpansion geworden, 
jener beinahe mit maschinellen Mitteln arbeitenden Kulturpropaganda, von 
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der wir uns noch gar kein richtiges Bild machen können und die auch un- 
aufbaltsam Fortschritte im iberischen Amerika macht, hier freilich in jüngster 
Zeit auf eine mehr und mehr erwachende Reaktion des spanischen Kultur- 
gedankens stößt. Jedenfalls waren die Philippinen nach kaum einem Viertel- 
jahrhundert so „amerikanisiert*, daß man am 1. Januar 1923 das Spanische 
als Amts- und Verkehrssprache durch das Englische ersetzen konnte. Dieser 
einzigartige Wandel beweist natürlich, wie schwach im Grunde das Spanische 
im Archipel vertreten war. Es sind ihm auf den Inseln selbst nur ganz ver- 
einzelte Verteidiger erstanden. Mochten die Filipinos auch noch so sehr in 
der Frontstellung gegenüber den neuen Herren verharren, der Gedanke 
wurde doch beinahe Allgemeingut der Bevölkerung, daß das Aneignen ihrer 
Sprache nur von großem Vorteil sein könnte. Man kann annehmen, daß das 
Vorgehen der Amerikaner auf schulpädagogischem Gebiet auch von außen- 
politischen Gründen bestimmt wird. Die „Amerikanisierung“ der Inseln kann 
auch als Schutzmaßnahme angesehen werden, um bei der Freigabe der Inseln 
ihren Übergang in den Besitz einer anderen Macht möglichst zu erschweren. 

Gegenüber der kulturpolitischen Betätigung der Amerikaner auf den 
Philippinen tritt ihre wirtschaftliche doch auffallend zurück. Jedenfalls ent- 
spricht sie nicht den Vorstellungen, die man sich nach ihren Erfolgen auf 
geistigem Gebiet leicht zu machen geneigt ist. Der amerikanische Unter- 
nehmungsgeist und das amerikanische Kapital hielten sich schon der allge- 
meinen Unsicherheit gutenteils fern, dann aber auch, weil man nicht wußte, 
wie sich die äußere Zugehörigkeit der Inseln gestalten würde. Manche 
Plantagenkulturen sind freilich immerhin nennenswert ausgedehnt worden, 
wie die der Kokospalme und des Rohrzuckers. In der jüngsten Zeit tragen 
sich die Amerikaner infolge der belastenden und verteuernden Wirkungen 
des englischen Gummimonopols mit dem Gedanken, namentlich in den süd- 
lichen Teilen des Inselraumes, wie auf Mindanao und den Visayasinseln, die 
von den Taifunen kaum heimgesucht werden, die Anlage großer Pflanzungen 
zu empfehlen. Die vom Eingeborenenparlament erlassenen Gesetze sind freilich 
einer derartigen Ausdehnung keineswegs günstig. Verbieten doch die philippini- 
schen Gesetze den Besitz von Pflanzungen, die mehr als 2500 Acres groß 
sind. Auch die Zulassung chinesischer Kulis, die für derartige Unternehmungen 
in erster Linie in Frage kommen, ist gesetzlich erschwert. Versuche des 
amerikanischen Gummitrustes, die Bewirtschaftung von 50 000 Acres auf 
25 Jahre zu erlangen, sind gescheitert. Trotzdem zielen die amerikanischen 
Bestrebungen dahin, eine Aufhebung aller einschränkenden Bestimmungen zu 
erreichen. Daß die Filipinos die großen Gefahren, die mit diesem Entgegen- 
kommen namentlich auch für ihre Freiheitsbestrebungen verbunden sind, er- 


kennen, betont ihre Presse beinahe jeden Tag. Sie glaubt, daß damit das Volk 
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sich selbst die Sklavenketten schmiedet, die sie für zunächst unabsehbare 
Zeiten an das amerikanische Großkapital fesselt. 

Die Amerikaner haben sich um die Philippinen manche unbezweifelten Ver- 
dienste erworben. Man braucht auch nur an die Ausdehnung eines leistungs- 
fähigen Straßennetzes zu erinnern, an die erfolggekrönte Bekämpfung der 
Seuchen, wie des Aussatzes, an die Anlage von Stationen in gesunder Höhen- 
region, wie namentlich der Sommerresidenz Bagnio in etwa 1500 m Höhe in 
der prächtigen Gebirgsprovinz Benguet im nördlichen Luzon. 

Die nächste Zukunft der Philippinen scheint noch ziemlich ungewiß zu 
sein. Die Amerikaner schieben die Freierklärung der Inseln immer wieder 
hinaus trotz stürmischen Drängens der Eingeborenen. Noch mehr als politische 
Gründe mögen bei diesem Zögern wirtschaftliche Gründe mitsprechen. Man 
will die immerhin ganz ansehnlichen amerikanischen Kapitalien und Interessen 
nicht einer sehr ungewissen Zukunft aussetzen, die nicht ausbleiben wird, 
wenn der Archipel die Bestimmung der Geschicke in seine Hand nimmt. Mag 
die Entscheidung auch noch hinausgeschoben werden, das endgültige Schicksal, 
das voller Unabhängigkeit scheint doch schon festzustehen, ein Akt von großer 
Schwere für alle nativistischen Bestrebungen Asiens. 
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WALTER GEISLER: 
POLITIK UND SPRACHEN-K ARTEN 
Ein Beitrag zur Frage des „polnischen“ Korridors 


Es ist ein schwerer Fehler, der sich im politischen Leben schon bitter ge- 
rächt bat, daß wir uns so wenig mit Kartenkritik beschäftigt haben. Für die 
große Politik kommt hier vor allem die Darstellung der Nationalitäten verhält- 
nisse in gemischtsprachigen Gebieten in Frage, ein ebenso aktuelles wie wich- 
tiges Problem. Hier hat der Wissenschaftler dem praktischen Politiker das 
Material in brauchbarer Form in die Hand zu geben. Es ist daher zu fordern, 
daß sich die wissenschaftliche Forderung in erster Linie des Karteninhaltes der 
geographischen und der angewandten Karte mit besonderer Gründlichkeit an- 
nehme. Es muß das Gewissen des Urhebers einer solchen Karte aufs pein- 
lichste geschärft werden, und er darf nie vergessen, daß er, beispielsweise bei 
einer Bevölkerungskarte, ein Originalwerk schafft, und daß dieses, eben in 
seiner Eigenschaft als Karte, von jedem Betrachter als richtig und genau, 
deutlich und bestimmt angesehen wird. 

Wenn alle Karten diesen Forderungen entsprächen, so läge der Fall be- 
deutend einfacher, aber es gibt gerade bei Nationalitätenkarten solche — und 
sie stammen alle aus dem gegnerischen Lager —, die die Forderung der Rich- 
tigkeit und Genauigkeit wissentlich gröblich verletzen, um ihrer nationalen 
Einstellung zuliebe einen bestimmten Eindruck beim Betrachter der Karte zu 
erwecken, und wenn der Betrachter die Karte kritiklos hinnimmt, so wird da- 
durch unabsehbares Unheil angerichtet. Denn bevor von anderer Seite die 
Fälschung richtiggestellt werden kann, ist das Unglück bereits geschehen. Wir 
wissen alle, welch aktuelle Bedeutung die Nationalitätenkarten bei Ausarbei- 
tung des Friedensvertrages von Versailles gehabt haben und noch heute be- 
sitzen. Aber diese ungemein wichtige und praktische Bedeutung der Beschäf- 
tigung mit den Nationalitätenkarten beruht keineswegs nur darauf, zur Wah- 
rung unserer berechtigten Interessen die Fälschungen zurückzuweisen, sondern 
sie hat neben dieser abwehrenden Aufgabe noch eine mindestens ebenso wich- 
tige positive und agressive Aufgabe, nämlich die Methoden der Dar- 
stellung zu wählen, die ein zweckmäßiges, deutliches und be- 
stimmtes Bild der wirklichen Verhältnisse geben. 

Um die Forderungen, die wir an eine Nationalitätenkarte zu stellen haben, 
an einem besonderen Beispiele zu zeigen, wählen wir die Karten aus, welche 
die Verhältnisse im „polnischen Korridor“ darstellen, also des am 
meisten umstrittenen Gebietes. Jedem Deutschen und jedem gerecht denkenden 
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Menschen hat sich die Frage aufgedrängt, wie es überhaupt geschehen konnte, 
daß dieses merkwürdige Gebilde eines schmalen Schlauches polnischen Ge- 
bietes mitten durch preußisch-deutsches Land gelegt wurde, wenn man auch 
nur annäherungsweise sich nach dem Nationalitätenprinzip gerichtet hätte. 

Bei der Zertrümmerung der deutschen Ostmark, die zur Schwächung und 
Knebelung Deutschlands durchgeführt wurde, stützte man sich auf das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker. Es mußten also von polnischer Seite den Di- 
plomaten Nationalitätenkarten vorgelegt werden, nach denen die nichtdeutsche 
Bevölkerung in den abgetretenen Gebieten überwiegt, eine Abtrennung dieser 
Gebietsteile nach dem bloßen Nationalitätenprinzip zum mindesten möglich 
war. Daß überdies historisches Recht und wirtschafts- und verkehrsgeogra- 
phische Verhältnisse das Verbleiben gerade des westpreußischen Gebietes bei 
Preußen unbedingt notwendig machten, konnte schließlich durch Entstellung 
geschichtlicher Tatsachen mißachtet werden. Es gibt aber auch Nationalitäten- 
karten, und diese stammen von Deutschen, aus denen ohne weiteres ersicht- 
lich ist, daß das Gebiet des „polnischen Korridors* überwiegend von Deut- 
schen bewohnt ist, und auch diese Karten unterscheiden sich in der Methode 
der Darstellung sehr stark. Es muß also die Vorstellung von den Nationali- 
tätenverbältnissen in Westpreußen ganz verschieden ausfallen, je nachdem der 
einzelne diese oder jene Karte zur Hand nimmt. Wir erkennen, wie außer- 
ordentlich wichtig es ist, ein richtiges und ein wirksames, jedem sich ein- 
prägbares Bild der Nationalitätenverhältnisse zu verbreiten. 

Unsere Gegner, vor allem die Polen selbst, haben durch bewußte Fälschung 
und durch Verschleierung der wahren Verhältnisse Kartenbilder verbreitet, 
die für ihre Absichten in der Welt Stimmung machten. Die Zwecklüge hat 
hier ihr Ziel erreicht. Als Beispiel, wie plump von polnischer Seite gearbeitet 
worden ist, sei auf die Flugschrift eines gewissen A. M. Jasienski aufmerk- 
sam gemacht, die 1919 in Montreal unter dem Titel „Reborn Poland“ er- 
schienen ist. Das Heft ist Woodrow Wilson als „First Champion of the 
Polish Cause“ respektvollst zugeeignet. Der Verfasser gibt an, daß die bei- 
gegebene Karte eine „version“ einer deutschen Karte sei. Im Text führt 
Jasienski aus, daß Pommern, die Lausitz, Schlesien und Ostpreußen Distrikte 
mit gemischter Bevölkerung seien, in denen die Mehrzahl davon einen ge- 
brochenen deutschen Dialekt spreche, und wo es in den meisten Fällen kaum 
möglich sei, ihn polnisch oder deutsch zu nennen. In diesen Teilen liegen viele 
Dörfer mit polnisch sprechenden Mehrheiten. Aber die Polen wollten ja gar 
nicht alle diese Teile haben, denn es würde für die Deutschen schwer sein, 
wenn sie alle die Menschen verlören, die das Deutsche nicht gut sprechen. 
Polen habe auch gar nicht die Absicht, mehr Deutsche in die Grenzen des 
wiedererstandenen Polen zu übernehmen, als es absolut gezwungen sei. Als 
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Gebiete mit rein polnischer Bevölkerung werden dann die ganze Ostmark, 
Oberschlesien und Masuren angegeben. Die Polen waren also sehr bescheiden, 
wenn sie nur diese Gebiete forderten! 

Über solche Machwerke brauchen wir kein Wort zu verlieren. Schlimmer 
aber ist es, wenn Nationalitätenkarten im Gewande streng wissenschaftlicher 
Dokumente erscheinen und daraufhin als Unterlage für Friedensverhandlungen 
benutzt werden. Bei solchen Kartn können die Fälschungen natürlich nicht 
so grob sein, sondern sie treten versteckt auf. Es ist dann für den Nicht- 
fachmann unmöglich, die Fälschungen ohne weiteres zu erkennen. Die Fäl- 
schungen, also die bewußten Fehlerquellen, liegen dann entweder in der zu- 
grunde liegenden Statistik oder in der Anwendung der Methode der Darstellung. 

Zunächst einmal ist unbedingte Anlehnung an vorhandene Statistik 
zu fordern, weil persönliche Änderungen im Zahlenmaterial durch den einzelnen 
nicht vorgenommen werden dürfen. Sodann muß die beste zur Verfügung 
stehende Statistik gewählt werden, der neuesten, die noch keine Angaben aus 
nicht normalen, d. h. Kriegs- oder Nachkriegszeiten, enthält. Das wäre für 
das Korridorgebiet die Statistik von 1910. Es ist ganz selbstverständ- 
lich, daß etwa die polnischen Statistiken aus den Zeiten nach den gewalt- 
samen Entdeutschungen, also der Volkszählung von 1921 nicht als Norm 
gelten können. Die bisher vorliegenden polnischen Karten beruben auch in 
der Grundlage auf der preußischen Statistik, aber sie wird willkürlich ge- 
ändert. Die Polen verdächtigen sie als tendenziös gefärbt. Wenn man aber 
polnischerseits glaubte, daß die Bevölkerung in der Überzahl polnisch sei, so 
hätte man es doch auf eine Abstimmung im ganzen in Frage stehenden Ge- 
biete ankommen lassen können. Im übrigen sind die Vorwürfe, die gegen die 
preußische Statistik vom Jahre ıgıo erhoben worden sind, durch Albrecht 
Penck!) gebührend zurückgewiesen worden. Es mag bei dieser Gelegenheit 
noch erwähnt werden, daß bei den Wahlen zur deutschen Nationalversamm- 
lung 1919 von dem polnischen Wahlkomitee die Parole ausgegeben worden 
war, sich an der Wahl nicht zu beteiligen. Das Ergebnis war, daß etwa nur 
25% aller Wahlberechtigten aus politisch-nationalen Gründen nicht gewählt 
hatten, also 75 °/, deutschgesinnt waren. Bemerkenswert ist auch, daß in den 
Abstimmungskreisen von den dort wohnenden 15% Polen nur die Hälfte für 
Polen gestimmt hat. 

Was nun die zur Verfügung stehenden Methoden der Darstellung betrifft“), 
so sind diese den Volksdichtekarten entlehnt. Wir kennen die relative 
Methode, bei der die Flächen einer bestimmten Einheit, etwa der Kreise oder 
der Gemeinden, je nach der Anzahl der auf ı qkm wohnenden Menschen ver- 
schieden herausgehoben werden, und die absolute Methode, die die an einer 
Stelle wohnende Zahl der Menschen direkt ablesbar aufzeichnet. Es kommt 
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darauf an, Methode wie Maßstab nach der vorliegenden Aufgabe richtig zu 
wählen und anzuwenden. 

Bei Sprachenkarten gibt die relative Methode an, wieviel Prozent der 
Gesamtbevölkerung auf eine bestimmte Nationalität, bezogen auf ein bestimmtes 
Areal, kommen; sie ist heute noch die gebräuchliche und eignet sich besonders 
für kleinmaßstabige Karten. Die in England erschienene polnische Flugschrift 
» The Polish Question*?) bringt eine kleine Karte, die durch die willkür- 
lich gewählte Skala von 20—5o und 51—100°/, einen schweren methodischen 
Fehler aufweist, und in der Absicht gewählt ist, damit möglichst viel Fläche 
als von Polen besiedelt erscheint. Würde man die Skala wie richtig 25—5o, 
50—100°/, gewählt haben, so wären die Gebiete mit 20—24 % Polen unbe- 
rücksichtigt geblieben. Wenn man sich aber nicht an gleiche Intervalle binden 
will, so bleibt der Weg der sogenannten natürlichen Skala übrig, die auf 
Grund der sich durch die Statistik ergebenden Schwellenwerte gewonnen wird. 
Diese Methoden, deren Wert für Nationalitätenkarten hier nicht geprüft 
werden kann, liegt aber bei dieser Karte nicht vor, die im übrigen ihrem 
Geiste nach zu der von Jasienski veröffentlichten gehört. 

Etwas näher müssen wir uns mit den Karten aus dem Atlas von Polen be- 
schäftigen, den Eugen von Romer, Professor der Geographie in Lemberg, 
herausgebracht hat.“) Es kommen vor allem zwei Karten in Frage, die eine, 
welche das von Polen bewohnte Gebiet schlechthin mit Rot bezeichnet, und 
die andere, die mit Hilfe von Isarithmen den prozentualen Anteil der Polen 
an der Gesamtbevölkerung zur Darstellung bringt. Bei dem kleinen Maß- 
stab, es ist das ganze von Polen beanspruchte Land berücksichtigt, ist die 
erste Karte nicht genau nachzuprüfen. Was das Gebiet des polnischen Kor- 
ridors betrifft, so sind die Abweichungen von der offiziellen Statistik nicht so 
plump wie bei den erstgenannten Karten. Das Gebiet um Konitz und in der 
Netzeniederung ist als von deutscher Mehrheit bewohnt erkennbar, auch das 
Gebiet von Bromberg bis Thorn. Selbst das Gebiet um Graudenz ist weiß 
gelassen, aber es wird der Eindruck erweckt, als ob — abgesehen von den 
Landschaften im Norden um Danzig nach Ostpreußen hin — dieses alles 
Exklaven von geringer Bedeutung sind. Wie auf einer polnischen Karte nicht 
anders zu erwarten, sind die Kaschuben zu den Polen gerechnet; und damit 
auch die Brücke deutscher Mehrheit von Pommern über Neustadt nach Danzig 
den „polnischen Korridor“ zur Ostsee nicht durchschneidet, sind die 50 % der 
Deutschen im Kreise Neustadt einfach unterschlagen. In gleicher Weise bleiben 
die Deutschen der Kreise Schwetz, Kulm und Briesen unberücksichtigt (47 bis 49°/, 
Deutsche). Bezeichnend ist es, daß Romer gerade an der Weichsel zwischen 
Kulm und Fordon (Bromberg) einen Streifen polnischer Bevölkerung eingezeichnet 
hat, um so die Verbindung polnischen Gebietes mit Pommerellen zu erhalten. 
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Es gibt keine Statistik, auf Grand deren eine solche Karte gezeichnet sein 
könnte. Romer gibt an, daß er sich auf seine eigenen Ermittelungen (sur 
mes propres recherches), sowie auf die offizielle Zählung von 1910, aber ver- 
bessert (contrélées) durch die Schulstatistik — es ist das die bekannte Volks- 
schulkinderzählung durch die Lehrer vom Jahre 1911 — gestützt habe. Wenn 
man dann noch liest, daß er für die Provinz Posen die Karte von Spett be- 
nutzt hat, die er ja mit gleichem Recht auch für Westpreußen hatte heran- 
ziehen können, so erkennt man deutlich, daß diese Quellenangaben nur dazu 
dienen, seine willkürlichen Abweichungen von der offiziellen Statistik zu ver- 
schleiern und wissenschaftliche Genauigkeit vorzutäuschen. 

Sehr aufschlußreich in bezug auf die Arbeitsweise Romers ist die zweite 
Karte mit der Darstellung des prozentualen Anteils der Polen an der Gesamt- 
bevölkerung, auf der die Gebiete mit gleicher Prozentzahl durch Linien ge- 
trennt sind. Penck hat darauf hingewiesen, daß die Methode für Sprachen- 
karten unzulässig sei. „Sprachen und Völker stufen sich nicht gegenseitig 
wie zwei verschiedene Höhenschichten ab.“ Aber abgesehen davon — die 
Karte ist nun einmal da — hat sich Romer bei dem Entwurfe Freiheiten er- 
laubt, die mit wissenschaftlicher Arbeitsweise unvereinbar sind. Daß er Ge- 
biete ausscheidet, die unter (!) ı % Polen aufweisen, und solche von ı bis 
5% Polen, verrät den agitatorisch-politischen Zweck der Karte, da die Skala 
sonst Stufen von 25 zu 25% hat. Weiterhin führt er bewußt ganz irre- 
führende Färbungen (in Art der Schichtstufen auf topographischen Karten) 
ein, indem er die Gebiete bis 5°/, Polen mit hellblauer Farbe deckt, die 
übrigen aber in stetiger Wirkung bis ins dunkle Braun steigert. Die Folge 
ist, daß der Betrachter den Eindruck erbält, daß alle die Gebiete mit 5 bis 
zu 100% Polen zu einer Gruppe gehören und sich nur die Gebiete mit 
weniger als 5°/, absondern. Der Betrachter sieht die — scheinbare — un- 
geheure Breite des polnischen Korridors und denkt nicht daran, daß die zwei 
hellen gelben Flächen Gebiete mit polnischen Minderheiten bedeuten. 

Dann aber die Feststellungen im einzelnen: Nach dieser Karte gäbe es in ganz 
Westpreußen mit Ausnahme eines Teiles der Elbinger Höhen — kein Gebiet, 
das nicht mindestens 1—5 % Polen hat! Das Gebiet von Putzig über Danzig 
und das halbe Danziger Werder haben 5—25°/, Polen. Die Isarithme ist 
hier falsch mitten in rein deutsches Gebiet gezogen, und es gibt einfach keinen 
Gesichtspunkt, der zur Erklärung der Tatsache herangezogen werden könnte, 
daß das Gebiet um Putzig mit einem Stück des Danziger Werders zusammen- 
gezogen worden ist. Gleich grobe Verstöße liegen vor bei der Ziehung der 
Isarithme von 50°/,. In einem Streifen von westlich der Weichsel finden wir 
von Putzig bis gegen Kulm ein geschlossenes Gebiet von 25—50 % Polen, das 
sich östlich bis Riesenburg und Deutsch-Eylau hinzieht. Hier ist die ganze 
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Gegend um Graudenz und die Marienwerderer Niederung mit 85 und mehr 
Prozent Deutschen eingeschlossen, trotzdem diese Gebiete räumlich Anschluß 
an das deutsche Ostpreußen und die Deltaebene haben, wo nie Polen gesessen 
haben. Die Netzeniederung und das Gebiet um Thorn und Bromberg sind 
gleichfalls mit dieser Färbung versehen. Hierin widerspricht sich Romer selbst. 
Auf der ersten Karte ist das Bromberger Becken weiß gelassen; hat also unter 
50 % Polen (es sind 25 % ); bier aber erscheint es im Kolorit mit 50—75 %, 
Polen. Die Fehler werden noch auffälliger, wenn wir das Gebiet betrachten, 
auf dem 50—75 % Polen wohnen. Es ist einfach das ganze Gebiet von 
Pommerellen und des Kulmerlandes, einschließlich des rein deutschen Gebietes 
um Konitz, das direkte räumliche Verbindung mit Pommern hat, das also 
nicht etwa als Sprachinsel der Methode der Isarıthmen zuliebe in anderem 
Gebiet aufgegangen sein kann. 

Stellen wir diesen polnischen Karten kleinsten Maßstabes einmal eine ace 
sche Karte gegenüber. Es ist eine mehr skizzenhafte Darstellung in Strich- 
manier, die in der Geographischen Zeitschrift’) erschienen ist und den Zweck 
hat, über die Verteilung der Nationalitäten kurz zu unterrichten; sie unter- 
scheidet dann auch nur rein und überwiegend deutsche wie polnische Gebiete. 
Wir sehen obne weiteres, daß es sich bei dem Vorkommen der Polen in 
Pommerellen um eine Sprachinsel inmitten deutschen Gebietes handelt, daß 
also eine Verbindung des polnischen Kongreßpolens mit Pommerellen und gar 
dem Meere nicht vorhanden ist. Auch die Kaschuben sind als solche auf der 
Karte verzeichnet. Aber der Karte haften doch Mängel an, die teilweise nur 
durch den kleinen Maßstab zu verstehen sind. Bei der zu starken Generali- 
sierung sind die überwiegend polnischen Gebiete zu geschlossen dargestellt; 
die deutschen Sprachinseln verschwinden, vor allem ist die Verbindung von 
der Weichsel nach Pommern zu sehr gelockert und teilweise zerrissen. In- 
folge der gewählten Einteilung konnte das Gebiet um Graudenz nur als „über- 
wiegend deutsch“ bezeichnet werden. Auch technisch weist die Karte Mängel 
auf; die Signaturen für die polnischen Gebiete, schwarz und schräge Striche, 
fallen viel mehr in die Augen als die für die Deutschen, gekreuzte Striche 
und weiß. Außerdem verbinden sich unwillkürlich die dunklen Flächen einer- 
seits und die hellen andererseits zu je einer Einheit, und diese optische Wir- 
kung ist nicht ausgenutzt. Das Bild, das auf diese Weise entstanden ist, kann 
wohl den Anspruch auf Richtigkeit machen, aber es ist nicht wirkungsvoll 
und für die deutsche Sache nicht geschickt genug gewählt. 

Eine andere Karte, die gleichfalls auf eine Anregung von Albrecht Penck®) 
zurückgeht, versucht, die absolute Methode auf kleinmaßstabigen Karten zur 
Anwendung zu bringen, indem jedesmal 5000 Einwohner durch einen Kreis 
dort dargestellt sind, wo diese wobnen. Wir sehen rote, rotbraune und blaue 


Kreise, je nachdem es sich um Polen, Kaschuben oder Deutsche handelt. Die 
Einwohner der großen Städte sind nur je durch einen Kreis dargestellt, und 
zwar ist die Größe des Kreises der Einwohnerzahl entsprechend; der Anteil 
der drei Sprachen ist durch die Größe des entsprechend gefärbten Sektors 
dargestellt. Die Übertragung der absoluten Methode auf so kleinen Maßstab 
dürfte sich aber für unseren besonderen Zweck nicht eignen, weil die Zu- 
sammenfassung zu 5000 Menschen auf dem platten Lande bereits zu schema- 
tisch wirkt und sehr wesentliche Einzelheiten der Bevölkerungsverteilung nicht 
zum Ausdruck kommen können. Was für eine Bevölkerungskarte noch mög- 
lich wäre, ist für die Darstellung einer Nationalitätenkarte bei gemischt- 
sprachiger Bevölkerung nicht günstig. 

Wenden wir uns nunmehr zu den großmaßstabigen Karten, so haben wir außer 
den Karten Albrecht Pencks in absoluter Methode zwei Karten in relativer 
Methode von gleichem Maßstabe, nämlich 1:500000, und Zugrunde- 
legung der Gemeinde als räumlicher Einheit, auf die sich die Verhältnis- 
zahlen der deutschen bezw. polnischen Einwohner zur Gesamtzahl beziehen. Beide 
Karten sınd auf Grundlage von Vogels Karte des Deutschen Reiches gezeichnet. 

Der Inhalt der beiden Werke ist merkwürdig verschieden, obgleich beide, 
sowohl Spett wie Langhans, dieselbe Zählung von 1910 benutzt haben. Das 
wäre eine Unmöglichkeit, wenn beide Verfasser einwandfrei gearbeitet hätten. 
Leider aber haben wir ın Spetts Karte eine unerhörte Fälschung vor 
uns, was um so abstoßender wirkt, als die Beschriftung der Karte deutsch ist 
und ausdrücklich angegeben wird, daß die offizielle Zählung von ıgıo als 
Grundlage gedient habe. Bezeichnenderweise ist die Karte technisch ganz aus- 
gezeichnet, die Wirkung der roten und grünen Farbe hervorragend. Die 
Karte von Langhans“) ist keine reine Nationalitätenkarte, sie ist gezeichnet 
unter Berücksichtigung der Ansiedlungsgüter und Ansiedlungen, Staatsdomänen 
und Staatsforsten. Das Areal, das diese aufgeführten Gebiete einnehmen, ist 
durch verschiedene Färbung hervorgehoben und schwächt den Überblick über 
die Darstellung der Nationalitätenverteilung ab. Die Skala, die hierfür ge- 
wählt ist, entspricht der Schlüterschen von 25 zu 25% Die Färbung aber 
ist fehlerhaft und entspricht nicht der zu fordernden adaptiven Farbabstufung; 
leider ist die Abweichung zu ungunsten der deutschen Verhältnisse geschehen. 
Man sieht eigentlich nur die Flächen, auf denen 75 und mehr Prozent Deut- 
sche wohnen, alle übrigen Farbentöne, die durch feine Striche und Strichelung 
bervorgerufen werden, treten ganz zurück. Warum ist vor allem das Gebiet 
bis 250/ Deutsche einfach weiß geblieben, als ob dort überhaupt keine Deut- 
schen wohnen? Immerhin sind die Eintragungen richtig, und die Karte ist als 
solche zuverlässig, es macht nur Mühe, die für uns Deutsche wertvollen Ver- 
teilungsverhaltnisse klar zu erkennen. Leider kommt auf der Karte nicht 
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zum Ausdruck, daß ım nördlichen Pommerellen keine Polen, sondern Kaschuben 
wohnen,eine Tatsache, auf die nicht ausdrücklich genug hingewiesen werden kann; 
denn da an der Ostsee keine Polen wohnen, sondern ein anderer 
slawischer Stamm, so haben die Polen auch keinen Anspruch auf 
diesen Strich Landes von Berent-Schöneck bis zur Ostsee. 

Spetts Karte?) zeigt uns ein klares, aber falsches Bild der Nationali- 
tätenverteilung. Wie hat er es fertig gebracht, daß auf seiner Karte ein 
Streifen fast rein polnischer Bevölkerung bis ans Meer reicht? Zunächst 
rechnet er die Kaschuben zu den Polen. Sodann fälscht er in ganz raff- 
nierter Weise die Statistik gerade an den ausschlaggebenden Stellen, und zwar 
so, daß ein guter Teil der Eintragungen, die durch Flächenfärbung geschieht, 
richtig ist, daß aber zwischendurch der Prozentsatz einzelner Gemeinden zu- 
gunsten der Polen gefälscht ist. 

Die entscheidenden Stellen liegen an dem Durchbruchstal der Weichsel 
zwischen dem Thorn—Bromberger Becken und der Deltaebene und an den 
drei Brücken deutscher Mehrheit, die von Pommern nach Danzig—Ost- 
preußen führen. Die nördliche Brücke ist das Gebiet vom Zarnowitzer See 
über das Neustädter Urstromtal nach Danzig. Es sind beispielsweise für das 
Gebiet der Gemeinden Neustadt, Schmechau und Bohlschau mit über 75 % 
Deutschen eingezeichnet Farben für 50°/, deutsch, über 70 % polnisch und 
über 50°/, polnisch. Schlimm sind vor allem die Fälschungen in der Gegend 
um Putzig. Statt daß Putzig, Rutzau und Sellistrau über 75% Deutsche 
zählen, haben sie nach Spett über 80 % Polen! 

Genau so zugerichtet erscheint die zweite Brücke von Bütow nach Berent— 
Danzig, wo nur eine kurze, fast unbewohnte Strecke an der pommerschen 
Grenze kaschubisch ist. Hier finden sich die falschen Eintragungen vor allem 
von Berent aus nach Osten, damit an diesem schmalen Hals der „polnische 
Korridor“ nicht gar so sehr eingeschnürt erscheint. Während die Gegend von 
Berent bis Lippischau über 75% Deutsche zählt, ist sie mit über 50 % pol- 
nisch bezeichnet. Ganz ähnlich liegen die Dinge bei der dritten Brücke, die 
Gegend von Konitz und Kolmar nach Bromberg und Graudenz hin, wo be- 
sonders die einheitlich deutsche Bevölkerung des Netzetales zerstört ist. 

Damit nun die Verbindung des Gebietes der Tucheler Heide mit Kongreß- 
polen hergestellt werde, ist der Eckpfeiler deutscher Mehrheit, das Graudenzer 
Becken und Umgebung umfassend, stark angegriffen. Selbstverständlich ist 
das Gebiet deutscher Mehrheiten in den Niederungen vor allem zwischen 
Graudenz und Bromberg zerstört, so daß die Gegend um Schwetz und Kulm 
statt 75 und mehr Prozent Deutsche über 50°/, Polen zeigt. 

Außer diesen willkürlichen Änderungen in der Statistik bestehen noch schwere 
Verstöße gegen die Methode. Die Skala gibt über 85 v. H., über 70 und über 
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50 v. H. deutsch oder polnisch an, das wären also 15, 30, 50, 70 und 85 %; 
das ist unzulässig. Wer aber noch zweifeln sollte, daß Spett parteiisch ist, 
der wird durch die Tatsache belehrt, daß auf der Karte die Waldflächen 
nur dann weiß gelassen sind, wenn sie inmitten von Gebieten mit 
deutscher Mehrheit liegen, wie zwischen Bromberg und Thorn, daß sie 
aber in der Tucheler Heide, wo sie weit größere Flächen einnehmen, die grüne 
Farbe der Gebiete erhalten, die über 85% Polen haben. 

Selbst wenn die relative Methode einwandfrei angewandt wird, hat sie 
manche Mängel,. die durch die absolute Methode behoben werden sollen. Da- 
durch, daß die Signaturen für eine bestimmte Anzahl von Menschen an die 
Stelle gesetzt werden, wo diese wirklich wohnen, ist ohne weiteres sichtbar, wo 
dichte Bevölkerung vorhanden ist und wo natürliche Grenzen der Verbreitung 
der Menschen gegeben sind. Außerdem ist die Zahl der Einwohner eines 
Ortes direkt abzulesen. Es hängt nur von dem gewählten Maßstab ab, wie 
groß die kleinste Einheit, dargestellt durch einen Kreis oder ein Viereck, ist. 
Penck hat für das Gebiet sprachlicher Mischung solche Signaturen auf 
Grund der Karte 1: 100000 des Deutschen Reiches einzeichnen lassen, wobei 
je 10 Einwohner durch einen Kreis dargestellt werden.“) Dieser Kreis ist 
blau, wenn es sıch um deutsche Einwohner handelt, rot, wenn es Polen sind, 
und rotbraun bei Kaschuben. Da man das ganze Gebiet in so großem Maß- 
stabe nicht auf eine Karte bringt, ist ein solches im Maßstab 1: 300 000 ge- 
zeichnet, die mit größter Genauigkeit die wirklichen Verhältnisse darstellt.!°) 
Die Signaturen sind kleiner und haben einen größeren Wert. Es stellen die 
Kreise je 20, die Quadrate je nach ihrer Größe 200, 2000 und 20 000 Menschen 
der. Die sprachliche Zugehörigkeit der Bewohner von Orten mit weniger als 
1000 Einwohnern wird lediglich durch kleine, locker angeordnete Kreise, die 
der größeren durch dichtgestellte Quadrate und beigefügte kleine Kreise dar- 
gestellt. Da die sprachliche Mehrheit stets an der Spitze steht, sieht man 
auf den ersten Blick, ob in einer Gemeinde mehr deutsch, polnisch oder 
kaschubisch gesprochen wird. Es handelt sich um eine streng statistische 
Methode, wobei das Hintereinander der Tabelle in ein höchst wichtiges Neben- 
einander, und darauf kommt es ja gerade an, umgewandelt ist. Es ist so- 
mit die größtmögliche Genauigkeit erreicht, und da die Signaturen an die 
richtige Stelle in die topographische Karte hineingesetzt sind, so ist damit die 
beste Möglichkeit jeglicher nur denkbaren Auswertung gegeben. 

Darin liegt der große Vorzug der Methode — aber auch eine Gefahr. Wir 
müssen bedenken, daß die einzelnen Gemeinden kein Sonderdasein für sich 
führen, sondern untereinander in einer Lebensgemeinschaft stehen; es ist nicht 
angängig, etwa Staatsgrenzen allein auf Grund des Nationalitätenverhältnisses 
zu .iehen, wenn dadurch zusammengehörige Gebiete getrennt werden, wie es 
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in der Marienwerderer Niederung geschehen ist. Es ware beispielsweise falsch, 
die Insel polnischer Mehrheit um Stuhm über die Weichsel hinweg mit der 
Sprachinsel der Tucheler Heide in Verbindung setzen zu wollen und des- 
wegen das Gebiet mit deutscher Bevölkerung von Marienburg südlich bis 
Graudenz zu trennen. Das ganze Gebiet östlich der Weichsel ist wirtschaft- 
lich eine Einheit und darf auch trotz einzelner darin liegender Gemeinden 
mit polnischer Mehrheit nicht zerrissen werden. So ergeben sich bei Be- 
trachtung der Karte in absoluter Methode Zweifel und Schwierigkeiten für 
die Grenzziehung. Eine solche Karte bietet zwar das beste Material für eine 
Bearbeitung der Grenzfragen, es bleibt nach wie vor das Problem der Ab- 
grenzung und Gruppierung erst zu lösen. Es ist eine Übersicht notwendig. I“) 
Wir haben schon darauf hingewiesen, daß die Konstruktion von Isarithmen 
zu keinem Ziele führt. Wollte man die Gemeinden mit gleicher Prozentstufe 
miteinander durch Grenzlinien verbinden, und wollte man darnach etwa die 
politische Grenze ziehen, so kämen ganz merkwürdige Ungereimtheiten her- 
aus. Schmale Schläuche würden sich durch anders orientierte Gebiete hin- 
durchziehen, und das ganze Land wäre in für die Grenzziehung vollkommen 
unbrauchbare Teilstücke aufgelöst. 

Der Ausweg aus dieser Schwierigkeit ist die geographische Bearbeitung 
der Statistik, d. h. wir müssen die Bevölkerung in Beziehung setzen 
zur Landschaft. Die relative Methode an sich trägt der Forderung der 
Geographie, Beziehungen zwischen Mensch und Natur aufzudecken, nicht ohne 
weiteres Rechnung, weil sie als Grundlage verwaltungstechnische Einheiten 
wählt und weil diese auf Grund der Dichtestufen gruppiert werden. So ist es 
auf der Karte von Erich Keyser, wo er die prozentuale Verteilung der 
Deutschen in Westpreußen nach Kreisen darstellt, nicht vollkommen möglich, 
die polnische Insel in der Tucheler Heide durch Gebiete mit mehr als 50% 
Deutschen abzuschließen, weil das Gebiet der beiden Kulmer Niederungen 
und der Schwetzer Niederung mit deutscher Mehrheit durch die großen 
Kreise Kulm und vor allem Schwetz zerrissen werden. Das Gebiet des Kreises 
Schwetz hat Anteil an der Tucheler Heide, dem Übergangsgebiet der Ab- 
dachung mit Ackerbau und Wald gemischt, und schließlich an der Niederung 
mit Ackerbau und Weide. 

Nun ist aber die wirtschaftliche Sonderstellung der Weichselniederungs- 
landschaften von ausschlaggebender Bedeutung, und die Gemeinden einer 
Niederung sind durch die Aufgaben des Deichschutzes und die Erhaltung der 
Dämme und der Gräben geradezu zu einer Gemeinschaft auf Tod und Leben 
verbunden. Es tritt uns hier besonders deutlich vor Augen, daß eine 
Gruppierung nach natürlichen Landschaften die einzig mögliche 
Art der Zusammenfassung ist. Jede der Niederungen stellt eine solche 
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Lebensgemeinschaft dar, ganz gleich, ob in einzelnen Dörfern einmal mehr 
Polen wohnen oder nicht. Zu diesen Niederungen gehören aber auch die 
Randsiedlungen auf der Höhe, da diese wirtschaftlich mit den Niederungen 
verbunden sind. Nehmen wir die Weichsellandschaft als Ganzes, so wohnen 
bei einer Dichte von 155 rund 801 000 Einwohner mit 86%, Deutschen darin. 
Genau wie in den Niederungen, so können wir auch auf der Höhe individuelle 
Landschaftstypen 12) herausschälen; außer den Kiistenlandschaften sind es die 
Abdachungslandschaften, die sich zu beiden Seiten an das Durchbruchstal der 
Weichsel anschließen; sie sind teils bewaldet, teils tragen sie Ackerland. 
Zählen wir diese noch zur Weichsellandschaft hinzu, so ergeben sich für den 
Weichselkorridor 75°/, Deutsche. Der Einzelnachweis ist in meiner Er- 
läuterung zur Karte in Keysers „Kampf um die Weichsel“ geliefert. d)) Die 
Küstenlandschaften sind mit 92% Deutschen fast rein deutsch. Ä 
Die Einteilung der Höhenlandschaften ist für den Laien und den des 
Landes Unkundigen weniger durchsichtig, aber doch eindeutig durchzuführen. 
Östlich der Weichsel ist die Dreiteilung des Kulmer Landes ohne weiteres 
erkennbar. Das fruchtbare Rübenland um Kulmsee und Schönsee hebt sich 
wirtschaftlich von dem übrigen Gebiete ab, von dem das östliche wald- und 
seenreich ist. Westlich der Weichsel bildet das große Waldgebiet als Sander- 
landschaft die Mitte; es zerfällt in drei Teilgebiete, während nördlich und 
südlich Gebiete der Grundmoränenlandschaft liegen. Im Norden hebt sich 
die Landschaft der Radauneseen von den Ackerbaugebieten um Berent-Schöneck 
ab, während im Süden zwischen den Sandergebieten der Brahe und Küddow 
durch die im nördlichen Teile auftretenden Endmoränenbögen eine regionale 
Gliederung in zwei Landschaften eingetreten ist; die südlichere ist mehr mit flach- 
welliger Grundmoräne durchsetzt und daher fruchtbarer und dichter besiedelt. 
Nachdem auf diese Weise das Land ın einzelne Teillandschaften gegliedert 
worden ist, mußte auf Grund der Statistik von 1910 ausgerechnet werden, 
wie groß der Prozentsatz der Deutschen in diesen Landschaften ist, was eine 
vollkommene Umgruppierung der durch die Statistik gegebenen Anordnung 
der Gemeinden notwendig machte. Das Ergebnis entspricht den tat- 
sächlichen Verhältnissen. Wir erkennen auf den ersten Blick das 
Vorherrschen der Deutschen in der Weichsellandschaft und im 
Weichselkorridor, wir sehen klar die drei von Pommern nach Ost- 
preußen führenden Brücken, und wir erkennen, daß die westlich 
der Weichsel wohnenden Polen eine Sprachinsel bilden. Es ist aber 
sicher, daß die Volksdichte stark zu berücksichtigen ist, um die verschiedene 
Wertigkeit der Prozentzahlen zu erkennen. Überall da, wo Deutsche in der 
Überzahl sind, da ist die Volksdichte groß. Im Deltagebiet ist der Prozent- 
satz an Deutschen 97, die Dichte 224, im Heidegebiet von Osche und Tuchel 


ist der Prozentsatz 24, die Dichte 26. Das sind die beiden Extreme; im 
übrigen sei auf die beigegebene Karte verwiesen. 

Wir ersehen aus ibr, daß es eine Unmöglichkeit ist, unter Berück- 
sichtigung des Nationalitätenprinzips eine politische Grenze durch 
das Gebiet der Provinz Westpreußen zu ziehen, wenn man Härten 
und Willkürlichkeiten vermeiden will. Die politischen Grenzen müßten sich 
an die Grenzen der einzelnen natürlichen Landschaften halten, die ja eine 
territoriale Zerstückelung nicht vertragen. Wie zwei mächtige Eckpfeiler be- 
wachen die Beckenlandschaften von Graudenz und Thorn—Bromberg mit 75 
und mehr Prozent Deutschen den Eingang zur Tucheler Heide. Es gibt ge- 
rechter Weise keine Möglichkeit von Süden aus mit der Grenzziehung bis zu 
der zweiten Barriere, die vom Konitzer Gebiet hinũberführt nach Berent—Schön- 
eck und damit nach Danzig—Elbing, vorzudringen. Vollkommen von Ge- 
bieten deutscher Mehrheit eingeschlossen ist die Landschaft der Radauneseen 
um Karthaus, wo die Kaschuben überwiegen. Das Graudenzer Becken und das 
Bromberger Becken haben beide räumlich Anschluß an rein deutsche Gebiete. 

So stehen die Verbältnisse in Wirklichkeit. Die geographische Methode, 
wie wir die hier angewandte Methode im Gegensatz zu den statistischen Me- 
thoden nennen können, bietet also die Gewähr, daß bei der Gruppenbildung 
keine Gewaltsamkeiten vorkommen können. Wenn sie in ihren Gruppen 
nicht auf die Zusammenlegung von Gemeinden mit gleichen Prozentstufen 
beruht, so ist ihre Methode doch unbestechlich und eindeutig, da die Ab- 
grenzung der geographischen Einheiten nach eindeutigen, wissenschaftlichen, 
also streng sachlichen Gesichtspunkten geschieht. Die vorliegende Karte läßt 
ohne weiteres erkennen, daß die strenge Durchführung des Prinzips keines- 
wegs überall zugunsten der deutschen Sache entschieden hat. So kommt die 
deutsche Mehrheit um Hela, die sehr wichtig ist, nicht zur Darstellung, eben- 
sowenig der rein deutsche Charakter der Marienwerderer Niederung, weil 
auch die Überlandschaften zur Einheit dazu gehören. 

Gerade diese letzten Beispiele mögen zeigen, daß beim Entwerfen und 
Zeichnen von Karten unter allen Umständen der einmal beschrittene Weg 
konsequent in allen Einzelheiten durchgeführt werden muß, und daß es durch- 
aus unzulässig ist, eines politischen Zieles willen den Weg auch nur einen 
Augenblick zu verlassen. In dieser Hinsicht sind alle polnischen Karten, die 
mir zu Gesicht gekommen sind, fehlerhaft. Wir haben gesehen, in welcher 
Weise die Einzeichnungen auf polnischen Karten gegen die Darstellung der 
wahren Verhältnisse verstoßen. Wır müssen mit allem Nachdruck fordern, 
daß solche Karten aus dem Verkehr gezogen werden, und wir müssen von 
uns aus bei jeder Gelegenheit auf die Fälschungen hinweisen, die als Grund- 
lage für die territorialen Forderungen der Polen gedient baben. Sind aber 
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die Unterlagen gefälscht gewesen, nach denen die neue Grenze im Osten fest- 
gesetzt worden ist, so kann es für jeden gerecht denkenden Menschen nicht 
zweifelhaft sein, daß die territorialen Bestimmungen des Vertrages von Ver- 
sailles einer Revision unterzogen werden müssen, wobei nicht nur anschau- 
liche, sondern richtige Kartendarstellungen als Grundlage dienen müssen. 


Anmerkungen 


I) Albrecht Penck, Die Deutschen im Polni- 
Methodisches über 

Sprachenkarten. ll. Erläuterungen zur Karte. 
Karte der Verbreitung der Deutsch- und 
Polnisch-Sprechenden auf Grund der Volks- 
zäblung vom ı. Dezember ıgıo. Zeitschr. 
d. Ges. f. Erdkunde zu Berlin 1921. 

2) Max Eckert, Die Kartenwissenschaft. 

Zweiter Band. Berlin und Leipzig 1925. 

) Published for the Polish Information Com- 
mittee. 

4) Eugenius Romer, Atlas Polski, Atlas von 
Polen. Warschau und Krakau 1916. Maß- 
stab der Hauptkarten 1:5 Mill. 

8) D. Häberle, Der Anteil der Deutschen and 
Polen an der Bevölkerung von Westpreußen 
und Posen (nach A.Penck). Mit einer Karten- 
skizze. Geographische Zeitschrift. 1919. Seite 
124. Diese Karte stellt im ganzen eine ver- 
kleinerte Wiedergabe der Karte von A.Penck 
dar, die in der ,Deutschen Allgemeinen Zei- 


schen Korridor. l. 


tung" vom 9. Februar 1919 erschienen ist, 
nur daß auf dieser Karte die Verbreitung der 
Kaschuben nicht eingezeichnet ist. 
©) Verteilung der Deutschen und Polen in West- 
preußen und Posen. Dargestellt von Prof. Dr. 
Albrecht Penck. Zeitschrift der Gesellschaft 
für Erdkunde zu Berlin 1919. Heft i-. Kartel. 
7) Paul Langhans, Die Provinzen Posen und 
Westpreußen unter besonderer Beriicksichti- 
gung der Ansiedlungsgüter und Ansied- 
nach dem Stande vom ı. Juli 
1905. In „Deutsche Erde 1905. 5. Sonder- 
karte; dieselbe Karte nach dem Stande von 


lungen 


910 gesondert erschienen. 


8) Jakob Spett, Nationalitätenkarte der öst- 
lichen Provinzen des Deutschen Reiches 
nach den Ergebnissen der amtlichen Volks- 
zählung vom Jahre ıgıo. Wien 1918. 

9) Karte der Verbreitung von Deutschen und 
Polen längs der Warthe-Netze-Linie und 
der unteren Weichsel sowie an der West- 
grenze von Posen. Bearbeitet im Geograph. 
Institut der Universitat Berlin auf Grand- 
lage der Karte des Deutschen Reiches 
I : 100 000. Unter Leitung von Professor 
Dr. Albrecht Penck ausgeführt von Herbert 
Heyde. Berlin 1919. 

10) Siebe Anmerkung 1. 

11) Die Karte von Penck in der „Deutschen 
Allgemeinen Zeitung“ (s. Anm. 5), wie sie 
in Auswertung der Sprachenkarte in ab- 
soluter Methode entstanden ist, kann als 
Beispiel dafür dienen, daß man durch eine 
solche 
brauchbares Bild erzielt. 

12) Es sei an dieser Stelle auf die Arbeit von 
Fritz Nußbaum „Die Volksdichte des Kantons 
Bern", Bern 1923, hingewiesen, wo der Ver- 


Zusammenfassung kein praktisch 


such gemacht ist, die Bevölkerungsverteilung 
des Kantons Bern auf natürliche Einheiten 
zu beziehen. Die Arbeit wurde mir bei 
Drucklegung dieses Aufsatzes bekannt. 

18) Der Kampf um die Weichsel, Untersuchungen 
zur Geschichte des polnischen Korridors. 
Unter Mitwirkung von W.Geisler, H. Hübner, 
K. S. Kaufmann, W. La Baume, M. Laubert, 
F. Lorentz, W. Millack. 
von Erich Keyser, Deutsche Verlagsanstalt 
Stuttgart, Berlin und Leipzig 1926. 
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ERICH OBST: 
LITERATURBERICHT AUS EUROPA UND AFRIKA 
(Italien, Balkan, Orient) 


Albert von Hofmann: Das Land Italien und 
Geschichte. 
graphische Darstellung. Deutsche Verlags- 
Anstalt in Stuttgart-Berlin, 1921. 458 Seiten. 

Mit ı4 Kartenskizzen. 
Wer Albert von Hofmanns „Das deutsche 
Land und die deutsche Geschichte“ gelesen hat, 


wird mit Spannung zu diesem italienischen 


seine Eine historisch-topo- 


Gegenstück greifen. Und seine Erwartungen 
Voller Be- 


wunderung ob der meisterhaften Beherrschung 


werden gewiß nicht enttäuscht. 


eines gigantischen Stoffs, der tiefgründigen 
Kenntnis des Landes und aller seiner Teile be- 
gleiten wir Hofmann auf seinem Wege einer 
topographisch-historischen Analyse des italieni- 
schen Lebens- Jeder Ab- 


schnitt ist ein Meisterwerk für sich: Piemont 


und Staatsraumes. 


‘und Ligurien; Aemilia und Lombardei; Venedig 
(Seevenetien) ; Friaul und Verona (Landvenetien); 
Ravenna und die Marken; Etrurien; Toskana 
(Nordetrurien); Rom; Das Land der Latiner, 
Volsker und Herniker; Umbrien, Sabina und 
Abruzzen; Benevent, Salerno und Apulien; der 
Golf von Neapel und Campanien; Tarent und 
Calabrien, 


Sardinien. 


Großgriechenland; Sizilien und 

Die ungemein sorgfältige Art, mit der Hof- 
mann selbst die kleinsten Kleinigkeiten be- 
denkt und als Glied eines größeren Ganzen 
erfaßt, schließt es vielleicht aus, daß man hinter- 
einander von der ersten bis zur letzten Seite 
die Durcharbeitung dieses Buches betreibt. Aber 
das ist auch nicht unbedingt erforderlich. Nach- 
dem man in den ersten Kapiteln eine vorzüg- 
liche Einführung erhalten und sich mit der 
Methode Albert von Hlofmanns vertraut ge- 
macht hat, ist es durchaus statthaft, dieses oder 


jenes Kapitel herauszugreifen und sich ihm be- 
sonders zu widmen. 

Kein deutscher Italienreisender sollte die Ge- 
legenheit unbenutzt lassen, sich durch Lektüre 
der in Frage kommenden Abschnitte zuvor 
gründlichst über die historisch-kulturelle Eigen- 
art dieses Bezirkes zu unterrichten und zu er- 
kennen, wie die Gestaltung des Bodens in 
diesem besonderen Falle die Geschicke der Be- 
Als Erzieher zu vertieften 
Schauen, zum Begreifen der Naturgebundenheit 
des historischen Ablaufs wird Albert von Hof- 
mann der aufrichtigen Dankbarkeit des deut- 
schen Volkes sicher sein dürfen. (Vgl. im 
übrigen den Aufsatz „Italien“ desselben Ver- 
fassers in dieser Zeitschrift 1926, 8. 341—372. 


wohner beeinflußte. 


Albert von Hofmann faßt darin die wesent- 
lichen Ergebnisse seines Italien-Werkes kurz 


zusammen.) 


FritzSchotthöfer: Il Fascio. Sinn und Wirk- 


Ver- 
Sozietäts-Druckerei 


lichkeit des italienischen Faszismus. 
lag der Frankfurter 
G.m.b.H. 1924. 224 Seiten. 
Schotthöfer kennt das Italien der Vorkriegs- 
zeit und bereiste das Land erneut im Sommer 
1923, um sich auf Grund eigenen Augenscheins 
einen klaren Begriff vom Wesen und von der 
Bedeutung des Faschismus zu erarbeiten. Er 
führt den Faschismus auf zwei Grundursachen 
zurück: ı. Die Atmosphäre der Nachkriegszeit, 
Enttäuschung über die Kriegserfolge, wirtschaft- 
licher Tiefstand, Bedrohung der bürgerlichen 
Gesellschaftsordnung durch sozialistische und 
die auf Kraft 
und Wille eingestellte Persönlichkeit Mussolinis. 
Schotthöfer 
eigentliche leitende Idee ab. Dieser spezifisch 


bolschewistische Tendenzen; 2. 


spricht dem Faschismus eine 


italienischen Bewegung liegt keine philosophisch- 
soziologische Theorie 


zugrunde, sondern sie 
verkörpert das Prinzip der Gewalt gegenüber 
der Demokratie der „vom Humanitärismus ver- 


Die Grund- 
pfeiler des Faschismus sind „Autorität, Hierarchie 


blödeten* europäischen Völker. 
und Disziplin“. Da diese nach der Meinung 
Schotthöfers keine schöpferischen Prinzipien dar- 
stellen, das Aufkommen von Führerpersönlich- 
keiten durch den Faschismus unterbunden 
wird, so glaubt der Verfasser weder an eine 
Ausbreitung noch an eine Zukunft des Faschis- 
mus. 
Trotz der grundsätzlichen Gegnerschaft Schott- 
höfers gegenüber dem Faschismus sind seine 
Urteile klar, ruhig und wohlbegründet. Als 
Einführung in die Welt des Faschismus kann 
Schotthöfers Buch warm empfohlen werden. 
J. W. Mannhardt: Der Faschismus. C. H. 
Beck'sche Verlagsbuchhandlung. München 
XII und 441 Seiten. 
Umfangreiche Literaturstudien und eigene 
Reisebeobachtungen sind in diesem Werk zu 


1925. 


einem tiefgründigen Bild des Faschismus ver- 
arbeitet worden. Das Buch ist keine leichte 
Kost, darf aber wohl als eine der tiefstschürfen- 
den Darstellungen des Faschismus angesprochen 
werden. 

Mannhardt holt weit aus, um die Wurzeln 
des Faschismus bloßzulegen. Land, Volk und Staat 
der vorfaschistischen Zeit werden eingehend be- 
handelt, um die allgemeinen Unterlagen für 
die Entstehung des Faschismus aufzuweisen. 
Auf diesem Fundament gründet der Verfasser 
alsdann die Darstellung der treibenden Kräfte 
des Faschismus. Als Kampf gegen den im 
italienischen Volk stark auf kommenden Indi- 
vidualismus und Egoismus begreift Mannhardt 
den Faschismus, der nach ihm vor allem die 
Unterordnung des Einzelnen unter die Gesamt- 
heit, das Dienen statt des Verdienens fordert. — 
Im dritten Hauptteil entwirft der Verfasser ein 
Lebensbild Mussolinis und knüpft daran die 
Geschichte der faschistischen Bewegung von 


1914/15 bis zur Erlangung der Staatsgewalt 
an. Darauf folgt eine ausführliche Schilderung 
des faschistischen Staates mit allen Einzel- 
problemen innen- und außenpolitischer Natur. 
Den Schluß bildet ein Deutungsversuch des 
Faschismus: Verneinung des Liberalismus und 
Demokratismus deutlicher erkennbar als sein 
positiver Gehalt, Kampf gegen den Individualis- 
mus, ausgeprägt nationaler Kollektivismus. 
Robert Michels: Sozialismus und Faschis- 
mus in Italien. Verlag Meyer & Jessen, 
München ı925. VI und 33g Seiten. 

Das sehr geistreiche und überaus lesenswerte 
Buch von Michels stellt in gewisser. Beziehung 
eine Ergänzung der beiden oben genannten 
Werke über den Faschismus dar. Michels gibt 
uns die Erklärung dafür, warum in einem 
Lande mit starken sozialistischen Tendenzen 
der Faschismus Wurzel schlagen konnte und 
wie verhältnismäßig mühelos die Anhängerschaft 
des einen Ideenkreises in den andern hinüber- 
geführt werden konnte. An dem Beispiel von 
Carlo Pisacane und Giuseppe Garibaldi wird 
gezeigt, wie zwiespältig im Grunde von jeher 
der italienische Sozialismus war, wie stark in 
seiner Brust zwei verschiedene Seelen kämpften : 
Die wirtschaft- 
lichen Nöte schufen wohl den Boden, in dem 


die Keime 


Sozialismus und Nationalismus. 


des Marxismus sich entwickeln 
konnten; die starke Übervölkerung Italiens, der 
alljährliche Verlust von tausenden auswandern- 
der Volksgenossen weckte auf der andern Seite 
das Verlangen, diesem Übelstande abzuhelfen 
und eine ausgesprochen völkische Sozialpolitik 
zu treiben. Fast alle Sozialisten Italiens haben 
bei ihren Zukunftsplänen sehr stark an die 
italienischen Bauern gedacht und unterscheiden 
sich schon dadurch von dem eigentlichen 
Marxismus, der in erster Linie die sozialen 
Verhältnisse in der industriellen Arbeiterschaft 
ins Auge faßlt. 

Der Weltkrieg und die sich daraus ent- 
wickelnden Verhältnisse erzeugten jene „viel- 


gestaltige Unzufriedenheit, welche das Zwillings- 


ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK 


HEFT 9 


paar Bolschewismus und Faschismus säugte*. 
In dem Kampfe zwischen den wirtschaftlich- 
materialistischen und den völkisch-nationalisti- 
schen Kräften siegte der Faschismus, weil auch 
in den sozialistischen Kreisen von jeher für die 
völkische Idee, für die Notwendigkeit einer 
Weltgeltung Italiens durchaus Verständnis vor- 
‘handen war. 

Besondere Beobachtung verdient noch das 
Kapitel, in dem der italienische Imperialismus 
gekennzeichnet wird. Wir entnehmen daraus, 
daß sich der italienische Imperialismus nach der 
Meinung von Michels von dem der westeuro- 
päischen Staaten grundsätzlich unterscheidet. 
Italiens Machtbegehren ist nicht so sehr wirt- 
schaftlich als vielmehr völkisch begründet. Das 
Ziel besteht weniger in der Gewinnung neuer 
Rohstoffgebiete, Absatzlander fur die 


italienische Industrie, als in der Zasammen- 


neuer 


fassung der namentlich im Mittelmeerraum zer- 
streuten italienischen Volkheit. Auch das wieder 
Hößt es verständlich erscheinen, daß sich ein völ- 
kisch eingestellter Sozialismus mit dieser Art Im- 
perialismus innerlich auszusöhnen imstande war. 
Hermann Wendel: Aus dem südslawischen 
Risorgimento. Verlag der Friedrich Andreas 
Perthes A.-G. Gotha 1921. 199 Seiten. 

Ein warmberziger Freund Großserbiens 
schildert in diesem Buche in Gestalt von sechs 
das allmähliche 


serbisch - kroatisch - slowenischen 


recht lesenswerten Skizzen 
Werden der 
Freiheits- und Einheitsbewegung. Die Tendenz 
des Buches kennzeichnet der Verfasser im Vor- 
wort folgendermaßen: „Einmal gehört es zum 
geistigen Wiederaufbau Europas, von einem 
verkannten und geschmähten Volke zu zeigen, 
daß es auch einen Himmel über sich hat und 
Sterne an diesem Himmel. Zum zweiten rauschen 
bier die Quellen eines Stromes, der auch unser 
Ufer netzt; das süsdlawische Risorgimento ist 
die geistige Vorgeschichte des südslawischen 
Staates, der nach der Vereinigung unserer öster- 
reichischen Brüder mit unmittelbarer 


Nachbar der deutschen Republik sein wird.“ 


Bunte und wechselnde und doch letzten Endes 
gleichgeartete Bilder ziehen an uns vorüber, 
wenn wir uns Wendel als Führer anvertrauen: 
Die Weckung des serbischen Nationalbewußt- 
seins durch Dositej Obradovię im Zeitalter der 
Aufklärung, der schwärmerische Jilyrismus des 
Kroaten Ljudevit Gaj (1809—1872), die jung- 
serbische (gegründet 
1866), die nationale Propaganda des Bischofs 
Stroßmeyer (Nachkomme eines deutschen Wacht- 
meisters aus Linz!), Svetozar Markovic, der 


Vereinigung Omladina 


nationale Revolutionär, und Janez Krek, der 

unermüdliche Vorkämpfer der Demokratie und 

des Sozialismus (gestorben 1917). 

Hermann Wendel: Kreuz und quer durch 
den slawischen Süden. Von Marburg bis 
Monastir; von Belgrad bis Buccari; Krainer 
Tage. Verlag der Frankfurter Societäts- 
Druckerei, G.m.b.H. 1922. 300 Seiten. 
Mit einer Übersichtskarte und vielen Ab- 
bildungen. 

Köstliche Bilder von Landschaften und Städten 
des südslawischen Reiches beschert uns Wendel 
in diesem Buche, mit dem er den landschaft- 
lichen Hintergrund des südslawischen Risorgi- 
mento zeichnet. Nirgends der Versuch zu 
wissenschaftlicher Tiefe und Systematik, überall 
aber eine tiefempfundene Liebe zu Land und 
Leuten, 
typischen Züge, ein weitherziges Verstehen der 
Nöte und Sorgen der Südslawen. 

Das mit vorzüglichen, stimmungsvollen Bildern 


ein freudwilliges Eingehen auf die 


reich ausgestattete Büchlein gibt die Eindrücke 
wieder, die der Verfasser auf seinen Reisen 
Geopolitisch besonders 
interessant ist die Schilderung der Kärntner 


1920—22 gewann. 
Slowenen nördlich und südlich der Karawanken; 
auch dieser glühende Verehrer der Südslawen 
muß anerkennen, daß die Karawanken ursprüng- 
lich einheitliches Volkstum gründlich getrennt 
und differenziert haben. Vom Deutschtum in 
Laibach, Marburg usw. gute 
Stimmangsbilder aus der Zeit kurz vor der Ab- 


erhalten wir 


stimmung. 
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Hermann Wendel: Südslawische Silhouetten. 
Verlag der Frankfurter Societätsdruckerei, 
G.m.b.H. 1924. 219 Seiten. 

Eine Fortsetzung gleichsam des „Südslawi- 
schen Risorgimento“ (siehe oben), locker an- 
einander gereihte Skizzen von südslawischen 
Kämpfern und Dichtern. Die Leser dieser Zeit- 
schrift werden es besonders begrüßen, daß sich 
hierunter u. a. ein Lebensbild des auch in 
Deutschland gut bekannten Professors der Geo- 
graphie an der Belgrader Universität Jovan 
Cvijic, befindet und daß am Schluß Adam 
Müller-Guttenbrunns, des Dichters der Banater 
Schwaben, gedacht wird. In allen Abschnitten 
des Buches tritt klar hervor, wie stark die 
deutsche Kultur das serbokroatische Volkstum 
befruchtet hat. 

R. A. Reis: La Question des Comitadjis en 
Serbie du Sud. Belgrad 1924. 147 Seiten. 

Ein ebemaliger Professor der Lausanner 
Universität schildert in der vorliegenden Schrift 
die Entwicklung und Bedeutung der Komitatschi- 
Kämpfe in Südserbien und rollt damit die 
mazedonisshe Frage mit all ihrem Hin und 
Her auf. Er bringt vielerlei, im Grunde aber 
doch wohl nicht immer tendenzfreies Material 
berbei und kommt zu dem Ergebnis, daß die 
Komitstschi von den Bulgaren angestiftet und 
besoldet worden wären, daß alle Verantwortung 
für den Kleinkrieg in Mazedonien Bulgarien 
zufällt und daß die Mazedonier selbst durchaus 
proserbisch eingestellt seien. 

Daß damit das mazedonische Problem er- 
schöpfend behandelt und über diese Frage das 
letzte Wort gesprochen sei, muß billig bezweifelt 
werden. 

Ewald Banse: Abendland und Morgenland. 
Landschaft, Rasse, Kultur zweier Welten. 
Verlag von Georg Westermann, Braun- 
schweig-Hamburg 1926. 19 Seiten Text 
und 294 Abbildungen auf 238 Tafeln in 
Mattkunstdruckpapier. 

Ein von Banse bereits in vielfaltigen Varianten 
behandeltes Thema wird dem Leser dieses Buches 


in Gestalt eines hervorragend ausgestatteten 
Bilderwerkes eingepragt. Die Bilder geben, ent- 
sprechend dem Untertitel, einen Begriff von 
der Landschaft, der Rasse and Kultur in Abend- 
und Morgenland; kurze Hinweise unter jedem 
Bilde kennzeichnen das Wesentliche und ladea 
zu einem Vergleich der beiden geographischee 
Reiche ein. 

Das prachtvolle Bilderwerk ist ein ästhetischer 
Genuß und zeichnet eindringlich und plastisch 
den Gegensatz der beiden Welten. 

Der vorausgeschickte kurze Text versucht 
diesen Gegensatz mit Worten zu skizzieren. Der 
Verfasser beschränkt sich jedoch nicht bloß 
auf Feststellungen, sondern wagt eine Wertung, 
die wahrscheinlich keineswegs überall unge- 
teilten Beifall findet: „Es gibt gute und es gibt 
Die Guten, d. b. die schöpfe- 
rischen Rassen sind die hellen, insbesondere 
die nordische oder germanische; die Schlechten, 
d.h. nur empfangenden Rassen, sind die farbigen, 


schlechte Rassen. 


am meisten die schwarze“. 

Karl Klinghardt: Türkün Jordu, der Türken 
Heimatland. 
Darstellung. Verlag von L. Friederichsen 
& Co., Hamburg 1925. ı77 Seiten. Mit 
ı Karte. 

Klinghardı gilt mit Recht als einer der besten 

Kenner Anatoliens. 


Eine geographisch-politische 


Wäre er als solcher nicht 
so bekannt, so könnte der Titel leicht irre- 
führen und die Meinung aufkommen lassen, 
der Verfasser habe die ursprünglichen Wohn- 
gebiete der Türken festgestellt und versuche 
diese zu beschreiben. In Wirklichkeit behandelt 
Klinghardt den jetzigen Lebensranm, das jetzige 
Staatsgebiet der Osmanen: Anatolien. 

Um ein möglichst lebendiges Bild dieser 
weiten und verschiedenartigen Landstriche zu 
bieten, gliedert Klinghardt ganz Anatolien in 
12 Charakterlandschaften; sie sind so gewählt, 
„daß in ihnen sowohl geographische Gegeben- 
heiten als wirtschaftliche 
ferner politische und Bevölkerungsverhältnisse 
und teilweise auch reine Gesichtspunkte der 


Zusammenhänge, 
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einprägenden Übersicht zar Sprache kommen 
und sich gleichsam auf einer mittleren Be- 
grenzungslinie vereinen“. 

Auf strenge Wissenschaftlichkeit erhebt Kling- 
hardt auch sonst nicht Anspruch und schenkt 
daher dem Kausalitätsprinzip nur wenig Be- 
achtung. Dafür aber versteht er es ausge- 
zeichnet, mit dem Wort zu malen und dem 
Leser das Wesen der mannigfachen Landschaften 
nabezubringen. Wirtschaftliche und politische 
Charakterzüge werden dem eigentlichen Land- 
schaftsbild überall geschickt und klug eingefügt, 
so daß der geopolitisch interessierte Leser allent- 
halben durchaus auf seine Rechnung kommt. 

Im einzelnen werden behandelt (in Klammern 
die von Klinghardt gegebenenTitelüberschriften): 

1. Das nordostanatolisch -armenisch - kurdische 
Bergland (Burgen, Schlupfwinkel und kämp- 
fende Völker). 

3. Südost-Anatolien und die angrenzende Ebene 
Mesopotamiens (Schneefelder über heißer 
Ebene). 

3. Das ostpontische Küstengebiet mit der Haupt- 
stadt Trapezunt (Orangen und Fische). 

4. Das Stromgehiet der Kisil Iramak (Im Arm 
des Grünen und des Roten Stromes). 

5. Zentral-Anatolien (Städte am Rande von Salz 
und Sand). 

6. Adana, das Baumwolland (ebenso). 

7. Das Taurus-Bergland in Süd-Anatolien (Stille 
Bergseen und sonnige Buchten). 

-8. West-Anatolien (Jonien, von der Marmara 
zum Menderes). 

9. Die Anatolien vorgelagerten Inselo 
Somotraki über Lesbos, Chios, Samos, 
Rhodos bis hin nach Cypern (Die Inseln). 

to. Der mittlere Abschnitt des 
Küstengebiets (Holz und Kohle). 


11. Am Marmara-Meer (ebenso). 


von 


pontischen 


12. Die europäische Türkei (Adrianopel—Bos- 
porus—Dardanellen). 

Rafael de Nogales: Vier Jahre unter dem 
Halbmond. . Erinnerungen aus dem Welt- 
krieg. Verlag von Reimar Hobbing, Berlin 


255 Seiten. 


und einer Karte. 


1925. Mit 65 Abbildungen 

Ein in Deutschland erzogener, kluger und 
feinsinniger Venezuelaner glaubt bei Ausbruch 
des Weltkrieges, seinen Degen der lateinischen 
Rasse zur Verfügung stellen zu müssen, wird 
jedoch von den Militärs der Entente abge- 
wiesen und gelangt über Montenegro, Serbien, 
Bulgarien nach Konstantinopel, wo er schließ- 
lich in türkische Dienste tritt. Vier lange und 
inhaltreiche Jahre verlebt Nogales dann als 
Offizier im türkischen Heer. Er lernt ganz 
Anatolien, Armenien, Kurdistan, Mesopotamien, 
Syrien, Palästina und die Sinai-Halbinsel kennen, 
überall in wichtigen Missionen, in der Regel 
als Führer der äußersten Front, ein aufrichtiger 
Bewunderer und gliihender Verehrer nunmehr 
der deutschen Armee. 

Soweit der nüchterne Sachverhalt. Aber das 
Was der Tatsachen ist damit natürlich keines- 
wegs erschöpft und das Wie der Darstellung 
überhaupt nicht berührt. Offen und ehrlich 
gestehen wir, daß wir eine Nacht opferten, denn 
es war uns unmöglich, das abends begennene 
Buch aus der Hand zu legen, ohne bis zur 
letzten Seite vorgedrungen zu sein. Diese Schil- 
derung des armerischen Aufstandes, diese Be- 
schreibung der Irak- und Iran-Unternehmungen, 
diese Darstellung des Vorstoßes bis zum ägyp- 
tischen Sinai! Die klugen militärischen Bemer- 
kungen allenthalben durchzogen von ruhigen, 
feinsinnigen politischen Urteilen, das Ganze in 
atemberaubender Lebendigkeit gehalten, alle 
Erregung zugleich doch wieder gemeistert durch 
eine feine weltmannische Art, durch eine un- 
gewöhnlich gediegene Bildung. 

Aus der Fülle der in deutscher Sprache ge- 
baltenen Kriegserinnerungen ragt das Werk 
Don Nogales hoch heraus. Nicht nur dem 
Militär, auch und gerade dem geopolitisch inter- 
essierten Leser wird dieses Buch eine uner- 
schöpfliche Fundgrube tiefen Wissens und ein- 
gehender Belehrung, ein menschlich herzlich 
sympathischer Freund sein und bleiben. 
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Raisuli, Sultan der Berge. Lebenserinne- 
rungen des marokkanischen Araberscheiks 
Mohammed Ibn el Raisuli el Hasali el Alani 
von ihm selbst erzählt, englisch niederge- 
schrieben von R. Forbes, ins Deutsche über- 
tragen und frei bearbeitet von Otfrid von 
Hanstein. Verlag von K. F. Koehler, Leip- 
zig 1924. 221 Seiten mit 45 Abbildungen 
und einer Übersichtskarte. 

Der marokkanische Orient, wie er leibt und 
lebt, ersteht vor unseren Augen beim Lesen 
dieses Buches. Um die Person des Helden, 
Raisuli selbst, rankt sich das bnnte Auf und 
Ab des marokkanischen Lebens, die Geschichte 
Raisulis wird zu einem Stück Geschichte Nord- 
westafrikas. | 

Packender ist bisher wohl kaum das Zusam- 
menprallen zwischen Abendland und Morgen- 
land in dieser schicksalschweren Ecke Afrikas 
geschildert, gewaltiger niemals das Eindringen 
Und das alles 
in Gestalt eines Lebensdramas, das, überreich 


der Spanier dargestellt worden. 


an Spannung, schließlich schlechthin zur Tra- 
gödie wird: Der Held von Tazrut muß der Über- 
macht der Spanier weichen und sich den leiden- 
schaftlich gehaßten Christen unterwerfen. Zwar 
die Spanier verbannen Raisuli nicht, wie Fran- 
zosen und Spanier jetzt Abd el Krim verbannten, 
aber der „unbesiegte Held der Berge* hat seine 
Rolle ausgespielt und erwartet schicksalergeben 
in seinem Hause in Tazrut das Ende seines 
stürmisch bewegten Lebens. 

Das Buch liest sich wie ein Roman, darf aber 
doch als lebensvoll wahrhaftes Abbild einer 
Welt gelten, die in wenigen Jahrzehnten gänz- 
lich entschwunden sein dürfte. Als kulturelles 
und politisches Dokument wird die Lebensge- 
schichte Raisulis dauernden Wert behalten. 
Otto C. Artbauer: Kreuz und quer durch 

Marokko. Das Ende des letzten Sultanats. 
Verlag von Strecker & Schröder, Stuttgart 
1925. VIII und 189 Seiten mit 68 Ab- 
bildungen auf Tafeln and einer Ubersichts- 
karte (Neuauflage). 


Auf drei Reisen (1906, 1908, 1909) lernte der 
der Verfasser das Sultanat Marokko eingehend 
kennen. Er bietet in vorliegendem Buche recht 
lesenswerte Reiseskizzen, die in ihrer Gesamt- 
heit vorziiglich in das Wesen von Land und 
Leuten Marokkos einführen. Marokko war da- 
mals offiziell noch unabhängig, aber der Ver- 
fasser spürt auf Schritt und Tritt die kommende 
französische Annektion. Geopolitisch besonders 
interessant sind Artbauers Bemerkungen über 
den militärischen Wert der Berber, über den 
Gegensatz zwischen der reinblütigen Landbe- 
völkerung und dem Völkergemisch der Städte, 
die stammliche Zersplitterung u.a. m. Auch 
die Skizzen marokkanischer Charakterköpfe wie 
Raisuli, Bu Hamara, Mulai Hafid usw. haben 
entschieden selbst fir unsere Zeit noch Wert. 
— Sehr gute Abbildungen tragen dazu bei, 
das geschriebene Wort lebendig zu gestalten. 
Pierre Semard: Marokko. Verlag Carl Hoym 
165 Seiten. 


Einer der Führer der französischen Kommu- 


Nachf., Hamburg 1925. 


nisten gibt hier einen kurzgefaßten landeskund- 
lichen Abriß Marokkos und schließt daran eine 
heftige Anklage gegen den ein freiheitliebendes, 
tüchtiges Volk vergewaltigenden Kapitalismus 
und Imperialismus der Franzosen. Trotz der 
offensichtlichen Tendenz darf dieses Büchlein 
nicht gering gewertet werden, denn es enthüllt 
mit schonungsloser Offenheit die Methoden der 
Rolonialpolitik, die Frankreich wie überall so 
auch in Marokko befolgt hat. 
Alfred Rühl: Vom Wirtschaftsgeist im Orient. 
Verlag von Quelle & Meyer, Leipzig 1925. 
92 Seiten. 

Alfred Rühl ist durch seine 1922 erschienene 
Schrift „Die Wirtschaftspsychologie des Spaniers* 
weit über die Kreise der Fachgeographen be- 
kannt geworden. Die bewundernswürdige Liebe 
zu weitgespannten Literaturstudien, die meister- 
hafte Beherrschung eines weitzerstreuten, müh- 
selig zu beschaffenden Materials, die wir da- 
mals rühmen konnten, kennzeichnet auch die 
neue Schrift. Um sich nicht in der Weite und 


720 


ZEITSCHRIFT FOR GEOPOLITIK 


HEFT 9 


Mannigfaltigkeit des Orients zn verlieren, be- 
schränkt sich Rübl auf Algerien und zeigt an 
diesem Beispiel das Verhältnis des Islam zur 
Wirtschaft. Er nähert sich damit Webers reli- 
gionssoziologischen Untersuchungen, geht aber 
doch eigene Wege, indem er den religiösen In- 
stitutionen die tatsächliche Wirtschaftsgestaltung 
unter Benutzung umfangreichen Materials gegen- 
überstellt. 

Die neue Rühlsche Veröffentlichung ist über- 
reich an originalen Gedanken und Deutungen; 
mit einer Inhaltsangabe ist hier wenig ausge- 
richtet. Wir halten es daher für zweckmäßig, 
das Ergebnis der Studie mit den Worten von 
Rühl selbst wiederzugeben: „Der Wirtschafts- 
stil weist einerseits Züge auf, die ihn dem pri- 
mitiver Völker naherücken, andererseits solche, 
wie sie zum Bilde des europäischen Wirtschafts- 
lebens im Mittelalter und bis in den Beginn 
der Neuzeit gehören. Hinsichtlich der gesell- 
schaftlichen Struktur liegt eine Gemeinschaft im 
soziologischen Sinne vor, ein enges Verbunden- 
sein der einzelnen Mitglieder, und hieraus folgt 
auf wirtschaftlichem Gebiet, daß der einzelne 
kein isoliertes, selbständig handelndes Wirt- 
schaftssubjekt ist. Wie die Gemeinschaft für 
ihn die Verantwortung übernimmt, so ist auch 
er ihr Rechenschaft schuldig. Sie steht dem 
wirtschaftlich Schwachen bei, ohne sich um die 
Ursache seiner Schwäche zu kümmern, fordert 
aber auch die gegenseitige Unterstützung bei 
allen Leistungen, die die Kräfte eines einzelnen 
Mitgliedes übersteigen. Innerhalb der Gemein- 
schaft ist die Religion die herrschende Macht 
und nimmt die Leitung des gesamten Lebens 
für sich in Anspruch. Auch die Wirtschaft muß 
sich ihr beugen, darf sich ihrer Führung nicht 
entziehen wollen, keine Autonomie erstreben 
und sich auf eine eigene Ethik stellen. Ein 
auf ausschließlich rationaler Grundlage ablau- 
fender Wirtschaftsgang ist damit ebenso un- 
möglich gemacht wie die Loslösung der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit von der Gesamtpersön- 
lichkeit des Menschen; die wirtschaftlichen Be- 


ziehungen zwischen den einzelnen Wirtschafts- 
subjekten können sich nicht auf einer nur ein- 
seitig wirtschaftlichen Basis abspielen. Außer- 
dem ist damit gegeben die Herrschaft der Tra- 
dition, das Festhalten am Herkömmlichen, das 
Sichgenügenlassen im Begrenzten, ein Nicht- 
progressismus, der durch die historischen Schick- 
sale noch eine besondere Kräftigung erfahren hat.« 
Oskar von Niedermayer: Unter der Glat- 
sonne Irans. Kriegserlebnisse der deutschen 
Expedition nach Persien und Afghanistan. 
Einhorn-Verlag in Dachau bei München 
1925. 33ı Seiten mit vielen Bildern und 
einer Kartenskizze. 

Eine zukünftige Generation wird es Oskar 
von Niedermayer mehr noch als die lebende 
danken, daß er die schier übermenschlichen 
Leistungen der deutschen Weltkriegsexpedition 
nach Persien und Afghanistan aufgezeichnet hat, 
beschrieben in jener schlichten und einfachen 
Sprache, die wahrhaften Helden eigen zu sein 
pflegt. 

Wir lassen in dieser Besprechung die militä- 
rischen Absichten und Erfolge beiseite; wir 
gehen auch nicht so sehr auf die prächtige 
geopolitische Charakterisierung des iranischen 
Grenz- und Durchgangsgebietes ein, weil Haus- 
hofer darüber in dieser Zeitschrift (Jahrgang 
1926, S. 294) bereits berichtet hat. Uns liegt 
vor allem daran, Niedermayers Buch als eine 
der glanzendsten Darstellungen Vorderasiens 
Jeder, der sich für 
Mesopotamien, Persien und Afghanistan inter- 


überhaupt zu rühmen. 


essiert, jeder, der die überaus wichtigen politi- 
scheh Verbältnisse dieses uralten Kampfgebietes, 
das Ringen zwischen Rußland und England in 
Persien u. a. m. kennen lernen will, wird das 
Buch von Niedermayer als einzigartige Quelle 
einfach nicht entbehren können. 

Selten sind in einem Werk grundlegende 
wissenschaftliche Erkenntnisse mit grenzenlos 
spannenden Erlebnissen so hervorragend ge- 
paart, wie es hier der Fall ist. Dieses deutsche 
Heldenbuch ist eine Erscheinung ganz für sich, 
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unübertrefflich nach Form und Inhalt. 
auch die Weltkriegsgeneration dahingehen, das 
Buch Oskar von Niedermayers wird den Wechsel 


Mag 


der Zeiten lange überdauern und als ein Glanz- 

stück deutscher Unternehmungskraft und deut- 

scher Gestaltungsgabe bestehen bleiben. 

Wir können den Lesern unserer Zeitschrift 
Niedermayers „Unter der Glutsonne Irans“ nicht 
warm genug empfehlen. 

F. Börnstein-Bosta: Mandani Baschi. Reisen 
und Erlebnisse eines deutschen Arztes in 
Afghanistan. Verlag von Reimar Hobbing, 
Berlin 1925. 176 Seiten mit 38 Abbil- 
dungen und einer Karte. 

Als Pionier deutscher Wissenschaft ging Dr. 
Bornstein im Jahre 1923 mit einer Arztemission 
nach Afghanistan. In fesselnder und anschau- 
licher Weise erzählt er von der miihseligen, 
wochenlangen Reise, die zuerst mit der Bahn 
durch Rußland, dann im Karawanenzug über 
Herat nach Kabul, der Hauptstadt des ver- 
schlossenen Landes, führte. Die Schilderungen 
seines dortigen Lebens und Wirkens haben nicht 
nur als interessante persönliche Erlebnisse Wert, 
sondern geben einen lebensvollen Ausschnitt aus 
dem bisher wenig bekannten, geheimnisvollen 
Afghanistanreich. Der Leser nimmt teil an 
dem echt orientalischen Leben des Volkes und 
lernt die Hofhaltung des europäischer Kultur 
sehr zugetanen Emirs kennen. Man gewinnt 
interessante Einblicke in Leben und Treiben, 
Sitten und Gebräuche, Anschauungen und Aber- 
glauben eines hochintelligenten Volkes, das sich 
aber erst langsam von den Fesseln jahrhunderte- 
alter Vorurteile und Überlieferungen freimachen 
kaon. 

Dem vorzüglich ausgestatteten Buche fehlt ge- 
wiß der welthistorische Hintergrund, der dem 
Werke Oskar von Niedermayers eigen ist, aber 
es hat dennoch seinen großen Wert und gibt 
einen ausgezeichneten Bepriff von der auf- 
opfernden, oftmals zu stillem Heldentum sich 
auswachsenden Pionierarbeit deutscher Wissen- 
schaftler im fernen Orient. 


Geopolitisches Interesse wird vielfach geweckt, 
so bei der Schilderung von Herat, Kabul und 
dem Khaiberpaß, bei der Erwähnung der italie- 
nischen und türkischen Konkurrenzmanöver in 
Kabul, bei der Darstellung des afghanistanischen 
Staatsproblems u. a. m. 

Neben Niedermayers Iran-Buch verdient auch 
die Schrift Börnsteins weiteste Verbreitung. Sie 
wird wesentlich mit dazu beitragen, dem deut- 
schen Volke eine klare Vorstellung von der 
kulturellen, wirtschaftlichen und politischen 
Problematik Afghanistans zu verschaffen. 


NACHTRAG 


Otto Mathies: Hamburgs Reederei 1814 bis 
ıgı4. Verlag von L. Friederichsen & Co., 
Hamburg 1924. 298 Seiten, mit vielen 
Bildern. 

An den Menschen, die weit in der Welt her- 
umgekommen sind, in fremde Länder geschaut, 
in fremden Sprachen sich unterhalten und selber 
mit den Gedanken der Fremden gedacht haben, 
haftet etwas, das sie hinaushebt über die All- 
gemeinheit, daß sie freier, gewissermaßen nicht 
an Grenzen gebunden erscheinen läßt. Und 
nicht von ungefähr, sondern eben von diesem 
in andere Welten Schauen ist das Wort „einen 
weiten Horizont haben“ in unsere deutsche 
Dieser Hauch von Welt- 


wenn man das Buch 


Sprache gekommen: 
weite weht einen an, 
„Hamburgs Reederei“ liest, das Otto Mathies 
bei Friederichsen in Hamburg herausgegeben 
hat. Mathies hat es nicht leicht gehabt, denn 
das Quellenmaterial war mager und unvollstän- 
dig, so daß er in weitem Maße auf die Unter 
stützung der Reedereikontore wie auf münd 
liche Überlieferung angewiesen war. Um so 
beachtenswerter ist das Material, das er, der 
Nichthistoriker (Mathies ist Anwalt, dem nur 
die Abendstunden für wissenschaftliche For 
schungen zur Verfügung stehen) zusammenge 
tragen hat, und das in gleichem Maße den 
Geographen wie den Historiker und den Kul 


turgeschichtler interessiert. Auch diesen. Doch 
4 
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während Geograph wie Historiker, ich möchte 
sagen, vollbefriedigt die 300 Seiten des Buches 
überschauen können, weil diese die tiefe Ver- 
bundenheit von Wirtschaft und Weltgeschehen 
wie Weltblickweite restlos erhellen, muß den 
Kulturgeschichtler etwas wie Wehmut ergreifen, 
wenn er sieht, wie große Anstrengungen schnell 
versinken, große Häuser und Familien schnell 
vergehen, kaum dem Sohne, selten dem Enkel 
ihr Gut überantwortend. Denn in der kurzen 


Spanne eines Jahrhunderts, die Mathies be- 


schreibt (1814 bis 1914) haben fast anderthalb- 
tausend Reedereien zum Werke gerüstet, das 
Werk vollendet aber, so daß es Sobn und 
Enkel sichtbar blieb, drei, vier, einige wenige. 
So aber ist das Leben, und gerade dieses Lebens- 
volle hat Mathies in Wort und Zahl und Bild 
plastisch herausgearbeitet. — Die künstlerische 
Gestaltung des Buchkörpers durch den Verlag 
verdient ein besonderes Wort. 


Arthur Hertz, München. 


K. HAUSHOFER: 
LITERATURBERICHT AUS DEM INDOPAZIFISCHEN RAUM 


An die Spitze der in dieser Berichtperiode 
neu zugeströmten Quellen ist nach geopoliti- 
schem wie wirtschaftlichem Wertgelıalt zu stellen: 
W. Wagner: Die chinesische Landwirtschaft. 

Paul Parey, Berlin 1926. 204 Textabbil- 
dungen und 2 Karten. 668 S. 42 Mk. 

In fünfzehnjähriger praktischer und theoreti- 
scher Arbeit aufgebaut, ist von dem erfahrenen 
Organisator der landwirtschaftlichen Abteilung 
in Tsingtau ein Seitenstück zu Richthofens 
China-Arbeiten hingestellt worden: ein Beweis 
zugleich, welche Kulturleistung durch den Raub 
unsrer ganzen überseeischen Arbeit und die 
sinnlosen Zerstörungen dabei abgeschnitten und 
verkümmert worden ist. Das Buch von Wagner 
gibt — mit seiner Wirkung weit über rein 
landwirtschaftliche Erkenntnis suchende Kreise 
hinausreichend — viel mehr, als sein Titel ver- 
heißt, 
beitsziel hinaus, die Möglichkeit, daraus die 


Es bedeutet, über sein eigentliches Ar- 


Anhaltspunkte für eine zeitgemäße Landeskunde 
von China zu gewinnen, die Möglichkeit einer 
kritischen Auseinandersetzung mit der ganzen 
neueren positiven China-Literatur seit Richt- 
hofen und des Vordringens zu einem eigenen 


Urteil über das chinesische Problem mit seinen 


riesenhaften und vielartigen Verhältnissen an 
seiner Hand. 

Es ist unmöglich, auf alle Einzelheiten ein- 
zugehen, und leider wird das Werk für die 
Mehrzahl unserer Leser zu kostspielig sein — 
sein einziger Fehler. Er läßt sich aber dadurch 
mildern, daß sie unbedingt auf seine Beschaf- 
fung in allen erreichbaren öffentlichen Büchereien 
dringen; denn es gibt keine Berechtigung zum 
Mitreden über die Lebensverhältnisse eines 
Viertels der Menschheit an diesem Buche und 
seinen Zusammenfassungen vorbei. Wir erinnern 
uns z. B. nicht, irgendwo eine so geschlossene, 
gemeinverständliche Darstellung der besonderen 
Wirkung der Monsun-Erscheinung in ihrer chi- 
nesischen Brechung auf das ganze Wirtschafts- 
leben des chinesischen Kulturkreises, eine so 
klare Darstellung der Folgen der Entwaldung, 
der Bodenpolitik, der Besitzgrößen, der Grund- 
lagen der Bevölkerungspolitik gefunden zu 
haben. Verdrängt aus dem Arbeitsfeld, des 
besten Teils langjähriger Sammlungen beraubt, 
der Welt ein bisher von ihr nicht besessenes 
Standwerk über die Landwirtschaft der ältesten 
noch lebenden Kulturmacht schenken, und zu- 


gleich dem eignen Volk eine ganze Fundgrube 


HAUSHOFER: LITERATURBERICHT AUS DEM INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


der vielseitigen Erfahrungen dieses Kulturvolks 
erschließen: das heißt wahrlich „eine Sache um 
ihrer selbst willen“ treiben; und so entstand 
ungesucht eine weit über den technischen Be- 
reich hinaus leuchtende, geopolitisch zum min- 
desten gleichfalls hochwertige Leistung. 

Ein japanisches Seitenstück zu ihr, insofern 
als gleichfalls weit mehr geopolitische Er- 
kenntnis vermittelt wird, als der Titel ver- 
heißt, ist: 

K. Ogata: Die Genossenschaftsbewegung in 
Japan, Berlin 1925, R. L. Prager, 

dessen englische Ausgabe wir schon einmal an 

Allein das 

geistige Ringen, das beide Einleitungen, die von 

Sidney Webb, wie die von Kiyoshi Ogata offen- 


anderer Stelle gewürdigt haben. 


baren, die Auseinandersetzung mit der Biblio- 
graphie (in der deutschen Ausgabe leider ge- 
kürzt), dann das aufschlußreiche 1. Kapitel über 
die Vorläufer der Genossenschaft in Japan, der 
Überblick über die Massenhaftigkeit genossen- 
schaftlicher Volksgliederung in Japan (wie auch 
in China) in Zeiten, in denen die europäischen 
Erfahrungen damit noch sehr unvollkommen 
sind, geben tiefen Einblick in ganz anders- 
artige, eben doch vielfach landschaftlich be- 
stimmte Sozialstruktur auf einem gleichartigeren 
Boden, in gleichläufigerem Klimarhythmus. 

Da wir vor allem das Zeugnis von schöpfe- 
rischen Persönlichkeiten schätzen müssen, die, 
wie Wagner und Ogata, in zwei Kulturen frucht- 
bares Werk geleistet haben, dürfen wir ihnen 
zunächst die zweite Auflage des ausgezeichneten 
Werks von 
R. Parkinson: Dreißig Jahre in der Südsee, 

Stuttgart 1926, Strecker & Schröder, 158 
Abbildungen auf Tafeln und 4 Karten, 
rühmend anreihen. Es ist von Aug. Eichhorn 
mit außerordentlich feinem Verständnis für das 
unbedingt zu Erhaltende und das in den Erst- 
erscheinungen ja leicht nachschlagbare Entbehr- 
lichere so gekürzt worden, daß die Übersicht, 
die strahlenden Erinnerungswerte für unser ver- 


lorenes Südseereich erhalten geblieben sind und 
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das Ganze dennoch für weitere Kreise erschwing- 
ein Vorbild für die Art, in der 


Werke von unvergänglichem Wert in ihrem 


bar wurde; 


wesentlichen Inhalt für unser raumarm gewor- 
denes Volk als Ansporn zu überseeischer Arbeit 
erhalten werden sollten. 

Gleichfalls in die Südsee führen einige an 
regende Werke des Verlags Brockhaus, unter 
denen wir besonders hervorheben: 
Frank Hurley: Perlen und Wilde. 

F. A. Brockhaus 1926. 
ı Karte. 


Leipzig 
94 Abbildungen 


Ein außerordentlich flott übersetztes, gut aus- 
gestattetes, nur leider wieder mit Karten zu 
schwach bedachtes Reisewerk, von großem ur- 
sprünglichem Reiz, ein wurdiges Seitenstück zu 
den Fahrten von Detzner, auf die wir immer 
wieder verweisen, da wir allen Grund haben, 
deutsche Art und Erfahrungsgewinnung im öst 
lichen Neuguinea mit der australischen Nach 
kriegsweise vergleichend zusammenzuhalten, für 
uns und für die Welt und ihre Mandatbehörde. 
Das Mindeste, das wir für unsre gemordete 
Überseearbeit tun können, ist denen, die sie 
uns ungebeten abgenommen haben, im Dienste 
der Menschheit scharf auf die Finger zu sehen. 
Dabei treten dann zwischen Detzners und der 
Australier Umgangsweise mit den zu betreuenden 
Gebieten der Frühkultur scharfe Unterschiede 
hervor — auch bei verdienstvollen Wissen- 
schaftern, die sich eben doch von der Aus- 
rottungsüberlieferung des australischen Fest- 
landes nicht ganz losmachen können — so 
völlig verschieden auch die wirtschaftliche Be- 
deutung der Eingeborenenfrage in den tropischen 
australischen Schutzgebieten vom weißen Siede- 
lungsgrunde ist. 

Hier darf etwa an die Gründung der Straf- 
kolonie Sidney erinnert werden, die im 6. Band 
der „Alten Reisen und Abenteuer“ (F. A. Brock- 
haus, Leipzig 1923) von Dr. Rudolf Plischke 
gut und übersichtlich geschildert ist, aber in 
dem Zeitrahmen von etwa t!/2 Jahrhunderten 


keine recht grundsätzliche Änderung in der 
46° 
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Auffassung der Behandlung von Lebensräumen 
zur Wohlfahrt der Ureinwohner enthüllt. 
Anmutige Erinnerungen von treffsicher be- 

obachtenden Seeoffizieren an die deutsche Süd- 

seezeit schildern 

K. F. 
Köhler, Leipzig 1924. 78 Abbildungen, 
ı Karte, und 

Max Fleck: „Mit S. M. S. Seeadler in der 
deutschen Südsee 1899—1900.* Köhler & 


Paul Ebert: „Südsee-Erinnerungen®. 


Amelang, Leipzig 1925, in „Deutsche in 
aller Welt“. 
Deutscher im Auslande, einer Bücherreihe, 


Abenteuer und Leistungen 


herausgegeben von Walter von Hauff und 
Franz Ludwig Müller, 20 Abbildungen — 
leider keine Karte. 

Es ist ein Verdienst um die Raumerziehung 
unseres immer raumblinder werdenden Volkes, 
wenn seine alten Seeoffiziere etwas von der 
Raumweite, etwas von dem Denken in Welt- 
meeren und Kontinenten, das sie im eigenen, 
reichen und bewegten Leben erwarben, in unsre 
klägliche Raumnot und Binnenenge von heute 
herein zu spiegeln versuchen. Es müßte noch 
viel, viel mehr gerade an volkstümlicher und 
anregender Arbeit in dieser Richtung geschehen, 
und Admiral Hollweg dürfte nicht so allein 
in seinem Ringen gelassen werden. 


Hollwegs „Columbusfahrt*, Mittler, 
1925, 


Berlin 


die politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Entdecker-Betrachtungen seiner Amerikareise, 
fuhren doch wie eine frische Seebrise landein- 
wärts. Nicht jeder unter den Berufenen wird 
seine Eindrücke auf einer solchen geopolitischen 
Höhe durchgestalten können, auf wenigen 111 
Seiten; aber es sollte von den in guter Stunde 
niedergelegten, unter so günstigen Umständen 
gesammelten Seemannserfahrungen möglichst 


Selbst der Kenner der 
Südsee wird den lebendigen und frischen Schil- 


wenig verloren gehen. 


derungen von Ebert und Fleck neue Farben in 
seinem Bilde abgewinnen können; er wird in der 
Erkenntnis bestärkt, wie viel Arbeit, wie viel 


Leistung seiner Landsleute in dem Südseereiclı, 
dem gegensätzlichen Erzieherraum für den 
Deutschen zu seinem kontinentalen und nordi- 
schen Ursprungsland, angelegt war, und wie 
viel Achtung mindestens er diesem Werk seiner 
Seeleute, Kaufherren und Verwaltungsleute zu 
zollen hat. 

Mehr in kongeniale Spuren kontinentaler und 
nordischer Geopolitik führt den Deutschen der 
klug zusammengefaßte Auszug aus Nordenskiölds 
großem Reisewerk: 

Adolf Erik Freiherr von Nordenskiöld: 
Die Umsegelung Asiens und Europas auf 
der Vega. F. A. Brockhaus, Leipzig.1925, 
als 9. Bündchen der Sammlung „Reisen 
und Abenteuer“. 55 Abbildungsproben 
und 2 Karten; 

eine gute und für den Eindruck von der Ge 

samtleistung immerhin ausreichende Miniatur 

des berühmten Werkes und jedem erschwingbar. 

Zwei ausgezeichnete Arbeiten, aus denen sich 
indirekt, neben der unmittelbaren kunstwissen- 
schaftlichen, mittelbar tiefer geopolitischer Ein 
blick gewinnen läßt, sind: 

Leonhard Adam: Kunst. 
Strecker & Schroder, Stuttgart 1923. 36 
Tafeln, 4 Textbilder, leider keine Karte, und 

Leonhard Adam: Buddha-Statuen. Strecker 
& Schröder, Stuttgart 1925. ı Titelbild, 
52 Photographien auf 48 Tafeln, 20 Ab- 
bildungen im Text, keine Karte. 


Hochasiatische 


Gerade ihre hervorragende Herausarbeitung 
des Typischen in der hochasiatischen Kunst, 
wie in der langsamen Entwicklung und Ab- 
wandlung der Darstellung der Buddha-Erschei 
nung bedingt — neben dem hervorragenden 
kunstwissenschaftlichen, der hier nur angedeutet 
werden kann — den geopolitischen Wert der 
beiden Arbeiten. Läßt sich doch gerade an 
dem von ihnen in treffsicherer Auswahl aus 
einer ungeheuren Fülle von Einzeldarstellungen 
ausgewählten und beigebrachten Stoff am Bilde, 
am eignen Augenschein des Beschauers der be- 


deutsame Einfluß der Landschaft auf die sie 


durchschreitende Weltanschauung und ihre 
Träger und Sinnbilder erweisen. Gerade im 
Wandel der Buddha-Gestalt durch die geschicht- 
lichen Zeiten, wie die geographischen Räume 
steckt unerschöpfliche Anschauungsmöglichkeit 
nicht nur für kunstwissenschaftliche, sondern 
Viel eher 
hat ja doch der lebende Shakyamuni dem Bilde 
des Asketen der Tafel 6 ähnlich gesehen, als 
dem doch sehr fragwürdigen hellenistischen Ur- 
bild der Tafel ı oder dem ein Jahrtausend 


später ausgebildeten Reflex lebenssatt zuriickge- 


auch für geopolitische Erkenntnis. 


tretener japanischer Reichsfeldherrn, Kanzler 
und Mönch-Kaiser der Tafel 35. Aber bis der 
Typ von einem Extrem zum andern fortent- 
wickelt war, wie sich das herbe Hochland des 
Mahayana-Wegs, die üppige Feuchte und Tief- 
landstimmung, die Küstennähe des Hinayana- 
Weges der Lehre in den Umgestaltuntzen ab- 
drückt und widerspiegelt, das ist von höchstem 
Interesse. Beide Bücher sollten vom Geopolitiker 
nicht ohne gleichzeitigen Gebrauch der Karte 
und guter Landschaftsdarstellungen benützt 
werden, wie sie etwa für Kashmir und Indien 
die farbigen Verlagswerke von Black, für Japan 
japanische Originale an die Hand geben. 

Geopolitisch dankenswert ist auch in solchem 
Zusammenhang die Neuherausgabe und Ein- 
führung mit Itinerar einer berühmten Trans- 
kontinentalreise: 

Bermann Herbst: „Der Bericht des Franzis- 
kaners Wilhelm von Rubruk über seine 
Reise in das Innere Asiens in den Jahren 
1253 bis 1255“, 

Die erste und vollständige deutsche Ubersetzung 
des lateinischen Reiseberichts eines Flamen mit 
deutscher Muttersprache, der in den Bann weit- 
aussehender Kirchen- und Machtpolitik und 
zum Groß-Chan geriet, ist auch buchtechnisch 
ein erlesenes Stück. 

Im Zusammenhang damit gibt eine fliichtige 
Zeitschriftenrundschau Anlaß, wieder einmal auf 
die sorgfältige japanologische Quellenarbeit von 
Dr. F.M. Trautz hinzuweisen, diesmal im Zu- 


sammenhang mit einer vortrefflichen Abhand- 


lung über eine buddhistische Kunsthandschrift 
der Fujiwara-Zeit, Berlin 1926, und die Frage 
anzuregen, ob sich der Autor nicht, in Erwei- 
terung einer schon einmal nur in bezug auf 
den Buddhismus angesetzten Arbeit, zu einer 
Anleitung für die Verwertung der ostasiatischen 
geopolitischen Originalquellen über den Kreis 
der Japanologen, Koreaforscher und Sinologen 
Das Bedürfnis 
verraten mir zahlreiche Anfragen und Zu- 
schriften. 

Sein schönesCeylon-Werk bedarf nocheigener, 
rühmender Würdigung. 


hinaus bewegen lassen könnte. 


Sorgfältig werden deutsche, wie überseeische 
geopolitisch wertvolle Erscheinungen in der aus- 
gezeichnet geleiteten Veröffentlichung des Mil. 
Geographischen Instituts in Florenz: „L'Universo“ 
verfolgt. So bringt die August-Nummer eine 
Arbeit über den Baikalsee mit Würdigung 
der großen, 
Johannsen (Mitteilg. der Geogr. Gesellsch., 


München 1925) und guten weiteren Zusammen- 


vorzüglichen Sammelarbeit von 


fassungen von Riccardo Riccardi: „Il lago 
Baical secondo gli studi piu recenti“ ein Muster, 
wie man wissenschaftliche Ergebnisse in guter 
Form an weitere Kreise herantragt; eine Studie, 
die auch für unsre deutsche Rolle dort nach- 
ahmenswert wäre, von Germano Oldani: „La 
lingua Italiana nell’ Estremo Oriente“; und ein- 
gehende Bemerkungen zu Langhans so höchst 
anregender und geopolitisch wertvoller Karte 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker in 
Petermanns Mittlg., Gotha 1926, die wir unsern 
Lesern mindestens zu gleicher Beachtung emp- 
fehlen möchten, wie sie in dem führenden 
italienischen geopolitischen Organ erfährt, das 
indopazifischen wie mitteleuropäischen Fragen 
ein nicht überall genug gewürdigtes Verständ- 
nis entgegenbringt. Man sollte auch nördlich 
der Alpen den „Universo“ regelmäßig lesen, 
mindesten in Büchereien verlangen, 

Eine ausgezeichnete Quelle ist ferner „The 
Modern Review“, Calcutta, deren Juli-Heft 


CCF 
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(Band 40, Nr. 1) z. B. die fünfte Fortsetzung 
der ausgezeichneten Untersuchung von Dr. 
Taraknath Das: „British Expansion in Tibet“ 
enthält, J. T. Sunderland: „India and Japan“, 
eine Besprechung von Sir Valentine Chirol's 
„India“ durch C. F. Andrews, und viele andere 
Einblicke in sonst nicht erschlossene Verhält- 
nisse tzewährt. 

Uber die zunehmende Entwicklung örtlicher 
Industrien in den Absatzländern der europäischen 
Industriestaaten als einen wesentlichen Faktor 
des Ausfuhrrückgangs dieser Länder und die 
damit im Zusammenhang stehenden Arbeiter- 
verhältnisse der Sowjet-Bünde, des britisch- indi- 
schen Kaiserreichs, der Republik China und des 
Kaiserreichs Japan enthält Nr. 14, S. 286 des 
„Arbeitgebers“ eine bemerkenswerte Zu- 
sammenstellung, aus der geopolitische Verlage- 
rungen und Umwertungen, trotz allen inter- 
nationalen Regelungsversuchen der Arbeitszeit, 
klar hervorgehen. 

Inhaltschwer ist auch das Heft V, Bd. XXII, 
1926, der „Far Eastern Review“ geraten, 
in dem ein Aufsatz über „China and the League 
of Nations“ und ein anderer über „Japans Recht 
auf sein Dasein“ (Japans right to exist) hervor- 
gehoben werden müssen. „Eine der Lehren des 
großen Krieges ist, daß ein sich rapid vermeh- 
rendes Volk auf einem zu beschränkten Raum 
mit einem Auslaß versehen werden muß, oder 
daß, wenn man es zwingt, zu Hause zu bleiben, 
der Rest der Welt die Alternative eines un- 
heilvollen Handelswettbewerbs auf sich nehmen 
muß. Die Strafe dafür muß gezahlt werden, 
entweder, indem man ihm Ergänzungsraum 
zuweist, oder indem man eine vernichtende 
Handelsrivalität erweckt, aus seiner größeren 
Not, sich seinen Lebensunterhalt zu erwer- 
ben. 


heiten, zu denen sich George Bronson Rea, 


Das ist eine von den Binsenwahr- 


der nun in Europa weilende Herausgeber und 
Schriftleiter der Far Eastern Review durchge- 
rungen hat. „Japan not to blame“ überschreibt 


Und Deutschland? 


er den nächsten Aufsatz! 


Das lehrreiche Heft enthält außerdem gute 
Lageskizzen und Betrachtungen zur neuen Bahn 
Kirin—Tunghwa, zur Wasserverbauung inKwang- 
Tung, über die siamesischen Staatsbahnen. 

hier endlich (weil die 


pazifische Seite eines sonst dem amerika- 


Zu erwähnen ist 


nischen Referat zustehenden Lebensraums be- 
sonders hervorhebend und herausarbeitend) das 
Sonderheft des Manchester Guardian Commercial 
vom 22. 7. 26 „British Columbia“ Es 
zeigt, wie man die geopolitischen Leitzüge einer 
Landschaft, zugleich mit einer ganz gewandten 
politischen und wirtschaftlichen Reklame, der 
Welt nahebringen kann. 

Kurt Hesse: An den Straßenecken der Welt. 

Stablhelm-Verlag. Magdeburg 1925. 

An den Straßenecken der Welt erlebt man 
vielerlei und gewinnt vielfältige Eindrücke, aber 
die Gefahr ist groß, daß man nicht in die 
Tiefe sieht, die man zumeist auch über See 
nur bei gemeinsamer Arbeit mit einem fremden 
Volk in seiner Lebensnot in seinem Lebens- 
raum ergründet; gerade vom Verkehr an den 
Straßenecken aus machen oft die lautesten Er- 
scheinungen den tieferen mit größerem Erfolg 
den Rang streitig, als sie auf die Dauer ver- 
dienen. Dazu kommt die Gewalt der ersten 
Eindrücke, die hier der Neukultur Amerikas 
einen Vorsprung verschaffte, den nicht Alle 
anerkennen werden. Nach Ostasien kam der 
Weltfahrer etwas ermüdet und in ungünstiger 
Zeit; so hat er von China, wie Japan ein un- 
günstigeres Bild gewonnen, als er vielleicht bei 
gemeinsamer Arbeit mit beiden Altkulturen 
fortgetragen hätte. Denn die Vereinigten 
Staaten sind weit mehr auf in der Hetze von 
ihnen aufzunehmende Eindrücke eingerichtet, 
wie ja auch die niederländische Kolonialarbeit 
in Java, so hoch sie die Insel entwickelt hat, 
doch sehr gewandt den Weltreisenden mit den 
Auffassungen zu verschen weiß, die sie dann 
in der Weltöffentlichkeit vertreten sehen möchte. 
Gefahrmöglichkeiten dem bisher ge- 


Diese 


wonnenen Weltbild gegenüber muß sich klar 


machen, wer sich dem launenvollen Reiz der 


vielfach in gewolltem staccato hinspringenden 

Darstellung K. Hesse’s aus seiner Weltreise über- 

läßt. Es geht ein nervöser Zug durch sie, den 

der Verfasser so ernster Bücher eigentlich gar 
nicht nötig hätte. Das ist schade wegen der 
vielen Stellen, an denen sicheres Urteil unge- 
stört durch die Manier und leise Voreinge- 
nommenheiten zutage tritt und uns hoffen läßt, 
daß diese erste Reiseskizzierung nur der Vor- 
läufer zu einer großen Darstellung ist, die das 

Geschaute und die Schlüsse daraus in ruhigem, 

großen Flusse gibt. 

Ernst Waldschmidt: Gandhara—Kutscha— 
Turfan. Klinghardt & Biermann. Leipzig 
1925. Eine Einführung in die frühmittel- 
alterliche Kunst Zentralasiens. Mit 119 Ab- 
bildungen und Karte. M. 4,50, in Leinen 6. 

Der schmale, gehaltvolle Band (dem wir nur 
gern eine bessere, farbige Karte gewünscht 
hätten) hat das große Verdienst, weite Kreise 
zu einem erschwingbaren Preis in die Bedeutung 
der vier deutschen Turfan-Expeditionen unter 

Grünwedel und v. Le Coq einzuführen, und 

an einigen wohlgewählten Fundabbildungen zu 

eigenem Urteil über die Wichtigkeit dieses Ver- 
bindungsweges zwischen westlicher, indischer 
und fernöstlicher Kultur und Wirtschaft zu be- 

Es bleibt eben doch ein Ruhmesblatt 

von Mitteleuropa, daß trotz dem fehlenden 


fähigen. 


Machtrückhalt gerade in diesen Landschaften 
alle großen Anregernamen auf diesen Feldern: 
Müller, Hirth, Stein, die beiden Fuhrer der 
Turfan-Expedition wenigstens ihren Ursprung 
aus dem mitteleuropäischen Kulturkreis nicht 
verleugnen konnten. Es ist von geopolitischer 
Bedeutung angesichts der panasiatischen Zu- 
sammenhänge, die gerade auch auf diesem 
mittelasiatischen Kulturstreifen hin- und her- 


daß der deutsche 
geistigen Durchdringung 


Anteil an seiner 
im Gefühl 


Schichten, nicht nur der Orientalisten und Kunst- 


weben, 


breiter 


wissenschafter, in das rechte Licht gesetzt und 


im Bewußtsein erhalten werde. 


Es ist nicht nur Neuland der Kunstgeschichte, 
das hier, wie man mit Recht rühmend hervor- 
hebt, endlich mit einer volkstümlichen Dar- 
stellung von vollem wissenschaftlichen Wert- 
gehalt betreten wird, sondern leider auch Neu- 
land der Politik, der künftigen asiatischen Ver- 
kehrsgeographie, oder doch schon sehr lang 
nicht mehr sub specie so großer Zusammen- 
hänge betretenes Arbeitsgebiet, selbst wenn man 
es nur mit einer Grenzkunst, aber sicher mit 
einer von starker Strahlungskraft zu tun hätte. 
Auch für künftige geopolitische Arbeitsziele ist 
an dieser Stelle, von diesen Ausgangspunkten 
Wir hoffen, daß die Arbeit 


junger deutscher Forscher in Afghanistan, in 


noch viel zu leisten. 


Persien, in chinesisch-Turkestan und im Altai 
an diese Leistungen anknüpfe und das Ver- 
ständnis für zukunftswichtige Durchgangsland- 
schaften wach halte. Dr. v. Niedermayer, 
Trinkler, Johannsen, Fickeler stellen sich 
bereits als neue Hoffnungen zu älteren Erfolgen. 

An größeren Durchblicken ist, außer den 
hier schon gerühmten von Krause: Geschichte 
Ostasiens und Ju Tao Fo, dann von Rohde: 
Der Kampf um Asien, noch E. v. Zenker: 
Geschichte der Chinesischen Philosophie, Gehr. 
Stiepel, Reichenberg 1926, 1. Band, ehrend zu 
nennen, weil der gedrängte Band ein ge- 
waltiges geisteswissenschaftliches Gebiet über- 
sichtlich ordnet, seine Philosophie immer wieder 
in sinnvolle Beziehung zu Entstehungsboden 
und Landschaft klare 


setzungen mit der sonst schwer zu findenden 


bringt, Auseinander- 
Literatur anfügt und große Hoffnungen auf 
die dem zweiten Teil vorbehaltene zusammen- 
hängende Darstellung des chinesischen Geistes- 
lebens vom Machtantritt der Han-Dynastie bis 
in unsere Tage erweckt. Der Schwerpunkt 
dieses gedrängt gebauten und dennoch sehr 
freilich auf 


anderem Gebiete; aber auclı für das geopolitische 


groß angelegten Werkes liegt 


Arbeitsfeld ergeben sich glänzende Streiflichter, 
den Werken Franke 


Wilbelm, um so wertvoller, je mehr Sinologie 


wie aus von und 
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und Japanologie dem Weltbild ihres Volkes zu 

dienen bereit sind. 

Die niederländische Kolonialwelt erfährt fort- 
gesetzt weitere Aufhellung ihrer Probleme in 
der vortrefflichen Zeitschrift: Deutsche 
Wacht, ergänzt durch das Deutsche Jahrbuch 
für Niederländisch Indien, zusammengestellt 
von Dr. F. A. Schöppel, Batavia. G. Kolff 
& Co., Weltevreden, Batavia und Leiden 1925; 
eine gute und übersichtliche Schöpfung aus 
eigener Kraft, der nur noch etwas mehr Ar- 
beiten mit Karten und Diagrammen — wenn 
nötig unter Verbindung mit Reklame (wie in 
der Far Eastern Review), anzuraten wäre. In 
den Niederlanden selbst ist die Arbeit von 
Prof. Dr. H. Blink hervorzuheben, von dem 
neuerdings eine ausgezeichnete Verbindung von 
Wirtschaftsgeographie und Wirtschaftsgeschichte 
fiir die Niederlande stammt (Amsterdam 1925), 
der aber vor allem in seiner Zeitschrift: Tijd- 
schrift voor Economische Geographi, Rotterdam, 
den Niederlanden ein beneidenswertes Organ 
und Forum der angewandten Erdkunde ge- 
schaffen hat. „De verbreiding en de ont- 
wikkeling de rubberproduktie* (15.7. 26. 8. 217) 
behandelt auf nur zehn Seiten übersichtlich 
(mit vortrefflicher Skizze) dieses Weltproblem. 
Auch sonst ist das Heft reich an wertvollen 
Anregungen. 

Wichtige, aus engstem Rahmen zusammen- 
gedrängte geopolitische Einblicke gibt endlich 
in einigen seiner Stichworte das neue große 
Unternehmen: 

Karl Bott: Handwörterbuch des Kaufmanns 
(Hanseatische Verlagsanstalt, 
1926, ff. bis jetzt Bd. I und II). 

Zwang auch die notwendige Rücksicht auf 


Hamburg 


sonst unüberwindbare Herstellungskosten dazu, 
die kartographische Ausstattung so schlicht als 
möglich zu halten, so gibt sie doch.in be- 
wußtem und durchgehaltenem Zusammenwirken 


von Bild und Karte die großen Linien, das 


Wesentliche kennzeichnender 


Auswahl. 


in packender, 


„Australien“ von Grüttner und 


Nobel, „China“ von Keferstein und Nobel, 
„Deutsch- Ozeanien“ von Grüttner. K. Rathiens 
auf knappem Raum hervorragend behandelter 
„Großer Ozean“, Sievekings geographisch und 
bildmäßig gerade für zeitknappe Führer von 
Handel 
„Handels- und Wirtschaftsgeschichte* scheinen 


und industrie glänzend dargelegte 
uns vom indo-pazifischen Standpunkt einige der 
ganz besonders gelungenen Aufsätze. Neben 
ihnen findet man Handelsgeographie leider auf 
später verwiesen und vermißt Geographie ganz, 
wo Geologie vertreten ist. Die „Französischen 
Kolonien in Asien“ von Bonn, „Asien“ von 
Stocks enthalten eine Fülle von Feinarbeit, die 
besonders geeignet ist, in der klugen Weise 
dieses Handels- und Industrie-Lexikons von 
schnell gesuchter Information zu weiterer 
handelsgeographischer und geopolitischer Arbeit 
hinzuführen und hinzulucken und so einen 
Reiz zur Vertiefung auszuüben, worin wir das 
größte Verdienst dieses Unternehmens sehen. 

So wird es zu einem wertvollen Selbster- 
ziehungsmittel gerade für die, deren Arbeit 
und Erfolg am meisten von einem zutreffenden 
Weltbild nicht nur ihrer Persönlichkeit, sondern 
auch ihres schicksalbestimmenden Volkes ab- 
hängig ist, 
letzten Ziel, wie die im Aufbau so sehr ver- 


auf einer ähnlichen Linie zum 


schiedene Neuausgabe der „Geographie des 
Welthandels* von Andree in der Anordnung 
von Heiderich und Sieger (4. Auflage, 
Wien, Seidel & Sohn 1926). 
angelegten Unternehmen reicht ja im ersten 


Von diesem groß 


Band, der zunächst neu erschienen ist und 
Europa umfaßt, nur die Darstellung Rußlands 
(durch F. Immanuel) bis in das indopazifische 
Gebiet. 
des Werkes erst nach dem Erscheinen de 


Wir werden also der vollen Bedeutung 


II. Bandes gerecht werden können, so weit wir 
nicht selbst an ihm beteiligt sind. 

Jetzt schon läßt sich sagen, Jaß unter Her- 
anziehung eines gewählten Mitarbeiterstabes das 
berühmte Werk eine hervorragende Erneuerung 


erfahren hat. Wir nennen: Heiderich: Mittel- 
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europa, Österreich; Sieger: Westeuropa, Baltische 
und nordische Staaten, Dänemark, Schweden und 
Norwegen, Finnland; Hassinger: Deutschland; 
Leiter: Tschechoslovakische Republik; Arved 
Schulz: Polen; Rungaldier: Ungarn; Wachner: 
Patsch: 
Albanien, Europäische Türkei; Walther Vogel: 


Rumänien; Jugoslavien, Bulgarien, 
Frankreich; W. Tuckermann: 
Niederlande; Erich Obst: Großbritannien; 
Norbert Krebs: Südeuropa, Italien; O. Quelle: 
Pyrenäen-Halbinsel; O. Maull: Griechenland; 
Hans Mortensen: Estland, Lettland, Litauen; 


F. Immanuel: Rußland. 


Belgien und 


Die schwierigste Aufgabe des I. Bandes war 
ja wohl die Einfügung der „Russischen Welt 
in Europa und Asien“ in eine Geographie des 
Welthandels, der sie ja heute noch in Wahr- 
heit wenigstens der Idee nach widerstrebt: wie 
die chinesische zunächst eine sich nach ihren 
eigenen Gesetzen möglichst auf Autarkie hin 
neu organisierende Welt! Was aber geo- 
politisch, handels- und wirtschafisgeograpbisch 
überhaupt Festes über sie auszusagen ist, das 
hat Immanuel, der langjährige Beobachter 
des russischen Werdens im Großen und im 


Kleinen, mit gewohnter Meisterschaft zum Ein- 
heitsbilde zusammengefügt und in charakteristi- 
schen Zahlengruppen anschaulich gemacht. 
Wie sehr sich gerade bei solchen werdenden 
Verhältnissen und Umgestaltungen politischer 
und wirtschaftlicher Räume riesenhaften Maß- 
stabes die geopolitische Retrachtungsweise, — 
als am schnellsten zur Übersicht führend, — 
aufdrängt, das werden die Leser des erneuerten 
Andree gerade an den Stellen erfahren, wo die 
schwierigsten Aufgaben von Gebieten mit 
großen geschichtlichen Bewegungen jüngster 
Zeit in räumlicher Darstellung bewältigt werden 
müssen. Ohne eine Zusammenschau der erd- 
gegebenen und bodenbestimmten Grundzüge 
mit ihrer Erprobung im Laufe der jüngsten 
geschichtlichen Bewegung wäre eine Prägung, 
wie die Immanuels, aber auch Walther Vogels 
Frankreich in einigen seiner glänzendsten 
Partien, das lebensvolle Südeuropa von Krebs, 
die Einleitung zu Arved Schulz: Polen, Hassingers 
deutsche Lagenschilderung gar nicht möglich 
gewesen. Sie ist geradezu leitend für einige 
der hervorragendsten Leistungen des gehaltvollen, 


so rühmlich erneuerten Werkes. 
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ZWEI 
BÜCHER ÜBER SOZIALPOLITIK 


EINFÜHRUNG IN DIE SOZIALPOLITIK 


on 


DR. BRUNO RAUECKER 
Preis 2,50 Mark 


Dieses neue Buch des bekannten sozialpolitischen Schriftstellers, 
das in interessanter, auch den Laien fesselnder Form in das Wesen 
und die Geschichte der Sozialpolitik einführt, wird allen denen 
ein willkommener geistesgeschichtlicher Leitfaden sein, die sich 
einmal mit sozialpolitischen Fragen beschäftigen wollen. Es führt 
vom alten Griechenland über Rom bis in die jüngste Gegenwart 
und hat besonderen wissenschaftlichen Wert, weil es die erste 
deutsche zusammengefasste Ideengeschichte 
der Sozialpolitik darstellt 


DIE DEUTSCHE SOZIALPOLITIK 


EINE MATERIALSAMMLUNG 
herausgegeben von der l 


REICHSZENTRALE FÜR HEIMATDIENST 
Preis 1,50 Mark 


In gedrängter, aber im wesentlichen erschöpfender Form gewährt 
diese Schrift einen Gesamtüberblick über den gegenwärtigen Stand 
der deutschen sozialen Gesetzgebung. Sie befasst sich nacheinander 
mit den einzelnen Gebieten, wie Sozialversicherung, Arbeiterschutz, 
Lohnpolitik, Erwerbslosenfürsorge, Wohnungs- u. Siedlungswesen, 
Reichsfürsorgerecht,u.bietetnichtnurSozialpolitikern,sondernauch 
jedem anderen deutschen Staatsbürger einen lehrreichen Lesestoff 
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Das lebendige Asien / Beschreibungen und Bilder 


Ein seltener, reizvoller Ein- 
blick in die Psyche eines Ein- 
geborenen aus Tibet, in die 
Wirkungen, die das Eindrin- 
gen des Europäers auslöst: 
die selbstgeschriebene Bio- 
graphie eines tibetanischen 
Karawanenführers. 


Ein Gegenstück: der Euro- 
päer, ein junger deutscher 
Geologe, schildert seineReisen 
mit Karawane und Auto durch 
Afghanistan, das lange ver- 
schlossene Glacis Englands 
gegen Rußland. 


Ein Mensch mit künstıle- 
rischem Feinempfinden, mit 
offenemVerstand durchstreift 
abenteuerhaft unberührte 
Inseln des Sunda-Archipels 
und das Innere der Malay- 
ischen Halbinsel. Wie er 
empfindet und denkt, geist- 
voll und weitblickend, und 
wie er photographiert, ist 
gleicherweise mitreißend. 


Klein-Tibet, Kaschmir, Chi- 
nesisch-Turkestan, das un- 
bekannte Tibet 


Russisch-Turkestan, Afgha- 
nistan (Rend-i-Baba, Hindu- 
kusch), Indien 


Sumatra, Java, Borneo, Ce- 
lebes, die Molukken, Bali, 
Singapore, Kelantan 


GuLaM RASSUL GALWAN, 
ALS KARAWANENFUHRER 
BEI DEN SAHIBS. Deutsche 
Obertragung von Paul Fohr. 
1924, 268 Seiten, 25 Ab 
bildungen, 1 Karte, Leinen 
Mark 6.— 


TRINKLER, QUER DURCH 
AFGHANISTAN NACH IN- 
DIEN. 1925, 236 Seiten, 
2 farbige Skizzen, 68 Abbil- 
dungen und eine Karte, 
Leinen M. 8.50 


H. M. TOMLINSON, Astue- 
TISCHE REISE ZU DEN 
GEWURZINSELN. Deutsche 
Übertragung von Paul Fohr, 
1926, 280 Seiten, 3g Abbil- 
dungen und eine Karte, 
Leinen M. 8.50 


Das politische Volk: Die Engländer 


Gedankenkreis 


Struktur und Wachsen des bri- 
tischen Reiches, seiner geo- 
graphischen Form und seiner 
soziologischenSonderart / Die 
heutigen Probleme / Zeigt 
sich ein Verfall im Weltreich ? 


Ein Ausschnitt aus diesen Pro- 
blemen und ein Blick in das 
Innere des Reiches: Indien, 
seine Geschichte unter eng- 
lischer Herrschaft, und diese 
Herrschaft selber in scharfer 
Kritik. Die Einwirkung de- 
mokratischer Staatsauffassung 
auf ein imperialistisches Reich 


Geograph. Raum 


Die britischen Inseln und die 
britische Welt. 


Britisch-Indien, die Anlieger- 
staaten und die Beziehungen 
zum Mutterland 


Titel des Werkes 


DEMANGEON, DAS BRITI- 
SCHE WELTREICH. Über- 
setzt von Paul Fohr. 1925, 
362 Seiten und 5 Karten. 
Leinen Mark 10.— 


CARTHILL, VERLORENE 
HERRSCHAFT. Wie England 
Indien aufgab. Übersetzt von 
Martha Haushofer, Einfüh- 
rung von Karl Haushofer. 
1924, 314 Seiten und eine 
Karte. Leinen M. 8.— 


KURT VOWINCKEL VERLAG / BERLIN-GRUNEWALD 


Zuspitzungen im Fernen Osten 


Gedankenkreis 


Eine Gliederung und Auf- 
deckung der geopolitischen 
Fragen des Fernen Ostens. 
In seiner Durchdringung von 
Wissenschaft und politischem 
Blick ein sehr anregendes, in 
seiner neuartigen Methodik 
und dem geopolitischen Ur- 
gefühl ein einzigartiges Buch. 


DieVersuche der Zivilisations- 
staaten, durch Flottenstütz- 
punkte undKoloniegriindung 
in Asien Fuß zu fassen; die 
Gegenwehr seitens der unter- 
drückten Völker und ihre 
geopolitische Begründung. 


Seine Natur ist uns Deutschen 
merkwürdig unbekannt. Hier 
plaudert ein Verständnis- 
voller, ungeordnet schein- 
bar, aber anschaulich über 
Pflanzen, Berge, das Meer, 
über Tiere und Menschen: 
Australien ist ein Land der 
Zukunft. 


Geograph. Raum 


China, Japan, Rußland, In- 
sulinde, Australien, USA, 
Canada, Mexiko, Südamerika 


Indien, Insulinde, China, 
Japan, die Flottenstützpunkte 
im Indischen Ozean und im 


Pazifik 


Der kleinste Erdteil 


Nordost-Australien, Queens- 
land 


Titel des Werkes 


H AUSHOFER, GEOPOLITIK 
DES PAZIFISCHEN OZEANS. 
Studien über die Wechsel- 
beziehungen zwischen Geo- 
graphie und Geschichte. 
1925, 453 Seiten, 16 Kar- 
ten und Tafeln. Leinen 
Mark 15.— 


HausHorEr- März, ZUM 
FREIHEITSKAMPF IN SÜD- 
OSTASIEN (Karl Haushofer, 
Südostasiens Wiederaufstieg 
zur Selbstbestimmung — 

Josef März, Die Stützpunkt 
politik der großen Mächte), 
1923, 503 S., Leinen 10.— 


PoxLer, WANDERUNGEN 
IM QUEENSLANDBUSCH. 
Übertragen von Hildegard 
Kühn, 1925, 222 Seiten, 
24 Abbildungen und eine 
Karte. Leinen Mark 7.— 


Ein geopolitischer Streifzug durch Afrika 


In diesem Buch erzahlen die 
beiden Leiter der durch den 
Film: „Das schwarze Ge- 
schlecht* bekannten Citroén- 
Expedition voll Reiz von ihrer 
Fahrt durch die Sahara. Sie 
zeigen viel ausgezeichnete 
Bilder von der Fahrt, deren 
im Tiefsten politische Bedeu- 
tuntz uns angehen sollte. 


Die Sahara zwischen Algier 
u. Französisch-Senegambien, 
Timbuktu, der Niger, von den 
Tuaregs 


C. M. Haarpt UND L. 
Aupovin DUBREUIL, Dix 
ERSTEDURCHQUERUNG DER 
SAHARA IM AUTOMOBIL, 
Deutsche Übertragung von 
Paul Fohr. 1924, 202 Seiten, 
53 Abbildungen und eine 
Karte, Leinen Mark 6.— 


Lassen Sie sich die Werke, die Sie interessieren, unverbindlich 
von Ihrer Buchhandlung oder vom Verlag zur Ansicht vorlegen 
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Aktuelle Neuerſchein ungen 


Dr. Hermann Müffener 
Die finanziellen Anſprüche 
der katholiſchen Kirche an den preußiſchen Staat 


auf Grund der Bulle De salute animarum vom 16. Juli 1821 


1926. 203 Seiten. Apologetiſche Tages fragen Heft 20. Auf weißem, 
holzfreiem Papier. Geheſtet RM. 5.00 


Umfangreiche und gründliche Quellenftudien gingen der Abfaflung des 
Werkes voraus, das zuerſt den Reichs deputations hauptſchluß vom 25. Ses 
bruar 1803 und ſeine Durchführung in Preußen darlegt, hierauf die 
Dotationsbeſtimmungen der Bulle, ihre Vorausſetzungen und 

legungen betrachtet und endlich zeigt, wie Preußen bis in die füngſte 
Zeit der Aus führung der Dotationsbeſtimmungen Widerſtand leiſtete. 
Gerade bets it das Werk für i und die Geil insbeſondere 

r ichkeit. 


olitiker, für die Breffe und die Get 


Hans Rif 


Leitfaden durch das Aufwertungsrecht 
1926. Staatsbürgerbibliothek Heft 137. R M. 0.60 


Inhalt: A: Einleitung. B. 1 Malet Aufwertung. C. Aufwertungs⸗ 
geſetz (darunter die Geſetze für Grundſchulden, e andbriefe 
und verwandte Schuldverſchreſbungen, Sparkaſſenguthaben, Verſicherungs · 
anfprüde). D. Anleihe⸗Abloͤſungsgeſetz ee die Geſetze betr. Anleihen 
des * der Länder, Anleihen der Gemeindeverbaͤnde und der 
Gemeinden, Anleihen oͤffentlich⸗ rechtlicher Koͤrperſchaften). E. Schlußbemer- 
kung. F. Aufwertungskalender. G. Umrechnungstabellen. Sachregtiſter. 


A. Grünewald 
Gerichts verfaſſung, Zivil ⸗ und 
Strafprozeß in Deutſchland 


1926. Staatsbürgerbibliothek Heft 122. RM. 0.60 


Leider gebören in unſerer nervdfen und erplofiven Gegenwart ſolche 
Bücher zu den „Gegenſtänden des täglichen Bedarfs“, und Grünewalds 
Heft rückt in die Reihe der allernotwendigſten. Es unterrichtet in zu⸗ 
verläſſigſter Weiſe über Dinge, die heute ſeder wiſſen muß. Was na⸗ 
mentlich im II. Teile über Hauptgrundſätze und Verfahren des Zivil⸗ 
und Strafprozeſſes geſagt iſt, wird manchen vor Schaden bewahren. 


Volksvereins Verlag GmbH. zu M. Gladbach 


Zur gegenwärtigen Politik 


Dr. Hans Wehberg 
Der Sicherheitspakt 
1926. Staatsbürgerbibliothek Heft 135-136. RM. 1.20 
Zum Völkerrecht tft Dr. Hans Wehberg ein bekannter und ſicherer Führer. 
Er erörtert das Sicherheitsproblem, die Verhandlungen zu feiner Loͤſung, 
die Konferenz und den Friedenspakt von Locarno und gibt die Altenftüde 


wieder, in welche der Sicherheitspakt gefaßt worden tft. Ein gutes Gade 
regiſter erleichtert den Gebrauch der Schrift. Oldenburgiſche Volkszeitung. 


Dr. Theodor Merten 


Die engliſche Wirtſchaft von heute 
und ihre Entwicklung ſeit 1913 
1926. Staatsbürgerbibliothek Heft 139.140. RM. 1.20 


Die Bergbaukriſe, deren Alpdruck auf England laftet, ift nur ein Teilaus⸗ 


ahren leidet. Die Warenaus fuhr Englands beträgt nur 75 Prozent des 
orkriegsumfanges, während der geſamte Welthandel wieder die Vor⸗ 
kriegshoͤhe erreicht hat, während die deutſche Aus fuhr belſpielsweiſe 
im März 1926 wieder 82 Prozent der Aus fuhr von 1913 betrug. 


Sehr aug der allgemeinen Wl nn. unter der England fett 


Dr. Emil van den Boom 


Die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
im Lichte ihrer Parteiprogramme 
Gotha Erfurth · Görlitz · Heidelberg 

1926. 63 S. Geheftet RM. 0.60. Kartontert auf beſſerm Bapfer RM. 1.00 
Die Schrift des in der Kenntnis des Sozlalismus und der ſozlaliſtiſchen 
Bewegung wohlbewanderten Verfaſſers ehr begrüßt werden 


wird der Anhang der Schrift, der die Programme der Partei und 
fonftige Dokumente enthält. Bapriſcher Kurier, München. 


Volksvereins⸗Verlag GmbH. zu M. Gladbach 


Heimat und Volk 


POLITISCH-KULTURELLE ZEITSCHRIFT ZUR PFLEGE 
DEUTSCHEN VOLKSTUMS U. VOLKSBEWUSSTSEINS 


»Heimat und Volke erscheint am 1. und 15. jeden Monats 
u. kann durch die Geschäftsstelle Berlin S14, Stallschreiber» 
str. 4 bezogen werden » Vierteljahresbezug 1,25 RM., für 
das Ausland halbjährlich 3,— RM. » Probenummern 
eind unter Beifügung von 1,— RM. anzufordern. 


Das Heft von 1. September erscheint als 


Sonderheft „Volk in Not!“ 


Aus dem Inhalt: Deutsches Leid und deutsche Pflicht« 
Politik und Bildunge » Ludwig Tieck, der 
Dichter des Deutschtums » u. a. m. 
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ADOLF DRESLER: 
SÜDSLAWIEN 


Das heutige Südslawien ist wie Polen, die Tschechoslowakei und andere 
neue Staaten eine Schöpfung des Weltkrieges. Darum kann man vielfach bei 
uns die Meinung hören, diese Staaten hätten keine geschichtliche Daseinsbe- 
rechtigung, sie seien nur künstliche Gebilde, denen keine lange Lebensdauer 
zugesprochen werden könne. Diese Meinung ist ebenso irrig wie die Hoff- 
nung, auf dem Balkan und auf anderen Gebieten sei durch die Friedensver- 
träge von 1919/1920 ein wirklicher und endgültiger Frieden von Dauer her- 
beigeführt worden, die künftigen Beziehungen der Staaten untereinander 
würden nur noch von wirtschaftlichen Gesichtspunkten aus sich gestalten. 
Demgegenüber ist festzustellen, daß die Bildung des Südslawenreiches auf einer 
geraden Linie geschichtlicher Entwicklung liegt, die zu Anfang des vorigen 
Jahrhunderts begonnen hat, die heute aller Voraussicht nach noch nicht abge- 
schlossen ist und die sich auch nicht in ihrem Fortschreiten durch wirtschaft- 
liche Erwägungen wird beeinflussen lassen. Diese Entwicklung ist getragen 
von dem Streben der Balkanslawen nach staatlicher Selbständigkeit und nach 
Vereinigung in einem Reiche. Es ist dabei zu unterscheiden zwischen der 
südslawischen Bewegung in Serbien und Bulgarien und derjenigen im früheren 
Habsburgerreiche. Die erste führte zur Abschüttelung der Türkenherrschaft 
durch Serbien und Bulgarien, Ereignisse, die allgemeiner bekannt sind. Da- 
gegen hat man von der zweiten bei uns weniger gewußt, weshalb von ihr 
ausführlicher gesprochen werden soll. 

Die Träger des südslawischen Gedankens im Habsburgerreiche waren die 
kulturell am fortgeschrittensten Balkanslawen, die Kroaten. Ihre Bewegung 
aber, der sogenannte „Illyrismus“ Ludwig Gay’s, das katholische Südslawen- 
reich, das Bischof Stroßmayer erstrebte, das „Großkroatien“, von dem Ante 
Starcewitsch im vergangenen Jahrhundert träumte, wurde nicht zur Wirk- 
lichkeit, politisch scheiterte die Bewegung, auf kulturellem Gebiet war sie je- 
doch erfolgreich. Gay gelang es, der kroatischen Sprache neben der ungari- 
schen und lateinischen einen Platz zu gewinnen. Vuk Karadjitsch-Stefano- 
witsch schuf die serbo-kroatische Schriftsprache als Einheitsband zwischen 
Serben und Kroaten gegenüber dem altserbischen Kirchenslawisch. Eine Stär- 
kung ihrer Bewegung erfuhren die Kroaten zwar durch die Annexion von 
Bosnien und der Herzegowina, die politische Leitung des Südslawentums war 
aber inzwischen an die Serben übergegangen, die sich von der Türkei befreit 
hatten und seither als die eifrigsten Verfechter des Einheitsgedankens auftraten. 
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Hinzu kam die Verbindung mit der von Rußland ausgehenden allslawischen 
Bewegung und mit den Tschechen. Ein kurzer geschichtlicher Überblick mag 
diese Entwicklung der Dinge beleuchten. 

ı895 waren die kroatischen Studenten nach Schließung der Agramer Uni- 
versität zum Tschechenführer Professor Masaryk nach Prag gezogen, dessen 
Einfluß auf die kroatische Intelligenz, Politik und Presse sich seither stark 
bemerkbar gemacht hat. Den Kroaten folgten die Slowenen von den Hoch- 
schulen in Graz und Wien nach Prag mit dem gleichen Ergebnis.!) Wichtig 
wurde sodann die 1907 erfolgte Gründung der neuslawischen Bewegung durch 
den Tschechenführer Kramarsch und den russischen Generalleutnant Wo- 
lodimirow. Sie richtete sich sowohl gegen die Türkei als auch gegen Öster- 
reich-Ungarn. Ihr Ziel war die Bildung eines selbständigen Tschechenstaates mit 
Einschluß von Wien und eines Südslawenreiches etwa im jetzigen Umfange. 
Von 1908 an wurden dann die allslawischen Kongresse abgehalten in Prag, 
Petersburg, Sofia, Laibach und wieder in Prag. Masaryk trat 1909 für die 
53 serbo-kroatischen Politiker des Agramer Hochverratsprozesses öffentlich ein, 
ıgıı reiste er von Agram nach Belgrad, Dalmatien und Cetinje und nahm 
mit südslawischen Führern in- und außerhalb der Donaumonarchie Fühlung. 
Kramarsch hatte inzwischen seine Fäden nach Bulgarien gesponnen, er war 
1910 Ehrenpräsident des Kongresses von Sofia gewesen, der die ersehnte ser- 
bisch-bulgarische Verständigung brachte. Der bereits 1909 in Verabredung 
mit den Russen Stolipin und Iswolski geplante Balkanbund kam aber erst am 
13. März 1912 zustande, er hatte den gegen die Türkei gerichteten ersten 
Balkankrieg zur Folge. 

Außer der Unterstützung der Südslawen durch Russen und Tschechen muß 
auch der Rolle gedacht werden, die England damals auf dem Balkan spielte. 
Im englischen Interesse konnte die geschilderte Entwicklung der Dinge nur 
erwünscht sein, sie bedeutete eine Schwächung der Stellung des Dreibundes, 
die Vollendung der Einkreisungspolitik Eduards VII. und geopolitisch gesprochen 
die Abriegelung des deutschen Vordringens nach dem Orient, in den England 
sich nur mit Rußland zu teilen gewillt war, durch ein südslawisches Bündnis 
vom Schwarzen Meer zur Adria. Die Schwächung der Türkei war dabei eben- 
falls nur willkommen. So ist es denn kein Wunder, daß englische Hände 
sehr bald im Spiel der Kräfte auf dem Balkan mitwirkten. Der Engländer 
Seton Watson schrieb ein Buch über „Die südslawische Frage im Habsburger- 
reiche“ (deutsch Berlin 1908), das die Verbundenheit der Balkanfragen mit 
der südslawischen Bewegung in der Donaumonarchie deutlich aufzeigte; durch 
Vermittlung von Kramarsch und Masaryk trat ferner der Wiener Vertreter 
der „Times“, H. Wickham Steed, mit südslawischen Kreisen in Fühlung, 


unterstützte in seinem Blatte deren Politik und spielte schon vor dem ersten 
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Balkankriege, wie er in seinen kürzlich erschienenen Erinnerungen?) berichtet, 
für Bulgarien eine diplomatische Rolle, wie auch der Vertreter der „Times“ 
auf dem Balkan, J. D. Bourchier, sich tatkräftig für die Serben und Bulgaren 
einsetzte. Die Friedensverhandlungen wurden denn auch in London geführt. 
Kaum aber war am 30. Mai 1913 unter Greys Vorsitz Friede geschlossen 
worden, als ganz programmwidrig der serbisch-bulgarische Bruderkrieg um 
Mazedonien ausbrach, der mit Bulgariens Niederlage endete. Dadurch wurde 
die Aufrollung der südslawischen Frage in Österreich-Ungarn aber nur hin- 
ausgeschoben. Als Zwischenlösung forderten slawische Politiker der Donau- 
monarchie, unter ihnen auch Masaryk, zunächst die Bildung eines dritten, 
slawischen Reichsteiles neben den bisherigen deutschen und ungarischen Staats- 
hälften, den sogenannten ,Trialismus* statt des bisherigen Dualismus. Da- 
rüber hinaus suchte aber Masaryk Anfang 1914 zwischen Serbien und Bul- 
garien eine Aussöhnung herbeizuführen. Das alles war noch in der Schwebe, 
als der Mord von Serajewo zum Anlaß des Weltkrieges wurde, dessen tieferer 
Grund aber neben anderen die ungelöste Südslawenfrage war. 

Über die Entwicklung der südslawischen Dinge während des Krieges geben 
uns die genannten Erinnerungen des Engländers Steed recht guten Aufschluß. 
Steed hatte 1913 ein Buch „The Hapsburg Monarchy“ geschrieben, dessen 
Verbreitung in Österreich-Ungarn verboten wurde. Steed war Slawenfreund, 
kannte alle bedeutenden slawischen Politiker und ihre Bestrebungen und war 
nach London in der festen Überzeugung vom baldigen Ausbruch eines Welt- 
krieges, der Österreich-Ungarns Untergang bringen würde, zurückgekehrt. Als 
die Katastrophe dann wirklich ausbrach, entwickelte Steed bereits im Septem- 
ber 1914 Grey einen Plan, Bulgarien auf die Seite der Entente zu bringen 
oder sofort von Serbien, Griechenland und Rumänien besetzen zu lassen. Das 
Zögern der englischen Regierung ermöglichte jedoch den Anschluß Bulgariens 
an die Mittelmächte. Dagegen hatte Steed mit seinen übrigen südslawischen 
Plänen mehr Erfolg. Die beiden Südslawenführer Supilo und Trumbitsch, die 
aus Österreich-Ungarn geflohen waren, fanden sich in London ein, unter dem 
Vorsitz von Lord Cromer wurde eine „Serbische Gesellschaft für Großbritannien“ 
gebildet, gemeinsame politische Richtlinien wurden aufgestellt und im „Frie- 
densprogramm“, das Steed im Oktober 1915 und nochmals im April 1916 in\ 
englischen Zeitschriften aufstellte, wurde bereits die Schaffung eines Süd- 
slawenreiches gefordert. Punkt 6e dieses Programms lautete: Bildung eines 
ethnisch vollständigen (ethnically complete) Serbien in Form der Vereinigten 
Staaten von Südslawien (United Staates of Jugoslavia). 

Diesen Bestrebungen einer Loslösung der österreichisch-ungarischen Süd- 
slawen vom Habsburgerreiche wurde auf Seiten der Mittelmächte der Ge- 
danke einer Föderalisierung der Donaumonarchie entgegengesetzt, den in 
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Deutschland besonders das „Berliner Tageblatt“ und die „Vossische Zeitung“ 
vertraten. Auch österreichisch-ungarische Slawen wie L. v. Südland?®) gaben 
sich noch lange mit der trialistischen Lösung der nationalen Schwierigkeiten 
zufrieden. Nach Steeds Eingeständnis hätten sich die Staatsmänner der Entente 
mit einem solchen Ergebnis des Krieges ebenfalls begnügt, nicht aber die 
Slawenführer selbst und ihre Freunde. Masaryk und der früher erwähnte 
Engländer Seton Watson gaben vom Oktober 1916 ab in London das Wochen- 
blatt „New Europe“ heraus, in dem sie für die völlige Freiheit aller Slawen 
der Doppelmonarchie und für deren Zertrümmerung eintraten. Die Arbeit 
der genannten Kreise und der von Steed geleiteten „Times“ führte dann zu 
dem Erfolg ihrer Gedanken im Frieden von St. Germain 1919, der so ziem- 
lich die seit langem gefaßten Pläne der Slawen Österreich-Ungarns verwirk- 
lichte. | 

Schwieriger als die Bekämpfung des trialistischen und föderativen Planes 
einer Umgestaltung des Habsburgerreiches war die Beilegung der italienisch- 
südslawischen Streitigkeiten um die Westgrenze des neu zu bildenden Staates 
und um die Herrschaft über die Adria. Die erste Schwierigkeit bereitete das 
Durchsickern der Kenntnis vom Londoner Vertrag, in dem die Entente im 
April 1915 Italien für seine Teilnahme am Kriege die Beherrschung der Adria, 
die überwiegend von Slawen bewohnten Grafschaften Görz und Gradisca, 
Triest, ganz Istrien und Dalmatien bis zur montenegrinischen Grenze zuge- 
sprochen hatte. Einen Ausgleich zwischen den Forderungen der nunmehrigen 
Bundesgenossen zu schaffen, war äußerst mühsam. Im Juli 1917 erfolgte die 
„Deklaration von Korfu*, die vom serbischen Ministerpräsidenten Paschitsch 
und von dem österreichischen Kroaten Trumbitsch (aus Spalato) als den 
„autorisierten Vertretern der Serben, Kroaten und Slowenen* unter dem 
Namen „Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen" einen unabhängigen 
Nationalstaat dieser drei Volksstämme erklärten, für ihn „alles überwiegend 
von den südslawischen Völkern bewohnte Land“ beanspruchten und die Adria 
als „freies und offenes Meer“ forderten. Diese Erklärung verschärfte die 
Spannung zwischen Italienern und Südslawen noch mehr. Im Dezember 1917 
fanden bei Steed in London Einigungsverhandlungen statt, bei denen eine ge- 
meinsame Beherrschung der Adria beschlossen wurde. Auf Triest und Istrien 
zu verzichten, weigerten sich die Italiener, die übrigen strittigen Fragen aber 
sollten nach dem Nationalitätenprinzip gelöst werden, das kurz darauf auch 
Wilson verkündete. Die weiteren Verhandlungen zwischen dem südslawischen 
Ausschuß und dem italienischen Parlamentsausschuß führten darauf zur An- 
erkennung der „südslawischen Nation“ durch Italien im „Pakt von Rom“ im 
April 1918. Der Zerfall Österreich-Ungarns brachte dann die Vereinigung 
der Serben, Kroaten und Slowenen in einem Staate, über die Westgrenze aber 
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kam es auf den Friedens verhandlungen in Paris und noch später zu immer 
neuen Zerwürfnissen zwischen Italienern und Südslawen. Diese Gegensätze, 
die bis zum Abschluß des italienisch-südsla wischen Bündnisses vom Januar 1924 
dauerten und die mehrmals zu kriegerischen Drohungen von beiden Seiten ge- 
führt hatten, sind im Aufsatz „Italien und die Herrschaft im Mittelmeer“ ge- 
schildert worden‘). Die Italiener errangen einen großen Erfolg in der Ab- 
drängung der Südslawen von der Adria, sie verleibten sich etwa 600 000 Slo- 
wenen und Kroaten ein und gewannen die wichtigen Hafenstädte Triest und 
Fiume. Der Hafen von Buccari vermag den Südslawen dafür nicht den min- 
desten Ersatz zu bieten. So hat sich der Drang Serbiens nach Westen zum 
Meer in einen solchen nach Südosten und Osten sowie einen Druck nach 
Norden gegen Österreich verwandelt. Diese Ablenkung kann in gewisser 
Weise mit derjenigen verglichen werden, die Frankreich bewerkstelligte, in- 
dem es den Blick Italiens von dem verlorenen Nizza und Savoyen ab- und 
Dalmatien sowie dem Brenner zuwandte. Da uns Deutsche vornehmlich der 
Druck Südslawiens nach Norden angeht, so soll zunächst dieser behandelt 
werden. 

Unmittelbar nach dem Kriegsende war er nur gering und beschränkte sich 
auf die Slowenen. Den Serben lag damals vor allem an dem seit Jahrzehnten 
angestrebten Adriahafen, an Fiume. Die Spannung zwischen den Bundesge- 
nossen war auf der Friedenskonferenz eine derartige, daß die Italiener sich 
weigerten, mit den Südslawen sich an einen Tisch zn setzen oder in ihrer 
Gegenwart zu verhandeln. Frankreich war damals auf Seiten der Südslawen, 
es wollte Fiume statt Saloniki zum Hafen für seine Orientarmee machen, es 
kam zu ernsten Reibungen mit Italien, bis italienische Truppen die umstrittene 
Stadt kurzerhand besetzten und die Franzosen zum Abzug nötigten. Gleich- 
wohl begannen die Franzosen, den englischen Einfluß auf dem Balkan zu er- 
setzen. Einmal hatten sie dort ein großes Heer stehen, die Engländer aber 
nur wenige Truppen, dann aber zeigten die Engländer auch sehr viel mehr 
Interesse für die Aufteilung der Türkei und die Gestaltung der Dinge in Asien 
als für die Klärung der Lage in Europa. Frankreich war es auch, das für 
die Verschiebung der südslawischen Grenze bis über die fast rein deutschen 
Städte Cilli und Marburg sorgte. Ihm lag jetzt an einer möglichst engen 
Einschränkung des Deutschtums ebenso sehr wie früher England, für das diese 
Frage nach der Niederwerfung Deutschlands und dem Zerfall Österreich-Un- 
garns in den Hintergrund trat. Die jetzige südslawische Grenze überschreitet 
nicht nur die Drau, sondern sie greift sogar auch über die Mur hinüber und 
selbst damit sind die Slowenen noch keineswegs zufrieden. Je unsicherer ihre 
Hoffnung auf den von ihnen Sotscha genannten Isonzo als Grenzfluß wird, 
um so mehr verstärkt sich ihr Wunsch nach dem Besitz des Klagenfurter 
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Beckens und weiterer Teile von Kärnten und Steiermark. Und dieser süd- 
slawische Druck nach Norden begegnet sich mit dem Druck der Tschechen, 
die, wie gezeigt wurde, seit langem die gleichen Ziele wie die Südslawen ver- 
folgen, nach Süden, mit ihrer Forderung nach einem slawischen „Korridor“ 
zum Meere für ihren Binnenstaat. Bei der Aufteilung Österreichs unter Italien 
und die übrigen Nachbarn, die schon mehrmals erwogen worden ist, würde 
dieser „Korridor“ zweifellos eine Wirklichkeit werden. Es ist zweifellos, daß 
bei einer noch weiteren Zurückdrängung des Deutschtums aus dem Südosten 
die Südslawen die Hauptrolle spielen würden. 

Für den Drang Südslawiens nach Süden und Südosten ist das Verhältnis 
zu Bulgarien von größter Bedeutung. Von den allslawischen Versuchen, 
ein enges serbisch-bulgarisches Bündnis herzustellen, wurde schon gesprochen. 
Der zweite Balkankrieg ließ diese Versuche vorerst scheitern, der Weltkrieg 
sah abermals die beiden Völker als Gegner im Wettbewerb um die Vorherr- 
schaft auf dem Balkan. Der Erfolg der Entente entschied zugleich diesen 
Bruderzwist zugunsten Serbiens. Bis zum Frieden von Bukarest 1912 hatte 
Serbien 48320 qkm umfaßt, durch den genannten Frieden erhielt es 
33670 qkm hinzu, der Weltkrieg brachte ihm Montenegro, obwohl im Namen 
aller Verbündeten Briand am 10. 1. 1917 dessen Wiederherstellung als Kriegs- 
ziel der Entente erklärt und Wilson am 8. 1. 1918 in Punkt 11 seiner 14 Punkte 
dasselbe getan hatte, mit einem Gebiet von 9030 qkm und vom zerfallenden 
Österreich-Ungarn erhielt es weitere 141629 qkm, so daß Südslawien heute 
232 649 qkm umfaßt mit einer Bevölkerung von 11 590 263 Seelen nach der 
Volkszählung vom 1. 1. 1921. Demgegenüber umfaßt Bulgarien jetzt eine 
Fläche von 102740 qkm mit 4862000 Einwohnern. Serbien nun, das sein 
Gebiet seit 1912 fast verfünffacht hat, das die im Pakt von Korfu zugesicherte 
bundesstaatliche Verfassung des Südslawenstaates nicht eingeführt, sondern ein 
straff zentralistisches Regiment errichtet und auch Montenegro verschluckt hat, 
scheint nicht wenig Lust zu verspüren, auch Bulgarien sich einzuverleiben. 
Diese Entwicklung liegt um so mehr im Bereich der Möglichkeit, als Bul- 
garıen heute über kein beachtenswertes Heer mehr verfügt, als die bulgarisch- 
serbische Grenze von der Donau bis Zaribrod an der Nischawa völlig offen 
liegt und erst im Süden Bergland aufsteigt, als die bulgarische Hauptstadt 
Sofia nur in geringer Entfernung von der durch den letzten Friedensschluß 
noch weiter nach Osten vorgeschobenen Grenze liegt und als endlich fremde 
Mächte sich einer mehr oder minder gewaltsamen Vereinigung von Südslawien und 
Bulgarien kaum widersetzen würden. England hat andere Sorgen, seitdem sein gegen 
die Türkei aufgehetzter Schützling Griechenland vernichtend geschlagen wurde, 
Frankreich kann heute schwerlich noch entscheidend eingreifen und Italien 
würde vermutlich seinen Bundesgenossen Südslawien gewähren lassen, um von 
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ihm Zugeständnisse in Dalmatien zu erhalten. Ein Angriff Südslawiens auf 
Bulgarien stand schon mehrmals zu befürchten. Die italienische Presse er- 
klärte anfangs, Bulgarien würde auf die Hilfe Italiens rechnen können, später 
setzte sie sich auch lebhaft für den „traditionellen Feind der Serben“, für 
Ungarn, ein. Seit dem Bündnis Italiens mit Südslawien sind diese Stimmen 
wie auch die Parteinahme für die Selbständigkeitsbestrebungen in Montenegro, 
Kroatien und Mazedonien aber verstummt, und haben häufigen Aufsätzen 
Platz gemacht, die ausführen, daß Südslawiens Aufgaben nicht im Westen, 
sondern im Südosten und Osten liegen. Ob ein südslawisch-bulgarischer Zu- 
sammenschluß stattfinden wird, läßt sich nicht vorhersagen, daß er aber im 
Bereich der Möglichkeit liegt, ist unzweifelhaft. Einer der besten deutschen 
Kenner des Balkans, der sozialdemokratische Abgeordnete H. Wendel, hat in 
seinen Schriften seit langem diese Entwicklung vorausgesagt, wobei er freilich 
an eine friedliche Vereinigung dachte. Heute ist jedoch die Zuhilfenahme von 
Waffen das Wahrscheinlichere. Der Zusammenschluß würde einen Block von 
13½ Millionen Balkanslawen ergeben, die Lösung des Streites um Mazedonien 
bringen, Südslawien die bulgarischen Häfen am Schwarzen Meer verschaffen 
und eine verstärkte Wiederaufnahme des Druckes beider Länder zur ägäischen 
Küste zur Folge haben. Bulgarien mußte im Frieden von Neuilly 1920 den 
Küstenstrich zwischen der Mesta und Maritza an Griechenland abtreten, Süd- 
slawien hat nur Benützungsrechte im Hafen von Saloniki erhalten, mit denen 
es nicht zufrieden ist. Bei der italienisch-griechischen Feindschaft ist es nur 
natürlich, daß italienische Blätter, vor allem auch die faschistischen, neuer- 
dings immer darauf hinweisen, der gegebene Hafen für Südslawien sei nicht 
Triest oder Fiume, sondern Saloniki, auf das es mit Recht Anspruch erhebe. 
Bis vor kurzem war das südslawisch-griechische Verhältnis kein freundliches. 
Dann kam im August dieses Jahres die Meldung von einem südslawisch- 
griechischen Bündnis, wobei die öffentliche Meinung Italiens in starke Er- 
regung geriet, weil es obne Verständigung Italiens zustande gekommen sei, 
und weil hinter ihm eine französische Intrige gesehen wurde. Daß Italien 
für seine Stellung auf dem Balkan das Bündnis mit Südslawien nicht für 
ausreichend erachtet, hat der seit langem erstrebte Abschluß eines Freund- 
schaftsvertrages mit Rumänien am 16. September gezeigt. Damit ist auch 
dort französischer Einfluß durch italienischen ersetzt worden. Jedenfalls aber 
müssen der Druck Südslawiens gegen die griechische Grenze, welche das Tal 
des Wardar quer durchschneidet, der alte Zwist um Mazedonien und die neuen 
Interessengegensätze in Albanien als Ausgangspunkte für kommende Verwick- 
lungen auf dem Balkan in Betracht gezogen werden, wozu noch das unstreitig 
vorhandene Bestreben Südslawiens hinzukommt, sich Bulgarien auf die eine 
oder andere Weise anzugliedern. 
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Die innenpolitischen Schwierigkeiten Siidslawiens sollen nicht verkannt 
werden. Seine Bevölkerung besteht aus 5 441 661 Serben, aus 3 030 737 Kro- 
aten und Slowenen, aus 3 117 865 Deutschen, Ungarn usw., dem Bekenntnisse 
nach aus 5734607 Angehörigen der prawo-slawischen Nationalkirche, aus 
4527702 römischen und griechischen Katholiken, ı 265 445 Mohammedanern, 
247024 Protestanten u. s. f. Serben und Kroaten haben eine verschiedene ge- 
schichtliche Entwicklung aufzuweisen, die Slowenen weichen von beiden wiede- 
rum in ihrer Sprache nicht unwesentlich ab, Kroaten und Slowenen sind über- 
wiegend römisch-katholisch und neigen damit auch der westlichen Kultur zu, 
während die Serben durch ihre Einwanderung in das oströmische Reich im 
7. Jahrhundert sich der östlichen Kultur zu wandten und früh eine nationale 
Kirche sich bei ihnen herausbildete. Schon 1219 heißt es, Serbe sei, wer sich 
zur serbischen Kirche bekenne. Diese erreichte einen Höhepunkt ibrer Macht 
durch die 1557 erfolgte Gründung des Patriarchates von Ipek, dessen Amts- 
bezirk fast den ganzen mittleren Balkan umfaßte. In letzter Zeit macht die 
serbische Kirche in Südslawien wieder Fortschritte, was in römisch-katholischen 
Kreisen zu lebhaften Besorgnissen Anlaß gibt.°) Trotz dieser Schwierigkeiten, 
denen sich noch die weniger wichtige beigesellt, daß Serben und Montene- 
griner sich der cyrillischen, Kroaten und Slowenen der lateinischen Schrift 
bedienen, ist aber nicht anzunehmen, daß Südslawien nicht lebensfähig sei. 
Scherzhaft wird die Abkürzung für den dreistämmigen Staat S. H. S. wohl 
gedeutet als „Sie hassen sich“, aber wer das Land nach dem Kriege bereist 
hat, gewinnt doch den Eindruck, daß ohne schwere Schicksalsschläge von 
außen der neue Staat nicht sobald wieder verfallen wird. Ein Zeichen dafür 
ist ja auch die Aussöhnung des radikalen kroatischen Bauernführers Raditsch 
mit dem serbischen Königshause. 

Nur geringe Bedeutung kommt der Einteilung Südslawiens in einen balka- 
nischen Teil mit 88965 qkm und einen mitteleuropäischen Teil mit 143 684 
qkm und in 6915466 dem östlichen Kulturkreis, 4 774 797 dem westlichen 
angehörende Bewohner zu. Wenn man dicht südlich von Graz die cyrillische 
Schrift neben der lateinischen auf allen Amtsschildern angebracht und sie 
auch in den Schulen neben der lateinischen gelehrt findet, sowie so manche 
andere Zeichen balkanischen Einflusses sieht, so hat man doch den Eindruck, 
daß der Balkan nicht mehr wie früher erst bei den Minarets in Bosnien be- 
ginnt, sondern bereits an der südslawischen Grenze an der Mur und der Drau. 
Aus dem Gesagten ergibt sich auch, ohne daß auf Einzelheiten, Zeitungsauf- 
sätze usw. eingegangen werden konnte, daß Südslawien zwar mit fremder 
Hilfe, aber doch nicht von ungefähr entstanden ist und daß es weiter ein Un- 
ruheherd für Europa bleiben wird. Der Bolschewismus, der zum Nachfolger 
des Einflusses geworden ist, den das frübere Zarenreich auf dem Balkan aus- 
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geübt hat, und der durch Stefan Raditsch und die Förderung der mazedo- 
nischen Aufstandsbewegung auch für Südslawien eine zeitlang gefährlich zu 
werden schien, ist doch so gut wie überwunden. Sein Erfolg in Bulgarien 
würde für Südslawien nur einen willkommenen Anlaß zum Einschreiten bieten. 
Als Verbindungsbrücke nach Kleinasien und Nordafrika aber wird der Balkan 
den Bolschewisten auch fernerhin dienen. 

Von westeuropäischen Einwirkungen ist die französische am stärksten. Fran- 
zösische Bücher und Zeitungen werden massenhaft nach Südslawien geschickt, 
es gibt eine große französische Buchhandlung in Belgrad, man sieht französi- 
sche Lichtbilderwerke, während früher in den serbischen Gymnasien Deutsch 
von der ı. Klasse an Pflichtfach war, ist es nach dem Kriege durch Französisch 
von der 2. Klasse an ersetzt worden.) Trotzdem wird Deutsch noch immer 
viel gesprochen. Das „Osteuropäische Jabrbuch“ von 1922 (Budapest, Priens- 
Verlag) gibt die Zahl der Deutschen in Südslawien mit 919 356 an.?) Ihre 
Zahl kann aber nicht voll zur Geltung kommen, da sie zerstreut wohnen. 
Unter oft brutaler Unterdrückung haben sie in allen Landesteilen ziemlich 
gleichmäßig zu leiden. In den Städten Marburg und Cilli hat man ihre Ver- 
eine aufgelöst und deren Besitz geraubt, bei Wahlen wird mit ärgstem Terror 
gegen sie vorgegangen, die südslawische Schulpolitik ist ebenfalls ganz auf die 
Ausrottung des deutschen Volksbewußtseins eingestellt. All das aber kann 
für uns nur ein Grund mehr sein, die weitere Entwicklung Südslawiens als 
des für uns wichtigsten Balkanstaates aufmerksam zu verfolgen. 


Anmerkungen 


1) Masaryks Wirken zeigte sich vor allem in der nisses Italien den nach Westen gerichteten 


Zeitung „Omladina“ der slowenischen natio- Kriegshafen Pola so gut wie gar nicht be- 
nützt. In dem zu Lande ungeschützten Hafen 


liegen nur ein paar kleine Torpedoboote und 


naldemokratischen Partei und in den Grund- 
sätzen der ı904 gebildeten kroatischen Fort- 


schrittspartei. unwichtige Kriegsfahrzeuge. 


2) „Through Thirty Years“, London 1924, Ver- 
a Bände. Zu den Balkan- 
kriegen siehe Band 2, Seite 320. 


lag Heinemann. 


8) Deckname für Dr. Ivo Pilar, der lange eine 
hohe Staatsstelle in Bosnien bekleidete. Sein 
ausgezeichnetes Werk „Die südslawische Frage 
und der Weltkrieg“ erschien 1918 in Wien. 

4) Im Maiheft der „Zeitschrift für Geopolitik«. 
Bezeichnend ist aber, daß trotz des Bünd- 


6) s. z. B. den „Bayrischen Kurier“ vom 24. 7. 25: 
„Von der Staatskrise zur Religionskrise*. 

6) In Sofia wurde am 15. Juli das neue Gebäude 
der „Alliance francaise* eingeweiht. Es gibt 
dort auch eine französisch geschriebene Zei- 
tung „La Bulgarie“. 

T) Deutsche Angaben schwanken zwischen !/2 
und ı Million. 
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Quellen, die nicht im Text genannt sind: 


Hermann Wendel, Südosteuropäische Fragen, 


Berlin 1918. 
Aus und über Südslawien, 


Berlin 1920. 

4 = Von Belgrad bis Buccari, 
Frankfurt 1922. 

ï > Aus dem südslawischen Ri- 
sorgimento, Gotha 1921. 

2 5 Von Marburg bis Buccari, 


Frankfurt 1921. 
Das neue Werk Wendels „Der Südslawen 
Kampf um Freiheit“ war bei Abfassung dieses 
Aufsatzes noch nicht erschienen. 


Bei Wendel kommt leider häufig seine par- 


teipolitische Einstellung zum Ausdruck. In der 
mazedonischen Frage nahm er zu Unrecht so- 
gar während des Weltkrieges für Serbien 
Partei. 

Nach der Volkszählung vom 31. Januar 1925 
zählt Südslawien 513 472 Deutsche oder 4,3 0/0 
der Gesamtbevölkerung. Vor dem Kriege wurden 
in dem gleichen Gebiet 800 ooo Deutsche ge- 
zählt. Der Rückgang betrifft hauptsächlich die 
Städte, auf dem Lande haben sich die Deutschen 
nahezu behaupten können. („Das Ziel“ Nr. a, 
2. Jahrg., 20. Nov. 1925.) 

A. K. Kober, Der Balkan, Jena 1925. 


Glasnik geografskog druschtva, Belgrad 1922. 

Dr. Albrecht Wirth, Der Balkan, Stuttgart 1924, 
4. Auflage. Wirth schreibt unrichtig von 
nur 285 000 Deutschen in Südslawien. 

G. Gesemann, Das Deutschtum in Südslawien, 
München 1922. 

A. A. Rlein, Zwischen Drau und Adria, Wien 
1925. 

R. F. Kaindl, Die Deutschen in Südslawien, 
Wien 1926. 

Die Verbindung zwischen Tschechen und Siid- 
slawen ist erst durch den Einbruch der Ungarn 
abgerissen. Im 10. Jahrhundert hießen die 
Tschechen noch böhmische Kroaten (Chrobaten), 
Böhmen Groß- oder Weißkroatien. Der Name 
der Tschechen taucht erst 1164 auf. Man denke 
auch an die Namengleichheit der Sorben in der 
Lausitz, die früher als Weiß-Serbien bezeichnet 
wurde, und der Serben auf dem Balkan. Der 
Name Dalmatien ist mit den Daleminzen in der 
Mark Meißen in Zusammenhang gebracht worden 
(s. L. A. Gebhardi, Geschichte aller wendisch- 
slavischen Staaten, Halle 1790, 1793 u. 1796). 
Unter den Bulgaren und Dalmatinern finden sich 
viele nichtslawische Elemente, doch hat hier die 
Sprache ein slawisches Nationalgefühl entstehen 


lassen. 
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ERICH OBST: 
BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 
Europa im Zeichen des Völkerbundes und der Sicherheitsverträge 


Am 10. September ist Deutschland feierlichst in den Völkerbund auf- 
genommen worden und hat den heißumkämpften ständigen Ratssitz erhalten. 
Für den, der sich ehrlich bemüht, über den Parteien stehend Politik zu treiben, 
ist es nicht leicht, dieses Ereignis gerecht zu würdigen. Wir haben hier von 
jeher den Standpunkt vertreten, daß sowohl unserem Vaterland wie dem ge- 
samten europäischen Kontinent im Grunde nur mit einer weitherzigen Ver- 
ständigungspolitik geholfen ist. Wir halten einen Zusammenschluß der zahl- 
reichen National- und Nationalitätenstaaten unseres Erdteils aus wirtschaft- 
lichen und politischen Gründen für dringend wünschenswert, weil im Zeit- 
alter der wachsenden Räume nur so ein erfolgreicher Widerstand gegen die 
übrigen Großreiche der Welt möglich ist und weil nur auf dem Wege der 
Verständigung die dynastisch-territorialpolitischen Grenzen den notwendigen 
völkisch-kulturellen Grenzen weichen können. Im Ziele stimmen wir also mit 
der von Stresemann folgerichtig betriebenen Völkerbundspolitik durchaus über- 
ein. Was uns trennt, ist vielmehr der Weg zur Erreichung dieses Zieles. 
Wir halten es nicht für möglich, den Sprung vom Einzelstaat zum Weltbund 
zu. machen; wir möchten statt einer universalen Völkerliga eher eine Reihe 
von Erdteilbünden, die dann von sich aus vielleicht einmal den Weg zuein- 
ander finden, zu einem Weltvölkerbund verschmelzen könnten. Gerade geo- 
une Untersuchungen führen zu dem Ergebnis, daß die Völker und Staaten 

er Welt mindestens zurzeit viel zu heterogen sind, von viel zu divergierenden 

Interessen beherrscht werden, um in ihrer Gesamtheit plötzlich unter einen 
Hut gebracht zu werden. Um es kurz zu sagen: Wir stimmen für eine orga- 
nische Entwicklung von Völkergemeinschaften, für ein langsames, stetiges 
Wachsen vom Kleinen zum Großen und versprechen uns wenig von mehr oder 
minder gewaltsamen, unnatürlichen politischen Konstruktionen. 

Aus diesem unseren Standpunkt ergibt sich von selbst, daß wir, ohne in 
kleinliche Nörgelei zu verfallen, dem Genfer Völkerbund als Weltliga kein 
Vertrauen entgegenbringen können. Wie töricht ist es im Grunde, dieses 
Gebilde überhaupt Weltvölkerbund zu nennen, wo die Vereinigten Staaten 
und Rußland fehlen, Brasilien und Spanien schon wieder ausgetreten sind, 
Kuba mit dem Austritt droht und die Bundesmächte untereinander bis zum 
äußersten intrigieren, ja selbst vor kriegerischen Maßnahmen gegeneinander 
nicht zurückschrecken (China-Großbritannien). 

Trotzdem kann es möglicherweise taktisch von Deutschland richtig gehandelt 
sein, dem Genfer Bund ungeachtet aller seiner Mängel beizutreten. Wir Deut- 
sche und gerade wir sollten uns aber keinen Illusionen hingeben, sondern die 
Dinge stets klar so sehen wie sie sind, nicht wie wir wünschten, daß sie 
wären. Frankreich hat es faktisch eben doch erreicht, daß Polen dem Rate 
angehört von dem Augenblick ab, wo Deutschland seinen Ratssitz einnimmt. 
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Ob trotzdem all die schönen Paradereden von Genf zu einer wirklichen und 
dauerhaften deutsch-französischen Entspannung führen, kann allein die Zukunft 
zeigen. Erreicht es Herr Stresemann, daß als Folge unseres Beitritts zum 
Völkerbund nach und nach die Kriegsschuldlüge verschwindet, die Gebiete 
am Rhein geräumt, Eupen und Malmedy zurückgegeben werden, das Unrecht 
im Osten (Oberschlesien, Korridor, Danzig!) und in Übersee (deutsche Kolonien) 
wieder gutgemacht wird, der politische Zusammenschluß aller zusammen- 
hängend gesiedelten Deutschen (vor allem Österreich) nicht länger hinter- 
trieben wird, die Kriegslasten gerecht verteilt werden usw. usw., dann wird 
er als großer Staatsmann fortleben, und alle Deutschen werden ihm von 
Herzen gern die dann wohlverdiente Anerkennung zollen. Was inzwischen 
aus dem Genfer Völkerbund geworden ist, soll uns dann nicht sehr kümmern. 
Wir treten ihm in erster Linie als Deutsche und zwecks Wahrung deutscher 
politischer 1 bei; erst in zweiter Linie kommt für uns der Kampf für 
allgemeine Weltideale und Völkerbeglückung. Je offener wir dies aussprechen, 
desto mehr glauben wir einer Befriedung Europas zu dienen. 

Selbst die überzeugtesten Anbänger der Weltvölkerbundsidee werden nicht 
behaupten können, daß gegenwärtig im zwischenstaatlichen Leben die Dinge 
im Geiste von Genf geregelt würden. Auf dem II. Minderheiten-Kongreß, 
der im August in Genf tagte, war das Völkerbundssekretariat wieder nicht 
offiziell vertreten, und die Führer der Minderheiten erklärten mit Recht ein 
über das andere Mal, daß der Völkerbund in bezug auf eine gerechte Lösung 
des Minderheiten-Problems vollkommen versage. 

Spanien und Italien, die beide trotz unterschiedlicher Haltung nach 
außen dem Völkerbund gleichermaßen abgeneigt sind (auch die Völker oder 
nur die Diktatoren?), haben Mitte August einen allgemeinen Schiedsvertrag 
mit Neutralitätsklausel abgeschlossen, der vielfaches Aufsehen erregte und von 
mancher Seite als Beginn einer neuen Ära in der Mittelmeerpolitik gedeutet 
wird. Namentlich die „Times“ behauptet, daß der offizielle Vertrag noch von 
geheimen Vereinbarungen begleitet sei betr. die politische Neugestaltung in 
Nordafrika u. a. m. Aber nicht nur für England, sondern fast mehr noch für 
Frankreich dürfte dieses italienisch-spanische Bündnis von erheblicher Wich- 
tigkeit werden. Spanien ist durch den Mißerfolg in seiner Tangerpolitik 
auch Frankreich stark entfremdet worden. Italien aber ist seit dem erneuten 
Attentat auf Mussolini auf Frankreich ganz besonders schlecht zu sprechen 
und schlägt dem lateinischen Schwesterstaat und Völkerbundsgenossen gegen- 
über einen Ton an, der ganz und gar nicht nach Genfer Völkerversöhnung 
klingt. 

Zu welchen Ergebnissen die vertraglich vereinbarte italienisch-spanische Zu- 
sammenarbeit fübren wird, hängt sicherlich nicht wenig vom Schicksal der 
beiden Diktatoren ab. Das Attentat auf Mussolini durch einen Pariser Emi- 
granten erwähnten wir bereits. In Spanien hat die Revolte der Artillerie- 
offiziere Primo de Rivera schwere Sorgen bereitet. Es bleibt eben dabei, daß 
die Staatsform einer Diktatur fortwährend schweren Erschütterungen ausge- 
setzt ist und das Vertrauen zu solchen Staaten und deren Politik wesentlich 
herabmindert (Sturz des griechischen Diktators Pangalos, Ausrottung der Oppo- 
sition durch die „Gerichte* Kemal Paschas usw.). 

Der Balkan spielt in der Hohen Politik gegenwärtig wieder eine ganz be- 
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sondere Rolle, denn trotz Völkerbund und allgemeiner Völkerversöhnung 
werden hier Verträge über Verträge geschlossen, und alle lassen die Furcht 
vor neuen kriegerischen Verwicklungen nur zu deutlich erkennen. Welche 
endgültige Gestalt der jugoslawisch-griechische Vertrag (Z. f. G. 1926, 
S. 587) nach dem Sturz von Pangalos annehmen wird, ist im Augenblick nicht 
sicher zu beurteilen. Recht bedenklich — um nicht stärkere Worte zu ge- 
brauchen — ist der im September perfekt gewordene polnisch-rumänische 
Vertrag. Die dort genau vereinbarte militärische Kooperation im Falle eines 
Krieges gegen Deutschland oder Rußland bzw. Bulgarien und Ungarn, die 
Festlegung der französischen Waffenhilfe u. a. m. hebt sich seltsam gegen die 
Friedensreden von Genf ab. Auch der neuerdings erst veröffentlichte fran- 
zösisch-rumänische Schiedsvertrag entbehrt nicht eines hoben geopoliti- 
schen Interesses, denn Frankreich garantiert Rumänien darin die Erhaltung 
des jetzigen territorialen Bestandes einschließlich Beßarabien. Nehmen wir die 
schweren Differenzen zwischen Jugoslawien und Bulgarien hinzu (starke Banden- 
kämpfe an der mazedonischen Grenze), werten wir von diesem Standpunkt aus 
die schwebenden Bündnisverbandlungen zwischen Südslawien-Polen, Grie- 
chenland-Rumänien und Italien-Rumänien, so erkennen wir, daß der 
Balkan seinen Ruf als Wetterwinkel Europas noch immer 5 

Inzwischen treibt auch Sowjet-Rußland eine Bündnispolitik großen Stils. 
Geopolitisch wichtig sind nicht nur die in Aussicht genommenen Schiedsver- 
träge zwischen den Sowjets und den Randstaaten, sondern mehr noch die 
Verhandlungen zur Bildung eines durch Verträge festgefügten Blockes, der 
Sowjet-Rußland, die Türkei und Persien, womöglich auch noch 
Afghanistan umfassen soll. Wohl nicht ohne Grund argwöhnt England, 
daft dieser Block von Rußland als Waffe gegen Indien gedacht ist. Schon die 
Stellung, die sich die Sowjets seit einiger Zeit in Afghanistan errungen 
haben (die Luftflotte Afghanistans ist gänzlich in den Händen von russischen 
Emissären), beunruhigt die anglo-indischen Politiker von Tag zu Tag mehr. 

Es wird für den Genfer Völkerbund eine barte Arbeit werden, in diesem 
Wirrwarr sich überschneidender Interessen Neutralität zu wahren und die Idee 
von Recht und Gerechtigkeit und Weltfrieden zum Siege zu führen. Alle 
Mitglieder des Bundes werden unausgesetzt darauf bedacht sein müssen, daß 
sie nicht eines Tages von den Großen im Rat für deren egoistische Ziele miß- 
braucht werden. Gerade Deutschland muß besondere Vorsicht üben, damit 
seine Interessen z. B. in der ibero-amerikanischen Welt nicht durch eine schäd- 
liche Politik des Völkerbundes gefährdet werden. Auch in der Stellung gegen- 
über der jetzt dem Völkerbund unterbreiteten Beschwerde Abessiniens 
gegen den englisch-italienischen Abessinien-Vertrag (Z. f. G. 1926, S. 414—417, 
eißt es doppelt und dreifach vorsichtig sein. Augenscheinlich geht der Protest 
Abessiniens auf das Drängen Frankreichs zurück. Die Verhandlungen in Genf 
über diesen Punkt werden also auch wieder einen Ausschnitt aus der nur 
notdürftig verschleierten britisch-französischen Rivalität im nahen Orient bilden. 

Während die politischen Führer, wie wir oben sahen, vielleicht wirklich 
das Gute wollen, sich aber in dieser Welt urewiger Feindschaften noch nicht 
recht durchsetzen können, ist es den Wirtschaftsführern gelungen, hier und 
da eine wirkliche und aufrichtige internationale Zusammenarbeit zu erreichen. 
Wir verweisen nur kurz auf das internationale Schienenkartell, das Röhren- 
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kartell, das Walzdrabtkartell, das Zustandekommen der Copper Export Trading 
Comp., die Verhandlungen zur Bildung eines internationalen Eisen- und Stahl- 
trusts u. a. m. Möge es glücken, auf diesem Wege fortzufahren, ohne von 
seiten der Politiker gestört zu werden. Mögen auch die Arbeitnehmer der 
verschiedenen Staaten, ohne auf wirtschaftlich gefährlichen oder gar unmög- 
lichen Experimenten zu bestehen, den Weg zu einer harmonischen überstaat- 
lichen Zusammenarbeit finden. Fester als politische Theorien bindet die Volk- 
heiten schließlich doch die Gemeinschaft der Arbeit, die Gemeinsamkeit der 
wirtschaftlichen und sozialen Nöte. 


| KARL HAUSHOFER: 
BERICHT AUS DEM INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


Zwei Vorgänge von allgemeiner Bedeutung für den indopazifischen Raum 
in seiner weitesten Ausdehnung müssen für den Spätsommer 1926 dem sehr 
ergiebigen, 55 wertvollen Spiel von Einzelnachrichten vorangestellt 
werden: 1. die zunehmende Aufnahme der Penckschen Ideen von der 
Vordringlichkeit der Bevölkerungspolitik im Verbältnis zur Ernährungsfähig- 
keit der Erdräume und Bodenflächen als Leitmotiv einer verständigen Außen- 
4 durch die angelsächsischen Raumdenker — so unwillkommen diese 

insicht oft in Einzelheiten der angelsächsischen Politik ist; 2. die künst- 
liche verkleinernde Mache der großen Inselreiche und ihrer Nachrichten- 
dienste gegenüber der panasiatischen Idee, besonders gegenüber der noch 
nicht genügend ausgereiften panasiatischen Konferenz und ıhrem ersten An- 
lauf in Nagasaki Anfang August 1926. 

Zu den wesentlichen Einstellungsergebnissen angelsächsischer Geopolitik auf 
den Bonitierungsgedanken von Penck gehört doch immerhin die am 9. 8. 26 
recht widerspruchslos angenommene Feststellung von Sir Daniel Hall, daß 
durchschnittlich ı ba (2!/, acres) zur Ernährung eines Menschen der weißen 
Rasse erforderlich seien, und der Vermehrung dieser Rasse von augenblick- 
lıch fünf Millionen im Jahr keine Vermehrung von fünf Millionen Hektar für 
sie geeigneten Fruchtlandes gegenüberstehe, sondern seit dem Weltkrieg eher 
Einschränkungen. Der Hinweis auf die neuen kältebeständigen Weizensorten 
Kanadas und seine Exportsteigerung um 20 % in den letzten 25 Jahren allein 
aus diesem Grunde, und die steigende Neigung, aus tropischen und subtropi- 
schen Gegenden erböhte Ernährungsmöglichkeit für Menschen und Tiere zu 
ziehen, entkräfteten die Bedenken vor allem für die Zukunft der weißen Rasse 
nicht, die ja auch Baldwin in seinen ernsten Worten an die parlamentarische 
Abordnung nach Australien (Geopolitik Heft 8) ausgesprochen hat. „Wieder- 
belebung einer landwirtschaftlichen Bevölkerung mit Hoffnung, Unabhängig- 
keit und Aussicht auf lohnende Erzeugung!“ Gewiß: wenn sie nicht gelingt, 
wird das Ringen der weißen Rasse mit den Menschenmassen der Monsun- 
länder mindestens auf deren eigenen Boden aussichtslos sein, auch wenn die 
künftigen Leistungen der Tropeninstitute die 15—20 % unsrer Ernten, die 
heute noch Insekten und Pilzen zum Opfer fallen, retten können. Pflegliche 
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Behandlung der Reserveräume der Welt durch Besiedelung mit Leuten, die 
aufs Land geben und es bebauen wollen, nicht über See wieder in Groß- 
städte drängen, diese für die augenblicklichen Reserverauminhaber so lästige 
Forderung der weißen Menschheit steht hinter einer wirklichen Einsicht in 
die Größe des von Penck aufgeworfenen Problems. 

Die erste panasiatische Konferenz in Nagasaki, statt von mehr als 
130 ursprünglich angesagten Delegierten aus ganz Asien zunächst nur von 51 
aus Indien, Japan, Korea, Philippinen und Siam — bei vorerst remonstrie- 
renden Chinesen — besucht, von schrillen Dissonanzen durchklungen, nicht 
(wie die wohlvorbereiteten panpazifischen Konferenzen) von reichlichem ameri- 
kanischem Gelde gespeist, Bach von U. S.-Behörden amtlich begrüßt, sondern 
nur von der japanischen Polizei emsig überwacht und vom auswärtigen Amt 
verleugnet, konnte kein äußerlicher Erfolg sein. Ihr bloßes erstmaliges Zu- 
sammenkommen an anderer Stelle als etwa in Moskau war schon Erfolg genug. 
Wer den angelsächsischen Nachrichtendienst kennt, der war auch nicht ver- 
wundert, wenn darin das Beste getan wurde, um den bescheidenen Anfangs- 
erfolg so lächerlich zu machen und zu verkleinern, als möglich ist, wenn man 
fast unbegrenzte Mittel überlegener Nachrichtenwucht, Geldmacht und ge- 
schulter Ironie besitzt. Dennoch: wer sich über eine Sache so ärgert, wie 
z. B. der China-Expreß, läuft Gefahr, über sein Ziel hinauszuschießen. Die 
zähe Forderung der Chinesen, eine feierliche Zurückziehung der a1 Forde- 
rungen a an China aus dem Weltkrieg zu erzwingen, der Versuch der 
Japaner, die koreanischen Klagen zu ersticken, zeigen natürlich, wie weit es 
noch zu einer Verwirklichung der „Liga der asiatischen Völker“ ist, als deren 
Ausgangspunkt sich die erste 5 Konferenz bezeichnete. Aber die 
Beflissenheit, mit der Inder und Philippiner zwischen den hadernden Mächten 
zu vermitteln wußten, die großen aufgeworfenen Ziele: Erleichterung des 
Meinungsaustausches und der Zusammenarbeit zwischen Asiaten, die Förderung 
transasiatischer Bahnbauten, der Bau von Vortrags- und Propagandahallen in 
den asiatischen Hauptstädten, die Errichtung von Banken zur Vermittlung 
inter- asiatischen Kredits, rein asiatischer Handelskorporationen zur Beherr- 
schung des asiatischen Binnenhandels, Entwurf panasiatischer Flaggen und 
Symbole, das alles hat doch Hand und Fuß, und irgend einmal muß das 
Große angefangen werden, wenn es je verwirklicht werden soll; und wenn 
es verwirklicht wird, so wissen ja China-Expreß, Transpacific, Far Eastern 
Review u. a. sehr gut, wer den Hauptschaden trägt, und beugen vor! „Wenn 
wirklich, wie einflußreiche Japaner klarlegen, die Delegierten niemand ver- 
traten, warum baben uns dann die Korrespondenten mit so viel heißer Luft 
bemüht?“ Ja, das meinen wir auch, und deshalb müssen wir uns in einem 
geopolitischen, mit langen, naturbedingten Entwicklungen rechnenden Nach- 
richtendienst sehr genau ansehen, was sichtlich in den großen ozeanischen, 
meerumspannenden Reichsbildungen als „heiße Luft“ empfunden wird. 

Im Zusammenhang damit mögen Meldungen, die — zeitlich an die Rede 
des indischen Nachrichtenchefs über den Mißbrauch Afghanistans durch die 
Sowjets und die Gefährdung Indiens dadurch anschließen — über den Erz- 
nd Kohlenreichtum Afghanistans verzeichnet werden. Britische, öster- 
reichische, deutsche und französische Prospektoren sind ja genug am Werke 
dort gewesen; eine Goldmine wurde nördlich Kandahar, eine Rubinen-Unter- 
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nehmung bei Jagdalak, an der Straße Kabul—Peschauer versucht; Eisenerze 
sind am Fuß der Paghman-Berge und bei Tabl-ul-serai, 80 km nördlich Kabul, 
Eisen und Silber im Ghorbend-Tal bei Ferunjal festgestellt; aber früher oder 
später mußten die meisten Unternehmen aufgegeben werden, wie auch die ur- 
alten Lapis lazuli-Gruben in Badakschan und das Kupfer von Maidan, nur 
einen Tagmarsch westlich Kabul, weil die mangelnden Verkehrsmittel 
alles unwirtschaftlich machten. Kohle ist im Hindukusch, nördlich von Bamian, 
Lignit im Kunare-Tal, wahrscheinlich auch in Khost, aber sie trägt natürlich 
den Karawunenverkehr zum Erz nicht, so wenig, wie das Öl bei Tirput, west- 
lich von Herat. 

Die Schätze sind also da, und das Problem ist nur, wer sie heben und zu- 
sammenbringen darf; der Regierung wird vorgeworfen, daß sie keine Kon- 
zessionen erteilen wolle und dennoch selber nicht die Mittel zur Entwick- 
lung habe: das uralte Lied (auch in Abessinien und China ertönend). Fast 
ein Jahrhundert lang hat man den Bahnbau in Afghanistan hintertrieben; 
nun drängt man ihn auf — von beiden Seiten. 

Neben dem kontinentalsten Gebiet des indopazifischen Kreises macht sich das 
am meisten ozeanische Neu-Seeland im Nachrichtenspiel dieses Spätsommers 
durch die Notwendigkeit einer kritischen Würdigung seiner Aprilzählungen 
und ihrer Ergebnisse bemerkbar. 1 407156 Einwohner mit, 1 344 384 Ein- 
wohner ohne die 62 781, nach längerem Rückgang wieder an Zabl gewachsenen 
Maori ist der Ertrag; als Leitzüge zeigen sich steigendes Einströmen in die 
Nordinsel (8:5), und rasch zunehmende Verstädterung und Landflucht. Noch 
1901 war die Landbevölkerung fast 61% der Gesamtbevölkerung, 1921 nur 
mehr 51% ; seitdem nahmen de Städte um das Fünffache, im letzten Lustrum 
um 105 800 Einwohner, Land und Kleinstädte nur um 20 700 Einwohner zu. 
Waldverwüstung und Raubbau ruinierten die überforderten, jungfräulichen 
Böden in etwa 10— 12 Jahren, und „heute gibt es Hunderttausende von Acres 
(je 0,40 ha!) deteriorated land, das einst Hunderte von Siedlern und deren 
Frauen und Familien nährte, Schulen und Kleinstädte trug, und heute halb 
verlassen liegt...“ „Das einst reizvolle Landleben mit wenig scharf betonten 
Gegensätzen von Arm und Reich ist nun einem anderen Wirtschaftszustand 

wichen, der große Vermögen anzuhäufen gestattete, mit scharfen sozialen 

egensätzen, einer Art neuer Grundaristokratie, und dem Zusammendrängen 
aller Reize des Daseins in die großen Städte, vor allem Wellington, Aukland, 
Christchurch und Dunedin.* So klagen gut beobachtende Korrespondenten 
aus Neu-Seeland. — Wir fragen nur: weshalb nahm dann die an inneren Ko- 
lonisierungsaufgaben so reiche, an Mitteln zu ihrer Lösung so arme Insel in 
der Größe zwischen Großbritannien und Japan, reicher an Naturschätzen viel- 
leicht als beide, mit ı,4 Millionen Menschen in einem Lebensraum, der das 
Vierzigfache nähren könnte, den Armen das ihrige? Samoa zum Beispiel! 
Weil Naboths Weinberg schon da war? Damit der Präcedenzfall nicht aus- 
sterbe? | 

Im Zusammenbang mit dieser Frage müssen wir zwei Tatsachen des 
indopazifischen Randgebiets beleuchten. Eine wird durch eine ganz aus- 
gezeichnete Zusammenfassung des „Manchester Guardian Commercial“ vom 
29. Juli 1926 über die Entwicklung des ostafrıkanischen Baumwoll- 
anbaus näher bekannt: die blühende Ausdehnung des Baumwollgebiets im 
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ehemaligen deutschen Ostafrika sowohl im Küstengürtel von Lindi bis Tanga, 
als im Mwanza-Gürtel (Mwanza, Bukoba, Tabora) und in Morogoro, sowie 
dem Verbindungsstreifen Aruscha—Moschi—Usambara, und seine zunehmende 
Transporterschließung gegen den Indischen Ozean zu, mit steigender Bedeu- 
tung der Inderfrage. Von dem Ertrag von 1925 von Kenya und Uganda 
gingen 51% nach England, 40% nach Indien! Die ganz vortrefflich 
orientierte Rundschau zeigt deutlich, wie sehr, außer andern Monopolland- 
schaften das Tanganyika-Territorium, nun Mandatgebiet, „die wertvollste 
unter den früheren deutschen Kolonien“ zu einer wichtigen Rohstoff hoffnung 
des Welthandels geworden ist, was man den guten Deutschen so oft und gern 
auszureden suchte. Die zweite ist die geradezu ungeheuerliche Belastung 
des Iraq mit Wehrausgaben, die dieses schlimmstbesteuerte unter den 
Ländern des Naben Ostens der Ehre verdankt, britische Ölinteressen vertei- 
digen zu müssen. Ein Etat von rund 55 Mill. Rupien, fast 15 Mill. Rupien 
für Wehr-, 8 Mill. Rupien für Polizeiausgaben — das ist, in einem der 
ärmsten Länder der Erde, teure Vormundschaft! 

Für den weiteren pazifischen Umzug sind dann noch die Erneuerung 
des sogenannten Taftabkommens zwischen den Vereinigten Staaten — unter 
der schlichten Einkleidung in einen Handelsvertrag ein politischer Pakt erster 
Ordnung und ein seedede militärisches Benützungsbündnis für das Pa- 
nama-Staatsgebiet durch die Vereinigten Staaten — und als gegenstrebige 
Freundlichkeit die Freundschaftsversicherung des japanischen Marine- 
ministers, Admiral Takarabe, für die Philippinen zu buchen. 

Hier wird die freie Zukunft der unabhängigen Philippinen geradezu als eine 
Kernlösung für die künftige schiedlich-friedliche Entwicklung der pazifischen 
Politik bezeichnet; ein hochgestelltes Mitglied des japanischen Kabinetts kann 
das ruhig, ohne „grave consequences“ in der internationalen Öffentlichkeit 
sagen, weil die Vereinigten Staaten ja den Philippinen feierlich die Unab- 
hängigkeit versprochen haben, sobald sie „a stable government“ errichtet haben 
werden, und nicht gut in der Öffentlichkeit von ihrem feierlichen Versprechen 
abrücken können, auch wenn es die Tropenpflanzungswünsche mächtiger Trusts 
noch so sehr gebieten sollten. 

Aber es bindet auch Japan, was Leute, wie Takarabe, Kato, Shidehara, 
Goto so feierlich aussprechen, und führt am Ende doch die reiche Inselgruppe 
bei geschickter Leitung zwischen Scylla und Charybdis hindurch zur ersehnten 
Selbstbestimmung. Zwei Arbeiten von Professor Tuckermann haben jüngst 
die Philippinenfrage zusammenfassend behandelt und einen sehr er- 
wünschten Überblick über sie gegeben. Es kann nicht oft genug betont 
werden, wie sehr gerade diese Inselgruppe ein Prüfstein für die Ehrlichkeit des so 
oft betonten neuen internationalen Rechts in seiner Anwendung durch starke 
Macht- und Wirtschaftsträger ist, namentlich des guten Willens der Ver- 
einigten Staaten auf der einen, Japans auf der andern Seite des pazifischen 
Kraftfeldes und des Kräfteverhältnisses der panpazifischen, wie der pan- 
asiatischen Kraftlinien. 

Beide lassen sich ja auch in der Fortentwicklung der chinesischen Macht- 
fragen verfolgen, in der wieder ein gewisser Gleichgewichtszustand eingetreten 
ist. Keine der großen chinesischen Teillandschaften sei geopolitisch stark ge- 
nug, um den andern das Gesetz ihres Willens aufzudrangen; so sagten wir 
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vor dem Beginn der Tuchun-Phase, die nun in einen teilweisen Zusammen- 
bruch Wu Pei Fus — trotz Nankau und Kalgan — und mühsames Sich-Er- 
halten Chang Tso Lins ausläuft, gegenüber wieder erstarkenden Kuo Min Tan- 
und -Chun-Aussichten. Gegen die vitalere Idee der Nachfolger Sun Yat Sens, 
wie gegen die Stärke der kontinentalen, panasiatischen Kraftlinie kommt die 
geistlosere, örtliche, beschränkte Machtäußerung der Tutschune auf die Dauer 
nicht auf, auch wenn sie ein paar Journalisten erschossen baben. 

Ideen kann man in den Monsunländern noch weniger auf die Dauer füsi- 
lieren oder vor Kanonen wegblasen, als im Abendland, wegen ihrer dort noch 

rößeren Lang- und Zablebigkeit. Das erfuhren der Reihe nach Portugiesen, 

Spanier Niederlander, Russen, Franzosen, Briten und U. S.-Amerikaner in indo- 
pazifischen Landen, die eine merkwürdige Zähigkeit im Wiedererwecken ge- 
rade füsilierter, verbrannter und sonst vergewaltigter Ideenträger an den Tag 
legen. Rizal, Sun Yat Sen, aber auch Yüan Shi Kai, die so gründlich ver- 
brannte Kaiserin von Korea, die von den Kanonen weggeblasenen Mogul- 
prinzen, die indischen Toten der Andamanen, ja selbst tot oder doch im Aus- 
sterben gesagte ganze Bevölkerungen, wie die Maoris, die Farbigen von Hawaii, 
stehen auf eınmal wieder da; sie müssen entweder von neuem erschossen oder 
sonst irgendwie international zum Schweigen gebracht werden, auch wenn sie 
der Völkerbund nicht anhört, wie die Koreaner, oder sich verlegen mit Ver- 
tröstungsgebärden von ihnen abwendet, wie von den Chinesen ın der Ange- 
legenheit der 21 Forderungen, oder von Abessinien in der neuesten Aufteilung 
in Interessensphären. In dem Ringen zwischen den beiden großen chinesischen 
Toten: Sun Yat Sen und Yüan Shi Kai und ihren Schulen ist zweifellos die 
größere Kraft auf der Seite des südlichen Doktor-Revolutionärs, als des hona- 
nesischen Zentralisten — dessen Jünger in ihrer Einstellung zum Machtge- 
danken Wu und Chang sind —. Außerdem ficht das ganze diplomatische 
Geschick und die ganze Skrupellosigkeit der nur | zurückge- 
drängten Sowjets für ihn, wenn sie auch gerade am einstigen Sitze seiner 
Macht, in Kanton, immer wieder durch innere Umsturzdrohung die Macht- 
äußerung von General Chang Kai Shek nach Außen, gegen den Yangtse zu, 
lähmte: darin ein warnendes Beispiel für Mitteleuropa! 

Wie sehr das Ringen des auf dıe innere Linie gedrängten chinesischen Nor- 
dens (mit seinem jüngsten Vorstoß in den Nankau-Paß und bis Kalgan) und 
des über Changsha mit seiner seit 1919 immer wieder vorzüngelnden Nord- 
expedition bis zum Industriezentrum am Yangtse vorgedrungenen Südens in 
Erfolg und Mißerfolg nur aus völkerpsychologischen, zuletzt geopolitisch er- 
klärbaren Grundzügen beider 5 Volksteile verständlich wird, das ent- 
hüllen jüngst zwei ausgezeichnete Aufsätze in derselben Nummer der „China 
Press“, Shanghai, vom 27.6. 26: Yu Lu Tang, Selected Moment comes to 
dispatch punitive forces against North, und Professor L. Astohoff: Soul of 
the North in China, its Youth; dieser letztere freilich mit dem Schatten Ruß- 
lands dahinter, als „Ogo“, das Land des Unerwarteten! Zu den rot durch- 
setzten Landschaften ist neuerdings, außer Kweichou, auch Kiangsi gekommen, 
je weiter der Zug des Südens in Hunan fortschritt, der mit Hankau den Kern 
der mittleren Yangtse-Landschaft, den Schwerpunkt Chinas endlich erreicht bat. 

Ein geopolitischer Nachrichtendienst muß endlich auf so wichtige Hilfs- 
mittel zur Selbsterziehung wie zur Schulung hinweisen, wie sie die Leistungen 
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der karthographischen Reliefgesellschaft in einem ihrer jüngsten Erzeugnisse, 
dem Reliefplan der in diesem Jahre von den Regierungskörpern bezogenen 
australischen Bundeshauptstadt Canberra darstellen. Die Auswahl dieser 
Hauptstadt, von Griffith Taylor in den Veröffentlichungen der Geogr. Soc. 
London beschrieben, ist eine der bemerkenswertesten geopolitischen Leistungen 
des XX. Jahrhunderts; die erdbestimmte Grundlage ihrer städtebaulichen Kon- 
struktion geht aus dem außerordentlich glücklich herausgefaßten, begrenzten 
und angeordneten Relief handgreiflich hervor. Die Leitidee des Gesamtauf- 
baues um einen angestauten Fluß, des Teilaufbaues aber in Anlehaung an die 
typisch australische Orographie in ausstrahlenden und runden Formen, mit 
ausgesparten Park- und Höhenlandschaften überwindet, eben Dank der Rück- 
sicht auf geopolitische Motive, völlig die sonstige Monotonie der Kolonialan- 
lagen bei dennoch gewahrter Einheitlichkeit. 

Wegen seines großen en bringen wir eine Nachbildung der 
ganz besonders zu empfeblenden Leistung, die 1 beiträgt, gewisse sonst 
schwer verständliche Züge australischen Staatsdenkens leichter begreiflich zu 
machen. Denn dieses Staatsdenken hat gewiß eine sehr centripetale Seite, 
aber doch — wie z. B. die großzügigen Äußerungen des australischen Arbeiter- 
führers Mac Namara über die in diesem Sommer vorbereitete panpazifische 
Labor-Konferenz für 1927 beweisen — auch eine andere, die volles Ver- 
ständnis für die raumweite Vermittlerrolle hat, die Australien als wichtigstes 
pazifisches Glied des britischen Weltreichs als Vermittler zwischen der angel- 
sächsischen Welt und den übrigen Pazifikanliegern spielen müßte. Schon aus 
der Vorbereitung dieser Konferenz, bei der auf australische Anregung zum 
erstenmal Sowjetvertreter (5) mit amerikanischen, australischen und japani- 
schen wie chinesischen Arbeiterführern des pazifischen Gebietes (im ganzen 100) 
sich in Honolulu „über Arbeiter-, Handels- und Wehrfragen des Pazifik“ aus- 
sprechen sollen, gewinnen wir wertvolle Einblicke, mit denen wir uns im 
nächsten Bericht an leitender Stelle auseinandersetzen wollen. 


OTTO MAULL: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Drei amerikanische Erregungszentren haben im letzten Monat unsere Auf- 
merksamkeit auf sich gezogen: Mexiko, Nicaragua und die immer noch nicht 
beantwortete Tacna-Aricafrage. Der mexikanische Kirchenkonflikt ist 
nichts anderes als der auch in anderen Ländern, auch in Europa ausgetragene 
Kampf zwischen Kirche und Staat. Daß er in Mexiko jetzt erst aus- 
gebrochen ist, hängt einmal natürlich mit der politischen Selbstbesinnung 
und dem Versuch einer straffen Ordnung der staatlichen Organisation zu- 
sammen, in einem Lande, das lange Zeit fast nichts als Revolutionen gekannt 
hat. Aber diese Tendenz innerer politischer Erstarkung ist sicherlich nur die 
eine Seite der Verursachung. Der zweite, zweifellos ungleich wichtigere Im- 
puls geht von der Durchdringung mit modernen politischen Ideen aus, die 
ın Mexiko, dem Lande in unmittelbarster Nachbarlage der Union, das zudem 
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allen randlichen, in seinen zahlreichen Häfen eindringenden Einflüssen ziem- 
lich leicht aufgeschlossen ist, stärker zu wirken scheinen als in einem anderen 
lateinamerikanischen Staat. Solche Bewertung der Verursachungen des Streites 
ist aber nicht willkürliche Annahme, sondern läßt sich schon befriedigend 
beweisen. Politische Selbstbesinnung fehlt heute kaum einem lateinamerika- 
nischen Staat, wenn sie sich auch in dem einen stärker, in dem anderen 
schwächer ausprägt. Sie ist eigentlich nichts anderes als die Voraussetzung 
für einen Zusammenstoß zwischen Kirche und Staat, wie ihn heute Mexiko 
erlebt. Daß sie aber die Ruhe anderer Staaten nicht in solcher Weise 
stört, liegt an dem augenblicklichen Mangel stoßkräftiger Ideen anderwärts 
oder auch vielfach der Ablenkung des Staatsinteresses auf ganz andere wichtiger 
scheinende und auch tatsächlich wichtigere Aufgaben hın. Auch in Mexiko 
ist die formale Grundlage zu dem Streit, die Trennung zwischen Kirche und 
Staat, seit der Unabhängigkeitsbewegung gegeben, dann 1857 und nochmals 
1917 verfassungsmäßig festgelegt worden, ohne daß aber seither aus dieser 
Verfassung sich ernstliche Folgerungen ergeben hätten. Der Staat stützt sich 
nun auf einmal auf die N von 1857, daß nur Mexikaner 
den Priesterberuf ausüben dürften, eine Bestimmung, die an und für sich als 
eine durchaus gesunde angesehen werden muß, wenn kein Staat im Staate 
geduldet werden soll. Schon seit 1857 war die Kirche auf das Gotteshaus 
und die Familie beschränkt; den Priestern war untersagt, Politik zu treiben, 
und die religiösen Orden waren aufgehoben worden. Im Grunde bedeutete die 
dann im Jahre 1917 unter dem Präsidenten Carranza erlassene Verfassung einen 
nahezu völligen Bruch zwischen Staat und Kirche, denn sie entzog der Kirche 
die Schule. Das unbewegliche Eigentum der Kirche wurde damals neuer- 
dings als Staatsgut angesehen. Durch den Bundesstaat sollte die Zahl der 
Priester bestimmt und damit die staatliche Oberaufsicht über die Kirche aus- 
geübt werden. Wenn der Kampf ein Jahrhundert lang nicht zum Ausbruch 
gekommen ist und auch nach der sog. Queretaro-Verfassung vom Jahre 1917 
kein absoluter Bruch erfolgte, so lag das an der immer wieder von Rück- 
schlägen gehemmten inneren Entwicklung Mexikos; es lag aber vielleicht noch 
mehr an der durch die Kirche stark beeinflußten Mentalität der Mexikaner. 
Denn selbst als der letzte kräftige Angriff der Kirche, die sich mit der Regelung 
bei der Unabhängigkeitserklärung nicht zufrieden gegeben hatte und darum 
mit der Schaffung des habsburg-lothringischen eee chei Kaiserreichs das 
Verlorene wieder zu erringen suchte, blutig abgewehrt worden war, be- 
obachtete man von Seiten der wieder errichteten mexikanischen Republik 
möglichste Duldung gegenüber der Kirche und ließ dabei die längst vor- 
handenen formalen Bestimmungen außer acht. Selbst unter einer so starken 
Regierung wie der Diktatur des Porfirio Diaz wurde es nicht anders. Man 
wollte jeden Konflikt mit der Kirche vermeiden. Umgekehrt war sich die 
Kirche bewußt, daß sie es zu einem offenen Kampfe nicht kommen lassen 
dürfe. Sie beschränkte sich, abgesehen von der Seelsorge, auf die Erziehungs- 
und Unterrichtsarbeit, hat dabei ganz Außerordentliches geleistet, einen guten 
Teil der Aufgaben erledigt, die der Staat nicht auszuführen vermochte; alleın, 
sie hat dabei wieder aufs neue breiten Boden in der Bevölkerung gewonnen. 
Um der Kirche gerade diese Eroberung wieder zu entreißen, forderte die im 
wesentlichen mit den Bestimmungen zur Zeit der Unabhängigkeit überein- 
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stimmende Verfassung von 1917 die Trennung von Kirche und Schule. Es 
blieb aber bei der Forderung. Der auf Carranza folgende Obregon, genau so 
wie Porfirio Diaz, ein reiner Indianer, übte wieder Duldung, schloß sozusagen 
einen Scheinfrieden mit der Kirche; denn die Regierung hielt, auch wenn sie 
nicht auf der Ausführung der einzelnen Bestimmungen bestand, an ihrer Ver- 
fassung fest. Auch die revolutionären Wirrnisse jener Zeit ließen den mehr 
formalen Konflikt als untergeordnet erscheinen. | 

Der Umschwung in der Behandlung der schwierigen Frage, deren Beant- 
wortung man bisher immer wieder aus dem Wege ging, hängt ganz offen- 
sichtlich mit dem Aufkommen neuer radikaler Ideen zusammen. Ihr Träger 
ist der seit 1924 an der Spitze des Bundesstaates stehende Präsident Calles. 
Als ehemaliger Schulmann liegt ibm bei dem Problem der Trennung von 
Kirche und Staat vornehmlich die Trennung von Kirche und Schule, die 
Forderung der Staatsschule am Herzen, wobei er sich auf die Verfassung von 
1917 zu stützen vermochte. Schon als Gouverneur des Staates Sonora hatte 
er diesen Kampf aufgenommen, das Priesterseminar geschlossen und die Kloster- 
schulen befehdet. An der Spitze des Bundesstaates stehend, wiederholt er das 
im Einzelstaate Begonnene. Dabei steht formal das Recht zu solchem Vor- 
geben bei ihm und bei der Regierung, denn die Kirchengesetze sind alt, 
gehen auf die Zeiten der Unabhängigkeit zurück und sind auch in ihren Er- 
gänzungen Verfassungsbestand seit 1917. Vom formalen Gesichtspunkt aus 
handelt es sich um keinen Religionskampf, keinen Gesinnungskampf, sondern 
um nichts anderes als um die Durchführung von Verfassungsbestimmungen, 
von Gesetzen, die — und das macht die ganze Angelegenheit so außerordent- 
lich schwierig — aber seit Jahrzehnten, ja, man kann fast sagen, seit einem 
Jahrhundert nicht angewandt worden sind. So steht denn ein gewisses Ge- 
wohnheitsrecht papiernen Gesetzen entgegen, die plötzlich Geltung haben 
sollen. Diese Tatsache bat in weiten Schichten, nicht etwa bei der Kirche 
allein, eine starke Opposition ausgelöst und dem Kampf eine sehr bedenkliche 
Note gegeben. Stützt sich der Präsident in der Hauptsache auf die in den 
Gewerkschaften organisierten Arbeiter, deren Gunst er durch seine sozialen 
Gesetzgebungen und Agrarreformen errungen hat, so steht ihm auch dieses 
Mal die alte, schon seinen Sozialreformen naturgemäß abholde Gegnerschaft 
gegenüber, die sich besonders aus der weißen Oberschicht, vor allem dem 
Großgrundbesitz, rekrutiert. Auf sie hat die Geistlichkeit durch die Schule, 
ebenso auf die Indios, die die Regierung gerne dem kirchlichen Banne ent- 
ziehen möchte, vollen Einfluß ausgeübt, und die Kirche kann darum ihrer 
Parteigänger ziemlich sicher sein. Allein der Konflikt in Mexiko hat sich 
damit von einem verfassungsmäßigen zu einem sozialen gewandelt, und es 
dürfte wohl Aufgabe der Regierung sein, das Gespenst des Klassenkampfes zu 
bannen. 

Als durch die Bekanntmachung der Regierung mitgeteilt wurde, daß die 
konstitutionellen Kirchengesetze vom 30. Juli an reglementiert würden, weil 
die Geistlichkeit sie nicht nur nicht befolge, sondern auch systematischen 
Widerstand gegen sie leiste, antwortete das mexikanische Episkopat mit einem 
Hirtenbrief, in dem es sich weigerte die betreffenden Artikel der Verfassung 
anzuerkennen. Diese schroffe Weigerung hat von vornherein die Lage außer- 
ordentlich verschärft und wohl nicht wenig dazu beigetragen, daß der Streit 
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von nun an von beiden Seiten mit großer Heftigkeit geführt wurde. Blutige 
Zusammenstöße zwischen den Anhängern der Kirche und den Gewerkschaften, 
in die Polizei und Militär eingriffen, zahlreiche Verhaftungen, Schließen von 
Kirchen, Gewalttaten der Menge gegenüber Beamten, Sympathieerklärungen 
der Katholiken anderer südamerikanischer Staaten an die Anhänger der Kirche 
in Mexiko, eine Protestnote des Ordens der Kolumbusritter, der Prozeß gegen 
den Erzbischof Mora, die Aufdeckung einer Verschwörung gegen Calles und 
die Regierung, deren Mitglieder von den Vereinigten Staaten aus in Nord- 
mexiko einfallen wollten, die von den Handelskammern unterstützte Forderung 
des Klerus nach Revision der Kirchengesetze, besonders ihrer Ausführungs- 
bestimmungen, die Ablehnung des Präsidenten, die Kirchengesetze aufzuheben, 
doch seine Bereitwilligkeit den Kirchenkonflikt an den mexikanischen Kongreß 
zu überweisen, beginnende Annäherung zwischen Staat und Kirche, das 
Scheitern der Verhandlungen und die abermalige Verschärfung der Lage sind 
die einzelnen Etappen eines heißen Kampfes gewesen, der den ganzen August 
hindurch dauerte. Erst mit Septemberbeginn ebbte er ab und trat in eine neue 
Phase der Verhandlungen ein, indem das Ministerium des Inneren neue ver- 
mittelnde Kirchengesetze ausarbeitet, die dem Kongreß, der zu dem Zeitpunkt 
noch nicht zusammengetreten war, vorgele were sollen. 

Mexiko hat bei seinem Kirchenstreit außenpolitische Verstimmungen nicht 
escheut. Ebenso unbekümmert um die außenpolitischen Folgen hat es neuer- 
ings das neue Minengesetz in Kraft gesetzt, das bestimmt, daß alle Boden- 

schätze, einschließlich Petroleum und Kohle, als Nationaleigentum erklärt 
werden. Zwar werden die schon bestehenden Minen-Landkonzessionen aner- 
kannt, ebenso die vor dem Bestehen der neuen Verfassung vom Jahre 1917 
erteilten Betriebskonzessionen. Doch sollen künftighin Bergwerkskonzessionen 
an ausländische Gesellschaften grundsätzlich nicht mehr erteilt werden, wohl 
aber unter Umständen an einzelne Personen. Mindestens go % der Arbeiter 
und 50 % der technischen Kräfte sollen Mexikaner sein. Wie die Kirchen- 
gesetze einen Staat im Staate beseitigen wollen, so ist auch dieser Schritt ein 
äußerst beachtenswerter Versuch, den nationalistischen Zusammenschluß so zu 
fördern, wie es auch das schon vor geraumer Zeit, am 9. März 1926, in Kraft 
gesetzte neue Einwanderungsgesetz will, daß eine ganze Anzahl Bestimmungen 
enthält, die den Volkskörper von physisch und psychisch unerwünschten 
Elementen frei halten wollen. Besonders charakteristisch für den Stand der 
technischen Kultur im Lande ist der im Minengesetz zugelassene ungleich 
höhere Prozentsatz von Technikern gegenüber dem der einfachen Arbeiter, 
deren Schutz der heutige Präsident sich ganz besonders angelegen sein läßt. 
Wenn man gelegentlich von bolschewistischen Tendenzen gesprochen hat, so 
kann dafür nach all diesen Maßnahmen nur ein Ausdruck, der kürzlich ge- 
fallen ist, als besonders bezeichnend erachtet werden, nämlich der des „rein 
nationalistisch-mexikanischen Bolschewismus“. In ihm konzentrieren sich die 
Ideen, die zu der Agrarreform, dem Minengesetz, dem Einwanderergesetz, 
schließlich zu dem schweren Kampf zwischen Staat und Kirche geführt haben 
und vermutlich zu neuen Kirchengesetzen führen werden. 

Mitte August kam die Meldung von einer neuen Revolution in Nicara- 

gua, die in den westlichen Küstendistrikten, besonders in den Städten Leon, 
Corinto und Chinandeja, ausgebrochen ist. Die Vereinigten Staaten haben 
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„coppen zum Schutz ihrer Staatsangehörigen gelandet und die Zone um 
Bluefields für neutral erklärt. Anfangs September soll in der Nähe des Golfs 
von Fonseca eine Entscheidungsschlacht stattgefunden haben, die mit der 
Niederlage der Revolutionäre endete. | 

Noch viel deutlicher als mit ihrem Erscheinen in Nicaragua zeigt die nord- 
amerikanische Union mit ihrem Panamabündnis, daß sie das amerikanische 
Mittelmeergebiet als politische Einflußspbäre ansieht. Panama wird in dem 
folgeschwersten Artikel des Vertrags für den Kriegsfall ın das Territorium 
der Vereinigten Staaten eingeschlossen, d. h. Panama betrachtet sich als im 
Kriegszustande befindlich, wenn Nordamerika einen Krieg führt, und ist den 
militärischen Operationen der Vereinigten Staaten ohne weiteres zugänglich. 

Die Tacna-Aricafrage hat neuerdings zu einer Spannung zwischen Chile 
und Bolivien geführt, aus der sich leicht die Konstellation, wie sie zur Zeit 
des Pazifischen Krieges bestand, wieder bilden kann. 

Aus der hier oft genug skizzierten eigenartigen Weltposition heraus be- 
mühen sich die Vereinigten Staaten e um das Problem der Ab- 
rüstung. In einer großen Rede betonte kürzlich Kellogg, in der er zugleich 
eine zweite Washingtoner maritime Abrüstungskonferenz ankündigte, die nach 
der Genfer Abrüstungskonferenz stattfinden solle, daß Amerika hinsichtlich 
der Landrüstungen für regionale Abkommen eintrete. Solche werden jedoch 
hinsichtlich der maritimen Abrüstung — entsprechend dem ganz anderen 
Charakter des Kampffeldes — nicht für ausreichend gehalten. Ziel einer 
zweiten Konferenz wäre, die Prinzipien der ersten, die für Schlachtschiffe und 
Flugzeugmutterschiffe gilt, auch auf die Kreuzer, Zerstörer und Unterseeboote 
auszudehnen. Genf wird als Vorbereitung zu einem solchen künftigen Über- 
einkommen angesehen. Falls die Genfer Beschlüsse nicht befriedigen, droht 
Amerika — nach einer Meldung — sogar neuerdings mit einer Vermehrung 
der Rüstungen. Gegenüber den Vorgängen in China bewahren die Vereinigten 
Staaten eine abwartende Zurückhaltung. 
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KARL BRAUNIAS: 
DAS MINDERHEITENPROBLEM ALS RUMÄNISCHES 
GRENZPROBLEM 


„Dela Nistru pän' la Tisa“, vom Dnjester bis zur Theiß, in diesen Worten 
drückte der größte rumänische Dichter, Eminescu, das nationale Ziel der 
Rumänen aus. Eine besonders günstige politische Lage, die durch den Zu- 
sammenbruch des Zarenreiches und der Habsburger Monarchie gegeben war, 
hat die Rumänen zu diesem Ziel geführt. Sowohl das früher zu Rußland gehörige 
Beßarabien, als auch die von Rumänen bewohnte ehemals österreichische 
Bukowina und die ehemals ungarischen Gebiete von Siebenbürgen, Banat und 
das siebenbürgische Vorland fielen trotz eines verlorenen Krieges Rumänien 
in den Schoß. Dem neu geschaffenen rumänischen Nationalstaat wurde auch 
eine große Anzabl nichtrumänischer Volksteile einverleibt. Da seit der 
Schaffung Großrumäniens keine einheitliche Volkszählung für das ganze Reich, 
sondern nur in einzelnen Gebieten zu verschiedenen Zeiten Teilzählungen 
stattgefunden haben — die erste einheitliche Volkszählung soll erst 1931 vor- 
genommen werden — können wir leider keine genauen Angaben über die 
nationale Verteilung der Bevölkerung Rumäniens, die mit ungefähr 17 500 000 
angegeben werden kann, bringen. Auf Grund amtlicher Teilergebnisse und 
unter Verwendung von Ersatzstatistiken ist es jedoch möglich, die völkische 
Gliederung der Bevölkerung des Landes für das Jahr 1920 festzustellen. Von 
einer Gesamtbevölkerung von 16050 239, die für 1920 errechnet werden kann, 
sind 11545311 Rumänen oder 72 v.H. und 4504928 oder 28 v.H. Nicht- 
rumänen, von denen 1 463 573 oder 9,2 v. H. Magyaren, 778094 oder 4,8 v. H. 
Juden, 713564 oder 4,4 v. H. Deutsche, 500484 oder 3,2 v. H. Ukrainer, 
351 328 oder 2,2 v. H. Bulgaren, 222375 oder 1,4 v. H. Türken und Tataren, 
133 026 oder 0,8 v. H. Zigeuner, 174 293 oder 1,1 v. H. Russen, 52 570 oder 
0,3 v. H. Serben, 35 033 oder o, 2 v. H. Polen, 26 884 oder o, i v. H. Slowaken, 
5000 Tschechen und 48704 oder 0,3 v. H. andere sind. Für den rumäni- 
schen Staat ist es nun von größter Wichtigkeit, ob diese nationalen Minder- 
heiten zerstreut siedeln (z. B. die Juden) oder geschlossen siedeln (Magyaren, 
Sachsen, Ukrainer), ob sie in den Nachbarstaaten Volksgenossen besitzen, die dort 
die Mehrheit innehaben (Magyaren, Ukrainer, Serben, Bulgaren) oder ob sie nicht 
unmittelbar an ihr Stammvolk grenzen (Deutsche, Türken, Tataren), ob sie 
schließlich im Innern des Landes (z. B. Szekler) oder an den Grenzen siedeln 
(Magyaren, Ukrainer, Bulgaren). Die folgenden Ausführungen sollen zeigen, 
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welche Rolle das Minderheitenproblem für die rumänischen Grenzen spielt 
und in welchem Ausmaß es ein Grenzproblem für Rumänien ist. 


Die völkischen Minderheiten Rumäniens müssen wir wie die eines jeden 
Staates in echte und unechte Minderheiten einteilen (vgl. Wilhelm Winkler: 
Die Bedeutung der Statistik für den Schutz der nationalen Minderheiten, 
Leipzig 1923). Unechte Minderheiten oder Grenzminderheiten sind jene Volks- 
minderbeiten, die vom Körper ihres Volkes durch die Grenze abgetrennt und 
einem anderen Staat zugeteilt wurden, in dem sie eine Minderheit bilden, 
während sie in ihrem Siedlungsgebiet die Mehrheit ausmachen. Echte oder 
Schicksalsminderheiten sind solche, die abseits von dem Siedlungsblock ihres 
Stammvolkes in Inseln, rings von anderen Völkern umgeben, wohnen. 


Als Grenzminderheiten kommen nur solche nichtrumänischen Volksteile in 
Betracht, deren Siedlungsgebiet in Rumänien in einem unmittelbaren Zu- 
sammenhange mit dem ihrer Volksgenossen jenseits der blau-gelb-roten Grenzen 
steht: also Magyaren, die an der ungarischen Grenze wohnen, Serben an der 
Grenze gegen Südslawien, Bulgarien an der bulgarischen Grenze und Ukrainer 
an der Grenze gegen die Sowjetukraina, Polen und Karpathenrußland. Die 
deutschen, türkischen, tatarischen und jüdischen Minderheiten sind nicht als 
Grenzminderheiten anzusehen, selbst wenn sie an den Grenzen Rumäniens 
wohnen, da sie in den Nachbarstaaten nirgends eine Volksmehrheit bilden. 
Andrerseits sind auch nicht alle in Rumänien wohnenden Magyaren, Serben, 
Bulgaren und Ukrainer Grenzminderheiten, sondern nur diejenigen, welche 
an den Grenzen wohnen, nicht dagegen die im Innern des Landes, in Volks- 
inseln und in der Zerstreuung siedelnden Volksteile. So können wir (auch 
hier unter Verwendung amtlicher Angaben) feststellen, daß von den zuletzt 
erwähnten Minderheitsvölkern folgende Anzahl den Grenzminderheiten zuzu- 
zählen ist: 


Magyaren . . . 316919 oder 22 v. H. von insgesamt 1 463 573 
Ukrainer . 440000 oder 88 v. H. von insgesamt 300 484 
Bulgaren . 178628 oder 50 v. H. von insgesamt 351 328 
Serben 5000 oder 10 v. H. von insgesamt 52 570 

940 547 2 367 955 


Die Zahl der Grenzminderheiten macht ungefähr eine Million aus, ist dem- 
nach sehr beträchtlich. Von den völkischen Minderheiten Rumäniens gehört 
ein Fünftel zu den Grenzminderheiten. 


Die Bedeutung des Minderheitenproblems als rumänisches Grenzproblem 
gebt auch aus der Untersuchung, auf welchem Volksgebiet die rumänischen 
Grenzen liegen, bervor. Die Länge der Grenzen Rumäniens beträgt 2669 km, 
wovon 600 km von der Donau und 400 km vom Meere gebildet werden, die 
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Dnjestergrenze ist 631 km lang, so daß wir insgesamt auf 1631 km natür- 
liche Grenzen oder 61 v. H. der gesamten Grenzlänge kommen. Künstliche 
Grenze ist die ganze Westgrenze vom Nordpunkt der Bukowina bis Basiasch 
an der Donau, sowie die Südgrenze der Dobrudscha. Diese Grenzen haben 
eine Länge von 1038 km, wovon 180 km auf die Bukowina, 458 km auf die 
Westgrenze von der Bukowina bis zur Marosch, 250 km auf das Banat und 
150 km auf die Dobrudscha entfallen. Von diesen 1038 km durchschneiden 
180 km ukrainisches Siedlungsgebiet (Bukowina), 170 km magyarisches und 
ukrainisches Siedlungsgebiet (Oberlauf der Theiß), 238 km rein magyarisches 
(im Westen) und 150 km bulgarisches Siedlungsgebiet (in der Dobrudscha), 
das sind ingesamt 738 km oder 71 v. H. der künstlichen Grenzen. Lediglich 
50 km Westgrenze (Arader und Satmarer Komitat) und die 250 km lange 
Banater Grenze, insgesamt 300 km liegen auf rumänischem und deutschem 
Siedlungsgebiet. Rumänien befindet sich daher vom nationalstaatlichen Stand- 
punkt aus betrachtet hinsichtlich seiner Greuzen ın einer durchaus ungünstigen 
Lage. Die künstlichen Grenzen fallen fast nirgends mit den ethnographischen 
Grenzen zusammen. 

Gehen wir auf eine nähere Betrachtung der Grenzminderheiten ein, vor 
allem auf die der magyarischen Minderheit. Die magyarische Grenzminder- 
heit bildet einen an zwei Stellen unterbrochenen Saum um die Westgrenze 
Rumäniens. Sie teilt sich daber in drei Gruppen, von denen jede einen 
städtischen Mittelpunkt besitzt. Die nördlichste Gruppe ist die Satmarer 
Gruppe, die weit in das rumänische Gebiet hineinreicht und ihren Hauptort 
in der magyarischen Stadt Satmar hat, einem Verkehrsmittelpunkt und Brenn- 
punkt landwirtschaftlicher Industrie. Die zweite magyarische Grenzgruppe ist 
die um Großwardein und ist die volksreichste. Großwardein hat gleichfalls 
eine überwiegende magyarische Mehrheit, der die ebenfalls magyarisch ge- 
sinnte jüdische Minderheit zuzuzählen ist. Großwardein ist ein wichtiger Bahn- 
knotenpunkt, hat zahlreiche Industrien, deren Tätigkeit durch die Grenzziehung 
sehr gehemmt ist, wogegen infolge der Grenzlage die Bedeutung des Handels 
gestiegen ist. Für die Magyaren ist Großwardein auch ein geistiger Mittel- 
punkt, in dem vier magyarische Tageszeitungen erscheinen, während eine 
rumänische Tageszeitung sich nicht halten kann. Die dritte magyarische 
Gruppe dringt bei Arad keilförmig ins Land ein und besitzt in Arad einen 
bedeutenden Verkehrs- und Kulturmittelpunkt (mit fünf magyarischen Tages- 
zeitungen, denen keine rumänische Tageszeitung gegenübergestellt werden kann). 
Bezeichnend für die magyarischen Grenzminderheiten ist, daß von den ihr 
zugehörigen 316919 Köpfen 142 463 oder 45 v. H. in Städten leben, wodurch 
eine gute Organisation ermöglicht wird. Allerdings waren es gerade die 
Städte, die als wichtige Bahnknotenpunkte und Industriezentren von Rumänien 
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bei der Friedenskonferenz gefordert wurden, so daß auch das magyarische 
Hinterland der Städte zu Rumänien geschlagen werden mußte. 

Wie bereits erwähnt, wird der magyarische Grenzsaum an zwei Stellen 
unterbrochen: bei Großkarol und bei Békésgyula. Bei Großkarol (Nagykäroly) 
verläuft die Grenze auf dem Siedlungsgebiet der Satmarer Schwaben. Es sind 
dies Württemberger und Allgäuer, die 1720 von Graf Alexander Kärolyi zur 
Bewirtschaftung seiner ausgedehnten Güter ins Land gerufen worden sind. 
Ihre Zahl wurde 1839 mit 14975 angegeben, während bei der ungarischen 
Volkszählung von 1880 nur 14375 gezählt wurden. Dann schrumpfte ihre 
Zahl von Jahrzehnt zu Jahrzehnt immer mehr zusammen: 1890: 13883, 
1900: 11713 und 1910: 6670, so daß mit einem vollständigen Aufgehen im 
Magyarentum zu rechnen war. Als das Gebiet zu Rumänien kam, da be- 
kannten sich bei der von den rumänischen Behörden durchgeführten Volks- 
zählung vom 1. Dezember 1920 36 250 Personen im Satmarer Gebiet als 
Deutsche. Seitdem die Satmarer Schwaben unter rumänische Herrschaft ge- 
langt sind, erwachen sie langsam zum deutschen Volkstum. Doch geht dieses 
Erwachen langsam vor sich und sie müssen von den Banater Schwaben hier- 
bei gefördert werden. Schwäbische Verbände, wie die Schwäbische Volks- 
gemeinschaft, der Schwäbische Landwirtschaftsverein und die Schwäbische 
Zentralbank, die in Großkarol eine Zweigniederlassung errichtet hat, leisten 
in dieser Hinsicht große Dienste. Anfänglich wurden diese Bestrebungen 
auch von den rumänischen Behörden, die an der Grenze lieber Deutsche als 
Magyaren sahen, unterstützt, aber 1923 wurde die bis dahin geübte Magyari- 
sierung in der Schule durch Rumänisierungsbestrebungen abgelöst. 

Bei Gyula sind es Rumänen, die die rumänische Staatsgrenze erreichen, ja 
sogar überschreiten. Es ist eine größere Anzahl von Rumänen (rund 30 000) 
bei Ungarn verblieben (um Kétegyhaza, Gyula usw.). 

Die weitere Westgrenze von der Marosch bis zur Donau wird hauptsächlich 
von Deutschen und Rumänen bewohnt. Nur rund 5000 Serben sind im 
Banat als Grenzminderheit zu betrachten, der übrige Teil der Serben wohnt 
zerstreut im Banat, weit entfernt von der Staatsgrenze. Umgekehrt ist es 
gleichfalls nur ein kleinerer Teil der Rumänen des südslawischen Banats, der 
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem rumänischen Staatsgebiet steht, 
der größere Teil der Rumänen des südslawischen Banats wohnt in Streu- 
siedlungen. Dagegen durchschneidet die Staatsgrenze an mehreren Stellen das 
schwäbische Siedlungsgebiet. Durch die Staatsgrenze wird das schwäbische 
Siedlungsgebiet in zwei Teile geteilt; Temesvar, Hatzfeld, Lugosch kamen zu 
Rumänien, Werschetz, Weißkirchen, Großbetschkerek zu Südslawien. Rund 
300 000 Banater Deutsche wurden zu Rumänien, 200000 zu Südslawien ge- 
schlagen. Noch 1924 wurden deutsche Siedlungen zwischen Rumänien und 
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Südslawien ausgetauscht. Was sagte Wilson in Punkt 2 seiner Kongreßrede 
vom 11. Februar 1918: „Völker und Provinzen dürfen nicht von einer 
Souveränität zur anderen verschachert werden, gerade als ob sie bloße Gegen- 
stände oder Steine in einem Spiele wären.“ Banater Schwaben wurden wie 
Schachfiguren hin und her geschoben. Die Zweiteilung des Banats hat in 
wirtschaftlicher Hinsicht großen Schaden angerichtet und es darf nicht wunder- 
nehmen, daß es gerade die Banater Schwaben sind, die den Hauptanteil an 
der Auswandererschar aus Rumänien stellen. 

Durch die Abtretung der sogenannten Neudobrudscha von Bulgarien an 
Rumänien (Bukarester Frieden 1913) sind 128116 Bulgaren, 113127 Türken 
und Tataren, 7026 Zigeuner, 6908 Rumänen und 5297 andere zu Rumänien 
gekommen. Die Bulgaren der Neudobrudscha sind als Grenzminderheit zu 
betrachten, ebenso ein großer Teil der Bulgaren der Altdobrudscha (60 212), 
wo sie mit Türken und Tataren vermischt wohnen. Unter den Türken 
macht sich ein starker Drang nach Abwanderung nach der Türkei geltend, 
so daß bereits jetzt in vielen Orten der türkische Charakter stark in den 
Vordergrund gedrängt worden ist. Als Minderheiten sind weder die Do- 
brudscha-Bulgaren, noch die Türken und Tataren organisiert; sie haben keinen 
kulturellen Mittelpunkt. Für die Türken bildet die Religion immerhin ein 
einigendes Band. 

Beßarabien hat eine ausgeprägte natürliche Grenze gegen Norden und Osten, 
den Dnjester. Eine Völkerscheide ist aber auch der Dnjester nicht und die 
Rumänen, die den Hauptanteil der beßarabischen Bevölkerung ausmachen 
(auch nach der russischen Zählung von 1897 waren es 920919 von 1935 412; 
nach rumänischen amtlichen Daten betrug ihre Zahl 1920 1683000 von 
2629000) überschreiten den Dnjester und dringen in die Ukraine vor, wo 
die von rumänischer Bevölkerung bewohnten Gebiete um Tiraspol zur Moldaui- 
schen Sowjetrepublik im Rahmen der Ukrainischen Sozialistischen Sowjet- 
republik Ende 1924 zusammengefaßt wurden. Umgekehrt sind die Nordteile 
der beßarabischen Kreise Chotin und Soroka von Ukrainern bewohnt; der 
Süden Beßarabiens, der an das Schwarze Meer grenzt, beherbergt schließlich 
ein Völkergemisch, das aus 150 000 Bulgaren, 80 000 Deutschen, 67 000 Türken, 
120000 Ukrainern und Tausenden von Juden besteht. Von diesen Völker- 
schaften haben nur die Deutschen einen kulturellen Mittelpunkt, in Tarutino, 
in dem auch eine deutsche Tageszeitung erscheint. Im Jahre 1925 ist infolge 
der Mißernte die Bevölkerung Südbeßarabiens ins Wandern gekommen. 
Ukrainer, Russen und Deutsche wanderten nach Brasilien aus und nur ein 
kleiner Teil der deutschen Auswanderungslustigen konnte in Rumänien zurück- 
gehalten und im Banat und in Siebenbürgen auf deutschem Landbesitz an- 
gesiedelt werden. a 
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Der ukrainische Grenzsaum, der in Beßarabien beginnt, setzt sich nach der 
Bukowina fort, übersteigt sodann den Karpathenwall und endet im Marma- 
roscher Gebiet an der oberen Theiß. Von den 227 361 Ukrainern, die die 
rumänische Volkszählung von 1919 in der Bukowina aufwies (unter der öster- 
reichischen Zeit wurden 1910 305101 Ukrainer gezählt), wohnen 211 065 
oder 93 v. H. im geschlossenen ukrainischen Siedlungsgebiet, in dem außer Juden 
nur einige Hundert Rumänen wohnen. Im Marmaroscher Gebiet sind 16 360 
Ukrainer zu Rumänien gekommen, während die überwiegende Mehrheit (über 
eine halbe Million) der Ukrainer südlich der Karpathen zu Karpathenrußland 
kam, einem autonomen Gebiet innerhalb der Tschechoslowakei, dem jedoch 
bisher die Autonomie vorenthalten wird. Die ukrainische Minderheit in 
Rumänien ist zum größten Teil Grenzminderheit und ihr Siedlungsgebiet um- 
säumt die rumänischen Staatsgrenzen im Osten und Norden. Ukrainische 
Städte in Rumänien gibt es nicht; Czernowitz hat eine starke ukrainische 
Minderheit. Die Ukrainer haben eine starke Rückendeckung durch die Sowjet- 
ukraina und die gesamte Sowjetunion. | 

Die besonderen nationalen Verhältnisse an den Grenzen haben die rumänische 
Regierung in die Sorge um die Erhaltung der Grenzen versetzt. Sie versucht 
nun auf verschiedene Weise, die Grenzen durch Rumänen zu besiedeln und 
die Minderheiten zu verdrängen. Ein besonders wirksames Mittel bietet sich 
ihr in der Agrarreform. Durch die Agrarreform, deren Zweck die Herstellung 
sozialer Gerechtigkeit sein sollte, wurde in allen Gebieten der Großgrund- 
besitz unter die Bauernschaft aufgeteilt. Im Zusammenhang damit wird der 
enteignete Boden, der nach Deckung des Bedarfs der Kleinbauern übrig bleibt, 
an Bodenanwärter aus Gebieten, in welchen nicht hinreichend Boden zur Ver- 
teilung vorhanden ist, vergeben. Bei der Vergebung dieses Bodens läßt sich 
die rumänische Regierung ausschließlich von nationalen Beweggründen leiten, 
indem sie dieses Land ausschließlich Rumänen zur Besiedlung übergibt. So 
waren am 15. November 1924 angesiedelt worden: Im Distrikt Satmar an 
der Westgrenze 200 Rumänen aus dem Siebenbürgischen Erzgebirge, die 
1841 ha erhielten, ferner 600 Rumänen aus Siebenbürgen auf 4604 ba; im 
Biharer Distrikt wurden 1726 ha an 250 rumänische Kolonisten, im Arader 
Distrikt 3453 ha an 600, im Temesch-Torontaler Distrikt 3453 ha an 600, 
im Szilagyer Distrikt 1999 ha an 188 Siedler, insgesamt an der Westgrenze 
15235 ha an rumänische Kolonisten meist aus Siebenbürgen vergeben. Die 
Ansiedlung von Rumänen an der Westgrenze wird weitergeführt, ebenso in 
der nördlichen Bukowina. Auf diese Weise sollen die gesamten Grenzen von 
Rumänen besiedelt werden. Der enteignete Boden war früher größtenteils 
Eigentum magyarischer Großgrundbesitzer, aber auch zum Teil Eigentum 
kleiner magyarischer Landwirte, wie deren Beschwerde an den Völkerbund 
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beweist, welche Beschwerde durch eine Zahlung von 700000 Goldfranken 
durch die rumänische Regierung an die geschädigten Bauern beigelegt worden ist. 

Außer Rumänen aus Siebenbürgen werden von der rumänischen Regierung 
noch Makedorumänen angesiedelt. So haben bereits über tausend Makedo- 
rumänen Boden in der Süddobrudscha zur Ansiedlung zugewiesen erhalten. 
Es ist also auch Rumänien von der großen Wanderbewegung des Balkans, 
die an Ausdehnung die Völkerwanderung weitaus übertrifft, ergriffen worden, 
wenn auch nicht in dem großen Ausmaß wie die Türkei und Griechenland. 

Ähnliche Zwecke wie die Kolonisation von Rumänen an den Grenzen ver- 
folgen auch jene Bestimmungen des rumänischen Volksschulgesetzes, wonach 
den rumänischen Lehrern, die sich nach den Grenzgebieten versetzen lassen, 
Zulagen und besondere Vorteile gewährt werden. 

Es liegt auf der Hand, daß durch solche Maßnahmen nicht eine Million 
Grenzminderheiten verdrängt werden kann. Die Grenzlage Rumäniens würde 
andauernd ungünstig bleiben. Das scheinbar am besten abgerundete Staats- 
wesen im Osten Europas hat also eine recht schlechte politische Lage. Diese 
Lage kommt noch deutlicher zum Ausdruck, wenn man den Druckquotienten 
berechnet. Dieser, nach Supan (Politische Geographie, 2. Auflage, S. 75) be- 
rechnete Druckquotient gibt an, wievielmal die Bevölkerungszahl eines Staates 
in der Bevölkerungszahl seiner unmittelbaren Nachbarländer aufgeht und wird 
für Rumänien folgendermaßen ermittelt: 


Polen 27 200 000 
USSR. «as ͤ A 131 300 000 
Tschechoslowakei . 13600000 
Ungarn p 8 100 000 
Südslawien . . 2... 12 000 000 
Bulgarie 5 000 000 


187 000 000 
Rumänien 17 500 000 
187 200 000 durch 17 500 000 ergibt 10,7. 


Dieser Druckquotient ist also höher als der für Polen (8,5), für die Tschecho- 
slowakei (9) und für Südslawien (6,2). 


Aus allen diesen Angaben geht hervor, wie wichtig für Rumänien ein gutes 
Einvernehmen mit seinen Nachbarn ist und daß es keine Mächtekombination 
eingehen darf, deren Front gegen nur einen seiner Nachbarn gerichtet ist. 
Andrerseits ist es aber auch ein Irrtum, die Grenzminderheiten von vornherein 
irredentistischer Gesinnung zu bezichtigen. Die rumänische Regierung wäre 
in der Lage, durch Befriedigung der kulturellen Wünsche der Minderheiten 
diese zufrieden zu stellen und sie für den rumänischen Staat zu gewinnen. 
Auf diese Weise würde dem rumänischen Minderheitenproblem viel von seiner 
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Gefährlichkeit genommen werden. Allerdings hat die rumänische Regierung 
leider bisher wenig getan, um die Minderheitenfrage im Innern des Staates 
zu befriedigen und viel aufgeboten, um die Minderheiten gegen sich aufzu- 
bringen. Bei einer vernünftigen Minderheitenpolitik könnten die Grenzminder- 
heiten eine Brücke zu den Nachbarstaaten bilden und den Verkehr mit diesen 
erleichtern. 


Quellen für den Zahlenstoff: 


Buletinul Statistic al Romäniei, amtliches Organ Emm. de Martonne: La Nouvelle Roumanie dans 


der Generaldirektion für Statistik, Bukarest. la Nouvelle Europe (Buletinul Societatii Ro- 
Correspondance Economique, 1925. Heraus- mane de Geografie, Tom XL, 1921) Bukarest 
gegeben vom Industrie- und Handels- 1922. 
ministerium, Bukarest. Ferner: 
Dictionarul Statistical Bucovinei. Bukarest 1920. Karl Braunias: Die Minderheiten in Rumänien. 
Dictionarul Statistic al Besarabiei. Kischinew In „Statistische Minderheitenrundschau Ir. 
1923. Herausgegeben vom Institut für Statistik der 
Dictionarul Transilvaniei, Banatului si celorlalte Minderheitsvölker an der Universität Wien. 
tinuturi alipite. Klausenhurg 1923. Leipzig und Wien 1925 — sowie die dort 


Dr. Elemér Jakabffy: Erdély Statisztikája. Lu- angeführten Schriften. 
gosch 1923. 


Zum Begriff der Grenzen: 


Friedrich Ratzel: Politische Geographie, 3. Auf- R. Sieger: Zur politisch-geographischen Ter- 
lage. München und Berlin 1923. S. 384 minologie. II. Natürliche und politische 
bis 446. Grenze. Zeitschrift der Gesellschaft für Erd- 

A. Supan: Leitlinien der allgemeinen politi- kunde. 1917, S. 504—529; 1918, 8. 48—70. 
schen Geographie. 2. Auflage. Leipzig 1922. R. Sieger: Artikel im Politischen Handwörter- 


8. 18—35. buch (herausgegeben von Paul Herre, Leipzig 
A. Penck: Über politische Grenzen (Rektorats- 1923) und Zweigrenzentheorie (I, 8. 725). 
rede). Berlin 1919. Natürliche Grenzen (II, S. 174) und Politi- 


A. Dix: Politische Geographie. 2. Auflage. sche Geographie (II, S. 330). 
München and Berlin 1921. I, S. 164—187. 
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GERHARD KUTZSCHER: 
ZUM SERBISCH-BULGARISCHEN VOLKERKAMPF 


Das Land, dessen historische Schicksale und dessen heutige politische Pro- 
blematik in diesem Aufsatz ins Licht geopolitisch-ethnopolitischer Betrachtungs- 
weise geriickt werden soll, wird im Westen vom Tal der vereinigten Morava 
und dem großen Zug von Gebirgsstöcken, die sich aus dem Raum westlich 
und südwestlich Nis nach dem Ochrida- und Prespasee ziehen und deren 
Mittelstück die bis ca. 3000 m ansteigende Sar-Planina bildet, im Osten vom 
Westfliigel des Balkangebirges, zwischen Timok und oberer Nišava und den 
westlich vom Strumatal aufsteigenden Gebirgszügen, etwa zwischen den Städten 
Pirot und Dorijan, begrenzt; es reicht nordsüdlich von der Donau bis an den 
schmalen griechisch bevölkerten Küstenstreifen der Ägäis. Es ist das Land 
der niedrigen Gebirgsschollen, die in unregelmäßigen, zumeist westöstlich 
streichenden Bildungen die illyrisch-griechische und die Rhodopo-Balkan-Ge- 
birgsgruppe verbinden. 

Die Länder zwischen der Donau—Draulinie und dem griechischen Siidteil 
der Balkanhalbinsel sind nach der germanischen Völkerwanderung, in der 
Hauptsache im 6. und 7. Jahrhundert, von einer Unzahl slawischer Stämme 
besiedelt worden, die zwar die Kraft hatten, die noch vorhandenen Reste der 
alten romanischen bezw. romanisierten Bevölkerung zu assimilieren oder in 
bergige Rückzugsgebiete zu vertreiben, die aber nur ganz langsam und nur 
teilweise aus eigener Kraft Staatsbildungen schaffen konnten. Die einzige ohne 
fremde Mitwirkung geschaffene größere und für längere Zeit lebensfähige süd- 
slawische Staatsbildung, die vor dem 19. Jahrhundert überhaupt existiert hat, 
die serbische, kann von etwa 1170 ab als vollausgebildetes Reich gelten. Sein 
Ausgangspunkt ist das Schollenland des Ibarflußgebietes gewesen; dessen zen- 
trale Lage auf der ganzen Halbinsel gibt die geopolitische Erklärung dafür, 
daß gerade hier und nur hier ein echt südslawischer Staat entstanden ist. 
Die westlich anschließenden, uns hier nicht interessierenden Länder, standen 
zu sehr unter deutschem, romanisch-italienischem und magyarischem Einfluß. 
Die östlichen Gebiete, das heutige Bulgarien, aber waren der unmittelbare 
Nachbar von Byzanz, dessen einzigartige Zähigkeit lateinisch-griechisches Wesen, 
wenn auch in versteinerter Form, ein Jahrtausend über die Zeit der germa- 
nischen Völkerwanderung hinweg erhalten hat, welches den Balkanslawen an 
geistiger Leistungsfähigkeit und in allen diplomatisch-politischen Künsten weit 
überlegen war. Jenseits der unteren Donau aber saßen und wanderten die 
zahlreichen nomadischen Völker turkischer, finnugrischer und mongolischer 
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Abkunft, die, teilweise im Bündnis mit Byzanz, Bulgarien geographisch ver- 
hältnismäßig offen fanden und durch viele Jahrhunderte hindurch dessen kultu- 
relles Gedeihen und Staatsbildungsprozeß erschwerten. 

In der allerersten Zeit waren die slawischen Stämme südlich der unteren 
Donau sogar so wehrlos, daß die Staatsbildung und die Volksbildung in diesem 
Lande von turkischen Eroberern ausgehen konnte. Die turkischen Bulgaren 
tauchten kurz nach dem Verschwinden der Hunnen, deren Reste möglicherweise 
in ihnen aufgegangen sind, um 500 auf. Ihr Hauptgebiet wurde die pontische 
Landschaft zwischen Dnjestr und Donau, von wo aus sie in Zwist mit Byzanz 
gerieten. Nach einer schweren Niederlage des letzteren 679 überschritten die 
verfolgenden Bulgaren die Donau. Die Unterwerfung sieben slawischer Stämme 
zwischen Donau, Balkan und Morava ging rasch vonstatten; die völlige Ver- 
schmelzung, bei welcher die kulturlosen Bulgaren die Sprache der Slawen und 
das Bewußtsein, Slawen zu sein, übernahmen, folgte auf dem Fuße. Der Bal- 
kan bildete kein nennenswertes Hindernis der Ausbreitung nach noch süd- 
licheren Gebieten. Er ist reich an Pässen und steigt von Norden sanft an, 
während er nach Süden steil abfällt. So erstreckte sich das bulgaroslawische 
Reich von rund 700, einer Zeit, in der die andern Südslawen noch längst 
nicht aus völliger Stammeszersplittertheit erwacht waren, an, im Westen bis 
ungefähr an die oben gekennzeichnete Linie Morava—Schar-Dagh—Ocbrida- 
see, im Süden bis hart an die Ägäis. Trotzdem sich der junge Staat sehr 
bald dem orthodoxen Christentum aufschloß — 864 trat Zar Bogoris über, 
im Anfang des 10. Jahrhunderts entstand der größte Teil der kirchenslawi- 
schen Literatur in einem dem Bulgarischen nächstverwandten Dialekt in Bul- 
garien — hat er rund 700 Jahre mit Byzanz und dessen Verbündeten, den 
nördlichen Steppenvölkern, später den Serben, erbittert gekämpft. Nachdem 
um 900 unter Zar Simeon Bulgarien nach Süden und Westen seine größte 
Ausdehnung erreicht hatte, während es unter dem Druck der Steppenvölker 
endgültig auf das Südufer der Donau zurückgewichen war, brach es an inneren 
und äußeren Schwierigkeiten 968 zusammen, um bis 1185 fast gänzlich in 
der Hand von Byzanz zu sein. 

In dieser Periode begann Bulgarien bedeutende Gebiete im Westen zu ver- 
lieren. Schon um 950 begann die ethnische Ausdehnung des, wie wir sahen, 
geographisch mehr begünstigten Serbentums nach Osten; unter den Neman- 
jiden, in der großen Zeit des serbischen Mittelalters, etwa 1170 bis 1389, er- 
reichte Serbien ethnisch und staatlich ungefähr seine heutige Ostgrenze. Geo- 
politisch vollzog sich das so, daß die Serben von den Vereinigten Morava aus 
allmäblich bis zum Kamm des westlichen Balkan hinaufstiegen, wabrend sie 
nach Süden und Südwesten zu bis zu den Gebirgszügen, welche die Wasser- 
scheide zwischen Vardar und Morava bilden, vorstießen. Politisch hat das 
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Nemanjidenreich zur Zeit seiner höchsten Blüte auch die Gebiete südlich der 
genannten Wasserscheide beherrscht, nachdem Bulgarien sie verloren hatte. 
Seine Nationalität aber hat das Serbentum über die Wasserscheide hinaus 
nicht ausdehnen können; die Zeit seiner politischen Herrschaft im Vardarge- 
biet war zu kurz und während die Landschaften bis zum westlichen Balkan 
und bis zum Quellgebiet der Morava seit jener Zeit nicht wieder ernsthaft 
umstritten worden sind, hat das mazedonische Problem gerade im 14. Jahr- 
hundert, der Blütezeit des alten Serbien, die durch die osmanische Eroberung 
plötzlich abriß, seinen Ursprung. Bulgarien darf von unglücklichen histo- 
rischen Schicksalen sprechen; als es stark war, gab es einen serbischen Staat 
noch nicht, in der Zeit von dessen Blüte lag Bulgarien ohnmächtig am Boden. 
Nun hat es zwar von 1185 bis zu der 1363—93 erfolgten osmanischen Er- 
oberung einen zweiten bulgarischen Staat gegeben, aber dieser war innerlich 
uneinig, ohne kontinuierliche Staatsführung und außenpolitisch gegenüber 
Serben und Byzantinern nur in der Defensive. So ist die türkische Eroberung 
rasch und ohne viel Gegenwehr vonstatten gegangen. Das bulgarische Volk 
ist zur niedrigsten Rajah gesunken, die die Balkanhalbinsel gesehen hat; es 
hat, anders als in Serbien, Albanien usw., nie ernsthafte Aufstände gegeben. 
Viele Bulgaren sind islamisch geworden, wie denn auch bei den Bulgaren die 
Herrschaft der Osmanen früher begonnen und später geendet hat als bei den 
Serben. Nur eine Konsequenz dieser unglückseligen Entwicklung war es, daß 
dieses Volk nicht einmal seine eigene Kirche behalten konnte; bis 1870 war 
diese völlig in der Hand griechischer höherer Geistlicher. Wer die unermeß- 
liche geopolitische und ethnopolitische Bedeutung der orthodoxen Kirchen in 
der Türkenzeit der Balkanhalbinsel erkannt hat, weiß, wie ohnmächtig die 
Bulgaren infolgedessen sein mußten. Sie haben daher auch das — doch 
immerhin etwas abgelegene — Mazedonien nicht in den Bannkreis ihrer 
nationalen Eigenart ziehen können, obwohl die Serben es nach der Amselfeld- 
schlacht aufgeben mußten. Es gab keinen inneren Zusammenhang zwischen 
beiden Ländern und Mazedonien war zum Überfluß ebenfalls, soweit die Os- 
manen es frei ließen, in der Hand des höheren griechischen Klerus. 
Wesentlich günstiger war die Lage Serbiens in der Osmanenzeit. Von 1557 
bis 1776 hat nämlich der Osmanenstaat das Wiederbestehen der eigenen ser- 
bischen Kirche, des Patriarchats Ipek, gestattet. Die Serben waren ein ernsterer 
Gegner als die Bulgaren gewesen, sie saßen dem Zentrum des Osmanentums 
wesentlich ferner, sie waren Nachbarn der ihm so viel Schwierigkeiten be- 
reitenden Habsburger Monarchie. Man hatte alle Ursache, entgegenkommend 
zu sein, die Serben, so weit das ging, zu versöhnen. Als die Osmanen das 
Ipeker Patriarchat 1776, weil ihre Absichten doch nicht ganz zur Verwirk- 
lichung gekommen waren, aufhoben, war ihre Macht schon in so rapidem 


Die südslawischen Länder zur Zeit des ersten 
bulgarischen Reiches, ca. 700—950. 


¶ Ausgangspunkt der bulgarischen Reichsbildung. 
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Die südslawischen Länder in der Osmanenzeit. 


m Grenze des osmanischen Reiches zur Zeit seiner 
größten Ausdehnung, von 1526 ab. M Grenze 
des osmanischen Reiches nach dem österreichisch- 
osmanischen Frieden von 1739. (QD Gebiet des 
Patriarchats Ipek. =» Einflußrichtungen des Pa- 
triarchats Ipek. wm en Grenzen der neuen 
selbständigen Staaten Serbien und Montenegro bis 
zum Berliner Kongreß 1878. 


Die südslawischen Länder zur Zeit des serbi- 
schen Reiches, vor der osmanischen Eroberung. 


s Serbisches Reich zur Zeit seiner größten Aus- 
dehnung im 14. Jahrhundert. = Richtung seiner 
starken Einflußnahme nach Bulgarien und Bosnien. 
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Völkerkarte der südslawischen Länder seit den 
Verschiebungen der Türkenzeit. 
(Nur Hauptnationen sind ausgewiesen.) 


Gp Serben (Kroaten und mohammedanische Süd- 
slawen nicht einbezogen). Maredonier. WM - 
baner. Bulgaren. Politische Grenzen 
seit Ende des Weltkrieges. =m amam Ungefähre Grenze 
des geographischen Individuums Mazedonien. 
mem» Linie des Aufteilungsplanes von 1912. 
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Rückgang, daß sie der Ausbildung der modernen serbischen Nation keine 
Hemmungen mehr bereiten konnten. Die ganze Kraft des Glaubens, die ganze 
kirchliche, künstlerische, politische Tradition, hat seit der Gründung des Pa- 
triarchats Ipek daran gewirkt, die serbische Nationalität zu erhalten und zu 
fördern, die Gebiete, die über die historischen Grenzen Serbiens hinaus zu 
dieser Kirchensphäre gehörten, zu serbisieren. Mazedonien hat nicht zu ihr 
gehört. Deshalb sind seine Bewohner Serben so wenig wie Bulgaren geworden, 
deshalb sind sie kulturell weit hinter den Serben zurückgeblieben. Wir sagten 
oben, daß im Gegensatz zu Mazedonien die nördliche Hälfte des bis in die 
Nemanjidenzeit bulgarisch gewesenen Zwischenlandes seit dieser Epoche nicht 
wieder national umstritten. worden ist. Dieses Land hat zum Patriarchat Ipek 
gehört und ist infolgedessen allmählich fast rein serbisch geworden. Man 
wird sagen können, daß damit Serbien hier eine Naturgrenze erreicht hat; 
der westliche Balkan im Osten, die Morava-Vardar-Wasserscheide im Süden 
bilden recht gute Grenzsäume. 

Die mazedonischen Slawen haben, wie wir sahen, seit der Türkenzeit eine 
Sonderentwicklung genommen. Die Zeit des ersten bulgarischen Reiches hat 
nicht genügt, um sie zu einem zweifelsfreien Zweig des Bulgarentums zu 
machen, zumal gewisse rassische Unterschiede vorliegen, die darin begründet 
sind, daß die Mazedonier den turktarischen Einschlag der Bulgaren nicht oder 
nur in geringerem Maße haben. Andererseits hat die Nemanjidenzeit zu ihrer 
Verserbung auch nicht hingereicht. Nichtsdestoweniger behaupten seit dem 
Zusammenbruch der Osmanenherrschaft im 19. Jahrhundert Serben wie Bul- 
garen, daß die Mazedonier nur ein Teil ihres Volkes wären und ein großer 
Teil der für Europas Frieden vielfach so verhängnisvoll gewesenen Balkan- 
wirren hat sich aus dieser Meinungsverschiedenheit entwickelt. Nach dem so- 
eben Festgestellten und nachdem die Philologie in der mazedonischen Mund- 
art einen Übergang zwischen der serbischen und der bulgarischen Sprache er- 
kannt hat, kann kein Zweifel sein, daß die Mazedoslawen eine nationale Vor- 
stufe zu Serben und Bulgaren darstellen, ein Völkchen, was sich entweder 
national verselbständigen wird oder dessen endgültige Option für einen der 
beiden Nachbarn, vielleicht auch teilweise für diesen, teilweise für jenen, erst 
noch bevorsteht. Daß die Mazedonier wesentlich weniger entwickelt sind als 
die Serben, sahen wir schon; da sie auch einige Jahrzehnte länger unter der 
hier besonders harten osmanischen Herrschaft gelebt haben, als die Bulgaren, 
sind sie auch diesen gegenüber als zurückgeblieben anzusehen. Insbesondere 
hinsichtlich ihres Eigenbewußtseins sind sie selbstredend noch ziemlich primitiv 
und in der Tat haben sie ja noch niemals die Möglichkeit gehabt, unbeein- 
flußt ein politisches Bekenntnis abzulegen. Von 1912, dem Jahr der Befrei- 
ung aus osmanischer Herrschaft an, bis 1918 ist um sie gekämpft worden. 
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Seitdem liegt die Hand des Serbentums so hart auf ihnen, daß sie als unter- 
worfenes Volk gelten müssen. Wenn es innerhalb wie außerhalb Mazedoniens 
heute eine revolutionäre mazedonische Bewegung gibt, die sich nach Lage der 
Dinge nur gegen den jugoslawischen Staat richten kann, so ist das dennoch 
kein sicherer Beweis für den Willen des Volkes, bulgarisch zu werden. Es 
ist sicher in erster Linie eine Bewegung gegen serbische Gewaltberrschaft und 
Verserbungspolitik. Sicher ist auch, daß ein bedeutender Teil des mazedoni- 
schen Volkes, namentlich die zahlreichen Emigranten und Emigrierten in Bul- 
garien, probulgarisch ist. Aber daß das ganze Volk dies sei, kann deshalb 
noch nicht behauptet werden. Es ist sehr wohl denkbar, daß, wenn das Land 
jetzt an Bulgarien käme und wenn die Sofioter Regierung eine ähnlich un- 
passende Politik treiben würde, wie sie.Belgrad heute betreibt, recht bald eine 
heftige antibulgarische Bewegung entstehen würde. 

Zunächst noch einiges über die allgemeine Weiterentwicklung des serbisch- 
bulgarischen Problems. Wie früher waren die Serben auch hinsichtlich ihrer 
Befreiung vom Osmanenjoch mehr vom Glück begünstigt als der östliche 
Nachbar. Nach Aufständen seit Ende des 17. Jahrhunderts erreichte 1819 
zunächst ein kleines Serbien, dessen Südgrenze das Gebiet von Niš noch nicht 
einschloß, eine Autonomie, die der Friede von Adrianopel ı829 erweiterte. 
Der Berliner Kongreß gab ihm 1878 die Südgrenze, die es bis 1912/13 ge- 
habt hat. : 

Demgegenüber konnte Bulgarien auf dem Berliner Kongreß erst eine teil- 
weise Unabhängigkeit gewinnen, die ihm noch dazu die Diplomatenbildung 
Ostrumelien vorenthielt; das letztere erhielt nur eine sehr beschränkte Auto- 
nomie und wurde trotz seiner unzweifelhaft überwiegend bulgarischen Bevöl- 
kerung nicht an das junge Fürstentum angeschlossen. Bulgarien hatte allen 
Grund, unzufrieden zu sein. 1870 hatte es endlich seine kirchliche Unab- 
hängigkeit vom Griechentum errungen und dem neugegründeten Exarchat 
waren 1872 diejenigen Sprengel Mazedoniens angegliedert worden, deren Ge- 
meinden sich mit ?/ Mehrheit dafür entschieden hatten. Wenn sich über ?/, 
der Gesamtbevölkerung in der Tat so entschieden, so konnte das allerdings 
nicht einfach als Wunsch der politischen Vereinigung mit Bulgarien gedeutet 
werden. Insbesondere, da ja ein bulgarischer Staat noch gar nicht existierte. 
Immerhin verlangten die Bulgaren, nachdem der Aufstand von 1875/78 im 
Zusammenhang mit dem russisch-türkischen Krieg von 1877/78 zu einem Er- 
folg geführt hatte, ganz Mazedonien, und Rußland, dessen Politik auf Schaffung 
eines von ihm abhängigen großen Bulgarien als Etappe nach Konstantinopel 
ging, suchte es ihm zuzuschanzen. So gab der Friede von San Stefano 1878 
in der Tat ganz Mazedonien, einschließlich des Hauptteils des 1912/13 grie- 
chisch gewordenen Stückes an Bulgarien. Diese Möglichkeit hat aber der 
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Berliner Kongreß zunichte gemacht. In jenen Jahrzehnten ist nun das poli- 
tische Allserbentum emporgekommen; damit trat der Konkurrent bezüglich 
des Vardarlandes wieder auf den Plan. Schon 1885, als Bulgarien Ostrumelien 
der türkischen Herrschaft entzog und mit sich vereinigte, kam es zu einem 
Kriege zwischen beiden Nachbarn, der allerdings zu keinen territorialen Ver- 
änderungen führte. 

So hat sich das mazedonische Problem seit dem Berliner Kongreß immer 
mehr zugespitzt. Seit 1902 kam es in dem bei der Türkei belassenen Lande 
zu inneren Unruhen und Bandenkämpfen; die türkische Verwaltung war in 
keiner Weise imstande, Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten, so daß die 
Großmächte, die die Gefährdung des europäischen Friedens erkannten, ein- 
griffen. Eine Lösung wurde jedoch nicht herbeigeführt, insbesondere da die 
Absichten Österreichs und Rußlands einander entgegenwirkten und da beide 
sich nicht zu energischem Vorgehen entschließen konnten. So konnte Bul- 
garien die jungtürkischen Wirren von 1908 benutzen, um sein Land ein- 
schließlich Ostrumeliens für völlig unabhängig zu erklären und sich in der 
Folge mit Griechenlaud, Serbien und Montenegro zum „Balkanbund* zusam- 
menzuschließen. Im Zusammenhang mit diesem Abschluß ist es zum ersten 
und einzigen Mal zu friedlich-schiedlichen Vereinbarungen zwischen Serbien 
und Bulgarien wegen Mazedonien gekommen. Man vereinbarte, dieses Land 
nach der Befreiung von den Türken so aufzuteilen, daß das Gebiet nordwest- 
lich einer Linie von Struga am Ochridasee nach Kriva-Palanka, halbwegs 
zwischen Kumanovo und Küstendil an Serbien, das Gebiet südöstlich davon 
an Bulgarien fallen sollte. Ob eine derartige Aufteilung beide Anwärter für 
die Dauer befriedigt haben würde, scheint sehr zweifelhaft. Ziemlich sicher 
ist aber, daß diese sich an keine Naturgrenze anlehnende Halbierung Maze- 
doniens — von den Schwierigkeiten gegenüber Griechenland ganz abgesehen 
— die innere Gärung des Landes nicht beendet, die Unzufriedenheit der Be- 
völkerung vielleicht gesteigert haben würde. Der zweite Balkankrieg hat zu 
einer völligen Ausschaltung des unterlegenen Bulgarien und zu der bis heute 
gültigen ebenfalls unbefriedigenden Aufteilung Mazedoniens zwischen Serbien 
und Griechenland geführt. So ist Bulgarien gegen Serbien und später auch 
Griechenland in den Weltkrieg hauptsächlich eingetreten, um Mazedonien zu 
gewinnen und es ist sicher, daß ein Sieg der Zentralmächte ihm das ganze 
umstrittene Land überantwortet haben würde. Der Ausgang des großen Krieges 
hat den Serben jedoch sogar gestattet, sich noch einige Grenzbezirke Bulgariens 
mit zusammen gut 100000 Einwohnern einzuverleiben. Wir zeigten oben 
schon, daß zwischen Serbien und Mazedonien einer- und Bulgarien anderer- 
seits eine leidliche Naturgrenze zu finden ist. Der westliche Balkan, etwa von 
Zajecar am Timok bis nordöstlich Pirot, und die Osogovska Planina bilden 
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die Hauptstiicke. Allerdings klafft zwischen beiden eine breite Pforte, durch 
die die Eisenbahnlinie Nis—Sofia führt und durch die der NiSavafluB8 zur 
Morava strömt. Andererseits findet sich südlich der Osogovska Planina, wo 
die Ausläufer des großen Schollenlandes sich nach der Ägäis zu abzusenken 
beginnen, eine Übergangszone, von Durchgängen durch die beiden genannten 
Kämme selbst abgesehen. An allen drei Übergangszonen hat sich Jugoslawien 
im Frieden von Neuilly bulgarisches Land angeeignet, am unteren Timok, wo 
sich der Balkan nach der Donau absenkt, an der Nigava-Pforte, wo Sofia 
strategisch recht bedroht scheint, und jenseits der Osogovska Planina, das Ge- 
biet von Strumica. 

Der Weltkrieg hat also die mazedonische Frage nicht gelöst, sondern nur 
kompliziert. Für Jugoslawien bedeutet die endgültige Annexion des größten 
Teiles Mazedoniens und die vollständige Ausschaltung Bulgariens ein sehr 
schwieriges Problem, welches durch das Vorhandensein bedeutender Gruppen 
von Albaniern, Osmanen, romanischen Aromunen neben griechischen, zigeu- 
nerischen und spaniolischen Splittern, nur noch ernster wird. Die Nationali- 
tätenstatistik liegt bis heute sehr im argen und das wenige vorhandene Zahlen- 
material wird durch die starken Bevölkerungsverschiebungen seit 1912 — Aus- 
wanderung, Seuchentod usw. — sehr entwertet. Der jugoslawische Landes- 
teil ist heute auf zwischen 5 und 800000 Menschen zu schätzen. 

Wenn Mazedonien dem Betrachter so als eine Balkanhalbinsel im kleinen 
erscheint, so zeichnet sich nun auch die als einzige Dauer versprechende 
Lösung ab. Mazedonien ist von der Sar-Planina bis zu den Bergstöcken nörd- 
lich der Vistrica und bis zur Osogovska Planina, von der Wurzel der Chal- 
kidike bis zum Ochridasee eine geopolitische Einheit, das Flußgebiet des Vardar. 
Es darf nicht unter seine Nachbarn im Norden, Osten und Süden aufgeteilt 
und es darf auch nicht an einen von ihnen allein gegeben werden. Es muß 
zu irgendeiner Autonomie, am besten innerhalb einer jugoslawisch-bulgarischen 
Union, gelangen und doch Bindeglied zwischen Jugoslawien, Bulgarien und 
Griechenland werden. Wahrhaft friedlicher Wettbewerb dieser Länder muß 
Mazedonien allen dreien gewinnen und die Wunden von Jahrhunderten ver- 
narben lassen. Als europäisches Schmerzenskind muß Mazedonien in einem 
vereinigten und befriedeten Europa das Mittel der Vereinigung und Befriedung 
der Balkanvölker werden. 


FRITZ SEIDENZAHL: 
SINGAPORE UND DIE HERRSCHAFT ÜBER DEN PAZIFIK 


Vom Indischen Ozean gibt es keinen anderen Hauptweg zum Pazifik als 
den über Singapore, die kleine britische Insel an der Südspitze der Malaien- 
Staaten. Außerdem ist Singapore eine geradezu ideale Basis für jede kriege- 
rische Flottendemonstration. Die Engländer besitzen diesen Platz seit 1819. 
Ein Jahrhundert war er wenig mehr als ein Handelshafen, eine Kohlenstation. 
In den kommenden Zeiten wird seine Bedeutung zunehmen. Wie ein wach- 
sames Auge liegt diese Insel am Eingang zum Stillen Ozean. Da der Krieg 
Japan und Australien in die Weltpolitik eingeführt hat, da der Gegensatz 
Rußland-England gerade im Fernen Osten immer wieder entsteht und da die 
nordamerikanische Aktivität nach Westen zunimmt, bereiten sich dort größere 
Dinge vor, als der europäische Kontinent erwartet. Selbst die öffentliche Mei- 
nung Londons ist stark an Europa gebunden, und Chamberlain hat eine ähn- 
liche proeuropäische Denkart, die vom Standpunkt des Greater Britain frag- 
lich ist. Der Protest der Dominions gegen den Locarno-Pakt beweist es. 
Aber die wirklich wichtigen Dinge entwickeln sich von selbst. Und das Heer 
der politisch und wirtschaftlich wohl gebildeten Engländer in den übersee- 
ischen Verwaltungen bildet eine beispiellose Garde. 

Singapore gehört wie Honolulu und die japanischen Kriegshäfen Sasebo und 
Yokosuka zu den Plätzen, deren Wert sich jetzt erhöht oder überhaupt erst 
entsteht. So groß die Entfernungen zwischen diesen Plätzen sein mögen, sie 
umreißen einen möglichen künftigen Kriegsschauplatz. Nicht umsonst hat das 
Britische Reich dort oder in der Nähe neun stehende Überseekommandos. 
Vier in China mit einem Vizeadmiral und einem Konteradmiral, zwei in 
Indien (mehr verwaltungs-technischer Natur), zwei australische und ein neu- 
seeländisches. Dabei handelt es sich jedesmal um Ernennungen, die nicht 
über 1923 zurückreichen, also nach der Auflösung des englisch-japanischen 
Bündnisses vollzogen wurden. „Während der Völkerbund“, schreibt bemer- 
kenswert der maritime Mitarbeiter der „Daily News", „noch an einem Plan 
für die Weltabrüstung arbeitet, beginnt eine neue Ära der Flottenrivalität im 
Stillen Ozean.“ (Nr. v. 14. 6. 26.) 

Die Vereinigten Staaten wollen den Perlhafen Hawaiis zum „Gibraltar des 
Pazifik“ machen, die Engländer tun das gleiche mit Singapore, und dem 
japanischen Parlament liegt ein Flottenbudget für die nächsten vier Jahre vor, 
das die ungeheure Summe von 580 Millionen Mark (297 Millionen Yen) auf- 
weisen soll. Wahrscheinlich wird diese hohe Summe mit Rücksicht auf die 
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schlechte wirtschaftliche Lage Japans nicht bewilligt werden — aber was be- 
deutete eine Streichung von schließlich 200 Millionen. Die Staatspolitik hat 
die Spannung insofern zu mildern versucht, als nach den Vereinbarungen der 
Washington-Konferenz die Inseln im Pazifik nicht militärisch ausgebaut werden 
dürfen. Der japanische Inselkeil, der von der Basis des japanischen Kern- 
landes nach Südosten vorstößt und seine Spitze in den Marschall-Inseln hat, 
bleibt unbefestigt. Die japanische Flotte hat nur die Kriegshäfen von Sasebo 
und Yokosuka als Ausfalltore. Die britische Flotte muß sich bis auf 
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Singapore und das australische Festland zurückziehen. Nur die U. S. A. 
haben die Vergünstigung, den schon mit allen modernen Mitteln ausgebauten 
Perlhafen weiterhin befestigen zu dürfen. Die erhöhte Aktivität der Mächte 
am Pazifischen Ozean steht trotzdem außer Zweifel. Japan im besonderen 
lebt unter einem ständigen Druck und sieht bei Tag und Nacht amerikanische 
und britische Schlachtschiffe am Horizont seiner politischen Interessen auf- 
tauchen. Für die japanische Nervosität ist die Anschauung eines angesehenen 
und hier gut bekannten japanischen Politikers, K. Kawakami, von Bedeutung, 
nach dessen Auffassung die Stellung Britanniens zu Japan so wäre: Du, Japan, 
bist unser treuster Freund und Alliierter gewesen. Du hattest die russische 
Gefahr zerstört. Du hattest uns später fähig gemacht, unsere Kriegsgeschwader 
49° 
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aus den östlichen Meeren zurückzuziehen und sie in der Nordsee zu konzen- 
trieren. Du hattest unsere australischen Truppentransporte eskortiert. Jetzt 
‚hast du deine Schuldigkeit getan. Wir wünschen deine Freundschaft nicht 
länger, ja wir betrachten dich sogar als unsern möglichen Feind (potential 
enemy) und werden uns dementsprechend verhalten. 

Ob England so kraß denkt, sei dahingestellt. Mancher Engländer faßt 
heute das englisch-japanische Bündnis als ein unnatürliches auf. Das Angebot 
Japans, eine Konferenz zur Verminderung der Seestreitkräfte der drei größten 
Seemächte einzuberufen, ist jedenfalls von England nicht beantwortet und von 
den Vereinigten Staaten abgelehnt worden. Inzwischen arbeiten dort die 
Mächte wie früher in Europa am Ausbau ihrer Flotten. Eine vergleichende 
Aufstellung einschließlich der (durch Pluszeichen angefügten) geplanten Neu- 
bauten 1926 ergibt: 

Brit. Reich Ver. Staaten Japan 


Schlachtschiffe ........ 18 +3 18 6 
Schlachtkreuzer .....-. 4 — 4 
Kreuzer 49 + 8 31+9 28 + 11 
Mutterschiffe für Luftflotte . 8 2 2 
Zerstörer 189 ＋ 2 309 ＋ 12 101 + 23 
Torpedoboote — — — 
Minenleger 62 45 373 
Untersee boote 63 + 4 118 ＋7 15 51 +38 


Hinzu kommt der Ausbau der festen Plätze. Mit großer Freude hat man 
soeben in London die Zusage der Vereinigten Malaien-Staaten vernommen, 
innerhalb der fünf kommenden Jahre in Raten 40 Millionen Mark zum leb- 
haft betriebenen Ausbau Singapores beizutragen. Diese Summe allein kommt 
schon derjenigen gleich, die Amerika für seinen Hawai-Hafen auswirft. 

Hinter diesen Rüstungen, für die Singapore das Barometer ist, befindet sich 
eine grundsätzliche Spannung, die eine Darstellung, wie die vorliegende, recht- 
fertigt. Der Bevölkerungszuwachs in Japan, China und Siam ist enorm und 
bedeutet eine Gefahr für den bestehenden Zustand. In runden Ziffern ist die 
Vermehrung der Bevölkerung wie folgt gewachsen in: 


1900 1923 
Japaea n 42 000 000 80 000 000 en 2 
China 300 000 000 450 000 000 Reichi ar 44a 
Siam 2... ee es 2 500 000 9 500 000 
Australien 3700000 nur 5 400 000 


Das ist eine unglaubliche Steigerung der gelben Rassen. Die erfolgreiche 
Bekämpfung der Seuchen und die Einführung der intensiveren Produktions- 
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formen erklären sie zum Teil, aber sie halten sie um so weniger auf. Der 
Bevölkerungszuwachs ist eine Gefahr für den Frieden; er wäre es nicht un- 
bedingt, aber wie die politischen und psychologischen Verhältnisse heute im 
Fernen Osten sind, bedeutet er vielleicht einmal Krieg. Die Japaner und 
Chinesen verlangen nach Ausdehnungsgebieten, sie drängen nach Amerika und 
Australien und dürfen nicht herein. Keine am Pazifik interessierte Macht 
kann daran vorbeisehen. In dieser ungünstigen, elektrisierten Situation hat 
kürzlich das Auswärtige Amt Japans durch Reuter die Mitteilung verbreiten 
lassen, daß es seine erfolglose Auswanderungspolitik aufgeben wolle und 
Formosa besiedeln werde. Es ist natürlich nicht möglich, die verschwiegenen 
Gedanken der japanischen Staatsmänner zu lesen, die die Besiedlung Formosas 
ankündigten, als handele es sich um ein unerschlossenes Reich. Aber Formosa 
ist ein tropisches Bergland, nur so groß wie Brandenburg, bereits fast so dicht 
besiedelt wie Brandenburg und mit ungünstigeren wirtschaftsgeographischen 
Bedingungen ausgestattet als die Mark. Die neue japanische Siedlungspolitik 
ist ein Versuch mit unzulänglichen Mitteln; die Gewalt der Tatsachen dürfte 
stärker sein. 

Darum bleibt für das Britische Reich so beängstigend das Problem der 
Befestigung der Ländermassen bestehen, the „consolidation of the geographical 
position“, die Sicherung eines „weißen Australiens“ und die Erhaltung der 
Bindeglieder zwischen den verstreuten Dominions. Unter den Bindegliedern 
ist heute Singapore das wichtigste. 
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OTTO MAULL: 
SUDAMERIKAS BODEN SCHATZ E ALS WELT RESERVE UND 
MACHT FAKTOR 


auf Grund von Richard Stappenbecks „Karte der Minerallagerstätten von 
Südamerika“. 


Es gibt genugsam ernsthafte Betrachter der Weltlage, die der aus einer 
gräßlichen Erfahrung heraus geborenen Losung „Nie wieder Krieg!“ Wirk- 
lichkeitswert für die Zukunft zubilligen möchten. Flugwaffe und Giftgase er- 
laubten keinen Krieg mit Menschen mehr, weil die Verheerungen, die sie an- 
richteten, zu entsetzlicher Natur wären. (Als ob man nicht auch schon vor 
dem Weltkrieg so gar manchmal die Meinung geäußert hätte, daß entsprechend 
der vervollkommneten Technik ein moderner Krieg aus sich heraus gar rasch 
erledigt sein müsse, weil der Wirkung heutiger Kriegsmittel die Menschen 
nicht zu widerstehen vermöchten!) Die einzige noch mögliche Form des 
Kampfes um die Güter der Erde und um diese selbst — so folgert man 
weiter — sei der sogenannte friedliche Wirtschaftskampf; sein Großschlacht- 
feld sei in der Hauptsache der Verhandlungstisch. Ja, andere begnügen sich 
mit dieser Perspektive nicht. So schreibt Josef Ponten in seinem prächtigen 
neuen Buch über „die Luganesische Landschaft“, dabei diesem Wirtschafts- 
kampf die friedliche Larve entreißend: „Die beiden unglaublich groben und 
barbarischen, die Mächte der Welt heute noch beherrschenden Strebungen 
politisch-militärischer und wirtschaftsgeographisch-ausbeuterischer Art werden 
einmal ersetzt oder doch ergänzt werden durch solche Forderungen eines nicht 
utopisch-, sondern psychisch- und hygienisch-Idealen, und eine von mehr Ver- 
nunft, Gerechtigkeit und Menschenliebe beherrschte Völkerfamilie wird sich 
mit solchen praktisch-idealen Forderungen zu beschäftigen haben.“ Das ist 
sicher nicht Utopie, sondern eine ideale Forderung; und der Schreiber dieser 
Zeilen ist der letzte, der an der unendlichen Bedeutung idealer Forderungen 
zweifeln möchte. Sind es doch immer Ideen, die die Welt regieren. Ist es 
‘doch immer die Macht irgend einer Idee, vor der sich, welches auch ihr In- 
halt sein möge, die Masse der Menschen verbeugt, weil sie als Masse keine 
fruchtbare Gegenidee zu äußern vermag. Denn Ideen werden von einzelnen 
gedacht. Die Masse ist noch nicht einmal ohne weiteres für Ideen empfäng- 
lich. Ihr eignet als charakteristische Gegenwirkung besonders der passive 
Widerstand. In diesem Verhältnis von Schöpfern und Trägern der Ideen liegt 
das letzte Geheimnis begründet, daß die Geschichte von einzelnen, von Führer- 
persönlichkeiten gemacht wird. Zwischen der Schöpfung und der Annäherung 
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einer Idee an die Wirklichkeit liegt aber die große Breite der Gegebenheiten, 
des Zu-Formenden, des der Idee gemäß Zu-Gestaltenden, an dem sich die 
Idee, will sie ihren Möglichkeitswert nicht einbüßen, zu orientieren hat. Dieser 
Prozeß erfordert immer wieder so bedeutende Zeit, daß jede große, die Ge- 
gebenheiten auswerten wollende, umgestalten wollende Idee zunächst und 
recht lange den meisten Betrachtern utopisch erscheint, bis dann in dem 
Augenblick, wo die Zeit erfüllt ist, Idee und Wirklichkeit sich so nahestehen, 
daß sie zum größten Teil eins geworden sind. Zwar werden sie nie, wie 
es der Idee, der Unendlichkeit der Aufgabe, entspricht, ganz eins werden 
können. Immer werden darum auch dann noch Wirklichkeit und Idee ihre 
grundverschiedene Herkunft aus dem Reich des Seins und dem Reich des 
Solls nicht zu verleugnen vermögen. In den frühen und mittleren Phasen 
der Entwicklung stehen sich — erkenntnistheoretisch scheinbar, an der Wirk- 
lichkeit gemessen bestimmt — beide Entwicklungsreihen fremd, ja feindlich 
gegenüber. Ein lehrreiches Beispiel dafür sei eingestreut: Nach den Sollbe- 
stimmungen des Völkerrechts kann kein Meer annektiert werden, und falls 
sich im Nordpolargebiet nur Meer befindet, kann sich keine Macht dort fest- 
setzen. So will es die Idee des Völkerrechts. Neulich brachte in dieser Zeit- 
schrift Erich Obst die Karte von der russischen Annektion eines Polargebiets- 
sektors. So laufen die Entwicklungslinien politischer Machttendenzen und 
Machtäußerungen und völkerrechtlicher ideenmäßiger Normen in diesem Falle 
nahezu unbekümmert um einander nebeneinander her. So steht es auch in 
vielen anderen Fällen. Darum hat es wohl Sinn, nach der Entwicklung der 
Lebensgemeinschaften der Staaten (vgl. meine „Politische Geographie“, Seite 
629 ff.) zu streben, die Einheit der Menschheit (Pol. Geogr., S. 631) als letztes 
ideenmäßiges Ziel aller Entwicklung im Auge zu behalten — völkerrechtlich 
und politisch wird man den im Augenblick üblichen Terminus anwenden: an 
der Zielsetzung eines idealen Völkerbundes festzuhalten (Pol. Geogr., S. 642) —; 
allein, darüber die Phase zu vergessen, in der sich der die Wirklichkeit ge- 
staltende Prozeß befindet, wäre für den Ablauf der Gesamtentwicklung vom 
Übel. In der letzteren erscheint uns der Staat als Machtgemeinschaft. Der 
Charakter als Kulturgemeinschaft ist dieser vollkommen, die Wirtschaftsge- 
meinschaft nahezu vollkommen untergeordnet. Wer im Augenblick der Wirk- 
lichkeit dienen will, wird sich an solcher Machtstaatstheorie orientieren müssen. 
Dagegen wird sowohl das Beziehen auf die reine Rechts- wie auf die reine 
Kulturstaatstheorie nur dazu angetan sein, die derzeitige Phase des Entwick- 
lungsprozesses im Staatenleben der Welt zu verschleiern. Schon einleitend ist 
darauf hingewiesen worden, wie gerade Ponten, nach dem Endziel der Ent- 
wicklung strebend, das in diesem Sinne verwerfliche „Politisch-Militärische* 
und das „Wirtschaftsgeographisch-Ausbeuterische“ als Äußerungen gleichsam 
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derselben machttendenziösen Art zusammengefaßt hat. Ihm ist darum trotz 
seines dem Augenblick fernen Ziels am allerwenigsten der Vorwurf zu machen, 
daß er den Zustand der heutigen Phase verkennt. „Heute ist man bei den 
Siegern darauf bedacht, sich und neugegründeten Vasallenstaaten Kohlen-, Ol- 
und jede Art nutzbare Gebiete zuzuschanzen.“ Wenn auch zugegeben werden 
muß, daß manche zwischenstaatlichen Wirtschaftsverknüpfungen das Leben 
der Staatsgesellschaft oft tiefgreifend bestimmen oder zu bestimmen vermögen, 
so sind doch Wirtschaftsvorteile noch allemal Steigerungen der Macht ge- 
wesen. So lange darum Wirtschaftsvorteile einzelnen Staaten‘ zukommen 
können, so lange der Begriff Weltwirtschaft nichts anderes bedeutet als eine 
die ganze Welt überspannende, in sich wohl innig verknüpfte, aber durch- 
aus nicht auf ein einheitliches Endziel gerichtete Wirtschaft der Welt, so lange 
wird der von Wirtschaftssicherungen umhegte Einzelstaat in jeder Bereiche- 
rung an Wirtschaftsgütern eine Quelle der Macht, einen Machtfaktor sehen, 
Jeder Staat wird so lange nach Wirtschaftsraum und Wirtschaftsgütern streben, 
wie er nach Raum an sich und nach Menschen giert. Wie es schon lange 
ist, wird auch heute der Wirtschaftsimperialismus bei den großen Mächten 
der Erde einen guten Teil ihrer Machttendenzen und ihrer Expansionen be- 
stimmen. Das ist das Gegenwartsbild, wie es vor dem Weltkrieg schon war, 
und wie es sich seitdem vielleicht noch klarer entwickelt hat. Das Problem 
solcher Entwicklung anzuschneiden bei einem Erdteil wie Südamerika, der 
gleichsam in vieler Hinsicht noch in Weltreserve steht, reizt.. 

Südamerika, und im Wesen gilt das hier Gesagte auch für das ganze Latein- 
amerika, auf das gelegentliche Seitenblicke geworfen werden sollen, ist zwar 
kein Erdraum, an dem nicht eine eigene Entwicklung, namentlich in der 
letzten Zeit, rege gearbeitet hätte. Vor allem seine intensive industrielle Ent- 
faltung, die zwar schon von lange her zaghaft eingesetzt hat, aber erst mit 
den Kriegsjahren ein beachtenswertes Ausmaß erfahren hat, ist zur Genüge 
Beleg dafür. Auch der industrielle Rückgang, der hie und dort mit dem 
abermaligen Zustrom europäischer Industrieartikel eingetreten ist, ändert an 
solchem Urteil nichts. Schon ungleich länger, seit der frühsten Auswertung 
des Erdraums ın der Kolonialzeit, ist Südamerika eine die Welt versorgende 
Region der Urproduktion, zunächst der tropischen Plantagenprodukte, gewesen. 
Sehr viel später sind seine subtropisch-gemäßigten Teile, aber auch tropische 
Gebiete, Viehweide und Kornkammer geworden. Auch in dem Sinne ist Süd- 
amerika zweifellos ein Raum wirtschaftlicher Weltreserve. Aber seine Ent- 
wicklung als agrikulturelles und Viehzuchtsgebiet mit der doch relativ lang- 
samen Eigenentwicklung der einzelnen Länder des Erdteils interessiert hier 
an sich nicht. Sie hängt von der allmählichen Füllung mit wirtschaftskräf- 
tigen Menschen, auch von der Beantwortung einer der wichtigsten Weltzu- 
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kunftsfragen, ob eine solche Bevölkerung namentlich in den inneren Tropen 
möglich sein mag, unter welchen eigenartigen Hemmungen sich die kulturelle 
Eroberung der riesigen Räume selbst in klimatisch günstigeren Regionen voll- 
zieht, ab. Dieser gesamte Fragenkomplex zeigt schon an, daß diese gewaltige 
Wirtschaftsraumreserve gar nicht so sehr im Vordergrund der wirtschaft- 
lichen Ausbreitungstendenzen der großen Mächte stehen kann. Wohl lehrt 
die dauernde Zuwanderung nach dem Kontinent, daß die übrigen Teile der 
Erde in gewissem Maße wirtschaftsraumsuchende Menschen, doch in längst 
nicht genügender Menge — das ist sehr zu betonen — abzugeben haben. 
Andererseits erweisen südamerikanische Einwanderungsbeschränkungen und 
noch sehr viel deutlicher die vielen gescheiterten Hoffnungen der Einwanderer 
und die zahlreichen Rückwanderungen, daß Südamerika nicht in ungehemmtem 
Maße Menschen aufzunehmen vermag. Seine ganz große Bedeutung als einheit- 
licher, geschlossener Wirtschafts- und Siedlungsraum, die Frage der Möglichkeit 
seiner Umbildung im ganzen zur Kulturlandschaft, ist eine solche ferner Zukunft; 
es ist eine Frage einer Zeit, wo die Kulturlandschaftsverknüpfungen ein ganz 
anderes Bild als das heutige, das demnächst in dieser Zeitschrift skizziert werden 
soll, zeigen werden, und wo zugleich einzelne Teile der Erde noch in einem 
ganz anderen Maße übervölkert sein werden als heute. Zur Zeit interessieren 
viel mehr die nur punktartigen Wirtschaftsquellen, die mit Hilfe von 
Kapital und eigentlich nur wenigen Menschenkräften ausgeschöpft werden 
können, die Bodenschätze. Man wird bei solcher Betrachtung unwillkürlich 
daran erinnert, daß in viele Gebiete der Erde die Menschen zunächst zwecks 
Gewinnung einzelner hochwertiger und auch ziemlich leicht zu erbeutender 
Wirtschaftsschätze eingedrungen sind, und daß besonders die Suche nach Gold 
die Entdeckungsfahrten der Kolonialvölker auf ihren Streifen durch Amerika 
bestimmt hat. In hohem Grade gilt es, daß die von außen an Südamerika 
herangetragene, auf die Kraft des Kapitals gestützte Wirtschaftspolitik 
vornehmlich auf solche einfache Okkupation hinzielt. Südamerika kommt da- 
rum tatsächlich auch noch heute in der wirtschaftlich orientierten Weltpolitik 
in weitestem Umfange als wirtschaftlicher Okkupationsraum eine Be- 
deutung zu. Unbeschadet aller politischen Selbständigkeit trägt darum das 
Wirtschaftsleben ın einer Hinsicht noch Kolonialstruktur (man vgl. meine 
demnächst erscheinende Wirtschaftsgeographie von „Südamerika“ in Karl 
Andrees Geographie des Welthandels). Nur anhangsweise möge erwähnt 
werden, daß sich aus diesem Zustand sozusagen kolonialer Abhängigkeit, der 
auch in einem Jahrhundert politischer Unabhängigkeit noch längst nicht ganz 
überwunden werden konnte, das hochgradige Angewiesensein auf die Einfuhr 
ergibt. Sie macht Südamerika zu einem der wichtigsten Absatzgebiete der 
Erde. Darum heißt das zweite, hier aber nicht weiter zu betrachtende Ziel 
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des Wirtschaftskampfes um Südamerika Herrschaft auf dem südameri- 
kanischen Markt. 

Über die Bodenschätze Südamerikas, ihre Bedeutung und ihre Aus- 
wertung ist schon unsagbar viel geschrieben worden. Eine abschließende zu- 
sammenfassende, erschöpfende Darstellung wäre schon aus praktischen Grün- 
den erwünscht. Ein solcher, aber nicht auf allen Gebieten befriedigender da- 
hinzielender Versuch, der zwar den Erzlagerstätten vollkommen gerecht wird, 
aber Kohle und Erdöl vernachlässigt, liegt heute nun in Le Roy Miller und 
Singewalds „the Mineral deposits of South America“ vor. Das Buch müßte 
ergänzt werden. Nichts liegt aber diesem Aufsatz ferner, als auch nur die 
kursorische Lösung einer solchen Aufgabe zu wagen. Vielmehr ist sein Sinn, 
auf eine Darstellung ganz anderer, kartographischer Natur gebührend hinzu- 
weisen. Auch Kartenskizzen, meist allerdings recht kleinen Maßstabs, gibt es 
in den europäischen und amerikanischen Atlanten, ebenso in wirtschaftsgeo- 
graphischen Hand- und Lehrbüchern in Menge. Sie sind aber meist nur unter 
dem Zwange starker Generalisierung ausgeführt und vermögen daher im all- 
gemeinen nur einer mehr theoretisierenden Betrachtung und nicht den prak- 
tischen Anforderungen zu dienen. Selbst von den größeren Karten des 
Chambers of Commerce-Atlasses gilt noch das gleiche. Daher ist es ganz be- 
sonders zu begrüßen, daß zum erstenmal in Richard Stappenbecks „Karte 
der Minerallagerstätten von Südamerika“ (1:3 750.000), die in diesem 
Jahre (1926) bei Dietrich Reimer (Ernst Vohsen) in Berlin erschienen ist, ein 
Kartenwerk geboten worden ist, das eine völlige gesicherte räumliche Über- 
sicht über die Verbreitung der Lagerstätten ermöglicht. Es ist eine präch- 
tige Sechsblattkarte, die auf den ersten Blick ein ganz klares Erkennen der 
einzelnen Lagerstätten und ihrer Natur erlaubt. Die Spezialisierung ist dabei 
erstaunlich weit getrieben worden, da etwa 100 verschiedene Signaturen ein- 
schließlich der für Verhiittungsanlagen, Verkehrseinrichtungen und Angaben 
über vorhandene Wasserkräfte und deren Ausnutzung Verwendung auf der 
Karte gefunden haben. Fast ist eine spielerische Liebe für den Gegenstand 
in der Art der Darstellung zu erkennen, wenn z. B. Gold und Silber Dar- 
stellung in ihren Naturfarben gefunden haben. Das kommt aber der Deut- 
lichmachung bei der großen Zahl der Signaturen ebenso sehr zugute wie die 
reiche Verwendung von Farben. Im allgemeinen sind die Namen den einzelnen 
Lagerstätten beigeschrieben. Wo die Häufung der Fundorte das nicht erlaubte, 
da verweisen Zahlen auf lange, den Kartenblättern selbst aufgedruckte Namen- 
listen, so daß kein einziger Fundort ohne Ortsbezeichnung geblieben ist. Ein 
Namenverzeichnis von 37 Seiten ermöglicht endlich die Auffindung jeder ein- 
zelnen Lagerstätte in bequemster Weise. Das ist für den praktischen Gebrauch 
der Karte selbstverständlich unentbehrlich. 
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Damit ist aber der Inhalt der sechs Kartenblätter keineswegs erschöpft. 
Denn in einzelnen Kartons sind die wichtigeren Bergbaugebiete noch einmal 
in größerem Maßstabe und viel reicher an Einzelheiten wiedergegeben. So 
Chile zwischen Rancagua und Tocopilla (1: ı 000 ooo), der Eisenmangan- und 
Goldbezirk von Minas Geraes (1: 1 150000) die Gold- und Platinseifen im 
oberen Choco in Kolumbien (1: 1950000), das kolumbianische Hochland von 
Gundimarca (1: 1 600 ooo), das mittelperuanische Bergbaugebiet (1: 1 000 ooo), 
die Goldfelder Carabaya und Sandia in Peru (1: 1 600.000). Außerdem reicht 
der Raum der Karte über Südamerika hinaus und umfaßt Mittelamerika im 
gleichen Maßstab der Hauptkarte bis zur mexikanischen Grenze. Der Gold- 
Silberbezirk im östlichen San Salvador ist auch hier noch einmal auf einer 
besonderen Nebenkarte herausgehoben. Mit dem Verfasser wird man es be- 
dauern müssen, daß es infolge des Mangels topographischer Grundlagen nicht 
gelungen ist, das wichtige Bergbaugebiet Boliviens auf einer Nebenkarte in 
größerem Maßstabe zu berücksichtigen. 

Wer die meist recht dürftigen topographischen Grundlagen kennt, die dem 
wissenschaftlichen Arbeiten in Südamerika im allgemeinen zur Verfügung 
stehen, wird naturgemäß einen anderen Wunsch als zu verfrüht bezeichnen 
müssen, nämlich den, daß die Karte der Lagerstätten mit einer topographi- 
schen Karte Südamerikas in enge Beziehung gebracht worden, d.h. daß die 
Signaturen auf eine solche aufgedruckt worden wären. Auch die wenigstens 
großzügige Beziehung zu dem Bau des Erdteils, die aber auch nur zum 
kleineren Teile mit einiger Sicherheit hätte gefunden werden können, hätte 
die wissenschaftliche Erkenntnis außerordentlich gefördert. Diese Forderungen 
müssen erwähnt werden, weil sie ganz selbstverständliche Aufgaben stellen, 
die auf eine weitere, wenn auch vielleicht nur regional mögliche Auswertung 
der ausgezeichneten Karte hinweisen. 

Eine Kritik über die Zuverlässigkeit der gesamten Karte im einzelnen wird 
keinem Beurteiler möglich sein. Immer nur würde sie stichprobenhaft von 
Spezialkennern einzelner Gebiete betrieben werden können. Sie soll hier 
ganz unterbleiben, denn auch für mein mittelbrasilianisches Reisegebiet wüßte 
ich nichts wesentliches hinzuzufügen, wenn man nicht hier gerade auf die 
Möglichkeit der Wasserkraftauswertung an manchen Orten aufmerksam machen 
will. Für die allgemeine Zuverlässigkeit der Karte spricht die lange und 
gründliche Erfahrung des Autors, die er sich in seinem sechzehnjährigen Auf- 
enthalt in Südamerika, zunächst als argentinischer Staatsgeologe, dann auf 
Reisen ın Chile und Peru erworben hat. So wird die Stappenbecksche Karte 
die sichere Grundlage sein, auf der jede weitere Betrachtung und Beurteilung, 
sei sie nun praktischer oder theoretischer Natur, aufbauen kann. Sie wird es 
ermöglichen, sich — wie der Autor selbst meint —, „eine richtige Vorstellung 
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von den Zukunftsmöglichkeiten dieses Kontinents in der Bergwirtschaft zu 
machen‘. 

Schon eine flüchtige Überschau über die Karte offenbart die dem Geo- 
graphen wohlvertraute Zweiheit Südamerikas auch in der Verteilung der 
Lagerstätten und der bergwirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen 
Gebiete. Der ganze andine Westen ist Bergbaugebiet schlechthin, denn hier 
haben eine durch unendliche Zeiten hindurch andauernde Sedimentation, die 
aber unter recht wechselnden Bedingungen vor sich ging, und mehrmalige fal- 
tende und eruptive Prozesse die Bildung von Lagerstätten ausgelöst. Zudem sind 
durch die gewaltige Gebirgshebung und die mit ihr Hand in Hand gehende 
Abtragung die Lager angeschürft oder wenigstens die Wege zu ihnen erleich- 
tert worden. Im Osten Südamerikas, jenem riesigen alten Rumpfland, in dem 
die intensiveren gebirgsbildenden Prozesse schon in der Frühzeit der Erde 
ausgesetzt haben, und wo weithin einförmige Areale jüngerer, im ganzen flach- 
lagernder Formationen das ältere Faltenland decken, da liegen die Verhält- 
nisse viel einfacher, einförmiger. Nur hie und dort, meist an den alten Falten- 
rumpf selbst gebunden, unterbrechen Bergbaugebiete, gelegentlich gar solche 
von großer Bedeutung, die bergwirtschaftliche Armut der größeren Osthälfte 
von Südamerika. Geradezu arm an Fundorten sind vor allem die jüngeren 
Deckschichten. Die einzelnen Bergbaugebiete werden im Osten getrennt 
durch große, heute bergwirtschaftlich bedeutungslose Räume. Dabei ist frei- 
‚ich vielfach nicht zu unterscheiden, ob die Zwischenräume der Bodenschätze 
völlig bar sind, oder ob das derzeitige Bild nichts anderes als das Stadium 
unserer Kenntnis andeutet. So sind die Lagerstätten (vornehmlich Gold, das 
vielfach in Goldseifen gewonnen wird) des kristallinen Massıvs von Guayana 
auf der Binnenseite zur Zeit allseitig isoliert durch einen breiten Saum, der 
noch schmal im unteren Orinokogebiet einsetzt, aber dann breit mit dem 
bergbaulich — trotz recht unsicherer Kenntnis kann das schon heute gesagt 
werden — ziemlich armen Raum Amazoniens verwächst. Aus dem riesigen 
Länderraum, der mindestens halb so groß wie Europa ist, sind kaum Fund- 
orte bekannt. Immerhin lehren aber die wenigen Angaben, die bezeichnender 
Weise nur für die besser erschlossenen Regionen am Amazonas selbst und an 
den größeren Nebenflüssen gemacht werden, daß in Wirklichkeit mit einem 
sehr viel größeren Reichtum von Bodenschätzen zu rechnen ist. Gerade ın 
der letzten Zeit wurde in allerdings recht unsicherer Weise von Funden am 
oberen Rio Branco und seinen Tributären geredet. Stappenbeck hat — sicher- 
lich aus Vorsicht — nichts davon angegeben. Dort, wo sich das brasilianische 
Massiv aus der Tiefenregion Amazoniens heraushebt, mehren sich in Nord- 
ostbrasilien wieder die Lagerstätten. Neben einer ganzen Anzahl von Lagern 
der verschiedensten Erze geben in Analogie zu Guayana die Goldfundorte 
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diesem Raum sozusagen die Note. Zwischen Pernambuco und Maceio zieht 
längs der Küste ein Saum von Olschiefern. Auch im Hinterland von Bahia 
treten die Fundorte nur in Streulage auf. Am oberen Rio Paraguassa liegt 
hier ein Diamantenbezirk. Wenn von da aus gegen Mittelbrasilien ebenso 
wie gegen das innere Zentralbrasilien wiederum ein recht breiter Raum auf 
der Karte zu erkennen ist, der kaum eine Signatur tragt, so bedeutet das 
sicher nicht, daß in der ganzen großen Region, die das ganze innere und süd- 
liche Bahia, den nördlichen Teil von Minas Geraes und den größten Teil von 
Espirito Santo umfaßt, keine weiteren Funde von Bodenschätzen zu erwarten 
sind. Dieses Bild entspricht dem derzeitigen Erkenntnisgrad; handelt es sich 
doch in diesen Zonen um im einzelnen gar wenig bekannte Landschaften. 
Immerhin haben die sehr viel besser und zum Teil doch recht intensiv durch- 
forschten Teile des brasilianischen Küstenwaldgebirges in Rio de Janeiro und 
in Säo Paulo eine gar erstaunliche Armut der kristallinen Schichten an Boden- 
schätzen gezeigt. Es darf aber nicht vergessen werden, daß hier genau 
so wie im Amazonasgebiet der Erforschung neben der starken Verwitte- 
rungsrinde vor allem auch die fast alles verhüllende Pflanzendecke im 
Wege steht, die auf langen Routen oft das anstehende Gestein vollkommen 
dem Blicke entziehen. So kann von einem selbst nur vorläufigen Abschluß 
unserer Kenntnis hier nicht gesprochen werden. In Südbrasilien, in Uruguay 
und ebenso im benachbarten Argentinien kommen Bodenschätze nur in Streu- 
lage vor. In Uruguay sind darunter mehrere Goldfundorte, die auch für 
Parana charakteristisch sind. Im Innern haben heute vier Bergbaubezirke 
etwas größere Bedeutung, der von Paraguay, der in seiner Südhälfte eine 
ganze Zahl von Kaolinfundstätten aufweist, für dessen Nordhälfte Brauneisen- 
gruben bezeichnend sind, die Roteisenerze und Manganvorkommen von Corumba, 
die Diamantenfundstätten nördlich von Cuyaba und die Diamanten- und Gold- 
felder im südlichen Goyaz. Das einzige, aber wirklich bedeutende Erzbergbau- 
gebiet, das heute schon eine beträchtliche Auswertung erfährt, aber vornehm- 
lich eine noch viel größere Zukunft hat, ist das des mittleren Minas Geraes, 
das von einem ganzen Kranz verschiedenster Lagerstätten im nördlichen Minas 
Geraes, im Triangulo Mineiro und in Säo Paulo umschwärmt wird. Im Zen- 
trum dieser ganzen Region liegt das Eisen-(Itabirit-) und Manganerzgebiet, 
das im Süden bei Barbacena einsetzt, sich nach Norden hin bis Itabira und 
Bello Horizonte verbreitert und, auskeilend in der Serra de Espinhagäo, bis 
gegen Diamantina zu verfolgen ist. Hier schließt sich der weite Diamanten- 
bezirk um Diamantina an, der sich, allerdings durch Lücken unterbrochen, 
westwärts über den Säo Francisco bis zum Rio Grande und damit auch 
südwestwärts bis in das nördliche São Paulo hinein verfolgen läßt. Mittel- 
und Süd-Säo Paulo sind nicht besonders reich an Bodenschätzen. Im Gegen- 
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ordentlich arm an solchen. Fast nur die Petroleumvorkommnisse in 
Patagonien und auch im westlichen eigentlichen Argentinien verdienen volle 
Beachtung. Sie gehören der tiefen Zone an, die die Grenzregion zwischen 
dem alten Faltenland und Tafelland des Ostens und dem jüngeren Faltenge- 
birge der Anden bildet, die dem Zuge der Anden folgend durch den Chaco 
nach Oberamazonien und abermals über eine unsichere Wasserscheide hinüber 
nach dem Orinokotiefland zu verfolgen ist. Ihre Bedeutung ist noch ganz un- 
klar, und nur als eine Vermutung muß man es hinnehmen, die aber einer 
hohen Wahrscheinlichkeit durchaus nicht entbehrt, wenn man in diesem Gürtel 
eine der vielleicht einmal wichtigsten und größten Petroleumzonen der Erde 
sehen will. Auch bis zum östlichen Feuerland mit seinen reichen Torflagern 
setzt sie sich südwärts fort. 

Mit Feuerland beginnt zugleich der andine Gürtel. Feuerland ist Goldland. 
Auch auf den kleineren und größeren Nachbarinseln gibt es in dem Archipel 
noch eine Anzahl Goldfundstätten. Aus Westpatagonien ist kaum etwas über 
Bodenschätze bekannt. Auch das scheint nichts anderes als Erforschungs- 
stadium des ja recht schwer zugänglichen Landes zu sein, denn auf der 
argentinischen Seite sind eine ganze Anzahl Fundorte bekannt, besonders Gold- 
vorkommen. Das wiederholt sich auf der großen chilenischen Insel Chiloe. 
Dann setzt aber mit Chile und dem argentinisch-chilenischen Andenbezirk der 
Bergbaucharakter des andinen bzw. pazifischen Gürtels voll ein. Mit Eisen-, 
Mangan-, Silber-, Gold-, dazu Kohlenvorkommen beginnt die reiche Liste der 
Fundorte im südlichen Mittelchile. Doch hält die Dichte der Vorkommen 
hier noch keinen Vergleich aus mit der in den nördlicheren Teilen von 
Santiago an. Besonders aufdringlich sagt es hier das Kartenbild, daß Chile 
ein Bergbauland schlechthin ist. In den mittleren Teilen bis in den Norden 
hinein überwiegen die Kupfervorkommen, doch auch Gold- und Silberfund- 
orte sind sehr häufig. Die Eisenlager spielen dagegen im allgemeinen eine 
geringere Rolle, erlangen nur örtlich hohe Bedeutung. In Nordchile werden 
große Flächen von Salpeterlagern eingenommen. Doch die Kupfervor- 
kommnisse haben ihre Bedeutung für die Wirtschaft der Landschaft durch- 
aus nicht eingebüßt, wenn sich auch die Fundstätten nicht so häufen wie 
weiter im Süden. Die an die Salare, Salinas gebundenen Kochsalzlager greifen 
von den wüstenhaften Teilen Chiles nach Bolivien hinauf und nach dem nord- 
östlichen Argentinien hinüber, wo sie vor allem westlich und nordwestlich 
von Cordoba große Verbreitung erlangen. Innerhalb des eigentlichen andinen 
Gebiets selbst erreicht der Reichtum an Bodenschätzen eine erste Kulmination 
in dem argentinisch-bolivianischen Übergangsgebiet. Doch auch die pampinen 
Sierren, vor allem die Sierra de Cordoba (vor allem Wolfram) und die Anden- 
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ränder weiter im Süden sind reich an Bodenschätzen aller Art. Die Grenz- 
region zwischen Argentinien und Bolivien ist ein Gold-Silbergebiet. Dann folgt 
im Streichen der bolivianischen Ostkordillere eine Zinn-Wismut-Wolfram- 
Antimonregion. Im westlichen Bolivien sind dagegen die Kupfer vorkommen 
führend. Auch Schwefel wird hier viel, wie überhaupt im Bereiche der Vul- 
kanlandschaften der Anden, gewonnen. Peru zeigt keinen so geschlossenen 
Charakter als Bergbaugebiet wie Chile und Bolivien. Doch auch Peru ist 
überreich an Bodenschätzen, wenn sich auch ihre Vorkommen mehr in einige 
voneinander getrennte Provinzen gliedern. Wie für die Täler der benach- 
barten bolivianischen Yungas sind auch für die Quellflüsse des Rio Madre de 
Dios Goldseifen charakteristisch; und Gold- und Silbervorkommen in reicher 
Zabl, doch auch Kupfer und Eisen sind für Südperu überhaupt bezeichnend. 
Die zweite große Bergbauprovinz ist die mittelperuanische. Gold tritt zurück. 
Silber- und Kupferfundorte sind besonders häufig. Eisen hat eine ziemliche 
Verbreitung. Kohlenfelder fehlen nicht. In ibrem nördlichen Abschnitt spielen 
Goldvorkommen wieder eine größere Rolle. Im südlichen kommt den Fund- 
orten von Vanadium eine besondere Bedeutung zu. Küstennah liegen kleinere 
in sich abgeschlossene Bergbaubezirke von ähnlicher Zusammensetzung. Nord- 
peru erscheint — wenigstens nach der Karte zu urteilen — wieder arm an 
Bodenschätzen. Nur ein paar Goldvorkommen sind eingezeichnet. Doch in 
seinem pazifischen Küstengebiet liegen reiche Petroleumlager, die über den 
Golf von Guayaquil nach Ecuador hin übergreifen. Ecuador zeigt überhaupt 
etwa die Bergbaustruktur Nordperus. Wenn auch die Dichte der Vorkommen 
keinen Vergleich mit Chile, Bolivien oder dem Bergbauzentrum Mittelbrasiliens 
aushält, so ist doch Kolumbien eines der wichtigsten Bergbauländer Südamerikas. 
Gold und Silber sind außerordentlich verbreitet. Fast alle Flüsse führen Gold. 
Auf dem Hochland, um Bogota, ist die räumliche Verknüpfung reicher Eisen- 
erzlager und weiter Kohlenfelder besonders wichtig, die auch anderwärts im 
Lande auftreten. In den tiefen Grabengebieten, die küstenwärts zu dem Tief- 
lande verwachsen, sind Petroleumfelder weit verbreitet. Sie knüpfen genetisch 
die Beziehungen zu den Petroleumlagern Venezuelas. Venezuela zerfällt mit 
Ausnabme des Guayanagoldgebiets in drei Bergbauprovinzen, das Maracaibo- 
petroleumgebiet, das die Randgebiete des tieferen Landes im Osten des Golfes 
mitumspannt, das nur mäßig reiche andine Bergbaugebiet der Mitte und 
schließlich das Petroleum- und Kohlengebiet des Ostens, das bis über das 
Orinokodelta nach Trinidad übergreift, dem aber auch Erzvorkommen nicht 
fehlen. 

Panama — um entsprechend des Inhalts der Karte auch Mittelamerika 
kurz zu charakterisieren — zeigt nur wenige Vorkommen von Bodenschätzen: 
Gold, auch Petroleum. Das ist im ganzen auch die Struktur Costa Ricas, 
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das jedoch reicher ausgestattet zu sein scheint. Besonders ist der Erdöldistrikt 
von Bedeutung. Außer den Goldseifen des Nordostens fehlen — nach der 
Karte zu urteilen — Nicaragua weitere Reviere von Bodenschätzen. Auch im 
östlichen Honduras und in San Salvador ist die Bergbaustruktur höchst einförmig 
(Gold, Silber). Die westlichen Teile dieser Staaten einschließlich Guatemala 
zeigen ein reicheres Bild, ohne daß aber hier ein Bergbauprodukt die Herr- 
schaft an sich reißt. 

Weder die Karte, die selbstverständlich nur Grundlage für die Beurteilung 
der räumlichen Verbreitung und der Dichte der Bodenschätze sein kann, noch 
ihre sichtende und ordnende Beschreibung durch das Wort vermögen natürlich 
die Frage nach der relativen Bedeutung der Bodenschätze zu beantworten. 
Von vornherein möge schon davor gewarnt werden, daß man die Bedeutung 
der südamerikanischen Bodenschätze — die mittelamerikanischen können eine 
solche Bewertung kaum ändern — etwa unter dem Eindruck einer über- 
reichen Liste von Vorkommen überschätzen möge, wenn man nicht zu einem 
bedenklichen Fehlschluß kommen will. Ganz zweifellos spielt der Bergbau 
im Wirtschaftshaushalt einzelner südamerikanischer Staaten eine 
führende Rolle. Er bildet für diese Staaten eine wesentliche Machtquelle. 
Voran stehen Chile und Bolivien, es folgt Peru. Chile ist, wie ja allgemein 
bekannt ist, Salpeterland, in zweiter Linie Kupferproduzent. 1912 entfielen 
von der chilenischen Gesamtausfuhr 85,4% auf Salpeter; 1920 machte die 
Salpeterausfuhr trotz der Konkurrenz, die ihm die künstliche Stickstoffge- 
winnung im Welthandel bereitet hat, immer noch fast drei Viertel des Gesamt- 
exports aus. 1923 belief sich der Wert der Kupferausfuhr auf ein sehr gutes 
Drittel der Salpeterausfuhr; auch 1925 war das Verhältnis ein ähnliches, und 
ı922 war der Ertrag für Kupfer sogar mebr denn halb so groß als der für 
Salpeter. Eine Musterung der Ausfuhrliste Chiles überhaupt zeigt, daß andere 
Produkte, vielleicht mit Ausnahme von Weizen und Wolle, hinter den Boden- 
schätzen überhaupt weit zurücktreten. Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse in 
Bolivien. 1912 machten die mineralischen Produkte 77,7°/, der Ausfuhr aus. 
1925 entfielen von 115 Mill. Bolivianos des Exports 84,2 Mill. Bolivianos auf 
Zinn allein und noch mehrere Millionen Bolivianos auf andere Bergbauergeb- 
nisse. Neben Chile und Bolivien kann kein anderer süd- oder mittelamerika- 
nischer Staat in dem Maße als ein Bergbauland bezeichnet werden. 

In Perus Außenhandel spielen zwar noch die Bodenschätze eine wichtige 
Rolle; allein sie machen dem Werte nach nicht mehr die Hälfte des Exports 
aus. 1924 belief sich die Ausfuhr auf 25,1 Mill. peruan. Pfund, davon kamen 
auf Petroleum 6 Mill., auf Kupfer 3,6 Mill. peruan. Pfund. In Kolumbien, 
dem derzeitig ersten Platinland der Welt und zugleich einem Gebiet mit 
steigender Goldausbeute, steht einem Ausfuhrwert von 3,5 Mill. für Platin und 
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einem solchen von 0,1 Mill. Goldpesos für Gold eine Kaffeeausfuhr im Werte 
von 2 Mill. Goldpesos gegenüber. So ist Kolumbien in seiner Ausfuhrstruktur 
trotz seiner reichen Mineralvorkommen ein Plantagenland. Das galt auch bis 
vor kurzem in ganz ähnlichem Grade für Venezuela, wo der Anteil der Boden- 
schätze an der Ausfuhr im Laufe eines Jahrzehnts ganz rapid gestiegen ist. 
Machte er 1912/13 nur 7, 1% aus, so ging er bis 1923 auf ı8°/, herauf. 
1923 exportierte es neben seinem wichtigsten Ausfuhrartikel Kaffee für 68,9 
Mill. Bolivar schon für 27,3 Mill. Bolivar Petroleum. Daneben sind aber alle 
anderen süd- und mittelamerikanischen Staaten ihrer Handelsstruktur nach 
Agrikultur- bzw. Viehzuchtstaaten. Selbst bei Brasilien und Argentinien, die 
über reiche Bergbaugebiete verfügen, bilden die Exportzahlen für Bodenschätze 
auf der Ausfubrliste nur belanglose Größen. So muß sich immerhin das 
faszinierende Bild einer Lagerstättenkarte Südamerikas, die leicht so etwas wie 
einen Bergbaukontinent vortäuschen könnte, für den Augenblick eine starke 
Geltungseinschränkung gefallen lassen. Nur die wenigsten der Staaten können 
als Bergbaureviere schlechthin angesprochen werden; die meisten tragen einen 
ganz anderen Charakter. 

Bis zu gewissem Grade ist damit auch die Frage nach der relativen Be- 
deutung der Bodenschätze im Weltwirtschaftshaushalt beantwortet. 
Zurzeit kann den südamerikanischen Bodenschätzen keine übermäßige Be- 
deutung zukommen. Das ist nicht immer so gewesen, und es braucht auch 
nicht immer so zu bleiben. Wie heute Chile das Land des Chilisalpeters ist, 
so war seinerzeit Peru das erste Silberland der Welt. Heute ist in dieser 
Weise nur noch Kolumbien hinsichtlich seiner Platinproduktion führend, doch 
vermag es jeden Tag durch Rußland wieder überflügelt zu werden. 

Wer eine internationale Bergbaustatistik, etwa die bequemen Zusammen- 
stellungen im „Statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich“, mustert, 
der wird sehr rasch erkennen, daß die derzeitige Ausbeute in Süd- und Mittel- 
amerika gegenüber der in anderen Bergbaugebieten der Erde eine recht ge- 
ringfügige ist, und daß es nicht am Platze ist, sich etwa nur durch das 
Nennen von Edel- und Schwermetallen über die wirtschaftliche Weltbedeutung 
irgendwie täuschen zu lassen. Bei solcher Einstellung erscheinen die Gold- 
und selbst die Silberfundstätten doch nur wie ein Schmuck am Wirtschafts- 
bau des Kontinents. Gold und Silber sind im Wirtschaftsbilde Südamerikas 
eigentlich nur noch historische Reminiscenzen. Selbst Kolumbiens Goldaus- 
beute, das ehedem das goldreichste Land der Erde war, auch heute noch der 
weitaus wichtigste Goldproduzent in Südamerika ist, machte 1922 nur 1,8 % 
der Weltproduktion aus. Damals gewann Kanada mehr als 4 mal, die Union 
mehr als 8 mal, Transvaal mehr als 24 mal so viel Gold. Schon bedeuten- 
der ist der Anteil der Silbergewinnung an der Weltproduktion. Peru, auch 
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heute noch das silberreichste Land Südamerikas, gewann 1922 6, 2% der Welt- 
produktion. Die Produktion von Chile und Bolivien zusammengenommen er- 
reichte nur die Halfte der peruanischen. Allein, Kanada steht etwa mit der 
gleichen Produktionsziffer neben Peru. Die vereinsstaatliche Produktion ist 
annähernd 4 mal, die Mexikos weit mehr als viermal so groß. Weder die 
Diamantenausbeute Brasiliens noch die Smaragdgewinnung Kolumbiens können 
nach den bisherigen Erfahrungen als besonders wichtige Wirtschaftsfaktoren 
für diese Staaten noch als Machtquellen für sie angesprochen werden. Chile 
wieder, der weitaus größte Kupferproduzent Südamerikas — Peru weist nur 
etwa ein Viertel von der chilenischen Produktion auf —, auch der zweit- 
größte Kupferproduzent der Welt, steht doch hinter der Union weit zurück, 
die Chile mit seiner Kupferproduktion um das Achtfache übertrifft. Eine 
wesentlich bedeutendere Stellung nimmt das Zinn Boliviens innerhalb der 
Weltzinnerzförderung ein, von der es 20°/, ausmacht. Auch Brasiliens Mangan- 
erzproduktion darf als bedeutender Wirtschaftsfaktor nicht übersehen werden; 
doch auch sie macht nur ein Sechstel der vereinsstaatlichen aus. Die Aus- 
beute fast aller anderen Bodenschätze erscheint gegenüber den Produktions- 
mengen in anderen Ländern recht bedeutungslos. Das gilt auch für das süd- 
amerikanische Erdöl, auf dessen Bedeutung ja oft, aber meist nicht mit ein- 
dringlichem Hinweis auf die derzeit gültigen Weltwertrelationen, hingewiesen 
wird. Die Erdölausbeute Mexikos ist 14 mal so groß, die der Vereinigten 
Staaten fast 70 mal so groß wie die Venezuelas, des wichtigsten südameri- 
kanischen Erdölproduzenten, hinter dem Kolumbien mit knapp zwei Drittel, 
Argentinien und Trinidad mit je einem guten Drittel zurücksteben. 

Allein, geopolitisch orientierte wirtschaftsgeographische und wirtschafts- 
politische Betrachtungen dürfen aber, wenn sie wirklich fruchtbar sein und 
nicht nur registrieren wollen, nicht an dem Gegenwartsbild haften bleiben, 
sondern sie müssen auf Grund möglichst exakter Erkundungen die Möglich- 
keit künftiger Wirtschaftsentwicklung zu erfassen suchen. Sie müssen 
damit die Lösung einer Aufgabe anstreben, die sich die Wirtschaftsgeographie 
überhaupt immer stellen sollte, die sie sich aber meistens da, wo sie am 
gründlichsten arbeitet, — aus Vorsicht — nicht stellt. Das geschieht zu 
ihrem eigenen Schaden und wahrscheinlich häufig genug auch zum Schaden 
der Entwicklung, die sie nicht wirtschaftshistorisch nachträglich beschreiben 
und kritisieren, sondern die sie zu dirigieren versuchen müßte. Geopolitische 
Betrachtung kann den Fragen der Zukunft nicht aus dem Wege gehen; und 
sicherlich liegt auch allerlei konkrete Veranlassung vor, sie zu erörtern. In 
Bälde kann man kaum wenigstens eine das Gegenwartsbild bedeutend hinter sich 
lassende Entwicklung auf der ganzen Linie der Bergwirtschaft erwarten. Eine 
solche hinge zu sehr mit einem allgemeinen Aufstieg Südamerikas, der schließ- 
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lich — von Ausnahmen abgesehen — doch nur langsam vor sich gehen kann, 
zusammen. Daß die Bergwirtschaft an sich in großem Ausmaße einen solchen 
Aufstieg fördern würde, erscheint ebenfalls ganz unwahrscheinlich, da zahl- 
reiche Lagerstätten so verkehrsabgelegen sind und noch längst nicht von 
modernen Wegen erreicht werden, daß sie nicht in die Rechnung eingesetzt 
werden können. Zudem mangelt es für eine solche Entwicklung sowohl an 
Menschen wie an Kapital. Es bleiben darum für eine weiterführende Be- 
trachtung ganz wenige zukunftsreiche Produkte und ebensolche Regionen übrig. 
Einmal kommt das Petroleum in Frage. Die argentinischen Erfahrungen 
machen zwar nicht sonderlich Hoffnung auf eine große Zukunft. Ihre Pro- 
duktionssteigerung geht sehr langsam vor sich. Die peruanische Zunahme 
der Ausbeute setzt dagegen in Erstaunen. 1903 wurden 37000 t, 1925 
1910000 t gewonnen. Über die künftige Entwicklung in Kolumbien ist noch 
wenig sicheres zu sagen. Dagegen gilt ja Venezuela ganz allgemein als das 
zukunftsreichste Petroleumland Südamerikas, und Ölgeologen halten nicht zu- 
rück zu behaupten, daß hier mit die wichtigsten Ölfelder der Welt liegen. 
Persien und Venezuela werden in einem Atemzug genannt. Die Produktions- 
steigerung stellt auch jede andere Entwicklung in Südamerika in den Schatten. 
1917 förderte Venezuela erst 120000 bbls, 1925 dagegen 30 000 000 bbls. 
Doch darüber hinaus liegt vielleicht in Südamerika, in jener erwähnten Senke, 
die von den Llanos durch Oberamazonien nach dem Chaco binstreicht, das 
größte Erdölreservoir der Welt überhaupt, freilich mitten im Kontinent in 
einer doch relativ schwer zugänglichen Region. Von dort sind vielfältig Erd- 
ölausbisse bekannt. Doch ein sicheres Urteil über die wirkliche Bedeutung 
kann natürlich heute noch nicht abgegeben werden. Wie weit die auf die 
Verflüssigung der Kohle gesetzten Hoffnungen die Jagd nach dem Öl einmal 
als anachronistisch erscheinen lassen und den Wert solcher Ölfelder beein- 
trächtigen werden, steht natürlich zurzeit noch dahin. Chile ist im Besitz 
der größten Kupferlagerstätte der Welt (Chuquicamata) und auch sonst 
überreich an Kupfer. Wenn es auch in der Gewinnung weit hinter den 
Vereinigten Staaten zurücksteht, so steht es doch hinter den Kupferexport- 
ländern an erster Stelle. Darin liegt seine Bedeutung für die Weltwirtschaft, 
und es ist nicht unwahrscheinlich, daß sie noch zunimmt. Ist auch die 
Monopolstellung des Chilesalpeters zwar durch die künstliche Stickstoff- 
erzeugung im Welthandel gebrochen, so kommt ihm doch immer noch eine 
nicht unbeträchtliche Sondergeltung zu. In Brasilien haben die Mangan- 
erzlagerstätten eine solch ähnliche Geltung. Im ganzen sind es eigentlich so 
nur wenige Produkte, die von Südamerika aus den Weltmarkt unter Um- 
ständen zu beherrschen vermöchten. Denn daß sich auf Grund der vor- 
handenen Bodenschätze eine rege Industrie entwickeln kann und wird, muß 
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zwar durchaus zugegeben werden. Doch aller Voraussicht nach wird sie 
nur dem heimischen Konsum gelten, nur der Einfuhr den Markt entziehen, 
aber auf erdenkliche Zeiten hinaus vermutlich nicht aktiv in die Welthandels- 
struktur eingreifen. Freilich wird ihre Entfaltung zunächst mit der Kohlen- 
armut vieler Teile des Kontinents so lange zu kämpfen haben, bis die Aus- 
nutzung der vielfach recht großen Wasserkräfte in ungleich stärkerem Aus- 
maf} als heute gelungen ist. 

Daß aber die Bodenschätze des Kontinents als wirtschaftliche und auch 
politische Machtfaktoren angesehen werden, lehrt die so außerordentlich starke 
Tendenz des fremden Kapitals, gerade in der Bergwirtschaft Südamerikas 
Boden zu fassen. Sie hat zu einer wahren Kapitalüberfremdung des süd- 
amerikanischen Bergbaus geführt und damit den politischen Wirtschafts- 
körpern wichtige Kraftquellen zum guten Teil entrissen. So sind 80 % der 
bolivianischen Zinnerzlager in nordamerikanischen Händen. Ebenfalls sind in 
dem Kupferbergbau Chiles die Nordamerikaner führend, weit hinter ihnen 
stehen Engländer, Franzosen zurück; der Anteil der Deutschen ist minimal. 
Die Manganerzlager Brasiliens sind in nordamerikanischem und belgischem 
Besitz. Die Petroleumlager Ecuadors sind vorwiegend englischer, die Perus 
englischer und amerikanischer, die Kolumbiens wiederum größtenteils ameri- 
kanischer Besitz. In die venezulanischen teilen sich eine ganze Anzahl Kon- 
zessionsgesellschaften. Bergbaulich ist darum Südamerika fast nichts 
anderes als eine Kolonie der Welt- und Handelsmächte. Für sie 
kann Südamerika gesteigerte Bedeutung in der skizzierten Weise erlangen, 
ein wichtiger Ausgleichs- und auch Machtfaktor in der Entwicklung der Welt- 
wirtschaft sein. Dagegen steht eine südamerikanische bergwirtschaftliche Eigen- 
entwicklung noch in weitem Felde. So muß die Analyse gerade auf dem 
Gebiete der Bergwirtschaft die Kolonialstruktur Südamerikas er- 
kennen lassen. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
BEMERKUNGEN ZUM PROBLEM DER BEVÖLKERUNGSDICHTE 
AUF DER ERDE 


Als „Bevölkerungsproblem“ bezeichnet man allgemein eine Gruppe von 
Fragen, deren Beantwortung oder Nichtbeantwortung man seit Malthus im 
allgemeinen den Staats- und Wirtschaftswissenschaften überlassen hat. Die 
Politik hat sich häufig in der Praxis an ihnen versündigt; heute sucht man 
dem Problem von der medizinisch-naturwissenschaftlichen Seite beizukommen. 
Die Geographie hat sich nicht allzu häufig mit ihm befaßt. Und doch hat 
sie die Möglichkeit, manche Fragen zu beantworten, die andere Wissenschaften 
nicht beantworten können, Ergebnisse zahlenmäßig und kartographisch dar- 
zustellen, die geeignet sind, von manchen Stellen den Nebel zweckbestimmter 
unwissenschaftlicher Phraseologie zu vertreiben. 

Vor kurzem hat Penck!) den Versuch gemacht, zu Zahlenwerten einer mög- 
lichen durchschnittlichen und höchsten Bevölkerung der Erde zu kommen. 
Er ist dabei ausgegangen von der Produktionsfähigkeit der einzelnen Erd- 
räume für die menschliche Ernährung. Der Mensch lebt nicht vom Brot 
allein und so sind andere menschliche Bedürfnisse unberücksichtigt geblieben. 
Mit voller Absicht: Denn es fehlen heute noch weithin die Unterlagen, um 
schon z. B. die Bedürfnisse der menschlichen Bekleidung und Erwärmung in 
kühleren Klimaten, geschweige denn die höheren Kulturbedürfnisse der Mensch- 
heit auf bestimmte Einheiten produktiven Raums, den sie fordern, festzulegen. 
So muß man sich zunächst auf die physische Grundlage menschlichen Seins, 
auf die Ernährung, beschränken, und sich klar sein, daß durch die Nicht- 
berücksichtigung aller anderen Ansprüche Fehler entstehen, die in den Schluß- 
folgerungen berücksichtigt werden müssen?). Die nach der Ernährungsfähig- 
keit des Bodens geschätzten Zahlen möglicher Bevölkerung werden durchweg 
etwas zu hoch sein. Je höher die Kultur, desto höher die Lebensansprüche, 
desto größer die Flächeneinheit, die zum Unterhalt eines Menschenlebens ge- 
braucht wird; der Faktor, mit dem die Zahlen möglicher Bevölkerung herab- 
gesetzt werden müssen, steigt also mit der Kulturhöhe. So kommt also von 
der menschlichen Seite her eine Unsicherheit in die berechneten Zahlen, die 
sich nie wird ausschalten lassen, und die es verständlich erscheinen läßt, daß 
z. B. Penck die von ihm bestimmten Zahlen nur als Annäherungs- und Grenz- 
werte gelten lassen will. Es mag sich dabei um Verschiebungen von Hun- 
derten von Millionen Menschen handeln. Auf der anderen Seite aber darf 
gesagt werden, daß bei einer so sehr generalisierten Rechnung zahlreiche 
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einzelne Fehler sich gegenseitig aufheben, die unendlich stark in Erscheinung 
treten würden in dem Augenblick, wo man die Rechnung auf zu kleine Ein- 
heiten, sei es der Menschen, sei es des Raumes bezöge. 

Penck berechnet die Zabl der möglichen Menschen nach der möglichen 
Bevölkerungsdichte großer räumlicher Einheiten. Er wählt diese Einheiten 
nach dem wichtigsten der geographisch möglichen, dem klimatischen Prinzip, 
und benutzt dabei schon vorhandene Generalisierungen, die wir einem der 
besten lebenden deutschen Klimatologen, W. Köppen, verdanken. Jede Dar- 
stellung der klimatischen Gliederung der Erde ist auf Beobachtungsmaterial 
aufgebaut. Dieses Beobachtungsmaterial ist über die Erde hinweg von ganz 
ungleichem Wert. Weite Landgebiete verfügen über einen sehr guten Be- 
obachtungsdienst; noch viel weitere haben einen sehr mangelhaften. Die 
Flächenausdehnung der Klimazonen kann auf weite Räume ein anderes Bild 
ergeben, wenn aus Teilen Asiens, Afrikas, Südamerikas langjähriges gutes 
Beobachtungsmaterial vorliegen wird. So liegen also zahlreiche Fehlermöglich- 
keiten in der Klimakarte und den aus ihr (im Falle Köppens durch H. Wagner) 
gewonnenen Flächenangaben. Aber auch hier zeigt sich, daß für den Zweck 
einer großen vergleichenden Betrachtung über die Erde hinweg, wenn sie sich 
nur an genügend große Raum- und Menschen-Einheiten hält, zahlreiche 
Fehlerquellen sich gegenseitig aufheben können. 

Um das an einem Beispiel zu erläutern: Es ist leicht möglich, daß die 
Zahlen, die Penck für das feuchtheiße Urwaldgebiet angibt (200 wahrschein- 
liche mittlere Volksdichte, 2800 Millionen wahrscheinliche, 5600 höchstmög- 
liche Bevölkerungszahl), zu hoch sein werden. Das Material aus den Tropen 
ist noch immer spärlich. Gewiß, wir haben heute auf Westjava eine Be- 
völkerungsdichte von über 350 Menschen auf den Quadratkilometer. Aber 
Java ist eine Insel mit ungewöhnlich fruchtbarem vulkanischen Boden, und 
Geländeformen, die reiche Energie liefern und vor allem eine reiche Be- 
wässerungskultur ermöglichen können. Aber weite Teile des größten zu- 
sammenhängenden tropischen Waldgebietes, Amazoniens, sind Überschwemmungs- 
gebiete, für die eine Sicherung kaum möglich erscheint. Der Einfluß des 
„Kulturfaktors* ist in den Tropen ein anderer als in gemäßigten Breiten. 
Man wäre versucht, zu sagen, daß im Gegensatz zu den gemäßigten Breiten, 
wo bobe Kultur zunehmend gegen höchstmögliche Dichte wirkt (die amerikani- 
sche Ein wanderungsgesetzgebung weist hier Beispiele), in den Tropen geringe 
menschliche Ansprüche die Erfüllung leerer Räume mit Menschen verhindern. 
Nur Rassen mit großer Energie, d. h. mit großen Ansprüchen, haben die 
Kraft, den tropischen Wald urbar zu machen; und gerade diese Rassen er- 
liegen dem tropischen Klima. So kann man an einer Dichte von 200 für die 
Tropen zweifeln. Vielleicht könnte der Boden soviele Menschen ernähren, 


— Q— k —̃ͤ—k.—̃̃ . —k—᷑ ff. ßäP̃—ſ—é—n “8 ——̃—— 


HAUSHOFER: BEVÖLKERUNGSDICHTE AUF DER ERDE 791 


aber es fehlen die Menschen, die unter dem dortigen Klima so arbeiten könnten, 
daß sie ihn dazu zwängen. Aber — ergibt sich auch hier vielleicht eine 
Minderung des berechneten Lebensraums, so ist es leicht möglich, daß die 
angrenzenden Savannen- und Übergangsgebiete mehr Menschen ernähren 
können, als 90 auf den Quadratkilometer. 

So können sich Fehlermöglichkeiten ausgleichen — und die Möglichkeit, 
die potentiellen Zahlen, bei allem Bewußtsein ihrer Anfechtbarkeit in Einzel- 
heiten, mit den heute vorhandenen der Menschheitsverteilung über die Erde 
verspricht nicht uninteressante Ergebnisse. 

Wir nehmen in der weiteren Untersuchung die Zahlen in der von Penck 
selbst gegebenen Abrundung als richtig an, ohne uns auf Einer und Zehner 
der Dichtewerte festlegen zu wollen, und setzen die mögliche Volksdichte mit 
der heute vorhandenen in Vergleich. Aus diesem Vergleich ergeben sich 
ohne weiteres Ziffern für die absolute Unter- oder Übervölkerung einzelner 
Landräume. Dabei ergibt sich freilich eine Schwierigkeit, die überall auf- 
tritt, wo man Zahlen geographischer und statistischer Herkunft miteinander 
in Vergleich setzen soll. Natürliche geographische, und politische, der Statistik 
und ihrer Praxis, der Volkszählung dienende Einheiten fallen in den wenigsten 
Fällen zusammen. Man muß also nach einer Seite zu Interpolationen greifen. 
Trotzdem auch der Versuch, die Klimagebiete als Einheiten zu nehmen und 
die Ergebnisse der politischen Statistik auf sie zu verteilen lohnend sein könnte, 
ziehen wir vor, die einmal bestehenden staatlichen Einheiten als Grundlage 
zu nehmen, und die Dichtezahlen nach Klıma-Einheiten auf sie zu beziehen. 
Das ergibt im einzelnen zahlreiche Schwierigkeiten, da es nicht angeht, ein- 
fach die in Betracht kommenden Flächen der einzelnen Staaten auszumessen 
und rechnerisch zusammenzufassen. Die Mittelbildung darf nicht geschehen, ohne 
wenigstens den Versuch zu machen, die gesamten geographischen Verhältnisse eines 
Landes zu berücksichtigen); sie ist damit natürlich subjektiven Fehlern ausgesetzt. 
Auch diese Zahlen der möglichen mittleren Bevölkerungsdichte der einzelnen 
Staaten dürfen also nur als grobe Nährungswerte betrachtet werden, zumal es 
im Rahmen dieses Aufsatzes nicht möglich ist, sie im einzelnen zu begründen. 

Es ergibt sich nun folgendes Bild der möglichen natürlichen und der wirk- 
lichen Volksdichte auf der Erde, nach den Kontinenten geordnet: 


Mögliche natürliche 


Heutige Dichte mittlere Dichte 


I. Europa: Island . 2. 2 2 2 © © ee ww I ı + 
Norwegen 8 8 + 
Schweden 12 10 + 
Finn lan 9 10 + 
Baltische Staaten 32 30 + 


Polen ee a A 70 80 
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Mögliche natürliche 
Heutige Dichte mittlere Dichte 


Deutschland (mit eh und Danzig) 135 10 
Osterreich 2278 60 ! 
Schweinen 94 60 l 
Holl ande „210 120 ! 
Belgien. 448 120 |! 
Dänemark 876 100 
Großbritannien . . x 2 2 „3251 120 ! 
Frankreich 72 100 
Tschechoslowakei 100 1000 + 
Ungarn . s.s 6 «© © © 86 100 
Rumäniens. 55 70 
Bulgarie [47 70 
Südsla wien 49 70 
Albanien . . 2 2 2 2 «© „30 60 
Griechenland . . . . 2 . » 39g 60 
Italien . . nn „1124 100 ! 
Spaniens „326 50 
Portugal 2 66 go 
Rußland (Europäisches und Asiatisches i 7 30 — 
Il. Asien: Türkei “eee ce a 8 30 
Persien. 2 nn 6 10 
Afghanistan . . ae ssassn M 15 + 
Syrien © e e e+ © © © eo we 30 40 
Irak. . . à ee ao en SS 8 40 — 
Indien (ohne Ceylon) e SS 60 + 
China (ohne Neben länder) 90 go + 
Japon [45 100 ! 
Philippinen 36 150 — 
Siam «ww ee „V2 20 100 — 
Insulinde . . 2. 2 2 «© «© © «© «© «~~ 26 200 — 
III. Afrika: Agypten 134 15 
Südafrikanische Union 4 30 — 
Deutsch- Ostafrika 4 go = 
Kongostaat . ©. © 2 2 eo 6 ew 4 150 = 
IV. Australien: Australien 1 30 = 
Neuseeland . 2 2 2 2 11 60 — 
Hall 15 120 — 
V. Amerika Grönland . 2 2 2 © 2 © © e e o o + 
Alaska . . o i 2 
Kanada. . s « © © © © © © o I 10 — 
Vereinigte Staaten 13 60 — 
Mexiko. od o o o o 7 70 — 
Mittelamerikanische Staaten . 12 150 = 
Kuba e o è è> è è ò> òo > © © oœ 27 130 == 
Venezuela 2 go = 


Kolumbien 6 60 
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Mögliche natürliche 


Heutige Dichte mittlere Dichte 


Ecuador EOR Bes Ree. ae a a a 4 10 — 
Peru 4 40 — 
Bolivia . Bh see re see, al, e 2 10 — 
Gille ee 5 30 — 
Argentiniiu aka 3 50 = 
Urug u)) 9 100 = 
Paraguay 3 go = 
Brasilien : 4 120 = 
VI. Antarktika . aa o o + 


Ein Kreuz bedeutet Gleichgewicht der Bevölkerungsdichten: die tatsächliche und die mögliche 
natürliche Dichte weichen nicht um mehr als 100/0 voneinander ab. Ein Rufzeichen bedeutet 
Übervölkerung: die tatsächliche Dichte beträgt mindestens 110 0% der möglichen natürlichen. 
Strich- und Doppelstrich zeigen einfache und extreme Untervölkerung an: die tatsächliche Dichte 
beträgt hier 50 bis 10 bezw. unter 10% der möglichen natürlichen; die Fälle leichter Unter- 
völkerung (50—go 0/0) sind ohne Zeichen geblieben. 


Faßt man die Gruppen zusammen, so ergibt sich folgendes: “ 

I. Übervölkerte Staaten: 
Großbritannien, Belgien, Holland, Japan, Deutschland, Schweiz, 
Italien, Österreich. 

II. Staaten im Dichte-Gleichgewicht:?) 
Indien, China, Ägypten, Tschechoslowakei, Island, Norwegen, 
Schweden, Finnland, die baltischen Staaten. 

HI. Untervölkerte Staaten. 

Die untervölkerten Staaten sind also die Mehrheit. Extreme Untervélkerung 
weisen auf Deutsch-Ostafrika und der Kongo-Staat, und somit weitere Teile 
Afrikas; ferner Australien, die mittelamerikanischen Staaten, Venezuela, Uruguay, 
Paraguay, Argentinien und Brasilien. 

Diese Gliederung gibt natürlich nur die großen Züge. Die Größen der 
einzelnen Länder sind ja sehr verschieden; dabei ist der Schluß nicht einmal 
richtig, daß die Verschiedenheiten der einzelnen Teile umso größer sein müssen, 
je größer die Staaten sind. Gerade kleine Staaten zeigen oft die stärksten 
Unterschiede in der Bevölkerungsdichte ihrer einzelnen Landschaftseinheiten. 
Das gilt für die heutige wie für die potentielle Dichte. Beispiele (auf die 
heutige Dichte bezogen) bietet Mitteleuropa in Fülle. Vielleicht das auf- 
fälligste Beispiel auf der Erde ist das des Staates Ägypten, der als Staat eine 
Dichte von 14 hat. Die gesamte Bevölkerung wohnt aber im Talbereich des 
Nils; dieser hat eine Dichte von 420; die umgebende Wüste eine Dichte von o. 
Da Ägypten zu den Staaten gehört, die zwar nicht übervölkert sind, doch der 
Übervölkerungsgrenze sehr nahe kommen, gilt ein solches Verhältnis nicht nur 
für die heutige, sondern auch für die mittlere natürliche Dichte. 
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Es ist nicht ganz so einfach, eine ähnliche Beziehung der beiden Dichte- 
werte in ihrem Verbältnis zu den Landschaftseinheiten für die meisten anderen 
Länder zu finden. Überwiegend werden die Zahlen der potentiellen Dichte 
für die einzelnen Teile eines Landes geringer voneinander abweichen als die 
der heutigen. Das ist ohne weiteres einleuchtend für die untervölkerten Ge- 
biete der Erde, in denen man noch ganz deutlich Landesteile ausscheiden 
kann, die (infolge Entferoung von der Küste z. B.) von der Siedlungsbewegung 
noch nicht erreicht worden sind; die aber, einmal erreicht, ganz ähnliche 
Bedingungen bieten würden wie z. B. küstennähere, heute von dem Wander- 
strom schon erreichte Nachbarlandschaften. Das läßt sich weiter begreifen 
für die übervölkerten Staaten. Im Deutschen Reich hat Bayern eine Dichte 
von 96, Sachsen eine von über 300. Nach unserer für das Deutsche Reich 
angenommenen möglichen natürlichen Dichte von 100 befände sich Bayern 
etwa im Bevölkerungsgleichgewicht, Sachsen wäre bedenklich übervölkert. Es 
bliebe nun im einzelnen zu untersuchen, wieweit der Boden Sachsens pro 
Einbeit mehr Menschen ernähren könne als der Boden Bayerns. Dabei kann 
man — auch unter Benutzung der Bonitätsklassen des Katasters — zu ver- 
schiedenen Auffassungen kommen; sicher ist jedenfalls, daß der Boden Sachsens 
nicht doppelt, geschweige denn dreifach so gut ist als der Boden Bayerns. 
Mecklenburg hat heute eine Dichte von etwas über 50. Es wäre also, nach 
der für das Deutsche Reich angenommenen Ziffer, untervölkert. 

Ließe sich Mecklenburg vom Deutschen Reich und von aller Welt ab- 
schließen, so könnte es wohl eine beträchtliche Zahl Menschen mehr ernähren, 
als heute auf seinem Boden leben; unter den deutschen Gesamtverhältnissen 
wird die Untervölkerung Mecklenburgs schon durch die Übervölkerung Berlins 
mehr als ausgeglichen. Eine Auffüllung Meeklenburgs (und Pommerns usw.) 
mit Menschen würde eine Entvölkerung Berlins bedingen, solange nicht zu- 
sätzlicher Boden zur Ernährung der Großstädter herangezogen werden kann. 
Daß ein geringer Bruchteil des dafür notwendigen Bodens in Gestalt von Öd- 
ländereien oder nicht ausreichend genutztem Land noch in Mecklenburg, 
Pommern usw. gefunden werden könnte, sei hier nur angemerkt; der Groß- 
teil der notwendigen Nahrungsqualitäten müßte aus Böden gezogen werden, 
die außerhalb der natürlichen Landschaftseinheit (wie immer man sie auch 
begrenzen möge) Norddeutschlands (und Deutschlands!) liegen. Damit aber 
ist der Kern des Bevölkerungsproblems bezeichnet. 

Übervölkerung bedingt Nahrungszufuhr von außen (womit sie bezahlt wird, 
ist eine zweite Frage, die zuerst rein nationalökonomisch scheint, auf die wir 
aber vom geographischen Standpunkt aus noch weiter unten einzugehen haben 
werden); Übervölkerung (in dem streng geographisch gefaßten Sinn der Be- 
zugnahme auf die mögliche natürliche mittlere Dichte) eines Landes oder 
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Staates bedingt Untervölkerung auf irgend einem anderen Teil der Erde. 
Untervölkerungsgebiete aber werden dadurch gekennzeichnet, daß die sie be- 
wohnenden Menschen weniger an Nahrungsmitteln verbrauchen, als sie pro- 
duzieren, trotzdem aber den Boden ihres Landes längst nicht in dem an sich 
möglichen Maße nutzbar machen. Untervölkerungs- und Übervölkerungs- 
Gebiete bedingen einander, beide sind der natürlichen Bevölkerungsver- 
mehrung hinderlich. Typisch für das eine sind die großen Viehzuchtgebiete, 
für das andere die Industriegebiete der Erde. Bezeichnend ist weiter, daß in 
dem einzigen Großraum der Erde, der heute schon seit längerer Zeit im 
natürlichen Bevölkerungsgleichgewicht ist, in China, die Viehzucht eine ganz 
geringe Rolle in der Wirtschaft spielt, daß andererseits die beginnende In- 
dustrialisierung notwendigerweise zu Erschütterungen führt. 

Solange nun der Verkehr zwischen Übervölkerungs- und Untervölkerungs- 
Gebieten regelmäßig und der Wirtschaftsaustausch ungestört ist, kann das 
Bevölkerungsverhältnis zwischen beiden gleichbleiben. Es vollzieht sıch dann 
ein Austausch, der, generalisiert, etwa auf die Formel zu bringen ist: Nahrungs- 
mittel zur Versorgung der dichten gegen Industrieprodukte zum Nutzen der 
dünnen Bevölkerung — womit man den Kern des „Weltwirtschafts“-Begriffs 
der europäischen Vorkriegszeit vor sich hat. Das Bevölkerungsproblem bleibt 
in der Schwebe — was dadurch beleuchtet wird, daß in der Vorkriegszeit 
die Auswanderung gerade aus den hauptsächlichen Industriegebieten Europas 
recht gering war, daß andererseits in der Kapital-Investierung in noch wenig 
entwickelten Ländern eine bedeutsame Sicherung für die übervölkerten Ge- 
biete gefunden war. 

Das alles ändert sich in dem Augenblick, wo Verkehr- und Wirtschafts 
Austausch gehemmt werden. Dann zeigt sich, daß das Problem der Be- 
völkerungsverteilung ungelöst war: die übervölkerten Gebiete sınd außerstande, 
ihre Menschen zu ernähren; die Menschen in untervölkerten Gebieten erkennen, 
daß sie nicht nur ihre Nahrungsbedürfnisse aus eignem Boden befriedigen 
können. Das Streben nach Autarkie erwacht in beiden Ländergruppen. Auf 
untervölkertem Boden ist seine Erfüllung möglich, auf übervölkertem nicht. 
Damit ist ausgesprochen, daß der Weltwirtschaftsbegriff der Vorkriegszeit 
etwas zeitlich und räumlich Bedingtes ist; weiter ist damit die Frage nach 
der Lokalisation der Industrie auf der Erde aufgeworfen. 

Unsere ganze Untersuchung nahm ihren Ausgang von der Voraussetzung, 
daß es zurzeit jedenfalls unmöglich ist, die Bedürfnisse der Menschheit außer 
dem primärsten, dem Nahrungsbedürfnis, auf bestimmte Einheiten produzieren- 
den Bodens umzurechnen. Es blieben also andere Bedürfnisse der Mensch- 
heit unberücksichtigt; damit auch andere Qualitäten des Bodens als die (über- 
wiegend klimatisch bedingten), die auf die Produktion von Nahrungsmitteln 
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Einfluß baben. Der Begriff der möglichen mittleren natürlichen Dichte ist 
auf die Energie der Nahrungsmittelproduktion eines Landes jeweils gegründet. 
Es ruhen im Erdboden auch noch andere Energien; es ist notwendig, sie einer 
kurzen Betrachtung zu unterziehen, um festzustellen, wie weit sich durch sie die 
Anwendbarkeit des Begriffs der mittleren möglichen natürlichen Dichte verändert. 
Einen Übergang hierzu bietet der Begriff der Wasserkraft. Die Energie 
fließender Gewässer wird überwiegend industriellen Zwecken zugeführt. Im 
Steppen- und Wüstengürtel der Erde wird sie — wo vorhanden — meist direkt 
der menschlichen Ernährung nutzbar gemacht. Außerbalb dieses Gürtels und der 
Polarwelt ist sie allenthalben auf der Erde reichlich, wenn auch, durch die wech- 
selnde Versorgung mit Niederschlag und die wechselnde Reliefenergie des Geländes 
bestimmt, in sehr verschiedenem Ausmaß. Ihre Verteilung erlaubt nicht, den 
Begriff der potentiellen Dichte für die einzelnen Länder wesentlich zu ändern. 
Wie steht es mit den anderen großen Energiespendern, den Brennstoffen ? 
Soweit es sich um lebende Vegetation, um Wald handelt, unterliegen sie ähn- 
lichen Bedingungen wie die Nahrungspflanzen. Anders ist es mit den aus 
früheren geologischen Epochen aufgespeicherten Brennstoffen, Kohlen und 
Ölen. Ihre Verbreitung ist von der produzierenden Kraft des heutigen Bodens 
unabhängig. Sie sind also in der Lage, die natürliche Dichte einzelner Land- 
räume aufs stärkste zu beeinflussen, wenn sie in jenen allein vorkommen. Ihr 
Vorhandensein hat nahezu sämtliche modernen Industriegebiete und Über- 
völkerungszentren geschaffen. Aber man hat sich die Frage vorzulegen, ob 
sie auch — ganz ohne ihre kürzere oder raschere Erschöpfung fürs erste in 
Betracht zu ziehen — in der Lage sind, diese Übervölkerungszentren weiter- 
hin zu erhalten. Dazu ist zu sagen: Erstens hat die genauere Durchforschung 
der Erde gezeigt, daß die brennbaren Energiestoffe viel mehr über die Erde 
verteilt sind, als man zuerst anzunehmen geneigt war. Zweitens haben sich 
immer stärker neben sie andere Energiequellen gesetzt. Drittens endlich sind 
die Bevölkerungsverdichtungen der heutigen Industriegebiete der Erde über 
das durch das Vorkommen von Bodenschätzen hinaus bedingte Maß hinaus- 
gewachsen — was historisch, aber nicht mehr geographisch erklärt werden kann. 
Die Frage, ob die Industrie dort angesiedelt sein muß, wo ihre Betriebs- 
mittel anstehen, oder dort, wo gleichzeitig die für ihre Menschenmassen not- 
wendigen Nahrungsmittel geerntet werden können, ist durchaus offen. Das letztere 
würde einen Ausgleich der Bevölkerungsdichte, eine Annäherung an den Begriff 
der natürlichen möglichen Dichte für die einzelnen Erdräume mit sich bringen. 
Soweit die allgemeine theoretische Betrachtung. Sie zeigt, daß geographi- 
sche Untersuchung bei aller Anfechtbarkeit des Materials, auf das sie heute 
noch angewiesen ist, wohl imstande ist, einem der schwierigsten Menschheits- 
probleme von neuen Grundlinien her beizukommen. 
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Anmerkungen 


1) „Das Hauptproblem der physischen Anthro- 
pogeographie“, Sitz. Ber. Akad. d. Wiss. Berlin 
matb. phys. Klasse 1924. 

2) Auf diesen ganzen Komplex ist in der Debatte 
nach dem Penckschen Vortrag auf dem Bres- 
lauer Geographentag vor allem von der kul- 
turellen Seite her bingewiesen worden. Das 
X des menschlichen Willens wird sich nie 
berechnen lassen, und es bleibt natürlich ein 
großer Unterschied, ob man die Lebens- und 
Raumansprüche des Nordamerikaners, des 
verarmten Nachkriegsdeutschen oder des chi- 
nesischen Kulis einer Rechnung über den 
Lebensraum zugrunde legt. Aber nicht nur 
von Rasse zu Rasse wechseln die Ansprüche. 
Mit der Bodenkultur wachsen die Ansprüche 
auch desselben Volkes. Das alles ist — einst- 
weilen jedenfalls — unberechenbar, und muß 
darum ausgeschieden werden — ohne daß 
man es vergißt! 

8) So geht es z. B. nicht an — um nur ein Ber 


spiel aus den vielen möglichen herauszu- 
greifen —, im getreuen Verfolgen der klima- 
tischen Karte, auch für die Karte der Bevöl- 
kerungsdichte Irland und das südliche Island 
mit dem gleichen Werte zu bedenken. Ist 
diese Gliederung schon vom klimatologischen 
Standpunkt aus an der Grenze des Vertret- 
baren, so ist es vollends unmöglich, für beide 
Länder dieselbe Zahl der potentiellen Dichte 
anzusetzen. Die verschiedensten geographi- 
schen Faktoren neben den klimatischen 
zwingen dazu, sie für Island zu erniedrigen. 
Ähnliche Abweichungen und Schwierigkeiten 
begegnen in den Trockengebieten der Erde, 
soweit Bewässerungsmöglichkeit vorhanden ist, 
über deren Ausmaß man nur in wenigen 
Fällen (so z. B. im Westen Nordamerikas, in 
Ägypten, an einzelnen Stellen der südameri- 
kanischen Westküste) mit einiger Sicherheit 
za urteilen in der Lage ist. 
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ERICH OBST: 
LITERATUR-BERICHT AUS EUROPA UND AFRIKA 
(Nord- und Osteuropa) 


G. Asbrink: Ein Buch über Schweden. Her- 
ausgegeben vom Schwedischen Verkehrs- 
verband. 207 Seiten mit 151 Bildern, 31 
Spezialkarten und Diagrammen sowie einer 
farbigen Verkehrskarte. Verlag Nordiska 
Bokhandeln A.-G., Stockholm 1926. 

Das außerordentlich geschickt abgefaßte und 
glänzend ausgestattete Buch will dem Reisenden 
als Führer dienen und ihm die Möglichkeit 
geben, sich ohne große Arbeit die grundlegenden 
Der 
erste Teil (Seite 1—15) unterrichtet in Kürze, 


Kenntnisse über Schweden anzueignen. 


aber in wissenschaftlich einwandfreier Form über 
die geologischen, klimatologischen und biogeo- 
graphischen Tatsachen. Der zweite Abschnitt 
(Seite 16—40) gibt einen Einblick in Schwedens 
Geschichte von den ältesten Zeiten bis zum 
Jahre ı907. Ausführlich werden alsdann (Seite 
41—94) die Verhältnisse des heutigen Schweden 
dargestellt, wobei sowohl die politische und ge- 
sellschaftliche Struktur als auch Literatur, Kunst 
und Wissenschaft, Sport u. a. m. behandelt 
werden. Von großem Interesse ist weiterhin 
der mit vielen Bildern ausgestattete Abschnitt, 
der Schwedens Gewerbeleben behandelt. Der 
letzte Teil (Seite 95—207) unterrichtet über die 
wichtigsten Reisewege nach und in Schweden 
und gibt in ı3 Kapiteln eine Schilderung der 
schwedischen Landschaften nach ihrer geogra- 
phischen Erscheinung und ihrer Bedeutung für 
das schwedische Kultur- und Wirtschaftsleben. 
Auch die Wanderwege und Unterkunftsmög- 
lichkeiten werden bei dieser Gelegenheit mit 
erwähnt. 

Alles in allem müssen wir diesen Reiseführer 
als geradezu vorbildlich bezeichnen. Wir wün- 
schen ihn aufrichtig in der Hand jedes Deut- 


schen, der sich zur Reise nach dem stammver- 

wandten Schweden rüstet. 

Heinrich Kerp: Landeskunde von Skandi- 
navien (Norwegen, Schweden, Dänemark) 
und Finnland (Fennoskandia). Zweite, er- 
weiterte Auflage. Sammlung Göschen. 
Band I 119 Seiten, Band II 137 Seiten. 
Verlag Walter de Gruyter & Co., Berlin- 
Leipzig 1925. 

Dem Zweck der Sammlung Göschen ent- 
sprechend bietet die vorliegende Arbeit eine 
klare, sachliche, leichtverständliche Einführung 
in die Wesensart der nordischen Welt. Der 
Fachmann wird zwar hier und dort die Ver- 
wertung neuerer Spezialarbeiten vermissen, in 
dessen für weniger hohe Ansprüche dürfte diese 
doppelbändige Schrift ihren Zweck durchaus 
erfüllen. Der erste Teil behandelt die Physio- 
geographie Skandinaviens und enthält den Ver- 
such einer Gliederung des Ganzen in indivi- 
duelle Naturgebiete. Der zweite Teil beschäftigt 
sich mit dem Kulturbild der nordischen Länder, 
der Wirtschaftsgeograpbie, der Besiedlung, Be- 
völkerung und politischen Struktur und schließt 
mit einer geopolitischen Skizze der Welt- und 
Kulturstellung der nordischen Staaten. 

Hans Mortensen: Litauen. Grundzüge einer 
Landeskunde. XIV und 321 Seiten. Mit 
34 Abbildungen, 8 Karten und 19 Karten- 
skizzen und Zeichnungen im Text. Verlag 
L. Friedrichsen & Co., Hamburg 1926. 

Wir begrüßen es auch vom nationalen Stand- 
punkt aufs freudigste, daß ein deutscher Ge- 
lehrter wieder einmal im Osten bahnbrechend 
gearbeitet hat. Dieses streng wissenschaftliche, 
ungemein fleißig gearbeitete Buch gibt uns zum 
erstenmal erschöpfend Kunde von den Natur- 
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bedingungen (Boden, Klima, Pflanzenwelt), der 
Bevölkerung (Litauer, Deutsche, Juden, Polen), 
den Siedlungen, Handel und Verkehr des 
litauischen Staates. Die gründliche Vertraut- 
heit mit Land und Leuten spiegelt sieh aucb 
und besonders im zweiten Teil, wo die Einzel- 
landschaften monographisch behandelt werden, 
auf jeder Seite wieder. 

Da diese Landschaftsgliederung Litauens die 
Grundlage der gesamten Darstellung und ihren 
Hauptinhalt bildet, darf man geopolitische Er- 
örterungen größeren Umfangs natürlich nicht 
erwarten. Es enttäuscht aber ein wenig, daß 
sich der Verfasser über diese Seite des Problems 
fast ganz ausschweigt. Eine stärkere Berück- 
sichtigung der sehr interessanten geopolitischen 
Lage Litauens, seiner Wirtschaftsbeziehungen 
zu den Nachbarstaaten, seiner Stellung im 
Rahmen der baltischen Randstaaten usw. hätte 
die geographische Individualität Litauens noch 
schärfer hervortreten lassen und den Wert des 
Buches entschieden erhöht. 

Jabrbuch des Deutschtums in Lettland 
1926. Herausgegeben von der Zentrale 
deutsch-baltischer Arbeit beim Ausschuß 
der deutsch-baltischen Parteien. 160 Seiten. 
Verlag Jonck & Poliewsky, Riga 1926. 

Es ist immer eine große Freude, von der 
stillen Einzelarbeit des Deutschtums im Aus- 
land zu hören. In diesem Sinne begrüßen wir 
das Jahrbuch des Deutschtums in Lettland ganz 
besonders. Aus seinem reichen Inhalt heben 
wir die folgenden Aufsätze hervor: den Jahres- 
bericht über die Tätigkeit der deutsch-baltischen 
Kulturzentrale, verschiedene Berichte über das 
Kirchen-, Schul- und Genossenschaftswesen, die 
Bevölkerungsstatistik Lettlands und insbesondere 
des Deutschtums in Lettland (!), mehrere Auf- 
sätze über das Deutschtum in Litauen und das 
Baltentum in Deutschland. 

Raumnot verbietet es leider, jeden der einzelnen 
kleinen Aufsätze für sich zu würdigen. Als 
Ganzes verdient das Jahrbuch uneingeschränkte 


Anerkennung. Wir würden uns glücklich 


preisen, von dem Deutschtum in anderen Staaten 

ähnlich gediegene Jabrbücher erscheinen zu 

sehen. 

W. Kliutschewskij: Geschichte Rußlands. 
Herausgegeben von F. Braun und R. von 
Walter. Dritter Band IV und 140 Seiten, 
Vierter Band IV und 423 Seiten. Verlag 
Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart-Leipzig- 
Berlin, Obelisk -Verlag Berlin, Bd. III 1925, 
Bd. IV 1926. u 

Die ersten beiden Bande dieses unübertreff- 
lichen historischen Quellenwerkes haben wir in 
dieser Zeitschrift bereits eingehend gewürdigt 

(Jahrgang 1925, Seiten 287—288, 793—795). 

Die beiden jetzt vorliegenden Schlußbände 

führen von dem Erscheinen der Romanows 

(Anfang des 17. Jahrhunderts) bis zur Palast- 

revolution unter Katharina II. (1762). Die 

„vierte Periode der russischen Geschichte“ reicht 

zwar bis zur Thronbesteigung Alexanders II. 

(1855), indessen ist es Kliutschewskij bekannt- 

lich nicht mehr vergönnt gewesen, sein großes 

Werk bis in die moderne Zeit fortzusetzen. 

Aus dem überreichen Inhalt der beiden letzten 

Bände heben wir, um uns nicht in bistorische 

Einzelheiten zu verlieren, vor allem diejenigen 

Kapitel hervor, denen starkes geopolitisches 

Interesse zukommt. Hierher gebört schon das 

Auftreten der Romanows damals, als Rußland, 

von Polen und Litauen aufs ärgste bedroht, 

eine Kolonie Mitteleuropas zu werden drohte. 

Dann die Bebandlung der ukrainischen Frage 

(Besiedlung der Ukrainasteppen, Entstehung der 

Kosakenschaft), das Eindringen westeuropäischer 

Einflüsse und ihre Duldung im Interesse der 

machtpolitischen Stärkung u. a. m. Sehr breiter 

Peter 

dem Großen und seinen Reformen auf militä- 


Raum wird hernach im vierten Bande 


rischem, wirtschaftlichem und sozialem Gebiet 
eingeräumt. Nur wer diese Kapitel gründlich 
gelesen, kann den Bolschewismus begreifen und 
verstehen, warum Lenin von Peter dem Großen 
als seinem revolutionären Ahnberrn sprach. 
Die nun vollständig vorliegende Übersetzung 
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der Geschichte Rußlands von Kliutschewskij ge- 
hört zweifellos zu den bedeutendsten deutschen 
Veröffentlichungen der letzten Jahre. Aufrich- 
tiger und herzlicher Dank gebührt den beiden 
Berausgebern für die 
schließung dieses Meisterwerkes russischer Ge- 
schichtsschreibung. Die glänzende Übersetzung 
sei auch am Schluß noch einmal besonders her- 


verständnisvolle Er- 


vorgehoben. 
Der Staat, das Recht und die Wirt- 
schaft des Bolschewismus. Verfaßt 


von A. A. Bogolepoff, B. Brutzkus, S. v. 
Bubnoff, E. Drahn, 8. Frank, S. Hessen, 
J. Ijin, A. S. Isgojeff, L. P. Karsawin, 
P. S. Kogan, S. Schwarz, A. S. Steinberg, 
N. Timaschew, L. v. Wiese, F. v. Wieser, 
H. Wolff, S. Zagorski, C. Zaitseff. Her- 
ausgegeben im Auftrage der Internationalen 
Vereinigung für Rechts- und Wirtschafts- 
philosophie von F. v. Wieser, L. Wenger, 
P. Klein. 2 Teile, 347 Seiten. Verlag Dr. 
W. Rothschild, Berlin 1925. (Archiv für 
Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, Band 
XVIII Heft 4, Band XIX Heft 1.) 

Das Ziel dieses groß angelegten Sammel- 
werkes war ursprünglich eine möglichst voll- 
ständige und geschlossene Darstellung der 
Rechts- und Wirtscbaftephilosophie des Bol- 
Wenn schließlich auch die Er- 


reichung dieses Zieles aus verschiedenen Gründen 


schewismus. 


nicht ganz glückte, so gehört das Sammelwerk 
dennoch zu den ernstesten Versuchen, sich mit 
dem Bolschewismus auseinanderzusetzen, vor 
allem seine philosophischen Wurzeln bloßzulegen. 
Jeder Aufsatz steht ganz für sich; die einzelnen 
Beiträge sind nicht aufeinander „abgestellt“, 
sondern geben die ureigenen Meinungen und 
Erkenntnisse des betreffenden Verfassers wieder. 
Eine eigentliche Besprechung des Sammelwerkes 
wäre infolgedessen nur möglich, wenn hierfür 
Dutzende von Seiten zur Verfügung stünden. 
Da das hier nicht in Frage kommt, glauben wir 
der höchst beachtlichen Veröffentlichung am 
besten dadurch gerecht zu werden, daß wir von 


der Fülle des Inhaltes durch Aufzählung der 
Titel einen Begriff geben: Bolschewismus und 
Kommunismus als geistige Erscheinungen; die 
Weltanschauung des Bolschewismus; die Idee 
der Freiheit und der Bolschewismus; Mystizis- 
mus und Materialismus in der bolschewistischen 
Literatur; von Marx bis Lenin; die modernen 
Diktaturen; die offizielle Wahrheit; die Sowjet- 
verfassung; der Föderalismus in Sowjetrußland; 
die Rechts- und Staatsphilosophie des holsche- 
wistischen Kommunismus; der Bolschewismus 
und die Krise des modernen Rechtsbewußitseins; 
die Rechtsideologie des russischen Agrarwesens 
und die russische Agrarrevolution; die Agrar- 
gesetzgebung der Sowjetregierung; der Staats- 
kapitalismus; Rätesystem und Rätewirtschaft; 
die Arbeitspflicht in Rußland; das kommunisti- 
sche Wirtschaftssystem in der russischen Schwer- 
und Montanindustrie; Bibliographie des Bol- 
schewismus. 

René Fülöp-Miller: Geist und Gesicht des 
Bolschewismus. Darstellung und Kritik des 
kulturellen Lebens in Sowjetrußland. 4go 
Seiten mit 500 Abbildungen. Amalthea- 
Verlag in Zürich-Leipzig-Wien, 1926. 

Dieses geradezu verschwenderisch reich aus- 
gestattete Werk ist fraglos eine der hervor- 
ragendsten und tiefstschürfenden Darstellungen, 
die die Welt zur Zeit von dem Bolschewismus 
besitzt. Wir wissen dem Buche René Fülöp- 
Millers tatsächlich nichts Ebenbürtiges zur Seite 
zu stellen. 

Die Fülle der Probleme, die der Verfasser 
klar, 
unserem Verständnis nahebringt, ist so groß, 
daß mit einer Inhaltsangabe auf beschränktem 
Raum nichts, gar nichts erreicht ist. Dieses 
nach Form und Inhalt gleich bedeutende Werk 
darf man nicht aus einer dürftigen Anzeige 


ruhig und sicher herausarbeitet und 


kennen lernen, man muß es lesen. 

Und es ist ein wirklicher Genuß, Fülöp- 
Miller zu folgen. Wie prächtig weiß er den 
neuen bolschewistischen Typus des „kollektiven 


Menschen“ zu schildern, wie anschaulich ver- 
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steht er es, uns die Problematik der gegen- 
wärtigen russischen Kunst zu zeichnen, wie 
ernst und tief spricht er von der Reformation 
der byzantinischen Kirche, der Neugeburt der 
russischen Mystik usw. usw. 

René Fülöp-Miller versucht ehrlich, alle Fragen 
Aber auch 
er kommt nicht daran vorbei, schließlich den 
Bolechewismus in Grund und Boden zu ver- 
dammen und ihn für Europa mit aller Ent- 
schiedenheit abzulehnen: 
zielt auf mehr als auf die Konfiskation des 
Privateigentums: er will die Menschenwürde 


völlig unparteiisch zu beurteilen. 


„Der Bolschewismus 


überhaupt konfiszieren, um alle freien Vernunft- 
wesen schließlich in eine Horde willenloser 
Sklaven zu verwandeln. Welche maßlose Miß- 
achtung des Menschen liegt doch darin, in 
dieser allgemeinen Unterdrückung den einzigen 
Weg zum Heile sehen zu wollen! Es ist die- 
selbe Sprache, mit der Dostojewskis nihilistischer 
Sozialist Schigaleff in dem Roman „Die Dä- 
monen“ und später in der vergeistigten Steige- 
rung, in den „Brüdern Karamasoff*, der jesu- 
itische „Großinquisitor* für die Beglückung der 
Welt durch die organisierte Tyrannis eintritt.“ 
H. Anger: Die wichtigste geographische Lite- 
ratur über das Russische Reich seit dem 
Jahre ıgı4 in russischer Sprache. Ver- 
öffentlichungen des Geographischen Instituts 
der Albertus-Universität zu Königsberg. 
64 Seiten. Verlag L. Friederichsen & Co., 
Hamburg 1926. 

Wenngleich diese Zusammenstellung auf Voll- 
ständigkeit keinen Anspruch machen kann, wird 
sie der Fachmann dankbar begrüßen und 
mancherlei Nutzen aus ihr ziehen. Dem Laien 
mag sie zeigen, daß die Mär von der Ausrot- 
tung aller russischen Gelehrten wirklich in das 
Reich der Fabel zu verweisen ist, daß vielmehr 
tatsächlich auch in dem Rußland der Sowjets 
in vieler Beziehung hervorragend wissenschaft- 
lich gearbeitet wird. 

E. Drabn: Bio-bibliographische Bei- 
träge zur Geschichte der Rechts- und Staats- 


Lenin. 


Abt. Staatswissenschaften : 
Heft 2. Zweite vermehrte und verbesserte 
Auflage. 80 Seiten. Verlag R. L. Prager, 
Berlin 1925. | 

Eine erschöpfende und gerechte Biographie 

Lenins heute schon zu schreiben, ist ein Ding 

der Unmöglichkeit, Um so freudiger begrüßen 


wissenschaften. 


wir diesen Baustein zu einer Lebensbeschreibung 
und Würdigung des großen russischen Revo- 
lutionärs. Die Schrift, die allen billigen For- 
derungen der Wissenschaft gerecht wird, sollte 
in Deutschland weite Verbreitung finden, denn 
die über Lenin in Umlauf befindlichen falschen 

Gerüchte (oftmals wird Lenin als Judenspröß- 

ling oder als ungebildeter Proletarier verschrien) 

hemmen das Verständnis für sein Werk, hindern 
eine richtige Einschätzung des heutigen Sowjet- 

Rußland. — Ein Verzeichnis der gesammelten 

Schriften und Einzelschriften Lenins ist dem 

Büchlein angefügt. 

Freiherr von Schoenaich: Lebende Bilder 
aus Sowjet-Rußland. 106 Seiten mit zahl- 
reichen Abbildungen. Verlag H. Meyers 
Buchdruckerei, Halberstadt 1925. 

AufGrund der Beobachtungen während einer 
einmonatigen Reise nimmt der Verfasser Stellung 
zu allen Fragen der wirtschaftlichen Entwick- 
lung Sowjet-Rußlands, insonderheit der Land- 
wirtschaft. Die Schrift enthält kaum viel wesent- 
lich Neues, gibt aber in anregender Form die 

Eindrücke des Verfassers wieder. 

ist in bezug auf Sowjet-Rußland Optimist und 


Schoenaich 


glaubt, daß der Bolschewismus eine gesunde 

Synthese zwischen extremem Kapitalismus und 
extremem Kommunismus finden wird. 

H. Vogeler-Worpswede: Reise durch Ruß- 

land. Die Geburt eines neuen Menschen. 

64 Seiten mit 32 Zeichnungen des Ver- 

fassers in Offsetdruck. Carl Reißner Ver- 
lag, Dresden, ohne Jahr (1925?). 

Ein fanatischer Feind der kapitalisuschen 

Welt und begeisterter Verehrer des Bolschewis- 

mus beschreibt hier seine russische Reise und 


die Eindrücke, die er im Lande der roten Zaren 
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sammeln konnte. Da er ein Künstler ist und 
die russische Welt durch eine besondere Brille 
anschaut, wollen wir hier nicht mit ihm rechten. 
Wenn der Text enttäuscht, so wird der Leser 
durch die zum Teil ganz außerordentlich schönen 
Bilder reichlich entschädigt. Nur in den Bil- 
dern liegt der absolute Wert des Buches. 
Veröffentlichungen des Osteuropa-In- 
stituts in Breslau. Quellen und Studien, 
Abt. „Wirtschaft“ und „Das heutige Ruß- 
land“. Verlag H. Sack, Berlin. 

Das sehr rührige Osteuropa-Institut in Bres- 
lau hat im Verlag H.Sack zwei Schriftenreihen 
erscheinen lassen, die für die deutsche Wirt- 
schaft von großer Bedeutung sind. Von ersten 
Kennern des Landes werden wichtige und ak- 
tuelle Fragen des russischen Staats- und Wirt- 
schaftslebens in einer allgemein verständlichen 
Form erörtert. 

Wir möchten hier vor allem die Arbeit von 
Boris Brutzkus „Agrarentwicklung und Agrar- 
revolution in Rußland“ nennen (249 Seiten, 
Berlin 1925). Das gesamte Agrarproblem Ruß- 
lands wird in dieser Schrift in historischer Voll- 
ständigkeit bis auf die neueste Zeit gründlichst 
behandelt. Die Abhandlung darf als schlecht- 
hin grundlegend bezeichnet werden und füllt 
eine lange und schmerzlich empfandene Lücke 
aus. Gerade das Durchführen der großen Linie 
bis in die Gegenwart selbst verleiht der Ab- 
handlung besonderen Wert. An diesem Urteil 
ändert auch die Tatsache nichts, daß einzelne 
Behauptungen Brutzkus und Serings (im Vor- 
wort) nicht von allen Rußlandforschern als 
richtig angesehen werden können. 

Starke Beachtung verdienen weiterbin R. 
Nimptschs „Beiträge zum russischen Erdol- 
problem“ (96 Seiten, Berlin 1925). Nach einer 
kurzen weltwirtschaflichen Umrahmung des 
Problems behandelt Nimptsch zuerst die Absatz-, 
Kapital- und Organisationsfrage im volkswirt- 
schaftlichen Sinn, um alsdann zu einer Erorte- 
rung mehr betriebswirtschaftlicher Art überzu- 
gehen (Arbeiterfrage, Lohnverhältnisse, Produk- 
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tion, Bohrung und Verarbeitung). Eine Fülle 

von statistischen Angaben — meist leider nur 

bis 1922/23 reichend — ist in die Darstellung 
eingestreut. 

in der Schriftenfolge „Das beutige Rußland“, 
der die nun folgenden Arbeiten angehören, 
werden die Probleme knapper und populärer 
behandelt, doch sind für die einzelnen Abhand- 
lungen hervorragende Sachverständige gewonnen 
worden: 

S. von Bubnoff: Grundlagen der russischen 
Schwerindustrie (69 Seiten, 1925). Eine vor- 
zügliche Darstellung der einzelnen russischen 
Industriereviere und ihre Erzeugnisse. 

P. H. Seraphim: Das Eisenbahnwesen Sowjet- 
Rußlands (48 Seiten, 1925). Ein Überblick 
über den Zusammenbruch des russischen 
Eisenbahnwesens 1917 und seine allmähliche 
Erholung bis zum Jahre 1923/24. 

W. Rosenberg: Der Getreideexport aus Sow- 
jet-Rußland (42 Seiten, 1925). Eine mit vielen 
Zablen ausgestattete Untersuchung des fur 

Handelsbilanz entscheidend 
wichtigen Getreideexportes, gelegentlich zu- 
rückgreifend bis auf die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts. 

W. Rosenberg: Die Veränderungen des Ge- 
treideanbaues in Sowjetrußland (36 Seiten, 
1926). Die wichtigsten Getreidearten werden 

ihrer Anbaufläche in den ver- 


die russische 


hier nach 
schiedenen Distrikten bis 1924 behandelt. 
Vergleiche werden nur mit dem letzten Frie- 
densjahr angestellt. 


L. Jurewsky: Die Währungsprobleme Sowjet- 
 rußlands. 114 Seiten. Verlag R. L. Prager, 
Berlin 1925. 

Diese sehr gründliche Darstellung des Geld- 
wesens im revolutionären Rußland stammt von 
dem Chef der Valutaverwaltung des Finanz- 
kommissariats in Moskau. Finanzwissenschaft- 
liche und finanztechnische Darlegungen nehmen 
den Hauptraum ein. Politisch interessant sind 


einige Feststellungen des Verfassers. So gibt er 
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z.B. zu, daß das Grundproblem der bolschewisti- 
schen Währungsfrage in der Hauptsache durch- 
aus das gleiche gewesen ist, das Jahrzehnte vor- 
her Bunge und Wyschnegradski beschäftigt 
hatte und vom Grafen Witte in gewissem Sinne 
gelöst wurde. Wittesche Methoden sogar spielen 
bei der bolschewistischen Sanierungsaktion eine 
entscheidende Rolle. 
ist das Eingeständnis, daß eine völlig geldlose 


Nicht minder interessant 


Wirtschaft, wie sie in den Jahren 1918—2321 in 
Rußland versucht wurde, durchaus dem Ideal 
der Bolschewisten entsprach und durchgeführt 
werden sollte, daf} dieses System aber an dem 
Widerstand der Bauern scheiterte. Bislang 
wurde diese Tatsache von sowjetamtlicher Seite 
bestritten und statt dessen behauptet, daß sich 
der geldlose Handel zwanglos und ungewollt 
aus dem Zusammenbruch Rußlands entwickelt 
habe. 

K. Karutz: Die Völker Nord- und Mittelasiens. 
ı20 Seiten. 54 Tafeln mit erläuterndem 
Text. Franckh’sche 
Stuttgart 1925. 

Sämtliche Völkerstämme Nord- und Mittel- 
asiens werden hier nach gleichen Grundsätzen 


Verlangshandlung. 


skizziert. Ein kurzer Text gibt jeweils Ant- 
wort auf die Fragen: Woher kommt der Stamm? 
Wo und wie wohnt er? Wodurch und wozu 
leben diese Menschen ? 

Es versteht sich von selbst, daß ein tieferes 
Eingehen auf die anthropologischen und ethno- 
logischen Eigentümlichkeiten bei diesem System 
nirgends möglich ist. Das ist aber auch nicht 
der Zweck dieser Veröffentlichung, die eher 
ein Völkerkundemuseum in Buchform sein und 
zu elementarem ethnographischen Verständnis 
erziehen möchte. — Die durchweg originalen 
Federzeichnungen verdienen im allgemeinen 
aufrichtige Anerkennung. 

Irrfahrten im Lande des weißen Todes. 

Erlebnisse und Tagebuchaufzeichnungen 
des ersten Steuermannes Albanow der 
Brussilow-Expedition (1912—1914) auf der 
Reise von Bord der „St. Anna“ nach Kap 


Flora. 206 Seiten. Mit zwei Karten, sieb- 
zehn Originalzeichnungen und zwölf Schluß- 
stücken. Herausgegeben von Dr. Leonid 
Breitfuß. Verlag der Friedrich Andreas 
Perthes A.-G., Stuttgart-Gotha 1925. 

Ein Buch voll Leben und Kampf mit den 
übermächtigen Elementen in den Gefilden des 
weißen Todes! 
derung einer Arktisfahrt mit gänzlich unzu- 


Die überaus spannende Schil- 


reichenden Transportmitteln bei karglichster 
Verpflegung! 
gabe und Tatkraft, Entmutigung und Ver- 
zweiflung, Todesnot und endlicher Sieg, das 
sind die Grundakkorde dieses Buches. 

In schlichter, aber darum doppelt packender 


Zuversicht und Hoffnung, Hin- 


Sprache schildert Albanow seinen verzweifelten, 
aber schließlich doch erfolgreichen Rückzug 
von Bord der „St. Anna“ mit Schlitten und 
Kajaks nach Kap Flora (Franz Josephs-Archipel). 
Die Welt des nördlichen Eismeers ersteht vor 
unseren Augen in ihrer ganzen furchtgebieten- 
den Größe. — Wenngleich frei von eigentlich 
wissenschaftlichem Inhalt, wird das Buch wegen 
seiner glänzenden Landschaftsschilderungen auch 
dem reifen und ernsten Leser etwas zu sagen 
haben. 

H. Richter: Aus der Wolgadeutschen Sowjet- 
Republik. 28 Seiten. 
sches Archiv, Berlin 1926. 

Trotz seiner Kürze ist dieser landeskundliche 
Abriß der Wolgadeutschen Republik recht lesens- 
wert. Er gibt ein sehr anschauliches Bild vom 
Lebensraum und Wirken der Deutschen an der 
Wolga, schildert ibr geschichtliches Schicksal 
und beleuchtet ihre gegenwärtige Lage. Die 


Verlag Diplomati- 


deutschen Brüder an der Wolga — sie wollen 
allerdings nur kulturell am Deutschtum fest- 
halten, wohl auch wirtschaftlich Beziehungen zu 
Deutschland pflegen, politisch aber gute Russen 
— haben die Jabre der Hungersnöte 
die Völkerschaften 


sein 
schneller überwunden als 
rings herum. Die Beziehungen zu den Mos- 
kauer Zentralstellen werden als durchaus zu- 


friedenstellend geschildert. Wirtschaftlich steht 
51% 
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neben der Getreidekultur der Anbau von Tabak, 

Sojabohne, Sonnenblume, Kartoffeln, Hirse usw. 

im Vordergrund; die Ausgestaltung der Ge- 

treide- und Ölmühlen-, Tabak- und Leder- 

industrie hat weitere Fortschritte gemacht, eben- 
so die Fabrikation landwirtschaftlicher Maschinen, 
die Errichtung von Sägemühlen u. a. m. Es 
steht zu hoffen, daß die deutsche Wolga-Republik 
sich in wenigen Jahren zu einem wirklichen 

Musterlandle innerhalb der Sowjetunion ent- 

wickelt. 

A. Büdel: Transkaukasien, eine technische 
Geographie. Erg-Heft Nr. 189 zu „Peter- 
manns Mitteilungen“. VIII und 152 Seiten. 
Mit 9 Karten. Verlag Justus Perthes, 
Gotha 1926. 

Mit dem Wort „Geographie“ wird nach- 
gerade Unfug getrieben. 
wieder noch eine „technische Geographie“ 
geben? Es handelt sich doch in Wirklichkeit 
bestenfalls um einen Baustein zu einer Wirt- 


Warum muß es nun 


schafts- und VerkehrsgeographieTranskaukasiens. 
Der Verfasser will nach seinen eigenen Worten 

eine Antwort auf folgende drei Fragen geben: 

t. Welche technischen Hilfsmittel zur Er- 
schließung und Bewirtschaftung sind bereits 
vorhanden? 

2. Welche technischen Probleme (verkehrs- und 
wirtschaftsgeographischer Art) sind in der 
nächsten Zeit zu lösen ? 

3. Welche allgemeinen Grundlagen für die 
Tätigkeit des Technikers sind bereits ge- 
schaffen ? 

Zu diesem Zwecke behandelt er die Oro- 
graphie (Seite 2—9), geodätische und topo- 
graphische Arbeiten in Transkaukasien (Seite 
35—56), Klıma, Hydrographie, Be- und Ent- 
wässerungsanlagen (S. 57—82), Bevölkerungs- 
verhältnisse und Kolonisationsmöglichkeit (83 
bis 87), Land- und Forstwirtschaft (88—94), 
Industrie (95—97), Handel und Verkehr (98 
bis 133), die Wasserkraftwirtschaft (134—141). 

Wir müssen leider feststellen, daß die Arbeit 
von Büdel nicht entfernt das Niveau hält, 


welches wir sonst von den Ergänzungsheften 
zu „Petermanns Mitteilungen“ gewohnt sind. 
Es handelt sich offenbar um die Anfängerarbeit 
eines Technikers, dessen geographische und 
wirtschaftswissenschaftliche Ausbildung sehr zu 
wünschen übrig läßt. Den Abschnitt XI z. B., 
„Das Transkaukasische Verkehrsproblem* (Seite 
99—100), kann man doch tatsächlich keum 
ernst nehmen. Im Zahlenmaterial wäre allent- 
halben wesentlich Besseres und Moderneres zu 
bieten gewesen. Warum hört für den Verfasser 
einer 1926 erscheinenden Arbeit das Wirtschafts- 
leben Transkaukasiens fast überall im Jahre 1911 
auf? Daß die russische Agrarstatistik die Ernte 
nicht in Gewichtsmaß, sondern in Hohlmaß an- 
gäbe (S. 91, Anm. 1), ist eine von vielen groben 
Unrichtigkeiten. 
C. Uhlig: Die Beßarabische Frage. Eine geo- 
politische Betrachtung. 107 Seiten. Mit 
3 Schaltkarten. Verlag von Ferdinand 
Hirt in Breslau. 1926. 

Carl Uhlig, der hervorragende Lehrer der 
Geographie an der Tübinger Universität, hat 
verschiedene Reisen durch ganz Beßarabien aus- 
geführt und faßt in dieser ungemein lebendigen 
und fesselnden Schrift seine Beobachtungs- 
ergebnisse zum erstenmal zusammen. Mit Recht 
bezeichnet er diese Studie als geopolitische, 
denn er bietet nicht nur einen Überblick über 
die natürlichen Gegebenheiten des Landes und 
seiner Bevölkerung, sondern zieht darüber hin- 
aus „Folgerungen für die lebendige Politik der 
Kräfte, die um Beßarabien ringen“. 

Uhligs Standpunkt läßt sich etwa dahin zu- 
sammenfassen, daß Befarabien als typisches 
Durchgangsland eine Sonderstellung zwischen 
der Ukraine und Rumänien einnimmt. Ruß- 
land begehrt Beßarabien, weil es dadurch einen 
weiteren Teil der pontischen Kornkammer, eine 
Vergrößerung seines Südlandes erzielen würde 
und weil die Bevölkerung Beßarabiens z. T. aus 
Ukrainern besteht. Rumänien betrachtet die 
beßarabische Angelegenheit als eine Frage der 
Irredenta, hofft wohl auch auf einen erheb- 


lichen Absatz von Holz und Naphta aus dem 
rumänischen Stammland und fordert die Ein- 
verleibung Beßarabiens nicht zuletzt im Namen 
des großrumänischen Imperialismus. Auf 
welcher Seite das größere Maß von Recht liegt, 
läßt Uhlig unerörtert. Dafür aber bespricht er 
eingehend all die vielen kulturellen und wirt- 
schaftlichen Probleme, die Rumänien in Beß- 
arabien lösen muß, wenn es sich das Land wirk- 
lich zu eigen machen will. Wir danken es Ublig 
besonders, daß er die dem Deutschtum in Beß- 
arabien gestellten Aufgaben und die Bedeutung 
des Deutschtums für die Befriedung und wirt- 


Verantwortlich sind: Professor Dr. K. Haushofer, München, Arcisstraße 30 / 


schaftliche Hebung des Landes ausführlich be- 
handelt hat. 

Hoffen wir, daß auch rumänische Regierungs- 
kreise die sehr inhaltreiche Schrift Uhligs lesen 
und daraufhin ihre oftmals deutschfeindliche 
Politik ändern werden. — Den Lesern unserer 
Zeitschrift kann die vorliegende Studie nicht 
warm genug empfohlen werden. Sie ist ein 
Vorbild für die Behandlung eines Landes 
durch einen Gelehrten, der die innige und 
dauernde Berührung mit dem praktischen 
Leben, der Politik der Völker und Staaten be- 
wußte pflegt. 


Professor Dr. E. Obst, 


Hannover, Scharnhorststraße 14 / Studienrat Dr. H. Lautensach, Hannover, Freiligrathstraße 9 / Professor Dr. Maull, 
Frankfurt/Main, Franz Rückerstraße 23 / Verlag: Kurt Vowinckel Verlag, Berlin-Grunewald, Hohenzollerndamm 83 
Druck: Saladruck Zieger & Steinkopf, Berlin SO 16, Köpenicker Straße 114. 
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HERAUSGEGEBEN VOM REICHSWEHRMINISTER 


GESSLER 


LEINEN REICHSMARK 6.— 


„Das leidenschaftliche Pamphlet eines leidenschaftlichen Konservativen“, so kenn- 
zeichnet der Reichswehrminister das Buch in seiner Einleitung. Wenn ein Demo- 
krat in der exponierten Stellung von Dr. Geßler das Werk eines politischen 
Todfeindes herausgibt und einleitet — welch ein durchschlagender Beweis für 
die Bedeutung des Buches! / Mit ihm ruft der Minister zu einer grundlegenden 
Aussprache über unsere innerpolitischen Verhältnisse auf. Es ist bestechend ge- 
schrieben und wird lärmend kommentiert werden. Daß es über die Fähigkeit 
hinaus, einen einmaligen Pressesturm zu erregen, nachhaltigere Kräfte besitzt, 
ist der Grund, weshalb der Minister und weshalb der Verlag sich zur Veröffent- 
lichung des Werkes entschlossen haben. / Carthill, ein Pseudonym, hinter dem man 
lange Lord Curzon vermutete, ist durch das in drei Auflagen verbreitete Werk 
» Verlorene Herrschaft“ bei uns bekannt, mit dem er der englischen Herrschaft in 
Indien das Ende voraussagte. Sein neues Buch vereint in vielleicht noch ent- 
schiedenerer Weise außerordentlichen staatsmännischen Blick, umfassende Bildung 
und eine geistvoll-bissige Ironie mit der Erfahrung des alten Regierungsmannes. 
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seit Kriegsausgang. Von Dr. Moritz Bileski, Haifa. / Die Londoner 
Lokalverwaltung u. die Bestrebungen zu ihrer Reform (mit zwei Karten). 
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Vervollständigen Sie Ihre Jahrgänge! 


Viele Hefte sind nur noch ın weni- 
gen Exemplaren lieferbar, der erste 
Jahrgang u.die ersten Hefte des lau- 
fenden Jahrgangs einzeln vergriffen. 


I. Jahrgang 1924, 2 Bände Leinen geb. 30, — 
IL Jabrgang 1925 in 12 Heften 24,— 
II. Jahrgang 1925, 2 Bände Leinen geb. 30,— 

III. Jahrgang 1926, I. Halbjahr, Leinen . 15,— 


Schützen Sie Ihre Hefte durch Einbinden! 


Die geschmackvollen und haltbaren 
Leinendecken für die einzelnen 
Halbjahresbände sind noch alle 
lieferbar. Wenn Sie die Mühe des 
Einbindenlassens scheuen, tausche 
ich die losen Hefte, falls sie gut 
erhalten sind, gegen Nachzahlung 
der Differenz von Mark 3,— pro 
vollständiges Halbjahr in gebundene 
Halbjahresbände um. Die Decken 
kosten pro Halbjahr Mark 2,—. 


KURT VOWINCKEL VERLAG 
BERLIN-GRUNEWALD 
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BRUNO KRÜGER: 
VON DEUTSCHLANDS WELTPOLITISCHER AUFGABE 


Politik ist die geistige Fähigkeit, das Wesen und das Leben der Völker zu 
erkennen, und die Kunst, auf Grund dieser Erkenntnis bewußt das Zusammen- 
leben und Zusammenwirken der Völker im Sinne des Fortschrittes der Mensch- 
heitskultur zu gestalten. Die Erkenntnisfähigkeit hinsichtlich der Entwick- 
lung aus der Vergangenheit in die Gegenwart und die Kunst der Gestaltung 
der Entwicklung aus der Gegenwart in die Zukunft bedingt das Wesen und 
den Beruf des wahren Politikers. Beides erfordert Beweglichkeit, Willen und 
Fähigkeit zur Wandlung in der Seele dessen, der in sich diesen verant- 
wortungsvollen Beruf erschaut. Sich einzuleben mit ganzer Seele in das 
Wesen und Leben der Völker der Vergangenheit erfordert Selbstlosigkeit des 
exakten Wissenschafters. Aus dieser Vergangenheit die Triebkräfte und Ideen 
zu erschauen, nach denen die Völker ihr Leben der Zukunft in sich selbst 
und im Zusammenwirken miteinander gestalten wollen, und an dieser Ge- 
staltung bewußt mitzuwirken, erfordert Schöpferkraft. 

Vorwiegend passiv, beobachtend gibt die Seele des Politikers sich dem Puls- 
schlag des Weltensystems im Völkerwandel der Vergangenheit hin, um Ent- 
wicklungsgesetze zu erkennen, die von sich aus Richtlinien, Keime für die 
Gestaltung der Zukunft enthalten. Vorwiegend aktiv, schaffend sucht die 
Seele des Politikers aus dem Gefühl des Pulsschlages der Völker- und 
Menschheitskultur der Gegenwart gemäß den erkannten Entwicklungsgesetzen 
an der Zukunft mitzugestalten. 

Die Seelenwandlung der Menschheit und der Völker zu erschauen und auf 
Grund dieser Geistesschau den Wandel im Menschen- und Völkerbewußitsein 
kulturgeschichtlich zu charakterisieren, ist besonders der Mensch der deutschen 
Volkheit veranlagt. Um die Wende des 18. zum 19. Jahrhundert und später 
waren es besonders deutsche und österreichische Denker wie Lessing, Herder, 
Fichte, Schelling, Hegel, Goethe, Schiller, Karl Julius Schroeer, Fercher von 
Steinwand, Robert Hamerling, Troxler usw., um einige Geistesgrößen jener 
Zeit zu nennen, die aus ihrer Geistesart die Ideen und Entwicklungsgesetze 
zu erkennen strebten, nach denen die Völker ibr Leben einrichten. Es wird 
heute im allgemeinen viel zu wenig gewürdigt, wie gerade zu Beginn des 
19. Jahrhundert ein wichtiger Grundstein zur Völkerpsychologie und Kultur- 
geschichte gelegt wurde, der auch bis etwa in die Mitte des 19. Jahrhunderts 
zugleich Eckstein der großen Politiker wie z. B. Freiherr v. Stein, v. Hum- 
boldt usw. wurde. Noch in Treitschke finden wir ein Ausklingen dieser groß 
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angelegten Völkerschau als Wissenschaft und in Bismarck als völkerpolitische 
Praxis. 

Seitdem hat sich diese gewaltige perspektivische Völkerschau aufgelöst in 
sich zersplitterndem Sammeleifer und in Sammelergebnisse äußerer Tatsachen- 
ereignisse aus Archiven, Dokumenten, Memoiren, Statistiken usw. Sowohl in 
der erkenntnistheoretischen Völkerwissenschaft wie in der praktischen Völker- 
politik herrscht dieser mehr intellektualistische Zug vor, mikroskopisch 
atomistisch die Einzelheiten, die Teile der Tatsachen und Geschehnisse zu 
betrachten. Andererseits ist die praktische Politik nirgends und in keiner 
Hinsicht fähig, vor allem seit dem Ausbruch des Weltkrieges und seinen Aus- 
wirkungen, die sich steigernden Leidenschaften der Völker zu meistern, die 
darinnen waltenden Kräfte aus der zerstörenden Richtung in die aufbauende 
Richtung zu weisen und zu wenden. 

Erst durch den Weltkrieg und infolge der nach allen Richtungen hin unzu- 
länglichen, realpolitischen Behandlung der neuen Entwicklungstendenzen der 
Völker weht ein starker innerer Zug durch die Menschheit, über die kurz- 
sichtig egoistische Tagespolitik hinaus wieder die großen Kulturimpulse zu 
erfassen, zu verstehen und aus diesem Verständnis heraus Weltpolitik zu treiben. 

Weitaus die stärksten Impulse der Menschheit sind, verursacht durch die 
großen naturwissenschaftlich technischen Errungenschaften der neueren Zeit, 
der Weltverkehr und die Weltwirtschaft. Beide streben danach, die geographi- 
schen und sprachlichen Grenzen der Völker zu durchbrechen, um die einzelnen 
Völker zu einem Weltwirtschaftsverband und zu einem Kulturverband, also 
zu einem großen lebendigen Organismus zusammenzuschließen. Dieser in 
allen äußeren Kulturerscheinungen sich offenbarenden Strömung, die insbe- 
sondere vom Westen her, von den anglo-amerikanischen Völkern getragen 
und mit starkem Bewußtsein als eine Art Mission oder Kulturaufgabe wirt- 
schaftlich und politisch vertreten wird, wirkt eine andere Strömung entgegen, 
die sich in einer mehr national-egozentrisch orientierten Staatspolitik offen- 
bart, und die vorwiegend von den romanischen Volkheiten verwirklicht wird, 
sowohl in wirtschaftlichen wie in geistigen Kulturfragen. Ein besonderer 
Exponent dieser Strömung offenbart sich gegenwärtig im italienischen Faschis- 
mus. 

Von Osten her chaotisch gärend, dem Abendländer schwierig zu durch- 
schauen, weil Oberfläche und Tiefe der Volkstümer sich in eigenem inneren 
Kampf befinden, wellt die Strömung weltrevolutionärer Ideen in einer ge- 
wissen Gegensätzlichkeit zum Westen. Diese Weltrevolutionsideen und -im- 
pulse sind vorherrschend religiöser Art. Aber diese religiöse Stimmung ist 
stark beeinflußt von altorientalischen Geistesrichtungen. Dies zeigt sich neuer- 
dings an den Beziehungen Rußlands zum Orient. Geistig orientierte Welt- 
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gestaltungskräfte weben vom Osten in den Westen hinüber, und zwar solche, 
die beeinflußt sind von alten Impulsen morgenländischer Stimmung. 

Diese drei Hauptströmungen und Kulturrichtungen wirken in die deutsch 
sprechenden Völker hinein. Sie müssen in ihrer ganzen Tiefe und Dynamik 
erkannt werden. Weil sie im engeren Völkerleben des Abendlandes nicht 
tief und klar genug erkannt und politisch gewertet wurden, deshalb brauste 
aus der Tiefe der nicht durch Erkenntnisvernunft gemeisterten Leidenschaften 
der Völker der abendländische Völkerkrieg 1914 über Europa dahin. Aus 
gleicher Ursache droht eine Entladung mit viel schlimmeren Wirkungen nun- 
mehr zwischen Occident und Orient sich vorzubereiten, wenn nicht das Wesen 
dieser großen Kulturströmungen in ihrer Eigenart erschaut wird und bewußt 
im wechselseitigen Zusammenwirken der jeweils beteiligten Völker im Sinne 
fortschreitender Menschbeitskulturen zum Ausgleich gebracht wird. Denn 
nur der ihrem inneren Wesen entsprechende Ausgleich solcher Kulturströmungen 
bewirkt die Harmonisierung der Völker. Das Gegenteil davon bewirkt Streit, 
Kampf. Je gewaltiger die Polarität und Dynamik solcher Kräfteströmungen, 
desto gewaltiger im gegenseitig sich befruchtenden Ausgleich der Völkerdienst 
an der Weltkultur; desto furchtbarer aber auch beim unausgeglichenen Auf- 
einanderprallen der Völkerniedergang und die Zerstörung der Menschheits- 
kultur. 

Die vorwiegend materialistisch-naturwissenschaftlich gestimmte Welt- und 
Lebensanschauungsart des Abendländers bringt es mit sich, daß er haupt- 
sächlich vom wirtschaftspolitischen Gesichtspunkte bei der Betrachtung und 
Bewertung der ‚verschiedenen Rassen und Völker ausgeht. Wie stellen wir 
Land und Leute, die Erdenerzeugnisse und die Arbeitskraft der Menschen in 
den Dienst der Weltwirtschaft? So fragt mehr oder weniger bewußt der 
Abendländer. 

Diese physisch-geographische Völkerkunde und Weltpolitik bedarf einer Ver- 
tiefung und Ausweitung in einer Art geistigen Geographie. Diese wird die 
bereits charakterisierten geistigen Impulse zu schildern haben, wie sie über 
die Erde hinwirken. Vor allem stehen da in polarischem Gegensatz räum- 
lich, zeitlich und geistig die östlichen und westlichen Triebkräfte des geistigen 
Lebens der Menschheit mit allen ihren mannigfachen Differenzierungen. 

Beobachten wir zunächst den hervorragendsten Grundunterschied im Seelen- 
leben des östlichen und westlichen Menschen. Im Abendland, besonders durch 
die mit dem ı5. Jahrhundert beginnende naturwissenschaftliche Vorstellungs- 
art, vollzieht sich eine starke Wandlung vom instinktiven zum bewußten Er- 
leben, sowohl auf geistig-kulturellem, auf rechtlich-politischem wie auf wirt- 
schaftlichem Gebiet. Was früher im Blut des Menschen, in der Blutsgemein- 
schaft der Familie, Familienverbände und Völker instinktiv empfunden wurde, 
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wechselt hinüber in ein von den Banden des Blutes sich allmählich lösendes 
Bewußtsein. Dieses Bewußtsein erwacht eben durch die naturwissenschaft- 
liche Vorstellungsart an der Außenwelt und führt zu den großen Erfindungen 
auf technischem Gebiet, wodurch in kurzer Zeit der Keim zum Weltverkehr 
und zur Weltwirtschaft gelegt wurde. Die westlichen Menschen und Völker 
stehen kulturgeschichtlich im Zeitpunkte des Aufgehens dieses Keimes zu 
einem gewaltigen Völkerorganismus aus diesem Bewußtsein heraus. Sie stehen 
ım Begriff sich die Erde im wahrsten Sinne des Wortes zu erobern, in dem 
sie ihre Errungenschaften der Naturwissenschaft und Technik mit den Er- 
gebnissen des Weltverkehrs und der Weltwirtschaft durch Kolonisationsbe- 
strebungen in andere Länder und Völker verpflanzen. 

Je weiter wir nach dem Osten schauen, desto stärker bemerken wir ein 
Vorwalten von noch instinktivem Erleben der Menschen und Völker. Dieses 
instinktive Erleben wurzelt in tief innerlich religiöser Anschauung, die zugleich 
innig verwoben ist mit einem inneren Naturleben. Vertiefen wir uns seelisch 
in die Welt der orientalischen Vorstellungen und Begriffe, so empfinden wir 
einen harmonischen Zusammenklang mit dem Naturleben in seiner reichen 
Mannigfaltigkeit, seinem phantasievollen Wirken. Dieser reichen verschwen- 
derisch, phantastisch gearteten Natur erblühen in stetem Wechsel die farben- 
und formreichen Vorstellungsbilder des Orientalen. Die künstlerische Phantasie, 
die vor allem in der farbenfrohen und formenreichen Natur, in luftigen Ge- 
bilden der Wolken, in dem schwärmerischen Schwelgen der Naturfülle sich 
lebendig schaffend auslebt, wirkt in den ungemein lebendig bildhaften Vor- 
stellungen der Orientalen. Im innigen Einklang mit der Natur erlebt der 
Orientale seine Seele. Je weiter wir räumlich nach Osten schauen und je 
weiter wir zeitlich in die Vergangenheit der orientalischen Menschheit blicken, 
desto reicher, schöner, wunderbarer können wir dieses innigverwobene Natur- 
und Geistesleben daselbst empfinden. Das Leben des Orientalen ist nach 
innen gerichtet ernst, religiös verklärt. In jedem seiner Vorstellungsbilder, 
seiner Begriffe lebt hingebungsvolle Liebe. Sie ist es, die sein Inneres warm 
und voll mit der Natur, mit dem Knochengerüst der Erde, mit dem Wasser- 
weben, dem Wolkenziehen, dem Wärmeweben verbindet. Diese Liebe läßt 
ihn dankbar empfinden, was ihm die Natur durch die Mineralien, Pflanzen, 
Tiere und Mitmenschen schenkt. Mit sinnendem Ernst erschaut er im 
Mineralisch-physisch-leiblichen der Natur den Tod, in der Pflanzenwelt den 
wundervollen Rhythmus von Tod und Leben, in der Tierwelt das gebeimnis- 
volle Leben der Seele, das Mysterium von Schmerz und Leid; im Mitmenschen 
grüßt er, was aus dem Gottesreich geboren und im Erdenwandel pilgernd 
sich zur göttlichen Heimat zurücksehnt. Mit andachtsvoller Verehrung schaut 
er in den majestätischen Sternenreigen, in des Mondes Silberglanz zur Nacht- 
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reit, in den ruhigen Umgang des Wärme, Licht und Leben in stetem Liebes- 
opfer schenkenden Sonnengoldes. Das Gemeinschaftsleben, wie es sich aus- 
wirkt in rechtlicher und wirtschaftlicher Betätigung, ist von dieser religiösen 
Stimmung und Gesinnung getragen. Es wird als praktischer Gottesdienst 
empfunden. Die Moralordnung, wie sie sich in dem von der Priesterschaft 
gepflegten und gehüteten Rechte spiegelt, ist die Grundlage der Naturordnung 
wie der Gemeinschaftsordnung. Natur und Mensch sowie das Gemeinschafts- 
leben der Völker zueinander wie in sich, in der Kasten- und Klassenordnung, 
wird als von göttlich-geistiger Kraft und Gesetzmäßigkeit durchwirkt erlebt. 


Vor 5000 Jahren etwa sang der Dichter der indischen Veden noch: 


„Der Himmel ist mein Vater. Er hat mich erzeugt. Die Welt von 
Sternen ist meine Familie. Meine Mutter ist die große Erde. Der böchste 
Teil ihrer Oberfläche ist ihre Matrize. Dort befruchtet der Vater den Schoß 
derjenigen, die zugleich seine Gattin und Tochter ist.“ 


Aus dem im Zend-Avesta (Vendid-Sade, 2 Fargard) erhaltenen Zarathustra- 
lehre Alt-Persiens hören wir vom kosmischen Ursprung des Menschen: 


„Zoroaster fragte Ormusd den großen Schöpfer, den Sonnengott: Welches 
ist der erste Mensch zu dem du gesprochen? 

Ormusd antwortete: „Es ist der schöne Yima, der an der Spitze der 
Tapferen stand. Ich habe ihm übertragen, zu wachen, über die Welten, die 
ihm gehören, und ich gab ibm ein goldenes Schwert, eine Waffe des Sieges.“ 

Und Yima schritt voran auf dem Sonnenwege. Er vereinigte die tapferen 
Männer im ruhmreichen Airyana-Vacja, erschaffen in Reinheit.“ — 


Aus dem Totenbuche der alten Ägypter ertönt uns die Mahnung: 


„O blinde Seele, bewaffne dich mit der Fackel der Mysterien, und du wirst 
in der irdischen Nacht deinen leuchtenden Doppelkörper, deine himmlische Seele 
entdecken. Folge diesem göttlichen Führer. Er möge dein Gewinn sein. Denn 
er bewahrt den Schlüssel zu deinen vergangenen und künftigen Existenzen.“ 


Und weiter aus einem Fragment des ägyptischen Weltweisen Hermes: 


„Horchet in euch selbst und blickt in die Unendlichkeit des Raumes und 
der Zeit. Von da erklingen der Gesang der Sterne, die Sprache der Zahlen, 
die Harmonie der Sphären. 

Jede Sonne ist ein Gedanke Gottes und jeder Planet eine Form dieses 
Gedankens. Um die Erkenntnis des göttlichen Gedankens zu erlangen, ihr 
Seelen, steigt ihr mühsam hinab und hinauf den Weg der sieben Planeten 
und ihrer sieben Himmel. 

Was tun die Sterne? Was sagen die Zahlen? Was offenbaren die 
Sphären? O, ihr verlorenen oder geretteten Seelen, sie sagen, sie singen, 
sie offenbaren euer Schicksal!“ — 


In der Genesis Mosis I, 27: 


„Gott schuf dem Menschen sich zum Bilde, zum Bildes Gottes schuf er 
ihn und er schuf ihn männlich — weiblich.* 
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Aus diesem kosmischen Welterleben und dieser moralisch-religiösen Seelen- 
stimmung ging hervor die Herrschaft von Priesterkönigen, die in Personal- 
union das Amt des Hohenpriesters mit dem Amt des weltlichen Souverains 
einten und in harmonischem Gleichgewicht hielten. Dieses Amt empfanden 
sie wie das Volk als von Gott verliehen. Darauf beruhte ihre Autorität. 
Daraus leiteten sie Recht und Pflicht zur Pflege des religiösen Lebens, zur 
Gesetzgebung, zur Rechtsprechung, zur sozialen und wirtschaftlichen Ordnung 
her. Die Völker anerkannten und verehrten in ihnen die Boten zwischen 
Menschenwelt und Götterwelt. Die religiös und sozial gestufte Menschen- 
ordnung ist ein lebendiges Abbild der hierarchisch gestuften Götterordnung. 
Die vom Priester-Könige gegebenen Gesetze sind Inspirationen der Götter. 
Seine Richtersprüche sind Gottesurteile. Wann und wie das Land kultiviert, 
der Boden gepflügt, beackert, besät, die Ernte eingebracht, die Erzeugnisse 
bearbeitet, verarbeitet, verteilt werden sollen, zu welcher Zeit und an welchen 
Orten Städte, Dörfer, Flecken begründet werden, zu welchen Zeiten, gegen 
welche Völker Krieg geführt, Frieden geschlossen werden soll, alle diese Anord- 
nungen und Weisungen und seiner priesterlichen und weltlichen Diener sind zu- 
gleich solche der Götter selbst. Seine Politik ist Verwirklichung des Götterwillens. 

Es ist ein Lebensgesetz, daß alles Weltenleben dem Wandel unterliegt. In 
der Kulturentwicklung des Ostens zeigt sich dieses Gesetz in seiner ganzen 
Größe und Tragik. Nacheinander zeitlich und räumlich-geographisch ver- 
sinken die großen kulturtragenden Völker des Orients, Indien, Persien, Ägypten 
mit Babylonien und Assyrien, die israelitischen Stämme, das Volk Mosis aus 
ihrem lichten Zeitalter in das Zeitalter der Finsternis mitsamt ihren Kultur- 
errungenschaften. Jene durchgeistigte makrokosmische Weltanschauung, die 
in künstlerisch geformter, religiös-moralisch durchwehter Wissenschaft von 
dem Urwesen und dem Urwalten der Welt lebt, jenes harmonische Geistes- 
und Naturleben und jenes von instinktivem Moralbewußtsein geordnete Ge- 
meinschaftsleben verkümmert, wird gradweise dekadenter und dekadenter. 
Das hochheilige Gottesbewußtsein wandelt sich in Dämonbewußtsein. Der 
reine Gottesglauben in Aberglauben. Die Götterverehrung in Götzenverehrung, 
der Götterkult in Dämonenkult. Die Macht der Priesterkönige wandelt sich 
in Gewaltherrschaft, in Tyrannis, Despotie. Gesetzesmacht und Richterspruch, 
ursprünglich im Dienste des Göttlichen, wird mißbraucht im Dienste des 
eigenen Willen, des Egoismus, der sich von niederen Trieben bestimmen, be- 
herrschen läßt. Die Liebe und Ehrfurcht, die in Urzeiten Trägerin des 
kosmologisch göttlichen Welt- und Naturlebens des Orientalen war, wandelt 
sich in Herrschsucht und Furcht. 

Denn die orientalischen Menschen der Jetztzeit wie die germanisch-deutschen 
Menschen der Vorzeit erleben eben anders als die Westmenschen. Sie er- 
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schauen und verehren in ihr wirkende göttlich geistige Kräfte und Wesen, 
zusammenwirkend zu dem großen Wesen der Göttin „Natura“. Die Abend- 
länder sehen in ihr in erster Linie einen mechanisch-materiellen Körper mit 
zählbar, wägbar, meßbarer Substanz ohne Geist und Göttlichkeit. Die Orientalen 
wissen im geistigen Gebiet, in das sie nach vollendeter Erdenpilgerfahrt mit 
ihrer Seelen eingehen, ihre Heimat. Die Occidentalen wurzeln fest auf der 
Erde als ihrem eigentlichen Wirkungsgebiet. Ein Leben nach dem Tode, die 
Unsterblichkeit der Seele, die Re-Inkarnation ist dem Orientalen eine mehr oder 
weniger instinktiv bewußte Tatsache, dem Abendländer ein Problem, eine 
Rätselfrage. Der seelische Blick des Orientalen schweift bimmelwärts, der 
Blick des Abendländers ist erdgebannt, je weiter wir nach Westen schauen. 
In Mitteleuropa lebt seit der Weltkriegskatastrophe ein Sehnen 
unbestimmter Art auf, von der Welt der Sinne zu der Welt des 
Geistes die Brücke zu finden. 

Um diese Brücke zu erkennen, sie mit Bewußtsein zu dea müssen wir 
die Seele auf dem Erdenleben des Abendländers ruhen lassen. 

Die westliche Menschheit füblt und erkennt in sich den Beruf, die Aufgabe, 
die Erde geographisch, räumlich und zeitlich, zu erobern. Dem kosmologi- 
schen Welt- und Erdenleben der orientalen Menschheit stellt sie ein geozentri- 
sches Welt- und Erdbild gegenüber. Mit den gewaltigen Forschungsergebnissen 
eines Kopernikus, Kepler, Galilai, Giordano Bruno hat dieses Zeitalter der 
Naturwissenschaft und Technik, getragen von den Völkern des Abendlandes, 
begonnen; mit Charles Darwin, Ernst Haeckel als Forscher des naturwissen- 
schaftlichen Materialismus und den großen Errungenschaften der Technik im 
Weltverkehr auf der Erde, durch die Meere, durch die Luft, stebt das Abend- 
land nach dieser Richtung hin auf Gipfelhöhen der Menschheitskultur. Mit 
reiner, exakt objektiver Sinnesbeobachtung, die durch die Experimentaltechnik 
steigend gefördert wird, aber eben auch nur Sinnesbeobachtung ist, wird die 
Materie als Stoff und Kraft seziert, analysiert, und die so gewonnenen kleinsten 
Teile, Kräfteeinheiten, mit dem an die Sinne und deren Beobachtungsergebnisse 
gebundenen Verstand wieder kombiniert. 

Auch diese Tatsache wird in unserer schnellebigen Zeit nicht in voller Be- 
deutung gewürdigt und auf ihre Tragweite für die weitere Entwicklung unter- 
sucht, ja maa möchte sagen nachgeprüft, wie diese naturwissenschaftlich 
materialistische Anschauung entstanden ist, wie sich in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhundert die menschliche Organisation im Verhältnis des Seelischen 
zum Physisch-Leiblichen grundlegend gewandelt hat. Tiefste Rätselfragen 
tauchen doch im menschlichen Gemüte auf, wenn man mit unbefangenem 
Blick hinschaut auf, den Wandel gerade in der Seele des mitteleuropäischen 
Menschen von der Weltanschauung um die Wende des 18. zum 19. Jahr- 
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hundert, wie sie sich in Herder, Lessing, Schiller, Goethe, Fichte, Schelling, 
Hegel und anderen spiegelt als ethischer Individualismus, und der vorwiegend 
aus dem Westen berübergetragenen exakt naturwissenschaftlichen Vorstellungs- 
art. Welch ein Unterschied klafft z. B. zwischen der Goetheschen Lichtlehre und 
der Newtons, zwischen der Goetheschen „Idee der Urpflanze“ und Metamor- 
phosenlehre und der Zellentheorie des Botanikers Schleiden (im Jahre 1837), 
des Biologen Karl Ernst Baer (im Jahre 1827). Welch ein Unterschied 
zwischen den ideell-geologischen Anschauungen Goethes, wonach die Anord- 
nung und Wandlung der geologischen Schichten aus ideellen, göttlichen Bil- 
dungsprinzipien zu erklären ist, die dem Stoff seinem Wesen nach inne wohnen 
und den Gedankengängen und der Vorstellungsart eines Vogt, Büchner und 
Moleschott, die alle Erscheinungen aus materiellen Vorgängen erklären, wie 
sie sich vor den menschlichen Sinnen abspielen. Welche welthistorische 
Spannung zwischen Goethes Streben, „Natur in Gott, Gott in Natur zu schauen“, 
zwischen Schellings „Naturphilosophie“ und „Philosophie einer „Mytologie“ 
und der „natürlichen Schöpfungsgeschichte“ eines Lamark, Darwin, Haeckel usw. 
Welche Spannung zwischen Herders und Lessings „Ideen zu einer Philosophie 
der Geschichte der Menschheit“, die als eine „Erziehung des Menschen- 
geschlechtes“ aus geistes wissenschaftlich ethisch moralischen Impulsen her- 
aus gewürdigt wird und der pragmatischen Geschichtsauffassung, ja bis zur 
materialistischen Geschichtsauffassung eines Karl Marx, die aus den Bekennt- 
nissen zur naturwissenschaftlichen Weltanschauung die allgemeine materielle 
Ursächlichkeit in allen Welterscheinungen als das Herrschende erklärt. 

Wir müssen mit ganzer Seele den polarischen Gegensatz empfinden, wenn 
wir die Seelenstimmung in den Dichter worten der Vedenta, in dem Weis- 
heitsgehalt der Zarathustralehre in Zend Avesta, in dem Totenbuch der 
Ägypter, in der Genesis Mosis, den neuen Glauben, das neue Evangelium des 
Abendlandes aus Aphorismen der Naturwissenschafter bören. 


So behauptet Moleschott: 


„Die Kraft ist kein schaffender Gott, kein von der stoff lichen Grundlage 
getrenntes Wesen der Dinge; sie ist des Stoffes unzertrennliche, ihm von 
Ewigkeit innewohnende Eigenschaft. — Kohlensäure, Wasser- und Sauer- 
stoff sind die Mächte, die auch den festesten Felsen zerlegen und in den 
Fluß bringen, dessen Strömung das Leben erzeugt. — 

Wechsel von Stoff und Form in den einzelnen Teilen, während die Grund- 
gestalt dieselbe bleibt, ist das Geheimnis des tierischen Lebens.“ 


So meint Büchner: 


„Die Worte Seele, Geist, Gedanke, Empfindung, Wille, Leben bezeichnen 
keine Wesenheiten, keine wirklichen Dinge, sondern nur Eigenschaften, 
Fähigkeiten, Verrichtungen der lebenden Substanz oder Resultate von Wesen- 
heiten, welche in den materiellen Daseinsformen begründet sind.“ 
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So erklärt Vogt: 


„Alle historischen wie naturgeschichtlichen Forschungen liefern den posi- 
tiven Beweis von dem vielfältigen Ursprung der Menschenrassen. Die Lehren 
der Schrift über Adam und Noah und die zweimalige Abstammung der 
Menschen von einem Paare sind wissenschaftlich durchaus unhaltbare 
Märchen.“ — 

Eine solche Entwicklung ist unvereinbar mit der Annahme einer unsterb- 
lichen Seelensubstanz, die in das Gehirn als Organ hineingepflanzt ist.“ 


Was diese Apostel der Natur wissenschaft verkündeten, womit sie die unge- 
heure Wandlung vom ethischen Individualismus der Idealisten im Beginne 
des 19. Jahrhunderts zum naturwissenschaftlichen Materialismus der Realisten 
gegen Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts aussprachen, wurde der 
Grundzug der Welt- und Lebensanschauung wie der Lebenspraxis des Abend- 
länders. Je weiter wir nach Westen schauen, desto fundamentaler tritt er 
uns in Wissenschaft, Religion und Kunst, in rechtlich- politischem und Wirt- 
schaftsleben entgegen. Wir finden im Westen, hauptsächlich in England, die 
Geburtsstätte dieser rein materialisch-mechanistisch- naturwissenschaftlichen Vor- 
stellungsart. Erst in Mitteleuropa wird sie zu einer ausgesprochen natur- 
wis senschaftlichen Welt- und Lebensanschauung, gipfelnd in einer Art Natur- 
philosophie, die ihren Hauptvertreter im Haeckelschen naturwissenschaftlichen 
Monismus hervorbringt. 

Das Bewußtsein des westlichen Menschen konzentriert sich auf 
die rein sinnliche Beobachtungs methode, indem es danach strebt, das 
Weltall in Entwicklungsgang und Wirkungskraft nur durch solche Erschei- 
nungen zu erklären, die sich vor den Sinnesorganen des Menschen abspielen. 

Erlebte der Mensch vergangener Kulturepochen so wie der Orientale, wenn 
auch zunehmend abdämmernd mit instinktiv traumhaftem Bewußtsein eine 
göttlich geistige Welt, mit hierarchisch abgestuftem ineinander wirksamen 
Götterwesen den Ur- und Entwicklungsgrund des Alls und damit auch der 
Erde, indem aus diesem Früheren das Spätere, aus dem Geist die Materie 
sich herauskristallisierte, so versenkt der moderne Mensch des Westens seine 
ganze Seele, sein ganzes Leben in die Erkenntnis einer „natürlichen Schöpfungs- 
geschichte“. Hat doch das so betitelte Werk Haeckels in den Jahren 1868 
bis 1908 nicht weniger als elf Auflagen gehabt. Ist doch Haeckels gemein- 
verständliche Studie zu seiner monistischen Naturphilosophie , Weltratsel* an 
der Jahrhundertwende das seiner Zeit meist gelesene, meist besprochene Werk 
jener Zeit gewesen. 

Man muß, gerade wenn man im Sinne dieser streng exakt logischen Natur- 
wissenschaft die Erd- und Menschbeitsentwicklung geologisch betrachtet, auch 
diese Polarität von göttlich-geistiger Weltanschauung des Ostens wie die rein 
mechanisch-physikalische Naturanschauung des Westens als der Tatsachen- 
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welt angehörig beachten und werten. Liegt doch jener orientalischen Welt- 
anschauung eine urewige Geistesgeschichte zugrunde und ist doch diese 
occidentalische Naturbeobachtung eine jung geborene, entwicklungsfähige. Nur 
muß sie entsprechend ihren eigenen Entwicklungsgrundsätzen eben entwickelt, 
gewandelt werden. 

Diese Aufgabe obliegt im schönsten und ernstesten Sinne den mitteleuropäi- 
schen Völkern, vor allem den deutsch sprechenden Völkern. Ein ernster Blick 
in die Geistes- und Kulturgeschichte gerade der germanisch-deutschen Volk- 
heit offenbart diese kulturpolitische Aufgabe. Sie enthält die weitere Aufgabe 
in sich, Wesen und Begriff der „Politik“ selbst zu wandeln nach der Rich- 
tung hin, die durch alle Zeichen der Zeit hindurch nur allzu vernehmbar 
sich zeigte und in den politischen Schlagworten im Innen- und Außenleben 
der Völker sich spiegelt: „Macht oder Recht“, Völkerkrieg oder Völkerfriede“, 
„Wettrüsten oder Völkerbund“ usw. 

Jede Politik, da wo sie sich aus den Niederungen des Tageslebens mit dem 
kurzatmenden Brodeln der menschlichen Leidenschaften, mit dem engen 
Horizont des rein materialistischen Nützlichkeitsprinzipes in die Weiten des 
Zeitrhythmus, in die großen Kampfgebiete welttragender Ideen, in die Höhe 
reinen Menschheitsstrebens erhebt, wird in wahrer Kulturpolitik gipfeln. 
Kulturpolitik umfaßt aber alles, was zur geistigen Erziebungsgeschichte der 
Menschheit wie zur Eroberung des Erdballs gehört. Das Mittel zu solcher 
Kulturpolitik kann nur der aus der geistigen Erkenntnis gewonnene Gedanke 
des Ausgleichs, der Harmonie sein. Wie in der Natur- und Sternenwelt aus 
höchster Weisheit Ausgleich und Harmonie der widerstreitendsten Strömungen 
Grundtrieb ist, so ist des Menschen kulturpolitische Aufgabe, Ausgleich und 
Harmonisierung der kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Strömungen der 
einzelnen Völker und Rassen. 

Die deutsch sprechenden Völker sind schon durch ihre geographi- 
sche Lage in Mitteleuropa in besonderer Art auf diesen Ausgleich 
zwischen Ost und West hingewiesen und angewiesen. Werden sie 
dieser Aufgabe gerecht, dann werden sie in bedeutungsvollster Weise ein 
wichtiges Glied in der Kulturgemeinschaft der Völker. Von ihnen können 
starke Kräfte nach Ost und West ausstrahlen, durch die eine Harmonisierung 
der polarisch gearteten Weltanschauungen bewirkt werden kann. Versagen 
sie an dieser Aufgabe, werden sich diese Gegensätze, statt sich durch aktive 
Kulturpolitik auszugleichen, passiv über Mitteleuropa in katastrophaler Weise 
entladen. 

Wer solche Betrachtungen wie die hier angeschlagenen in sich nicht nur 
verstandesgemäß, sondern auch gefühlsgemäß leben läßt, wer sich heute be- 
reits mit voller Seele in den großen Weltenkonflikt hineinversenkt, der zwischen 
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Ost und West mit ungeheuerer Weltenlogik heraufzieht, wird sein Schicksal 
hineinverwoben empfinden in dieses Weltenschicksal. Er selbst sieht sich nicht 
nur theoretisch erkenntnismäßig, sondern eminent praktisch zum Handeln aufge- 
rufen. Er hat sich selbst die Weltenschicksalsfrage zu beantworten: „Wie 
kann ich am Schicksalswege Europas von mir aus Beiträge im Sinne schöpfe- 
risch aufbauender Kulturpolitik liefern?“ | 

Wir stehen mit dieser Frage am Beginn des 20. Jahrhunderts in viel 
tieferem Sinn im Zeitalter der Demokratie als gemeinhin im Bewußtsein der 
Menschheit lebt. Sie ist eine sozialpädagogische Frage, die an alle Menschen 
gestellt wird. Das ist der tiefere Aspeckt der volkstümlich sich ausgestalten- 
den Wissenschaft, Religion und Kunst, wie das nach demokratischer Ausge- 
staltung strebenden Rechtslebens und das auf der Grundlage von Wirtschafts- 
gemeinschaften sich aufbauende Wirtschaftsleben. 

Die aufgeworfene Frage weist ihrem Charakter nach dahin: Kann die 
orientalische Weltanschauung vom göttlich-geistigen Weltengrund und Welten- 
walten, die in immer größerer Dekadenz hineinversinkt, die greisenhaft geworden 
ist, mit der embryonal kindlichen occidentalischen Weltanschauung vom rein 
mechanisch-materialistischen Naturdasein und ihrer Fortentwicklung ausge- 
glichen, harmonisiert werden, und auf welchem Wege? 

Von der Art, wie diese Frage gestellt und beantwortet wird, hängt das 
Schicksal Europas und damit das Schicksal des Abendlandes ab. Sie steht im 
Hintergrunde der großen Weltwirtschaftsinteressen der Völker als Leitmotiv 
der seelisch-geistigen Führung, mehr oder weniger bewußt oder unbewußt, 
erkannt oder unerkannt. Gibt es eine Brücke zwischen Geisteswissenschaft 
und Naturwissenschaft? 

Diese Frage auf allen Gebieten des individuellen und sozialen Lebens in 
rechter Art zu stellen und zur praktischen Lebensführung des einzelnen wie 
der Völker richtig zu beantworten, ist gerade im gegenwärtigen Zeitenraum 
die weltpolitische Aufgabe Deutschlands. 
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ERICH OBST: 
BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 


Britischer Imperialismus und russischer Bolschewismus sind die beiden 
großen Flankengefahren, mit denen das Kerngebiet des festländischen Europa 
zu rechnen hat. Nach beiden Richtungen gilt es unausgesetzt zu spähen, da- 
mit wir nicht eines Tages durch die Ereignisse überrascht werden. 

In London sind in der zweiten Hälfte Oktober wieder einmal die Ver- 
treter der großen Gliedstaaten des British Commonwealth of Nations zu 
einer Reichskonferenz zusammengetreten: Baldwin, Amery, Balfour, 
Cunliffe und Chamberlain (Großbritannien), Bruce (Australien), King (Kanada), 
Hertzog (Südafrika), Coates (Neuseeland), Munroe (Neufundland), Birkenhead 
und der Maharadscha von Burdwan (Indien). Das heikle Thema einer „Reichs- 
verfassung“ wird auch dieses Mal wieder nur ganz nebenbei berührt werden, 
denn man weiß in London nur zu genau, wie sehr die durch den Weltkrieg zu 
voller staatsrechtlicher Reife gelangten Dominions auf unbedingter „national 
freedom and independency“ bestehen. Mit den berühmten Worten Augustins 
„Einigkeit in allem Wichtigen, Freiheit in Minderwichtigem und Wohlwollen 
in allem“ versuchte Baldwin von vornherein eine versöhnliche Stimmung zu 
schaffen. Die Antwortrede namentlich des südafrikanischen Premiers cae 
ihn aber, daß niemals mehr die Unterordnung der Kolonien unter den Willen 
des Mutterlandes in Frage kommt, daß eine Reichsverfassung für die Dominions 
untragbar ist und daß die Gliedstaaten nur als absolut Freie und Gleichbe- 
rechtigte zu einer Kooperation mit dem Mutterland bereit sind. Möglicher- 
weise wird das Ergebnis der Beratungen statt in einer Festigung der Be- 
ziehungen eher in einer Lockerung derselben bestehen. Der Konflikt des 
kanadischen Generalgouverneurs Byng mit der liberalen Partei des Landes hat 
die Frage aufkommen lassen, ob es heute überhaupt noch zeitgemäß und an- 
gängig sei, den Dominions einen vom Mutterland ernannten Generalgouverneur 
zuzumuten. Daneben spielt das Recht der Dominions, eigene diplomatische 
Vertreter unterhalten zu dürfen, eine große Rolle, und es kann als sicher 
gelten, daß die kanadische Gesandtschaft in Washington demnächst Tatsache 
wird. Die Errichtung von australischen Gesandtschaften in China und Japan 
u. a. m. ist dann nur noch eine Frage der Zeit. Wie man unter diesen Um- 
ständen eine einheitliche Reichspolitik sichern will, ist schlechterdings un- 
erfindlich und wird auch dieses Mal wieder nicht geklärt werden. 

Wichtiger für Europa sind die zollpolitischen Beratungen, von denen die 
Öffentlichkeit jedoch einstweilen nur wenig erfährt. Das „Preference-System*“ 
ist bislang im Britischen Reich ganz uneinheitlich entwickelt; die Vorzugs- 
zölle, die die Kolonien dem Mutterland bewilligt haben, schwanken zwischen 
3 und fast 30%. Daneben kann man wohl behaupten, daß diese Vorzugs- 
zölle mehr die Eigenindustrialisierung der Kolonien als das Vorherrschen ger 
britischen Einfuhr schützen. Das Mutterland kann sich mit Hilfe der Kolonien 
wirtschaftlich nur dann erholen, wenn über alles jetzt Bestehende weit hin- 
ausgehende Zollmauern um jedes Teilgebiet des Empire errichtet und die 
nichtbritischen Staaten dadurch vom Handelsverkehr mit dem Britischen Reich 
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faktisch ausgeschlossen werden. Eine solche Regelung läge sicherlich durch- 
aus in der Richtung der Politik der englischen Imperialisten, aber die Kolonien 
wollen größtenteils aus wohlbegründetem eigenen Interesse nichts davon wissen. 
Europa, für das der britische Markt von entscheidendem Belang ist, wird in 
jedem Falle die Ohren spitzen müssen, um eventuell rechtzeitig Abwehrmaß- 
nahmen zu treffen und die zollpolitische Abriegelung des Britischen Reiches 
mit einer Sperrung der kontinentalen Märkte für englische Fertigwaren zu 
beantworten. Noch steht zu hoffen, daß dem Abendland dieser Handelskrieg 
erspart bleibt; der radikale Imperialismus aber z. B. eines Amery läßt für die 
Zukunft nichts Gutes erwarten. 

Inzwischen läßt England nichts unversucht, um mit Hilfe der modernsten 
Verkehrstechnik die Bande zwischen Mutterland und Kolonien bzw. Einfluß- 
sphären enger zu knüpfen. Der berühmte VVV Cobham, dessen 
London — Kapstadt-Flug wir in einem früberen Hefte dieser Zeitschrift er- 
wähnten, hat sich erneut. als „prince of pilots“ erwiesen, indem er in der Zeit 
vom 30. Juni bis 5. August die Strecke London — Marseille — Neapel 
Athen — Alexandrette— Bagdad — Karatschi Delbi— Kalkutta — Rangun —Singa- 
pore—Batavia— Port Darwin — Sydney — Melbourne zuriicklegte. — Zwi- 
schen Kairo und Karatschi, Agypten und Indien sind die Probeflüge beendet. 
Vom Januar 1927 an wird ein regelmäßiger Flugzeugverkehr mit Anschluß 
an den Postdampfer in Alexandrien eingerichtet werden. — Auch das Auto 
spielt in der britischen Verkehrspolitik eine große Rolle, namentlich in Vorder- 
asien. Die von der privaten Nairn Transport Company mit Unterstützung der 
Imperial Bank of Persia seit 1923 eingerichtete Automobillinie Beirut — 
Bagdad, die die sonst einen Monat dauernde Reise auf 24 Stunden (!) ab- 
kürzt, ist jetzt von einem britisch-französischen Konsortium übernommen 
worden. Das Unternehmen soll in großzügigster Weise ausgebaut werden; 
u.a. sind vorgesehen Zweiglinien von Ba dad über Mossul — Mardin nach 
Angora, von Bagdad über Kermanschah—Kaswin nach Teheran sowie 
mehrere Routen durch Arabien. 

Die unaufhaltsam an Boden gewinnende Unabhängigkeitsbewegung in 

gypten zwingt England gleichzeitig auch zu einer Umstellung und Ausge- 
staltung seiner militärischen Verkehrspolitik. Man ist sich in Großbritannien 
vollkommen klar darüber, daß früher oder später die englisch-indischen 
Truppen aus Ägypten zurückgezogen werden müssen. Um aber auch dann 
den Suezkanal — die Schlagader des britischen Staatskörpers — nicht irgend- 
welcher Gefährdung auszusetzen, plant man, Akaba als moderne Flotten- 
station am Roten Meer auszubauen und durch eine Bahn nach Maan an 
das Hinterland anzuschließen. 

Die Gestade Arabiens haben es neuerdings auch dem intimen Freund 
Chamberlains, Mussolini, angetan. In den ersten Oktobertagen ist amtlich 
der Abschluß eines Fröundschafis- und Handelsvertrages zwischen 
Italien und dem Araberstaat Jemen bekanntgegeben ode Hat Eng- 
land es wirklich verstanden, Italiens Blicke von Nordafrika abzulenken und 
dem italienischen Expansionsdrang die Parole Massaua—Hodeida zu suggerieren ? 
Wird Italien im nahen Orient überhaupt der Bundesgenosse und Schildhalter 
Großbritanniens? Liegt auch die viel erörterte, aber noch nicht spruchreife 
Übernahme des syrischen Mandats durch Italien in der Linie dieser Politik? 
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Glaubt man mit Italien besser zu fahren als mit Frankreich? Italien als 
Freund des Islam ist kein schlechter Witz der Weltgeschichte! 

Derweilen England an der Sicherung seiner Stellung namentlich in Vorder- 
asien arbeitet, spielen sich in dem großen Oststaat des Abendlandes höchst 
wichtige Ereignisse ab. Sowjet-Rußland und seine kommunistische Partei 
baben unter Führung des klugen und ehrgeizigen Georgiers Stalin die von 
Trotzki, Sinowjew und Kamenjew angezettelte Palastrevolution glücklich über- 
standen. Die Übertragung diktatorischer Vollmachten an die Tscheka (G.P. U.) 
hat selbst einen Trotzki zu Kreuze kriechen lassen. Die Gruppe Stalin-Rykow 
hat einen gewaltigen Triumph errungen und gibt heute in dem bolschewisti- 
schen Riesenstaat mehr denn je den Ausschlag. Wie die Dinge nun weiter- 
gehen werden, ist schwer zu sagen. Alles hängt davon ab, ob die von Stalin 
gemachten Zugeständnisse den russischen Bauern genügen oder nicht. Wir 
neigen zu der Annahme, daß noch weitere sehr erhebliche Dogmen des 
orthodoxen Bolschewismus werden fallen müssen, ehe von einem Wiederauf- 
stieg Rußlands ernsthaft die Rede sein kann. Ist der vorerst allerdings nur als 
Gerücht gemeldete Flaggenwechsel der Sowjet-Union (statt der roten eine gold- 
umränderte Fahne Rot-Grün mit Hammer und Sichel im Mittelfelde) das Symbol 
einer weiteren Konzession und Annäherung an bäuerlich-demokratische Ideale? 

Das eifrige Bemühen der bolschewistischen Staatsmänner, zu einer gewissen 
Konsolidierung im Inneren und an der Grenze zu gelangen, beweist auch der 
nun formell abgeschlossene russisch-litauische Garantievertrag. Ruß- 
land hat es sich etwas kosten lassen, um zunächst erst einmal mit einem der 
baltischen Nachfolgestaaten ins Reine zu kommen. Es hat sich verpflichtet, 
die während des Krieges nach Rußland überführten Sparkassenbeträge zurück- 
zuerstatten, es liefert die seinerzeit aus Litauen abtransportierten Bibliotheken, 
Staatsarchive und Kunstschätze zurück, gewährt für die entstandenen Kriegs- 
schäden den Litauern eine Waldkonzession von 100000 ha u.a.m. Wilna 
wird seitens der Sowjet-Union nicht als polnischer Besitz anerkannt. Durch 
dieses weitreichende Entgegenkommen hofft Rußland den litauischen Staat 
wenigstens in so weit für sich zu gewinnen, daß Litauen jederzeit gegen Polen 
ausgespielt werden kann und außerdem im Baltikum der Träger des Ge- 
dankens eines Ausgleichs mit Rußland wird. 

Über Mitteleuropa ist dieses Mal nicht sehr viel Wichtiges zu berichten. 
Der in Wien abgehaltene Paneuropa-Kongreß hat wohl nicht ganz das 
gehalten, was viele sich von ihm versprachen. Er war ein gutes Zeugnis für 
das Organisationstalent Coudenhove-Kalergis, ist aber — wie wir nicht anders 
erwarteten — über mancherlei schöne Rede und nähere Fühlungnahme der 
für diese Idee begeisterten Europäer nicht hinausgekommen. 

Als gewisses Gegenstück dazu dürfen wir das Freihandels-Manifest 
hervorragender Wirtschaftsführer ansehen. Auch hier bleibt der gute 
Wille zu loben, aber der Erfolg war eigentlich schon verspielt, ehe noch die 
letzte Unterschrift gegeben wurde. Die Vorbehalte der Franzosen und Italiener 
lassen erkennen, daß die Welt und vollends Europa im Augenblick für der- 
artige Reformpläne absolut nicht reif ist. 

Immerhin brauchen wir deswegen nicht gleich allen Mut sinken zu lassen, 
denn auf der anderen Seite sind Fortschritte in der Beruhigung und Befriedung 
der abendländischen Staatenwelt nicht zu übersehen. Hierhin gehören zum 


einen die einstweilen allerdings noch geheimnisvollen Abmachungen von 
Thoiry zwischen Stresemann und Briand. Der „Quotidien“ glaubt als In- 
halt dieser Besprechungen die folgenden Programmpunkte verraten zu können: 

1. Schnelle Reduzierung der Stärke der Besatzungstruppen mit dem Ziele, 
die Besatzung unsichtbar zu machen; 

2. Räumung der zweiten und dritten Zone im Jahre 1927; 

3. Rückgabe des Saargebietes an Deutschland im nächsten Jahre und zwar 
ohne Volksabstimmung; 

4. Beseitigung der Militärkontrolle; 

5. Mobilisierung eines Teiles der deutschen Eisenbahnobligationen; 

6. Wohlwollende Neutralität Frankreichs bei der Liquidierung der Frage 
von Eupen und Malmedy. | 

Wieviel daran Wahres ist, hat Herr Stresemann bisher wohl nur seinen Mi- 
nisterkollegen anvertraut; wieviel davon verwirklicht wird, könnte uns wohl nur 
Herr Poincare offenbaren. Wir müssen uns in Geduld fassen und abwarten in der 
Hoffnung, daß die Vernunft schließlich doch über fanatischen Kriegshaß obsiegt. 

Greif barer sind die Ergebnisse in der Tschechoslowakei. Wir begrüßen 
es aufs herzlichste, daß man dort den Chauvinismus zu überwinden beginnt 
und unseren deutschen Brüdern in Böhmen ein wenig von dem einräumt, was 
ihnen nach Zahlenstärke, Kulturhéhe und wirtschaftlicher Bedeutung zukommt. 
Den beiden deutschen Ministern in der Prager Regierung, Universi- 
tätsprofessor Dr. Franz Spina (Öffentliche Arbeiten) und Universitätsprofessor 
Dr. Mayr-Harting (Justiz) wünschen wir für ihre Tätigkeit von Herzen Glück und 
Segen. Möge es ihnen vergönnt sein, dem tschechoslowakischen Staate auch da- 
durch zu dienen, daß sie den Deutschenhaß weiter tschechischer Kreise beseitigen 
und die Stellung des Deutschtums in der Tschechoslowakei bessern und sichern 
helfen. 
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An die Spitze des Herbstberichtes gehört — nächst der Feststellung scharfer 
Ablehnung zentralistischen Ausbaues der australischen Gemeinschaft durch 
einen Volksentscheid — eine offenherzige Diskussion der Aufsätze von George 
Bronson Rea an seine Far Eastern Review von seiner Europareise. 

So klar haben wir selten die Verantwortlichkeit des verantwortungsscheuen 
und doch entscheidenden Eingreifens der Vereinigten Staaten nicht nur in 
Europa, sondern auch in Ostasien begründet gefunden, wie in „How Russia 
may be checked". (Far Eastern Review, Nr. 7, 1926.) „Wir raffen Gewinne 
aus gesteigertem Handel, auf Kosten derer, deren Hände wir durch unsere 
idealistische Politik gebunden haben. Wir werden aus Schiffbruch und Ruin 
anderer fremder Interessen in China mit bereichertem wirtschaftlichen und 
politischen Prestige emportauchen ... Amerika wird wieder einmal als Chinas 
Retter posieren. Die Leidtragenden werden die Nationen sein, die unser Pro- 
gramm in Washington annahmen und seitdem auf uns wegen der Übernahme 
einer Führerrolle schauten, die zu übernehmen wir nicht den Mut haben.“ 

In China wie in Europa ist es dieselbe Sache! 
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„Wie unsere Politik der Offenen Tür 1899 in Wahrheit Rußland bei seinen 
Vorbereitungen zum Krieg gegen T deckte, so deckt 1926 unsere Politik 
Rußlands weitere Vorbereitung für den Krieg gegen Japan und Großbritannien 
und die schließliche Aufsaugung Chinas in das Sowjetsystem.* So schreibt 
der wahrhaftig gut unterrichtete Leiter der bestunterrichteten fremden Zeit- 
schrift in Ostasien. Er zeigt, wie real die russische Unterstützung Kantons 
und der Feng Yu 5 wie unbedeutend die behauptete Unter- 
stützung Chang Tso Lins durch Japaner, die Wu Pei Fus durch Briten ist. 
Ebenso wahr ist, was er über die britische Preßhetze gegen den japanischen 
Textilwettbewerb in Asien durch Japan sagt: „Britische Steine, auf Japan ge- 
schleudert, sind nicht länger Argumente. Es sind Bumerangs!“ Aber die 
britische wie die japanische Geduld hat ihre Grenzen, wo sie große, dauernde 
geopolitische Schäden entstehen sieht, wie sie der Verlust der in einem Men- 
schenalter aufgebauten britischen Stellung am mittleren Yangtse und für Japan 
des südmandschurischen Eisenbahnnetzes wären — zu einer Zeit, wo in der 
Nordmandschurei immerhin noch etwa 200000 Russen seßhaft sind. 

Ganz ähnlich, wie in Mitteleuropa, ist auch im kontinental-ozeanischen 
Zerrungsgebiet Ostasiens die Schuld der Vereinigten Staaten am „Chaos“ bei 

eopolitischer Betrachtung [ohne Scheu zu erweisen, eine Schuld, auf die sie 

die Politik wegen der Furcht vor ibrer Willkür und Wirtschaftsmacht nicht 
hinzuweisen wagt. Sie ist die Folge fortwährender halber Einmischung ın 
beide Kraftfelder bei großer geopolitischer Unkenntnis beider. Aber weil die 
pazifischen Verhältnisse viel großräumiger, eindeutiger und en verwickelt 
sind, die Trennung zwischen ozeanischen und litoralen, potamischen und kon- 
tinentalen Motiven in Ostasien viel klarer ist, läßt sich diese Schuld (die schon 
um 1898 mit folgenschweren politischen, geopolitisch unsinnigen Übergriffen 
begann und ihren Höhepunkt mit der gewaltsamen Zerstörung des britisch- 
japanischen Ausgleichsverhältnisses durch die Konferenz von Washington er- 
reichte) viel unzweideutiger nachweisen, als in Mitteleuropa, wo gerade das 
deutsche Volk, das am schwersten betroffene, sie fast schon vergessen hat, 
während die lateinischen Mächte jetzt anfangen, ihrer bewußt zu werden. 

Ohne die einseitigen Bindungen des britischen Reiches und Japans, 
denen keine entsprechende Verantwortungsübernahme der Vereinigten Staaten 
gegenüberstand, wären die beiden reinen Inselmächte längst zu einem Kom- 
promiß mit China und den Sowjets genötigt gewesen; China wäre damit 
vielleicht zu haltbaren Übergangszuständen und den durchaus möglichen, dem 
chinesischen Volkscharakter wie der chinesischen Reichsgeopoliuk eigentlich 
liegenden Entwicklungskompromiß gelangt. 

Vor allem infolge de halben Einmischung der Vereinigten Staaten in Ost- 
asien und ihrer Wirtschaftspolitik einer außen für sie offenen, nach ihrem 
eignen Innern aber verschlossenen Tür hat China seit 1911 Bürgerkrieg, also 
immerhin die Hälfte eines dreißigjährigen hinter sich, ist England im Osten 
isoliert und sieht das Abstoßen seines Handels von Kanton auf das Yangtse- 
becken übergreifen, wird eben auf das längst überwundene Stadium der Ka- 
nonenbootpolitik zurückgeworfen, und wird Japan den Sowjets entgegen- 
gedrängt, mit heraufdämmernder Erneuerung der mandschurischen Krisen. 

Das jüngste geopolitisch überaus lehrreiche Symptom für die Zerfahrenheit 
der chinesischen Lage unter der Ägide der amerikanischen Politik ist die 
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Schießerei von Wanghsien; es ist nur ein Zeichen immanenter Gerechtigkeit 
geopolitischer Entwicklungen, daß an ihrem Abschluß auch das amerikanische 
Flußkanonenboot Pigeon von Kantontruppen beschossen worden ist. 

Die Schießerei von Wanhsien — bei der eine Handlung glänzender Tapfer- 
keit und Entschlußkraft britischer Marinemannschaften von der geopolitischen 
Torheit einer von der britischen Marine wahrlich nicht verschuldeten Gesamt- 
lage sorgfältig auseinandergehalten werden muß — ist die es eines Ver- 
kennens des großen Unterschieds vorherrschender litoraler und ozeanischer, 
und potamischer, rein strombestimmter Faktoren in der Geopolitik; weitere 
Verantwortung trägt das völlige völkerrechtliche Durcheinander, das — trotz 
so vielen Völkerrechtslehrern und Konferenzen — auf den großen Wasser- 
wegen der Erde herrscht, namentlich aber auf denen der Hauptzerrungsräume 
Mitteleuropa und China im weiteren Sinn. Rhein, Donau und Weichsel 
schließen sich darin nämlich dem Yangtse würdig an, so sebr sich der Stolz 
des Europäers gegen die Feststellung dieser 5 Tatsache sträuben 
mag. Man versuche sich nur die politischen Folgen eines unerwünschten Be- 
suchs japanischer Torpedoboote in San Louis oder Chicago, deutscher in Paris 
oder Manchester, türkischer in Kairo klar zu machen, um einzusehen, wie 
viel Staub das internationale Recht noch vor den Türen seiner Hauptwächter 
zu kehren hat, um das Licht geopolitischer Wahrheit zu vertragen. 

Irgend ein Rechtsboden für fremde Kriegsschiffahrt auf dem Yangtse be- 
steht nicht; tatsächlich aber befanden sich einmal vor Itschang allein neun- 
zehn fremde Kriegsschiffe aller möglichen Nationen, darunter amerikanische, 
britische, französische, japanische; die britische Flotte unterhält zur Zeit zwei 
Patr. Boot-Flottillen, eine schwere zwischen Mündung und Tigerzahn-Strom- 
schnelle (6650-Tonnen-Boote mit je zwei leichten und ein paar Maschinen- 
Gewehren) und eine leichtere aus vier ganz leichten Booten oberhalb der 
Stromschnellen in Szechuan. Die britische Yangtse-Kontrolle besteht seit etwa 
vierzig Jahren; bis 1906 etwa war die britische Handelsstellung im Yangtse- 
tal vorherrschend, von da ab drang der deutsche und japanische Handel vor, 
der chinesische gewann seine Stellung zurück. 1904 ging Admiral Bridgeman 
mit seinem damaligen Flaggschiff Glory 1000 km stromaufwärts bis Hankau, 
1905 Admiral Noel mit vier Schlachtschiffen und zwei Panzerkreuzern 500 km 
aufwärts bis Nanking, um den ozeanischen Rückhalt der Flußkanonenboote 
deutlich zu zeigen, die außerdem noch fünf Küstendienst-Schaluppen hinter 
sich hatten. 

Das Geschwader wollte gleichfalls, mit einem stattlichen Geleit von Kanonen- 
booten und Torpedojägern, bis Hankau vordampfen; aber den Protesten der 
chinesischen Regierung gesellten sich japanische, russische und andere; das 
Auswärtige Amt bremste den potamischen Vorstoß der Flotte ab, der damals 
schon auf einer Verkennung der Grenzen des Übergangsgebiets zwischen 
ozeanischer, litoraler und potamischer Einflußzone beruhte. Der Vorwand für 
den Rückzug war damals, daß der Wellenschlag dieser schweren, mit großer 
Geschwindigkeit gegen die starke Strömung angehenden Schiffe Dämme und 
Stromufer beschädigen und Überschwemmungen in den Feldern verursachen 
würde. Tatsächlich hört eben die Manövrierfähigkeit großer Schiffe und ihre 
wehrgeographische Überlegenheit gegenüber den Landabwehrmitteln viel früher 
auf, als ihre reine Bewegungsmöglichkeit stromauf, die erst in Itschang endet. 
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Das erfuhr wenig später ein französischer Kreuzer, der sechs Wochen auf 
einer Schlammbank saß. Auch die Dardanellen-Erlebnisse könnten einer See- 
macht dafür zur Lehre dienen; schon an der Stromverengung von Ching Kiang, 
unterhalb von Nanking, befinden sich veraltete Sperrbefestigungen, die ähn- 
lich wie die Dardanellenwerke verteidigt, ähnliche Widerstände schaffen könnten. 
So befinden sich Seestreitkräfte auf dem Yangtse in den Großabschnitten Mün- 
dung—Ching Kiang, Ching Kiang—Hankau; Hankau—Itschang—Tigerzahn- 
Schwelle und von da bis Ober-Szechuan unter ganz verschiedenen Bedingungen. 
Die vier Flußkanonenboote auf dem obern Yangtse können z. B. nur durch 
die Schwellen manövriert werden, wenn sie von ganzen wohlgeübten Kuli- 
scharen in den Stromschnellen mit Trossen vom Ufer aus durchgelotst werden; 
sie sind also tatsächlich auf dem Strom von der Gutartigkeit der chinesischen 
Strombevölkerung abhängig; sie sind „ein Friedenspfand“, wie die Japaner 
einst Wladiwostok nannten, ehe es durch die Entwicklung der Luftstreitkräfte 
aus seiner demütigenden Lage befreit und wieder zu einer Drohstellung wurde. 
So ist die britische Yangtse-Stellung, wie die russische in der Mandschurei, ge- 
radezu vorbildlich für Umwertung geopolitischer Lagenwerte und der wehr- 
politischen Mittel, sie zu betonen. 

Auch der jüngste Zwischenfall in dem — am Nordwestknie des Yangse — 
schon in Szechuan liegenden Wanhsien ist in seinem Ursprung höchst kenn- 
zeichnend für den Gegensatz zwischen den mit ozeanischer Rücksichtslosigkeit 
den Strom hinabgehenden Dampfern der Britischen Firma Butterfield & Swire, 
die einen chinesischen Truppentransport und Flußübergang störten und da- 
bei einige Boote mit chinesischen Soldaten und eine Kriegskasse mit 38 000 
Dollar auf den Flußgrund beförderten, und dem festländischen Sicherheitsge- 
fühl der chinesischen Landtruppen. Der darüber argerliche chinesische Kom- 
mandeur, ein sehr lose unter Wu Pei Fu stehender Truppenführer, verlangte 
Genugtuung und Schadenersatz und beschlagnahmte bis zur Erfüllung zwei 
Dampfer der schuldigen Firma und setzte britischen Schiffsoffiziere an 
Bord fest. Eine gemischte Landungstruppe der kleinen britischen Kanonen- 
boote befreite sie unter großer Bravour mit Verlust von sieben Toten, darunter 
drei Offiziere und ı5 Verwundeten; dafür beschoß man die offene Binnen- 
stadt, in der es Brand und Zerstörung und zwei- bis fünftausend Verwundete 
gegeben haben soll. 

Nun aber geht es, wie mit dem Flottenerfolg von Lord Dukworth vor 
Stambul, bei dem man schließlich froh war, die Flotte mit heiler Haut wieder 
aus der Enge herauszumanövrieren. Man verhandelt und hat nebenbei die 
unangenehme Pflicht, alles englisch Sprechende aus dem oberen Yangtsege- 
biet herauszuretten (wobei vornehmlich amerikanische Missionare in Betracht 
kommen) und gleichzeitig sein diplomatisches Gesicht bei der Beschlagnahme 
der Sowjetflottille auf dem Amur durch Chang Tso Lin zu wahren. Damit 
aber wird auch Japan in die Angelegenheit hineingezogen, und der Grund 
wird klar, warum wir dem scheinbar kleinen Zwischenfall so große Aufmerk- 
samkeit gewidmet haben. Der Zusammenbruch der Abwehr gegen Rot der 
notdürftig vereinigten Marschälle Wu und Chang am mittleren Yangtse ist 
mittelbar Ursache des Zwischenfalls von Wanghsien gewesen. Er ist auch 
Ursache der Wirren in der Mandschurei; denn nach den Erfahrungen Wu 
Pei Fus wartet der energische Chang nicht ab, bis die Sowjetschulen der ost- 
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chinesischen Bahn ihm die 200000 Russen der Nordmandschurei aufsässig ge- 
macht haben und bis die Russenflottille auf dem Sungari und Amur dem von 
Moskau angezettelten Aufstand einen Rückgrat gibt, sondern beugt durch seinen 
Beauftragten, Admiral Shen, mit rechtzeitiger Beschlagnahme der Sowjetwehr- 
mittel vor. Damit sind Japan im Norden, das Britenreich im Süden vor Ent- 
scheidungen gestellt, die sie mit der amerikanischen Politik in China, wie der 
russischen gleichmäßig in Gegensatz bringen müssen und die große Wirkungen 
kleiner geopolitischer Ursachen zeigen. Dazu kommen innere Strukturschwie- 
rigkeiten aller im pazifischen Bereich handlungsfähigen Mächte. Japan hat der 
Verlauf der panasiatischen Konferenz in Nagasaki gezeigt, daß es gar nicht so 
leicht ist, panasiatische Kräfte zusammenzuspannen, wie es sich die panasiati- 
sche Gesellschaft vielleicht vorgestellt hatte; daß die Widerstände in Korea, 
wie die Nachwirkung der Gewaltpolitik der 21 Forderungen in China doch 
noch tieter geben, als man annahm. Dem britischen Außenministerium aber 
mag, außer den Genfer Erlebnissen mit der persischen, chinesischen und irischen 
Enttäuschung, vor allem die Reichskonferenz zu denken geben. Auch bis in 
den Pazifik hinein wirkt die geopolitische Spannung in Kanada, die sich aus 
den Wahlen ergab, in denen die scharfen wirtschaftsgeographischen Gegen- 
sätze des weiträumigen Landes zum schroffen Ausdruck kamen: Gegensätze, 
die sich in allen weitraumigen Dominien finden, namentlich den am Pazifik 
anliegenden. Sie zeigen, daß die Küstenprovinzen (im kanadischen Fall die 
atlantischen genau so wie Britisch Kolumbia und Yukon) überwiegend konser- 
vativ und für Reichszusammenhang stimmten, Ontario im wesentlichen schutz- 
zöllnerisch wegen des Drucks der Vereinigten Staaten, Quebec und die Prärie- 
landschaften überwiegend liberal und progressiv, freihändlerisch, zum Teil für 
Stimmftbrer, die erst eine Volksabstimmung durch Neuwahlen veranstalten 
wollen, ebe sich Kanada wieder in eine Verwicklung für das Imperium be- 
gibt (Meighen); das ist ein Vorbild, was gerade bei asiatischen Verwicklungen 
oder Gegensätzen gegen Wünsche der Vereinigten Staaten sehr peinlich werden 
könnte, also vor allem die augenblickliche indopazifische Politik des Reiches 
aus dauernden geopolitischen Ursachen in ihrer Schlagkraft hemmt. 

Dazu kommen gewisse indische Entwicklungen. Wohl ist es der großen 
Staatskunst des letzten Vizekönigs Reading gelungen, die einheitliche Kraft der 
Swarajpartei zu spalten; der Konflikt zwischen Motilal Nehru und Lajpat Raj 
bedeutet weit mehr, als eine persönliche Auseinandersetzung; er steht gleich- 
zeitig für tiefgehende regionale Gegensätze. Dazu kommt die Erkenntnis, daß 
in absehbarer Zeit gegenüber den verlotterten Zuständen in den ein ang 
Fürstenstaaten etwas geschehen muß, und daß dieses Etwas bei der heutigen 
Einstellung nur durch Stützung des Selbstverwaltungswunsches der besseren 
und reinlichen Elemente in diesen Fürstenstaaten gegen diese Verbündeten 
Fürsten verwirklicht werden kann. Aus Glashäusern, die innen umgebaut 
werden müssen, ist es aber ganz unzweckmäßig, Steine zu werfen. Daher das 
müde Geschehenlassen | 

Angesichts des augenblicklichen Aufsehens, das in Europa Deutschlands Ein- 
tritt in den Völkerbund und der annähernd gleichzeitige Austritt Brasiliens 
und Spaniens machten, ist es sicher von Wert, festzuhalten, was über den 
Völkerbund Maqbul Mahmud in einer Versammlung in Simla unter Vorsitz 
Sir Hari Singh Gurus zu sagen wußte. Er bezeichnete ihn als die Verbindung 


von 55 Völkern mit fünf Vierteln der Einwohnerschaft der Welt, der es bis 
jetzt immerhin gelungen sei, 17 Streitigkeiten zu schlichten, die sonst zu 
Kriegen hätten führen können, und manchen kleineren Krieg hintan zu halten. 
Vor allem die Verbesserung der asiatischen Arbeiterverhältnisse und die För- 
derung des Arbeitsfriedens stellte er in den Vordergrund. Aber der Bund sei 
alles eher als vollkommen. Er habe nicht die ganze Welt umfassen können, 
was er unbedingt noch müsse. Er habe die Rüstungen nicht auf reine 
Ordnungsaufgaben im Innern beschränken können. Man hoffe, daß Indien 
die Gelegenheit zur Abschüttelung seiner zu großen Militärlasten durch den 
Völkerbund betreiben könne (was gerade in Sımla nicht mit Begeisterung 
angehört worden sein wird!). Der Bund sei kein Bund von Völkern, sondern 
nur einer von Regierungen. Er habe bis jetzt nicht den geringsten Anteil für 
unterworfene Rassen bewiesen. Er schlage deshalb eine eigne Abteilung beim 
Völkerbund vor, bei der die völkischen Vertreter unterdrückter Rassen ihre 
besonderen Beschwerden vorbringen könnten. (Also nichts anderes, als was der 
Kongreß der Minderheiten will, aber noch weit mehr auf die ganze Welt ausge- 
dehnt, was ihm einen ganz andern Widerhall schaffen würde!) Zudem habe 
der Kongreß in Genf eine viel zu sehr ausschließlich europäische Ein- 
stellung! Sollte er wirklich weltenweite Bedeutung erlangen, so müßte er 
unbedingt Zweigstellen in Amerika und Asien haben. Damit ist der hohen 
Versammlung ein indischer Wunschzettel vom 3o. 8. 26 vorgelegt. 
Welche ungeheuren Gegensätze gerade im indischen Lebensraum für inter- 
nationale Arbeitsregelung dabei noch vorwalten, geht aus der Tatsache her- 
vor, daß in der indischen Presse dieses Spätsommers mit großer Breite die 
Leistung der Sklavenbefreiung in Nepal durch die erleuchtete Regierung 
S. Hoheit Maharaja Chandra Shum Sher Jung Bahadur Ranas gefeiert wird, 
die eine letzte Rate von rund 60000 Sklaven loskaufte, die bisher in den 
Handen von rund 15700 Sklavenhaltern waren. Aber das Schlimme ist doch, 
daß der Zustand bis 1920, wo sich die ersten schüchternen Gesetze zur Ab- 
schaffung hervorwagten, bestand, und erst 1926 sein glorreiches Ende fand! 
Kann man von Nepal immerhin behaupten, daß es sich um einen selb- 
ständigen Staat handelt, der nur seine auswärtigen Angelegenheiten in die 
Hände der indischen Regierung gelegt bat, so geht die Emanzipationsbewegung 
der unterdrückten Panchama-Klassen, z. B. in Mysore, sicher auf dem Boden 
eines Staates vor sich, der dem indischen Reichskörper ordnungsmäßig ange- 
bört. Erst jüngst ist „dank einem scharfen Kampf unter einem erleuchteten 
Herrscher und einem fortschrittlichen Divan* — gegen wen? — „die Offnung 
der Regierungsschulen für die ausgestoßenen Kasten erreicht worden.“ Wie 
weit ist es, bei solcher Kastenscheidung innerhalb der selbstbestimmungslosen 
Rassen, doch noch zu einer bewußten einheitlichen Vertretung von Minder- 
heitsrechten vor einem Weltbund! Welche Kämpfe müssen bis dahin not- 
wendig noch bevorsteben, und welche Spannungen führen von den Ghats über 
Zentralasien und das Sowjetsystem mit den Methoden Djersbinskis zu den 
Idealisten von Genf! Aber selbst in Japan berührt ja die „Eta*-Frage noch 
zwischen zwei und drei Millionen Menschen! Der Sohn des Oberhausmitglieds 
Graf Arıma führt einen wahren Heldenkampf für ihre wirkliche, auch gesell- 
schaftliche Emanzipation — (die gesetzliche besteht seit 50 Jahren) — aber 
erst jetzt erreicht die Furcht vor den Wählerzahlen der Eta und der Ein- 
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mischung der Sowjets bei einem so dankbaren Agitationskörper, was Mensch- 
lichkeit und Gerechtigkeit bisher nicht fertig brachten. 

Was in solchen Fällen politische Eifersucht, auch auf rein wissenschaft- 
lichem Gebiet an Nutzen stiftet, beweist die Nord-Sachalin- Expedition unter 
Chomenko, die in der bisher von den Russen sträflich 5 Insel 
nach mübsamem Fortkommen nun am Golf von Pitun eingetroffen ist. 

Überschauen wir das geopolitische Nachrichtenspiel des Frühherbstes 1926 
für das indopazifische Gebiet als Ganzes, so zwingt sich die Erkenntnis auf, 
daß in den panasiatischen Fragen vor allem die größten Gefahrmöglichkeiten 
für eine friedlich evolutionäre Weiterentwicklung der Welt und ihres Völker- 
bundsystems stecken, neben den unvollkommensten Ausdrucks- und Vertretungs- 
möglichkeiten. Europa, Amerika, Australien, das panpazifische Gebiet baben 
sich Aussprachemöglichkeiten geschaffen; die erste panasiatische Konferenz hat 
sich nicht dazu aufzuschwingen vermocht, und so fehlt dem „ältesten Erdteil“ 
bis jetzt immer noch die Möglichkeit, seine großen Fragen auch nur vor die 
Öffentlichkeit der Erde zu bringen. 


OTTO MAULL: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Auch Amerika lebt in gewissem Grade im Zeichen des Vélkerbundes. Wenn 
auch der Völkerbund zurzeit für Amerika noch längst nicht das Interesse 
zu beanspruchen vermag, das ihm besonders in.Europa, aber auch in anderen 
Teilen der alten Welt zukommen muß, so ist doch die Anteilnahme an seiner 
Entwicklung von Seiten der einzelnen amerikanischen Regierungen durchaus 
nicht gering. Im Gegenteil kann man immer wieder verfolgen, daß die amerikani- 
schen Staaten, wenn auch selbstverständlich nicht in ıbrer Gesamtheit, recht 
aufmerksam ihre Beziehungen zum Völkerbund pflegen und einige allen Wert 
darauf legen, in ihm volle Geltung zu erlangen. Es ist darum schon am 
Platz, einmal aus amerikanischer Perspektive heraus die augenblickliche Struktur 
des Völkerbundes zu mustern. Da muß zunächst das ebenso Fundamentale und, 
trotzdem es längst bekannt ist, immer wieder Erstaunliche festgestellt werden, 
daß in diesem Europa verwandtesten Doppelkontinent keinem einzigen Staat 
ein ständiger Ratssitz zukommt. Die Schuld daran fällt natürlich voll und 
ganz den Vereinigten Staaten zu. Ein objektives Urteil kann nur sie als den 
einzigen Anwärter auf einen ständigen Ratssitz erkennen. In dem Augenblick, 
wo die Union aus ihrer bisherigen kühlen Reserve gegenüber dem Völker- 
bund heraustritt, wird sie selbstverständlich in die Reihe der ständigen Rats- 
mitglieder einrücken und damit die Amerika entsprechende, natürlich aus 
objektiver Erwägung heraus auch zu fordernde Vertretung im Völkerbund 
in der Weise verschaffen. Daß eine solche Führerstellung der Union für Ge- 
samt-Amerika von den Lateinamerikanern durchaus nicht allgemein gewünscht 
wird, braucht kaum erwähnt zu werden. Man braucht nur lateinamerikani- 
sche Außerungen zu sichten, so wird stets auffallen, daß von einer solchen 
Vertretung für Gesamt-Amerika eigentlich kaum die Rede ist. Um so häufiger 
wird dagegen die Frage nach der Vertretung Südamerikas im Völkerbund 
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aufgeworfen. Bei dieser Fassung ist höchst beachtenswert, daß dann von 
Südamerika und nicht von der Kultureinheit „Lateinamerika“ gesprochen 
wird. Darin prägt sich eine gewisse politische Sonderung zwischen Mittel- 
und Südamerika, die auf den Lageeinfluß der Union auf die amerikanischen 
Mittelmeerländer zurückgeht. Denn in den kleineren der letzteren Staaten 
berrscht schon heute der vereinsstaatliche Einfluß so stark, daß hier die Führer- 
stellung der Union de facto anerkannt werden muß. Eine Ausnahme macht 
ja bestimmt der nördlichste lateinamerikanische Staat, Mexiko. Die Aspi- 
rationen der lateinamerikanischen Staaten auf einen beständigen Ratssitz, wie 
sie besonders durch den Anspruch Brasiliens zutage trat, können natürlich 
vom südamerikanischen Standpunkt aus wohl verstanden werden. Tatsächlich 
könnte dann keinem anderen lateinamerikanischen Staat als gerade Brasilien 
die innere Berechtigung auf eine solche Forderung zugebilligt werden. Allein, 
schon die rohe Orientierung an der allgemeinen politischen Weltstruktur führt 
sofort zu einer anderen Antwort. Denn dann ist es ein Unding, Brasilien neben 
die anderen Inhaber der ständigen Ratssitze, Deutschland, England, Frank- 
reich, Italien und Japan, stellen zu wollen. Gegenüber vieren von diesen 
hebt es sich durch seine ungleich geringere Bevölkerungsstärke ab. Italien, 
das hinsichtlich seiner Volksmasse von Brasilien nicht so weit absteht, erfreut 
sich doch als Mittelmeer- und Kolonialmacht ungleich intensiverer Weltbe- 
ziehungen. Will man vernünftiger-Weise eine Größenordnung zugrunde legen, 
in der Areal- und Bevölkerungsgröße (vgl. meine „Politische Geographie“, 
S. 120) vereinigt sind, dann stehen bestimmt noch Indien und Holland vor 
Brasilien und den gleichen Rang vermögen etwa Belgien, Spanien und Polen 
(der Bevölkerungsgröße nach) zu beanspruchen. Brasiliens Lebensraum ist ein 
solcher möglicher künftiger Entwicklung, beansprucht darum aber heute noch 
nicht der Berücksichtigung bei einer verfassungsmäßigen Ordnung der politi- 
schen Weltbeziehungen. 

Ganz anders und in gewissem Grade ausgleichend und mildernd, die engen 
Beziehungen Amerika — Europa betonend, wirkt das Bild der Verteilung der 
nichtständigen Ratssitze auf die Mächte der Erde. Bei der Wahl er- 
bielten Kolumbien 46 (die höchste Stimmenzahl), Chile 43, San Salvador 42, 
Uruguay 9, Kanada 2 Stimmen. Gemäß der Abstimmung über die Amts- 
dauer traten Chile für drei, Kolumbien für zwei Jahre, San Salvador für ein 
Jahr in den Rat ein. Amerika ist da mit drei Staaten in dem Rat vertreten 
und nimmt so ein Drittel der nichtpermanenten Sitze ein, während fünf andere 
auf Europa und einer auf Asien (China) kommen. 

Wiederum ein anderes Bild zeigt die Zugehörigkeit der amerikani- 
schen Staaten zum Völkerbund überhaupt. Eine ganze Reihe, zum 
Teil recht wichtiger Staaten stehen abseits vom Völkerbund. Darum meint 
die argentinische ,Prensa* mit Recht, von einer Vertretung der südamerikani- 
schen Staaten in Genf nicht sprechen zu können. Denn in der Tat gehören 
Argentinien, Bolivien, Peru, und von den mittelamerikanischen Costa Rica und 
Honduras dem Völkerbund nicht an. Auch Brasilien hat zunächst seine Be- 
ziehungen zum Völkerbunde aufgegeben. Ob erwartet werden darf, daß durch 
den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund auch in Amerika die Stimmung 
für den Bund wächst, das ihm beute nur in einem Teil der Staaten Sym- 
pathien entgegenbringt, mag dahingestellt bleiben. Seit den Mitte September 
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erfolgten Parlamentswahlen in Kanada steuert der Staat für die nächsten 
vier Jabre in einem neuen wirtschafts- und außenpolitischen Kurs. Denn 
mit der Niederlage der konservativen Partei ıst das Kabinett Meighen zurück- 
getreten, und der neue liberale Ministerpräsident Mackenzie King hat eine 
liberal-progressive Koalitionsregierung gebildet, die sich auf eine liberal-pro- 
ressive Mehrheit im Parlament zu stützen vermag. Bei den Wahlen er- 
re die Liberalen 117, die Konservativen, die 25 AA 116 Sitze innehatten, 
nur 90, die Liberal-Progressiven 13, die Progressiven 16, die Labourpartei 3, 
die Unabhängigen 2 von 245 Parlamenssitzen. Eine Milderung des Schutz- 
zollsystems ist der wichtigste wirtschaftspolitische Programmpunkt. Diese 
Konzession an die Progressiven zielt auf den billigen Bezug landwirtschaft- 
licher Maschinen. Ferner ist ein gewisser Abbau der Steuern geplant. Außen- 
politisch wird Unabhängigkeit von den Locarnoverträgen und überhaupt eine 
rößere Selbständigkeit erstrebt. Als Glied des britischen Empire ist die 
sate der diplomatischen Vertretung fiir Kanada akut geworden. Bisher gilt 
der Generalgouverneur als das Mittelsglied mit London. Kanada wünscht 
aber unmittelbaren diplomatischen Verkehr sowohl mit dem Mutterland wie 
mit anderen Staaten. Das entspricht vollkommen dem Verselbständigungs- 
bestreben, soweit ein solches innerhalb des Rahmens des Britischen Reiches 
möglich ist. Den Vereinigten Staaten eee hat jiingst der Minister- 
präsident der Provinz Quebec die sehr deutliche Erklärung abgegeben, daß 
die drei Millionen Franzosen in Kanada niemals den Anschluß an die Union 
zulassen würden. 

Die folgende Übersicht ergänzt die Mitteilungen der Außenhandelsbewegungen 
der amerikanischen Staaten (im vorletzten Heft) für die Union. Es liegen 
die Zahlen für das letzte Fiskaljahr (Juli 1925 bis Juni 1926) vor. Der Außen- 
handel war in diesem Zeitraum aktiv, doch hat sich diese Aktivität, wie schon 
in der vorletzten Berichterstattung für die dort betrachtete Spanne festgestellt 
wurde, in diesem Zeitraum sehr stark gegen früher abgeschwächt. In der 
zweiten Hälfte des Fiskaljahrs ergab sich sogar ein Einfuhrüberschuß von an- 
nähernd 100 Dollar. Nach einer Zusammenstellung der „Frankfurter Zeitung“ 
bat sich in den letzten 1½ Jahrzehnten das Verhältnis von Ein- und Ausfuhr 
wie folgt entwickelt: 


(in Mill. Doll.) Ausfuhr | Einfuhr | Juste 
Jahres-Durchschnitt ıgıo—ı4 . . 477 
1920—21 . . 2862 
1921—22 . . 1163 
1923—33 . 2... 176 
1923—24 . . 758 
1924—25 . 1040 


1925—26 . 8 : 


Im Vergleich mit dem Vorjahr ist danach die Einfuhr um 641 Mill. Dollar, 
d. h. um 16,8 % gestiegen, die Ausfuhr dagegen um 111 Mill. Dollar, d. h. 
um 2.3% gesunken. Die Veränderungen nach Hauptwarengruppen ergeben 
für die gleichen Zeiträume folgendes Bild (die Tabelle ist derselben Stelle ent- 
nommen): 
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Mill. Doll Lebensmittel 3 a Halb- a 5 
9 9% déi Casniwärke unbearbeitet| bearbeitet ohstoite fabrikate ertigwaren 
a b a b a b a | b i b 


Ausfuhr 
J.-D. 191o- 1444... 


J.-D. 1910-114. 203 | 12.0 | 194 | 11.5 | 595 35.2 | 309 18.2 389 | 23.1 
1921I—-22:2½gſ e’ 302 | 11.6 | 333 | 13.8 | 927 | 35.6 } 407 | 15.6 | 639 | 24.5 
1922—23. 352 | 9.3 | 507 | 13.4 | 1494 39.5 7118.8 717] 19.0 
1923—24 . ©. © e | 385 | 10.8 | 530 | 14.9 | 1224 | 34.4 | 658 | 18.5 | 756 | 21.3 
1924—25. 5 452 | 11.8 | 450 | 11.8 | 1452 | 38.0 | 701 | 18.4] 767 | 20.0 
1925—26. 2 2. 2... 530 | 11.8 | fot | 9.0 | 1906 | 42.7 | 795 [17.8 835 | 18.7 


Als einer der charakteristischsten Züge dieser Wandlungen muß dabei ein- 
mal das Sinken der Rohstoff- und Halbfabrikatausfuhr zugunsten der Ausfuhr 
von Fertigwaren festgestellt werden. Auf der anderen Seite ist die Einfuhr 
von Rohstoffen sehr stark in die Höhe gegangen. Besonders das von der 
Automobilindustrie beanspruchte Rohgummi hat zu einer solchen Steigerung 
sehr stark beigetragen. Die Mehreinfuhr von Nahrungsmitteln geht zum nicht 

eringen Teil auf die von Kaffee zurück. Ein innerer Zusammenhang zwischen 
dieser letzten Wandlung und dem Alkoholverbot ist unverkennbar. Besonderen 
Anteil an der Ausfuhr von Fertigwaren nimmt die Automobilindustrie. Ihr 
Ausfubrwert betrug 1921/22 80,8 Mill. Dollar, 1924/25 war er schon auf 
255 Mill. Dollar gestiegen, und im letzten Fiskaljahr hat er sogar 332 Mill. 
Dollar erreicht. Auch bei der übrigen Maschinenausfuhr, ebenso bei der 
Eisen- und Stahlausfuhr ist ein nicht unbedeutender Anstieg zu verfolgen. 
Ganz besondere Beachtung verdient bei der heutigen wirtschaftlichen und 
wirtschaftspolitischen Weltlage die Entwicklung der Petroleumgewinnung 
und Petroleumindustrie. Die Ausfuhr von raffinierten Rohölen bat sich von 
393 Mill. Dollar im Vorjahr auf 463 Mill. Dollar gesteigert. Diese Zahlen 
gewinnen aber erst Leben, wenn die vereinsstaatliche Produktion mit der 
Weltproduktion verglichen wird. Die vereinsstaatliche Produktion betrug 1925 
763,7 Mill. Faß; für 1926 wird sie auf 754 Mill. Faß veranschlagt. Der 
erste Wert macht 71,7 % der Weltproduktion aus. Wenn dabei außerdem 
berücksichtigt wird, daß die Union einen wesentlichen Teil der mexikanischen 
Petroleumfelder in ihrer Hand hat und auch schon längst in Südamerika zu- 
gegriffen bat (vgl. meinen Aufsatz „Südamerikas Bodenschätze als Weltreserve 
und Machtfaktor* im Oktoberheft dieser Zeitschrift, S. 788), so hat es durch- 
aus wirtschaftspolitischen Sinn, von einer gesamtamerikanischen Petroleum- 
gewinnung zu sprechen und sie der übrigen Welt gegenüberzustellen. Dabei 
gewinnt außerordentlich eindrucksvoll die Vorherrschaft Amerikas im Besitz 
dieses wertvollen Gutes Gestalt. Denn im gleichen Jahr 1925 kamen weitere 
10,8 °/, auf Mexiko. Das ist durchaus nicht die höchstmögliche Ausbeute 
dieses Landes. Denn 1923 betrug die mexikanische Produktion 14,7 %, 1921 


sogar mehr als ein Viertel der Weltproduktion. Die Produktionsmengen der 
anderen amerikanischen Staaten stehen zwar weit hinter diesen beiden wich- 
tigen, heute zunächst unumstritten wichtigsten Petroleumproduzenten der 
Erde zurück. 1925 steuerten Venezuela 2%, Peru 0,9°/,, Argentinien o, 5%, 
Trinidad o, 4%, Kolumbien o, 1% zur Weltproduktion bei. Immerhin macht 
damit die amerikanische Gesamtsumme der Petroleumgewinnung 86, 3% der 
Weltproduktion aus. Im Augenblick ist in der weiten Welt kein scharfer 
Konkurrent in Hinsicht. Die russische Produktion, die im Durchschnitt der 
Jahre 1856— 1920 21,8 % der Weltproduktion betrug, ist auf 4,8 % (1925) 
zurückgegangen. Rußland steht aber heute trotzdem noch führend an der 
Spitze der Petroleumproduzenten der Alten Welt. Daß natürlich in der Alten 
Welt die Tendenz besteht, die Hegemonie der Neuen Welt in der Petroleum- 
wirtschaft zu brechen, ist längst bekannt. Schon hat sich auch der Kampf- 
platz in die Neue Welt selbst verlegt. So greift die Einflußsphäre der Koninklijke 
Shell nach Venezuela über und fördert dort den größten Teil des venzolani- 
schen Petroleums. Anderweitig sind aber die Petroleumfelder Kolumbiens 
und Perus fast ganz in der Hand von Standard Oil, und auch in Mexiko 
überwiegt der nordamerikanische Einfluß. Im ganzen muß darum die Vor- 
herrschaft Amerikas, im Grunde eigentlich der Union als unangetastet und 
ungebrochen gelten. 

Einmal im Sinne einer weitgehenden Lebensmittelautarkie der betreffenden 
Staaten, dann aber auch im Hinblick auf ihre Bedeutung als Weltversorger 
müssen die von dem internationalen Ackerbauinstitut in Rom mitgeteilten 
Zahlen gewertet werden. Nordamerikas Weizen- und Haferproduktion über- 
trifft die der übrigen Anbauräume der Erde weit. Für die Vereinigten Staaten 
und Kanada werden für 1926 336,8 Mill. dz (1925 293,3 Mill. dz) Weizen, 
254,2 Mill. dz (1925 298,6 Mill. dz) Hafer geschätzt. Auch die Ernte an 
Gerste (1926 66,9 Mill. dz, 1925 71,9 Mill. dz) macht die gute Hälfte der 
europäischen aus, wobei allerdings Rußland unberücksichtigt bleiben mußte. 

Beachtenswert ist die Teilnahme der Vereinigten Staaten an der 
vorbereitenden Abrüstungskommission. Ausdehnung der Seeabrüstung 
im Sinne der Washingtoner Marinekonferenz und Beschränkung der Land- 
rüstung durch regionale Verträge sind die bekannten Programmpunkte der 
Amerikaner, die natürlich der eigenen Lage am meisten gerecht werden. 
Immerhin scheint es mir im Hinblick auf die schmachvolle Kontrolle und 
militärische Besetzung, der Deutschland unterliegt, trotzdem es ständiges Rats- 
mitglied des Völkerbundes geworden ist, außerordentlich wichtig, auf die prin- 
zipielle Einstellung, die Amerika bei seiner Mitarbeit an der Abrüstungs- 
konferenz einnimmt, nachdrücklichst hinzuweisen: nicht unter Kontrolle soll 
die Abrüstung vor sich gehen, sondern sie soll auf Grund von Vertrauen und 
gutem Glauben vorgenommen werden. Möge Amerika mit dieser neuen Welt- 
erlösungsidee mehr Glück haben als bei bisherigen ähnlichen Versuchen! 

Der Teilnahme der Union am Weltgerichtshof steht dagegen immer 
noch die bisher noch nicht völlige Annahme der amerikanischen Vorbehalte, 
die, soweit die Lage überhaupt übersichtlich ist, in der Forderung des unbe- 
dingten Vetorechts gipfeln, entgegen. Hier scheint die Auffassung eines weit- 
ehend unabhängigen Führerstaats doch noch zu sehr dem Kompromißzwang, 
de die europäischen Verhältnisse beberrscht, gegenüber zu stehen. 
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FRIEDRICH ADOLPH RHEINAU: 
DIE PFALZ ALS ZIEL DES FRANZÖSISCHEN STREBENS 


Angesichts der verschiedenen Zwischenfälle, die sich in den letsten Wochen im süd- 
lichen Teil des besetsten Gebietes, der Rheinpfalz, abgespielt haben, und der damit 
zusammenhängenden Nachrichten, daß bei einer eventuellen Verminderung der franzö- 
rischen Rheinarmee die Pfals infolgedessen ausgenommen sein sollte, gewinnt die naoh- 
stehende Betrachtung über das französische Streben nach einer Loslösung dieses Gebietes 
vom Reich besondere Bedeutung. F. A. Rheinau. 


Der Gedanke eines rheinischen Pufferstaates, der sich in der französischen 
Presse seit 1918 immer wieder findet, das heißt, die Schaffung eines links- 
rheinischen Staates als „premiere terre de contacts“ zwischen Deutschland 
und Frankreich, hat die ganzen linksrheinischen Gebiete oft schon in den 
letzten Jahren in den Mittelpunkt der Verhandlungen der Alliierten gestellt 
und weist besonders der Rheinpfalz eine außerordentliche Bedeutung im 
Rahmen des besetzten Gebietes zu. Schon während der Friedensverhandlungen 
von Versailles hat die Frage der Queichlinie gerade zu dem Zeitpunkt zur 
Erörterung gestanden, als die „Times“ (30. 2. 1919) von „der schwersten 
Stunde der Friedenskonferenz“ sprach, bei der „ein Kompromiß* unmöglich 
erscheine. 

Am 12. Januar 1917 schon richtete die französische Regierung an den Londoner 
Botschafter Cambon eine von Tardieu wiedergegebene Mitteilung (Tardieu, 
La Paix, S. 189) worin außer der Zurückgabe Elsaß-Lothringens die Grenze 
von 1814 gefordert wird, um das zu bilden, was Richelieu das gut geschnittene 
Gartenbeet (notre pré carré) nennt. Der russische Außenminister Pokrowskij 
berichtet am 12. Februar 1917 an den russischen Botschafter in London, daß 
der französische Botschafter in Petrograd, Doumergue, anläßlich einer Audienz 
dem russischen Zaren den Wunsch Frankreichs unterbreitet habe, sich bei 
Beendigung des gegenwärtigen Krieges die Rückgabe Elsaß-Lothringens und 
eine Sonderstellung im Saartal zu sichern; ebenfalls die politische Separation 
Deutschlands von seinen transrheinischen Gebieten zu erlangen und deren 
Organisation auf einer besonderen Basis durchzuführen, derart, daß in Zu- 
kunft der Rhein eine ständige strategische Grenze gegen einen deutschen Ein- 
fall bilden möge. Am 14. Februar 1917 bestätigt der russische Minister des 
Auswärtigen in einer Note an den französischen Botschafter dann, „daß die 
Regierung der Republik in der Ausführung ihrer wie oben gezeichneten 
Pläne, auf die Unterstützung der kaiserlichen Regierung rechnen kann‘. 
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8 Tage vor dem Sturz der Zarenregierung wurde schließlich (11. März 1917) 
das geheime Abkommen zwischen Paris und Petersburg geschlossen. 

Während der Friedensverhandlungen von Versailles, als die Konferenz der 
großen Vier auf dem Krisenpunkt angelangt war, und die Frage der Rhein- 
grenze und des Saartals diskutiert wurde, ging der Kampf auch um die Grenze 
von 1814, das heißt um die zwischen den Grenzen von 1871 und 1814 liegen- 
den pfälzischen Gebiete. Die von Tardieu (La Paix, S. 279) mitgeteilte Denk- 
schrift der französischen Delegation, die den Ausgangspunkt der Verhandlungen 
vom 28. März 1919 bildete, fordert die pfälzische Stadt und frühere Festung 
Landau, weil sie 1864 an Frankreich abgetreten wurde, zur Zeit der französi- 
schen Revolution auf dem Bundesfest vertreten gewesen sei, dabei „ihre Zu- 
gehörigkeit zu der einen und unteilbaren Republik proklamiert“ und im 
Jahre 1793 heldenhaft eine Belagerung ausgehalten habe, bei deren Beendigung 
der Nationalkonvent erklärte, daß die Stadt sich um das Vaterland wohl ver- 
dient gemacht habe. Die Denkschrift führt dann Petitionen des Bezirks der 
Queich und der Orte Impflingen und Zweibrücken an, die zur Zeit der französi- 
schen Revolution den Wunsch ausgedrückt bätten, mit der französischen Re- 
publik vereinigt zu werden, und fordert schließlich als Endergebnis der ganzen 
Untersuchung, die Wiedereinsetzung der französischen Souveränität über die 
Gebiete, die im Süden der Grenze von 1814 liegen. Die Denkschrift (Tardieu, 
S. 280) führt als weiteren Beweis dieser Behauptung dann noch die „Tat- 
sache“ an, Fürst Chlodwig zu Hohenlohe habe in seinen Erinnerungen von 
1866 geschrieben, „die Bayern der Pfalz (d. b. die Gegend von Landau) 
würden alle den Übergang an Frankreich gerne ertragen“. Es erübrigt sich 
im Rahmen dieser Ausführungen, die geschichtlichen „Feststellungen“ dieser amt- 
lichen französischen Denkschrift zu widerlegen, zum Beweis für die Leichtfertig- 
keit, mit der die historische Wahrheit hier korrigiert worden ist, sei nur darauf 
hingewiesen, daß Fürst Chlodwig zu Hohenlohe genau das Gegenteil dessen 
gesagt hat, was ihm in der französischen Denkschrift in den Mund gelegt 
wird, denn in seinen „Denkwürdigkeiten“ (Bd. 1, S. 161) sagt er: „Die Rhein- 
pfälzer haben eine Deputation Hieher (München) geschickt, um sich zu be- 
klagen, daß man sie den Franzosen preisgebe. Der Kaiser Napoleon lasse 
schon herumfragen, ob die Bevölkerung französisch werden wolle... Das 
empört die dortigen Patrioten, und sie schickten Deputationen, um zu bitten, 
daß man sie beschütze*. 

Damit dürfte die Wahrheit der ganzen Denkschrift der französischen Friedens- 
delegation hinreichend gekennzeichnet sein; sie hat die Basis der entscheiden- 
den Verhandlungen zwischen Wilson, Lloyd George und Clemenceau gebildet. 
Tatsächlich sind die Verhandlungen über die Frage des Saargebietes und die 
Grenzen von 1814 fast bis zum Bruch gekommen (vgl. Wilson Il, S. 32—36) 
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so daß der Präsident der Vereinigten Staaten am 7. April sein Schiff, den 
„George Washington“, zur Heimfahrt nach Europa beorderte (Wilson II, S. 32 
bis 36) und Clemenceau seinerseits mit dem Rücktritt drohte (Wilson II, S. 3ı; 
Tardieu). Erst auf die energische Haltung Wilsons hin, hat die französische 
Presse dann am 8. 4. 1919 abgeblasen und der „Temps“ den französischen Stand- 
punkt dahin gekennzeichnet: „Entgegen den von der deutschen Presse aus- 
gesprengten Versicherungen, die auch in andern fremden Zeitungen Aufnahme 
gefunden haben, glauben wir, daß die französische Regierung weder offen 
noch versteckt, irgendwelche annexionistische Absichten auf. Gebiete, die von 
einer deutschen Bevölkerung bewohnt sind, bat. Diese Bemerkung bezieht 
sich besonders auf jene Gebiete, die zwischen den Grenzen von 1871 und 1814 
gelegen sind“. 

Die Verhandlungen in Versailles haben Frankreich hinsichtlich der Pfalz 
das nicht gebracht, was Clemenceau und Tardieu sich vorgenommen hatten. 
Dafür setzte die Aktivität der französischen Militärs dann mit dem Einzug 
der französischen Besatzung um so reger ein. 

Schon am 25. November 1918 besetzten die französischen Truppen vorzeitig 
und ohne Grund die Westpfalz, mußten sich dann aber auf den Einspruch 
der Waffenstillstandskommission hin wieder zurückziehen, da die Besetzung erst 
mit dem ı. ı2. ı8 in Kraft treten durfte. 

General Gerard, der Kommandeur der französischen Armee in der Pfalz 
(8. Armee) schloß zwar seine erste Proklamation an die pfälzische Bevölkerung 
am 28. 11. 1918 mit den Worten: „Die Freiheit der anderen achtend, verfolgt 
Frankreich, unentwegt im Sieg, sein Rechtsideal einzig, indem es die Herzen 
und die Sinne zu erobern sucht.“ Trotzdem setzte mit dem Einzug des französi- 
schen Hauptquartiers in Landau sofort die Propaganda für die Annektion der 
Stadt Landau und ihrer Umgebung durch Frankreich ein, von der der Presse- 
chef des französischen Oberkommandierenden in Mainz, Vial-Mazel in seinem 
Werk „Le Rhin, victoire allemande“ berichtet. 

Als in den Augusttagen 1920 der Ordonnanzoffizier des damaligen Ober- 
kommandierenden der französıschen Rheinarmee, Leutnant Clarac, dem Führer 
der rheinischen Separatisten, Dr. Dorten, die stattliche Summe von 250 000 Frcs. 
aushändigte — sicherlich nicht, um das Rheinland beim Deutschen Reich zu 
erhalten —, da wohnte jener Besprechung in Wiesbaden (vgl. „Humanité“ 
vom 4. 8. 23) auch ein Herr aus Landau in der Pfalz bei, trotzdem nachher 
die französische Militärbehörde in der Pfalz dem Dorten-Putsche vom Jahre 1919 
Schwierigkeiten machte. 

Daß dieser Widerstand nur taktischen, nicht grundsätzlichen Bedenken ent- 
sprang, war dem Kenner der historischen Rheinpolitik Frankreichs vollständig 
klar. Wir finden dann auch in der Niederschrift des Dorten-Ministers 
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Dr. F. H. Klingelschmidt eine Aufzeichnung über ein Gespräch, das Oberst 
Denvignes, der politische Berater des Generals Mangin, mit den Sonderbündlern 
batte und in dem er sich sehr ausführlich besonders nach der Stimmung der 
Bevölkerung in der Pfalz, namentlich in der Landauer Gegend, erkundigte, da 
nach seiner Ansicht diese Gegend nach ihrem geographischen, kulturellen und 
historischen Charakter doch zum Elsaß gehöre und auch eine Annexion durch 
Frankreich wünsche. Klingelschmidt berichtet darüber: „Eines Tages erschien 
dann, als ich bei dem Mainzer Kreischef, Kommandant Spiral, weilte, Oberst 
Denvignes, von dem er mir sagte, er komme eben von Versailles. Dieser Herr 
hatte nun ein größeres Interesse an der rheinischen Bewegung. Er verwarf den 
Gedanken einer Annexion des Rheinlandes durch Frankreich als den Keim zu 
neuen Kriegen, begrüßte aber den Gedanken eines rheinischen Bundesstaates. 
Ihnen komme es darauf an, Preußen vom Rhein zu entfernen, damit das 
Hauptspannungsmoment beseitigt sei. Dagegen frug er mich, ob nicht die 
Pfalz, bzw. die Landauer Gegend, die doch nach geographischem Charakter, 
kulturellen und historischen Traditionen zum Elsaß gehöre, eine Annexion 
durch Frankreich wünsche. Ich erwiderte, ich sei über die Strömungen in 
der Pfalz nicht orientiert, wisse aber, daß dort seit Ludwig XIV. ein großer 
Franzosenhaß bestehe, der sich schon in dem kleinen Zug offenbare, daß man 
dort noch in meiner Jugend Hunde gern „Melac* nannte. Außerdem gehöre 
die Pfalz wirtschaftlich zu Rheinhessen und Nordbaden. Eher scheine mir in 
der Pfalz eine starke Strömung zum Anschluß an Baden, zur Wiederher- 
stellung der alten Kurpfalz, zu besteben“. 

Die Pfalz hat dann auch im Zeichen der Besatzung drei Phasen der Los- 
trennung von Bayern und vom Reich erlebt. Damals in den Tagen der 
Friedensverbandlungen 1919 fing es an, als der Landauer Chemiker Dr. Haas 
die sogenannte Freie Pfalzbewegung inszenierte, die sich der politischen und 
finanziellen Unterstützung des seinerzcitigen französischen Oberkommandierenden, 
Generals Gerard, besonders erfreuen durfte. An dem einmütigen Widerstand der 
Bevölkerung ist dieser Versuch vom 1. Juni 1919 kläglich gescheitert; General 
Gerard wurde abberufen und die Häupter der Bewegung zogen sich nach 
Saarbrücken und Straßburg zurück. Der erste große Versuch Frankreichs, 
die Pfalz vom Reich zu lösen, war mißglückt. 

In mühsamer Rleinarbeit suchte der Nachfolger Gérards, der Royalist de Metz, 
die Fäden wieder zu knüpfen, die das Ungestüm seines Vorgängers so jäh zer- 
rissen batte. Drei Jahre zäher und stiller Arbeit, dann hielt auch General de Metz 
den Zeitpunkt für gekommen, einmal energisch an die Verwirklichung seiner 
Pläne heranzugehen. Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei der Pfalz 
anläßlich des Hitlerputsches in München gab ihm den erwünschten Vorwand, 
als er versuchte den Kreistag der Pfalz am 23. Oktober 1923 mit einer Pro- 
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klamation zu überrumpeln, die im Wortlaut zwar der ihm überreichten sozial- 
demokratischen ähnlich war, das Ziel jedoch „Los von Bayern“ inzwischen 
mit dem Rufe „Los vom Reich“ vertauscht hatte. An der Haltung der pfälzi- 
schen Parteien und des Kreistags scheiterte auch dieser zweite groß angelegte 
Versuch der Lostrennung der Pfalz vom Reich. 

„Die Pfalz sieht nicht ein, daß es General de Metz gut mit ihr meint“, 
äußerte der Gewaltige wenige Tage danach, „dann werde ich sie den Raben 
Tirards tiberlassen*. Dunkel der Sinn, er sollte uns bald klar, nur allzu 
klar werden, denn die „Raben Tirards“, das waren jene separatistischen 
Horden, die nunmehr mit Unterstützung der Besatzungsbehörde bis an die 
Zähne bewaffnet am 5. November in die Pfalz einbrachen und dann unter 
Führung der Heinz-Orbis, Bley, Schmitz-Epper und Genossen am ı2. No- 
vember ein Schreckensregiment der „Autonomen Pfalz“ errichteten, das Melacs 
„Brulez le Palatinat“ umwandelte in ein „Brulez les Palatins“, wie wir es 
5 Jahre lang durchkosten mußten, bis dann der Präsident der Autonomen 
Republik, Heinz, in einem offenen Restaurant am 9. Januar 1924 erschossen 
dadurch die Aufmerksamkeit der Welt auf jene himmelschreienden Zustände 
gelenkt wurde, und der englische Generalkonsul Clive zu einer Enquéte in 
die Pfalz kam, als deren Ergebnis er dem Unterhaus erklärte, daß diese ganze 
neue Regierung nur durch die Unterstützung der Franzosen ans Ruder ge- 
kommen wäre und zu existieren aufhören müßte, wenn Frankreich seine Hand 
davon abzöge. Letzter Aufschrei einer bis aufs Blut gepeinigten Bevölkerung, 
der Sturm auf das Bezirksamt in Pirmasens, die Lynchjustiz an den ‘dort 
erreichbaren Separatisten, die buchstäblich in Stücke gerissen wurden, und auch 
dieser dritte große Versuch Frankreichs, sich in den Besitz der Pfalz zu setzen 
oder sie wenigstens von Bayern und vom Reich zu lösen, war gescheitert. 

Warum nun dieses Streben Frankreichs nach der Pfalz? Es sind nicht nur 
die rein praktischen Fragen der Grenzregulierung, die hier den Ausschlag 
gegeben haben; die gegenwärtigen elsässischen Grenzorte sind ja tatsächlich 
so eng mit dem Gebiet der Pfalz, namentlich der Südpfalz verbunden, daß 
die elsässischen Bauern an der Grenze manchen Acker und manches Stück 
Wald noch in Deutschland liegen haben und umgekehrt und dadurch die 
unterbundenen Wirtschaftsbeziebungen drüben außerordentlich unangenehm 
empfunden werden. Ein Blick auf die Karte zeigt aber, daß für Frankreichs 
Haltung noch andere als rein ideelle Gründe mitgespielt haben, nämlich der 
strategische, politische und geopolitische Gesichtspunkt. Der Versailler Ver- 
trag hat zwar Frankreich das linksrheinische Gebiet bis Karlsruhe zuge- 
sprochen, das politisch und wirtschaftlich bedeutendste Stück des oberen Rhein- 
laufs, von Ludwigshafen bis Mainz jedoch, das den Haupteingang ins Saar- 
gebiet darstellt, ist auf den Einspruch Englands hin nur der fünfzehnjährigen 
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Besetzung vorbehalten geblieben. Da dieses Dreieck zwischen Zweibrücken 
und Ludwigsbafen— Mainz das Saargebiet wirtschaftlich beherrscht, richtet 
sich auf die Pfalz seither das Hauptaugenmerk des französischen Strebens. 

Ein dem Saargebiet vorgelagerter autonomer Pfalzstaat würde jede wirt- 
schaftliche und kulturelle Verbindung des Saargebiets mit Deutschland illu- 
sorisch machen und das so wirtschaftlich und kulturell isolierte Saargebiet 
zu einem westlichen Kurse zwingen, da die Pfalz wirtschaftlich aufs engste 
mit dem Saargebiet verbunden ist; indem sie die Rohstoffe vielfach verarbeitet, 
die das Saargebiet in so reichlichem Maße liefert, bildet sie ein wichtiges 
Glied dieses Planes. 

Und noch ein Blick auf die Karte und die Geschichte unseres Landes: die 
historische Rheinpolitik Frankreichs, wie sie uns Onken so meisterhaft dar- 
gestellt hat, ging noch stets nach Mainz, jenem großen Rheinknie, da Mainz 
und Taunus den Strom nach Westen drängen, der Stelle zugleich, von der 
die Mainlinie ins Herz Deutschlands führt. Was könnte aber eine solche 
Entwickelung mehr begünstigen als ein autonomer Rheinstaat? Daher das 
seit Jahren so intensive Streben Frankreichs nach der Pfalz, jene vielfachen 
Versuche, durch Umsturz und Gewalt vom Reich zu trennen, was durch Ge- 
schichte und Erlebnis zusammen gehört. 

Die Pfalz ist freilich nur ein kleiner Teil des N Gebietes, denn 
während die Rheinprovinz 24 498, 4 qkm groß ist, umfaßt die bayrische Rhein- 
pfalz einschließlich der durch den Vertrag von Versailles zum Saargebiet ge- 
schlagenen Teile der ehemals bayrischen Rheinpfalz 5928 qkm mit 705 Ge- 
meinden und einer Bevölkerung von 957 321 Seelen, von denen (Zählung 1910) 
ungefähr 506 664 evangelisch, 415 079 römisch-katholisch, 8998 israelitisch und 
6344 Andersgläubige waren. Wenn man sich aber vorstellt, daß der preußische 
Teil des Saargebiets nur 1486 qkm mit 234 Gemeinden umfaßt und daß der 
besetzte Teil Rheinbessens 1963 qkm beträgt mit einer Bevölkerung von 
589 773 bzw. 448 779 Seelen, so kann man daran schon die Bedeutung der 
umstrittenen Pfalz im Rahmen des besetzten Gebietes ermessen. Nach den 
Berechnungen des Statistischen Amtes in Berlin von 1923 steht die Pfalz bei 
36 430 ha angebauter Roggenerntefläche hinsichtlich des Ernteertrages von 
33,2 dz pro ha an erster Stelle, während sie bei den Ernteerträgen für Weizen, 
Gerste, Hafer und Kartoffeln an zweiter bzw. dritter Stelle rangiert. Ihre 
Hauptbedeutung liegt landwirtschaftlich im Weinbau, denn während ganz 
Preußen (Rheingau, Rheingebiet, Mosel, Saar und Ruber, Nahe-, Ahr- und 
Lahngebiet) insgesamt nur 16542 ha unter Ertrag stehender Weinbaufläche 
hat, kann die Pfalz allein 15570 ha aufweisen, allerdings überflügelt sie hinsicht- 
lich des Ernteertrags das gesamte preußische Weinbaugebiet bei weitem, da 
die Pfalz im Erntejahr 1922 nach den Zusammenstellungen des statistischen 
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Reichsamtes 60,1 bl Weinmost pro ha und damit insgesamt 935041 hl Wein- 
most einbringen konnte, während das preußische Weingebiet nur 682 280 hl 
bei einem Durchschnittsertrag von 41,2 bl pro ha buchte. Noch eine 
weitere Betrachtung zeigt die wirtschaftliche Bedeutung dieses Gebietes. Der 
Ludwigshafener Hafen verzeichnet als der bedeutendste pfälzische Hafen im 
Jahre 1922 im Güterverkehr eine Ankunft von 2 368 853 t und einen Abgang 
von 341994 t bei einem Schiffsverkehr von 8436 im Jahr, während Mainz 
nur 779147 t (330 686 t), Köln 821 351 t (576 127 t) batte. Die Handels- 
kammer Ludwigshafens (die einzige in der Pfalz) steht hinsichtlich der Zahl 
der Arbeiter in den der Gewerbeaufsicht unterstehenden Betrieben mit 133 100 
an erster Stelle im ganzen Westen, ein Beweis für die außerordentlich große 
Bedeutung für die Stellung der pfälzischen Wirtschaft innerhalb der deutschen 
Industrie. Daß der Artikel 244 des Vertrags von Versailles, Anlage VI, hin- 
sichtlich der Reparation in Farbstoffen und chemisch-pharmazeutischen Pro- 
dukten sich in besonderem Maße auf die chemische Industrie in der Pfalz 
stützt, die ja ın der Badischen Anilin- und Sodafabrik in Ludwigshafen das 
größte chemische Werk der ganzen Welt besitzt, sei nur nebenbei erwähnt. 

Wenn man sich diese Dinge alle vor Augen hält, wird die Bedeutung der 
Pfalz im Rahmen des besetzten Gebietes klar, hier liegt auch der Schlüssel, 
warum bei der Neuordnung der Besatzung nach der Räumung der nördlichen 
Zone die Pfalz trotz ihres bedeutend geringeren Umfanges genau soviel selb- 
ständige Ortskommandanturen empfangen hat als das ganze übrige besetzte 
Gebiet. Über sieben Jahre ist dies Ringen jetzt gegangen. Daß es von der 
pfälzischen Bevölkerung in Ehren bestanden wurde, ist ihr Stolz. Sie wird 
diesen geraden Weg, den ihr Heimatliebe und nationales Gewissen vorschreiben, 
auch weitergehen in dem Bewußtsein, Grenzmark im deutschen Westen zu 
sein. 


HERBERT HANISCH: 
DIE NEGERFRAGE IN SÜDAFRIKA 


Eine tiefe Bewegung hat Südafrika erfaßt. Die Bantustämme sind aus einem 
jahrtausende langen Dämmerzustande erwacht, von der harten Faust fremder 
Eroberer aufgescheucht. Die weißen „Eindringlinge* vermochten nicht, ein 
gedeihliches Zusammenleben zwischen beiden Völkern herbeizuführen. Heute 
ist es eine Tatsache, daß eine große Unzufriedenheit unter den Eingeborenen 
herrscht, die lähmend auf die ganze wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
wirkt, nicht zuletzt wegen des immer steigenden Wagnisses bei der Neuanlage 
industrieller Unternehmungen. 

Reibungen sind natürlich in einem Land, in dem zwei verschiedene Rassen 
nebeneinander wohnen. Daß sie zu solch einer Schärfe anwuchsen wie gegen- 
wärtig in Südafrika, ist eine Folge der kolonialen Politik der weißen Herren- 
völker, die darauf abzielte, die Eingeborenen niederzuhalten. Wegen ihres 
Landhungers waren die Buren schon immer den Bantus, einem Stamm der 
Ackerbauern und Viehzüchter, verhaßt, so daß diese im Burenkrieg von 
1899/1902 auf Seiten der Engländer standen und ihnen dadurch halfen, sich 
rasch im Lande festzusetzen. Der englischen Politik war es ein leichtes, Buren 
und Neger um eigener Vorteile willen gegeneinander auszuspielen. 

Mehr als irgend etwas hat ein Gesetz von 1913, das die Frage des Land- 
besitzes regelte, den Haß aufgepeitscht und die Beziehungen auch zwischen 
Engländern und Negern abgekühlt. Unter dem Druck der — meist holländi- 
schen — Farmer hatten die Engländer damals zugestimmt, daß nur Europäer 
außerhalb der den Eingeborenen vorbehaltenen Gebiete Land besitzen durften. 
Um das Angebot billiger Arbeitskräfte zu erhöhen, war ein Gesetz geschaffen 
worden, durch das viele tausende schwarzer Landwirte von der Scholle ihrer 
Väter vertrieben und gezwungen wurden, sich eine neue Heimat zu suchen. 
Man drängte sie in „Reservationen“ mit beschränkter Landfläche und oft 
ungünstigen Boden- und Klimaverhältnissen, sofern sie es nicht vorzogen, sich 
in Abhängigkeit vom weißen Grundbesitzer zu begeben. Der Farbige durfte 
nämlich ein kleines Stück Land behalten, wenn er einige Monate unentgelt- 
lich auf der Farm des Weißen arbeitete. Oft bekam er Acker zugewiesen, 
die er bebauen sollte, oder er hatte einen Teil des Ertrages der eigenen Land- 
wirtschaft abzuliefern. Um sich die Wirkungen des Gesetzes vorstellen zu 
können, muß man berücksichtigen, daß ein Bantu keinen größeren Ehrgeiz 
kennt als Land- und Viehbesitzer zu sein. 


Dieses eine Beispiel deutet an, mit welchen Mitteln man bestrebt war, die 
Schwarzen niederzubalten. Zur Verbitterung trug bei, daß sich die Regierung 
oft fragwürdiger Kniffe bediente, um unbequeme Mahner loszuwerden; sie 
hatte Ausflüchte, wenn Abordnungen der Neger kamen, brachte überraschend 
Gesetze im Parlament ein und erledigte sie in kürzester Frist, um den Ein- 
geborenen nicht Zeit zur Stellungnahme zu lassen. Wurden auch solche Ge- 
setze später wieder teilweise gemildert, die Erinnerung an die ungerechte Be- 
handlung blieb noch lange lebendig. Traf die Regierung aber zur Beruhigung 
der Farbigen ihnen günstige Maßnahmen, so wurden diese oft infolge der 
Angriffe sich benachteiligt fühlender europäischer Kreise langsam und lässig 
durchgeführt und damit die beabsichtigte Wirkung illusorisch gemacht. 

Überall im täglichen Leben sieht sich der Schwarze von Schranken um- 
geben, die seinen Stolz verletzen und die freie Entfaltung seiner Persönlich- 
keit hindern. Von manchen öffentlichen Plätzen, sogar aus ganzen Städten 
ist er verbannt. Er darf keine Straßenbahnen besteigen. Er hat in der 
Kirche die hintersten Plätze. Für ihn gibt es eigene Bahnwagen, eigene Post- 
ämter. In Geschäften, in Gasthäusern muß er warten, bis der letzte Weiße 
bedient ist. Am Markt werden ihm für seine Erzeugnisse wie auf still- 
schweigende Vereinbarung der Händler niedrigere Preise gezahlt als sie ein 
Europäer erhalten würde. Vor Gericht trifft oft den Neger für das gleiche 
Vergehen eine viel härtere Strafe als einen Weißen. In der Nachkriegszeit 
macht sich die wirtschaftliche Not stark geltend. Die Preise für die wich- 
tigsten Unterhaltskosten sind gestiegen, während die Löhne der Eingeborenen 
sich gegenüber dem Vorkriegsstand nur wenig erhöht haben. Die Regierung 
versuchte, Zwangspreise für Reis und Zucker festzusetzen. Beim Haupt- 
nahrungsmittel der Neger, dem Mais, wurde dieses unterlassen, natürlich, so 
folgerten die Eingeborenen, aus bösem Willen. Unglücklicherweise trafen 
noch Dürren die Landwirtschaft, denen die Schwarzen mit ihren primitiven 
Anbau- und Bewässerungsmethoden nicht gewachsen waren. Einmal machte 
deswegen eine Vereinigung eingeborener Landwirte den Vorschlag, eine Muster- 
farm von der Größe einer Kleinsiedlung zum Unterricht für Neger einzu- 
richten. Die Ablehnung durch die Regierung verursachte viel böses Blut. 
Mit Neid sehen die Eingeborenen zu, wie für die Weißen prächtige Universi- 
täten, Gymnasien, Fachschulen, wissenschaftliche Forschungsanstalten, land- 
wirtschaftliche Musterbetriebe, Sportplätze usw. eingerichtet werden, die den 
Farbigen grundsätzlich verschlossen sind, obwohl die Kosten hierfür zum 
großen Teil aus Steuergeldern der Neger gedeckt werden. 

An sich belanglose rednerische Entgleisungen im Parlament, wie „Gerechtigkeit 
dürfe es nur für Weiße geben“ oder „Wir müssen Südafrika zu einem Land 
des weißen Mannes machen“ wirkten selbstverständlich aufs höchste aufreizend. 
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So kommt es, daß der Neger mit größtem Mißtrauen auch allen auf- 
richtigen Ratschlägen der Europäer begegnet; oft aber mit dem ganzen kind- 
lich-blinden Vertrauen eines Naturvolkes sich durch glänzende Versprechungen 
von Agitatoren betören läßt, wenn diese nur eine dunkle Hautfarbe haben. 
Diese Leute sind meist Angehörige der gebildeten Kreise. Sie erleben das 
Unglück ihrer Heimat am stärksten und empfinden alle Schranken und De- 
mütigungen schwerer als der Mann aus dem Volke. Während in den abend- 
ländischen Kulturstaaten der Aufbau der Gesellschaft etwa einer Pyramide 
vergleichbar ıst, deren einzelne Steine fest ineinander gefügt sind, finden wir 
in Südafrika eine große einförmige Masse unwissender Menschen, über die 
eine dünne Schicht Gebildeter gebreitet ist. Diese Neger, die ihren weißen 
Lehrmeistern oft an Können und Wissen überlegen sind, werden von ihnen 
gesellschaftlich nicht anerkannt, vielmehr in jeder Weise gehindert, während 
sie andererseits turmhoch über der Masse ihrer Rassegenossen stehen. Es 
fehlt ihnen die Anregung; sie vereinsamen geistig. Es mangelt an einer 
geeigneten, von Eingeborenen selbst geschriebenen Heimatliteratur, durch 
die sie ihre europäische Bildung ergänzen könnten. Sie fühlen, daß sie 
immer benachteiligt sind, weil im beruflichen Fortkommen mehr die Haut- 
farbe als die persönliche Tüchtigkeit entscheidet. Die eigenartige Zwitter- 
stellung der gebildeten Schwarzen ist der geeignete Nährboden, auf dem ge- 
rade geistig hochstehende Menschen zu verbitterten ‚Eigenbrödlern und ge- 
fährlichen Phantasten werden können. Schon haben unter dem Einfluß solcher 
Aufwiegler große Streiks eingesetzt wie z. B. 1920, als mehr als 70000 
schwarze Arbeiter das Hauptindustriegebiet, die Witwatersrand-Gruben, still 
legten. 

Man weiß nicht recht, inwieweit kommunistische Hetzer in der Einge- 
borenenbewegung tätig sind. Aller Wahrscheinlichkeit nach dürften sie wenig 
Erfolg haben. Der Neger mißtraut ja von vornherein allem Europäischen. 
Außerdem hat er täglich Gelegenheit zu sehen, wie sich Marx’sche Lehren 
in der Wirklichkeit ausnehmen. Der weiße Kommunist erkennt ebenso wenig 
wie die übrigen Europäer seinen schwarzen Arbeitsgenossen als gleichwertig 
an. Er denkt nicht daran, um schöner Theorien willen freiwillig auf seine 
bessere Bezahlung zu verzichten. Vielmehr sieht er in ihm einen gefährlichen 
Nebenbubler, der ihn auf dem Arbeitsmarkt überall unterbietet und seine 
wirtschaftliche Lage verschlechtert. Schon 1911 setzten es daher die Weißen 
durch, daß den Schwarzen die Ausübung der meisten Qualitätsarbeiten unter- 
sagt wurde. Später wollten kommunistische Vereinigungen europäischer Ar- 
beiter, der Not gehorchend, eine Änderung in der Haltung den Eingeborenen 
gegenüber durchführen. Im Jahre 1922 war ihnen nämlich ein großer Streik 
mißlungen, da es den Unternehmern glückte, nur mit Schwarzen den Betrieb 
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aufrecht zu erhalten. Darauf erfolgten Versuche, die Neger in kommunisti- 
schen weißen Verbänden zusammenzufassen, um ihrer Unterstützung bei Aus- 
ständen sicher zu sein und um durch Organisation dem Unterbieten der Löhne 
entgegenzuarbeiten. Sie dürfen als fehlgeschlagen bezeichnet werden. 

Neben den Verkündern der Gewaltmethoden stehen, im Innersten zwar von 
nicht minder großen Haßgefühlen beseelt, Führer, die aus nüchterner Be- 
rechnung den Ausgleich der schwarz-weißen Gegensätze als Ziel aufstellen. 
Sie erkennen an, daß innerhalb des Rahmens der den Schwarzen zugestandenen 
Rechte ihr kultureller Zustand noch bedeutend gehoben werden könnte, wenn 
die Eingeborenen selbst ihre Fähigkeiten zu entfalten wüßten. Sie wollen 
deshalb auf dem langen Wege der Erziehung und der schrittweisen Entwick- 
lung ihr Volk zur Freibeit führen. Der Charakter ihrer Landsleute soll um- 
gewandelt, Selbstvertrauen und Ehrgeiz geweckt werden, damit sie sich aus _ 
einem von allen als unwürdig empfundenen, aber fatalistisch hingenommenen 
Zustand durch eigene Kraft emporarbeiten können. Hierdurch soll auch jenen 
weißen Nationalisten entgegengearbeitet werden, die der Regierung vorwerfen, 
sie sei den Wünschen der Eingeborenen auf Kosten der Europäer bereits zu 
weit nachgekommen, da die Farbigen von ihren Freiheiten doch keinen Ge- 
brauch zu machen verstünden. 

Mit Geschick wissen diese Führer ihre Presse auszubauen. Sie bedienen sich 
ibrer mit größtem Freimut und sind gleich scharf in Angriff und Abwehr. 
Gegenwärtig hat Südafrika etwa ebenso viel Negerzeitungen wie der ganze übrige 
„Schwarze Erdteil*. Als Vorbilder für ihre kulturelle und wirtschaftliche Ent- 
wicklung dienen ihnen gern die Organisationsmethoden und die Einrichtungen 
der amerikanischen Neger. Afrikanische Gebildete studieren sie eifrig. Es 
scheint sich auf der Grundlage des rassischen Zusammengebörigkeitsgefühls 
ein Austausch von Erfahrungen anzubahnen, der angeregt wurde durch Be- 
suche afrikanischer Neger in Amerika. Dem Bitten der Farbigen folgend hat 
die siidafrikanische Regierung sogar schon schwarze Amerikaner, besonders land- 
wirtschaftliche Lehrer, berufen. 

Die weiße Bevölkerung sieht immer mehr ein, daß die Methode der Knebe- 
lung der Eingeborenen sich überlebt hat. Sie fühlen, daß der schwarze Riese, 
der heute noch gefesselt am Boden liegt, im Begriff ist, seine Ketten abzu- 
schütteln. Ob der Neger kulturell gehoben werden soll oder nicht, ist kein 
Problem mehr. Hier ist die Entscheidung bereits gefallen. Die Zivilisation 
ist durch nichts mehr aufzuhalten. Der einzig mögliche Weg für den Europäer 
ist vielmehr, die Eingeborenenbewegung in Bahnen zu leiten, die dem Neger 
Vorteile und ihm keinen Schaden bringt. Das Mittel hierzu ist zunächst die 
Ausbildung verantwortungsbewußter Führer, deren Einfluß groß genug ist, 
das Volk vor unüberlegten Handlungen zu bewahren. Wir Deutsche sehen 
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mit Stolz, daß an der Erziehung des schwarzen Volkes in Südafrika deutsche 
Missionsgesellschaften einen hervorragenden Anteil haben und in stiller, zäher 
Arbeit ein Werk aufbauen, das, wenn auch nur mittelbar, werbend für Deutsch- 
land wirkt. 

Schon sind die ersten Anfänge einer politischen Einigung der Schwarzen 
erkennbar. Die Neger wachsen ständig über den engen Gesichtskreis kleiner 
Stammesgruppen hinaus und fangen an, sich als „Afrikaner“ zu bezeichnen, 
die ein gemeinsames Schicksal tragen. Der Grund ist darin zu suchen, daß 
die während des Weltkrieges nach Frankreich gebrachten, aus allen Teilen 
des Bantuvolkes bunt zusammengewiirfelten schwarzen Arbeiter Vertreter dieses 
Gedankens wurden. Ferner verwischt die unter dem Einfluß der Industriali- 
sierung erfolgende Auflösung der patriarchalischen Verbände die Stammes- 
unterschiede. Zum Bau eines eigenen Staatswesens fehlen aber vorläufig noch 
die Voraussetzungen, nämlich ein überragender, allgemein anerkannter Führer 
und eine bis zu einer gewissen kulturellen Höhe erzogene Masse. Die Neger- 
bewegung, deren Druck die weißen Bewohner immer stärker fühlen, wird 
wahrscheinlich bei Buren und Engländern zur Erkenntnis beitragen, daß ge- 
meinsame Interessen sie gegen die Farbigen verbinden. Sie stärkt damit die 
Stellung Englands. Der unwiderstehlichen Rassenkraft und der kulturellen 
Überlegenheit der Angelsachsen wird die Assimilierung der Buren erleichtert. 
In der Politik der großen Mächte dürfte die südafrikanische Negerbewegung 
‚aber noch lange keine Rolle spielen. 
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Man täusche sich nicht, der Weltkrieg war kein absolutes Phänomen. Er 
ist nur der erste, Akt eines Weltdramas. Das Vorspiel war die um die Mitte 
des vorigen Jahrhunderts einsetzende Industrialisierung der Welt. Den grau- 
sigen ersten Akt haben wir erlebt. Was der zweite Akt bringen wird, weiß 
noch keiner, denn in Deutschland liebt man es nicht, Zusammenhänge zu 
schauen, sondern klebt lieber am Lokalen, vom Augenblick Begrenzten. Man 
rührt sich nicht, „wenn hinten weit in der Türkei die Völker aufeinander- 
schlagen“. Der Blick ins Weite, in die Welt fehlt leider mehr Deutschen, 
als es die Entwicklung verträgt. Und doch hängt, wie Arthur Dix sagt, ein gut 
Teil unserer Zukunft davon ab, ob den künftigen Führern die Fähigkeit zu 
erdräumlichem Denken gegeben ist oder nicht. Im globalen Zeitalter brauchen 
wir mehr denn je die Fähigkeit, politisch wie wirtschaftlich in Erdräumen zu 
denken, zu wollen und zu handeln. Aus solchen außerordentlich zeitgemäßen 
Einstellungen heraus rechtfertigt sich auch der Blick in die ostasiatische Welt. 

Auf den beiden Hemisphären wiederholen sich die politischen Zusammen- 
hänge mit einer fast bis in Einzelheiten gehenden Gleichläufigkeit. Ist im Westen 
das Kernproblem die Rivalität zweier Weltmächte, England und Frankreich, 
gegen die alle anderen außenpolitischen Zusammenhänge zurücktreten und 
deren Polarität sich das europäische Geschehen unterordnet, so ist es im Osten 
der Gegensatz zweier Mächtegruppen, deren eine die Angelsachsen, Amerika 
und England, umfaßt, während der anderen Gruppe China und Japan ange- 
hören, zu denen sich noch Rußland gesellt. Das Charakteristikum des Kampfes 
ist das immer ausgeprägtere Hervortreten der gelben Rasse aus ihrer Ab- 
hängigkeit in politischer und wirtschaftlicher Beziehung, während England und 
Amerika mit allen Mitteln der Diplomatie danach streben, Ostasien in der 
Rolle eines Koloniallandes zu halten. | 

Japan. Genau wie China sperrte sich Japan gegen die abendländische 
Kultur. Nicht aber, wie bei seinem festländischen Nachbarn, aus hoch- 
mütiger Verachtung, sondern bei der stark realpolitischen Einstellung des 
Japaners, aus nicht unbegründeter Sorge für die eigene Unabhängigkeit. Als 
aber im 19. Jahrhundert der Stille Ozean in die Weltwirtschaft einbezogen 
wurde, war die Isolierung nicht mehr zu halten. Den Anstoß zur Umwil- 
zung gab die Landung eines amerikanischen Geschwaders im Jahre 1853 und 
1854, wobei die Öffnung zweier Häfen für den fremden Handel erzwungen 
wurde. Weitere Zugeständnisse an andere Staaten folgten. Innere Unruhen 


brachten einen vorübergehenden Rückschlag (1861). Die Revolution endete 
damit, daß der seit Jahrhunderten beiseite geschobene Mikado alle tatsäch- 
liche Macht selbst übernahm (3. a. 1868). Dabei zeigte sich schnell, daß er 
den Fremden weitgehende Befugnisse einräumte und mit raschem Entschluß 
die abendländische Kultur einzuführen bestrebt war. Ein gefährlicher Auf- 
stand der eigenen enttäuschten Anhänger endete mit deren vollständiger Nie- 
derlage (1877). Innerhalb weniger Jahre wurden Rechtsprechung, Verkehrs- 
wesen, politische Einrichtungen usw. vom Abendlande übernommen. Mit dem 
Eintritt in die Reihe der Kulturstaaten stieg das Selbstbewußtsein des Volkes. 
Das äußerte sich besonders prägnant in seiner Außenpolitik. Der erste große 
Schritt zur Weltgeltung war der 1894 wegen Korea mit China geführte Krieg. 
Mit zielbewußter Zähigkeit arbeitete Japan an der Organisation von Heer und 
Flotte. Geräuschlos und geheim spielte sich alles ab, nur ab und zu ließen 
gewisse finanzielle Maßnahmen in Verbindung mit den parlamentarischen 
Kämpfen einen Schimmer dessen, was sich im Innern vollzog, nach außen 
dringen. Das Ausdehnungsbedürfnis des auf engster Scholle zusammenge- 
pferchten Volkes zeigte nach dem Festland. Jeder fremde Eingriff packte Japan 
an den Wurzeln seiner Existenz. Als Rußland Japans Pläne zu durchkreuzen 
versuchte, mußte es die starken aufgespeicherten Energien des Inselstaates ver- 
spüren. In heroischem Kampfe erlag das Riesenreich 1905 der jugendfrischen 
Kraft Japans. Damit war aber Japan, wenn auch bis zum Weißbluten erschöpft, 
dennoch mit einem Schlage in die Reihe der Großmächte aufgerückt. War 
auch Korea der Kampfpreis, der Japan zufiel, so konnte sein Landhunger da- 
mit nicht befriedigt werden. Sein Ehrgeiz richtete sich auf den Ausbau der 
Vormundschaft über China und damit auf die Konsolidierung seiner Vormacht- 
stellung am Stillen Ozean. Damit aber rief es die Rivalität der ebenfalls nach 
der Hegemonie im Osten strebenden Vereinigten Staaten herauf. Seit 1906 
besteht nun schon die erbitterte Feindschaft zwischen den U. S. A. und Japan. 

Der knappe historische Überblick zeigt schon alle treibenden Faktoren 
der japanischen Politik. Eine außerordentliche Elastizität, wie sie 
nur politisch jungen Völkern eigen ist, ein bis ins Krankhafte gesteigertes 
Nationalgefübl, den naturnotbedingten Drang zum Festlande und die damit 
heraufbeschworene Gegnerschaft Amerikas. Während die ersten beiden Mo- 
mente von mehr tragischer Bedeutung sind, bestimmen die beiden letzteren 
zwangsläufig den Inhalt der japanischen Politik. Dabei ist die Bevölkerungs- 
frage von primärer Bedeutung, während der Landhunger ihre notwendige 
Folge ist. 

Typisch ist für das Land der Eindruck — wir folgen hier Katz —, den der Fremde 
auf der etwa 30 km langen Eisenbahnfahrt von Jokohama nach Tokio erhält. Zwei 
kleine Reisfelder, sonst nur Wohnhäuser und menschendurchwimmelte Ortschaften. 
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Kaum ı5°/, der Landfläche kommen als Kulturboden in Frage. Gebirgsfor- 
mationen und unbewohnbare Flächen verschlingen das meiste. Ist es da ver- 
wunderlich, daß 84% des gesamten Reisbedarfs, d. h. des Hauptnahrungs- 
mittels, eingeführt werden müssen. 1925 konnten nur knapp 50 Millionen 
Bushels im Lande erzeugt werden, 285 Millionen dagegen betrug die Einfuhr. 
Seit 1914 ist der Preis um das Fünffache gestiegen. Auf der einen Seite 
Mangel an Nahrungsmitteln, auf der anderen rasende Bevölkerungszunahme. 
80 Millionen Menschen bei einem Geburtenüberschuß von 12,4 vom Tausend, 
d. h. fast eine Million Menschen mehr ım Jahre! In diesen Zablen liegt das 
ganze Problem der Zukunft Japans. Und das auf einem Grund und Boden, 
der kaum noch kulturfähiges Land hat, keine Eisengruben, keine Baumwolle, 
keine Wolle, keine Rohhäute. Dabei ist die Grundlage der Kultur die im Reli- 
giösen wurzelnde Tradition der Familie mit dem Ehrgeiz, möglichst viele 
Söhne zu zeugen. Das Land gleicht einem Dampfkessel ohne Ventil. 

Dies Bevölkerungsproblem umfaßt alle die vielen innern und äußern Span- 
nungen Japans. Im Lande selbst sieht es oft anders aus, als die lachenden 
Bilder es zeigen. Großgrundbesitz gibt es ın Japan nicht, weder für die Bauern 
noch für den Adel. Selbst die mittleren Schichten im europäischen Sinne 
fehlen ganz. Nur Zwergwirtschaften gibt es, die der Bauer ohne Gesinde, fast 
ohne Vieh nur mit seiner Familie betreibt. Aber dieser Kleinbauer, einst das 
Rückgrat des Landes, muß mit dem rasenden Tempo der Städteentwicklung 
in immer unfruchtbarere Gebiete zurückweichen. Von seiner Scholle gerissen, 
in ungünstigere härtere Arbeitsbedingungen, aber mindere Verdienstmöglich- 
keiten gedrängt, verstärkt er mit seiner Unruhe die schon in lebhafterer Be- 
wegung befindlichen Arbeitsmassen der Städte. Man kann dort nur von einem 
Hungerleben im tiefsten Sinne des Wortes reden. Trotzdem die Lebenskosten 
etwa 50% höher liegen als in Deutschland, bleiben die Arbeitslöhne um 25 
bis 40°/, hinter den unsern zurück. Und dabei ist die durchschnittliche Ar- 
beitszeit mit 12 Stunden nicht zu hoch angesetzt. In den Kohlengruben von 
Fukujama schleppen die Frauen unter Tage hundert- nnd mehrpfündige 
Kohlenlasten auf dem Kopte. Sie arbeiten billiger und williger als die Maul- 
tiere. Das ganze Volk ist fleißig, zäh und genügsam und von einem durch 
das starke Nationalgefühl diktierten Bildungsdrange beseelt. Allein Tokio hat 
15 Hochschulen! Auf jeder höheren Schule sitzen fünfmal mehr Studenten, 
als später in günstigstem Falle untergebracht werden können. 

Kein Wunder, daß hier ein Idealboden für soziale Gärungen vorhanden ist. 
Man darf nicht glauben, das Problem mit den Schlagworten „Klassenkampf“ 
und „Bolschewismus“ aufgelöst zu haben. Es ist im Grunde einfach eine Ko- 
lonienfrage: Wohin mit den Menschen, die enger zusammengedrängt sind als 
etwa im Ruhrgebiet oder einer anderen Massenanhäufung der Welt. Der japa- 
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nische Kessel bebt unter dem ständig wachsenden Druck seiner Überbevölke- 
rung. Die Nordinseln Hokkaido und südliche Hälfte von Sachalin sind dünn 
bevölkert. Die Regierung bietet den Siedlern frei Land und Geld. Ver- 
gebens! Der Japaner ist klimatisch zu wenig anpassungsfähig. Südlich ge- 
mäßigte und subtropische Länder sind sein Element. Tropen oder kälterem 
Klima vermag er sich nicht anzupassen. Aus diesem Grunde ist auch nicht 
gelungen, einen nennenswerten Auswandererstrom nach Brasilien zu lenken. 
Was aber als klimatisch geeignete Länder in Frage kommt, sperrt sich selbst 
ab, oder wird von Dritten Japans Auswanderung verschlossen. Die U.S. A. 
lehnen aus prinzipieller Gegnerschaft jeden Japaner ab. Entschuldigend wird 
angeführt, daß sie jede Einwanderung überhaupt scharf kontingentieren müßten, 
in der Annahme, die eigenen Bürger seien zahlreich und tüchtig genug, das 
Land allein vorwärts zu bringen. Für Australien, das klimatisch den Japanern 
durchweg sehr zusagt, kommt eine solche Annahme sicherlich nicht in Frage. 
Ein Viertel dieses weiten, nicht zum hundertsten Teile bewohnten Kontinents 
würde Japans Überschuß vollständig aufnehmen können. Aber rassenbiologischer 
Stolz will lieber Wüsten, als Wüsten durch Gelbe in Gärten umgewandelt sehen 
(Katz). Als drittes Expansionsgebiet kommt die benachbarte Mandschurei und 
das südliche Sibirien in Frage, weniger als Ansiedlungsflache — dazu ist es 
zu kalt — aber als Rohstoffgebiet für die japanische Industrie. Eigene Roh- 
stoffquellen bedeuten für Japan nicht bloß Unabhängigkeit, sondern Ernäh- 
rungsmöglichkeit für Millionen Menschen. Einmal war diese Hoffnung greif- 
bar nahe, als im Weltkriege Japans Militär bis zum Baikalsee vorgeschoben 
war. Aber die Großmächte, Amerika voran, riefen Japan zurück. Schranken 
überall! Aber über die Schranken hinweg schaut Japan sehnsüchtig nach den 
beiden einzigen Möglichkeiten seiner Zukunft: Auf die Rohstoff- und Absatzgebiete 
des benachbarten Festlandes, besonders in China, und den nutzlosen, menschen- 
leeren Norden und Nordosten Australiens. In diesen geopolitischen Bedingt- 
heiten liegen Umfang, Wesen und Richtung der japanischen Politik begründet. 

Mit eigenartiger Kraft und Zähigkeit, zugleich auch bemerkenswerter Elasti- 
zität verfolgt Japan seine Pläne, besonders in China. Aber mit Kriegsaus- 
bruch schlich sich in seine Politik ein tragischer Fehler ein: die Kriegserklä- 
rung an Deutschland. Damit hat es Amerika, seinem erbittertsten Gegner, 
der mit zunehmender Sättigung des amerikanischen Kontinents neue riesige 
Absatzgebiete suchen muß und solche in China findet, in den Sattel gehoben. 
Durch Japans Bindung bekamen die U.S. A. den Rücken zum Kampf auf der 
Seite der Alliierten frei. Von dem siegreichen Amerika, dem besonders Eng- 
land finanziell stark verpflichtet war, mußte Japan zurückweichen. Seine durch 
die 21 Punkte im Jahre 1915 in China aufgerichtete wirtschaftliche und poli- 
tische Hegemonie mußte es vollständig aufgeben, wurde auf der Konferenz in 
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Washington als Seemacht erheblich eingeengt und ist durch diese beiden 
Schläge in seiner Expansion schwer getroffen worden. Um den Rückschlag 
vollständig zu machen, kam noch die Naturkatastrophe von 1925 hinzu. 

Rund um den Pazifischen Ozean lauert argwöhnisch die ganze angelsächsi- 
sche Welt englischer und amerikanischer Prägung. Nur eine schwache Stelle 
bat das Einkreisungssystem: Die zwischen Australien und Singapore sich ein- 
schiebenden niederländischen Besitzungen. Dort findet Japan alle die ihm 
fehlenden Produkte wie Öl, Reis, Kokos, Metalle, überhaupt die mannigfal- 
tigsten Bodenschätze. Holland rechnet offensichtlich mit der japanischen 
Zwangslage und der daraus erwachsenden Begehrlichkeit und hat sich des- 
halb Großbritannien verschrieben, das in diesen Gegenden nicht minder wich- 
tige Interessen zu schützen hat. Das Erdöl der englisch-holländischen Royal- 
Dutch-Shell-Gruppe in Borneo und Birma, Hongkong im Angesichte, Indien 
im Rücken, sind hier die gefährdeten Exponenten des britischen Weltreiches. 
Zudem gilt es, bei den großen Entscheidungen, die eines Tages im Pazifik 
kommen werden, zur Hand zu sein. Hier sehen wir auch die letzten Moti- 
vierungen dafür, daß nach der kurzen Unterbrechung unter Mc. Donald der 
Ausbau Singapores zum größten und modernsten Kriegshafen der Welt mit 
verdächtigem Eifer wieder aufgenommen wurde. Von hier aus verstehen wir 
auch das Anlehnungsbedürfnis Japans an Frankreich. Beide suchen Bundes- 
genossen im Kampfe gegen die Angelsachsen. Eine starke Beschäftigung Eng- 
lands mit Frankreich und den europäischen Problemen bedeutet für Japan er- 
höhte Bewegungsfreibeit. 

Die politische Schwäche Japans ist angesichts so gewaltiger Gegenspieler wie 
Amerika und England allzu offenbar. In voller Erkenntnis der eigenen Lage, 
aber in kluger Elastizität hat Japan politisch nachgegeben und versucht auf 
wirtschaftlichem Gebiet seinem Ziele näher zu kommen. Heute spielt es in 
Ostasien die Rolle Deutschlands. Nicht durch Politik versucht es seine Inter- 
essen zu schützen, sondern auf wirtschaftlichem Gebiete organisatorisch, tech- 
nisch, finanziell usw. eine einheitliche, in sich fest geschlossene, unnütze Kraft- 
vergeudung vermeidende Position zu schaffen, um so in internationalem Aus- 
tauschverkehr günstig zu stehen. Der leitende Grundgedanke dabei ist die 
Erkenntnis, daß im Zeitalter der Weltwirtschaft die Wirtschaft ein macht- 
vollerer Faktor im Leben der Völker ist, als das rein Politische. Daß es aber 
unter den gegebenen Verhältnissen auch nicht vor kriegerischen Mitteln zu- 
rückschrecken wird, ja dazu greifen muß, findet seine Begründung in dem 
unerbittlichen Muß, seine Millionen zu ernähren. 


KARL H. DIETZEL: 
DIE GRUNDLAGEN DER ARGENTINISCHEN WIRTSCHAFT 


Die Schutzzollbewegung, die zurzeit die Welt umkreist, beginnt auch Ar- 
gentinien zu ergreifen. Die argentinische Statistik trifft bereits umfassende 
Vorbereitungen, indem sie die Einfuhr in produktive, reproduktive und un- 
produktive gliedert, man erwägt auch schon eine Kündigung der bestehenden 
Handelsverträge und träumt von einem industriellen Argentinien nach dem 
eroßen Vorbild des nordamerikanischen Bruders, als dessen künftiges romani- 
sches Gegenstück man sich bereits auf Grund der heutigen wirtschaftlichen 
Leistungen betrachten zu können glaubt. 

Die überragende wirtschaftliche Stellung Argentiniens innerhalb des süd- 
amerikanischen Kontinents ist am ersten ersehbar aus einigen Zahlen.) Das 
Land nimmt mit seinen 2 887 000 qkm zwar nur 16°/, der Gesamtfläche Süd- 
amerikas ein, aber am Gesamthandel des Kontinents ist es mit über 50 °/, be- 
teiligt, von den 88000 km Schienenstrang, die ganz Südamerika im Jahre 1923 
besaß, laufen 38000 km oder 43°/, innerhalb der argentinischen Grenzen, sie 
beförderten 60 °/, aller überhaupt in Südamerika per Bahn verfrachteten Güter 
und 57 °/, aller südamerikanische Bahnen benutzenden Reisenden. 

Die Entwicklung bis zu dieser Höhe hat sich vollzogen in knapp einem 
Menschenalter, ein Vorgang fast ohne Beispiel, denn er läßt selbst die über- 
stürzte Hast nordamerikanischer Entwicklung weit hinter sich. Der Vergleich 
mit den Vereinigten Staaten ist deshalb sehr naheliegend und oft durchgeführt 
worden, am häufigsten von den Argentiniern selbst; der Traum von der Rolle 
einer zweiten, romanischen Union im Süden, die dem germanisch orientierten 
Norden ebenbürtig gegenüber treten soll, wird verständlich,?) scheint doch in 
der Tat die Entwicklung Argentiniens in einer Reihe auffälliger Parallelen, 
aber in viel kürzeren Intervallen die Wirtschaftsgeschichte der Vereinigten 
Staaten zu wiederholen. 

Vor dem Beginn des Aufschwungs Argentiniens steht ganz wie in den U. S. 
eine Katastrophe. In den Vereinigten Staaten war es der Bürgerkrieg der 
60 er Jahre, der jahrelang die produktiven Kräfte fast eines Erdteils lahm legte, 
sie aus der Weltwirtschaft ausschaltete und auf sich selbst zurückwarf, der 
aber auch die politische und soziale Einheit und damit die geistigen Voraus- 
setzungen für den späteren Aufstieg schuf; in Argentinien endet der inner- 
politische Kampf zweier Generationen in einem wirtschaftlichen Zusammenbruch, 
der in Gestalt einer Währungskrise zebn Jahre lang das Land völlig zerrüttet. 

54 
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Sie wird erst um 1900 überwunden und zeigt bis in die Einzelheiten hin- 
ein völlig die gleichen Erscheinungen, die wir aus unserer jüngsten Vergangen- 
heit kennen. All die Symptome einer Inflation: Vernichtung der tragenden 
Mittelschicht zu Gunsten kleiner Gruppen skrupelloser Finanzleute, Opferung 
eines großen Teils des Nationalvermögens in vergeblichen Sanierungsversuchen, 
Verlust der nationalen Selbstbestimmung durch Einmischung der Gläubiger- 
staaten, Demoralisation des gesamten Volkskörpers und schließlich auch der 
Verwaltung sind in Argentinien schon vor 30 Jahren zu Tage getreten und 
nur ganz langsam, in einigen entscheidenden Punkten nie, überwunden worden. 

Der Ausweg, der in Argentinien aus dieser Katastrophe gefunden wurde, 
war der gleiche wie der in den Vereinigten Staaten nach dem Bürgerkriege. 
In der Union beginnt nach 1870 die intensive Erschließung des Westens. Die 
Great Plains werden der Bebauung zugeführt, an den Reichtümern, die dieser 
jungfräuliche Boden spendet, an dem Bedarf, den er hervorruft, rankt sich die 
Industrie des Ostens empor, aus ihm ziehen die zerschlagenen Südstaaten neue 
Kraft. In Argentinien entdeckt man in einer Zeit, da alle Werte zu schwanken 
beginnen und in der die gewachsene Erde das einzige zu sein scheint, das un- 
zerstörbar im Wechsel der Tagesbewertungen seine Substanz erhält, den Wert 
der Pampa. 

Und wie man in den Vereinigten Staaten sofort begriff, daß das tote Kapital 
der großen Ebenen des Westens nur dann zu produktivem Leben zu erwecken 
war, wenn man es zugänglich machte und seine erschlossene überschüssige 
Kraft durch große Verkehrswege dahin leitete, wo man ihrer bedurfte, so 
ahmte man in Argentinien dieses Beispiel nach und erschloß — mit fremder 
Hilfe, ebenso wie die Vereinigten Staaten — die Pampa durch Eisenbahnen. 
Von den 38000 km des argentinischen Bahnnetzes sind 22000 km erst nach 
1900 gebaut worden. 

Das ist die historische Seite dieser Parallelen zwischen den Vereinigten 
Staaten und Argentinien. Man kann sie aber auch noch in geographischer 
Hinsicht ziehen. 

Die Pampas sind morphologisch, klimatisch und pflanzengeographisch in 
vieler Hinsicht das Seitenstück zu den Great Plains. Sie haben mit ihnen ge- 
meinsam die lückenlose Nord-Süderstreckung, die hier noch bedeutender ist 
als in den Vereinigten Staaten, denn sie ziehen sich durch 33 Breitengrade 
hindurch gegenüber nur 20 in der Union. Sie haben mit ihnen gemeinsam 
die extreme Flachheit, die immer wieder den Vergleich mit dem Ozean her- 
vorgerufen bat und die nur im Süden, im Gebiet der glazialen Aufschüttungen 
und der basaltischen Deckenergüsse Patagoniens, einer aber immer noch ziem- 
lich ausdruckslosen Terrassierung weicht. Sie haben mit ihnen gemeinsam die 
Spärlichkeit und die Unregelmäßigkeit der Beregnung, die scharfen Extreme 
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in den jährlichen und täglichen Temperaturschwankungen, dic Plötzlichkeit 
der Wetterstürze, die alle zusammen die argentinische Landwirtschaft noch 
mehr als die nordamerikanische mit einem so großen Risiko belasten. Gemein- 
sam schließlich ist ihnen auch der endlos eintönige Steppencharakter der 
Vegetation, der sich auf weite Flächen hin bis zur Wüstensteppe steigern 
kann, wie sie allerdings in Nordamerika nur im äußersten Süden gegen die 
mexikanische Grenze auftritt. 

Diese Erscheinung hat ihre Ursache in der viel größeren Ausdehnung der 
pampahaften Flächen Südamerikas gegen die Tropen. Sie stoßen um volle 
10 Breitengrade weiter gegen Norden vor als ihr nordamerikanisches Gegen- 
stück gegen Süden und entwickeln dort eine Baumgraslandschaft, die schließ- 
lich in den reinen Trockenwald der Quebrachozone übergeht, so daß die 
Analogien schwinden. In diesem unmerklichen Übergang in tropische Ebenen 
liegt ein bedeutsamer Unterschied gegen die Great Plains, der auch der argen- 
tinischen Landwirtschaft ihren schlimmsten Feind bringt: die Heuschrecken- 
schwärme, die sich ungehindert von Norden her über das flache Land bis tief 
nach Süden ergießen können. 

Gemeinsam aber wieder ist beiden Landschaften eine Reihe mehr wirtschaft- 
licher Folgerungen aus diesen geographischen Situationen, zunächst die Tat- 
sache der geringen Verwendbarkeit der Stromsysteme für die wirtschaftliche 
Erschließung, dort des Mississippi, hier des La Plata, und dann vor allem die 
gleichartige Lagerung der wichtigsten Anbauzonen. Die gemäßigten Subtropen 
beherrscht beide Male die Baumwolle, in Argentinien im Chaco, freilich noch 
in ersten Anfängen der Entwicklung, in den Vereinigten Staaten im Cotton 
Belt. Es folgt polwärts beide Male eine Getreidezone mit Mais, Weizen, 
Gerste und Hafer als Anbauprodukten und weiter polwärts gewinnt schließ- 
lich die Viehzucht neben dem Getreide eine immer größere Bedeutung, in 
Argentinien sehr viel stärker als in der Union, wobei der intensivere Betrieb 
der Rinder- und Pferdezucht schließlich weit im Süden in der extensiven 
patagonisch-feuerländischen Schafzucht ausklingt. 

In der gegenüber den Vereinigten Staaten nur schwachen Ausbildung der 
Baumwollzone und der im Vergleich zu dort viel kräftigeren Ausbildung der 
Viehzucht zeigt sich am deutlichsten die tiefere Entwicklungsstufe Argentiniens, 
gemessen an seinem großen Vorbild im Norden, wo die intensiveren Acker- 
baukulturen der Baumwolle und des Getreides unbedingt vorherrschen. 

Das wäre die geographische Seite der Parallelen, die sich zwischen beiden 
Ländern ziehen ließen. Betrachtet man sie näher, so sieht man, daß dieses 
Bild die wirtschaftsgeographischen Züge Argentiniens so ziemlich erschöpft, 
daß aber für die Vereinigten Staaten gerade das darin fehlt, was das Wesen 
dieses Gebildes ausmacht, das autarkische Element. 
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Es fehlen in diesem Bilde der Vereinigten Staaten die Bodenschätze des 
Seengebiets und seine Industrie, der Holzreichtum des Nordens und der Ap- 
‚palachen, die riesenhafte Bevölkerungsdichte der atlantischen Abdachung und 
ihre großartige industrielle Entwicklung, also alles das, was wir unter dem 
Begriff des amerikanischen Ostens zusammenfassen. Es fehlen weiter der Mi- 
neralreichtum der Kordillerenstränge, die Gartenkultur Kaliforniens, kurz das 
pazifische Gesicht der Union. Es fehlen schließlich die starken verbindenden 
Kräfte, die im Austausch Ost und West zusammenschweißen und die den 
ganzen mittleren, den Vergleichsteil des Landes, zum Bindeglied machen, das 
nach beiden Seiten gebend und empfangend wirkt; es fehlt also das ganze 
komplizierte Gewebe nordamerikanischer Wirtschaftsentwicklung, das, aufein- 
ander angewiesen und einander stützend, die Einheit des nordamerikanischen 
Wirtschaftsorganismus ausmacht und das wir als ein in der Welt fast allein 
dastehendes Beispiel einer Wirtschaftsautarkie zu bewundern gewohnt sind. 

Nichts von alledem in Argentinien. Die klimatischen und wirtschaftlichen 
Elemente der Pampa treten bier entweder unmittelbar ans Meer, oder es ist 
ihnen wie im Norden in der brasilianischen Masse gegen Osten ein Gebiet 
vorgelagert, das gleichfalls nur landwirtschaftliche Entwicklungsmöglichkeiten 
vor sich hat und das zudem zum allergrößten Teile fremden Staaten ange- 
hört. Argentinien hat, um es paradox auszudrücken, keinen Osten, der Boden- 
schätze besäße, die eine über das Maß der unmittelbaren Zubereitung land- 
wirtschaftlicher Produkte hinausgehende Industrie aufbauen könnten; es hat 
aber auch keinen Westen, denn die andine Kordillere ist schon durch ihre 
größere Höbenentwicklung sehr viel ungünstiger gestaltet als die nordameri- 
kanische, die relativ wenigen Mineralschätze, die sie birgt, setzen dem Abbau 
ganz andere Schwierigkeiten entgegen, sie machen ihn schon infolge des Mangels 
an Betriebsstoffen von vornherein fast unrentabel. Das pazifische Gebiet Süd- 
amerikas aber gehört einem anderen Staate an, der, in sich viel autarkischer 
als Argentinien selbst, wenig Austauschbedürfnisse mit ihm hat. 

So erscheint Argentinien bei einem Vergleich mit den Vereinigten Staaten 
gewissermaßen als die herausgeschnittene Mitte der Union, als ein Wirtschafts- 
körper von außerordentlich einseitiger Struktur, der aus sich selbst heraus 
kaum bestehen kann. Das moderne Argentinien ist eine Schöpfung der Be- 
völkerungskonzentration in Europa, das sich hier eine Nahrungsmittelquelle 
schuf; die argentinische Wirtschaft ist aus den Nahrungsbedürfnissen dieses 
Abnehmers entstanden und folgt diesen Bedürfnissen in ihrer Entwicklung. 
Sie würde nicht einen Tag länger bestehen, wenn man Europa wegdächte. 
Die Vereinigten Staaten sind eine selbständige Erscheinung, Argentinien ist 
ein Kolonialland ohne selbständige Entwicklungsmöglichkeiten. Der Vergleich 
zwischen beiden Ländern bricht zusammen, die Hoffnungen der Argentinier 
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auf die Entwicklung ihres Staates zu einer zweiten Union sind eitel, Hirn- 
gespinste eines nationalen Ehrgeizes, der angesichts der scheinbaren Tatsachen 
verzeihlich ist, aber der sich rächen kann. 

Ein Kolonialland kann man Argentinien nennen, und kolonial ist der Cha- 
rakter seiner politischen und seiner Wirtschaftsentwicklung bis beute geblieben. 
Man könnte es geradezu als ein Verhängnis für das Land bezeichnen, daß es 
sich 1810 von der spanischen Krone loslöste und selbständig wurde, obne es 
noch sein zu können. Es entstand so ein Staat im Leeren, ein Staat ohne 
Menschen, obne Tradition, fast ohne eigene Produktion, mit dem einzigen 
Anspruch der politischen Beherrschung eines ungeheuren Gebietes, für deren 
Durchführung alle geistigen und materiellen Voraussetzungen fehlten. 

Argentinien hat fast 100 Jahre gebraucht, um die Folgen dieses verfrühten 
Schrittes zu überwinden. Das Ergebnis dieser 100 Jahre schwerster politischer 
und wirtschaftlicher Krisen ist im Grunde genommen kein anderes gewesen 
als dies, daß sich Argentinien wieder in seine Rolle als Kolonie zurückfand. 
Es wurde zwar nicht Kolonie im politischen Sinne als überseeischer Teil eines 
größeren Reiches, aber Kolonie im wirtschaftlichen als Teil und Ergänzung 
eines riesigen Wirtschaftskörpers, wie ihn heute Europa als Ganzes darstellt. 
Es ist eine Entwicklung, die Argentinien mit fast allen südamerikanischen 
Staaten gemeinsam hat, aber es liegt ein bedeutsamer Unterschied darin, daß für 
Argentinien diese Rolle eine endgültige sein dürfte, während für die anderen 
zum Teil wenigstens, vor allem für Brasilien, vielleicht auch für einige Anden- 
staaten, insbesondere Chile, eine Aussicht auf eigene Entwicklung besteht. 

Dieses Schicksal, endgültig Kolonie in einem solchen wirtschaftlichen Sinne 
zu bleiben, ist letzten Endes wohl klimatisch begründet; das Land hat es sich 
aber überdies noch auch selbst bereitet. Will man den Begriff der Koloni- 
sation auf eine einfache Formel bringen, so kann man auf zwei Arten kolo- 
nisieren, mit Menschen oder mit Kapital. Die Erschließung durch eine Sied- 
lungspolitik ist langwieriger und mühsamer, aber an ihrem Ende steht die 
Möglichkeit einer Eigenentwicklung. Die Erschließung durch Kapital arbeitet 
rasch und mit einem Mindestmaß an Menschenkraft, aber ihr Ziel hat sie 
nicht im Lande selbst, sondern in der Förderung einer fremden Entwicklung. 

Argentinien hat sich für die Erschließung durch Kapital entschieden. Die 
Entscheidung ist erfolgt in der Krisenzeit am Ausgange des 19. Jahrhunderts, 
als der Staat, in immer wiederholten Sanierungsversuchen, das ungeheure 
spanische Erbe seines Landbesitzes verschleuderte. Die damals noch leeren, 
für wertlos gehaltenen Flächen der Pampas fielen für ein Nichts in die Hände 
einer lächerlich geringen Anzahl skrupelloser und kapitalkräftiger Finanzleute. 
In ihren Händen, an Wert um das Tausendfache und mehr gesteigert, be- 
finden sie sich noch heute. Sie nutzten und nutzen sie noch immer im Groß- 
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betrieb. So ist die Estancia entstanden, das Landgut von einer Größe bis zu 
100000 ha, bewirtschaftet von höchstens 30—40 Menschen, aber ausgestattet 
mit einem riesenhaften Maschinenpark. 

Der Betrieb solcher Riesengüter muß notwendig extensiv sein, und die 
Grundlage ihres Wirtschaftssystems ist deshalb noch immer, auch in den Ge- 
treidegebieten, die Viehzucht. Sie ist heute durch Einführung besserer Zucht- 
methoden, teilweise durch Stallfütterung und Milchwirtschaft, rationeller ge 
worden, der lassoschwingende Gaucho gehört der Vergangenheit an, und die 
extensivste Form, die Schafzucht, ist weit nach Süden abgedrängt, aber noch 
immer rechnet man auf ein Stück Rind ein Hektar Weide. 

Der Getreidebau bleibt im Rahmen dieser Wirtschaftsform, fast möchte man 
sagen, eine Episode, die zur Verbesserung des Weidebodens unumgänglich ist. 
Er wird auch nie von der Estancia selbst betrieben. Das für Getreide be- 
stimmte Land wird auf meist vier Jahre an einen Pächter vergeben. Er muß 
sich verpflichten, die Fläche drei Jahre lang mit Getreide zu bepflanzen und 
sie im vierten, mit schnittreifer Luzerne bestellt, an die Estancia zurückzu- 
geben. Sie findet dann wieder für einige Jahre als Weide Verwendung. Der 
Pächter muß in diesen vier Jahren das von ihm aufgewendete sehr hohe 
Kapital, die hohen Pachtpreise und überdies natürlich noch einen Reingewinn 
herauswirtschaften. Dabei belastet ihn das schwere Risiko schwankender Ge- 
treidepreise und einer oder mehrerer Mißernten durch Dürre, durch Regen 
oder durch Heuschrecken. Es ist ein Ackerbau auf Spekulation, obne jedes 
Interesse an der Scholle, eine Raubkultur, die keine Düngung oder pflegliche 
Behandlung des Bodens kennen kann. Eigenes Land zu erwerben, ist aber 
dem argentinischen Getreidebauer infolge der wahnwitzigen Bodenpreise fast 
unmöglich. 

Die Pampa ist bei einer solchen Wirtschaftsform geblieben, was sie von je- 
ber war: trotz wogender Getreidefelder und trotz weidender Riesenherden 
eine menschenleere Öde, in der nur die Dutzende von Kilometern langen 
Stacheldrahtzäune menschliche Besitzverhältnisse andeuten. 

Das wird deutlich durch einen Blick auf die Dichtezahlen der Bevölkerung. 
Sie sind schon für die Hauptgetreideprovinzen ungemein klein. Die Provinz 
Buenos Aires (ohne die Stadt) zählt 8,8, Santa Fé 8,7, Entre Rios 7,5, Cor- 
doba 5,7 Einwohner auf den Quadratkilometer (1924). Eine relative Aus- 
nahme macht die kleine Provinz Tucuman am Kordillerenrand mit der Dichte- 
zahl 16,9, wo die Möglichkeit künstlicher Bewässerung und der Weinbau eine 
stärkere Parzellierung des Bodens und damit individuellere Wirtschaftsmethoden 
erzwungen haben. Nördlich und südlich dieser Hauptwirtschaftszonen aber 
bleiben die Dichtezahlen selbst hinter diesen geringen Ziffern noch weit zu- 
rück, so daß sich für das ganze Land ein Dichtemittel von nur 3,2 ergibt. 
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So drängt sich ein großer Teil der Bevölkerung in ganz wenigen, unförmig 
aufgeblähten und zur Gesamtbevölkerungsziffer in keinem Verhältnis stehenden 
städtischen Siedlungen zusammen. Buenos Aires mit seinen 1926000 Ein- 
wohnern (1925) umfaßt 20% der Bevölkerung des Staates. Vom Rest kon- 
zentriert sich noch ein ganz erheblicher Teil in den übrigen Großstädten, in 
Rosario, Cordoba, Bahia Blanca, Tucuman usw. Emporgewachsen sind diese 
Städte nicht aus den Erträgnissen ihres eigenen Gewerbefleißes oder ihrer 
industriellen Produktion, sondern als Ausgangspunkte und Mündungen der 
landwirtschaftlichen Spekulation, als Umschlagsplätze, höchstens als Bearbei- 
tungs-, kaum als Verarbeitungsstätten der Rohstofferzeugung ihres Landes. 
Will man einen Vergleich mit nordamerikanischen Verhältnissen wagen, so 
entspricht die geographische Lage von Buenos Aires niemals der von New- 
York, sondern eher der von Chicago; die Großstädte des Innern wie Rosario 
und Cordoba tragen den Typus nordamerikanischer Westsiedlungen, etwa von 
Kansas City oder Minneapolis. 

Wie diese sind sie innerhalb weniger Jahrzehnte fast aus dem Nichts 
emporgeschossen, mit einziger Ausnahme vielleicht von Cordoba kahl, häß- 
lich, materiell und kulturlos, fast ganz erfüllt von proletarischen Massen, über 
die sich eine hauchdünne Oberschicht schwerreicher Spekulanten und Groß- 
grundbesitzer legt, während eine tragende Mittelschicht fast völlig fehlt.“) 

Die schwere Bevölkerungs- und wirtschaftspolitische Gefahr einer solchen 
Staatsstruktur ist in Argentinien natürlich früh erkannt worden. Man wurde 
sich klar darüber, daß eine gesunde Eigenentwicklung des Staates nur auf 
der breiten Basis einer festsiedelnden Bevölkerung möglich war. Die Versuche, 
sie zu schaffen, sind immer und immer wieder gemacht worden. Die Be- 
strebungen nach einer Bodenreform, nach einer Parzellierung des Latifundien- 
besitzes reichen zurück bis in die Anfänge der Wirtschaftsentwicklung Ar- 
gentiniens. Sie sind jedoch durch den mächtigen Einfluß der Großgrundbe- 
sitzer immer wieder vereitelt worden. Der bedeutendste Versuch, das Heim- 
stättengesetz von 1917, ist bisher unausgeführt Aktenmaterial geblieben, und 
auch der letzte Anlauf, ein Gesetz von 1924, wird voraussichtlich das gleiche 
Schicksal erleiden. 

Ohne Bodenreform sind aber die ee des Staates von vornherein 
dazu verurteilt, Bruchstücke zu bleiben, denn der Staat selbst besitzt nur noch 
relativ wenig Land. Es sind Flächen in den abgelegensten und unfrucht- 
barsten Teilen Argentiniens, die bei der großen Verschleuderung des Staats- 
gutes gegen Ende des 19. Jahrhunderts keine Käufer fanden. Wertvoller ge- 
worden ist davon inzwischen das Staatsland im Norden. Seitdem in dem 
Chaco die Baumwolle eingezogen ist, ergibt sich für den Staat zum ersten 
Male in freilich relativ beschränktem Maße die Möglichkeit einer rationellen 
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Siedlungspolitik. Von den für Baumwolle geeigneten Flächen ist ein größerer 
Teil noch in Staatsbesitz. 

Die Eigenart der Baumwollkultur, die sehr viel Beaufsichtigung und damit 
sehr viel Personal verlangt, kommt diesen Bestrebungen entgegen. Große Be- 
triebe sind hier nur möglich, wenn billige Arbeitskräfte vorhanden sind, die 
aber in Argentinien fehlen. Man ist denn auch — in letzter Stunde gewisser- 
maßen — mit Energie an dieses Siedlungswerk herangegangen. Der Erfolg 
wirkt zweifellos bestechend. Die mit Baumwolle bepflanzte Fläche ist allein 
in dem Zeitraum von 1924 auf 1925 von 62000 ha auf 104 000 ha gestiegen, 
hat sich also nahezu verdoppelt. Da es sich im Baumwollbau fast durchweg 
um kleine, eigenes Land bewirtschaftende Pflanzer handelt, so ist eine weitere 
Ausdehnung der Kultur sicher geeignet, den bevölkerungspolitischen Über- 
druck der Großstädte zu mildern. | 

Diese Wirkung darf aber nicht überschätzt werden. Sie mag freilich eine 
Entlastung der inneren Politik bedeuten, die wirtschaftspolitische Situation des 
Landes zu ändern vermag sie nicht. Die Baumwolle ist eine Monokultur, 
ebenso einseitig auf Export eingestellt und damit abhängig von den Welt- 
marktskonjunkturen und insbesondere von der europäischen Marktlage wie 
die Getreide- und Viehzuchtsbetriebe der zentralen Pampaprovinzen. Damit 
erhebt sich eine andere Frage, die die Existenzfähigkeit der kleinen Baum- 
wollpflanzungen überhaupt berührt. Der Betrieb einer Monokultur wird 
ständig starken Marktschwankungen ausgesetzt sein. Um ihnen zu begegnen, 
sind große Kapitalreserven nötig. Der kleine Pflanzer verfügt darüber nicht. 
Das ist in Argentinien bereits fühlbar geworden. Der Großteil der Pflanzungen 
ist hier kurz nach dem Kriege angelegt worden, in einer Zeit hoher Baum- 
wollpreise. Der Sturz der Baumwollnotierungen, wie er letzthin eingetreten 
ist, hat über die Pflanzungen bereits eine schwere Krise gebracht. 

Sie ist hereingebrochen, ohne daß bisher größere Baumwollfehlernten zu 
verzeichnen gewesen oder Baumwollschädlinge in größerem Maßstabe aufge- 
treten sind. Eine zur Preiskrise hinzutretende Fehlernte würde heute vor- 
aussichtlich einen großen Teil der Baumwollpflanzungen überhaupt vernichten. 
Mit Feblernten ist aber in Argentinien stets zu rechnen. Zu den Marktpreis- 
schwankungen tritt die Unbeständigkeit der klimatischen Faktoren als ein 
vielleicht noch stärkeres Risikomoment, das der argentinische Landwirt läuft. 
Auf die Dauer gewachsen ist ihm nur ein kapitalkräftiger Großbetrieb. Die 
Opposition der argentinischen Latifundienbesitzer gegen die Parzellierung ihres 
Bodens ist gewiß von volkswirtschaftlichen und geographischen Gründen völlig 
unberührt, aber sie trifft tatsächlich das Richtige. 

Ein bäuerlicher Kleingrundbesitz ist in Argentinien — in den Teilen des 
Landes wenigstens, die wirtschaftlich und politisch das Schicksal des Staates 
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bestimmen — eine wirtschaftliche und klimatische Unmöglichkeit. Er ist es 
in Argentinien noch mehr als in den ähnlich gearteten, aber günstiger ge- 
stellten Great Plains der Vereinigten Staaten. Die nordamerikanische Agrar- 
statistik konstatiert im Westen von Jahr zu Jahr ein immer stärkeres Schwin- 
den der mittleren und kleineren Betriebe zu Gunsten weniger großer. 5) In 
Argentinien würde sich, eine Durchführung der Bodenreform vorausgesetzt, 
diese Rückbildung zum Großbetrieb voraussichtlich viel schneller vollziehen, 
zumal hier ein die Kleinbetriebe immer wieder durchhaltender Faktor von 
vornherein fehlt: der lokale Absatz. 

Es könnte der Einwand erhoben werden, daß ein solcher lokaler Absatz zu 
schaffen ist. Er kann hervorgerufen werden durch die Heranzüchtung einer 
heimischen Industrie, die, gleichmäßig über das Land verteilt, Konsump- 
tionszentren bildet und in Zeiten stockender Ausfuhr der landwirtschaftlichen 
Umgebung ein kleineres, aber sicheres Absatzgebiet gewährleistet. 

Der Gedanke ist in Argentinien oft erwogen worden. Er taucht regelmäßig 
dann auf, wenn die Handelsbilanz wieder einmal durch überwiegende Einfuhr 
passiv geworden ist. Dann ertönt der Ruf nach Hochschutzzöllen, der gerade 
jetzt wieder erschallt, weil die Handelsbilanz von 1925 zum ersten Male seit 
Jahren ein allerdings noch kleines Defizite) aufweist, das sich aber 1926 vor- 
aussichtlich steigern wird, denn die i sind sowohl 1925 als 
auch 1926 mäßig ausgefallen. 

Eine hinter solchen Zollmauern aufzubauende Industrie hätte zwei Auf- 
gaben zu erfüllen, einmal die schon erwähnte lokale: Konsumptionszentren zu 
bilden, die das Risiko der Landwirtschaft einschränken sollen, und zweitens: 
wenigstens teilweise alle die Tausende von Artikeln des täglichen Lebensbedarfs 
im Lande selbst herzustellen, die außer der Nahrung nötig sind und die Argentinien 
jetzt unter großer Schädigung seiner Handelsbilanz fast restlos einführen muß. 

Eine solche Industrie fehlt nahezu vollkommen, denn was jetzt an Industrie 
vorhanden ist, teilweise in großartiger Form ausgebildet, trägt ganz anderen 
Charakter. Es ist Exportindustrie, die in Fleischfabriken, Mühlenwerken und 
Großmolkereien die landwirtschaftliche Produktion ausfuhrfähig macht und die 
infolgedessen dem europäischen Markt ebenso auf Gedeih und Verderb verbunden 
ist wie die Landwirtschaft selbst. Als Exportindustrie hat sie durch ibren enormen 
Aufschwung, der obne staatliche Hilfe sich vollzog, ihre innere Berechtigung 
erwiesen, aber als ein die Schwankungen der Handelsbilanz ausgleichender Wirt- 
schaftsfaktor kann sie ihrer inneren Natur nach nicht in Frage kommen. 

Ob freilich eine für den inneren Bedarf und als Bilanzregulator künstlich 
emporgezüchtete Industrie die gleiche Berechtigung für sich in Anspruch 
nehmen dürfte, kann man bezweifeln. Das Land hat keine Kohle. Die ein- 
zigen Betriebsstoffe, über die es verfügt, sind Petroleum und Wasserkrüfte. 
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Die Petroleumförderung, vor allem in Südpatagonien, ist 1907 aufgenommen 
worden, und sie ist seitdem kräftig gestiegen. Sie betrug 1924 683000 t 
gegenüber ı 600 t im ersten Produktionsjahre. Noch mehr gestiegen ist frei- 
lich der Bedarf. Wasserkräfte sind an sich reichlich vorhanden, aber sie 
liegen fast ausnahmslos an der Peripherie des Landes. Die bei weitem wert- 
vollste Wasserkraftquelle, die Iguazufälle im äußersten Norden, teilt zudem 
der Staat mit Brasilien. Immerhin kann man bei einigem Optimismus hoffen, 
daß die Betriebsstoffrage in absehbarer Zeit zu lösen sein wird. 

Sehr viel ungünstiger steht es um die übrigen Grundlagen einer größeren 
industriellen Entwicklung. Eisen fehlt völlig. An Holz leidet das Land fühl- 
baren Mangel, so daß eingeführt werden muß. Mineralschätze finden sich, 
soweit überhaupt vorhanden, nur in so ungünstigen Lagen, daß eine rentable 
Gestaltung des Abbaus sehr erschwert wird. Die Kupferminen der Sierra de 
Famatina liegen in über 4000 m Höhe und müssen ihre Erze auf einer 35 km 
langen Seilschwebebahn nach La Rioja hinab abtransportieren. 

Eine unter solchen Umständen zu schaffende Industrie würde also abermals 
von vornherein nur sehr einseitig ausgebildet werden können. Gewisse Aus- 
sichten würden vielleicht für eine Textil- und Lederindustrie größeren Aus- 
maßes bestehen. Aber auch sie würden immer mit fremden Maschinen arbeiten 
müssen, und der Vorteil der Nähe der Rohstoffe würde wahrscheinlich stark 
ausgeglichen werden durch sehr hohe Spesen für Arbeitskräfte. 

Es mag das verwundern in einem Lande, das die höchsten Einwanderungs- 
ziffern Südamerikas hat. 1922 haben 290 899, 1923 immerhin noch 195 063 
Einwanderer den argentinischen Boden betreten. Gliedert man aber diese 
Ziffern nach Nationalitäten, so muß man für 1923 z. B. 147 696 Italiener und 
Spanier mehr oder weniger ausscheiden, da es sich zum allergrößten Teile 
um Saisonarbeiter handelt, die nur für die Dauer der Erntezeit nach Argentinien 
geben, um sofort nach Beendigung der Ernte wieder in ihre Heimat zurück- 
zukehren. Aber auch unter dem verbleibenden Rest ist der Prozentsatz der 
Rückwanderer außerordentlich hoch. Er beträgt für die Deutschen z. B. im 
Durchschnitt der Jahre 1919 bis 1923 32,3°/,.) Er würde noch wesentlich 
höher sein, wenn nicht einem großen Teil der Hinübergegangenen die Mittel 
zur Heimkehr fehlten. Der tatsächliche Bevölkerungszuwachs durch Ein- 
wanderung ist also relativ sehr gering. 


Die Sachsengängerei und die hobe Rückwanderungsquote — man muß be- 
denken, daß im gleichen Zeitraum 1919 bis 1923 aus den Vereinigten Staaten 
nur 2,2°/, der eingewanderten Deutschen zurückkehrten®) — zeigen deutlich 


die prekäre bevölkerungspolitische Lage des Staates. Sie zeigen, daß, im 
Grunde genommen, das Land zwar Bedarf hat an Arbeitskräften, aber nicht 
an Werte schaffenden Berölkerungselementen. Nur auf der breiten Basis einer 
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solchen produktiven, Kulturbediirfnisse entwickelnden Bevölkerung kann aber 
auf die Dauer eine fiir den Binnenmarkt arbeitende Industrie aufbauen. 

Sie wird voraussichtlich trotzdem geschaffen werden, auch wenn eine solche 
Basis fehlt, denn die durch die ganze Welt laufende Schutzzollbewegung wird 
auch an Argentinien nicht voriibergehen. Der Staat wird dadurch scheinbar 
einen Teil seines kolonialen Charakters einbüßen und ein gewisses Eigenleben 
gewinnen. Es wird aber kein aus der Kraftfülle des Mutterbodens empor- 
strebender Baum sein, sondern eine Treibhauspflanze, ängstlich hinter Schutz- 
zollmauern vor jeder Konkurrenz geschützt, ein kostspieliger und letzten Endes 
unproduktiver Luxus. Die natürlichen geographischen Bedingungen Argentiniens 
sind eben kolonialer Natur, und sie werden es bleiben. 

Das zukünftige Gesicht Argentiniens wird aber auch durch die Schaffung 
einer eigenen Industrie voraussichtlich keine nordamerikanischen Züge an- 
nehmen, wohl aber wird es australische Züge erhalten. Dort, unter ganz 
ähnlichen Naturbedingungen, ist bereits das verwirklicht, was sich heute in 
Argentinien anbahnt: aus einem von Natur zum Rolonialland großen Stils be- 
stimmten Gebiet ist künstlich eine Autarkie gemacht worden. Der Erfolg 
wird auch einen wohlwollenden Beurteiler skeptisch stimmen, er kommt einer 
Stagnation in der natürlichen Entwicklung des Landes recht nahe. Er wird 
auch in Argentinien kaum ein anderer sein können. 

An der Bedeutung Argentiniens für Europa wird sich freilich durch diesen 
Versuch einer Verselbständigung wenig ändern. Es wird einer der Haupt- 
lieferanten für Getreide und Fleisch, später vielleicht auch einmal für Baum- 
wolle bleiben. Bleiben wird es dies auch für Deutschland, das unter seinen 
Abnehmern heute an zweiter Stelle steht. Was es seinerseits von Deutsch- 
land bezieht, in der Hauptsache Eisen- und Stahlwaren und elektrotechnische 
Erzeugnisse, wird es auch in Zukunft weiter beziehen müssen. Wir können 
also der Entwicklung ruhig entgegensehen. 


Anmerkungen 
1) Nach einer Statistik der panamerikanischen ) Als Typus vergl. die Monographie über Rosario 
Union (Nachrichtenblatt des Argentinischen von Fr. Kühn im Ibero-Amerik. Archiv, Bonn, 
Konsulats, Berlin: Die Republik Argentinien, April 1926. 
Nr. 1, Jan. 1936). 6) Vergl. Atlas of American Agriculture: IX, Rural 
2) Vergl. z. B. die Einleitung des ehemaligen Population and Organisations. I, E. A. Golden- 
argentinischen Präsidenten C. Pellegrini zu weiser: Rural Population. Washington 1919. 


dem Buche von Martinez und Lewandowski: ©) Einfuhr 1925: 876 847 666 Goldpesos 
Argentinien im 20. Jahrhundert, Gotha 1912. Ausfuhr 1925: 867 929 882 Š 


8) Eine Übersicht über die Entwicklung des Defizit: 8 917 784 Goldpesos 
argentinischen Eisenbahnnetzes in tabellari- 7) Nachrichtenblatt der Reichsstelle für Aus- 
scher Form geben Martinez und Lewandowski, wanderungswesen, Berlin 1925, S. 68. 


a. a. O. 8. 60. 8) A. a. O. 
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ALOIS FISCHER: 
NEUE UNTERSUCHUNGEN ÜBER RASSE UND VOLKSTUM I 


Der Gedanke zu dem mit diesem Aufsatz unternommenen Versuch entspringt 
der Wahrsehmung zweier Tatsachen: der sich immer stärker durchsetzenden 
Erkenntnis von der umwälzenden Bedeutung der neuen Rassenforschungser- 
gebnisse und des sich stetig als dringender erweisenden Bedürfnisses nach 
einem Ausweg aus der terminologischen Verwickeltheit beim Volkstumsbegriff, 
insbesondere aber nach einer reinlichen Scheidung der beiden Termini „Volk“ 
und „Nation“. Der ganze Fragenkomplex wurde dabei wie folgt zerlegt: 


I. Rasse. 
II. Volkstum. 
ı. Grundlagen des Volkstums: 2. Arten des Volkstums: 
a) Sprache a) Volk (Stamm) 
b) Kultur b) Nation (Nationalität). 


c) Lebensraum. 


I. Rasse. 


Rasse ist ein anthropologischer Begriff. Man versteht darunter eine 
in wesentlichen körperlichen und seelischen Merkmalen übereinstimmende 
Menschengruppe, die sich durch diese von allen anderen Menschengruppen 
unterscheidet und immer nur annähernd ihresgleichen zeugt. Als differente 
Körpermerkmale stehen im Vordergrund: Körperhöhe, Schulterbreite, Schädel- 
index, Gesichtsindex, Obergesichtswinkel, Nasenform, Pigmentierung (das ist 
Farbe der Haut, der Iris, der Haare) und Form der Haare. 


Über die Frage der Entstehung neuer Arten und Rassen herrscht auch unter 
den Anthropologen der Gegenwart noch keine vollständige Übereinstimmung. 
Der alte Gegensatz zwischen darwinistischer und lamarckistischer Auf- 
fassung besteht fort, mag auch die Unhaltbarkeit des exklusiven Lamarckis- 
mus fast allgemein erkannt sein und hauptsächlich nur noch die Frage 
„Mutation und Selektion unter Miteinfluß von Umweltwirkungen 
(darwinistische Auffassung mit lamarckistischem Einschlag) oder 
Variieren als ganz ohne Umwelteinfliisse zustandekommende Zwecker- 
scheinung der Natur und reine Selektion, d.i. Siebung nur durch die ge- 
schlechtliche Zuchtwahl (rein darwinistische Auffassung)?“ zur Diskussion 
stehen. Von der neueren Rassenforschung wird eine Mitwirkung der Umwelt 
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eher bei der Siebung (Auslese) als bei der Hervorrufung der erbbeständigen 
Variationen zugegeben (z. B. „klimatische Auslese“, „soziale Auslese“, „neben- 
ändernde Einflüsse der großstädtischen Umwelt“ usw.). Wollen wir uns auf 
der Grundlage der bis heute gewonnenen Erfahrungen zur ersten Anschauung 
bekennen, und zwar in der Form, daß wir unter den arten- und rassenbil- 
denden Faktoren zwar das von Darwin und seinen Nachfolgern gelehrte 
Variieren als Erscheinung der Natur zum Zweck der Andersartung und die 
reine Selektion in den Vordergrund stellen, außerdem aber neben den oben 
beschriebenen Einflüssen der Umwelt auf die Auslesevorgänge auch eine ge- 
wisse untergeordnete Beteiligung derselben an der Schaffung der erbbeständi- 
gen Variationen (Mutationen) für wahrscheinlich halten. Es spricht vieles da- 
für, daß von den am Einzelindividuum durch Umweltwirkungen entstehenden 
Gesamtveränderungen an gleichen Körpermerkmalen der größte Teil zwar ge- 
wiß als erblich nicht übertragbare Modifikationen, ein kleiner Teil davon 
aber doch wohl als Mutationen aufzufassen ist, die wegen ihrer Geringfügig- 
keit bei der nächsten Generation allerdings leicht übersehen werden können. 
Die Mutation, also erbliche Variation, wird erst deutlich, wenn der gleiche 
Umwelteinfluß durch mehrere Generationen auf das gleiche Merkmal gewirkt 
hat. Die einzelnen Merkmale scheinen nicht im selben Maße durch Umwelt- 
wirkungen veränderbar zu sein. Jedenfalls anzunehmen ist eine stärkere Mu- 
tabilität der Pigmentierung, die bewirkt, daß klimatische Auslese nicht rest- 
lose Ausmerzung der nach Abstammung Reinrassigen bedeutet. Es bildet sich 
aus den Überlebenden der klimatischen Auslese ein mutierter Rassenzweig, 
wie z. B. der indoiranische Zweig der Nordrasse. Der Prozentsatz der die 
klimatische Auslese Überlebenden ist ein umso größerer, je langsamer die An- 
passung der Rasse an die ihr inadäquaten Klimate vor sich geht. Langsame 
Anpassung muß bei großen klimatischen Unterschieden selbstverständlich eine 
Reihe von Generationen und die Einschaltung von Aufenthalten in klimatischen 
Zwischenregionen bedeuten. Im Gegensatz zu den als Ganzes erblich über- 
tragbaren Mutationen sind durch Rassenmischung entstandene Neukombi- 
nationen nur in ihren Bestandteilen übertragbar. Während die erste Kreuzung 
zweier reiner Rassen in der Regel durchweg Spalterbige (Heterozygoten) er- 
gibt, treten bei weiterer Vermischung immer wieder auch Reinerbige (Homo- 
zygoten) auf (Mendelsches Gesetz). Bei länger andauernden gleichmäßigen 
oder fast gleichmäßigen Rassenmischungen kann es allerdings zur Dominanz 
eines Merkmals kommen. Es kann auch Dominanzwechsel eintreten, z. B. 
das Nachdunkeln der Haare. Durch Dominanz einer Reihe von Merkmalen 
kann sich ein gewisser vorherrschender Typus herausbilden, der aber nicht 
mit einer Rasse verwechselt werden darf, weil er durch Rückkreuzung wieder 
in seine Bestandteile zerlegt werden kann. Durch beständige Auslese von In- 
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dividuen, die von der Stammform in giinstigem Sinne variieren (positive 
Auslese) kommt es zur Evolution der Art oder Rasse, durch Auslese solcher, 
die von ihr in ungünstigem Sinne variieren (negative Auslese) zur De- 
generation derselben. 

Die wichtigste Tat der neueren Rassenforschung, deren Anfänge im übrigen 
50 Jahre zurückliegen (z. B. die Forschungen Hoelders über die Bevölkerung 
Württembergs), die aber erst in jüngster Zeit besonders von den angelsächsi- 
schen Ländern und von Deutschland aus (von da durch eine unter Führung 
von Eugen Fischer, Lenz, Günther, Thurnwald, Scheidt u. a. stehende 
Gelehrtengruppe) mit größerem Nachdruck vertreten wird, ist die Feststellung, 
daß die bedeutenden körperlichen und seelischen Verschiedenheiten unter der 
europäischen Bevölkerung unmöglich als Varietäten einer, der bisher 
angenommenen weißen Rasse (auch kaukasische, mittelländische oder indo- 
atlantische Rasse genannt) aufgefaßt werden können, sondern daß wir es da- 
bei mit den häufiger gemischten, seltener reinen Vertretern von nicht weniger 
als vier Rassen zu tun haben, die sich alle noch in je zwei Zweige unter- 
teilen lassen. In den angelsächsischen Ländern hat man der Rassenfrage in 
dieser neuesten Beleuchtung sogar schon auf offizieller und offizidser Seite Be- 
achtung geschenkt. Als Beweise seien das neue Einwanderergesetz der U.S. A., 
das sich praktisch die Erhaltung des überwiegend nordrassischen Charakters 
ihrer Bevölkerung zum Ziel setzt (Z. f. G., 1926, S. ı42) oder die rassenpoli- 
tische Interpretation des Locarno-Vertrages durch die führende englische 
Fliegerzeitschrift „The Aeroplane“ (Z. f. G., 1926, S. 128—131) genannt. Die 
neuere Rassenforschung stellte die vier nachfolgend charakterisierten Rassen in 
Europa fest: 

1. Nordische Rasse: Hochgewachsen. Langköpfig. Zurückgeneigte Stirn 
und weit ausladendes Hinterhaupt. Schmal- bis mäßig breitgesichtig. Ausge- 
sprochenes Kinn. Schmale Nase mit hoher Nasenwurzel. Weiches blondes 
oder rötliches Haar. Zurückliegende blaue oder graue Augen. Rosigweiße 
bis bräunliche Hautfarbe. — Bewegung frei und kräftig. — Hervorragende 
Fähigkeit zu die Dinge von Grund auf erfassendem Urteil. Darum Groß- 
zügigkeit in politischen und geschäftlichen Dingen. Organisationstalent. Fleiß. 
Mut. Zähigkeit. Lebendiges Ehrgefühl. Gerechtigkeitsgefühl. Verschlossenheit, 
aber tiefes Gemüt. Mißtrauen gegen Unbekanntes und Nichterprobtes. Selbst- 
bewußtsein. Neigung zu behaglichem Humor. Lebhafte Phantasie. Häufig- 
keit hervorragender Begabungen auf allen Gebieten der Wissenschaft und 
Kunst (vielleicht mit Ausnahme der Musik). Zur Führung bestgeeignete Rasse 
der Erde. 

a) Europäischer Rassenzweig: Rosigweiße Hautfarbe. 
b) Indoiranischer Rassenzweig: Bräunliche Hautfarbe. 
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a. Mittelmeerische Rasse: Kleingewachsen. Langköpfig. Steile Stirn. 
Schmal- bis mäßig breitgesichtig. Wenig ausgesprochenes Kinn. Schmale Nase 
mit hoher Nasenwurzel. Weiches braunes oder schwarzes Haar. Zurück- 
liegende dunkle Augen. Bräunliche bis braune Hautfarbe — Bewegung be- 
hende und lebhaft. — Lebhafter Geist. Fähigkeit zu raschem, wenn auch 
nicht immer gründlichem Urteil. Schauspielerische und rednerische Begabung. 
Geschicklichkeit in politischen und geschäftlichen Dingen. Zähigkeit. Witz 
und Heiterkeit. Leidenschaftlichkeit. Überschwenglichkeit. Hang zum Leicht- 
sinn. Geringe Empfindungstiefe. Lebhafte Phantasie. Viel hervorragende 
künstlerische, weniger wissenschaftliche Begabungen. Starke Musikalizität. Zur 
Führung gut geeignete Rasse. 

a) Westischer Rassenzweig: Bräunliche Hautfarbe. 
b) Orientalischer Rassenzweig: Braune Hautfarbe. Etwas fleischige 
Lippen. 

3. Dinaride Rasse: Hochgewachsen. Kurzköpfig. Steile, flächige Stirn. 
Gar nicht ausladendes Hinterhaupt. Schmalgesichtig. Stark herausspringende 
Nase mit hoher Nasenwurzel. Braunes oder schwarzes, meist lockiges Haar. 
Zurückliegende braune Augen. Gelbliche bis bräunliche Hautfarbe. — Be- 
wegung ruhig und gerade. — Starke Befähigung zu speziellem, nicht aber zu 
universellem Denken. Urteil innerbalb eines örtlich, zeitlich oder fachlich 
eingeschränkten Gebietes sehr scharf, jedoch kein Blick für Zusammenhänge 
mit außerhalb desselben liegenden Dingen. Betreffs der letzteren Suggestibi- 
lität und Bevormundungsbedürftigkeit. Kleinlich-individualistischer Zug in 
politischen und geschäftlichen Dingen. Mut. Verläßlichkeit. Offenheit. Im- 
pulsivitat. Hang zur Eitelkeit. Derber Humor. Starke Phantasie. Häufig- 
keit wissenschaftlicher (mit stark spezialistischem Zug) und künstlerischer Be- 
gabungen (besonders Gabe der Tonkunst). Zur Führung nicht besonders ge- 
eignete Rasse. 

a) Dinarischer Rassenzweig: Gelbliche bis bräunliche Hautfarbe. 
Sehr hochgewachsen. 

b) Vorderasiatischer Rassenzweig: Gelbliche bis bräunliche Haut- 
farbe. Untersetzter (breitschultriger) als der dinarische Rassenzweig. 
Stark gebogene Nase mit überhängender Nasenspitze. 

4. Ostische Rasse: Kurzgewachsen (untersetzt). Kurzköpfig. Runde, 
kugelige Stirn. Hohes Hinterhaupt. Breitgesichtig. Unausgesprochenes Kinn. 
Kurze, stumpfe Nase mit flacher Nasenwurzel. Aschblondes bis schwarzes 
Haar. Nach vorn liegende Augen. Gelbliche bis braune Hautfarbe. — Be- 
wegung etwas schwerfallig. — Urteilsfähigkeit nur innerhalb eines sehr kleinen 
Horizontes. Die Ziele der zu dieser Rasse Gehörigen sind sehr eng gesteckt. 
Hang am Althergebrachten. Verständnislose Abneigung gegen alles Hervor- 
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ragende und Ungewöhnliche. Nach anfänglichem, jedoch durch Andersrassige 
leicht zu überwindendem Mißtrauen stärkste Beeinflußbarkeit. Mäßigkeit. 
Arbeitsamkeit. Sparsamkeit. Ernst. Hang zu Schwermut. Wenig Phantasie. 
Musikalizität. Unter den Rein- oder Fast-Reinrassigen wenig Wissenschaftler 
und Künstler, unter den Mischlingen mit anderen Rassen, besonders der Nord- 
rasse, bedeutende Menschen. Zur Führung wenig geeignete Rasse. 
a) Alpiner Rassenzweig: Bräunliche bis braune Hautfarbe. Braunes 
oder schwarzes Haar. 
b) Ostrasse-Zweig: Gelbliche Hautfarbe. Aschblondes bis hellbraunes 
Haar. 

Zu den angeführten Rassen, die sich mit Ausnahme des auf Asien be- 
schränkten indoiranischen Zweiges der Nordrasse in verschiedener Weise auf 
die Völker Europas verteilen, treten bei den südeuropäischen Völkern und bei 
den Juden noch geringe nigritische und bei den Russen, Magyaren und 
Türken mehr oder weniger starke echtmongolische Beimengungen. Die 
Juden sind keine Rasse, sondern wie die anderen Völker Europas ein Rassen- 
gemisch, und zwar mit Vorwalten der orientalischen und vorderasiatischen 
Rasse in einer bestimmten Prägung. Je nach dem Überwiegen des einen oder 
anderen rassischen Hauptbestandteils kann man die Juden in zwei Gruppen 
scheiden, die Sephardim und die Aschkenasim. 

Zum genaueren Studium der angeschnittenen Fragen sei interessierten Lesern, die hier zum 
erstenmal auf die neuere Rassenforschung verwiesen werden, die Lektüre folgender Publikationen 
empfohlen: a) Werke: Baur-Fischer-Lenz, Grundriß der menschlichen Erblichkeitslehre und Rassen- 
hygiene, München (Lehmann) oder G. Kraitschek, Rassenkunde, Wien (Burgverlag) (volkstüm- 
lichere Darstellung'), ferner Günther, Rassenkunde des deutschen Volkes, München (Lehmann); 
b) Zeitschriften: Archiv für Rassen- und Gesellschaftsbiologie, München (Lehmann); Volk und Rasse, 
München (Lehmann); Zeitschrift für Volkerpsychologie und Soziologie, Leipzig (Hirschfeld). 

Mit der folgenden Aufstellung sei auf Grund des Studiums der Werke der 
neueren Rassenforschung, insbesondere solcher, die sich auf einzelne Länder 
und Völker beziehen, und einer Anzahl eigener Beobachtungen, die schon 1919 
begannen, als der Verfasser dieses Aufsatzes noch Hörer des wenig später früh 
verstorbenen bedeutenden Anthropologen Pöch war, der Versuch einer Wieder- 
gabe der rassischen Struktur der wichtigsten Völker und mit einer zweiten 
der einer Schätzung der Vertreter der Rassen nach reiner oder (bei Misch- 
formen) überwiegender Rasse unternommen. Wo in den verschiedenen Werken 
bei Mischformen vom Vorwalten zweier rassischer Bestandteile die Rede ist, 
wurde eine Aufteilung auf die beiden Rassen vorgenommen). Um die Unter- 
schiede gegenüber den bisherigen Auffassungen zu zeigen, wurde der zweiten 
Übersicht eine Schätzung der vermeintlichen Rassen nach der modernsten 
Form des Blumenbachschen Systems (zu dem sich u.a. noch Hermann 
Wagner bekennt) und eine solche nach der Einteilung Passarges („Beobach- 
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tungen über Tier und Mensch“), die als auch nicht haltbare Übergangsform 
zur neuen Rassengliederung zu werten ist, vorangestellt. 


Übersicht 1: Versuch einer Wiedergabe der rassischen Struktur der 
wichtigsten Völker 


nach den Ergebnissen der neueren Rassenforschung. Reine oder überwiegende 
Rasse in Prozenten. 


Europäid Mongolid à 
' Mittel- i Negrid 
Nordisch i Dinarid | Ostisch 
meerisch 
<= 5 a 

1 23243335 

= ae, 1 8 212 © oe a BIS iets 

elf iFlolairidsiolmeisiziatwae tals 
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Spanier 5180 8 2 5 95 5 
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a) Die vermeintlichen Rassen nach der mo- 
dernsten Form des Blumenbachschen Ein- 
teilungssystems (angenommene reine oder über- 


wiegende Rasse): 


Millionen 
ı. Mittelländische (indoatlantische) 
Bam AN cece 96 
a) Europäisch-amerikanischer Rassen- 
zweig (Westarier) ......... 611 
b) Indoiranischer Rassenzweig (Ost- 
arier h 268 
c) Semitischer Rassenzweig. .... . 45 
d) Hamitischer Rassenzweig ..... 20 
2. Mongolische Rasse.....,... 625 
3. Malaiische Rasse 67 
4. Indianische Rasse š 39 
5. Australozeanische Rasse 5 
6. Drawidische Rasse 75 
7. Negerrasse ... ccs ecccee 113 
Erdbevölkerung ............ 1864 


Übersicht 2: Die Rassen der Erde Anfang 1925 in Millionen Köpfen. 
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b) Die vermeintlichen Rassen nach der Ein- 
teilung Passarges („Beobachtungen über 
Tier und Mensch*): 


Millionen 
I. Alte Rasen. sas. jo? 
1. Altasiatische Rasse 10? 
2. Hamitische Masse 20 
3. Zwerg rasen 0,15 
Il. Hauptras wen 1730 
1. Nigritische Rasse 100 
2. Indoaustralische Rasse ... 318 
3. Mongolide Rasse ....... 700 
4. Indianische Rasse.. 14 
5. Europäische Nasse 600 


a) Nordischer Rassenzweig . . . 250 

b) Mittellandischer Rassenzweig. 150 

c) Alpiner Rassenzweig ..... 200 

III. Mischrassen ＋—*k . . Z00 
1. Armenoide (westasiatische) Nasse 40 

2. Amerikanische Mischlinge. 40 

3. Andere Mischlinge: recedes D 


Erdbevölkerung .........-+: 1864 


c) Die Rassen nach der Einteilung durch die neuere Rassenforschung vertreten 
v.a. durch Eugen Fischer, Lenz, Günther, Thurnwald, Scheidt 


unter Mitverwendung unwesentlicher eigener Auffassungen (reine oder überwiegende Rasse): 


Millionen 
I. Europäide Hauptrasse..... 625 
1. Nordische (arische) Rasse 425 
a) Europäischer Rassenzweig 250 
b) Indoiranischer Rassenzweig 175 
2. Mittelmeerische Rasse.. 200 
a) Westischer Rassenzweig. 160 
b) Orientalischer Rassenzweig 40 
II. Mongolide Hauptrasse.... . 1000 
1. Dinaride Rasse...... 
a) Dinarischer Rassenzweig 80 

b) Vorderasiatischer Rassen- 


Millionen 
2. Ostische Rasse . 130 
a) Alpiner Rassenzweig 60 
b) Ostrasse-Zweig ... 70 
3. Mongolische Rasse 650 
4. Malaiische Rasse. .. 60 
5. Indianische Rasse 40 


III. Negride Hauptr asse. 235 
1. Neger rass see 113 
2. Drawidische Rasse 120 
3. Australozeanische 
Besen ou 1,5 


Erdbevölkerung . . 1864 


„ wos ee ae 40 


Der Unterschied in den Angaben über die Größe der Erdbevölkerung in diesem Aufsatz und 
im Aufsatz „Zur Frage der Tragtahigkeit des Lebensraumes“ (Z. f. G., 1925, H. 10 u. 11) beruht 
auf der Verwendung einiger neuer offizieller Angaben über Bevölkerungsstand und Bevölkerungs- 
entwicklung in asiatischen Staaten und Kolonialgebieten, die mit früheren auch offiziellen Angaben 
nicht in Einklang gebracht werden konnen. 
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II. Volkstum. 

Volkstum ist ein soziologischer Begriff. Man versteht darunter die 
höchstentwickelte Form der Gesellung. Das Volkstum gründet sich auf dreier- 
lei Faktoren, Sprache, Kultur und Lebensraum, und hat den Zweck, die 
mit diesen verknüpften Interessen gegen andere Menschengruppen geltend zu 
machen. Je nach der Qualität und Haltbarbeit der Grundlagen gibt es matte 
und kräftige, flüchtige und schwer verwüstliche Formen des Volkstums. Man 
kann zwei Arten des Volkstums unterscheiden, das Volk (in kleinem Aus- 
maß Stamm) und die Nation (Nationalität). 


ı. Grundlagen des Volkstums. 
a) Sprache. 

Sprache ist der gegliederte Ausdruck des menschlichen Denkens durch Laute. 
Die Sprache ist ein Produkt der Rasse in psychischer und somatischer Hinsicht 
(letzteres wegen der Unterschiede in der Beschaffenheit der Sprachwerkzeuge). 

Die geographische Verbreitung der Sprachen zeigt heute gegenüber der Ver- 
teilung der Rassen, von denen die einzelnen Sprachen stammen, bedeutende 
Unterschiede. Die höheren Rassen haben im Verlaufe der Geschichte ihre Sprache 
den von ihnen unterworfenen tieferstehenden Rassen aufgedrängt. Die Sprachen 
nordrassischer Herkunft, das sind die indogermanischen Sprachen, erstrecken 
sich heute über eine mehr als doppelt so große Bevölkerung als die Nordrasse 
selbst, wogegen die von der Mittelmeerrasse stammenden semitisch-hamitischen 
Sprachen nur noch von einem Viertel der zu dieser gehörigen Bevölkerung 
gesprochen werden. Mit beispielloser Schnelligkeit breitete sich einst die von 
den nordrassischen Italikern, der späteren Herrenklasse der Römer, stammende 
lateinische Sprache, die um 400 v. Chr. am Tiber ein Gebiet von kaum 3000 
km? beherrschte, in vier Jahrhunderten über ein mehr als tausendmal so 
großes Gebiet aus. Von der alpinen Rasse, die jedenfalls prähunnischer Pro- 
venienz ist, und von der dinarischen ist überhaupt keine Sprache auf uns ge- 
kommen, aber auch von der Ostrasse nicht. Das Magyarische, Finnische, Estnische 
und die Sprachen der Wolgafinnen sind echtmongolischer Herkunft, was neben 
anthropologischen Anhaltspunkten für die Annahme spricht, daß die aus der 
Geschichte bekannten Finnvölker, die Hunnen, Magyaren und Nordfinnen, aus 
einer ostrassischen Masse und einer echtmongolischen Herrenschicht bestanden. 

Wird eine Sprache von einer anderen Rasse übernommen, so tritt eine Ver- 
farbung ein, die sich weniger im Wortschatz als im Sprachbau, also im Stilistischen 
und Grammatikalischen, zu erkennen gibt. Ein Teil der Hindusprachen ähnelt 
im Bau den drawidischen. Eine ähnliche Verfärbung zeigt die Übertragung des 
Deutschen auf die aschkenasischen Juden, des Englischen und Französischen auf 
Neger oder des Spanischen und Portugiesischen auf Indianer und Neger. 
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Nicht vom Geist der Rasse durchweht sind die lediglich wirtschaftlichen Bedürf- 
nissen dienenden Stadtsprachen (z. B. einst Hellenisch in Karthago oder jetzt Chine- 
sisch auf Java und Englisch in Schanghai, Hongkong und Singapur) und die nur als 
rein technisches Verständigungsmittel gedachten künstlichen Sprachen (Esperanto). 

Über die geographische Verbreitung der Sprachen der Gegenwart gibt die 


folgende Übersicht Auskunft. 
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Übersicht 3: Die Sprachen der Erde Anfang 1925 in Millionen Köpfen. 


Millionen 
I. Indogermanische (arische) Sprachen . 948 
1. Indische Sprachen ....... 242 
2. Iranische Sprachen 19 
a) Persisch... co oo oo 0.0. 7 
b) Andere iranische Sprachen . 12 
2 MPMCRISEN< aan na 2,3 
4 Griechisch. a sau a 5 6.9 
ee) een 1,4 
6. Romanische Sprachen..... 220 
a) Französisch irata 40 
b) Wallonisch 3,4 
e) Italienisch 45 
d) Friulisch 0. dd 0.4 
e) Rhätoromanisch und Ladinisch 0,09 
f) Spanisch 4 ees 78 
g) Portugiesisch ........ .. 35 
h) Rumänisch 13,7 
7. Keltische Sprachen 1,6 
8. Germanische Sprachen 283 
a) Schwedisch dt 7,5 
b) Norwegisch .. oo. 00... 3,5 
c) Isländisch. 2. g 0,12 
d) Dänisch . co cere 200° 2 
é) Deutsch. gg 90 
Friesisch o, 8 
g) Hollandisch........... 8,2 
h) Flämisch 4,6 
i) diddisch. gc 5 6 
j) Englisch 159 
9. Lettisch und Litauisch 3,8 
a) Lettisch 1,5 
b) Litauisch .. ß 2,3 
10. Slawische Sprachen. 168 
a) Russisch. 73 
b) Weißrussisch 7 
e) Ukrainisch ... g 38 
d) Polnisch ur SB 


e) Kasubiscc hh 0,1 


f) Masurisch h * 
g) Tschechisch 
h) Slowakisch 
i) Wendisch 
j) Serbisch T 
k) Kroatisch ...... .... 
I) Slowenisch.......... 
m) Bulgarisch. i 
II. Semitisch-hamitische Sprachen 


Sprachen 
III. Kaukasische Sprachen 
1. Georgisch hh 
2. Andere kaukasische Sprachen 
IV. Ural-altaische Sprachen . 
1. Finnische Sprachen 
a) Finnisch... oc cc... 
b) Estnisch 
c) Andere finnische Sprachen 
. Magyarisch ....... 
3. Turktatarische Sprachen 
a) Türkisch... co os 000° 
b) Andere turktatar. Sprachen 
4. Sprachen der 
Mongolen, Tungusen usw. 
V. Japanisch und Koreanisch... . - 
VI. Südmongolische Sprachen 
by iON < sr an 
2. Tibetanisch - hinterindi- 
sche Sprachen 
VII. Malatisch-polynesische Sprachen 
VIII. Indianische Sprachen T 
IX. Innerafrikanische Sprachen 
X. Bantu- und Bundasprachen ... . 
XI. Drawidische Sprachen 
XII. Andere Sprachen 


eigentlichen 


Millionen 


0,2 
797 
3 
0,2 
6,9 
3,1 
1,6 
4,9 

52 

22 
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b) Kultur. 


Kultur ist der Inbegriff alles materiellen und geistigen Besitzes, der den 
Menschen über das Tier erhebt. Bei höheren Kulturen pflegt man den ma- 
teriellen Kulturbesitz als Zivilisation dem geistigen gegenüberzustellen. Die 
Eigenart der Kultur wurzelt in der Rasse und in der geographischen Umwelt, 
in welche dieselbe zufolge ihrer Entwicklung gestellt wird. Die Stellung des 
Einzelindividuums zu den verschiedenen Kulturerrungenschaften, die, gefördert 
oder gebemmt durch die Umwelteinflüsse, auf seinen materiellen und vor 
allem auf seinen geistigen Fähigkeiten beruht, kann eine dreifache sein: sie 
oder an ihnen zu schaffen, sie zu tragen oder an ihnen Anteil zu nehmen. 
Nachdem ganz gleiche manuelle und geistige Fähigkeiten bei verschiedenen 
Rassen im allgemeinen selten sind, ist „Kultur schaffen* zumindest bei den 
höheren Kulturen an die Rasse gebunden, von der die Kultur stammt, und 
selbst „Kultur tragen“ höchstens noch durch eine verwandte Rasse möglich. 
Dagegen sind (vielleicht mit Ausnahme der Primitivrassigen) die Fähigkeiten 
keiner Rasse der Erde so gering, daß wenigstens ihre intelligenteren Vertreter 
nicht imstande wären, an den Errungenschaften der anderen Kulturen Anteil 
zu nehmen. Es gibt kulturelle Rein- und Mischformen. Am reinsten erhalten 
sich selbstverständlich immer die sich in völliger Abgeschlossenheit entwickeln- 
den und die jeweils höchsten Kulturen. 

Unter den (bei Ausnehmung der Primitivrassigen) festgestellten zehn Rassen 
der Erde haben nur vier Kulturen in höherem Sinne entwickelt: die nordische, 
die mittelmeerische, die mongolische und die indianische. Der von Frobenius 
beschriebene „westafrikanische Kulturkreis und die „polynesische Kultur*, 
von der öfters die Rede ıst, können doch wohl nur als höhere Halbkulturen 
gewertet werden. Die Vollkulturen der Gegenwart und Vergangenheit sind 
nach der rassischen Herkunft ihrer Hauptelemente als, wie folgt, anzusehen: 

ı. als mongolisch: die sumerisch-akkadische (die älteste bis jetzt fest- 
gestellte höhere Kultur. Es ist dagegen möglich, daß die verschiedenen 
Forschungen im Westen der U. S. A. und in Innerbrasilien noch ältere 
Vollkulturen nachweisen) und die ostasiatische Kultur. 

2. als indianisch: die mittelamerikanischen Kulturen und die Inka- 
kultur, 

3. als mittelmeerisch: die alt-ägyptische, die assyrisch-babyloni- 
sche und die arabische Kultur, die in der orientalischen Kultur 
fortlebt, und 

4. als nordisch: die indische Kultur (die allerdings heute stark mit 
orientalischen Kulturelementen durchsetzt ist. Wegen Übertragung auf 
den größten Teil der Malaien ist jetzt die Bezeichnung „Indomalai- 
ische Kultur“ üblich), die medisch-persische, die alt- armenische, 
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die phrygische, die antike (d. i. die hellenische, hellenistische, 
römische und byzantinische) und schließlich die abendländische 
Kultur. 

Außerdem war die nordische Rasse schon das Kultur schaffende und 
tragende Element der als höhere Halbkultur anzusprechenden vorhellenischen 
sogenannten mykenischen Kultur und einiger der vorrömischen italischen 
Halbkulturen, sowie schließlich der Halbkulturen der Gallier, IIlyrier, 
Thraker Saken (Skythen), die sehr weit nach Osten reichten. Die vor kurzem 
bekannt gewordenen Entdeckungen einer skythischen höheren Halbkultur bei 
Ulanbutorchoto (Urga) in der Mongolei durch Koslow beweisen dies und geben 
den Ansichten mancher Anthropologen, daß der sogenannte Chosutypus 
(Langgesichtigkeit und stärkerer Bartwuchs) der oberen Stände der Chinesen 
und Japaner auf nordrassische (skythische) Beimengungen zurückzuführen ist, 
eine neue Stütze. Nicht ganz geklärt ist die Herkunft der etruskischen, der 
hethitischen, der phönikischen und der karthagischen Kultur. Die 
etruskische Kultur ist wahrscheinlich als mittelmeerisch| anzusprechen, während 
die hethitische, die phönikische und die karthagische Kultur vermutlich 
von einer mittelmeerisch-nordischen Herrenschicht, die sich über eine anders- 
rassige Masse (mit viel vorderasiatischen Elementen) lagerte, getragen wurde. 

Unter den bisherigen Kulturen erwies sich die abendländische als die im Vor- 
dringen stoßkräftigste und die ostasiatische als die dauerhafteste. Die letztere ist 
auch die einzige, die dem Vordringen der abendländischen stärkeren Widerstand 
entgegensetzte. Die beiden indianischen Kulturen, die sich allerdings schon in 
einem Zustand krankhafter Spätentwicklung befanden, brachen beim Zusam- 
menstoß mit der abendländischen Kultur, obwohl deren Träger im bezeich- 
neten Falle nur zu einem kleinen Teil der nordischen, zu einem weit größeren 
der ihr verwandten mittelmeerischen Rasse angehörten, sofort zusammen. Aber 
selbst auch von den durch die hochstehende Mittelmeerrasse geschaffenen Kul- 
turen hielt sich bis heute nur die sich über einen von 100 Millionen Men- 
schen, davon höchstens der Hälfte Mittelmeerrassige, bewohnten Raum er- 
streckende Orientkultur. Die Mittelmeerrasse gehört heute ihrer Mehrzahl 
nach der von der Nordrasse stammenden abendländischen Kultur an. Die 
beiden von der Nordrasse geschaffenen Kulturen der Gegenwart, die abend- 
ländische und die indomalaiische, umfaßte Anfang 1925 einen von 1161 Mil- 
lionen Menschen, das sind rund zwei Drittel der Erdbevölkerung, bewohnten 
Raum. 730 Millionen oder zwei Fünftel der Erdbevölkerung entfallen davon 
auf den Bereich der abendländischen Kultur. 

Die Dauer einer Kulturperiode ist nicht, wie Spengler meint, an einen 
annähernd bestimmten Zeitraum (ein Millenium) gebunden, sondern hängt von 
ihrer Fähigkeit ab, anderen gegen sie ankämpfenden Kulturen standzuhalten. 
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Die jeweils höchsten Kulturen, wie derzeit die abendländische, gehen erst dann 
unter, wenn die Rasse, die sie geschaffen und getragen hat, stirbt, und dies 
ist, wie Lenz richtig sagt, kein unabwendbares Verhängnis. 
Die folgende Zusammenstellung gibt einen Überblick über die Kulturräume 
der Gegenwart und ihre Bevölkerung. 
Übersicht 4: Bevölkerung der Kulturräume Anfang 1925 in Millionen. 
Millionen 
1. Raum der abendländischen Kultur .... 730 
a) Westlicher Teilraum (Euramerika) .. 525 
(Davon: Westeuropa [d. i. engeres Westeuropa, Mittel- 
oder westliches Zwischeneuropa und westliches Süd- 
europa) 274 Mill., Griechenland und von Griechen 
besiedelte Nachbarinseln 6,6 Mill., west- und ostafri- 
kanische Inseln [Kanaren, Azoren, Madeira, Reunion, 
Mauritius usw.] 1,7 Mill., Angloamerika 124 Mill., 
Lateinamerika 99 Mill., Südafrika 8 Mill., Australien 
5,9 Mill., Neuseeland 1,3 Mill., Exklaven in Süd- und 
Ostasien, Nord- und Mittelafrika und Ozeanien 4 Mill.) 


b) Östlicher Teilraum (Eurasien)..... 205 
(Davon: Östliches Zwischeneuropa 80 Mill., Sowjet- 
union ohne die zur Orientkultur gehörigen Gebiete 
derselben [13 Mill.] 125 Mill.) 


Raum der indomalaiischen Kultur. 431 
Raum der orientalischen Kultur. ..... 100 
Raum der ostasiatischen Kultur... ... 522 
Raum der arktischen Halbkulturen .... 0,04 
Raum der indianischen Halbkulturen ... . I 
Raum der afrikanischen Halbkulturen .. 75 
. Raum der sundanesischen und austral- 
ozeanischen Halbkulturen.......... 5 
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c) Lebensraum. 


Die dritte Grundlage, auf der sich ein Volkstum aufbauen kann, ist der 
Lebensraum. Die Qualität eines Lebensraumes ist gegeben durch seine innen- 
bedingte Tragfähigkeit (Z. f. G., 1925, S. 848—849), durch die Möglich- 
keit, bei geschickter Verwertung seiner Hilfsquellen und seiner geographischen 
Lage eine außenbedingte Tragfähigkeit (Z. f. G., 1925, S. 849—850) zu 
schaffen, durch seine klimatischen Verhältnisse, denen neben der abso- 
luten allerdings auch die relative Bedeutung ihrer verschiedenen Auswirkung 
auf die einzelnen Rassen zukommt, und durch seine Beschützbarkeit) stra- 
tegische Lage). 


KARL HAUSHOFER: 
LITERATURBERICHT AUS DEM INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


An die Spitze des uns in dieser Bericht- 
periode zugegangenen Schrifttums setzen wir 
wegen ihres sehr hohen Wertes für geopoliti- 
sche Betrachtungsweise die neue „Economic 
Review der Kyoto University“ in Japan; 
sie bedeutet einen außerordentlich verdienst- 
vollen Versuch von Masao Kambe, S. Takarabe 
und andern, durch Einzelleistungen in Mittel- 
europa wohlbekannten geistigen Führern der 
japanischen Volkswirtschaft, uns in englischer 
Sprache Einblick in das sonst nur in japani- 
scher Sprache erreichbare geopolitische und 
wirtschaftswissenschaftliche Leben dieser wich- 
tigen Hochschul-Zentrale des altjapanischen 
Kulturgebiets zu geben. 

Der im Anhang gegebene Aufbau freilich 
dieser Wirtschaftsabteilung, die selbstverständ- 
liche Rolle moderner Wirtschafts- und Ver- 
kehrsgeographie darin, das Vorhandensein von 
eigenen Abteilungen für Kolonialpolitik, Sozial- 
politik, Handel und Verkehr, Verfolgung der 
britischen, deutschen und französischen Literatur, 
das alles läßt uns verstehen, warum der Schlaf 
vieler deutscher Institute auf wissenschaftlichem 
Lorbeer so unbekömmlich ist. 

Wir sehen ganz ab von den großzügigen 
Auseinandersetzungen mit den Theorien und 
der Praxis des Marxismus, die der Band ent- 
hält, von Art 


wenn auch angreifbaren Entwurf 


Masao Kambes in ihrer 
genialem, 
einer japanischen Luxussteuer in Riesenaus- 
maßen. Wir nennen als unmittelbar geopolitisch 
auswertbar vor allem S. Kawada: „Pächter- 
systeme in Japan und Korea“ (klarste Zusammen- 
fassung der augenblicklich am meisten drängen- 
den Landbau-Strukturfrage in beiden Ländern). 
E. Honjo gibt „Die Eigenart der japanischen 


Wirtschaftsentwicklung*, und führt darin die 


erdgegebenen Züge im Gegensatz zu Dr. Taki- 


motos mehr papierener, international aus- 
bügelnder Ansicht zu ihrem Recht: Dauer der 
Staatsform bei aller Evolutionsfähigkeit, Dauer 
der Rasse und der Geistigkeit, der Volksseelen- 
stimmung, auf Grund der Struktur, wie Welt- 
M. Yamamoto führt 


die Ideen von 1792 als „Grundprinzip jeder 


lage des Inselbogens. 


künftigen Kolonialpolitik“ vor, und zeigt da- 
mit, welchen Widerhall eine kluge Selbstbe- 
stimmungspolitik selbst in scheinbar mit ihrem 
Imperialismus so erfolgreichen Kolonialmächten, 
wie Japan finden kann. 

Eine volkerpsychologisch sehr aufschlußreiche 
dunkle Seite der japanischen Volksseele be- 
leuchtet S. Takarabe mit seinen vergleichen- 
den Studien über die Selbstmordziffern. 


jeher haben die Spannungen zwischen den weib- 


Von 


lichen und männlichen Selbstmordziffern als 
wichtige Begleitsymptome gegolten, aus denen 
kulturpolitische Überforderungen einer Lebens- 
form rechtzeitig erkannt werden können. 

Es kann dabei ja nicht genug davor ge- 
warnt werden — auch heute noch — an die 
durchaus verschiedene ethische Einstellung zum 
Freitod in Ostasien mit euramerikanischen Bin- 
dungen heranzugehen. Im Gegensatz zu den 
bei Takarabe berührten Anschauungen meines 
eigenen Vaters, Max Haushofer, von dem 
Takarabe sagt, er habe viel Einfluß auf die 
japanischen Statistiker der Meiji-Ära ausgeübt, 
muß ich mich als Beobachter der Frage in 
Der un- 
gleich höhere Prozentsatz weiblicher Selbstmorde 


Japan auf Seite des Japaners stellen. 


im Verhältnis zu den männlichen in Japan 
gegenüber allen euramerikanischen Ländern ist 
zu einem guten Teil auf die Häufigkeit des 
Doppelselbstmordes aus Liebe ohne Vereinigungs- 
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Gerade bei den 
Motiven aus sozialen und geopolitischen Ur- 


mögliohkeit zurückzuführen. 


sachen aber zeigt sich, daß die Spannung in 
Japan weit hinter der deutschen und italieni- 
schen z. B. zurückbleibt, weil eben die Raum- 
enge doch nicht so drückend empfunden 
wird, wie in den beiden andern — ohne ge- 
nügende Ausdehnungsmöglichkeit im Raum — 
am meisten übervölkerten Großstaaten der Erde. 

In diesem Zusammenhang ist es, daß wir 
auf die geopolitische Bedeutung des in seiner 
herben und spröden Schilderungsgewalt ganz 
einsam dastehenden Lehr- und Volkserziehungs- 
romans von 
Hans Grimm: „Volk ohne Raum* (Langen, 

München ı926, zwei Bände, leider ohne 

vergleichende Volksdichte-Karten Südafrikas 

und Mitteleuropas), 
hinweisen möchten, den wir an anderer Stelle 
eingehend unseren Lesern ans Herz legen wollen. 
Auch Völker können Selbstmord durch Ver- 
zicht auf Entwicklungsmöglichkeit begehen. 
Die Blickschärfe, mit der der japanische Ge- 
lehrte die Bedeutung von Untersuchungen über 
die Freitodmotive nach geopolitischer Verteilung, 
wie nach Geschlecht und allen andern großen 
ordnenden Gesichtspunkten teils fordert, teils 
bereits vornimmt, könnte gerade für unser 
„Volk ohne Raum“ fürchterliche Lehren ent- 
halten, wenn wir uns klarmachen, wie viel 
allerbeste junge Volkskraft uns lieber freiwillig 
verließ, ehe sie ohne Entwicklungsmöglichkeit 
im Raum arbeitslos in einer Ecke der zu engen 
Heimat zugrunde ging. 

So wirft die ganze Veröffentlichung der Hoch- 
schule in Kyoto ein scharfes Schlaglicht aut 
das bis jetzt geopolitisch so erfolgreiche vor- 
beugende Staatsdenken auch der wissenschaft- 
lichen Führer Japans. 

In einem gewissen Gegensatz zu ihnen steht 
eine scharfe Anklageschrift 
Ernst Reinhard: Die imperialistische Politik 

im Fernen Osten. 
1926. 9 Karten. 


Bircher, Bern—Leipzig 


Sie betont vor allem die ungeheure Verant- 
wortung gerade der Demokratie für ein klares, 
auf geopolitischer Tatsachenkenntnis beruhen- 
des Weltbild, wenn sie nicht die Herrschaft 
über die Verteilung des Lebensraums, der Macht 
im Raume der Erde erst recht ganz wenigen 
verborgenen und rücksichtslosen Kräften über- 
lassen wolle. Daß dieser Warner, dessen Tat- 
sachensammlung wir rückhaltlos anerkennen, 
gerade aus der Schweiz kommt, ist doppelt 
wertvoll. Wohlgewählte Hinweise auf die wesent- 
liche Literatur, geschickt verwendete Karten 
und Diagramme unterstützen die als Erziehungs- 
werkzeuge einer Arbeiterbildungszentrale gerade- 
zu vorbildliche Darstellung. Deren von hohem 
sittlichen Ernst getragene, durch kolonial- 
imperialistischen Cant und Völkerbund-Mandats- 
nebel unbestechliche Anschauungsweise zeigt, 
daß sich geopolitisch durchgebildete wissen- 
schaftliche Beobachter sehr wohl überparteiisch 
auf erweisbare Erkenntnisse wissenschaftlicher 
Politik, 
haltenen Selbstbesimmung auch auf Urteile 


und gerade in Fragen der vorent- 


über Recht und Unrecht einigen können — 
auch wenn sie ihren Ausgangspunkt von ganz 
verschiedenen Parteieinstellungen 


haben. 


Wissens sozialistischen schweizerischen National- 


genommen 


Wir empfehlen das Buch des unseres 


rats Reinhard als eines der verständnisvollsten, 
uns bekannten Hilfsmittel zum Einblick in die 
Geopolitik des Fernen Ostens. Die Darstellung 
ist stellenweise von hinreißender dynamischer 
Wucht und kann auch gelehrteren Werken ein 
Vorbild sein, wie man in gewählter und doch 
lebendiger Sprache Massen packen und zu 
großer weltpolitischer Anschauungsfähigkeit mit 
fortreißen kann. 


heiten einverstanden sind, stehen wir in ehr- 


Auch wo wir nicht mit Einzel- 


licher Achtung vor dem Ringen um Enthüllung 
der großen Linien und Wahrung der Reinlich- 
keit des angestrebten Weltbildes. Ganz anders 
temperiert ist 


Friedrich M. Trautz: Ceylon aus der Samm- 
lung Karl Döhring: Der indische Kultur- 
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kreis in Einzeldarstellungen. Georg Müller, 
München 1926. 128 Abbildungen, ı Karte. 

Es muß für den hervorragenden Kenner des 
Buddhismus viel Verzicht darin gelegen sein, 
an eine im wesentlichen von fremder Hand 
vollzogene Bilderauswahl gebunden, auf wenig 
über 100 Seiten eigentlich nur präludierend, 
wie ein Meister flüchtig das Tongefüge einer 
großen Oper im Klavierauszug anschlägt, zu 
zeigen, wie viel er uns anthropogeographisch, 
geopolitisch und religionsgeographisch zu sagen 
hätte. Das insulare Element in der Kunst (S. 97), 
die bewahrende Kraft des Gebirgskernes, die 
Ausnützung der Inselberge, der Anschluß an 
Wilhelm Geigers so feines Urteil über die 
örtliche Begrenztheit der Buddha-Lehre, die Be- 
trachtungen über die Unvermeidlichkeit des 
Kampfes ums Dasein selbst in so begnadeten 
Himmelsstrichen (S. 80 und S. 87), das sind 
einzelne von den Anlässen, bei denen F. M. 
Trautz zeigt, was er uns zu geben vermöchte, 
wie wünschenswert es wäre, wenn seine wissen- 
schaftlich längst durchgereifte Kraft für große 
schöpferische Aufgaben eingesetzt und freige- 
macht werden könnte. Wer Ceylon aus eigener 
Anschauung kennt, der weiß, wie schwer es ist, 
gerade seiner landschaftlichen Eigenart mit 
Schwarzweiß-Darstellung und der Kamera bei- 
zukommen. Was in dieser Richtung möglich 
ist, leisten die — mehr der Kulturlandschaft, 
als dem unberührten, sich immer erneuernden 
Tropeneiland gerecht werdenden — vortreff- 
lichen Bildbeigaben. 


Küstenaufnahmen, von Dondra Head, von Galle 


Vielleicht wären einige 


mit den alten Niederlander-Befestigungen, der 
Kriegshafenbucht von Trinkomali, der Perlen- 
fischerei des Golfes von Manaar noch nützlich 
gewesen, um dem Gegensatz gerecht zu werden, 
der die glückliche Insel zwischen ihrem Binnen- 
dasein und ihrer Meeraufgeschlossenheit hin 
und her reißt. Man hätte so einer ähnliehen 
Aufgabe genügen können, wie sie sich zurzeit 
in Japan Professor Mecking über den Ein- 
fluß des Meeres und der Küsten auf die Ge- 


schicke des Inselreichs so zeitgemäß gestellt hat. 

Auch Ceylon ist ja ein typisches Inselreich ge- 

wesen, und heute noch ein wertvoller Bestand- 

teil in einem größeren Inselreichgefüge; es wäre 
eine schöne Aufgabe gewesen, das im Text so 
glänzend geschichtlich aufgerollte Hin und Her 
seiner Entwicklung zwischen Festlandeinflüssen, 
überseeischer Anregung und insularem Selbst- 
genügen auch im Bilde zu erweisen. Jedenfalls 
aber begrüßen wir in Trautz: Ceylon eines 
der gar nicht so häufigen, geopolitischer Aus- 
wertung unmittelbar zugänglichen kulturwissen- 
schaftlichen Bilderwerke! Anschließend legen uns 

Josef Pontens jüngste Schriften: Die letzte 
Reise, O. Quitzow, Lübeck 1926, und „Die 
Luganesische Landschaft“, Deutsche Ver- 
lagsanstalt Stuttgart, 1926 

in ihrer bei allem Glanz der dichterischen Form 

wissenschaftlich ziselierten landschaftlichen Schil- 

derung die Anregung nahe, es möchten sich die 

Mittel finden, einen Schilderer von diesem Rang 

in die indopazifischen Landschaften zu führen, 

etwa im Zusammenwirken mit einem Kenner 
der Literatur des Landes und der Sprache, wie 

Trautz, etwa im Rahmen des neugeschaffenen 

Japan-Instituts und seiner Ziele. 

A. H. Savage Landor: Der wilde Landor. 
F. A. Brockhaus, Leipzig 1926. 33 bunte 
und einfarbige Abbildungen, nach Auf- 
nahmen des Verfassers 

sei hier als Gegensatz genannt; ein ungemein 

glücklicher Griff des rührigen Verlags nach 

Verdeutschung einer der glänzendsten Aben- 

teurergestalten der angelsächsischen Welt führt 

uns eben an Landor, im Gegeubeispiel zu der 
mühsamen Art, wie wir heute die eigenen besten 

Beobachter in die Fremde bringen müssen, die 

verwegen spielende Willkür vor, mit der sich 

das raumbeherrschende Britentum bis zum Welt- 
krieg auf dem Rücken der Erde tummeln kon nte. 

Denn Willkür ist, bei aller Genialität, doch die 

Leitnote dieses Maler- und Forscherlebens, das 

sich natürlich in seiner Selbstdarstellung so ab- 

rollt, wie er es selber gesehen haben möchte. 
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Die Offenherzigkeit seiner Darstellung gibt 
aber zwischen ihren Zeilen so viel völkerpsycho- 
logische Einblicke, vor allem auch in die Auf- 
fassungen seines eigenen Volkes und aller der 
typischen Vertreter der alliierten Mächte, mit 
denen der jung berühmt gewordene zusammen- 
kam, daß diese mit sprudelnder Lebendigkeit 
geschriebenen Erinnerungen zu einem sehr ernst 
zu nehmenden Zeugnis der Anthropogeographie 
Auf Seite 175—178 die vernichtende 
Kritik der Kulturmächte bei der Plünderung 


werden. 


von Tientsin, die Erwähnung der albernen Di- 
plomatenurteile über Sir Robert Hart, der Unter- 
schied, wie etwa ein O. v. Niedermayer und 
Landor an das Problem der Wüste Lut heran- 
gingen (Seite 195—196!), seine Erlebnisse mit 
Licht- und Nachtseiten des Amerikanertums in 
den Philippinen, mit Pershing und seiner Lauf- 


bahn, andrerseits mit dem amerikanischen Sub- 
alternen in seiner ganzen Rohheit, der U. S.- 
Verkehrshygiene (Seite 217), die Findung der 
weißen Mansaka-Stämme, das geradezu furcht- 
bare Urteil Kolonial- 
hygiene (Seite 265 u. 266!) und Tropenkultur, 
Landors Verhältnis zu Marchand und D'An- 
nunzio, auch das einwandfreie Zeugnis für das 


über die französische 


Durchschmuggeln von vier Stück 11,75 cm 
Geschützen durch Holland, das 
anthropo-geographische Kleinfunde, die sich zu 


alles sind 


bemerkenswerten Aufschlußreihen 
So entsteht ein freilich gemischtes 


zusammen- 
ordnen. 
Gericht aus zerbröckelter geopolitischer Fein- 
kost, eigenwilliger Behandlung ernster wissen- 
schaftlicher Raumerschließungs-Probleme und 
wechselvoller Abenteuerlust, sicher des Durch- 
versuchens wert 


Ergänzende Bemerkung zu dem Aufsatz Everardo Backheusers „Das politische Conglomerat Brasilien“ 
(im Augustheft dieser Zeitschrift) 


Es ist leider unterblieben, den in dem Aufsatz mehrmals erwähnten Übersetzer, der auch An 
merkungen beigesteuert hat, zu nennen. Es ist Herr Dr. Georg Glücksmann in Rio de Janeiro. 


ROBERT SIEGER / GRAZ f 


Nach Redaktionsschluß erreicht uns die schmerzliche Nachricht 
vom Tode Robert Siegers, des starken und treuen Vorkämpfers für 
den deutschen Volksboden im Südosten, des verständnisvollen För- 
derers geopolitischer Betrachtungsweise als einer der bedeutungsvoll- 


sten Waffen im Kampf ums Dasein eines Volkes in seinem Lebensraum. 
Die nächste Nummer unserer Zeitschrift wırd dieses unersetzlichen 
Vorkämpfers in warmherziger Würdigung seines Lebenswerkes ge- 


denken. 


Diese erste Nachricht soll nur der Trauer seiner Freunde 


über seinen Verlust Ausdruck geben. 
Herausgeber und Schriftleitung der Zeitschrift für Geopolitik 
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DER 
WELTENBUMMLER 


RASSUL GALWAN 


Als Karawanenführer bei den Sahibs 
268 Seiten, 25 Abbildungen, 1 Karte, Leinen Mk. 6.— 


HAARDT-DUBREUIL 


Die erste Durchquerung der Sahara im Automobil 
202 Seiten, 53 Abbildungen, I Karte, Leinen Mk. 6.— 


ERICH OBST 


Russische Skizzen 
252 Seiten, 174 Abbildungen, 1 Karte, Leinn....... . Mk. 8.50 


W. L. PUXLEY 


Wanderungen im Queenslandbusch 
222 Seiten, 24 Abbildungen, I Karte, Leinen Mk. 7.— 


EMIL TRINKLER 


Quer durch Afghanistan nach Indien 
236 Seiten, 2 farbige Skizzen, 68 Abbildungen, 1 Karte, Leinen Mk. 8.50 


H. M. TOMLINSON 


Aesthetische Reise zu den Gewiirzinseln 
280 Seiten, 39 Abbildungen, ı Karte, Leinen Mk. 8.50 


Die „Süddeutschen Monatshefte“. 
„Dieses Unternehmen ist für jeden, der politisch nicht ganz indifferent ist, etwas 
vom Lesenswertesten überhaupt. Es zeigt uns die außereuropäische Welt nach 
dem Krieg, ohne Romantik, ohne Rosabrille, realistisch, als Konkurrenzobjekt 


Kurt P der Weltmächte. — Die Ausstattung ist glänzend, Ganzleinen, jeder Bund enthält 

eine Menge scharfer Aufnahmen gänzlich unbekannter Gegenden. Ich kenne 

5 keine lesenswerteren, besser ausgestatteten und billigeren Reisewerke als diese pracht- 
ERLAG vollen Bände“. 


a) a) A) a) st) a) za) a) Saag? af) a) a) N) I ze) a aq? aß Nagas? az) Neg? I a) Seg? re) ul a) a) ef a) Seq) a) a) gg? Sag? Sag? a) a) a) a a u u a) eg ra) Sa? 


ZWEI AKTUELLE 
NEUERSCHEINUNGEN ÜBER 
MEXIKO! 


Die empSrenden Dorgänge in Merilo, die alle Welt aufs höchſte erregen, fordern von uns genaueſte Kenntnis 
ihrer Urſachen, Bedingungen und Creigniffe, die bisher durch Nalſchmeldungen 
gröbſter Art verdunkelt und entſtellt worden find. 


— a Ere 


Zur sofortigen und zuverlässigen Orientierung bieten wir zwei Schriften, die soeben erschienen ı 


| Der Kampf 
gegen die katholiſche Kirche 
in Merito 


in don letzten 13 Sabres 


Don Jofe Echeverria 
Gael g. 700 v 20 


Inhalt: 


L. Die Vorgeſchichte der Kirgen- 
verfolgung der neueſten Zelt. 


ll. Die Kirchen verfolgung im Weltkrieg. 


DL Der neneke Kampf der merlkantſchen 
Regierung gegen dle katholiſche 
Kirche, Literatur. 


Sofé Cheverria widmet feine Schrift dem Märtyrer» 
ne von Huefutla, Dr. D. Joſe de Jefus Manriquez 
v Sarate, der im Kerker von Veracruz als Opfer der 
mertlanifhen Blutherrſchaft im Auguft 1926 ſtarb. 
Auf Grund mühſamer, eingehender Studien und 
pan Kenntnis des Landes legt Echeverria eine 

arftellung der Rirdhenverfolgung in Merito feit 1913 
vor, deren Einzelheiten durch eine Fülle der zuver- 

la ſſigſten Zeugen er haͤrtet werden können. 


Was Cheverria in feiner Einleitung (Land und Leute) 


Merito 
von heute und morgen 
Von 


Studlenrat Alexander Stelzmann 


(Staats burger⸗ Bibliothek 151. Heft) 


Mit einer Kartenſklze 
8 (52) RM. 0.60 


Ohne eingehende Kenntnis der wirtſchaftlichen und 
wirtſchaftsgeographiſchen Verhaͤltniſſe IR der De 
nichtungskrieg gegen die meyikaniſche Kirche nur zum 
Tell verſtändlich. Stelzmann bietet dlefe Kenntniffe 
mit ſcharfem nüchternen Blick für die Gegenwart in 
klarer, mutiger Sicht in die Zukunft. Wir Deutſchen 
haben aus wirtfhaftliden und kulturellen Gruͤnden 
allen Anlaß, uns in der forgfältigen Art Stel manns 
mit Merito zu beſchaͤftigen. 


Wetter empfehlen wir 


Dr. Dans Wehberg 
Der Sicherheits pakt 
1926, Staatsbüurger-⸗Bibliothek Heft 135/136 
RM. 1.20 


Dr. Theodor Merten 
Die engliſche Wirtſchaſt von heute 
und ihre Entwicklung 
ſeit 1913 
1926. Staatsbürger» Bibliothek Heft 139/140 
RM. 1.20 


Dr. Herbert Danlwortsh 
Die Entwicklung 
der großdeutſcheu Idee 


8° 74 Selten 
1926. Staatsbürger-Bibltothet Heft 141/142 
RM. 1.20 


Dr. Peter Tiſchleder 
Der Staat 


Staatédee, Staatégewalt, Staat weck 
Volkergemeinſchaft. Á 


8° 45 Seiten. 1926. Staatsbürger Btbllothel 
Heft 153. RM. 060 


Dr. Kurt Grünewald 


Das Recht der nationalen Minderheiten und der Völkerbund 
8° 84 Seiten. 1926, Staatsbuͤrger⸗ Bibliothek Heft 143/144. XM. 1.20 


Dard: alle guten Buchhandlangen 
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BU CARTHILL 


Kvuar 


VowınckEL 
VERLAG 


AL. CARTHILL 
DiE ERBSCHAFT DES LIBERALISMUS 


Eingeleitet vom Reichswehrminister Gessler / Leinen M. 6,— 


Der Tag schrabt: „Ein klarer Kopf und ein starkes Herz, 

ein Mann, der die letzten Geheimnisse politischen Werdens und 

Vergehens geschaut hat, — das ist der Mann, der uns das Buch von der 

furchtbaren Erbschaft des Liberalismus geschrieben hat. / Es ist ein flam- 

mender Aufrufan das bessere Ich im Menschen, an die Reinheit und das Pflicht- 
gefühl, ein Bekenntois zu großen Menschheitsgedanken, die freilich mit Kultur- 
geschwätz nichts zu tun haben“. I Und die Deutsche Allgemeine Zeitung: „Enthielte 


dieses eigenartige Buch nur den Ausdruck eines 
erschütternde Wirkung nicht zu verstehen. 
der deutsche Staatsmann, der es einer Vorrede 


tiefen Pessimismus, dann wäre seine 
Wie stark es jedoch wirkt, dafür zeugt 
würdigt, obgleich er das Werk in seiner 


Gesamttendenz und in vielen Einzelheiten ablehnt.“ EEE 


ZWEI FRAGEN: 


2 Haben Sie Ihre Jahrgänge der 
Zeitschrift für Geopolitik voll- 
ständig? Manche Hefte sind 


schon vergriffen. 


= Schützen Sie Ihre Hefte durch 
Einbinden? Die Leinendecke für 
den Halbjahresband kostet 2.— 


KURT 
VOWINCKEL 
VERLAG 


Im Verlag von H. Plasnick, Großenhain in Sachsen, 
erschien in 12. verbesserter Auflage: 


Dr. F. von Papen: 


Dic französische Fremdcnicgion, 


cine Warnung für Deutschlands Söhne 
Mit einem Anhang über die manische Fremdeniegion. 


ÜBER DIE SCHRIFT URTEILEN: 


Der Reichsmin. d. I.: „Die Broschüre wird in der Hand 
der Lehrer ein brauchbares Aufklärungsmittel bilden. 


Der Pr. Min. f. Wissensdi., Kunst u. Volksb.: „Auf die 
Schrift, die in gedrängter Kürze alles enthält, was dem 
Lehrer zur Aufklärung der Schüler dient, mache ich emp- 
fehlend aufmerksam.” 


Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung r 
„Darum ist die Aufklärung, die die vorliegende Schrift 
in knapper, klarer und überzeugender Weise über das 
Schicksal gibt, das den Fremdenlegionär erwartet, dankbar 
zu begrüßen. 
Der Deutsche Lehrerverein: .... und deshalb ist Auf- 
klärung dringendes Gebot der Stunde. Die kleine Schrift, 
auf die wir die Lehrer empfehlend hinweisen, bildet 
hierzu eine ausreihende Handhabe.” 


Jugendpflege: „Es Ist ein kleines Heftchen, das in leiden- 
schaftsloser Weise, aber durch seine erschütternden Tat- 
sachen ein klares Bild über die Fremdenlegion gibt. Das 
Heftchen müßte zu jeder Vereinsbücderei gehören und 
einmal im Jahre müßte es allen vorgelesen werden. 
Durch die eindringliche Sachlichkeit hebt es sich vorteil- 
haft ab von dem vielen Kitsch, den man gerade über 
1 Gebiet noch in der Literatur findet.” 


leicher Weise urteilen viele andere 
rden u. Jugendpflegerorganisationen 


PREIS 30 PFENNIG 
Die Schrift ist direkt vomVerlage od. dern Herausgeber, dem 


„MITTELDEUTSCHEN VORTRAGSVERBAND L V.” 
in Dresden A 19, Arnstaedtstrabe 23, zu beziehen. 


BÜCHER 


FÜR DEN WEIHNACHTSTISCH! 


Das Buch der Frau. 


Das Lebenslied 
der Königin Eli- 
sabeth Christine 


Von Walter Schimmel- Falkenau 
Gansl., Gesamtausgabe Mk. 8.- 


Plastisch, wie aus dem Leben gegriffen, 
steht die psychologisch mit Meisterhand 
cherakterisierte Persönlichkeit vor uns, die 
beweist, dab auch Preußens Frauen unseren 
bervorragenden Pührern nichts nachgeben. 
Elisab. Christine ist der Königin Luise gleich- 
zustellen. Ein Buch für fede deutsche Frau. 
Bend 1: Die Kronprinsessin .. Mk. 5.— 
Bend 2: Die Königin ...... Mk. . 
Jeder Teilistin sich abgeschlossen. 


* 


Deutscher Forst- u. Jagdroman. 


Roman aus Bergen und Wäldern 
von Emmy Both-Martin 
Ganzi. Mk. 6.—, Brosch. Mk. $.— 


Der Roman ist erfüllt mit einem tiefen 
Heimatgefühl, welches seine Kraft aus der 
Liebe zu den heimischen Bergen und 
Wäldern schöpft. Die Gestalt der Roselles 
und des jungen Försters sind ganz her- 
vorragend geschildert. Das Buch mit den 
reihen Natur- und Jagdschilderungen 
ist nur wärmstens zu empfehlen. 


Der 
unsichtbare Weg 


Ein Jagdroman von Friedr. Kipp 
Geschenkband, Gansl. Mk. 6.- 


Liebe zu Wild und Wald spricht aus Jeder 
Zeile. Jeder Waldmann wird seine innigste 
Hersensfreude an dem Buch baben, aber 
auch jeder Nichtjäger kommt auf seine 
Kosten. Bin tiefer siftiicher Ernst, eine Rein- 
heit, die in dem ganzen Wesen des Ver- 
fassers begründet ist, gibt dem Buch sein 
Gepräge und seinen eigenen Stil, so wie iha 
Ganghofer, Löns, Paul Keller hat. Ein Buch 
wie dieses gehört in Jedes deutsche Haus, 
es ist wertvoller ale unnüiziger Tand — ein 
Freund fürs Leben. esd u. Hundeweli.” 


* 


Deutscher Grenslandroman. 


Zwischen 


denKonfessionen 


Roman von Friedrich Fürle 
Geschenkbd. Ganzl. 5.—, illustr. 


Fairies Roman schildert peckend, und ist 
doch kein Tendenzroman, obwohl er tief 
in das Konfessionelle hineingreift. Das 
Mischehenproblem zeichnet der Verfasser 
ganz ausgezeichnet. Das Buch ist für beide 
Konfessionen bestimmt und ist zugleich ein 
Wernungeruf für unsere Jugend und wert- 
volles Geschenk für den Weihnechistisch. 


| 
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6. . 6 . .. 
j ¹maL a ⅛ AM . ̃ ⅛ ? A tie eee eR ea a 
Zz U HABEN IN ALLEN DEUTSCHEN BUCHHANDLUNGEN UND VOM 


ISERVERLAG DRESLER & CO. 
FRIEDEBERG/QUEIS 


ZUM EINTRITT 
DEUTSCHLANDS IN DEN 


empfehlen wir erneut folgende 
LEICHTVERKAUPLICHE 
SCHRIFTEN 


Heft 115: DR. HANS WEHBERG 
Heft 143.144: DR. KURT GRUNWALD 


Heft 116: DR.HANS WEHBERG 


Heft 123.124: DR. E. BERGE MANN 
Heft 1350136: DR HANS WEHBERG 
Heft 141.142: DR. DANKWORTH 

Heft 107: DR. EUGEN JABGER 
Heft 96: Hofrat DR.E. SCHWIEDLAND 


DURCH 
BUCHHANDLUNGEN 
VOLKSVEREINS -VERLAG 
GMBH N. GLADBACH 


ALLE GUTEN 


VOLKERBUND 


die In allgemeinverständlicher Form ein klares Bild 
der aktuellen politischen Zusammenhänge zeiohnen 


STAATSBÜRGERBIBLIOTHEK 


VOLKERBUNDBEWEGUNG (64S) 


DAS RECHT DER NATIONALEN MINDERHEITEN 


Entwicklung des Minderheltenrechtes und seine Konflikte 
mit der Souveränität. Ein Brief Clemenceau’s — Urteile des 
ständigen Internationalen Gerichtshofes — Staatsvertrag von 
St. Germain Art. 62-60 — Minderheitenrecht im alten und 
neuen Oesterreich. 


DIE STAATS. UND VÖLKERRECHTLICHE STELLUNG 
DES SAARGEBIETES 

DIE GESETZGEBUNG IM SAARGEBIET 
SICHERHEITSPAKT 

DIE ENTWICKLUNG DER GROSSDEUTSCHEN IDEE 
DAS GROSSBRITISCHE WELTREICH 

GRUNDZOGE DER WELIGESTALTUNG 


Jede Nr. 0,60 RM » Doppeinummern 1,20 RM 


Die Hefte Sagen meist zuerst eine kurze geschichtliche Ent- 
wicklung der behandelten Frage, zeigen dann den gegen- 
wärtigen Stand und bringen im Anhang Dokumente, Briefe 
Verträge pp. 


DEUTSCHE HOCHSCHULE ro POLITIK 


Semesterbeginn: 
1. November 1926 


VIERSEMESTRIGER SYSTEMAT SCHER LEHRGANG: 


Alle Vorlesungen und Uehungen finden zwischen 3 und 10 Uhr nachmitiags stait, 
können also auch zu ergäönsender Ausbildung besucht werden. 


rer 
WICHTIGSTE VORLESUNGEN U. UEBUNGEN IM WINTER 1926/27: 


VORLESUNGEN 
Geschichte 5 im i. Jahrbumdert ae! i ee 


Politik und Moral ES 
Allgemeine Stoatslehre ( Ausgewählte Kapitel) 4 tn 
imperialismus u. Nationalismus als Grundlagen d. Außenpolitik . Gouv. z. D. Dr. Schnee, N. d. R 
Wirtschafts-, Verkehrs- und e „ Dr. Adolf Grabowsky 
Amerika . -. ». . 2... S coe ; 
Grundlagen der westlichen Panar- 
Die Probleme des Sowjetstaates 
Deutschlands innere Politik und ana seit 1870. . 
Innenpolitische Probleme Deutschlands während des Weltkrieges er D. Dr. Bredt, M.d.R. 
Vergleichende Partelenkunde . . © 2 2 0 2 © © © © © ee we Dr. Peter R. Rohdea 
Verwaltungsreform in Reich und Länden . . . . . Ministerialdirektor a. D., Dr. Mulert 
"Präsident des Deutschen Städtetages 
Die Stein-Hardenbergschen Reformen . . . . . . . Staatsminister Professor Dr. Drews, 
Préstd, 8 . 
Internationale sone peu Dr. Fritz 
Völkerrecht und Politik . . . x. 2... a 


Tänzler 
Politische und kulturpolitische Propaganda . e Ministerlaldirektor L. D. Dr. Splecker 
UBUNGEN 


, Debatte, Diskussionen, Arbettsgemeinschaften für alle Gebiete des 
ee Vorlesung sverseichnisse, Auskünfte, Anmeldg. ı Sekretariat Berlin W 56, Sciinkelplats 6 


GESCHICHTLICHER HANDATLAS 
DER RHEINPROVINZ 


Im Auftrage des Instituts für geschichtliche Landeskunde 
der Rheinlande an der Universität Bonn herausgegeben von 
PROFESSOR DR.HERMANN AUBIN 
mit Unterstützung von amtlichen Stellen, gelehrten 
Gesellschaften und Fachgenossen bearbeitet 
von DR. JOSEF NIESSEN 


* 


Der Atlas beruht auf den neuen geschichtlichen Forschungen des Bonner 
Instituts für geschichtliche Landeskunde, und es ist mit diesem Handatlas 


zum erstenmal gelungen, das Gebiet einer bedeutenden, großen Provinz als 


Ganzes, in seiner geschichtlichen, sprachgeschichtlichen, volkskundlichen, 
industriellen und allgemein-wirtschaftlichen Bedeutung zu erfassen. 


* 


Der Atlas, in schwarzem und vielfarbigem Offsetdruck, mit Leinen - Rücken, 
enthält 32 Haupt- und 5ı Nebenkarten. Es kostet in Halbleinen gebunden 
Mark 4.40. In Ganzleinen gebunden Mark 7.—. Format: 25><36 cm 


* 


Die stärkere Berücksichtigung der Landes- und Heimatgeschichte, welche einer allgemeinen 
Bewegung unserer Zeit entspricht, hat das Institut für geschichtliche Landeskunde der 
Rheinlande an der Universität Bonn veranlaßt, einen geschichtlichen Handatlas der Rhein- 
provinz zu schaffen, wozu der hohe Stand der historischen Kartographie in der Rhein- 
provinz die besten Unterlagen geben konnte. Die Mithilfe von Fachgenossen. die Unter- 
stützung von Behörden und gelehrtenGesellschaften, sowie diejahrelangen Studien des Instituts 
und der besondere Antrieb zur Beschäftigung mit rheinischen Problemen, welchen die 
Jahrtausendfeier der Rheinlande gebracht hat, erlaubten, alle bedeutungsvollen Gebiete 
der Geschichte, Sprachgeschichte und Volkskunde zu berücksichtigen. Der Handatlas bietet 
jedem Rheinländer und Freunde rhein. Forschung und Geschichte einen wertvollen Beitrag 
zur Belehrung und Lesung. / Jede Karte ist versehen mit einer kurzen textlichen 
Erläuterung mit Angabe der wichtigsten Literatur. 


* 
Der Atlas ist durch Verfügung U II 16556 vom 10. 5. 1926 an den preußischen höheren 


Schulen eingeführt 


VERLAG J. P. BACHEM G. m. b. H. KÖLN 
VERLAG KURT SCHRÖDER, BONN 
KÖLN, MARZELLENSTRASSE 35-43 


JAHRG. 3 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT 1: 


K. HAUSHOFER und H. LAUTENSACH 
ROBERT SIEGER ZUM GEDACHTNIS 


Was Robert Sieger, der Geograph, der wissenschaftlichen Systematik und 
dem Aufbau der Geopolitik bedeutet hat, wird weiterhin H. Lautensach wür- 
digen; diese ersten Worte gelten dem aufrechten, starken und treuen deutschen 
Menschen, dem vorbildlichen Vorkämpfer seines Volkstums in bedrohtem 
Grenzland, einem Kämpfer mit den edlen und vornehmen Waffen der Wissen- 
schaft, aus der Überzeugung von einer gerechten Sache geschmiedet, dem 
gütigen und weisen Einiger seiner Volksgenossen auf ein großes Ziel! 

Noch sehe ich ihn stehen, in einem seiner glücklichsten Augenblicke den 
weiten Platz in Graz überschauend, auf dem sich aus Nord und Süd, Ost und 
West hervorragende Vertreter deutschen Volks- und Kulturbodens zusammen- 
gefunden hatten, um Zeugnis zu geben für das größere Vaterland, wider die 
Verstümmelung ihres Lebensraums in Innereuropa. Er stand zuerst, ein über- 
all gekannter und geliebter Mann, unter der Menge seiner Brüder, dann auf 
dem mächtigen Vorbau des Festhauses hoch darüber, selbst in seiner Person 
ein lebendes Band zwischen droben und drunten. 

Dies vor allem war eine gütige Gabe, die seiner warmherzigen Menschlich- 
keit vor vielen anderen beschieden war, daß er eigentlich bloß aufzustehen 
brauchte in einem großen Saal, einer Halle voll hadernder Volksgenossen, mit 
der ganzen Reinheit seines Wollens, seiner einwandfreien wissenschaftlichen 
Lebensarbeit als Geograph seiner Heimat, wie als Erschauer und Kenner der 
weltüberspannenden Fremde hinter sich, um die Uneinigen in leiser Beschä- 
mung vor dem in schwerer Arbeit ergrauenden Idealisten zu einigen. 

Wer wird nun auf dem umkämpften Boden der Südmark diese einigende 
Kraft entfalten, wer das Grenzschutzwerk ın einer Reihe mit Penck und Volz 
fortführen, das allzu früh seinen nimmermiiden Händen entsank? Wenn von 
einem Manne unserer Wissenschaft in heutigen Tagen gesagt werden kann, 
daß er unersetzlich sei auf seiner augenblicklichen Stelle, so ıst es bei Robert 
Sieger, der zugleich die steirische Heimat behütet und betreut hat mit allem 
Rüstzeug seines Könnens, und in weltumspannenden Werken den Erdball für 
das große Weltbild dieser Heimat überwachte. 

Das war seine große Stärke: dieses feste Stehen in den eignen Schuhen in 
Heimat und Fremde zugleich, im Engen und Weiten; so nahm der an sich 
nur mittelgroße Mann, dennoch überall hervortretend durch den zugleich 
gütigen und mächtigen, fein durchziselierten Gelehrtenkopf, ohne je um Führer- 
tum zu geizen, in seinem engeren Lebensraum eine ihm fast aufgedrängte 
Führerstellung ein; und kaum an einer anderen Stelle der Ostmark lag im 
furchtbaren Augenblick des Zusammenbruchs das wissenschaftliche wie persön- 
liche Rüstzeug zur Neubauarbeit an den zerbrochenen Deichen, zur Dammun 
der Flut so bereit, wie in Graz, in der einzigen deutschen Hochschule südlich 
der Alpen, was er oft so stolz als einzigartigen Charakterzug des geliebten 
Graz hervorhob. 
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Kennzeichnend fiir ihn war ja auch, daß er das Allerbeste seiner Persön- 
lichkeit gar nicht in seinem gedruckten Werke gab, so reich es ist, sondern 
in der Aussprache von Mann zu Mann selbstlos verschwendete und verschenkte. 
Das Feinste, das ich von ihm an Verständnis für die Bestrebungen der Geo- 
politik erfuhr, das sagte er mir in mitternächtiger Stunde, beim mondbe- 
glänzten Niederstieg vom Grazer Burgberg nach einem der alten umschatteten 
Tore; über R. Kjellén, dem er einen bedeutenden Nachruf in der Geopolitik 
geschrieben hat, über die Forderung und Abgrenzung der an und 
politischen Erdkunde, über unseren Kreis, der sie beide vertrat. Nun kämpft 
nur mehr die Erinnerung dieses in Wahrheit an seiner Stelle unersetzlichen 
Mannes an unserer Seite; und böse Fügung wollte es obendrein, daß sein 
treuer Gehilfe Sidaritsch wenige Wochen vor ihm dahinging, und daß also 
nur eine verwaiste Schülerschar prächtiger junger, aber nun führerloser Men- 
schen die große Überlieferung des heute leeren Lehrstuhles von Graz bewahrt. 

Es ist nicht immer und überall selbstverständlich, daß eine weite Welt die 
Stimme kleiner, seitab vom großen Herdentrieb des Verkehrs, in bedrohter 
Landschaft gelegener Hochschulen so achtungsvoll vernimmt, wie man auf- 
horchte, wenn Graz durch Sieger sprach; und noch seltener ist es, daß Streit 
und Hader sich — durch überlegene Menschlichkeit besiegt — vor dem Klange 
einer einzelnen Stimme legen. So gilt denn zugleich einem großen Lehrer 
und Erzieher, wie einem ganzen tapfern Menschen unser Scheidegruß, der 
Hochschule, der Steiermark, die ihn verlor, unser Beileid, und der aufrichtige 
Wunsch, einen seiner würdigen Nachfolger zu finden 


Auf dem Breslauer Geographentage im Juni 1925, der letzten großen wissen- 
schaftlichen Tagung, die ihn inmitten seiner Freunde sah, machte Robert ne 
gelegentlich der Diskussion eines Vortrages die sehr feine Bemerkung, das 
Reich der Geopolitik scheine ihm da zu beginnen, wo die Prognose anfange, 
und in dem ersten Aufsatz, mit dem er in unserer Zeitschrift auf dem Plane 
erschien (1924, Seite 101), umriß er seine Stellung zur Geopolitik mit den 
Worten: „Ich vermeide das Wort Geopolitik im Sinne von politischer Geo- 
graphie, gebrauche es aber für eine geographische Politik, d. i. von geogra- 
phischen Gesichtspunkten bestimmte Staatskunst“. In seltener Weise war in 
diesem Manne ein ungemein vielseitiges, stets präsentes Wissen und ein scharf 
spürender, auf die Herausarbeitung grundlegender Begriffe gerichteter Forscher- 
dan mit einer selbstlosen Hingabe an die Forderungen 8 deutschen Gegen- 
wart vereint. Was seiner unvergeßlichen Arbeit im Dienste bedrohten deut- 
schen Volkstums den machtvollen Nachdruck und Erfolg verlieh, war die 
originale Unterbauung des deutschen Kampfes durch ein scharf umrissenes 
und klar gegliedertes System der Politischen Geographie. Die sichtbaren An- 
fänge dazu entwickelte er schon in dem Jahr, in dem er auf den Posten nahe 
der von magyarischer und slawischer Flut umbrandeten Südostgrenze des 
deutschen Volksbodens berufen wurde („Nation und Nationalität“, Österr. Rund- 
schau I, 1905, Seite 659 ff.). Stehen im folgenden Jahrzehnt neben der aka- 
demischen Tätigkeit noch Arbeiten zur Wirtschafts-, Verkehrs- und Handels- 
geographie, die dem früheren Professor an der Wiener Exportakademie nahe- 
liegen mußten, im Vordergrund, so sieht der Weltkrieg Robert Sieger als 


mern 
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einen unermüdlichen Kämpfer, der in Wort und Schrift seinen Volksgenossen 
die Augen öffnete für die gewaltige Größe dessen, was auf dem Spiele stand. 
Die Gesammelten Aufsätze „Aus der Kriegszeit für Friedenstage* (Graz und 
Leipzig, Leuschner & Lubenskys Universitäts-Buchhandlung, 1916) bilden ein 
leuchtendes Wahrzeichen für seine selbstlose Hingabe an die große Sache. 
Und als dann das furchtbare Ende kam, da hat Robert Sieger als Mitglied 
der österreichischen Friedensdelegation ın St. Germain als der wohl tiefgrün- 
digste Kenner der Politischen Geographie der österreichisch-ungarischen Mo- 
narchie und insbesondere der Grenzsäume des deutschen Volksbodens, um die 
dort der ungleiche diplomatische Kampf ging, mitgeholfen, das wenige zu 
retten, was zu retten war. In diesen schweren Jahren wurde Robert Sieger 
praktischer Geopolitiker in dem hohen Sinne des Wortes, der seiner oben an- 
edeuteten Auffassung vom Wesen der Geopolitik entspricht, und als dann im 
Janost 1924 unsere Zeitschrift zu erscheinen begann, stellte er uns, was ihm 
unvergessen bleibt, als einer der ersten seine überaus wertvolle Kraft zur Ver- 
fügung. Klar erkannte er, daß eine praktische Geopolitik nur auf dem breiten 
Fundament einer exakten Politischen Geographie ruhen kann. Die Arbeiten, 
die er in unserer Zeitschrift veröffentlichte, liegen daher mit Ausnahme des 
fein umrissenen Lebensbildes, das er zum Gedächtnis der 60. Wiederkehr des 
Geburtstages von Rudolf Kjellen schrieb, auf dem Gebiete der Systematik der 
Politischen Geographie. Ihm gehört die Studie über die „Unterschiede zwischen 
dem Wachstum der Staaten und dem der Nationen“ an, die sogleich im zweiten 
Heft des ersten Jahrganges erschien und die unter den wuchtigen Lehren des 
Krieges geformten Gedankengänge „Zur politisch- geographischen Terminologie“ 
(Zeitschr. Ges. f. Erdk. zu Berlin 1917, Seite 497 ff., 1918, Seite 48 ff.) weiter- 
entwickelt. Immer war für Robert Sieger diese Schürfarbeit auf dem Gebiet 
der Terminologie und sonstigen Systematik die feste Grundlage für eine Stellung- 
nahme zu den die deutschen Belange betreffenden Tagesfragen, und als er auf 
dem letzten Geographentage, den zu erleben ihm beschieden war, ein ihm in 
diesen Jahren besonders liebgewordenes Kapitel der systematischen Politischen 
Geographie behandelte, betitelte er daher seinen Vortrag: „Die geographische 
Lebre von den Grenzen und ibre praktische Bedeutung“ und wieder- 
holte die Grundgedanken seiner Ausführungen vor unserem Leserkreis unter 
dem Titel: „Die Grenze ın der Politischen Geographie“ (1925, Seite 661). 
Gerade das vorliegende Heft, das wir von tiefem Schmerz erfüllt mit einem 
Gedenkwort an den allverehrten Toten einleiten müssen, sollte eine neue 
Arbeit des Lebenden enthalten. Noch angesichts des bevorstehenden chirurgi- 
schen Eingriffs stellte uns Robert Sieger am 11. Oktober d. Js. eine Arbeit 
„Über Heim- und Kultursprache* in Aussicht, in der er am Beispiel der 
Masuren, Ladiner, Elsässer u. a. die Beziehungen zwischen angestammter alter 
Mundart und der von einer Hochkultur getragenen eindringenden Fremd- 
sprache zu beleuchten und die geopolitischen Folgerungen zu ziehen gedachte. 
In unverwüstlichem Optimismus versprach er das Manuskript für November. 
An der Einlösung seines letzten Wortes: „Das werde ich halten* hinderte den 
Immertreuen ein unerbittliches Schicksal, das das Deutschtum eines seiner 
edelsten Streiter, die geograpbische Wissenschaft eines ihrer kritischsten Köpfe 
und unsern Kreis eines seiner wertvollsten Mitarbeiter vorzeitig beraubt hat. 
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GENZABURO HIROE: 
DIE JAPANISCH-RUSSISCHE ANNAHERUNG 
und ibre Auswirkung, insbesondere auf die jungasiatische Bewegung 


Wir geben im Folgenden den Anschauungen eines japanischen Seeoffiziers Raum, 

_ der nun in Deutschland Soziologie studiert, und glaubt, im Gegensatz zum Imperialis- 
mus zu stehen. Wir geben die Äußerungen möglichst in der japanischen Denk- 
form, wenn auch in unserer Sprache, wieder, weil jede Veränderung ihren geo- 


politischen Wert nicht steigern, sondern beeinträchtigen würde. 
K. Haushofer. 


Der Zweck des japanisch-englischen Bündnisses war in gewissem Sinne ohne 
weiteres ein Imperialismus in Ostasien. Offen und ehrlich gesagt, was Japan 
anbelangt, wollte es einen gewissen Teil des Festlandes Asiens, irgendwo in 
Sibirien, China oder Korea einnehmen. Das war schon eine offenbare, drin- 
gende Notwendigkeit seit seiner Restaurationszeit im Jahre ı868. Als Japan 
etwa vor mehr als einem halben Jahrhundert seine Abschließungspolitik ver- 
nichtete, wodurch es auf dem weltpolitischen Spielplan eintreten wollte, 
mangelte es ihm an industriellen Materialien, die als Gewähr für das künftige 
Gedeihen des modernen Staates betrachtet werden könnten. Nein, noch drin- 
gender war, daß Japan sich zunächst seines Territoriums versichern mußte, 
da schon in der Mitte des 19. Jahrhunderts europäische Mächte seine benach- 
barten Länder bedrohten. Diese beiden Umstände erregten Japan heftig zum 
starken Nationalbewußtsein und gaben ihm Kraft zum Gedeihen als moderner Staat 
und sogar zum Imperialismus. Es ist nicht unnötig, daß ich hier zunächst 
kurz die durch diese Umstände entstandenen Gesichtspunkte schildere. 

Als Japan durch die Restauration im Jahre 1868 den feudalistischen Polizei- 
staat unter der Zentralisation der Machtbefugnisse des Tokugawa-Shogunats 
gründlich reformierte und auf den weltpolitischen Spielplan trat, indem es 
seine Abschließungspolitik aufgab, schien es zu spät gekommen zu sein, um 
ın den Kampfplatz des modernen staatlichen Wettbewerbes von Europa und 
Amerika einzutreten. Schon nördlich, jenseits des japanischen Meeres hatte 
Rußland die ganze Strecke von Sibirien erobert und drängte mit stürmischer 
Macht und mit dynamischem Einfluß über die Ufer des Amurs ın die Mand- 
schurei und Korea. Westlich und südlich lag die ganze Strecke von China 
bis nach Indien und den Südseeinseln unter der Herrschaft anderer Mächte, 
Korea und China waren im sterbenden Zustand. Da sah Japan überall nörd- 
lich, westlich und südlich das Licht der benachbarten Nationen von Tag zu 
Tag immer mehr verschwinden. Japan wäre sozusagen wie ein Neuling auf 


tos 
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der Weltreise gewesen, der im unbegrenzten Urland von Wölfen umgeben 
und angegriffen worden sei. Damit Japan dieser Krise entging, mußte es 
1894—95 gegen China Krieg führen; und es hat China geschlagen und da- 
durch den bedeutenden chinesischen Einfluß auf Korea vernichtet, indem es 
die Unabhängigkeit Koreas hergestellt hat. Durch den Sieg in diesem Kriege 
hat Japan Besitz von Formosa ergriffen, und dadurch auch die Herrschaft 
über die Formosa-Meeresstraße in die Hand genommen. 1904—05 hat Japan 
gegen Rußland, das sich damals als den führenden militärischen Staat in der 
Welt fühlte, Krieg geführt und wiederum hat Japan gesiegt. Dadurch hat 
Japan den Einfall Rußlands nach der Mandschurei und Korea abgeschlagen 
und die speziellen Interessen in der Mandschurei, die bis dahin Rußland China 
entrissen hatte, übernommen. Während aber in der Blütezeit des Imperialis- 
mus Korea seine Unabhängigkeit kaum behalten konnte, würde es doch ein 
Sprungbrett, eine Basis zum Vorrücken des Imperialismus nach dem isolierten 
Inselstaat Japan gewesen sein. Gewiß, und ich muß sagen leider, hat Japan 
im Jahre 1910 Korea einverleibt, um das unwünschenswerte Gerüst der von 
Norden drängenden Gefahr von Grund aus zu beseitigen. Und endlich hat 
Japan beim Ausbruche des Weltkrieges Deutschland eine Forderung vorgelegt, 
wonach, um den Frieden im fernen Osten nicht zu brechen, Deutschland den 
Besitz Tsingtaus an Japan abtreten sollte, mit der Bedingung, daß Japan nach 
der Wiederherstellung {des Friedens Tsingtau an China zurückgeben würde. 
Ein gut Teil von dieser feinen Ausrede war aber formell; ich bedauere sehr, 
daß es zwischen beiden Staaten das Schicksal so fügte, daß Japan Deutsch- 
land mit der gleichen Münze heimzahlen mußte, die Deutschland im Jahre 
1895 anläßlich des Eingreifens dreier Mächte gegen Japan bezahlt hatte. Nach- 
dem Japan Tsingtau eingenommen hatte, übernahm es die Vormachtstellung 
in der Mandschurei und in der östlichen inneren Mongolei durch die soge- 
nannten 21 Punkte. 

Trotz dieser Erfolge, und noch dazu, trotz des ungeheuren Gewinns während 
des Weltkrieges sind die schweren Fragen ungelöst geblieben. Japan konnte 
sich von dem Erreichten nicht viel versprechen. Diese Fragen sind nämlich 
folgende: 

ı. Japan hat noch immer sich steigernden Mangel an industriellen Mate- 
rialien, je nach der industriellen Entwicklung. Je höher seine Industrie sich 
entwickelt, desto mehr macht sich der Mangel an Rohstoffen bemerkbar, mit 
denen es unzulänglich versorgt ist, umsomehr, als es von Anfang an keine 
nennenswerte Kolonie gehabt hat. Z. B. Japan war einmal sogar Lieferant 
von Kupfer, Holz und Kohlen, aber heute ist es schon Abnehmer dieser Natur- 
produkte geworden. Daß es immer ein großer Abnehmer von Baumwolle, 
Eisen usw. war, die es zur Entwicklung seiner Industrie nicht entbehren kann, 

56 
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ist beute noch genau so wie zuvor. Und noch ungünstiger ist besonders nach 
dem Weltkriege die Handelspolitik aller Staaten verändert worden, die ins- 
besondere viele Rohstoffe zu exportieren haben und die die Ausfuhr aller 
industriellen Rohstoffe in verschiedener Weise beschränkt haben. Folglich, 
solange diejenigen Staaten, die weder im eigenen Reich genügende industrielle 
Materialien noch die die Rohstoffe liefernden Kolonien besitzen, den gegen- 
wärtigen industriellen Zustand zu unterstützen haben, wenn sie sich auch nach 
keiner weiteren Entwicklung bestreben, müssen sie nolens volens die Rohstoffe 
stets als „Achillesferse“ betrachten. Dies kommt immer in Frage, solange ein 
Staat sich innerhalb gewisser Grenzen der zivilisatorischen Einrichtungen halten 
will. Daher kommt es, daß sich Deutschland in derselben Lage befindet wie 
Japan. Das Folgende hat Reichsinnenminister Dr. Külz am 24. Juli dieses 
Jahres in der Berliner Friedrich-Wilbelm-Universität dargelegt: ,.... Die 
Möglichkeit kolonialer Betätigung ist zu einer Lebensfrage für uns geworden. 
. . . Schließlich ist die koloniale Frage brennend für Deutschlands Wirtschaft. 
. .. Ohne die Regelung der deutschen Kolonialfrage ist ein Gedeihen Deutsch- 
lands unmöglich.. Auch Japan ist ganz derselben Meinung, obgleich 
es dieselbe nicht so unumwunden zugibt, weil es sich um die Humanitäts- 
frage handelt, wenn eine überlegene Nation mit Absicht andere Länder aus- 
beuten und so die anderen Völker wider ihren Willen beherrschen will. 

2. Die freundlichen Beziehungen zwischen Japan und China hatten die 
Tendenz, immer schlimmer werden zu wollen. Hätte Japan mit China, welches 
in seinem riesengroßen, noch nicht urbar gemachten Landbesitz ungeheueren 
Reichtum an Naturprodukten birgt und dessen Bevölkerung von 430 (?) Mil- 
lionen Menschen eine umfangreiche Kaufkraft hat, eine engere freundschaft- 
liche Verbindung geschlossen, so wäre Japans Gedeihen im Bereiche der mo- 
dernen Staaten ohne Kolonien möglich gewesen. Aber das war und ist noch 
heute nicht der Fall! Auf der einen Seite konnte Japan seinen Siegesstolz 
nicht beherrschen, weil es 1894—95 China, 1904—05 Rußland besiegt hatte 
und dadurch mit einem Sprung in die Reihe der Großmächte der Welt ein- 
getreten war. Deshalb verachtete es nicht nur China, sondern hatte auch die 
Ambition, sich mit den europäisch-amerikanischen Mächten in China um den 
Löwenanteil zu streiten, oder, wenn die Gelegenheit sich ergäbe, aus eigener 
Kraft eine ausschließliche Vormachtstellung in China zu erringen, um dadurch 
eine große Rolle spielen zu können. Und daß Japan sein Ziel in Einzelgebieten 
von China erreicht hat, weiß man. Dieses imperialistische Verhalten Japans hat 
bekanntlich auf China einen sehr unangenehmen Eindruck gemacht, der aus 
den Köpfen der Chinesen nicht leicht herauszubringen zu sein scheint, ob- 
gleich sowohl die japanischen Kenner als auch die chinesischen eine freund- 
schaftliche Gestaltung der Beziehungen zwischen Japan und China ausdrück- 
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lich befürworten, und auch kein Mittel unversucht lassen, sei es positiv, sei 
es negativ, diese Jeidigen Konfliktstoffe zu beseitigen. 

3. Trotz dieser ungünstigen Umstände ist die innige Annäherung beider un- 
bedingt nötig, um die vollständige Unabhängigkeit Chinas zu sichern. Von 
Japans Standpunkt aus betrachtet ist China mehr ein Kamerad als eine riva- 
lisierende Macht, worauf es schließlich bei geopolitischen Fragen im weiteren 
Sinne ankommt. Bei der Gegenüberstellung von vollständig unabhängigen 
Staaten, wie wir sie heute in Europa haben, ist die Schwächung eines Staates 
für den benachbarten Staat günstig, vorausgesetzt, daß andere Bedingungen 
gleich sind. Im Gegensatz dazu sind die Bedingungen zwischen den ostasiati- 
schen Staaten, insbesondere zwischen Japan und China, ganz anders. Denn 
die Schwächung eines Staates hat auch die des benachbarten Staates zur Folge, 
da die ostasiatischen Länder der Kampfplatz der um den Löwenanteil strei- 
tenden europäisch-amerikanischen Mächte geworden sind. Wäre Japan schon 
seit einem halben Jahrhundert von europäischen Mächten beherrscht worden, 
so könnte man sich kein China, wie es heute ist, vorstellen. Umgekehrt 
könnte man das Gleiche sagen. Ohne diese speziellen Beziehungen zu be- 
trachten, kann man wohl kaum weder die Vergangenheit noch die Zukunft 
beider Staaten uutersuchen und erforschen. So mag denn auch in diesem Zu- 
sammenhang folgendes Bild bier Platz finden. Die fremdenfeindlichen Be- 
wegungen in China in den letzten Jahren gingen in der Regel am Anfang von 
einer den Japanern feindlichen Agitation aus, um sich dann nach und nach 
gegen die europäisch-amerikanischen Nationen, insbesondere gegen die Eng- 
länder zu wenden. Das aufgeregte Jungchina will zunächst die ,altklugen‘* 
Japaner — so wie es sich diese vorstellt — ausschließen, aber bei zunehmen- 
der Vernunft kommt es ihm allmählich zum Bewußtsein, daß es im Grunde 
genommen sehr nachteilig ist und sogar sehr gefährlich sein kann, „mit den 
fernen Ländern freundschaftlich umzugehen und dadurch die benachbarten 
Staaten anzugreifen“. (Ostasiatische Redensart.) 

Mit einem Wort, China kann weder die Japaner durchaus ausschließen, ob- 
gleich es über das ,naseweise* Japan empört ist, noch kann Japan Chinas 
Unabhängigkeit schwächen lassen, wenn es auch in China eine ausschließlich 
große Rolle spielen möchte. Die geographischen Bedingtheiten beider Nationen 
gestatten weder die feindselige Gegenüberstellung noch die zur Schwächung 
des einen dieser beiden Länder führende Einmischung des anderen. 

4. In den letzten Jahren betrug die Zunahme der japanischen Bevölkerung 
durchschnittlich im Jahre im eigentlichen Japan etwa 750000, in den ein- 
verleibten Gebieten, Korea, Formosa und Sachalin, etwa 300 000. Die Rege- 
lung dieser starken Bevölkerungszunahme kann bekanntlich hauptsächlich ent- 
weder durch die Kolonisierung, falls der betreffende Staat schon stark be- 
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völkert ist oder falls er unter Mangel an industriellen Rohstoffen leidet, oder 
durch die Einfuhr genügender Rohstoffe erfolgen. Aber einerseits hat Japan 
keine nennenswerten Kolonien, die der außergewöhnlich starken Bevölkerungs- 
zunahme entsprechen, während andererseits seine Auswanderung in die Ver- 
einigten Staaten von Amerika als auch nach Australien bis zum höchsten 
Grade beschränkt worden ist. Infolgedessen kann sich Japan von der Kolo- 
nisierung nicht viel versprechen, solange es mit der Verteilung der Kolonien 
in der Welt wie heute steht. Andererseits können alle Rohstoffe ausführen- 
den Staaten eine Beschränkungspolitik der Ausfuhr von Rohstoffen betreiben, 
was, wie schon erwähnt, besonders nach dem Weltkriege eine bemerkenswerte 
Tatsache geworden ist. 

Nunmehr wäre Sowjetrußland in Betracht zu ziehen. Bekanntlich ist die 
Vernichtung aller kapitalistischen Staaten der Welt die Hauptlinie zur End- 
station der „Internationale“, oder der „Sozialistischen Sowjet-Republiken“. 
Aber unter den gegenwärtigen Verhältnissen ist nicht daran zu denken, daß 
Rußland dieses Ziel mit eigener Macht verwirklichen kann. Doch gibt es da- 
zu eine andere Möglichkeit. Das ist die Verselbständigung und die Befreiung 
der Kolonien, auf denen sozusagen das Gedeihen der modernen kapitalistischen 
Staaten beruht, was ja auch offenbar ein Programmpunkt Rußlands ist. Es 
hat, was ostasiatische Staaten anbelangt, zunächst im Jahre ı924 mit China 
die diplomatischen Beziehungen wieder hergestellt, und schon heute macht es 
in China seinen gewissen Einfluß geltend. Wenn Rußland einmal in China 
eine große Rolle spielen sollte, so würden die Einflüsse der in China selbst- 
süchtig verharrenden Mächte entscheidend abgeschlagen werden, wodurch auch 
die Engländer in Indien in große Gefahr kommen würden. Und schon setzt 
sich der alte Streit um Indien zwischen England und dem zaristischen Ruß- 
land wiederum zwischen Sowjetrußland und England fort. Wenn er auch 
nicht so deutlich in Erscheinung tritt, muß er ja doch im festgesetzten Pro- 
gramm Sowjetrußlands liegen. Daß das englische Arbeiterkabinett Macdonald 
im Jahre 1924 auf einer Seite den englisch-russischen Vertrag abschloß und 
andererseits den von dem vorhergehenden Kabinett beschlossenen Plan des 
Ausbaues des Marinehafens Singapur aufgab, und daß das im November des- 
selben Jahres gebildete Konservative Kabinett das Umgekebrte zu tun für rich- 
tig hielt, indem es den englisch-russischen Vertrag aufgab und den Plan des 
Marinehafens Singapur wieder aufnahm, macht sowohl dies als auch die nach- 
her erwähnten Beziehungen zwischen Japan und Sowjetrußland verständlich, 
insbesondere in Anbetracht des Umstandes, daß England schon dem aller- 
mächtigsten Dollar-Kingdom, V. S. v. Amerika, schmeichelnd das japanisch- 
englische Bündnis zu Füßen gelegt hat. Und zwar zeigt sich Japan heute als 
ein dreister Gegner, ja als ein England sehr unbequemer Geselle. Ja, bekannt- 
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lich sind Japan und England auf der Tarifkonferenz in China in den meisten 
Punkten nicht zusammen gegangen; das ist in der Tat die neueste Erschei- 
nung. Auch aus diesem Grunde kann man bezweifeln, daß die neuen freund- 
schaftlichen Beziehungen zwischen Japan und Frankreich auf die Dauer un- 
veränderlich sind. Die Annäherung beider ist schon durch den japanisch- 
russischen Vertrag im wesentlichen gehemmt, d. h. sie hat an Kraft verloren; 
ebenso wie der langjährige Aufenthalt des japanischen Prinzen Chichibu-no- 
miya in England keinen bedeutenden Einfluß auf die bestehenden allgemeinen 
Tendenzen zwischen England und Japan haben wird. Unter diesen Umständen 
könnte, von Rußlands Standpunkt aus betrachtet, der Kampf in China zwischen 
den antirussischen Generalen, hinter denen vor allem England und Amerika 
stehen, und den prorussischen Generalen, als ein hoffnungsreiches Vorposten- 
gefecht angesehen werden. 

Darin liegt die neue außenpolitische Abhängigkeit beider Staaten vonein- 
ander, Japans sowohl als auch Sowjetrußlands, obwohl ihre Staatsformen sich 
wie Feuer und Wasser zueinander verhalten, und der erste den zweiten in 
Grund und Boden verabscheut und fürchtet. Man sieht gewöhnlich nur die 
Vorteile, welche der kürzlich zwischen beiden Staaten geschlossene Vertrag 
direkt und unmittelbar bietet. Allerdings behandelt der Hauptpunkt des Ver- 
trages nur Rechte, welche allein Japan genießen kann. Er lautet unter 
anderem: 

ı. Japan hat das Recht, die Fischereigerechtsame auf den Rußland benach- 
barten Meeren, dem Japanischen, Ochotskischen und Beeringmeere, die 
Japan 1905 durch den Portsmouth-Vertrag von Rußland erlangt hat, 
erneut auszuüben. (Vertrag Art. 3.) 

2. Sowjetrußland tritt das spezifische Recht, das wichtigste, zur Ausnutzung 
der Kohlen- und Erdöl-Vorkommen auf Sachalin an Japan ab. (Vertrag 
Art. 6 und Protokoll B.) 

3. Um die wirtschaftlichen Beziehungen beider Staaten zu beleben, wird 
Sowjetrußland Japan das Recht verleihen, die Entwicklung der Mineral- 
und Forstprodukte usw. im ganzen Gebiet Sowjetrußlands zu fördern. 
(Vertrag Art. 6.) 

Man rechnet damit, daß die japanische Ausfuhr nach Sibirien sehr ent- 
wicklungsfäbig sei; aber man befindet sich dabei im Irrtum, weil die Bevöl- 
kerung des für Japan erreichbaren Sibiriens von nur annähernd 2 Millionen 
Menschen kein vielversprechender Abnehmer der japanischen Waren werden 
kann. Aber da diese im Vertrag festgelegten Rechte und Interessen ganz ein- 
seitig sind, kann man sich nicht vorstellen, wie dadurch beide Staaten feste 
Verbindungen anknüpfen können, ohne daß die irgendwo vorhandene Einheit 
anderer Interessen berührt wird. Wenn man die heutige Situation Rußlands 
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betrachtet, welches inmitten kapitalistischer Staaten eine isolierte Stellung ein- 
nimmt, ist selbstverständlich die Entwicklung Sibiriens mit Hilfe des japani- 
schen Kapitals sehr wünschenswert. Das läßt sich aber nicht mit den unge- 
heuren Interessen vergleichen, die Japan durch den Vertrag gegeben werden. 
Man rechnet dabei mit dem großen Vorteil, der Rußland dadurch entsteht, 
daß Japan nunmehr kraft des Vertrages verpflichtet ist, in seinem Territorium 
das Dasein antirussischer Personen und Verbände nicht zu gestatten, nachdem 
es bisher im Geheimen diese zu unterstützen pflegte. Aber da unter den 
heutigen Umständen Japan diese nicht mehr wie in der Zeit der Expedition 
japanischer Truppen nach Sibirien positiv unterstützen kann, hat dieser Vor- 
teil für Rußland keine wichtige Bedeutung, geschweige denn, daß auch Japan 
denselben Vorteil genießt (Vertrag Art. 5). Danach liegt der neue Zusammen- 
hang beider hauptsächlich in dem gemeinsamen Interesse an einer Emanzi- 
pation und Befreiung der Kolonien, wenn auch jeder der beiden Staaten da- 
bei ein anderes Ziel verfolgt. Die Verschiedenartigkeit der Ziele schließt 
gleiche Mittel nicht aus. 

Daß Japan die Emanzipation der bedrückten Nationen, der Kolonien, wünscht, 
ist nicht nur die notwendige Schlußfolgerung aus den schon erwähnten vier 
Punkten Japans, sondern auch ein menschliches Pflichtgebot sozusagen. Das 
japanische Volk war einmal einstimmig entrüstet und auf das Äußerste ge- 
reizt über das kaltblütige Verbalten, welches das Land der Freiheit, Amerika, 
dadurch zeigte, daß es trotz des ungeheueren Reichtums, welches es in seinem 
riesengroßen, zum Teil noch nicht urbar gemachten und nur sehr schwach 
bevölkerten Landbesitz birgt, die Einwanderung der gelben Rassen bis zum 
höchsten Grade beschränkt hat, wodurch es den gottlosen Rassenkampf gegen 
die Farbigen erklärt hat, sei es offenbar, sei es anspielungsweise. Ja, das Ver- 
halten Amerikas in der Einwanderungsfrage ist im Grunde genommen eine 
Herausforderung gegen andere Rassen, wobei es selbst dem wahren Sinne 
seiner sogenannten Erklärung der Freiheit widerspricht. Darauf ist seitdem 
im japanischen Volke der Gedanke der Emanzipation der bedrückten Nationen 
immer mehr gewachsen, zunächst ganz andeutungsweise, und doch vielleicht 
auch manchmal seinem jungen imperialistischen Gedanken widersprechend. 
Mit anderen Worten: Wir können nicht verneinen, daß es Japan immer klarer 
zum Bewußtsein kommt, sich als einziger Vormund oder Beschützer der un- 
glücklichen Rassen gegen die vernunftwidrigen, unmenschlichen Herausforderer 
des Rassenkampfs zu betrachten, welcher die wahre Fähigkeit besitzt, sie zu 
beaufsichtigen und glaubt, diese Frage nicht vernachlässigen zu dürfen. Trotz- 
dem es fast keine Möglichkeit gibt, hauptsächlich aus wirtschaftlichen Grün- 
den von Japans Seite aus insbesondere, daß Japan und Amerika wegen der 
Ein- und Auswanderungsfrage Krieg führen, wie man es vermutet, bestrebt 
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sich Japan doch, seine Marine immer mehr zu vervollständigen und zwar 
werden wahrscheinlich für dieses Jahr die Kosten für etwa 32 Hilfskriegs- 
schiffe, d. h. Kreuzer, Torpedozerstörer, U-Boote usw. in das Marine- Budget 
eingestellt werden. Dies ist nichts anderes als die Vervollkommnung der 
wahren Fähigkeit, die Freiheit der Farbigen zu schützen, wenn auch einige 
der japanischen Politiker anderes beabsichtigen sollten — umsomehr als 
das Gerücht des japanisch-amerikanischen Krieges auf einen Rassenkampf 
anspielt. 

Jetzt dürfte es klar sein, daß sich Japan und Sowjetrußland bei dem großen 
Unterschied zwischen beiden Staatsformen und auch den beiderseitigen Inter- 
essen, wie sie den Worten nach aus dem Vertrage von Peking hervorgehen, 
nur mit großer Mühe miteinander befreundet haben. Doch will ich durch- 
aus nicht sagen, daß die damalige Regierung, eine Koalition der Seiyukai- 
Partei und der heutigen Regierungspartei Kenseikai, sich ganz bewußt war, 
für die Freilassung der Kolonien — der Farbigen — in gewissen Punkten 
auch Chinas, einzutreten. Aber mindestens müßte sie darüber befriedigt sein, 
daß Sowjetrußland in den bedrückten Ländern, namentlich in Asien und be- 
sonders in China und Indien, die Einflüsse der europäisch-amerikanischen 
Mächte zurückzudrängen beabsichtigt. Wenn aber einmal Sowjetrußland in 
China eine große Rolle spielen sollte, so würde Japan das Geschick der anderen 
Mächte in China teilen müssen und sich gleichzeitig der dynamischen Gewalt 
der „roten Gefahr“ aussetzen. Das jedoch könnte Japan nicht ertragen, auch 
wenn es ritterlich sein wollte. Aber doch kann Japan die suggestive Wirkung 
der bolschewistischen Ideen in China kaum ausschalten, ja, es muß resignieren 
und sich mit diesen Erfolgen abfinden. Infolgedessen mußte Japan um jeden 
Preis mit Sowjetrußland ins Einvernehmen kommen, wodurch es sich, ohne 
sich der roten Gefahr aussetzen zu müssen, gegen die russische antiimperia- 
listische Wirkung in Ostasien unempfindlich machen kann und diese viel- 
mehr für Asien und sogar für sich auszuwerten in der Lage wäre. Der Ver- 
trag Art. 5 und das Protokoll (A) Art. 4 erwähnen besonders diese Punkte. 

Doch bekanntlich standen vor allem die Militär-, Marine- und Regierungs- 
kreise und sogar der größte Teil des Volkes im Gegensatz zur aufkeimenden 
innigen Freundschaft zwischen beiden Staaten; und komischerweise auch heute 
noch, nachdem sie zustandegekommen ist. Aber trotz aller eigenen Gefahr 
wünschten sie sehr, in erster Linie das Erdöl, welches für die Zukunft der 
japanischen Marine unentbehrlich ist, mit Sicherheit erhalten zu können; 
jedenfalls hätten zunächst die Marine- und Militärkreise das Zustandekommen 
des Vertrages mit aller Gewalt verhindert, wenn Japan durch den Vertrag 
kein Erdöl bekommen hätte. Es ist zu deutlich, wie ich hier einfügen will, 
daß Sowjetrußland und China von Seiten der japanischen Marine eine Gefahr 
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nicht droht — die Vervollkommnung der japanischen Marine arbeitet durch 
die Erwerbung des Erdöls den beiden Staaten eigentlich nicht entgegen. 

Kurz gesagt, der Schwerpunkt der einheitlichen Annäherung beider Staaten 
liegt in der Tat in der gegenseitigen Sicherung der freien Wirksamkeit beider 
in Ostasien, zunächst vor allem in China; sonst könnten wir uns die Ent- 
stehung eines solchen Vertrages nicht vorstellen, in welchem Japan dem Wort- 
laut des Vertrages nach ausschließlich mehrere Rechte in Anspruch nehmen 
kann, während sich Sowjetrußland dagegen im Hinblick auf die Weisungen 
der „3. Internationale“ zu gewissen Zugeständnissen hat bereit finden müssen. 
(Vertrag Art. 5 handelt hauptsächlich davon, daß Sowjetrußland nichts unter- 
nehmen darf, was die japanische Staatsform schädigen könnte, wie es auch 
umgekehrt der Fall ist.) Aber unter der freien Wirksamkeit in China darf man 
nicht die Verletzung der chinesischen Souveränität und aller damit in Verbin- 
dung stehenden Rechte verstehen, sondern ohne weiteres die Sicherung derselben. 

Das von den Vereinigten Staaten von Amerika vorgeschlagene Prinzip der 
Gleichberechtigung mag vor der Hand für das heutige China besser als nichts 
sein, aber von Seiten Chinas wird es wirklich nur als eine Unannehmlichkeit 
empfunden. Es möchte am liebsten von diesem Prinzip unabhängig sein, so- 
bald sich eine Gelegenbeit bietet, die magischen Einflüsse der Großmächte zu 
beseitigen. Dabei kommt ibm die Wirksamkeit Sowjetrußlands zustatten, 
welche, wie man weiß, Jungchina, sei es kommunistisch, sei es national- 
sozialistisch, oft zur fremdenfeindlichen Bewegung benutzt hat. Aber solange 
es in China viele antirussische Parteien gibt, die immer von mächtigen Ge- 
neralen, z. B. Tschang-Tcho-Lin, Wu-Pei-Fu, geführt werden und die Groß- 
mächte, bekanntlich auch Japan, sie mit Rücksicht auf eigene künftige Vor- 
teile, die sie sich davon versprechen, zu unterstützen pflegen, kann man von 
der Bewegung Jungchinas nicht viel erwarten. Wenn zumal Japan z. B. den 
General Tschang-Tscho-Lin in der Mandschurei im Geheimen unterstützte, 
und das gemäß anderer in der Vergangenheit liegender Fälle wohl möglich, 
so würde Jungchina nicht nur seine fremdenfeindlichen Bewegungen nicht 
durchsetzen und die dadurch bedingte Einheit wohl kaum erreichen können, 
sondern auch die Sonderbestrebungen, welche eine der schweren Krankheiten 
Chinas ist, fördern. Daraus ergibt sich nichts anderes als die Uneinigkeit 
des Volkes oder die Zerstückelung des Staates. Darüber ist kein Wort mehr 
au verlieren: China müßte sich eigentlich ja ganz günstig dabei stehen, daß 
Japan und Sowjetrußland Chinas wegen eine innige Freundschaft geschlossen 
baben. Ja, ın der Tat hält man zuweilen die neuen freundschaftlichen Be- 
ziehungen beider Staaten für ein japanisch-russisches Bündnis und zwar seinem 
Zweck oder Sinne nach für ein chinesisch-japanisch-russisches Einverständnis, 
das nahe daran sei, Wirklichkeit zu werden. 
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Was ich hierbei hinzufügen möchte, ıst das in Frankreich, England oder 
den Vereinigten Staaten von Amerika kursierende Gerücht eines chinesisch- 
deutsch-japanisch-russischen Bündnisses. Es gilt im Kreise empfindlicher Eng- 
länder, Franzosen und Amerikaner, wenn auch nicht der ganzen Völker, für 
eine gefährliche Möglichkeit. Die Gründe dafür sind nicht einfach, doch 
müßte der gemeinsame Hauptgrund die notwendige Regelung der brennenden 
Frage des Bevölkerungszuwachses in Deutschland und Japan und aller daraus 
zu folgernden Probleme sein. (!) Und daß diese Notwendigkeit beider in dem 
sowjetrussischen Prinzip der Emanzipation bedrückter Völker einen Einigungs- 
punkt finden kann, wie verschieden auch der Anlaß oder das Ziel für jedes 
Land sein mag, und daß dadurch auch China eine vorteilhaftere Stellung ein- 
nehmen könnte, wurde schon erwähnt. Nun haben sowohl Deutschland wie 
auch Japan Mangel an Rohstoffen, wobei der Mangel an Kolonien besondere 
Schwierigkeiten verursacht. Und wir sehen in Deutschland eine heiße Be- 
gierde, wieder Kolonien zu besitzen. Aber wodurch können Deutschlands 
Wünsche erfüllt werden? Ist nicht die Erwerbung von Kolonien eine charak- 
teristische Geschichte anarchischen Zustandes im Laufe der Entwicklung des 
Kapitalismus, und konnten nicht nur die hinter den Handelsflaggen folgenden 
Kriegsflaggen sie erreichen ? — etwa durch den Krieg? Aber das gilt nicht 
mehr; zu spät! Und denke man einmal daran, wie bitter die deutsche Min- 
derheitsfrage im Ausland ist, ganz abgesehen von der Schwierigkeit, zukünftig 
irgendeine Kolonie zu erwerben — bitter! Es handelt sich um die Sympathie 
für diejenigen Volksteile, die von einem anderen Staate beherrscht, ja sogar 
unterdrückt werden. Der Deutschland freigelassene Weg zur Regelung der 
Kolonialfrage muß die Zerstörung des sozusagen kolonialpolitischen Imperialis- 
mus sein. Darin würde es gemeinsam mit Rußland und Japan gehen können. 
Zutreffendenfalls birgt das oben erwähnte Gerücht aus dem eben angeführten 
Grunde eine sichere Möglichkeit in sich. Angesichts der imperialistischen 
Mächte in China hören wir heute das Feldgeschrei Jungchinas: Heißt die 
Deutschen, da sie mit dem Imperialismus Schluß gemacht haben, willkommen! 
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Das am 25. September 1925 von der sechsten Vélkerbundsratversammlung 
auf Anregung Spaniens, Hollands, Schwedens, Japans und Belgiens beschlossene 
Werk der internationalen Riistungsverminderung hat mit Beendigung der tech- 
nischen Studien der Kommission A in Genf einen vorläufigen wichtigen Ab- 
schnitt erreicht. Wie erinnerlich, hatte der Rat eine „Vorbereitende Kom- 
mission“ politischer Zusammensetzung mit Ausführung der Beschlüsse beauf- 
tragt und diese hatte den vom Ratskomitee aufgestellten Fragebogen teils einer 
militärischen Kommission A, teils einer aus Wirtschafts- und Finanzvertretern 
zusammengesetzten „Gemischten Kommission“ übertragen. Die Ergebnisse 
liegen Bach fünfmonatlicher Arbeit bis auf unwesentliche Reste jetzt vor, und 
zwar in einem Bericht der militärischen Kommission von über 400 Seiten 
Maschinenschrift und kleineren Beiträgen der gemischten Kommission. Da es 
der Öffentlichkeit nicht leicht fallen kann, diesen Stoff zu beurteilen, so sei 
folgender allgemeine Überblick gegeben. 

Schon die Art der Aufstellung des Fragebogens war das Ergebnis eines ge- 
wissen Kampfes zwischen den im Rat führenden Mächten, namentlich En 
land und Frankreich. Die hierbei zutage getretenen Gegensätze haben sich 
im wesentlichen im weiteren Verlauf der Verhandlungen bis zum Schlußbericht 
erhalten und durch Hinzutritt weiterer selbständiger Standpunkte, wie z. B. der- 
jenigen der Vereinigten Staaten und Deutschlands noch erheblich vermehrt. 

m alle diese Ansichten zur Geltung zu bringen, wurde auf amerikanische 
Veranlassung die Form gewählt, in der Beantwortung jeder Frage, ja zu jedem 
Abschnitt des Textes, die Mächte namentlich aufzuführen, welche der einen 
oder anderen Fassung zuneigen. Vorher bestand das Prinzip der Abstimmung, 
das häufig zu sonderbaren Resultaten führte, wenn nämlich eine Majorität 
kleiner Staaten sich über eine Minorität der allergrößten wegsetzte. Das Bild 
der Antworten ist jetzt recht unübersichtlich geworden, läßt sich jedoch in 
gewisse Konturen zusammenfassen und zeigt dann zugleich die interessante 
Gruppierung der einzelnen Mächte in den einzelnen Machtpolitik- und Rüstungs- 
fragen. 

Schon in der ı. und a. Frage, die sich mit der Definition des Begriffes 
Rüstungen und ihren Eigentümlichkeiten befassen, ist die Divergenz groß. 
Wie bereits in der Tagespresse mehrfach gemeldet, vertritt die französische 
Gruppe, die meist Frankreich, Italien, Belgien, Polen und die Kleine Entente 
umfaßt, den Standpunkt, daß Reserven an Personal und Material nicht zu 
den ständigen, Friedensrüstungen“ gehören, die verabredungsgemäß allein der 
Beschränkung unterworfen werden sollen, da man von vornherein mit Recht 
die schwer zu berechnenden „Kriegsrüstungen® außer Ansatz gebracht hatte. 
Diese Gruppe will also nur diese beiden Kategorien gelten lassen, während 
die Opposition, bestehend aus Deutschland, Bulgarien, England, Spanien, 
Amerika, Finnland, Niederlande und Schweden die genannten Reserven neben 
den ständigen Rüstungen als ausgesprochene und greifbare zweite Gattung 
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von Friedens vorbereitungen für den Krieg bezeichnet und der Beschränkung 
unterwerfen will, von der nur die dritte Gattung, die im Kriege aufgestellten 
Rüstungen, unberührt bleibt. Ein zweiter Gegensatz beruht in der Frage des 
Polizei-, Forst- und Zollpersonals, das jene Gruppe — auch bei Er- 
mangelung kriegsmäßiger Ausrüstung — dem aktiven Personal zurechnen will. 
Bei der Kennzeichnung der verschiedenen Webrsysteme schließlich wird von 
der französischen Gruppe dem Berufsdienst, wie ibn England, Amerika und 
Deutschland (dieses zwangsweise) besitzen, eine überlegene und übertriebene 
Schlagfertigkeit und Leistung zugesprochen. Das Ergebnis dieser Gesamtauf- 
fassung wäre, daß z. B. Deutschland mit seinem 100000 Mann - Berufsheer 
und seinem angeblich kriegsbereiten Polizei-, Forst- und Zollpersonal dieselbe 
Kriegsstärke zugesprochen wird, wie z. B. Frankreich mit seinen 600 000 Mann, 
das seine Reserven an Personal und Material sowie die „in Ausbildung befind- 
lichen“ Rekruten nicht in Ansatz bringt. Man wird verstehen, daß auf solcher 
Grundlage eine ernsthafte Behandlung der Abrüstungsfrage zur Unmöglichkeit 
wird. — Die bei den oben genannten Gruppen nicht erwähnten Staaten ver- 
teilen sich rechts und links, je nach ihren besonderen Bedürfnissen. 

Diesen Begriffen entsprechen in Beantwortung der Frage IlI die „Kriterien 
des Vergleichs" und die „Methoden zur Herabsetzung der Rüstungen“. Für 
die Landrüstungen wird von einer Seite die Bedeutung und Erfassung der 
Mannschaftsreserven und des Depotmaterials verneint, von der Opposition be- 
jabt. Für die Luftrüstungen will eine Majorität unter Führung der fran- 
zösischen Gruppe alle Zivilluftfahrzeuge als Kriegsmaterial und alles Zivilluft- 
55 als sofort verwendbares Kriegspersonal ansprechen und, da eine 

schränkung der Zivilluftfahrt nicht angängig erscheint, die eigenen Luft- 
rüstungen danach bemessen. Es ist klar, daß man dieser vollkommen wider- 
sionigen Auffassung zu begegnen hatte, und zwar geschah dies von Amerika, 
Argentinien, Deutschland, Spanien, Schweden und teilweise England, jedoch 
ist der englische Standpunkt in dieser Frage nicht einheitlich gewesen, ob- 
gleich er gegenüber der überlegenen französischen Luftmacht hätte klar vor- 
gezeichnet erscheinen können. 

Die stärkste Meinungsverschiedenheit vielleicht, die allein vier Wochen 
Sonderverhandlungen im Marineausschuß mit sich brachte, berubt in dem 
Kriterium des Vergleichs und der Methode der Beschränkung der Seerüstun- 
gen. Während die angelsächsische Gruppe mit Japan, Argentinien und Chile 
sich nur auf Vergleich und Beschränkung nach Kategorien von Kriegsschiffen, 
also Linienschiffen, Kreuzern usw. einlassen will, fordert die Majorität, geführt 
von Frankreich und Italien, die Festsetzung der Flottenstärken nach Pauschal- 
tonnage, innerhalb deren eine jede Macht ihren Bedürfnissen entsprechend 
Seekriegsmittel bauen können soll. Es ist klar, daß in diesem Gegensatz die 
Besorgnis der großen Seemächte vor einer Verschiebung der Machtlage durch 
Vermehrung feindlicher Kampfmittel wie U-Boote und sonstiger Handelszer- 
störer zum Ausdruck kommt. Es war die Hoffnung der Vereinigten Staaten 
gewesen, das Prinzip der Flottenkonvention von Washington, das bisher nur 
Linienschiffe und Flugzeugschiffe berührt, auf die anderen Schiffsklassen aus- 
zudehnen, und im Laufe des Sommers war mehrfach von einem Wunsch des 
Präsidenten Coolidge die Rede, zu diesem Zwecke eine neue Marinekonferenz 
einzuberufen. Solche Pläne sind jetzt zerstört, und man sieht zwei mächtige 
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Gruppen einander anscheinend unversöhnlich in einer Frage gegenüberstehen, 
die jede für zukunftsentscheidend hält. 

Ein wichtiger Gesichtspunkt, der sich durch alle Ausführungen der fran- 
zösischen Gruppe zieht, ist der der ,Interdépendance*, des Zusammenhangs 
unter den drei Hauptkategorien von Rüstungen. Damit soll gesagt werden, 
daß die Beschränkungen in einer Kategorie, z. B. der französischen Land- 
macht, ihre Kompensation in den Hauptkategorien anderer Mächte, z. B. der 
englischen und amerikanischen Seemacht, finden müssen. Im Gegensatz hierzu 
wollen die großen Seemächte diesen Zusammenhang nicht zugeben, sondern 
nur Landmacht gegen Landmacht, Seemacht gegen Seemacht usw. vergleichen 
und bemessen. 

Auf die Frage IV, welche Rüstungssysteme als ausgesprochen defensiv 
oder offensiv zu gelten haben, antwortet eine starke Gruppe unter deutscher 
Beteiligung, daß der Nichtbesitz ausgesprochener Angriffs waffen, wie schwere 
Artillerie, Kampfwagen, Flugzeuge und U-Boote Se Zweifel das zuver- 
lassigste Zeichen für eine nicht offensive Wehrmacht ist, jedoch hält Frank- 
reich dem entgegen, daß eine abnehmende Tendenz in der Kopfstärke, 
Waffenbeschaffungen und Ausgaben für Riistungszwecke das allein sichere 
Kennzeichen sei. Dieser Standpunkt beruht darauf, daß Frankreich im Besitz 
ungeheuren Kriegsmaterials und einer in jeder Hinsicht überlegenen Militär- 
macht jetzt im Begriffe und auch genötigt ist, Kopfstärke, Dienstzeit und 
Ausgaben herabzusetzen und auf Jahre hinaus auf Neubsschaffungen verzichten 
kann. So will es seine eigene Wehrmacht zum Modell eines defensiven 
Rüstungssystems stempeln, erfährt aber lebhaften Widerspruch selbst bei 
einigen seiner näheren Verbündeten, die nicht in gleich vorteilhafter Rüstungs- 
lage sind. — Im gleichen Sinne gebt von Frankreich die Forderung aus, die 
künftigen Rüstungsausgaben auf etwa heutiger Basis festzusetzen und zu 
beschränken und durch Einführung gleichmäßiger Etatsnachweise die Kontrolle 
auszuüben. Hier jedoch wie überhaupt in der Kontrollfrage steht es im 
lebhaften Gegensatz zu anderen Mächten. | 
Es war von vornherein der Standpunkt einer Reihe von Staaten gewesen, 
daß alle Abmachungen über Rüstungsbeschränkung nur Zweck und Aussicht 
haben können, wenn sie auf Freiwilligkeit und gutem Glauben beruben. Im 
Gegensatz hierzu fordert Frankreich das Recht einer internationalen Kon- 
trolle in allen Fällen, wo der Verdacht einer Übertretung besteht. Wie ge- 
wöhnlich findet es hierin die Unterstützung der um ihre Kriegsbeute besorgten 
Mächte, oder, kurz gesagt, aller Rußland, Ungarn oder Deutschland benach- 
barten Staaten. Schroffe Absage gegen Kontrolle jeder Art erging jedoch u. a. 
von Amerika, Argentinien, Spanien, Italien. 

Die Frage V, die das berühmte „potentiel de guerre“ behandelt, ist wider 
Erwarten ohne größere Schwierigkeiten erledigt worden, da man sich wohl 
im Verlauf der Arbeiten selbst auf französischer Seite von ihrem akademischen 
Charakter überzeugt hatte und im übrigen die Auffassungen vom militärischen 
Wert der Hilfsquellen, der Bevölkerungszahl, Eisenbahn, Seewege, Grenzen 
usw. bereits an anderen Stellen des Berichtes zum Ausdruck kommen. Des 
weiteren ist unter VI der militärische Wert der Zivilflugzeuge im obigen 
skizzierten Sinne gegen eine nicht geringe Opposition behandelt und ebenso 
der militärische Wert der Handelsflotte für den Seekrieg. Wie zu erwarten, 


„„ DIE GENFER ABRÜSTUNGSERGEBNISSE 893 


2 è 


stehen hier die großen See- und Seehandelsmächte gegen die kontinentalen 
Staaten. 

Der nächste Abschnitt des Fragebogens behandelt die Möglichkeit, von einer 
regionalen Abrüstung zur allgemeinen fortzuschreiten. Hier hat wieder 
Frankreich es verstanden, den Begriff der abrüstungsreifen Region, unter der 
man sich z. B. den Kreis der Locarno-Mächte hätte vorstellen können, so 
weit zu ziehen und derart mit Bedingungen zu belasten, daß der Begriff zur 
Utopie wird. So wird verlangt, daß sämtliche zum Eingriff in die Geschicke 
einer „Region“ befähigten oder an ihr interessierten Mächte in das Sicher- 
heitsverhältnis der Region einbezogen sein müssen. Das weist auf die großen 
Seemächte hin und führt geraden Weges zurück zum Genfer Protokoll bezw. 
Sicherheitspakt Clemenceaus. Auch hier steht die gewohnte Gruppe in Oppo- 
sition. 

Der Gaskrieg ist auf belgischen Antrag zum Gegenstand einer besonderen 
Untersuchung gemacht und es wurde unter lebhafter Zustimmung Deutsch- 
lands seine völlige Abschaffung angeregt. Auch dieser Gedanke droht zu 
scheitern an der französischen Forderung: daß zu seiner Verhinderung und 
Bestrafung — Sanktion — der Gegengaskrieg dienen soll. Damit wird 
verlangt, daß die Mächte, die sich als berufene Hüter des Völkerbundfriedens 
bezeichnen, die Mittel zu dieser Kriegführung behalten und entwickeln sollen, 
während ein gleichzeitiges und internationales Verbot dagegen ergeht. 

Dies sind dıe wesentlichen Punkte des Gegensatzes in den Studien der militä- 
rischen Kommission. Daneben sind einige Beschlüsse der gemischten Kommission 
zu vermerken, die zur Frage der wirtschaftlichen Folgen der verschiedenen 
Maßnahmen Stellung nehmen, wie Rüstungskontrolle, etwaige Einschränkung 
der chemischen Industrie, Ausgabenbeschränkung u. a. 

Der Bericht stellt sich demnach keineswegs als ein Instrument der praktischen 
Abrüstung dar, jedoch wird man sich bei einer Beurteilung dieses Gesamt- 
ergebnisses zu vergegenwärtigen haben, daß hier militärische Sachverständige, 
d. h. Offiziere, gewaltet haben, die ihrem Beruf nach nicht zur Vermeidung 
von Kriegen, sondern zur Verteidigung der militärischen Interessen und der 
Sicherheit ihres Landes erzogen und amt sind. Man weiß jedoch aus 
den Vorverhandlungen und namentlich aus den Reden und Arbeiten politischer 
Vertreter dieser Länder, um nur Paul-Boncour (Frankreich) zu nennen, wie 
stark diese „militärische“ Auffassung der Sicherbeits- und Abrüstungsfrage von 
maßgeblichen politischen Kreisen — wir sagen nicht von den verantwort- 
lichen — geteilt wird. In solchen Händen muß der Abrüstungsgedanke, der 
bei seinen Urhebern im Völkerbund und in stattlichen Parteien vieler Länder 
auf idealen und ebenso realen Motiven beruht, zum Zerrbild werden. Um so 
mehr ist es zu begrüßen, daß sich von den ersten Verhandlungen bis zum 
gegenwärtigen Abschluß eine immer wachsende Gruppe, allen voran die Ver- 
einigten Staaten, zu seiner Verteidigung zusammengefunden hat, um wenigstens 
zu verhindern, daß aus der Abrüstung eine Verewigung des französischen 
Militarismus wird. Es wird Sache der politischen Abrüstungskommission sein, 
den nächsten, nicht leichten Schritt im Sinne ihres Mandates zu tun und 
dieses Material entweder auszuhandeln oder zu verwerfen und die Entwaff- 
nungsfrage von einer anderen Seite anzufassen. Die Wahrscheinlichkeit spricht 
dafür, daß man auf einer Vorkonferenz im Frübjahr versuchen wird, eine 
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Reihe von Kompromissen zu erzielen und ein zunächst bescheidenes Programm 
für die Hauptkonferenz zu entwerfen. 

Die leitenden Gedanken der beteiligten Mächte für die ganze Frage werden 
sich wie folgt zusammenfassen lassen, obgleich man in der großen Politik mit 
knappen Formulierungen vorsichtig sein muß. Die Vereinigten Staaten 
erscheinen nicht mehr so drängend und führend, obgleich ihnen die Befriedung 
Europas und die Beruhigung der Märkte durchaus erwünscht bleiben muß. 
Sie haben aber einen Einblick in die europäische Mentalität gewonnen, die 
sich mit den Beobachtungen und Berichten des Botschafters Houghton an 
Präsident Coolidge deckt und zur Zurückhaltung mahnt. Zu Opfern auf dem 
Gebiete der Seemacht gegenüber mittleren Mächten, die den Drang nach noch 
gebobener Machtstellung durch unwesentliche Zugeständnisse ın den Land- 
rüstungen zu verdecken suchen, erscheinen sie nicht bereit. Das Gleiche gilt 
von England, das starke Anlehnung bei ihnen gefunden hat und aus den 
ganzen Vorgängen eher die Gründe für eine Verstärkung seiner Luftrüstung 
schöpfen dürfte. Japan, das zu den Veranstaltern der Bewegung gehört, hat 
sich in den Marinefragen den großen Seemächten, in Land- und Luftfragen 
den europäischen Kontinentalmächten angeschlossen und scheint bestrebt, ein 
gewisses Gleichgewicht zu halten und eine Option nach der einen oder anderen 
Seite zu vermeiden. Frankreich wurde in seinen Zielen bereits hinreichend 
charakterisiert. Es sucht mit großer Gewandtheit die Abrüstung so zu ge- 
stalten, daß seine relative Überlegenheit zu Lande und in der Luft unange- 
tastet bleibt und seine Seemacht die Aussicht auf Verbesserung gegenüber den 
Weltmächten gewinnt. Von einer Divergenz zwischen den Auffassungen der 
führenden Militärpolitiker und einer etwaigen „Briandschen“ Orientierung ist 
nichts zu verspüren. Auf gleichen Wegen sieht man Italien, das sich zu 
seinem romanischen Nachbarn eigentlich nur in den Fragen der Bevölkerungs- 
dichte (die Italien nicht als Stärke, sondern als Moment der Schwäche ansieht) 
und der Rüstungskontrolle im Gegensatz befindet. Durch sein ganzes Auf- 
treten zieht sich ein kräftiges Streben nach machtpolitischem Aufstieg, und die 
sonst unzweifelhaft vorhandenen ernsten französisch-italienischen Probleme 
treten zurück hinter der gemeinsamen Front gegen die Weltmiachte bezw. zur 
Erhaltung der Friedensverträge. Die kleine Entente und Polen finden ihre 
Haltung durch die französische Führung sowie ihre Interessen gegen Deutsch- 
land, Ungarn und Rußland bestimmt. Belgien neigt unter der Einwirkung 
einflußreicher Linkskreise zur etwas stärkeren Betonung des Friedensgedankens, 
obne sich jedoch im ganzen der französischen Führung zu versagen. Neutrale 
Länder wie Holland, Finnland und Schweden tragen in objektiver Weise 
zum Ausgleich der Forderungen zwischen den großen Mächten bei und suchen 
der Abrüstung aufrichtig zu dienen. Von den großen südamerikanischen 
Staaten schließlich kann gesagt werden, daß ihnen die Erhaltung des Gleich- 
gewichts zueinander das Wesentlichste ist, und daß ihre Teilnahme an der 
Erörterung von Problemen zwischen Europa und den großen Seemächten oder 
gar von rein kontinental-europäischen Rüstungsfragen nicht selten den Mangel 
an Berührungspunkten erkennen läßt und darauf hinweist, daß der universale 
Bau des Völkerbundes verfrübt war und nicht vor einer reinen Lösung der 
europäischen Frage nutzbringend wirken kann. Dieser Eindruck wird sich 
später bei einer Vollkonferenz von einigen 40 Staaten der allerverschiedensten 
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Orientierung notwendigerweise noch verstärken müssen und entweder zu einem 
noch größeren Mißklang führen als bisher, oder aber zu einer Machtgruppen- 
bildung ganz großen Stiles, vermutlich auf groß-kontinentaler Grundlage, 
wobei u. a. die Einbeitlichkeit des englischen Weltreiches ın Frage gestellt 
sein wird. 


KARL HAUSHOFER: 
BERICHT AUS DEM INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


In dem großen Ringen Asıens als Ganzes um vermehrte Selbstbestimmung, 
um Abschüttelung der als ungerecht und aufgezwungen betrachteten Verträge 
mit der euramerikanischen Kultur, Macht und Wirtschaft ist im Spätherbst 
eine Verschärfung eingetreten. Es sind in China (Erhöhung der Zölle von 
Kanton, aber auch von Shantung aus, Protest und Schadenersatz-Forderung 
der zentralen Schattenregierung wegen Wangbsieng), in den Philippinen 
(Sendung Carmi Thompson und ihre Folgen, Errichtung von Kautschuk-Groß- 
plantagen mit Kuli- und Landgesetz-Schwierigkeit, Ablösungsgedanken für 
Mindanao und Suluarchipel, künstliche Verschärfung der Morospannung), aber auch 
zwischen Japan und Südafrika (unmittelbare Handelsvertrags-Verhandlungen; 
Warnung 5 Eingeborenenrats wegen der Rassenausschließung) vollzogene 
Tatsachen entstanden, die ernste Aufmerksamkeit verdienen. 

Gleichläufig mit ihnen machte sich eine Sklavenbefreiungsbewegung im ganzen 
indischen Lebensraum, an allen den Stellen fühlbar, wo merkwiirdiger- 
weise diese Einrichtung unter dem wehenden Union-Jack noch bestand, wie 
in Nepal und Indore, wo wir sie schon besprochen haben (XI. 26), aber auch 
in weiten Teilen von Burma, im westlichen Teil des Indischen Ozeans, in 
Hinterindien mit seinem blühenden Mädchenhandel (Abkommen zwischen 
Siam und Malayenstaaten). Ein sehr stark bemerkter Aufsatz über die un- 
würdigen Arbeitsverhältnisse in der indischen Baumwollindustrie (Far Eastern 
Review, Band XXII, September 1926, Nr.9) von George Bronson Rea, trat zu 
Tage, worin einer der „Bumerangs“ erkannt werden könnte, zu denen allzu 
laut betonte Angriffe aus Großbritannien gegen asiatische Industrien werden: 
eine Rückläufigkeit geopolitischer Herkunft, auf die unsere Leser vorbereitet sind. 

Auch der Kampf um die russisch-asiatische Bank, bei dem große fran- 
zösische Interessen die Hauptleidtragenden sind, muß diesen Erscheinungen 
eingereiht werden; und letzten Endes gehören auch die Bemühungen, die 
Sowjetbünde, Japan und die mandschurischen Lokalinteressen näher, unter 
noch vollständigerer Ausschaltung amerikanischer und britischer Eingriffsmög- 
lichkeiten aneinander zu legen, in diese große einheitliche Erscheinungsreihe. 

Unter dem Druck dieser Zusammenhänge und angesichts des Verlustes der 
zwei südlichen Yangtse-Mündungsprovinzen Chekiang und Kiangsı aus der 
Front der Marschälle können wir die Freude der „Times“ über zwei unbe- 
streitbare Erfolge im sogenannten burmanischen Dreieck (Ob. Irawaddy) 
und Wasiristan begreifen. 

In Wasiristan ist zweifellos eine Beruhigung der gerade an dieser Stelle 
besonders reizbaren und aufregbaren Nordwestgrenze eingetreten: Straßenbau. 
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Flugzeug, aber auch kluges Nachgeben des Imperiums, Zurückfallen auf weit- 
gehende Selbstverwaltung und Schaffung von Arbeitsmöglichkeit für die armen, 
sonst zur Räuberei verurteilten Gebirgsstamme taten das beste dabei; aber die 
sogenannte Durand-Linie der afghanisch-indischen Grenze auf dem 
Papier ist noch längst nicht von wirksamer Grenzorganisation erreicht, und 
die beiden Hauptwarten, das hochgelegene Razmak und Manzai (durch die 
Straße über Jandala mit Dera Ismael Chan am Indus verbunden) sind — wie 
der Ausbruch während des dritten Afghanenkrieges bewies — bei einer ernst- 
haften, von außen her unterstützten Störung nicht viel sicherer, als die Römer- 
lager im Weserlande zur Zeit des Quinctilius Varus. 

Ein ähnlich labiler Erfolg ist wohl auch der von Captain Green bei den 
Naga- und Kachinstämmen, bei denen er „noch viele Sklaven entdeckte, die 
200 Rupien ‘oder fünf Büffel kosteten“, obwohl Sir Harcourt Butler als Gou- 
verneur Jahre zuvor Menschenopfer und Sklaverei dort untersagt hatte. Es 
bleibt also noch manches vor der eigenen Türe unter dem Union Jack zu 
kehren, und es ist ein Glück, daß es keine Instanz beim Völkerbund gibt, 
von der aus große Kolonialmächte angeregt werden können, solche vor einem 
Jahrhundert von ihnen selbst zum Schaden anderer proklamierte Abschaffungen 
mittelalterlicher und antiker Wirtschaftsformen mit Sklaverei — wenigstens 
unter ihrer eigenen Flagge — langsam auch durchzuführen. 

Seiner Kolonien und jeder Ausdehnungsmöglichkeit beraubt, hat ganz Mittel- 
europa ein starkes Interesse, sorgfältig über die aus solchen Verhältnissen 
fließende unerträgliche Konkurrenz gegenüber seinen Millionen von Arbeits- 
losen zu wachen und auf die Durchführung internationaler Abmachungen zu 
ihrem Schutz zu dringen. 

Die Lage in China steht augenblicklich so, daß von den südlichen, dre 
einseitigen Verträge unbedingt ablehnenden Streitkräfte fast alles Land süd- 
lich vom Yangtse, mit Ausnahme der von Tang Ki Yao gehaltenen Provinz 
Yünnan beherrscht wird. Chang-Kai-Check, der junge, aus Chekiang stam- 
mende Bonaparte der südchinesischen Revolution, hat nun auch noch den 
Triumph, seine Heimatprovinz Chekiang unabhängig von Sun Chang Fan er- 
klärt zu sehen, nachdem er ihm Kiangsi mit Waffengewalt entwunden hat. 
Nun bringt Sun nur mehr Kiangsu und Anhwei als karge Mitgift zu einem 
etwaigen Zusammenwirken mit dem sehr an Ansehen und Macht zurückge- 
glittenen Wu Pei Fu, und mit Chang Tso Lin, der immer noch als Stärkster 
von den dreien etwa 200000 Mann zur Verwendung außerhalb der Mand- 
schurei freimachen kann. Der Süden hingegen erfährt Zuzug durch die neu 
ausgerüsteten Reste der Kuo Min Chun in Stärke von mehr als 100 000 Mann, 
darunter eine geschlossene Division von etwa 30000 gut zusammengefügten 
Christen, der Garde Feng Yu Hsiangs, von der 20000 aus ihrer ursprünglichen 
Starke von 50000 Mann gefallen sein sollep. 

Ein Beobachter nach dem andern kommt zu der von uns längst vertretenen 
Überzeugung, daß die Zukunft früher oder später in China den Nationalisten, 
den Jüngern Sun Yat Sens, gehören wird, die immer mehr das ideenlose, ich- 
süchtige Treiben der Diadochen Yüan Shi Kais zurückdrängen, das im Gegen- 
satz zur chinesischen Staatseinstellung und Staatsphilosophie, wie zu den west- 
lichen Ideen steht. Auch Borbey (Débats 28. 10. 26) verzeichnet, daß „die 
Chinesen keine Furcht mehr vor den großen Kanonen haben“. „Wie viele 
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Soldaten könnten Sie denn auf solche Entfernungen transportieren? Glauben 
Sie im Ernst, daß man die 400 Millionen Chinesen auf diese Weise nieder- 
halten könne?“ „China ist nicht mehr in Peking: es ist überall, in Kanton, 
ın Hankau, in Chili und in Szechuan, an der Küste wie in den Tiefen des 
Hinterlandes, und die Zeiten des Boxerkriegs sind für immer vorbei.“ Das 
alles ist ganz richtig; nur gibt es noch zu viele Menschen, die seit den Tagen 
des Boxerkrieges zu wenig umgelernt haben, im Gegenteil, die Boxerkrieg- 
methoden auf Europa übertrugen, wo sie natürlich auch von den Chinesen 
wahrgenommen werden, und dadurch die einst geachteten weißen Mächte den 
Rest ihres Gesichtes im Fernen Osten kosten. 

Wir schilderten im Bericht über den Zwischenfall von Wanhsien, bei dem 
die chinesische öffentliche Meinung wie ein Mann hinter General Yang-Sen 
und seiner Pfandnahme der britischen Dampfer stand, den Zusammenstoß als 
einen geopolitisch naheliegenden: wegen des entgegengesetzten Bildes vom 
Fahrtrecht auf dem Yangtse, das die stromlang rasenden Dampfer der ozeani- 
schen Macht und die sich ım eigenen Binnenland auf ihrem Strom sicher 
wähnenden chinesischen Anlieger haben. Nun liegt uns, vom Schulvorstand 
in Changsha zusammengestellt, eine Liste vor: Statistik der innerhalb dreier 
Monate auf dem obern Yangtse von britischen Dampfern verursachten Todes- 
fälle: 13. 7. 26: D. „Tienkwang“ überrennt eine Dschunke, 5 Tote; 8. 7. 26: 
D. „Wanliu“ überrennt eine Dschunke, 4 Tote; 2. 8. 26: D. „Kiawo“ über- 
rennt eine Dschunke bei Pei-Shuei-Shi, 3 Tote, etwas später eine Dschunke 
bei Hutan, 2 Tote; 29. 8. 26: D. „Wanliu“ überrennt bei Yun-Yang zwei 
chinesische Boote, 56 Tote! Als im Verlauf dieser Kette dem General Yang- 
Sen einige Boote mit Soldaten und außerdem eine Kriegskasse mit 136 000 
Mark in die Tiefe versenkt werden, beschlagnahmt er Dampfer der schuldigen 
Firma mit dem Erfolg, daß schließlich die offene Stadt Wanhsien von eng- 
lischer Flußmarine beschossen wird, anbrennt, und mehr als tausend Leben 
in der menschenwimmelnden Stadt geschädigt werden. So P. S. Tseng. (Vgl. 
Manch. Guardian vom 5. 11. 26.) 

Eine Richtigstellung finde ich nicht, weiß allerdings, daß chinesische Boote 
auf chinesischen Strömen hie und da chinesische Gewohnheiten haben, die an 
raschere Verkehrssitten Gewöhnte zur Verzweiflung bringen können; ich er- 
innere mich aber auch, daß britische Stimmen britische Fischer von ähnlicher 
Gewöhnung gegen die den „Kanal entlang rasenden, ewig Signale hervor- 
tutenden deutschen Dampfer“ in Schutz zu nehmen pflegten. 

Sehr zu begrüßen ist es, wenn immer mehr außenpolitisch geschulte Schrift- 
steller sozialistischer Weltanschauung, wie der schweizer Nationalrat Reinhard, 
auf dessen wertvolles Buch wir im Lit. Ber. XI. 26 hinwiesen, und Karl Thieme 
in Heft 10 der Sozialistischen Monatshefte Seite 708, auf die ungeheure auch 
positive Verantwortung ihrer Partgjfreunde gegenüber der Forderung nationalen 
Selbstbestimmungsrechts ın Ostasien hinweisen. 

Zur indischen Frage liegen eine Reihe wertvoller Neuerscheinungen vor, 
auf die wir — bis zu einer Besprechungsmöglichkeit — an dieser Stelle auf- 
merksam machen müssen. Dazu gehören: W. A. R. Wood: A N of 
Siam. London, Fisher Unwin, 1926; J. A. Spender: The changing East. 
London, Cassell & Co., 1926, dem nahen und mittleren Osten geltend; Lord 
Curzon: Leaves from a Viceroys notebook; London, Macmillan, 1926, voll 
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lebendigster Eindrücke von der enormen geopolitischen Vitalität dieses letzten 
unter Englands großen weltregierenden Aristokraten; J. M. Macphail: 
»Asoka*. London, Oxford Univ. Press, 1926, ein billiges, handliches Lebens- 
bild des indischen Herrscherideals. Endlich von Sir Chimanlal Setalvad in 
der Times vom 22. und 23. 10. 26 die Aufsätze: „Through Indian Eyes“ über 
das politische Problem (I) und das Wirken der Reformen (II) mit sehr be- 
merkenswerten Einblicken. 

Eine der wertvollsten geopolitischen Einsichtsmöglichkeiten der Erde ist die 
jedesmalige erste Informationsreise eines neuen Vizekönigs durch Indien. Der 
neue Mann ist noch unbelastet; Furcht tritt in den Hintergrund, Hoffnung 
fliegt ihm zu. Jeder, der ihn erreichen kann, zeigt ihm, was er zu zeigen 
vermag. Die einzige Gefahr für ihn ist: durch die vielen Seifenblasen, die um 
ihn steigen, nicht auf den Grund zu sehen. Lord Irwin ıst in einer glück- 
lichen Lage. Sein kluger Vorgänger Reading hat das Sturmgewölk einer 
außerordentlichen Spannung gegenüber einer fast einigen indischen Swaraj- 
Opposition bis zu einem hohen Grade zu zerstreuen gewußt und das Odium 
dafür mit weggenommen. Den Rest hinzu tat die tief im indischen Volks- 
charakter und dem Aufbau seiner Gemeinschaften, namentlich der religiösen, 
liegende Neigung zur Spaltung und Uneinigkeit. Die Gandhi-Gruppe glaubte, 
mit ihrer Phraseologie darüber wegzukommen. Lala Lajpat Rai, wohl der 
lebensweiseste unter den Swarajführern, hatte erkannt, daß man mit der 
Wirklichkeit der getrennten Gemeinschaften mindestens noch Jahre (drei?) 
rechnen müsse, ehe das Verfassungsleben Indiens praktisch auf den angegan- 
5 Linien weiter geführt werden könne. So kam es zur Trennung. Aber 

iese Trennung erleichtert die Lage der britischen Herrschaft in Indien, und 
zunächst hat den Gewinn der neue Vizekönig. Die Wahlen von 1920 waren 
unter dem Zeichen der , non- cooperation“ und einer fast religiösen Erregung 
Indiens im Zenith der Einwirkung von Gandhi gestanden. 1923 batte sich 
C. R. Das, der praktisch fähigste Kopf der un versöhnlichen Swarajpartei, der 
Leitung bemächtigt, die Unfruchtbarkeit rein passiven Widerstandes erkannt, 
und einen versteckt und gewaltlos, doch höchst aktiven Widerstandsgeist in 
die Vertretungskörper hinein praktiziert, was namentlich die Regierung in 
Bengalen und den Zentralprovinzen in eine sehr schwere Lage brachte. 
Aber 1925 starb C. R. Das, und der von ihm so geschickt, von seinen Nach- 
folgern so unklug geführte Kampf erlahmte. Die natürliche, vorübergehend 
zurückgedämmte Zwietracht zwischen Hindu und Islam flackerte wieder auf, 
und Führer zweiten Ranges fahren nunmehr gegeneinander. So konnte 
wie ein sehr gut gesehener Aufsatz des Manch. Guardian vom 2. 11. 26 aus- 
führt — Irwin, frei von der Furcht vor einer das ganze Land entzündenden 
Idee, an die Nöte seiner Wirtschaft herangeführt werden. So konnte er es 
in seinen zwei Hauptnöten, seiner Armut (in den Hauptackerbauprovinzen) 
und seiner Unsicherheit (an der Nordwestgrenze) erkennen, und seine Berater 
konnten mit Hilfe der Vielgestaltigkeit der auseinanderstrebenden wirtschaft- 
lichen Zwecke die Stoßkraft der Idee weiter abschwächen. Das war denn 
auch der Sınn von „Lord Irwins Tour“! 

Im Gegensatz zu dieser verzögernden Herbsttaktik in Indien sind an zwei 
anderen Stellen — an denen in Südostasien fast ohne äußerlichen Machtauf- 
wand große ideelle Besitzrechte in einem Fall, große wirtschaftliche im andern 
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Fall von Europa aus durch kluges Entgegenkommen und völkerpsychologisches 
Verständnis festgehalten werden — wichtige Zugeständnisse, vor allem an die 
Kraft der chinesischen Nationalbewegung erfolgt. 

Das erste ist die Bischofsweihe von sechs chinesischen Anwärtern 
auf innerchinesische Bischofstühle durch S. H. den Papst persönlich in Rom, 
mit aller herkömmlichen Pracht der katholischen Kirche. Es ist die feierliche 
Durchbrechung der bisher nur in Ausnahmen außer Kraft gesetzten Über- 
lieferung eines im wesentlichen weißen Episkopats in China. Die Folge wird 
eine beträchtliche Stärkung der katholischen Kirche weit über den Kreis der 
2½ Millionen Christen in China hinaus sein. Es ist der Abschluß eines 
Ringens (dessen kirchliche Marksteine wohl die beiden Bullen: „Maximum 
illud.“ Papst Benedikts XV. und „Rerum ecclesiae gestarum“ des jetzigen 
Papstes sein dürften) gegen die französische Bevormundung der Kirche im 
Orient und gegen den Rassenbevorzugungsstandpunkt der alten Kolonialmächte. 
Die Bischofsweihe der sechs Chinesen als Wendung zum Vollaufbau eines ein- 
heimischen katholischen Klerus in China ist also die Krönung einer kultur- 
politischen Evolution, die der Vatikan mit ungleich größerer staatsmännischer 
Weisheit im gerade noch richtigen Wendepunkt vollzogen hat, als die Diplo- 
matie des Imperialismus in Peking. Msgr. Constantini hat als apostolischer 
Delegat in China sein Werk glücklicher vollbringen können, als es der 
durch französischen Einspruch noch 1918 verhinderte Nuntius 5 hätte; 
gab es 1904 etwa 400 chinesisch-katholische Priester, so hat sich ihre 
Zahl mehr als verdreifacht, und wenn auch bei der Synode der chine- 
sischen Kirche in Shanghai am 15. 5. 24 unter den Bischöfen noch 19 Fran- 
zosen, 10 Italiener, ı5 anderer europäischer Herkunft waren, saßen doch 
auch schon zwei apostolische Präfekten chinesischer Rasse dabei. Nun ist der 
Bann endgültig gebrochen. Kommt es heute zu einer Vertreibung fremder 
Missionen im Sollen Sul, so steht die katholische Kirche in China nicht ohne 
Hirten da. 

Eine ganz ähnliche Evolution, wie auf dem Gebiet der ringenden großen 
Ideen und Weltanschauungen der Menschheit, vollzieht auf wirtschaftlichem 
und organisatorischem Gebiet die niederländische Kolonialverwaltung ungefähr 
in der gleichen Zeit in Insulinde, nur mehr im Stil von Echternach, ab- 
wechselnd vorwärts und zurück hüpfend. Zwei gut geschriebene Aufsätze der 
Times (23. 8. 26 und 2. 9. 26) beschäftigen sich damit, und seien unsern 
Lesern neben der „Deutschen Wacht“ zum Einblick empfohlen. 

An den Namen des Grafen Limburg-Stirum knüpft sich in Java die „ethische 
Politik“ in dem ausgesprochensten Kolonialgebiet des indopazifischen Lebens- 
raums nächst dem französischen, mit der schließlichen Gewährung des „Volks- 
raads“, der Duldung der Sarikat-Islambewegung, der Zählung der Eurasier 
als Europäer. Die Weißen sind auch dann noch eine verschwindende Zahl 
gegenüber den 50 Millionen des malaiischen Inselreichs, weil eben den Nieder- 
landen bei allem Reichtum die überschäumende Lebenskraft, der Volksdrang 
von der Heimat her fehlt, der eine ausreichende Nachschubmacht gewähr- 
leistet, wenn das künstliche Residentensystem mit seinen 32 Beratern einmal 
versagt. Limburg-Stirums Nachfolger Foch scheint im Grunde mehr Zentralist 
gewesen zu sein, und im Herbst kam ein neuer Mann: Jonkheer de Graeff. 
Wie wird er seinen Weg zwischen einem unvermeidlichen zentralen Zusam- 
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menbalten der drei heutigen großen Verwaltungseinheiten und dem bunt- 
scheckigen Selbstverwaltungsgefüge voll trügerischem Schein weitersuchen, das 
aus so vielen Kompromissen geboren ist? 

Dafür interessiert sich natürlich die indo-britische Macht, die den Haupt- 
sto auszuhalten hat, und vergewissert sich immer wieder, auf welchem Zu- 
stand im Wandel von einer trügerischen Scheinergebenheit zu schlecht ver- 
hällter Feindschaft das Verhältnis der 33 Millionen Javaner zu ihren alten 
Herren angekommen sei. Sie sucht den äußerst komplizierten Volkscharakter 
der Javaner mit seiner seltsamen Plastizität zu durchdringen. Zur selben Zeit 
etwa, wie Japan von China aus, ist Java von Indien aus von einer fremden 
Kulturwoge ergriffen und tief umgeformt worden, die stark genug war, in 
ihrer Blüte eine chinesische Invasion zurückzuschlagen. Aber ım ı5. Jahr- 
hundert fiel die Hindukultur unter den Islam, wenn sie auch als starke Unter- 
schicht innen stecken geblieben ist. Nun durchdringt diesen unhomogenen 
Körper eine starke chinesische Wirtschaftsinvasion, unbeliebt, oft verhaßt, aber 
doch neue Formen gebend, und vor allem das Vibrieren des chinesischen 
Volkskörpers mitmachend und seine Unrube auf die Inseln übertragend. Da- 
neben steht das immer noch durch Grundbesitz und größere händlerische Ge- 
schicklichkeit starke arabische Element und formt von seinem Islamstand- 
punkt aus an der weichen labilen Rasse; und nicht zuletzt trägt der Inder die 
Lehren von Gandhi und die Swaraj-Literatur hinein. Kommunistische Pro- 
paganda fand ihren Weg nicht nur in die unzufriedenen Landarbeiter, sondern 
auch in Heer und Flotte, und jedes Schwanken der niederländischen, an Aus- 
schlägen reichen Methoden erhöhte ihre Aussichten. So trat neben Sarikat 
Islam Sarikat Rayat mit Hunderttausenden von Anhängern als festes Gerüst 
kommunistischer Durchdringung. 

In Japan hatte man längst erkannt, daß eine der Voraussetzungen zur 
Rechtfertigung staatlicher Ausdehnung vor der öffentlichen Meinung der Welt 
ist, wenigstens in Programmen höchster Ausnützung und Verbesserung des 
Heimatbodens dessen Auswertung bis an die von der Natur geographisch und 
siedelungstechnisch gezogenen Grenzen nachzuweisen: So folgen jetzt dem 
Programm, die Auswanderung nach den Ländern, in denen sie unbeliebt ist, 
einzustellen, und dafür Außenhandel und Innenkolonisation aufs Höchste zu 
entwickeln und die Handelskonkurrenz in gewissen Räumen, namentlich des 
Südpazifik, bis zur Unertraglichkeit zu steigern, handelspolitische und wirt- 
schaftliche Taten: direkte Handelsvertragsverhandlungen mit Südafrika, Stei- 
gerung des Verkehrs nach Ostafrika, dem dort durch zwei Reg.-Kais verbesserten 
Hafen Kilindini (Osaka Shosen Kaisha mit Kanada, Panama, Mexiko-Maru 
— während unsere jetzigen deutschen Schiffe klugerweise afrikanische Namen 
führen: Usambara, Tanganyika, Usukuma). Zugleich setzt die wissenschaft- 
liche Vorbereitung gesteigert ein und stellt zunächst fest, daß im Inland durch 
Aufkauf aus Großgrundbesitz und Zerkleinerung im eigentlichen Stammjapan 
höchstens noch etwa ı Million Hektar, in Korea 800 000, in Formosa etwas 
über 350 000 ha auf dem Wege innerer Kolonisation zu erobern sind. Auf- 
kauf und Intensivierung des Landbesitzes über 150 acres (60 ha) würde die 
knapp zureichende Ernährungsdecke für etwa 86 Millionen im ganzen Reich 
schaffen; aber diese 86 Millionen Reichsbevölkerung (einschließlich Korea, 
Formosa und Restkolonien) ist eben jetzt schon da; sie wächst jährlich um 
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mehr als eine Million, und so hat die Wissenschaft den gewünschten Nach- 
weis geliefert, daß der Reichsboden auf die Dauer nicht genügt, und irgend- 
wie Raumerweiterung geschaffen oder unerträgliche Handelskonkurrenz und 
Dumping in den Kauf genommen werden muß! 

Diese Überzeugung wird nun in steter Wiederholung der öffentlichen Mei- 
nung der Welt eingeträufelt, woraus wir den Schluß ziehen können, welchen 
Dienst uns in Mitteleuropa Penck durch sein beständiges Wiederaufgreifen des 
Bevölkerungsproblems von der Bodenkraft her geleistet hat. Er müßte wirk- 
sam werden, wenn wir nur mit gleichem Verständnis für den Widerball in 
der öffentlichen Meinung der Welt für unser noch viel auspuffloseres Wohn- 
und Erwerbsgebiet den einmal gespielten Ball so wenig mehr fallen lassen, 
wie es die japanische Wissenschaft tut, und mit derberen Mitteln auch die 
italienische — trotzdem diese tatsächlich ja Raumerweiterungsmöglichkeiten 
im Osthorn von Afrika gewonnen hat. 

So ist der Gesamteindruck dieses Herbstes aus dem indopazifischen 
Gebiet der eines machtvollen Vorwärtsschreitens einer gewaltigen Selbstbe- 
stimmungsbewegung. Da sie mit ihrer Hauptwucht vor allem die Gesamtheit 
der Monsunländer erfaßt (trotzdem einzelne Vertreter mitteleuropäischer 
Wissenschaft leugnen, daß es hier überhaupt Zusammenhänge geopolitisch er- 
weisbarer Natur gebe), kann ich nur auf die flüchtige Zusammenstellung 
einiger einheimischer Quellen verweisen, die ich einer Darstellung der Pan- 
asiatischen Bewegung seit der Jahrhundertwende im Novemberheft der 
Süddeutschen Monatshefte beigegeben habe. 

Ferner muß auf die ausgezeichneten, hier schon berührten Wahrnehmungen 
von George Sokolsky im Frühjahr, von Oberst Malone (China Expr. and 
Tel. 28. 10. 26) im Herbst über seine Eindrücke in Südchina verwiesen 
werden. Sie zeigen, wo in Wahrheit die Brennpunkte, die Strahlungsberde 
einer großen und unaufhaltsamen Bewegung flammen, und welches stupide 
Unverständnis geeignet ist, zukünftige Verwicklungen erster Ordnung zu 
schaffen. Malone selber ist Zeuge gewesen, wie der britische Dampfer, der 
ihn von Shanghai nach Hankau führte, sechs einheimische Boote überrannte, 
ohne auch nur zu stoppen. Gewiß hatten sie vielleicht nicht die nötige Be- 
leuchtung. Aber wie schrie man in England auf, als die russische Flotte in 
der Doggerbank Amok lief? Glaubt man in Europa, wenn man von London 
in diesem Herbst 30 000 Stahlhelme an Chang Tso Lin lieferte und den ent- 
riisteten Friedensfreunden antwortete, sie seien nur für Dekorationszwecke 
(only for ornamental purposes) abgegeben, daß diese Moral mit doppeltem 
Boden, die einst bei der Betörung des deutschen Volkes verfing, auch in 
China, Japan und Indien Eindruck macht? 

Die Klugheit des Vatikans, die Unsicherheit der Niederländer und das vor- 
sichtige Zusammenducken Japans auf sich selbst könnte den diplomatischen 
Körper in Peking und alle, die sich auf seine Berichte stützen, eines Bessern 
belehren; aber um diese Zeichen zu begreifen, müßte sich dieser Körper mit 
etwas mehr Geist erfüllen und gerade so wie manche Träger der mitteleuro- 
päischen Wissenschaft lernen, mit allen Mitteln angestrengter Information aus 
den Anzeichen des Tages, nicht nur dem im Druck schon veralteten Buch- 
wissen, auf dem Laufenden zu bleiben — über eine Bewegung von unerhörter 
Dynamik, die trotz allem in Abredestellen die Gesamtbeit der Monsun- 
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länder durchzuckt und über sie hinaus ganz Asien in Mitleidenschaft zieht, 
und mit Panasien die ganze Welt! 


OTTO MAULL: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Für die Beurteilung der großen internationalen Politik der Vereinigten 
Staaten von Amerika sind die Außerungen Coolidges wichtig, die sich nach- 
drücklich mit der Frage des Beitritts der Union zum Ständigen Internationalen 
Schiedsgericht beschäftigen. Er führte aus, daß die en Regierungen 
die Frage der Vorbehalte noch längst nicht in befriedigender Weise beant- 
wortet hätten. Falls aber die Vorbehalte nicht von allen in Frage kommenden 
Nationen beantwortet würden, bestehe keine Aussicht, daß die Vereinigten 
Staaten dem Schiedsgerichtshof beiträten. Es bestehe außerdem nicht die Ab- 
sicht, durch den Senat eine Änderung des bisherigen Standpunktes herbeizu- 
führen. Unter den Vorbehalten stieß bekanntlich die Forderung auf die größten 
Schwierigkeiten, daß die Gutachten des Gerichtshofs öffentlich erstattet werden, 
und daß in einem Streit, an dem die Vereinigten Staaten beteiligt sind, ohne ihre 
Zustimmung kein Gutachten abgegeben werden darf. Die Anerkennung dieser 
Forderung bedeutet natürlich von vornherein ein starkes Untergraben der 
Geltung des Gerichtshofs. Sie findet darum verständliche Ablehnung. Ander- 
weitig ist aber auch nicht zu verkennen, daß in diesem Sonderfall sich zwei 
Welten einander gegenüberstehen, die bestrebt sind, sich ihre eigenen Gesetze 
zu geben und darum zunächst das Verbindende, das ihre Lebensentwicklung 
gegenseitig zu hemmen vermöchte, ablehnen. Dieses unbeirrbare Streben läßt 
sich sowohl bei der Reserve Amerikas gegenüber dem Völkerbund wie gegen- 
über dem Schiedsgerichtshof beobachten. Trotz seiner Vorrangstellung aut 
vielen Gebieten fürchtet Amerika eine Intervention Europas, die seiner Struktur 
vielleicht nicht sonderlich förderlich sein könnte. Besonders ein Einspruch in 
der Einwandererfrage, in der die Interessen der europäischen Staaten und die 
der Union weit auseinandergehen, wird von Amerika gefürchtet. Ob aller- 
dings mit der augenblicklichen Ablehnung des Beitritts zum Schiedsgerichtshor 
auch die Linie für eine etwas fernere Zukunft gezogen ist, mag sehr dahin- 
gestellt sein, da alle großen internationalen Verknüpfungen der amerikanischen 
Staats- und Volkspsyche an sich sehr verwandt sind und immerhin weite 
Kreise in dem Sinne arbeiten. So wird man wohl eher eine gewisse Vertagung 
in den Verhandlungen über den Beitritt annehmen dürfen, als daß ein jähes 
Abbrechen der Entwicklungskurve vorauszusehen wäre. Denn im Augenblick 
haben manche Fragen noch nicht das Stadium zwangsnotwendiger universaler 
Lösung erreicht. Die regionale Lösung für einige Großräume der Erde scheint 
noch das Gegebenere zu sein. Dieser Zustand ist in dem Verhältnis von 
Amerika zu Europa noch nicht überwunden worden. Nicht internationale 
Verknüpfung auf allen Gebieten beherrscht heute die Lebensbeziehungen 
zwischen diesen beiden Großräumen der Erde, sondern der Gegensatz Amerika 
— Europa bestimmt noch eine ganze Reihe von Lebensäußerungen, die für 
beide von großer Tragweite sind. 
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Die amerikanische Innenpolitik ist in den letzten Wochen stark von den 
Kongreßwablen beherrscht worden. Schien es am Anfang der Wahlen, als ob 
den Demokraten ein entscheidender Sieg über die Republikaner beschieden 
sei, so hat der Ausgang diese einseitig gehegten Hoffnungen nicht ganz erfüllt. 
Der Machtgewinn der Demokraten ist jedoch groß, und die Position der Re- 
publikaner ist stark unterhöhlt. Sind auch die Republikaner in beiden Häusern 
fübrend geblieben, so ist doch ihre Majorität nur sehr klein und ihr Stimmen- 
verlust entsprechend stark. Denn im Senat hatten sie bisher eine Mehrbeit 
von 14 Stimmen, während sich in Zukunft ihre Majorität höchstwahrschein- 
lich nur auf eine einzige Stimme beschränken wird. Damit hat sich im Senat 
eine ganz empfindliche Opposition gegenüber den Republikanern gebildet. Im 
Repräsentantenhaus haben sie allerdings eine tatsächliche, aber immerhin 
knappe Majorität mit 236 Stimmen gegenüber 195 der Demokraten er- 
rungen. Gegenüber ibrer Stellung im 69. Kongreß hat sich ihre Position 
sehr verschlechtert, weil sie auf die Gesamtheit der Stimmen, besonders 
auf die der Wisconsingruppe nicht rechnen können. Es mag dahingestellt 
bleiben, ob mit diesem relativen Sieg der Demokraten auch die Richtung für 
die künftigen Präsidentschaftswahlen vorgezeichnet ist. Ebenso ist nicht mit 
Sicherheit zu erkennen, ob diese neue Kräfteverteilung die Außen- und Innen- 
politik irgendwie entscheidend zu beeinflussen vermag; denn keine der großen 
schwebenden Fragen ist bei der Wahlkampagne so in den Vordergrund ge- 
treten, daß daraus eine sichere Prognose zu stellen wäre. Auch dann müßte 
selbstverständlich noch größte Vorsicht bei einem solchen Schlusse am Platze sein. 

Amerikas Außenpolitik ist im Augenblick wie schon seit geraumer Zeit 
stark westlich, pazifisch orientiert. Handelspolitisch glaubt die Union ihre 
Interessen an China durch die bestehenden Verträge gesichert und gefördert. 
so erklärt sie sich zwar hinsichtlich der Verträge revisionsbereit, lehnt aber 
die Anerkennung eines Kündigungsrechts mit Bestimmtheit ab. Keine politische 
Lebensäußerung vermag aber klarer den Staatswillen der Vereinigten Staaten 
zu interpretieren als die Behandlung der Philippinenfrage. Seit geraumer Zeit 
ist die Frage der politischen Stellung der Philippinen in den amerikanischen 
Erörterungen immer mehr in den Hintergrund getreten. Das hat zwei Gründe. 
Die politische Gärung in Ostasien läßt es zurzeit wenig angebracht erscheinen, 
die unmittelbare territoriale Position aufzugeben. Deswegen wird heute mehr 
denn je die Reife der Filipinos zur politischen Selbstbestimmung in Abrede 
gestellt. Seit der Mission des dem Präsidenten Coolidge nahestehenden amerikani- 
schen Bankiers Carmi Thompson wird dagegen auch immer offensichtlicher, daß 
sich die Union einer künftigen wichtigen Wirtschaftsposition auf den Philip- 
pinen nicht zu begeben gedenkt. Alles drängt zu der Annahme, daß die 
Vereinsstaatler die Philippinen zum Kampffeld im Kautschukkrieg ausersehen 
haben, d. h. daß die Entwicklung der Philippinen zur Kautschukplantage die 
Union von dem britisch-holländischen Kautschukmonopol unabhängig machen 
soll. Freilich stehen dem Ausbau einer solchen Position schwere Hemmnisse 
entgegen. Einmal entsteht, wie in vielen Tropenländern, die Frage der Ar- 
beitskrafte. Eine leichte Beantwortung dieser Frage läßt das amerikanische 
Verbot der Einwanderung chinesischer Kulis nicht zu, die an sich die billig- 
sten Arbeiter darstellen könnten. Ebenso hindert das Landgesetz, das nur 
einen Besitz von 25 000 Acres Staatsland in einer Hand erlaubt, die Entwick- 
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lung. Merkwiirdigerweise verdankt es seinen Ursprung der amerikanischen 
Initiative. Schließlich wirkt die Kapitalarmut des Koloniallandes hemmend; 
denn das amerikanische Kapital verhält sich hinsichtlich von Investitionen 
immer noch sehr zurückhaltend, solange die politische Stellung der Philippinen 
keine klare Lösung gefunden hat. So ist anzunehmen, daß gerade die Wirt- 
schaftsimpulse den Anstoß zu einer politischen Regelung der Philippinenfrage 
zu geben vermögen, doch ist schwer zu sagen, welche Regelung einmal ge- 
funden werden wird, ob sie im Sinne eines autonomen Staatsgebildes oder nach 
dem Vorbilde der britischen Dominions oder anders gelöst wird. 


Das Verhältnis der Vereinigten Staaten zu Mexıko ist immer noch kein 
normales. Jüngere Nachrichten sprechen von einer scharfen Note der Union 
an Mexiko wegen der Petroleumgesetzgebung, ohne daß bisher der Inhalt 
dieser Note bekannt geworden ist. Wie eng die Verknüpfungen der beiden 
Länder sind, lehren ein paar Einfuhrzahlen (nach „Wirtschaftsdienst*), die 
den geradezu beherrschenden Einfluß der Vereinigten Staaten im Import und 
Export Mexikos nachweisen, damit aber auch eine gewisse Rücksichtnahme 
von seiten der Union erfordern. Diese Vorrangstellung ist von 1924 auf 1925 
stark angewachsen: 


Vereinigte Staaten 
Großbritannien 
Deutschland 
Frankreich 


Besonders beachtlich ist die Wiedereroberung des mexikanischen Marktes durch 
Deutschland, das in seiner Einfubr ı925 knapp hinter Großbritannien steht. 
Der immerhin noch starke europäische Anteil an der Einfuhr Mexikos kann 
aber über die Tatsache nicht hinwegtäuschen, daß Mexiko auch in der letzten 
Entwicklung vornehmlich vereinsstaatliches Marktgebiet geblieben ıst. Außer 
der Frage des Landbesitzes und der der amerikanischen Konzessionen und 
Investitionen in Mexiko erklärt diese Tatsache, das die Vereinsstaatler alle 
politischen Lebensäußerungen Mexikos mit einer nervösen Aufmerksamkeit 
verfolgen. Der rubigen Entwicklung stellen sich immer wieder aufs neue 
Unruhen entgegen. So wird ein regierungsfeindlicher Aufstand aus dem Staate 
Chihuahua unter der Führung des Generals Tolentino, der den Generälen 
Enrique Esdrada und Adolfo de la Huerta nahesteht, gemeldet. Er soll durch 
die Regierungstruppen niedergeschlagen worden sein. Auch die Strafexpedition 
gegen die Yaquiindianer ist auf einen erheblichen Widerstand gestoßen. Im 
allgemeinen bedeuten solche Unruhen in einem Teil eines lateinamerikanischen 
Staates nicht viel für den Gang der Gesamtentwicklung; immerhin sind sie 
doch Symptome für eine innere Gärung, die neue Krisen hervorzurufen ver- 
mag. Der Kirchenstreit hat einen gewissen Abschluß in dem neuen Mexika- 
nischen Kirchengesetz gefunden, dessen Ausfübrungsbestimmungen Präsident 
Calles der Deputiertenkammer in der zweiten Oktoberhälfte überminalt haı 
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zur raschen Erledigung; danach soll die Zahl der Priester eine beträchtliche 
Einschränkung erfahren. 

Viel hartnäckiger, als zuerst anzunehmen war, gestaltet sich der Wider- 
stand der Aufständigen in Nicaragua. Allerdings herrscht die Meinung, 
daß mit dem anfangs November erfolgten Rücktritt des Präsidenten Chamorro, 
den die Liberalen als Usurpator ansehen, der Bürgerkrieg sein Ende finden 
werde, da sich die aufständische Bewegung fast ausschließlich gegen die Person 
des Präsidenten gerichtet habe. Doch die Kämpfe gingen Mitte November bei 
Frutadepan am Escondidofluß und in der Nähe von Leon bei Telica weiter. 


Aus Kuba werden interessante Einwanderungsergebnisse gemeldet, die einen 
Rückgang der Zuwanderung der Spaniarden (im Fiskaljahr 1925/26 nur 
15100) bezeugen. Dagegen wird die Zuwanderung von über 21 000 Haitianern 
und Jamaikanern als Störung der bisherigen Verhältnisse empfunden. 

Einwanderung und Handelsverknüpfung, für die die zahlenmäßigen Angaben 
dem „Wirtschaftsdienst“ entnommen sind, interessiert auch für Brasilien. 
Die Einwanderungszahlen der letzten Jahre hielten sich im ganzen in der 
Schwebe, um dann rasch anzusteigen und schließlich einen schwachen Rück- 
gang zu verzeichnen: 


1921 60 784, 1922 66967, 1923 86679, 1924 98 125, 1925 84 883. 


Besonders zu beachten ist die Umstellung in den Einwanderungskontingenten. 
Während im Jahre 1923 die Italiener mit 15800 Köpfen führten, die portu- 
giesische Einwanderung nur 10140, die deutsche aber 8250 ausmachte, sind 
jetzt (1925) die beiden iberischen Völker an die beiden ersten Stellen getreten: 
21 500 Portugiesen, 10 060 Spanier, 9850 Italiener, 7185 Deutsche, 6290 Jugo- 
slaven, 6330 Japaner. Neben dieser Umstellung der älteren Einwanderungs- 
kontingente gibt das stärkere Auftreten südöstlicher und fernöstlicher Elemente 
dem brasilianischen Einwanderungsstrom eine neue Note. Die starke jugo- 
slavische Einwanderung ist bestimmt eine Folge der Einwanderungsbeschrän- 
kungen in den Vereinigten Staaten. 

Die Betrachtung der wichtigsten Verkehrsländer im Jahre 1923 zeigt im 
Vergleich mit 1913 gar deutlich die Eroberung eines ganz wesentlichen 
Teils des brasilianischen Marktes durch die Vereinigten Staaten. Vielleicht 
noch auffallender ist aber auch die rege Wirtschaftsverknüpfung mit der 
Union auf dem Gebiete der Ausfuhr, denn die Union kauft mehr als doppelt 
soviel als sie liefert. Deutschland hat in der Einfuhr wieder seine Position 
von 1913 erreicht. Dagegen zeigt der Handel Brasiliens mit England merk- 
würdige Schwankungen. 


Ausfuhr 
(in 1000 Pfd. St.) 


Einfuhr 
(in 1000 Pfd. St.) 


1913 | 1925 


Vereinigte Staaten 10 553 20 772 Vereinigte Staaten... | 21 103 46 468 
England bs Be thy! ee Seis 16 436 18 770 Frankreich 7992 12 947 
Deutschland ....... 11737 Deutschland. ...... 9 159 6 876 
Argentinien........ 4999 | 9 837 If Italie 837 6 563 
Frankreich ........ 6572 | 4904 If Argentinien 3 104 5 572 
lalien. ©... 22220. 2544 | 3073 [| England 8 623 5181 
Belgien 3432 | 2835 l Belgien 1 666 2 643 
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Die Ausfuhr wird nach wie vor tast vollkommen vom Kaffee beherrscht, der 
in der Hauptsache über Santos geht. So ist es auch im ersten Halbjahr 1926 
geblieben. Von dem Export im Werte von 43,2 Millionen Pfd. St. in dieser 
letzten Zeitspanne entfielen 32,2 Mill. Pfd. St. auf Kaffee. Alle anderen Ausfuhr- 
produkte bleiben in derselben Periode (erstes Halbjahr 1926) weit zurück. 
Kautschuk 1,78, Maté 1,19, Ölfrüchte 1,16, Haute 0,98, Tabak 0,92, Kakao 
0,83, Wolle 0,62, Felle 0,57, Manganerz 0,44, Karnaubawachs 0,44 Mill. Pfd. St. 
Im Import ist ein starkes Steigen der Maschineneinfuhr zu beobachten, was 
auf die anhaltende Industrialisierung des Landes hinweist. Es wurden Maschinen 
eingeführt in den Jahren 1923 bis 1925 im Werte von 51,6, 75,2 und 108, 1 
Mill. Pfd. St. Stark hat auch die Einfuhr von Automobilen und die von 
Brennstoffen zugenommen. Die Handelsbilanz der ersten sechs Monate 1926 
(Einfuhr 41, Ausfuhr 43,25 Mill. Pfd. St.) verzeichnet einen Überschuß von 
2,25 Mill. Pfd. St. Gegenüber den Ausfuhrüberschüssen von früher bedeutet 
das aber eine sehr schwache Aktivität. 

Im Wetterwinkel Südamerikas herrscht noch keine Ruhe. Darauf weist ein 
Symptom hin. Eine von Bolivien ausgeschickte Sondergesandtschaft hat, um 
die freundnachbarlichen Beziehungen zu den übrigen Staaten zu betonen, unter 
der Führung des Vizepräsidenten Saavedra die Hauptstädte der meisten Nachbar- 
länder aufgesucht. Neben Ecuador ist lediglich Chile nicht besucht worden. 
Es besteht darum sehr die Vermutung, daß die Tacna-Aricafrage ein wichtiger 
Punkt dieser Mission gewesen ist. Auch der Abschluß eines Vertrags mit 
Brasilien, der den Grenzregulierungsvertrag von 1903 neu formuliert und dabeı 
einige unklare Grenzfragen beantwortet hat, mutet wie eine Art Rückversiche- 
rung und Rückendeckung an. Es hat darum schon einen Sinn, wenn „La 
Prensa“ darauf hinweist, daß in parlamentarischen Kreisen Chiles der Gedanke 
eines südamerikanischen Völkerbundes besonders gepflegt wird. 

Lateinamerika abschließend, verdient eine Statistik des lateinamerikanischen 
Analphabetentums Erwähnung: in Brasilien sollen 85,2% der Bewohner 
Analphabeten sein. Die entsprechenden Zahlen sind für Bolivien 82, 9% (Ein- 
wohner im Alter von mehr als 7 Jahren), Kolumbien 73% (der Männer), 
Mexiko 70,7°/, (Bewohner, die mehr als ı2 Jahre alt sind), Chile 49,9°/, 
(Einwohner über 10 Jahre), Uruguay 39, 8% (Bewohner von mehr als fünf 
Jahren), Argentinien 54,4 °/, (1895, mehr als 6 Jahre). Es ist notwendig, sich 
einer solchen Statistik zu erinnern, um eine Vorstellung zu gewinnen, in 
welcher Weise eigentlich die politischen Fragen trotz aller Regsamkeit der 
lateinamerikanischen Zeitungen in der breiten Masse erörtert werden können. 

Eine neue Version ist ın der Stellung der englischen Dominions, im speziellen 
Kanadas, gegenüber den Locarnoverpflichtungen zu verzeichnen. Bei aller 
Wahrung der Selbständigkeit una Streber nach Verstärkung derselben hat 
sich auf der Britischen Reichskonferenz doch aber auch Kanada bereit ge- 
funden, im Sinne der Einheitlichkeit des British Empire die Locarnopolitik 
zu billigen. 


Lon lt 
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SIGISMUND GARGAS: 
DIE NIEDERLANDE ALS EINWANDERUNGSGEBIET 


Die Niederlande waren seit jeher ein Land der Freiheit, der politischen und 
der wirtschaftlichen. Ist ja doch die staatliche Selbständigkeit der Niederlande 
letzten Endes auf die Auflehnung der freiheitliebenden Elemente gegen religiös- 
politische Engstirnigkeit zurückzuführen. 

Konsequenterweise beobachten auch die Niederlande in bezug auf Waren- 
und Personenverkehr den Grundsatz der Politik der offenen Tür und weichen 
von diesem Grundsatz nur äußerst selten notgedrungen ab. 

Auch die geopolitische Lage weist den Niederlanden naturgemäß die Rolle 
des Mittlers unter den Völkern in politischer und wirtschaftlicher Beziehung 
zu. An der Mündung eines des mächtigsten Flüsse der Welt gelegen, im Be- 
sitze großmächtiger Häfen, waren die Niederlande von Natur aus auf den Welt- 
verkehr angewiesen. Die große Verbreitung internationaler Humanitätsideale 
in den Niederlanden, die Jahrhunderte zurückverfolgt werden kann, ist keine 
Zufallserscheinung, sondern findet ihre tiefere Begründung in dem geopoliti- 
schen Charakter des Landes. Die Lage der Niederlande, zwischen den 
großen Nationalstaaten Europas und die daraus resultierenden politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse, die besonders während des Weltkrieges ihre 
tiefen Schatten warfen, taten das Übrige. 

Freilich mögen auch in der Vergangenheit die Niederlande aus einem wahren 
Völkergemisch entstanden sein, in der Gegenwart sind sie ein „Schmelztiegel 
der Nationen“ keineswegs. Dies bringt mit sich das Wachsen der modernen 
Massenwanderungen. Im großen und ganzen haben diese Wanderungen einen 
vorwiegend wirtschaftlichen Charakter und wenn der Weltkrieg gewisse mit- 
unter recht beträchtliche Abhebungen von dieser Grundtendenz zeitigte, so 
waren die durch den Weltkrieg hervorgerufenen Wanderungen, also politische 
Wanderungen, zeitlich eng begrenzt und mögen sie auch innerhalb dieses Zeit- 
raumes gewisse, wie gesagt, mitunter nicht unerhebliche Bevölkerungsverschie- 
bungen hervorgerufen haben, einen prinzipiellen Faktor in der bevölkerungs- 
und wirtschaftspolitischen Entwicklung des Landes machen auch sie nicht aus. 

Vor dem Weltkriege war die Beteiligung der Ausländer an niederländischen 
Unternehmungen, sei es als Arbeitgeber, sei es als Verwalter für fremde Rech- 
nung, Aufseher oder Arbeiter, außerordentlich gering. So gab es nach der nie- 
derlandischen Berufszählung vom 31. Dezember 1900 auf hundert berufstätige 
Personen Ausländer als 
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Leiter oder Aufseher, 
Arbeitgeber Verwalter für Angestellte Arbeiter 


fremde Rechn. usw. 
in Industrie. . . °>... 0,32 0,01 0,00 0,86 
„Landwirtschaft . . . . . 0,33 0,0017 0,0032 0,36 
» Fischerei . 33 0,13 — 0,12 0,12 
» Handel und Verkehr. . . 0,74 0,064 0,25 0,41 


Die Überfremdung der Niederlande vor dem Weltkriege war daher keines- 
wegs irgendwie erheblich und die staatliche Kommission für Untersuchung der 
Frage der Arbeitslosigkeit konnte mit Beruhigung im Jahre 1914 feststellen, 
daß die Beschäftigung von Ausländern in den Niederlanden keinerlei Einfluß 
auf die Arbeitslosigkeit in den Niederlanden auszuüben vermag. Die Ein- 
wanderer kamen nach den Niederlanden vor dem Weltkriege hauptsächlich 
aus den zwei Nachbarländern, aus Deutschland und aus Belgien, in gewissen 
Berufen (in der Schiffahrt) auch aus China, vereinzelt aus anderen Ländern. 

Deutsche und belgische Einwanderer kamen vor allem vor ın der nieder- 
ländischen Landwirtschaft, und die deutschen Erntearbeiter in den Nieder- 
landen wurden vielfach „Hollandgänger“ genannt. 

Die belgischen Arbeiter waren vor allem beschäftigt in den trockengelegten 
Niederungen, den sog. Poldarn der lj. 

Bedeutend größer war der Prozentsatz der ausländischen Arbeiter im nieder- 
ländischen Bergbau. Besonders in den dem Weltkrieg unmittelbar voraus- 
gehenden Jahren ist die Zahl der im niederländischen Bergbau beschäftigten 
ausländischen Arbeiter (Deutsche, Belgier, Österreicher) erheblich gewachsen. 
Wenn man die Zahl der im niederländischen Bergbau am 31. Dezember 1905 
beschäftigten Personen zu 100 setzt, so ergeben sich diesbezügliche folgende 
Zahlenverhältnisse: 


Zeitpunkt Personal Ausländer Niederländer 
31. Dezember 1905 . . . 100 16,63 83,37 
31. Dezember i911 . . . 310 72,89 237,11 


Diese Zahlen beweisen, daß in der Zeit 1905—1911 der prozentuale An- 
teil der Ausländer an der Gesamtzahl der im niederländischen Bergbau be- 
schäftigten Personen gestiegen ist. 

Der niederländische Arbeitsmarkt wurde in der Zeit vor dem Weltkriege 
einigermaßen auch dadurch beengt, daß einzelne niederländische Schiffahrts- 
gesellschaften, so die „Oceaan“ und die „Nederland“, in ihr Schiffspersonal 
auch chinesisches Personal aufnahmen, wozu der Streik vom Jahre 1911 er- 
beblich beigetragen haben mag. Auch dürften die geringeren Ansprüche, die 
die chinesischen Seeleute stellten, eine erhebliche Rolle in dieser Hinsicht ge- 
spielt haben. Die „Nederland“ allein hatte auf 585 untergeordnetes Maschi- 
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nenpersonal 311 Chinesen. Einen bestimmenden Einfluß auf den niederländi- 
schen Arbeitsmarkt dürfte auch diese chinesische Invasion nicht ausgeübt 
haben. 

In dieser Sachlage führte der Weltkrieg ganz wesentliche Anderungen her- 
bei: Bereits in den ersten Kriegsmonaten ergoß sich nach den Niederlanden 
ein breiter Strom belgischer Flüchtlinge. 

Große Massen belgischer Flüchtlinge wurden zuvörderst in besonders zu 
diesem Zwecke gebildeten Flüchtlingslagern untergebracht. Selbstredend war 
dies eine rein vorübergehende Maßregel. Bereits Ende 1914 wurden die nieder- 
ländischen Kreisarbeitsbörsen beauftragt, für die belgischen Flüchtlinge Arbeit 
zu vermitteln. Später erhielten entsprechende Aufträge auch die als Regie- 
rungskommissäre tätigen Kommandanten der Flüchtlingslager. Die zustän- 
dige Arbeitsbörse sollte darauf achten, daß vor allem niederländische Arbeits- 
kräfte Verwendung finden. Erst wenn sich dies letztere nach einer Rund- 
frage der zentralen Reichsarbeitsbörse als unmöglich erweisen sollte, konnte 
die Verwendung der belgischen Flüchtlinge aus den Flüchtlingslagern in Be- 
tracht kommen, aber auch dann nur unter der Bedingung, daß die belgischen 
Flüchtlinge nicht als Lohndrücker auftreten. 

Im Jahre 1916 wurde für belgische Flüchtlinge, die sich außerhalb der 
Flüchtlingslager befanden, ein besonderes zentrales belgisches Arbeitsbureau 
für die Niederlande in Amsterdam errichtet, das dann später mit den nieder- 
ländischen Arbeitsbörsen meist zusammen arbeitete. 

Nach Beendigung des Weltkrieges kehrten zahlreiche belgische Flüchtlinge 
nach ihrer Heimat zurück. Hiermit hörten die Bemühungen der Arbeits- 
börsen auf diesem Gebiete auf. Die Fliichtlingslager blieben jedoch noch eine 
zeitlang bestehen, da nach den belgischen Flüchtlingen wiederum andere Aus- 
länder nach den Niederlanden kamen, andererseits jedoch in den Flüchtlings- 
lagern auch zahlreiche Niederländer untergebracht werden mußten, die nach 
ihrer Heimat, vielfach ohne irgendwelche Existenzmittel, zurückkamen. 

Eine besondere Kategorie von Flüchtlingen, die nach den Niederlanden 
während des Weltkrieges kamen, waren die Deserteure, die sich aus einer der 
kämpfenden Armeen eigenmächtig entfernten und die sich dem Kriegs- 
dienste in einem der kriegführenden Länder durch Flucht nach den Nieder- 
landen zu entziehen suchten. Zumeist waren es deutsche Deserteure, es 
fehlte aber auch nicht an Deserteuren aus der österreichisch-ungarischen Armee, 
aus der russischen Armee usw. 

Die meisten dieser Deserteure wurden in einem besonderen Lager in Bergen 
ın Nord-Holland untergebracht, wohin auch verschiedene andere lästige Aus- 
länder untergebracht wurden, die besonders während des Krieges mit Rück- 
sicht auf das ihnen völkerrechtlich Zustehende ius asyli, aus dem Gebiete der 


Niederlande nicht ausgewiesen werden konnten. Auch für die Deserteure 
wurde seit November 1917 die Möglichkeit einer Arbeitsbeschaffung ge- 
geben. 

Eine rechtlich von den fremden Deserteuren recht verschiedene, wirtschaft- 
lich jedoch recht ähnliche Stellung nahmen jene ausländischen Militärpersonen 
ein, die den niederländischen Boden mit der Waffe ın der Hand betraten, 
daher mit Rücksicht auf den Grundsatz der Neutralität, den die Niederlande 
allen kriegführenden Mächten gegenüber während der ganzen Dauer des Welt- 
krieges beobachteten, von der niederländischen Regierung interniert werden 
mußten. 

Hinzu kamen noch Kriegsgefangene aus den kriegführenden Staaten, 
denen im weiteren Verlaufe des Krieges aus Gründen der Humanität gestattet 
wurde, sich ins neutrale Ausland zu begeben unter der Bedingung, daß sie 
gegen ihre Kriegsgegner nicht aufs neue die Waffen ergreifen werden, wofür 
ebenfalls die niederländische Regierung die völkerrechtliche Gewähr über- 
nehmen mußte. 

Auch die beiden letztgenannten Gruppen wurden in besonderen Lagern 
untergebracht, ihre Internierung hatte jedoch in den meisten Fällen einen rein 
rechtlichen formalen Charakter, indem sie nicht so sehr individuellen Be- 
fürchtungen mit Rücksicht auf die Person des Internierten entsprang als viel- 
mehr beinahe ausschließlich die Rückwirkung der völkerrechtlichen Pflichten 
der Niederlande gegenüber ihren kriegführenden Nachbarn bildete. Die nieder- 
ländische Regierung sah denn auch keine Veranlassung, den internierten frem- 
den Militärpersonen die Gelegenheit zur Arbeitsbeschaffung zu versagen und 
nur die Rücksicht auf das Wohl der eigenen Staatsangehörigen, auf die Ar- 
beitsmöglichkeiten dieser Staatsangehörigen bildete die einzige Schranke in 
dieser Hinsicht. 

Die Internierten waren vor allem Belgier, deren große Masse bereits im 
Jahre 1914 auf niederländisches Gebiet flüchtete, sodann kamen im Jahre 1918 
deutsche Kriegsgefangene aus England sowie englische Kriegsgefangene aus 
Deutschland. 

Im allgemeinen wurde es bereits im Jahre ıgı5 als zulässig erklärt, daß 
ausländische, in den Niederlanden internierte Militärpersonen in den Nieder- 
landen bezahlte Arbeit erhalten dürfen, wenn auch hier vor allem Rücksicht 
auf den heimischen Arbeitsmarkt genommen wurde. 

Besonders in der Landwirtschaft und im Bergbau, aber auch in manchen 
anderen Betrieben erwies sich die Arbeit der Internierten als volkswirtschaft- 
lich geradezu nützlich, weil sie eine Lücke ausfüllte, die sonst infolge der in 
den Niederlanden mit Rücksicht auf den Weltkrieg angeordneten allgemeinen 
Mobilisierung äußerst schwer auszufüllen gewesen wäre. Auch hatte diese 
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Arbeit vielfach die in den Niederlanden vorhandenen Arbeitsmöglichkeiten 
nicht unwesentlich vergrößert. 

Von den etwa 30 000 Internierten erhielten durch Vermittlung der öffent- 
lichen Organe etwa 15000 Arbeit. : 

Mit dem Abschluß des Waffenstillstandes fand diese Aktion ihr natürliches 
Ende. Wohl kamen noch seitens der niederländischen Arbeitgeber Nachfragen 
nach Internierten, aber da zu gleicher Zeit in den Niederlanden die allgemeine 
Demobilisierung erfolgte, mußte die niederländische Regierung dafür Sorge 
tragen, daß die jetzt zahlreichen niederländischen Arbeitskräfte Arbeit erhalten. 
Auch mußte Rücksicht genommen werden auf die Interessen der niederländi- 
schen Betriebe, in denen die Internierten beschäftigt gewesen sind, endlich 
auch mit dem Umstand gerechnet werden, daß die in den niederländischen 
Betrieben beschäftigt gewesenen Internierten nicht genötigt wären, nach den 
Internierungslagern zurückzukehren, schon aus dem einfachen Grunde, weil 
hier kein Platz für sie vorhanden war. 

Die weitgehende Änderung der politischen und wirtschaftlichen Lage Deutsch- 
lands im weiteren Verlaufe des Weltkrieges und nach dessen Abschluß rief 
nunmehr eine neue Welle hervor, die sıch nach den Niederlanden wandte. 
Es waren dies vor allem die niederländischen Rückwanderer, die vorher in 
Deutschland tätig gewesen waren und bereits im Jahre 1916 wiederum in den 
Niederlanden ein Arbeitsfeld suchten. Die niederländische Arbeitsbörse in 
Oberhausen, die bereits vor dem Kriege begründet worden war und zuförderst 
den Zweck verfolgte, niederländische Arbeitskräfte in Deutschland unterzu- 
bringen, erhielt nunmehr den Auftrag, dafür Sorge zu tragen, daß nieder- 
ländische Arbeiter, die nach den Niederlanden zurückkehren wollten, geeignete 
Arbeit in den Niederlanden finden. Die größte Schwierigkeit der Arbeitsver- 
mittlung niederländischer Rückwanderer in den Niederlanden bildete die Woh- 
nungsnot, die gerade während des Weltkrieges in den Niederlanden großen 
Umfang angenommen hatte. Sowohl dieser Umstand als auch die nunmehr 
in den Niederlanden in vielen Berufen stark einsetzende Arbeitslosigkeit als 
auch die recht schwierige wirtschaftliche Lage der Niederlande, später auch 
der Kohlen- und Rohstoffmangel hatten zur Folge, daß diese Rückwanderer- 
tendenz alsbald erheblich abflaute und die niederländische Arbeitsbörse in 
Oberhausen derartige Anmeldungen nunmehr nur ausnahmsweise erhielt, worin 
auch die seit 1917 stets steigenden Löhne im rheinisch-westfälischen Kohlen- 
gebiete wesentlich beigetragen haben mögen. 

Das Ende des blutigen Waffenganges bedeutete auch für die Niederlande 
als Einwanderungsgebiet eine neue Epoche. 

Die Flüchtlingslager wurden von den belgischen Flüchtlingen verlassen und 
an ihre Stelle kamen Niederländer, die aus dem Auslande, vor allem aus 


912 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT 12 


Deutschland kamen, vielfach aller Mittel entblößt. Natürlich war ihr Aufent- 
halt in den Flüchtlingslagern nur kurzfristiger Natur. 

Auch sonst und auch dann, wenn ihre materielle Lage nicht so verzweifelt 
war, suchten die niederländischen Arbeiter aus Deutschland nach den Nieder- 
landen zurückzukehren und die niederländische Arbeitsbörse in Oberhausen 
erhielt nunmehr äußerst zahlreiche Anfragen, zumeist von Niederländern, die 
nach den Niederlanden zurückkehren wollten. 

Während früher, auch während des Weltkrieges, eine recht große Auswan- 
derung aus den Niederlanden nach Deutschland stattfand, hatte die nunmehr 
in Deutschland erheblich verschlechterte wirtschaftliche Lage, insbesondere die 
unmittelbar nach dem Weltkriege auch in Deutschland stark einsetzende Ar- 
beitslosigkeit zur Folge, daß jetzt auch viele deutsche Arbeiter den Versuch 
machten, in den Niederlanden untergebracht zu werden. Die niederländische 
Arbeitsbörse in Oberhausen erhielt nunmehr häufig Besuche von ganzen 
Gruppen deutscher Arbeiter, die nach Arbeit in den Niederlanden fragten. 
Wiewohl diese Arbeitsbörse hauptsächlich auf die Unterbringung niederländi- 
scher Arbeiter in Deutschland zugeschnitten war, so konnte sie sich doch nicht 
völlig der nunmehr an sie herantretenden neuen Aufgabe entziehen, da sonst 
zu befürchten stand, daß die deutsche Einwanderung nach den Niederlanden 
einen allzu ungeregelten Charakter annehmen würde. So ging denn ihre Ant- 
wort dahin, daß, insoweit keine niederländischen Arbeitskräfte zur Verfügung 
ständen, auch deutsche Arbeiter Berücksichtigung finden würden. In manchen 
Betriebszweigen, so besonders auf dem Gebiete des Wohnungs- und Schiffs- 
baues, erschien übrigens die Arbeit der deutschen Arbeiter umso willkommener, 
nachdem die Arbeitgeber in diesen Betriebszweigen häufig über Mangel an ge- 
eigneten Arbeitskräften klagten. 

Naturgemäß äußerten alle Konjunkturschwankungen im deutschen Wirt- 
schaftsleben beinahe unmittelbar ihre Rückwirkungen auf die niederländisch- 
deutschen Wanderungsbeziehungen. So lesen wir in dem Jahresbericht der 
niederländischen Arbeitsbörse in Oberhausen für das Jahr 1921: 

„Anfragen der niederländischen Arbeiter um Arbeit in ihrer Heimat waren 
in diesem Jahre weniger häufig als in dem vorhergehenden. Diese Tatsache 
findet ihre Erklärung teils in dem Umstande, daß die Lage der Arbeiter in 
Deutschland sich erheblich gebessert hat, teils darin, daß es immer mehr 
offenbar wird, daß in den Niederlanden Arbeitsgelegenheit nur für gewisse 
Gruppen von qualifizierten Arbeitern besteht.“ 

Die erhebliche Verschiebung der Arbeitsbedingungen in den beiden Ländern 
fand ihren beredten Ausdruck in der Tatsache, daß von den 24 niederländi- 
schen Bergarbeitern in Deutschland, die durch Vermittlung der niederländi- 
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erhielten, nur vier ihre Arbeitsstelle tatsäcblich antraten. Später stieg diese 
Zab], wenn auch nicht sehr erheblich. Im Jahre 1922 suchten durch Ver- 
mittlung der niederländischen Arbeitsbörse in Oberhausen etwa 50 niederlän- 
dische Kohlenhacker Arbeit in den limburgischen Bergwerken. Beinahe alle 
ohne Ausnahme wurden angenommen, nur die Hälfte jedoch (etwa 25) hat 
ihre Stelle tatsächlich angetreten. Im Jahre 1923, dem Jahre des deutschen 
Währungszerfalls und der Ruhrbesetzung, wurden 78 niederländische Berg- 
arbeiter aus dem Ruhrkohlengebiete in den Bergwerken in Limburg unter- 
gebracht, im Jahre 1924, trotz der inzwischen in Deutschland eingetretenen 
Besserung der Währungsverhältnisse (die aber natürlich erst allmählich sich 
auswirken konnte) sogar 101 Bergarbeiter. Im allgemeinen ist natürlich die 
Zahl der deutschen Bergarbeiter in den Niederlanden erheblich größer gewesen 
und weist beinahe dauernd eine steigende Tendenz auf. So gab es in Lim- 
burg im Jahre 1917 1533 deutsche Bergarbeiter, im Jahre 1918 1670, im 
Jahre 1919 2480, im Jahre 1920 5012, im Jahre 1921 5086, im Jahre 1922 
5277, im Jahre 1923 5393, im Jahre 1924 4486. 

VerhaltnismaBig erhebliche Dimensionen nahm die Einwanderung deutscher 
Dienstmädchen nach den Niederlanden an. Die Zahl der von der niederlän- 
dischen Arbeitsbörse in Oberhausen vollzogenen Arbeitsvermittlungen von deut- 
schen Dienstmädchen weist in den Jahren 1919— 1922 eine steigende Tendenz 
auf, und erst die Jahre 1923—1924 kennzeichnen sich durch eine Senkung, 
wobei selbstredend nicht übersehen werden darf, daß viele derartige Arbeits- 
vermittlungen auch durch private, besonders gewerbsmäßige Arbeitsvermittler 
vollzogen werden. Auch hier dürfte die Besserung der deutschen Währungs- 
verhältnisse einen nachhaltigen Einfluß ausgeübt haben. Immerhin zählte 
besonders in den niederländischen Grenzgebieten diese Einwanderung nach 
Tausenden. 

Nach den Grenzgebieten kamen auch viele Textilarbeiter nach Twenthe und 
nach dem Gelder Hinterlande. Nach den gesamten Niederlanden kam auch 
viel deutsches Hotel- und Kaffeehauspersonal. 

Einen besonders großen Umfang nahm die Einwanderung der deutschen 
Arbeiter nach den Niederlanden im Jahre 1923, dem Jahre des deutschen 
Währungsverfalles und der Ruhrbesetzung, an. Doch war dies eine recht vor- 
übergehende Erscheinung, da schon im Jahre 1924 das Bild sich ganz anders 
gestaltete, da sehr viele deutsche Arbeiter, die in den Niederlanden tätig ge- 
wesen waren, nunmehr nach ihrer Heimat zurückgingen und auch die Zahl 
der Zuwanderungen abnahm. 

Im allgemeinen entwickelte sich die Arbeitsvermittlung der niederländischen 
Arbeitsbörse aus Deutschland nach den Niederlanden in den Nachkriegsjahren 
folgendermaßen: 

38 
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Jahr 1920 vollzogene Arbeitsvermittlungen 105 


1921 . 3 94 
» 1922 x 8 196 
„ 1923 8 š 197 
„ 1924 A 186 


Wenn auch diese Ziffern die Gesamtmasse der deutschen Einwanderer nach 
den Niederlanden bei weitem nicht umfassen, so spiegeln doch die Ziffern die 
auf- und absteigende Welle des deutschen und des niederländischen Wirt- 
schaftslebens wieder, was in den ziffermäßigen Differenzen der Jahre 1922, 
1923 und 1924 besonders deutlich zum Ausdruck gelangt. 

Andere Gebiete kamen nach dem Weltkriege für die Niederlande als Ein- 
wanderungsgebiet viel weniger in Betracht. So Belgien (Bergarbeiter), die 
Schweiz (Hotelpersonal), Deutsch-Österreich (Dienstmädchen, Glasbläser), Polen 
(Bergarbeiter), England (technische und administrative Kräfte). 

Nach dem Weltkriege befürchtete man in den Niederlanden einen enormen 
Zudrang ausländischer Arbeitskräfte. Deshalb wurde im Haag am 15. No- 
vember 1918 das Reichspaßbureau gebildet und die Regelung getroffen, daß 
das Visum von Ausländerpässen von den niederländischen Konsularvertretungen 
nur nach erfolgter Ermächtigung seitens des genannten Bureaus erteilt werden 
durfte. Im Interesse des Schutzes der heimischen Arbeitskräfte mußten die 
Arbeitgeber, bevor sie ein Visum für Zulassung ausländischer Arbeitskräfte er- 
halten konnten, eine Bescheinigung der zuständigen Arbeitsbörse vorlegen, daß 
geeignete niederländische Arbeitskräfte nicht vorhanden wären, was nur nach 
sorgfältiger Prüfung und Umfrage geschah. 

Später wurden diese bedrückenden Bestimmungen immer mehr abgebaut, 
da seit dem Jahre 1921 allmählich die gegenseitigen Paßvisa zwischen den 
Niederlanden und einer Reihe fremder Länder aufgehoben wurden. Es waren 
dies: Belgien, Luxemburg, die Schweiz, Italien, Dänemark und Island, Schwe- 
den, Norwegen, Großbritannien und Irland, Spanien und Liechtenstein. Später 
traten noch einige überseeische Länder hinzu, bis im Jahre 1925 auch Deutsch- 
land den Reigen beschloß. Diese letztere Vereinbarung, die wohl für die 
beiderseitigen Handelsbeziehungen eine erhebliche Bedeutung besaß, erfolgte 
nur nach langem Schwanken der niederländischen Regierung. Sie befürchtete 
von der Aufhebung der Paßvisa für Deutsche einen gewaltigen Zustrom deut- 
scher Einwanderer. Erst die Stabilisierung der deutschen Wabrungsverhalt- 
nisse und ihre Auswirkung im deutschen Wirtschaftsleben machte diesem 
Schwanken am 1. Februar 1926 ein Ende, ohne daß die in den Niederlanden 
befürchteten Rückwirkungen tatsächlich eingetreten wären. 

Eine ziffernmäßige Erfassung der Einwanderung nach den Niederlanden 
besteht leider nicht. Es ist nur die Zahl der Personen bekannt, die ihre Ab- 
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sicht erklärt baben, in den Niederlanden bleibenden Wohnsitz nehmen zu 
wollen und die aus diesem Grunde in das „Bevölkerungsregister* eingetragen 
werden. Ihre Zahl steht hinter der Zahl der tatsächlichen Einwanderer er- 
heblich zurück. Immerhin läßt diese Statistik die allgemeine Entwicklung der 
Einwanderung nach den Niederlanden einigermaßen verfolgen. Darnach 
wurden in das Bevölkerungsregister folgende, aus dem Auslande kommende 
Personen eingetragen: l 


Jahr Männer Frauen Jahr Männer Frauen 
1906 11 400 10 277 1916 22951 23222] 
1907 12 053 10 577 1917 24527 23 467 
1908 13 363 11 766 1918 9 949 11 633 
1909 14 636 13 249 1919 12 895 12 146 
1910 14391 12 320 1920 17 265 15 696 
1911 15 292 13252 1921 9 863 13 108 
1912 16 616 14384 1922 10 867 22 929 
1913 18 631 15 335 1923 13487 30 250 
1914 24 893 21479 1924 14447 19 638 
1915 14325 14434 


Diese Ziffern beweisen trotz ihrer Unvollkommenheit, daß vor dem Welt- 
kriege der Einwandererstrom nach den Niederlanden im ständigen und 
dauernden Steigen begriffen war, daß der Ausbruch des Weltkrieges diesen 
Massenstrom zuerst erheblich eingedämmt hat, um ihn dann während des 
Weltkrieges, wenn auch in den oben dargestellten, z. T. unfreien und unfrei- 
willigen Formen wieder steigen zu lassen, bis das Jahr des Waffenstillstandes 
eine erhebliche Senkung hervorrief, worauf die darauf folgenden Jahre eine 
dauernde Steigerung, wenn auch bei einem stetigen und erheblichen Steigen 
des weiblichen Elementes aufweisen, bis die im Jahre 1924 erfolgte Besserung 
der deutschen Währungs verhältnisse sowohl bei Männern als auch bei Frauen 
einen erheblichen Rückschlag in der Einwanderungsziffer hervorrief. 

Die große Masse der Einwanderer, die in den Niederlanden heutzutage ihren 
zeitlichen oder dauernden Wohnsitz aufschlagen, ist nicht politischer, sondern 
im Wesen wirtschaftlicher Natur. Der Strom dieser Einwanderer gleicht einer 
Welle, die auf- und abgeht, je nach der Besserung oder Verschlechterung des 
niederländischen Arbeitsmarktes in Verbindung mit der Lage des Arbeits- 
marktes vor allem bei den beiden Nachbarländern, in Deutschland und 
Belgien. Administrative Beschränkungen oder Erleichterungen des Auslands- 
verkehrs spielen bier nur eine sekundäre Rolle. 


916 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT . 


PAUL OSTWALD: 
DIE JAPANISCHE POLITIK SEIT DEM WELTKRIEGE 


Überblicken wir die japanische Politik in den letzten acht Jabren seit dem 
Ende des Weltkrieges, so lassen sich deutlich drei Perioden unterscheiden. Die 
erste reicht bis zur Washingtoner Konferenz, und in ihr handelt es sich für 
Japan vor allem darum, sich seine erhofften und erwünschten Kriegsgewinne 
zu sichern. Die zweite, deren Dauer sich durch die Washingtoner Konferenz 
und den Abschluß des japanisch-russischen Vertrages bestimmen läßt, wird 
charakterisiert durch eine Politik der Unwahrheit und Unklarheit den ge- 
gebenen Verhältnissen gegenüber. Die dritte, in deren Entwicklung wir noch 
mitten darin stehen, wird gekennzeichnet durch eine Politik der Anpassung 
an die Wirklichkeit, die dadurch zugleich zu einer Politik des Bescheidens 
werden muß. Alle drei Perioden aber stehen, was es wohl zu beachten gilt, 
in ursächlichem Zusammenhange untereinander, sie liegen auf einer Bahn, 
allerdings auf einer Bahn, die Japan aus erträumten, scheinbar erreichten 
Höhen hinabführte in das Tal rauher Wirklichkeit. Rein äußerlich genommen 
eine Abwärtsbewegung, und doch, wie wir noch zu zeigen haben werden, ein 
Weg, der hinführt zu einer Konsolidierung der japanischen Kräfte, ihrer 
stärkeren Zusammenfassung und damit auch zu einer stärkeren außenpolitischen 
Stoß kraft. 

Auszugehen haben wir für unsere Betrachtung selbstverständlich von den 
Hoffnungen, die Japan leiteten, als es sich im Weltkriege auf der Seite unserer 
Feinde beteiligte, und zwar können diese Hoffnungen kurz dahin zusammen- 
gefaßt werden, daß man in Tokio glaubte, der Weltkrieg mit seiner Fesselung 
der europäischen und amerikanischen Kräfte sei der gegebene Augenblick, um 
Japan nicht nur die Vorherrschaft in Ostasien und im Stillen Ozean zu sichern, 
sondern um das Mikadoreich überhaupt zu einem die weltpolitische Situation 
fortan stark mitbestimmenden Faktor zu machen. Es war eine Politik, die 
nach dem Höchsten griff, und als verantwortlich für sie sind der damalige 
Ministerpräsident Okuma und vor allem sein Außenminister Kato zu nennen. 
Denn sie waren es, die das japanische Volk in den Krieg hineinhetzten und 
die den englischen Bündnisvertrag zum Vorwande nahmen, obwohl der Bünd- 
nisfall gegen Deutschland garnicht gegeben war. Sie hatten es mit ihrer Kriegs- 
erklärung an Deutschland sogar so eilig, daß sie selbst London damit über- 
raschten, das erst noch Besprechungen über die Ausdehnung der japanischen 
Operationen in China und im Stillen Ozean gewünscht hatte. Nicht Deutschen- 
haß und Deutschfeindlichkeit waren es, die Japan die Waffen gegen uns er- 
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beben ließen, sondern ausschlaggebend war der politische Ehrgeiz seiner 
Staatsmänner, die an der Seite der Entente die besten Aussichten dafür zu 
sehen meinten, erfolgreiche japanische Machtpolitik zu treiben. Aber eben 
dieser politische Ehrgeiz ließ sie die wirklichen Kräfte Japans nur allzusehr 
überschätzen und täuschte sie über die Kräfte auf der gegnerischen, vor allem 
auf der angelsächsischen Seite. Zeigten sich schon während des Krieges die 
Folgen dieser falschen Einschätzung der gegebenen Machtverhältnisse, so erst 
recht von dem Augenblick an, als man in London und in Washington die 
Hände wieder frei hatte und sich mehr um China und den Stillen Ozean 
kümmern konnte.“) 


Eins allerdings erreichte Japan nach Ende des Weltkrieges ohne weiteres: 
es rückte ein in die Reihe der großen Weltmächte, es wurde Mitglied nicht 
nur des Völkerbundes, sondern vor allem des Völkerbundrates, des Rates der 
Vier, wie man ihn damals nannte. Es konnte seine Vertreter in alle mög- 
lichen Kommissionen zur Liquidierung des Weltkrieges entsenden und so der 
Welt zeigen, daß es tatsächlich zu einem arbiter gentium auch in Europa 
geworden war. Dasselbe Japan, das noch vor nicht einem Menschenalter in 
Schimonoseki vor den europäischen Mächten sich hatte zurückziehen müssen, 
konnte jetzt in Europa mitsprechen und seine Stimme mit in die Wagschale 
für die Neugestaltung der europäischen Verhältnisse werfen. Die schwindeln- 
den Höhen, zu denen Okuma und Kato das japanische Staatsgebäude hatten 
aufführen wollen, schienen in der Tat erreicht, die Politik, die sie eingeschla- 
gen und der sie den Weg gewiesen hatten, schien gerechtfertigt. War Japan 
1895 in die Reihe der Großmächte eingerückt, war es durch den siegreichen 
Krieg gegen Rußland 10 Jahre später eine Weltmacht geworden, so war jetzt 
nach etwas mehr als 10 Jahren scheinbar eine weitere Steigerung dieses Auf- 
stieges erreicht, und zwar in der Rolle eines arbiter gentium in der Welt. 
Neben London, Washington und Paris trat Tokio als ein Schwerpunkt der 
weltpolitischen Situation, so schien es wenigstens zunächst. Reichlich anders 
aber gestaltete sich die Sicherung der praktischen Kriegsgewinne. Schon die 
Versailler Friedensbesprechungen mußten Japan einen Vorgeschmack davon 
geben, daß es ihm nicht leicht sein würde, sich seine Kriegsbeute zu sichern 
und seine Vormachtstellung in China und im Stillen Ozean aufrechtzuerhalten. 
LieB doch Amerika in Versailles keinen Zweifel darüber, daß es sich mit den 
von Japan während des Krieges geschaffenen Tatsachen nicht einfach abfinden 
würde, auch nicht in solchen Fällen, bei denen sich die Tokioer Regierung 
auf besondere Abmachungen mit London berief. 


) Vergl. über Japans Eintritt in den Weltkrieg und seine Kriegszielpolitik im genaueren mes 
Buch: „Japans Entwicklung zur modernen Weltmacbt*, Bonn 1922, Seite 160 f. 
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Den ersten schweren Schlag erhielt Japan von der amerikanischen Seite in 
der Frage der Kabelherrschaft über den Stillen Ozean. Die Hoffnungen, die 
Japan in dieser Richtung mit der Erwerbung der Insel Yap verbunden hatte, 
und die eine wesentliche Voraussetzung seiner Vormachtstellung im Stillen 
Ozean bildeten, mußte es sehr bald aufgeben. Es half ıhm nichts, daß es 
England und den Völkerbund für sein Recht zu mobilisieren suchte; in 
Washington blieb man unnachgiebig, und Japan mußte dem übermächtigen 
und von ihm falsch eingeschätzten Gegner gegenüber die Konsequenzen ziehen. 
'Denn das japanisch-amerikanische Abkommen über die Insel Yap, das am 
10. September 1921 ratifiziert wurde, ließ Japan nur die Zivilhoheit über Yap 
und zwang es, die Rechte der Vereinigten Staaten und die aller anderen 
Staaten auf die Benutzung der über diese Insel gehenden Kabel anzuer- 
kennen. Das Kabel Guam—Yap fiel an Amerika, das Kabel Yap—Schanghai 
an Japan, und an dem Kabel Yap—Menado blieb vor allem Holland mit- 
interessiert. 

Ein weit schwererer Schlag sollte dann aber Japan kurz darauf durch die 
Washingtoner Abrüstungskonferenz treffen, die im November 1921 zusammen- 
trat und zu der sich die Tokioer Regierung überhaupt erst durch das Ab- 
kommen über Yap den Weg hatte bahnen können. Denn am Zustandekommen 
einer solchen Abrüstungskonferenz aller an den Fragen des Stillen Ozeans 
beteiligten Mächte hatte Japan insofern ein berechtigtes Interesse, als es hoffen 
durfte, so am leichtesten ohne Verlust von Prestige die für seine finanzielle 
Lage nicht mehr tragbaren Kosten eines Wettrüstens mit Amerika und Eng- 
land zuriickschrauben zu können. Die japanische Volksstimmung war durch- 
aus gegen eine solche Abrüstung und gegen eine Abrüstungskonferenz; aber 
die Tokioer Regierung ging hier ihren eigenen Weg und betrieb aus richtiger 
Erkenntnis der Notwendigkeiten für Japan im geheimen bei Harding eifrig 
das Zustandekommen der Washingtoner Besprechungen. Diese sollten dann 
aber wesentlich anders verlaufen, als man in Tokio erwartet hatte; denn 
Amerika kam es weniger auf die Abrüstung an, als aut eine Zurückdrängung 
der machtpolitischen Stellung Japans. Es gelang zwar der japanischen Dele- 
gation mit Hilfe der französischen die Frage der Abrüstung bezüglich der 
Landstreitkräfte der Diskussion zu entziehen und so das Schlimmste in dieser 
Richtung zu verhüten; aber die japanischen Seestreitkräfte wurden doch unter 
eine angelsächsische Kontrolle gestellt, indem sich Japan mit einem Verhältnis 
von 3:5:5 den amerikanischen und englischen Großschlachtschiffen 
gegenüber bereit erklären mußte. Doch nicht in diesem für Japan gerade 
im Hinblick auf seine großen Hoffnungen nicht allzu rühmlichen Flottenab- 
kommen ist das Wesentliche und Entscheidende der Washingtoner Konferenz 
zu sehen, sondern vielmehr darin, daß Japan sich gezwungen sah, dem Vier- 
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mächteabkommen über den Stillen Ozean und dem Neunmächteabkommen 
über China beizutreten. 

Das Viermächteabkommen, das zwischen Amerika, England, Frankreich und 
Japan geschlossen wurde, machte dem englisch-japanischen Bündnis ein Ende 
und trieb Japan in eine völlige Isolierung. Hatte auch der Wert des Bünd- 
misses mit England schon im Jahre 1911 bei der Erneuerung des Vertrages 
durch die Aufnahme des Artikels 4 dadurch an Wert verloren, daß der eng- 
lische Bundesgenosse sich Japan in einem japanisch-amerikanischen Konflikt 
versagte, und war der Wert des Bündnisses durch die immer stärker zutage 
tretende angelsächsische Gemeinschaft weiter herabgemindert, so lag Tokio 
dennoch viel daran, das Bündnis weiter erhalten zu wissen. Konnte es doch 
noch immer zu einem Hebel der Sprengung der bedrohlichen angelsächsischen 
Gemeinschaftsfront werden, konnte Japan doch, gestützt auf ein solches 
Bündnis mit England, wagen, nach außen hin sich kräftiger zur Geltung zu 
bringen. Mit allen Mitteln drängte darum Tokio auch nach dem Ende des 
Weltkrieges auf die Erneuerung dieses Bündnisses, das im Sommer 1921 ab- 
lief. Auch in London war an sich Neigung vorhanden, an dem Bündnis fest- 
ruhalten, doch die rassepolitischen, wirtschaftspolitischen und machtpolitischen 
Interessen der englischen Dominien, die schon immer auf eine gemeinsame 
Front mit den Vereinigten Staaten Japan gegenüber hingedrängt hatten, 
konnten von England nicht mehr wie vor dem Weltkriege beiseitegeschoben 
werden. London durfte jetzt, wo die Sicherung der britischen Reichsinter- 
essen von so ausschlaggebender Bedeutung geworden war, nicht wagen, das 
Verhältnis des englischen Mutterlandes zu den Dominien Kanada, Australien 
und Neuseeland weiterhin mit der Existenz eines auch noch so vorsichtig ab- 
geschlossenen Bündnisses mit Japan zu belasten. 

Das Neunmächteabkommen aber machte der von Japan während des Krieges 
mit solchem Eifer betriebenen Vormachtstellung in China ein Ende; denn es 
wurde dadurch gezwungen, die Souveränität und Unabhängigkeit Chinas sowie 
dessen Rechte auf territoriale und administrative Unversehrtheit zu achten. 
Die Konsequenz seines Beitritts zu diesem Neunmächteabkommen war natür- 
lich, daß es sich auch mit China ins Einvernehmen setzen mußte über die 
Räumung der Halbinsel Schantung und vor allem Kiautschous. Begleitet von 
den heftigsten Drohungen gegen Amerika und von den stärksten Versiche- 
rungen, daß das japanische Volk niemals Gebiete räumen würde, die es mit 
seinem eigenen kostbaren Blute erworben hätte, war die japanische Delegation 
nach Washington aufgebrochen; aber sie brachte nicht einmal die Sicherung dieser 
Kriegsgewinne mit nach Haus. Daß wir Deutsche gerade diese von Amerika er- 
zwungene Rückgabe Schantungs und Kiautschous an China mit einer gewissen 
inneren Befriedigung feststellen, wird man uns in Tokio nicht verübeln können. 
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Mofte Japan so in China und im Stillen Ozean vor dem ihm in gemein- 
samer Front gegenüberstehenden Angelsachsentum zurückweichen, so traf es 
fast gleichzeitig ein nicht minder starker Schlag von der russischen Seite. 
Schrittweis mußte es auch hier seine Hoffnungen aufgeben, die nach dem 
Zusammenbruch des zaristischen Rußland ja dahin gegangen waren, Trans- 
baikalien und Sibirien loszureißen und eine Reihe kleinerer, von Tokio aus 
beeinflußbarer Republiken zu schaffen. So eifrig Japan einen Koltschack, 
einen Semenow und andere sich gegen Moskau wendende militärische Persön- 
lichkeiten unterstützte, so sehr es versuchte, auf die tatsächlich ins Leben ge- 
rufene Republik des fernen Ostens Einfluß zu gewinnen, die Macht der Be- 
harrung war zu groß, und mühelos konnte das bolschewistische Rußland auch 
bier in die Fußtapfen des zaristischen treten. Für Japan blieb nichts übrig, 
als das kostspielige sibirische Abenteuer zu liquidieren, Wladiwostok zu räumen 
und Nordsachalin vorläufig nur noch als ein Druck- und Verhandlungsmittel 
mit Rußland besetzt zu halten. 

Deutlich genug war so geworden, daß Japan das Opfer einer ganz ver- 
fehlten Kriegszielpolitik geworden war, daß es in die Rolle eines besiegten 
Siegers gedrängt war. Ohne die ihm aus den einfachen geopolitischen Ver- 
hältnissen heraus notwendige Rückendeckung in China und in Rußland stand 
es in völliger Isolierung zwischen den angelsächsischen Mühlsteinen, die es zu 
zerreiben drohten, wenn es wagen wollte, gegen den angelsächsischen Stachel 
zu löcken. Wo blieben da die Möglichkeiten, sich als ein arbiter gentium 
aufzuspielen, wenn es nicht einmal in seinem eigenen politischen Willen frei 
war, wenn es in jeder Weise auf London und Washington Rücksicht üben 
mußte, um dort nur nirgends anzustoßen! Aber so deutlich die Tatsachen 
sprachen, noch fand man in Tokio nicht den Mut, sich ihnen zu fügen und 
aus ihnen die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Man wollte wenigstens 
den Schein retten und vor der Welt die Rolle spielen, die man zu spielen so 
sehr gewünscht hatte. So setzte denn nach der Washingtoner Konferenz eine 
Politik der Unwahrbeit und der Unklarheit ein, deren verhängnisvolle Folgen 
für Japan nicht ausbleiben konnten. Ihre Grundlage wurde die japanisch- 
französische Intimität. Obwohl man in Tokio hätte wissen müssen, daß 
Frankreichs Politik immer nur kontinental eingestellt gewesen ist und sein 
wird, obwohl man in Tokio sich darüber im klaren hätte sein können, daß 
Frankreich aus Mangel an einer weltbeherrschenden Flotte und an Flotten- 
stützpunkten dem Mikadoreich niemals einen Ersatz für den englischen Bundes- 
genossen zu bieten imstande sein konnte, verband sich Japan doch aufs innigste 
mit Frankreich. Zwar bebielt man in Tokio noch soviel klaren Blick, daß 
man dem Pariser Drängen auf Abschluß eines Bündnisvertrages nicht nach- 
gab, aber im übrigen hoffte man doch, mit Frankreichs Hilfe zu retten, was 


noch zu retten möglich schien. Rücksichtslos handelte Japan Frankreich zu- 
liebe gegen seine eigenen Interessen, indem es sich der französischen Vernich- 
tungspolitik gegen Deutschland zur steten Verfügung hielt, indem es die Ver- 
handlungen mit Rußland über einen friedlichen Ausgleich immer wieder zum 
Scheitern brachte. Gewiß konnte Japan so an der Seite Frankreichs im 
Völkerbund sich immer wieder in entscheidender Weise hervortun, aber doch 
nicht mit eigenem Willen, sondern es mußte die Rolle spielen, die ihm Paris 
vorschrieb. Auch dieser Kriegsgewinn begann bedenklich auszusehen und sich 
verhängnisvoll auszuwirken. Wenn nun wenigstens diese Politik, die den 
Schein nach außen zu retten suchte, noch einigen tatsächlichen Gewinn ge- 
bracht hätte! Doch auch der blieb aus, wie das bei der politischen Einstellung 
Frankreichs und seiner Situation gar nicht anders zu erwarten war. Es fiel 
Frankreich gar nicht ein, dem japanischen Freunde in der Singaporefrage zu 
helfen, obwohl man in Tokio das um so eher hätte erwarten können, als der 
Ausbau Singapores zum englischen Flottenstützpunkt schließlich auch für das 
französische Indochina eine Bedrohung bedeutet. Aber die Nichträumung der 
Kölner Zone, die damals zwischen Paris und London zur Diskussion stand, 
war Frankreich wichtiger als Singapore und die japanische Freundschaft. So 
blieb Japan nichts anderes übrig, als gute Miene zu dem bösen Spiel zu 
machen und durch seinen Botschafter in London trotz der starken und sehr 
verständlichen Erregung des japanischen Volkes über die englischen Pläne er- 
klären zu lassen, daß man in Tokio den Ausbau Singapores nicht als eine 
Unfreundlichkeit gegen das Mikadoreich ansähe und daß dadurch die guten 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten nicht im geringsten gestört werden 
könnten. Nicht viel andere Erfahrungen konnte Japan mit seinem französı- 
schen Freunde den Vereinigten Staaten gegenüber machen, als im Sommer 
1924 durch verschärfte Verbote die japanische Einwandererfrage von neuem 
akut wurde. Vergeblich wandte sich damals die Tokioer Regierung an Paris, 
das sich wohl hütete, sich seinen amerikanischen Gläubiger um Japans willen 
zu verärgern. Auch hier blieb Japan nichts anderes übrig, als das Gesicht 
zu wahren, und ähnlich wie in London ließ es in Washington erklären, daß 
man sich in Tokio über die guten und ungestörten Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten freue. Nicht einmal zu wirtschaftlichen Zugeständnissen in 
Indochina von französischer Seite brachte es Japan. Alle Versuche der Tokioer 
Regierung, endlich mit Frankreich zu einem Handelsvertrag über Indochina 
zu kommen, der die hohen Ausfuhrzölle und Einfuhrzölle beseitigt, damit 
Japan sich von dort den notwendigen Reis verschaffen und zugleich ein neues 
Absatzgebiet für seine Industrie erwerben kann, sind bis heute fehlgeschlagen. 
Frankreich schickte zwar den Gouverneur von Indochina zu einem feierlichen 
Besuch nach Japan, aber das war alles. 
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Es fehlte allerdings nicht an Männern in Japan, die sehr bald erkannten, 
auf welche falschen Wege die japanische Politik nach der Washingtoner Kon- 
ferenz geraten war, und die versuchten, Japan aus den ihm verhängnisvollen 
politischen Verkettungen zu lösen. Vor allem war es Baron Goto, der sich 
bemühte, durch eine Aussöhnung mit Rußland der japanischen Politik wieder 
gesündere Grundlagen zu geben. Eifrig pflegte er seine privaten Beziehungen 
zu russischen Persönlichkeiten und suchte im japanischen Volke das Verständ- 
nis für die Notwendigkeit einer neuen Annäherung an Rußland zu vertiefen. 
Als er dann nach dem großen Erdbeben im September ı923 Innenminister 
wurde, gelang es ihm auch, das Kabinett Yamamoto für eine solche Politik 
zu gewinnen, sodaß die russisch-japanischen Vertragsverhandlungen von neuem 
in Fluß kamen und auch Erfolg versprachen. Leider machte das Attentat 
eines Studenten auf den Prinzregenten Hirohito am 27. Dezember 1923 dem 
Yamamoto-Kabinett und damit auch der ministeriellen Tätigkeit Gotos ein 
plötzliches Ende, da das Attentat mit bolschewistischen Umtrieben in engsten 
Zusammenhang gebracht wurde. Es hat sich dann, wie vorauszusehen war, 
ergeben, daß eine solche Annahme falsch war; aber die Angst vor der bolsche- 
wistischen Infektion in den verantwortlichen und nichtverantwortlichen Kreisen 
Japans war größer als die Erkenntnis außenpolitischer Notwendigkeiten, und sie 
kostete dem Lande ein ganzes Jahr mit einer weiteren Bindung an Frankreich. 

Schließlich mußte es sich aber doch zeigen, daß eine solche Politik der 
inneren Unwahrheit, die von einer dazu noch recht wenig erträglichen Oppor- 
tunitätsbascherei lebte, für den japanischen Staat auf die Dauer nicht tragbar 
sein konnte. Die Konsequenzen einer verfehlt eingestellt gewesenen Politik 
mußten einmal gezogen werden, um die Bahn wieder frei zu bekommen für 
eine Politik mit weiteren Gesichtspunkten. Die Grundlage dafür konnte aber 
nur gewonnen werden, wenn man sich in Tokio nicht mehr wie bisher einer 
Anpassung an die einmal gegebenen und wirksam genug zeigenden geopoliti- 
schen und machtpolitischen Kräfte versagte. Den ersten Schritt in dieser 
Richtung tat Japan nun mit dem am 21. Januar 1925 abgeschlossenen Ver- 
trag mit Rußland. So wichtig die wirtschaftlichen Abmachungen des Ver- 
trages auch für Japan immer sein werden, die ihm einen 50% igen Anteil 
an den Ölvorkommen auf Nordsachalin sicherten, die ihm seine im Portsmouther 
Frieden erworbenen Fischereivorrechte im Ochotskischen Meere beließen, so 
liegt die eigentliche Bedeutung des russisch-japanischen Vertrages doch in 
politischer Richtung. Die zwischen Rußland und Japan aufgerichtete künst- 
liche Trennungswand verschwand, den natürlich wirkenden geopolitischen 
Kräften wurde freie Bahn gegeben, und zwar in einem solchen Maße, daß 
sofort die weitschauende Idee von der Schaffung eines asiatischen Blockes 
durch Rußland, China und Japan Raum gewinnen konnte. Jetzt erst mußte 
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auch die von Japan sehr bald nach der Washingtoner Konferenz eingeleitete 
und neuorientierte Politik China gegeniiber aussichtsreich und erfolgreich er- 
scheinen. Die auf Versöhnung mit China und Förderung seiner Selbständig- 
keitsbestrebungen umgestellte japanische Politik gewann erst jetzt Sinn. Es 
ist darum kein Zufall, sondern wohl beabsichtigte Politik Japans gewesen, 
wenn es gerade nach dem Abschluß des russisch-japanischen Vertrages noch 
mehr als bisher seine Zurückhaltung den chinesischen Wirren gegenüber be- 
tonte, wenn es sich sogar trotz der Maiunruhen im Jahre 1925 in Schanghai, 
denen auch Japaner zum Opfer fielen, nicht aus dieser Zurückhaltung bringen 
ließ und sich den englischen Anregungen zu einem gemeinsamen Vorgehen 
versagte. Es versprach vielmehr für die im Herbst 1925 zusammentretende 
Pekinger Zollkonferenz den chinesischen Forderungen auf Zollautonomie und 
Exterritorialität seine Unterstützung. 

Einmal aber auf diese Bahn der ostasiatischen Probleme gedrängt, mußte 
sich in Japan die Erkenntnis dafür vertiefen, daß hier die eigentlichen Auf- 
gaben des Mikadoreiches liegen, daß hier allein die Möglichkeiten gegeben 
sind, und zwar auf Grund der einmal vorhandenen geopolitischen wie rasse- 
politischen Bedingungen, um erfolgreich die machtpolitische Basis Japans zu 
erweitern. Die Folgen dieser auf eine Beschränkung auf die nächstliegenden 
Ziele hinausgehenden Politik konnten nun aber nur die sein, daß Japan, um 
seine vollste Aufmerksamkeit den ostasiatischen Vorgängen widmen zu können, 
sich frei machen mußte von allen Verflechtungen mit der europäischen Politik, 
in die es durch den Weltkrieg geraten war, daß es ferner auch Frieden suchen 
mußte mit den Vereinigten Staaten und England. Beides hat es denn auch 
in den letzten Monaten getan. Es hat seine Desinteressierung an den euro- 
päischen Angelegenheiten erklärt, und wenn es auch aus reinen Prestige- und 
rassepolitischen Gründen im Völkerbunde bleiben wird, so wird es sich doch 
dort nicht mehr so in den Vordergrund drängen lassen in Fragen, die es direkt 
nichts angehen, wie das in den ersten 7 Jahren der Nachkriegszeit der Fall 
gewesen ist. Sein Verhältnis zu den Vereinigten Staaten und England aber 
hat es dadurch auf eine freundlichere Basis zu stellen versucht, als es durch 
Ablenken der Auswanderer nach China, Sibirien und durch eine energischer 
betriebene Innenkolonisation die Einwandererfrage, an der sich diesseits und 
jenseits des Stillen Ozeans die Gemüter dauernd erhitzt haben, aus der Welt 
zu schaffen sich bemühen will. Ob es der Tokioer Regierung gelingt, dieses 
Programm durchzuführen, muß allerdings noch abgewartet werden, denn bisher 
hat das japanische Volk wenig Neigung gezeigt, sich im kälteren Hokkaido 
und in anderen klimatisch ungünstiger gelegenen Gebieten anzusiedeln; bisher 
folgten die japanischen Auswanderermassen nur zu gern dem im japanischen 
Volke liegenden Naturtrieb, der sie hinauslockte auf die Südsee und die 


wärmeren Küstengebiete des Stillen Ozeans. An sich könnte Japan durch eine 
derartige Neuorientierung seiner Auswandererpolitik nur gewinnen, da es bei 
der fortschreitenden Industrialisierung immer mehr der heimischen Kräfte be- 
darf, und da es bei seinem Mangel an Eisenerz und verkokbarer Kohle auf 
ein wirtschaftliches Zusammenarbeiten mit China und Sibirien in wachsendem 
Maße angewiesen sein wird. Ebenso würde die Innenkolonisation seine volks- 
wirtschaftlichen Kräfte durch Vermehrung der Erträge an Nahrungs- und 
Industriepflanzen, durch Vergrößerung der noch immer vernachlässigten Vieh- 
zucht zur Gewinnung von Wolle und Leder verstärken. Dazu käme, daß 
durch eine Beseitigung der heiklen Einwandererfrage auch eine schwere Gefahr 
für die wirtschaftlichen Beziehungen Japans zu den Vereinigten Staaten ver- 
schwindet, denn Amerika ist immer noch der Hauptabnehmer der japanischen 
Rohseide; fast 90 % der japanischen Rohseidenproduktion gehen nach den Ver- 
einigten Staaten, und diese 90% machen etwa 40—45°/, der japanischen Gesamt- 
ausfuhr aus. Auch nur eine vorübergehende Schließung des amerikanischen Seiden- 
marktes würde also einer wirtschaftlichen Katastrophe für Japan gleichkommen. 

Alles in allem eine Politik, die sich aufbaut auf den natürlichen Kräften 
Japans, die ein Betätigungsfeld sucht, das vor den Toren liegt, die sammeln, 
aber nicht verzetteln will. Eine Politik der Niichternheit und der Beschrän- 
kung, die alles Himmelstürmenden entbehrt, mit der aber Japan ganz anders 
als die Politik Okumas und Katos es versprach, sich weit bessere Aussichten 
verschaffen kann, einmal doch zu einem machtpolitischen Faktor ersten Ranges 
zu werden. Der Weg zu diesem hohen Ziele geht für Japan über Ostasien, 
und es war ein schwerer Irrtum, ihn über Europa gehen zu wollen. 

Fragen wir Deutsche uns nun, wie wir uns zu der jetzt in Entwicklung 
begriffenen japanischen Politik der Anpassung an die gegebenen Verbältnisse 
und an die Japan zur Verfügung stehenden Kräfte zu stellen haben, so können 
wir darüber nur unsere Freude ausdrücken. Durch die Desinteressierung 
Japans in Europa ist die Gefahr politischer Reibungen zwischen Deutschland 
und Japan so gut wie verschwunden. Japan wird nicht mehr nötig haben, 
uns ein doppeltes Gesicht zu zeigen, die kulturellen und wirtschaftlichen Be- 
ziehungen beider Nationen zu fördern, uns aber als Vasall Frankreichs poli- 
tische Fußtritte zu versetzen. Wir Deutsche werden wieder wissen, woran 
wir mit Japan sind. Wie ich an dieser Stelle!) schon einmal ausführte, wird 
die gegebene geopolitische und machtpolitische Situation, werden die vorhan- 
denen starken kulturellen und jetzt nun auch in absehbarer Zeit durch den 
neuen Handelsvertrag wieder geregelten wirtschaftlichen Beziehungen dafür 
sorgen, daß beide Nationen zu einer immer engeren Fühlungnahme gedrängt 
werden. Man wird in Berlin, aber auch in Tokio gut tun, damit zu rechnen. 
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Für den Durchschnittseuropäer liegt China jenseits einer konkreten Vor- 
stellung. Seine Existenz wird registriert, aber damit ist unsere Kenntnis dieses 
riesigen Landes auch so ziemlich erschöpft. Trotzdem der Abendländer wirk- 
lich nicht an einer Unterschätzung des Zahlenbegriffes leidet, kann er sich die 
politische und wirtschaftliche Zukunftsbedeutung des Landes nur unklar vor- 
stellen. Mit seinen über elf Millionen Quadratkilometern und fast 450 Mil- 
lionen Menschen, seinen kaum angetasteten Reichtümern an Bodenschätzen 
und fast unbegrenzten Anbaumöglichkeiten pflanzlicher Produkte, ist das Land 
als Rohstofflieferant nicht minder stark begehrt wie als Absatzgebiet. Aber 
Land und Volk stellen dem Versuche Fremder, Fuß zu fassen, unüberwind- 
liche Hindernisse in den Weg. 

Fast 2½ Jahrtausende war Chinas Geschichte mit wenig Ausnahmen in sich 
beschlossen. Erst mit dem Opiumkrieg gegen England tritt es 1842 in die 
Weltgeschichte ein. Genau wie in Japan sichert der Fremdling sich zuerst 
Hafenstützpunkte für seinen Handel, besonders in Kanton, Schangbai und 
Hongkong. Ähnliche Konzessionen wurden an die U.S. A. und Frankreich 
gegeben. Aber die Jahrtausende alte Tradition, die geistige wie territoriale 
Absperrung haben das Volk vollkommen aufs eigene Ich beschränkt. Aus 
dieser Isolierung brach urwüchsig eine fanatische Ablehnung alles Fremden, 
die besonders in den Boxerunruhen um die Jahrhundertwende grausige Formen 
annahm. Aber die Fremden wußten durch ihre militärische Überlegenheit 
ihre Einflußsphären zu sichern. Als Japan ı895 das Riesenreich zu überwäl- 
tigen drohte, rief das alle in Ostasien interessierten Mächte auf den Plan. 
Wenn damals die Aufteilung des Reiches in Kolonialgebiete scheiterte, so lag 
es an der Unermeßlichkeit der Entfernungen, der mangelnden Kenntnis des 
Innern, der schweren Zugänglichkeit und nicht zuletzt an der Eifersucht der 
Mächte untereinander und gegen Japan. Mußte man auch das Reich stehen 
lassen, der Entschluß, es auszubeuten, stand unerschüttert, nur über die 
Methode war man sich nicht klar. 

Der Versuch, durch Vernichtung des Eingeborenen, dessen Scholle zu 
„weißen Mannes Land“ zu machen, wie z. B. in Amerika und teilweise in 
Afrika, war nicht bloß veraltet, sondern versprach auch keinen Erfolg. Auch 
die modernere englische Methode, den Unterworfenen bei strengster Scheidung 
von Weiß und Farbig zum gehorsamen Ausbeutungsobjekt im Interesse des 
weißen Unternehmers zu zwingen, wie in Indien, kam über erste Anfangs- 
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erfolge in den einzelnen Hafenbezirken nicht hinaus. Erst der dritte Versuch, 
die amerikanische Kolonisationsmethode, versprach Erfolg. Fremde Ideen 
wurden in das Gebäude uralt konservativer chinesischer Welt- und Lebens- 
anschauung eingeschmuggelt. Bewußt wurde allen Bestrebungen Vorschub 
geleistet, die irgendwie darauf abzielten, die alten eingewurzelten Zentralge- 
walten zu schwächen. So wurde die Antithese forciert: ,Hie erstarktes Kaiser- 
tum“ — „Hie fortschrittliche Demokratie“. Das Land sollte innerlich so weit 
aufgelockert werden, als es den Interessen der fremden Machthaber entsprach. 
So hoffte man das kluge und intelligente, aber politisch schwierige chinesische 
Volk zum willfährigen Diener fremder Staats- und Machtinteressen zu 
machen. 

Diese Methode schien umso erfolgversprechender zu sein, als trotz der 
starken Partei der Literaten, d. h. der orthodoxen Konfuzianer, sich im Volke 
selbst, besonders nach dem vielbeachteten japanischen Vorbilde, eine Sehnsucht 
nach Bruch mit dem Erstarrten regte. Aber im Gegensatz zu dem Insel- 
reich war die Macht des Mandarinentums, der kaiserlichen Hofkamarilla und 
der Tradition zu groß, als daß das Kaisertum zum Führer hätte werden 
können. Die Syntese zwischen äußerlicher Übernahme abendländischer Methode 
und innerlicher Erhaltung der angestammten Kultursphäre wurde nicht ge- 
funden. Das Kaiserreich wurde gestürzt, die starke Reichsklammer vernichtet. 
China verfiel der Führerlosigkeit. Es gleicht heute dem Abendlande nach 
Auflösung der mittelalterlichen Kultureinheit, als Europa die scheinbaren 
Fesseln seiner katholischen Tradition abgestreift hatte und dem hemmungs- 
losen Absolutismus der Fürsten verfiel. In China traten an die Stelle des 
alten Staatsgedankens gefühllose, machthungrige Tyrannen, mögen sie sich nun 
„christlich“ nennen oder nicht. 

So erfolgversprechend die amerikanische Methode auch zu sein schien, sie 
scheiterte an den inneren Voraussetzungen des Volkes. Man hatte nicht in 
Rechnung gestellt, daß es trotz aller Isolierung intellektuell eine harte Schu- 
lung durchgemacht und ein verstandesmäßiges Niveau erreicht hatte, das ihm 
gestattete, aus den ihm neu zuströmenden Werten die Kraft zur Selbstbefreiung 
zu holen. In dem Bestreben, mit den westlichen Ideen zu unterjochen, setzten 
die Fremden eine Kausalitätsreihe, die sie nicht mehr aufhalten konnten und 
die ihnen auf die Dauer zum Verhängnis wurde. Um die „alten und minder- 
wertigen* konfuzianischen Lebensformen durch Emanzipation in Richtung der 
amerikanischen Lebensgestaltung zu vernichten, brauchten die U. S. A. ihren 
Anteil an der Boxerentschädigung zur Errichtung einer Suftung für chine- 
sische Studenten in den Vereinigten Staaten. Viel junge Intelligenz ist 


nach Amerika gegangen, viel auch nach Europa. Die Wirkung war ver- 
blüffend. 
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Mit allem modernen Rüstzeug der Wissenschaft wurde die chinesische 
Studentenschaft vertraut. Medizin und technische Wissenschaften, besonders 
aber Philosophie und Staatswissenschaften wurden von tief einschneidender 
Bedeutung. Eine junge Generation wurde mit dem Wesen und den Ideen des 
modernen Konstitutionalismus vertraut. Sie lernte im Staate einen feinen Orga- 
nismus sehen, dessen oberstes Prinzip seine Integrität ist. Die Grundsätze von 
der Gleichberechtigung aller Menschen vor dem Gesetz, wie das Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker wurden ihnen ebenso vertraut, wie die Notwendigkeit 
der Herrschaft des Staatsgedankens über die Forderungen des Einzelnen. 
In China aber fanden sie alles anders, als die Wissenschaft sie gelehrt hatte. 
Die Intelligenz schloß sich zur Abwehr zusammen, gebrauchte die Kenntnis 
und Erfahrung der amerikanischen Propaganda und des modernsten Zeitungs- 
wesens der Welt, um sich so Resonanz im Volke zu schaffen. Die asiatische 
Intelligenz und das Geld Moskaus fanden sich in seltsamer Bundesgenossen- 
schaft im Kampfe gegen den Imperialismus und Kapitalismus der Fremden. 
Sun Yat Sen, in seiner Hoffnung auf Amerika betrogen, ward zum ersten Ex- 
ponenten dieser Richtung. 

In hunderttausend und aber hunderttausend Exemplaren der Presse wurde 
das Land überschwemmt. Bis in die letzten Winkel und Dörfer drangen die 
technisch erst unvollkommenen Zeitungen, die aber in ihrer schreienden Auf- 
machung von starker propagandistischer Wirkung waren. Ihre ungebeure 
Gefahr liegt darin, daß kaum eine Handvoll Europäer die chinesischen Schrift- 
zeichen überhaupt entziffern kann. Die gefährlichsten Angriffe verhallen un- 
gehört und ohne auch nur die geringste Möglichkeit einer Gegenaktion. Hier- 
zu kommt noch eine in unseren Breiten unbekannte intensive persönliche Pro- 
paganda gegen die „weißen Teufel“. Ist's da ein Wunder, daß die Massen 
allmählich in Bewegung geraten. Immer deutlicher und drohender werden 
die Anzeichen. Vor dem Kriege konnte bei Hungerlöhnen der fremde Unter- 
nehmer in wenigen Jahren Riesensummen verdienen. Menschenmaterial gab 
es in Hülle und Fülle und wo es nicht parieren wollte, gab’s Prügel. In 
steigendem Umfange hat die Arbeiterschaft sich organisiert und weiß, welche 
Macht sie damit gewonnen hat. Heute ist der Kulilohn fünfzigfach höber, 
als um die Jahrhundertwende und wenn nur gerüchtweise von Arbeiterzüch- 
tigungen die Rede ist, drohen schon gefährliche Aufstände. Der National- 
bolschewismus hat aus China ein ganz gefährliches Pulverfa6 gemacht. Der 
Aufstand von 1921, mehr noch der von 1925, beleuchtet blitzartig die 
Situation. 

Das ganze Volk, soweit es mobil geworden, ist in diese Bewegung verwickelt. 
Die Intelligenz ist der bewußte Treiber, die Arbeiterschaft der bewußte Träger, 
während die chinesische Kaufmannschaft die unbewußte Gönnerin und Förderin 
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ist. Ursprünglich, infolge seiner Kenntnis des Inlandsmarktes, der unentbehr- 
liche Mittelsmann jedes Importeurs, gewöhnte der chinesische Kaufmann sich 
allmählich an die ungewohnten und fremden europäischen Produktionsweisen 
und kaufmännischen Verkebrsformen und war bei Kriegsausbruch in vielen 
Fällen schon so weit vorgeschult, daß er auf eigene Rechnung arbeiten konnte. 
Die Liquidation zahlreicher europäischer Firmen auf dem chinesischen Markt 
brachte alte und wertvolle Einrichtungen in seine Hand. Die Kaufmannschaft 
bat ein begreifliches Interesse daran, diese Unternehmen zu erhalten, auszu- 
bauen, dem Handel die Produktion zuzufügen, überhaupt eine selbständige 
Wirtschaftspolitik zu treiben. Deshalb begrüße sie den Boykott der National- 
bolschewisten gegen die fremden Waren und Importeure. Der Boykott hat 
dem Kaufmann neue Arbeitskräfte und Arbeitsaufträge zugeführt, die Boykotteure 
erhielten dafür Streikgelder. 

Der Ausländer hat seine Ansicht von dem „Objekt“ seiner Ausbeutungs- 
politik ändern müssen, er hat es als „Subjekt“ mit eigenem Willen werten 
gelernt. Diese Wandlung zeigte sich im November 1925 bei der Pekinger 
Konferenz besonders deutlich. Die Vertreter der Mächte haben die Zollauto- 
nomie Chinas ausdrücklich anerkannt, d. h. Europa hat es aufgegeben, die 
1842 begonnenen Versuche, China zu einem Kolonialgebiete herabzudriicken, 
in Zukunft fortzusetzen. Das Recht der eigenen Wirtschaftsgestaltung ist damit 
eingeräumt worden. Europa hat ein großes Absatzgebiet verloren, das mit eiserner 
Energie und zähem Fleiß seine 450 Millionen Menschen aus eigenen Rohstoffquellen 
mit Hilfe einer eigenen Industrie versorgt — und das, weil Europa von seinem 
Zivilisationsdünkel nicht hat rechtzeitig loskommen können. Heute versuchen die 
interessierten Mächte durch Forcierung der Revolution zu retten, was zu retten 
ist. Ob mit Erfolg, darf man bei ihrer Rivalität und gegenseitigen Zerfleischung 
wohl bezweifeln. Der Russe will sein Teil, der Japaner auch. England wacht 
eifersüchtig über deren Einfluß und Amerika will erst recht das Rennen noch 
nicht verloren geben. Die meisten Chancen hatte Japan, das 1915 die Ab- 
wesenheit der Großmächte benutzte, um China die berühmt-berüchtigten 
21 Punkte aufzuzwingen, durch die es das Land wirtschaftlich und politisch 
zu seinem Anhängsel machte. Die Rivalität drohte zur offenen Flamme auf- 
zuschlagen. Nach langem Hin und Her wurde das Land geteilt. England 
nahm die südliche Interessensphäre, Amerika das Flußgebiet Yangtsekiang und 
Japan erhielt den Norden. Da dieser zugleich von Rußland als seine Zone 
betrachtet wird, hoffte man Japans Einfluß durch Rußland zu kompensieren. 
Allem Anschein nach aber haben Rußland und China sich verständigt und 
dabei auch den japanischen Wünschen in etwa Rechnung getragen. Schon 
im Mai 1924 ist zwischen Rußland und China ein Freundschaftsvertrag unter- 
zeichnet worden. Japan hat seine aggressive Politik gegen China aufgegeben. 
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Beide treiben zurzeit eine Politik des Ausgleichs der Interessen und scheinen 
auf lange Sicht den Plan eines ostasiatischen Völkerblocks zu verfolgen. Bei 
der unvermeidlichen Auseinandersetzung mit den Angelsachsen geht das Streben 
darauf, zu verhindern, daß der Einkreisungsring um den ganzen pazifischen 
Ozean sich auf der chinesischen Landbrücke einmal schließt. 

China ist ein uraltes Kultur- und dennoch ein halbes Naturvolk zugleich. 
Mit allen seinen Fasern steckt es in der glanzvollen Tradition seiner Urzeit, 
bat aber dennoch die Fähigkeit, sich innerlich distanziert, die Methoden abend- 
ländischer Lebensformen dienstbar zu machen. Bei aller politischen Ver- 
worrenheit ist das ein Zeichen so urwüchsiger Kraft und Gesundheit, von so 
jugendfrischer Elastizität, daß nach menschlichem Ermessen das völlige Er- 
wachen nicht mehr aufzuhalten ist. Die halbe Milliarde „gelber Affen“ 
wird mehr und mehr eine Realität der Weltgeschichte, mit der weiter- 
schauende Politiker Amerikas und Japans schon heute als mit einer gegebenen 
Tatsache rechnen. Wenn es auch eine etwas naive Auffassung ist, die gelben 
Armeen auf dem Wege nach Europa zu sehen, um ein zweites Reich Dschingis 
Khans aufzurichten, so hat heute das einst unter andern verfehlten Ge- 
sichtspunkten gesprochene Wort nachträglich noch einen Sinn erhalten 
„Völker Europas wahrt eure heiligsten Güter“. 
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LUDWIG KOEGEL: 
AMAZONIEN 


Schon auf den primitivsten Atlaskarten springt uns ein mächtiges Tiefland- 
gebiet im Herzen des nördlichen Südamerika klar ins Auge. Es handelt sich 
dabei um einen jener wenigen, ganz großen Festlandkomplexe, die sich durch 
weitgehende, innere Übereinstimmung ganz von selbst als höhere Einheiten 
im Bilde der Erdoberfläche kundgeben. Diesem größten der tropischen Tief- 
länder dürfen wir getrost die Bezeichnung „Amazonien“ zuteilen, nach dem 
Namen des Riesenstroms, dessen gewaltiges Gewässernetz gerade diesem Erd- 
raum sein geographisches und, wie wir bald klar erkennen werden, auch 
letzten Endes sein geopolitisches Gepräge verleiht. 

Die Begrenzung des amazonischen Tieflandes ist in großen Zügen die 
folgende: Im N. und S. handelt es sich um massige Hochländer, im W. bildet 
der Andenwall den eindrucksvollen Abschluß unseres Länderindividuums, das 
im Q. sich verhältnismäßig schmal dem Meere erschließt. Ausgesprochene 
Lücken in der randlichen Umfriedung dieser Raumeinheit finden sich nur im 
NW. und SW. eben dort, woselbst die Höhen des östlichen Südamerika keinen 
völligen Anschluß an den ganz anders gebauten Andenwall gefunden haben. 
Relative Offenheit, ja teilweise sogar unsichere Wasserscheiden, weisen hier 
beiderseits hinüber in benachbarte Stromniederungen. 

Lange schon sind die kleinen Serren nördlich des unteren Amazonas be- 
kannt; neuere, verdienstliche Reiseforschungen, besonders jene von P. von 
Bauer), haben gezeigt, daß amazonische Randgebiete selbst über ausgedehntere 
Sandsteintafeln und Rumpfflächen sich erstrecken, gleichwohl darf im allge- 
meinen daran festgehalten werden, daß es sich bei dem ganzen vorstehend 
umrissenen Gebiet im wesentlichen um unermeßliche, flache Tief länder handelt. 
Ihr ganz schwaches Absinken gegen O. kommt schon im außerordentlich 
harmonisch zur zentralen Hauptader konvergierenden Entwässerungssystem 
zur Geltung. Es kann nicht unsere Aufgabe sein, in diesem Zusammenhange 
näher auf die klimatische Ausstattung unseres Landes einzugehen, darüber 
wurde an anderem Orte eingehender berichtet“), es sei nur kurz zweier 
Hauptmomente Erwähnung getan. Passateinflüsse, für den niederen Osten 
Amazoniens meist Trockenheit bringend, Zenitalregen und lokale Gewitter 
sind die entscheidenden Faktoren, die in gegenseitigem Wechselspiel jeweils 
über Sonnenschein und Regen entscheiden. Zum andern können wir von 
einem wechselnd feuchten Osten und einem ständig intensiv feuchten Westen 
unseres Erdraums sprechen. Die ungeheuren Regen- und Wasserdampfmengen 
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des Westens, dessen üppig feuchtwarme, dem Menschen aber wenig erfreu- 
liche Treibhausatmosphäre von allen Reisenden immer wieder betont wird, 
können wir als Folge der endgültigen Kondensation des gesamten Wasser- 
gehalts der ungehindert aus atlantischen Regionen kommenden, passatischen 
Luftbewegung auffassen. 

Der schwach gekrümmte Gebirgsbogen, gerechnet vom massigen Eckpfeiler 
des bolivianischen Hochlands im S. (etwa von St. Cruz de la Sierra an) bis 
zu den Ketten östlich von Bogotä im N., wirkt geradezu wie ein gewaltig 
gedehnter, trefflicher, gegen O. gewandter Feuchtigkeitsfänger. Zahllose 
Wasserfäden gleiten daher ständig vom Andenabfall hinab in die weite öst- 
liche Ebenheit, woselbst sie sich alle mittelbar und unmittelbar im Amazonas, 
dem wasserreichsten Strom der Erde, zusammenfinden müssen. So erklären 
sich die unvergleichlichen Wassermassen, die dieser Strom fast ohne Gefälle 
(vom Andenfuße bis zum Ozean, in der Geraden, nur 180 m Höhendifferenz 
auf rund 3200 km Entfernung) dahinwälzt; so verstehen wir die Heftigkeit 
der Strömung, die auf 2—5,5 km pro Stunde geschätzt wird. Trotz seiner 
Ausmaße vermag das ungefüge Bett dem Drange des Fließenden schon bei 
Niedrigwasser kaum gerecht zu werden, bei Hochwasserstand weite Ufer- 
gelände der Überflutung preisgebend. 

Solche Feuchtigkeitsmengen mußten im warmen Aquatorlande auf frucht- 
baren Böden zur Entwicklung eines verschwenderischen Vegetationsreichtums 
führen, eines Reichtums, dessen reinster Ausdruck der in mehreren Stock- 
werken übereinander Laubdächer ausbreitende Etagenwald ist. Seit A. v. Hum- 
boldt und Martius sind die ,Selvas* Amazoniens weltberühmt, nicht ebenso 
bekannt dagegen ist die Tatsache, daß das Hauptverbreitungsgebiet des un- 
unterbrochenen, üppigsten Urwalds, abgesehen von einem bevorzugten Küsten- 
streifen, wesentlich auf den Westen unseres Erdraums sich beschränkt. Hier 
im Westen schuf die geschilderte Niederschlagsmenge zusammen mit dem, 
was wir jungfräuliche Bodenergiebigkeit alter Flußanschwemmungsböden 
nennen, erstklassige Vegetationsbedingungen, während flußfernere Teile des 
trockneren Ostens zwischen minder üppigen Wäldern auch reichlich Steppen- 
land beherbergen. Der Strom ist es, dessen Ablagerungen teilweise erst die 
Niederungen aufbauten, der hier auch dem Osten seinen Stempel aufdrückt, 
denn trotz vielfach magerer Bodenbeschaffenheit lassen seine aus W. ver- 
frachteten Wassermassen auch im O. teilweise üppigere Waldtypen erstehen, 
als sie dem Lokalklima entsprechen dürften. Der Riesenstrom ist also 
so recht der bestimmende Faktor in unserem Urwaldlande. 

Nach diesen Darlegungen, die bestrebt waren, die Naturbedingungen Amazo- 
niens etwas zu beleuchten, wollen wir versuchen der Eignung dieses Erdraume 
für die Entwicklung menschlichen, insbesondere politischen Lebens nachzugehen. 

80 
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Amazonien umfaßt nach Le Cointe?) 5594000 qkm Fläche, das ist erheb- 
lich mehr als die Größe des europäischen Rußland vor dem Kriege mit rund 
5 Mill. qkm, somit einen ganz gewaltigen Lebensraum, von dem heute der 
Großteil, etwa 3,6 Mill. qkm, zum brasilianischen Staate gehört. Zu Zeiten, 
als der spanische Konquistador Orellana, anno 1540, als erster Europäer, sich 
kühn dem Rücken des Stromriesen anvertraute, der ihn ins unbekannte Wald- 
land des Ostens entführte, hausten nur kulturell verhältnismäßig rückständige 
Indianer in den weiten, grünen Einöden. Wesentlich als bodenvage Fischer- 
und Jägervölker lebten und leben sie teilweise heute noch (ich denke u. a. 
an F. Speisers jüngste Berichte) in der Nähe der Flußwege, der natürlichen 
Verkehrs- und Lebensadern im Tropenwald. Etwas Manioka pflanzten sie 
zum Eigenverbrauch in primitivem Hackbau, waren aber keineswegs durch die 
rasch zubereitete und leichten Herzens verlassene Pflanzstelle und Behausung 
im unermeßlich frei zur Verfügung stehenden Raum fest an den jeweiligen 
Aufenthalt gebunden. Auch die heutigen Abkömmlinge der Waldindianer, die 
sich von den Steppenindianern der Nachbarschaft nicht unwesentlich, meist 
wenig zu ihrem Vorteil unterscheiden,?) haben manchen Charakterzug ihrer 
freien Ahnen sich erhalten, selbst dann, wenn sie durch Kultureinwirkung 
oder Blutmischung stark beeinflußt erscheinen. Noch heute ist der Voll- und 
Halbblutindianer ganz besonders zum Schiffer- und Waldleben geneigt, für das 
er eminente Liebe und Eignung besitzt, eine Tatsache, die ihn mehr zum 
immer noch verhältnismäßig freien Waldleben des Kautschuksammlers prä- 
destinierte, als zum seßhafteren Dasein des Plantagenarbeiters. 

Dem ersten Vorstoß weißer Eroberer, der vom Hochlande des den Spaniern 
zugefallenen andinen Westens ausging, wirkte später ein langsam fließender 
portugiesischer Einwandererstrom, von O. kommend, entgegen. Nach O. hin 
ist das natürliche Tor des Landes, die weite Mündung des „Rio Mar“, des 
trefflich mit einem süßen Meere verglichenen Hauptstromes, geöffnet. Dem 
von O. kommenden steht somit die breite, ihresgleichen suchende Verkehrs- 
ader des Stromes zur Verfügung. Der Strom selbst warf also den Herren des 
östlichen Südamerika, den heute zu Brasilianern gewordenen Portugiesen, den 
Großteil der weiten Tiefländer in den Schoß. Freilich auch diese achteten 
das Geschenk einstmals nicht allzu hoch, lockte doch kein Edelmetall hinein 
ins kaum bekannte Innere. So kam es, daß man dies Waldland noch lange 
Zeit, abgesehen von einigen nicht allzu wichtigen Siedlungsgründungen in der 
Nähe des Stromunterlaufs, zum gut Teil den meist harmlosen indianischen 
Urwaldkindern überließ; ich denke etwa an die patriarchalischen Schilderungen 
aus Westamazonien, wie sie der Naturforscher Bates noch aus der Mitte des 
ı9. Jahrhunderts bietet. Freilich ein paar Örtlichkeiten wurden schon ver- 
hältnismäßig früh zu militärischen Sicherungspunkten seitens der weißen 
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Landesbeherrscher ausgebaut. Ich nenne nur das 1669 gegründete Fort 
„S. José do Rio Negro“, hochgelegen an vorzüglicher Hafenstelle, war es durch 
seine Lage nahe der Flußgabel Amazonas—Rio Negro und nicht allzu weit 
von der Madeiraeinmündung mehrfach begünstigt und erwuchs so zu der 
nachmalig so wichtigen zentralen Binnenhafenstadt Manaos; zum andern reckt 
Obidos lange schon gerade dort seine heute fast wertlos gewordenen Kanonen 
drohend hinaus auf den Stromweg, woselbst dieser zwischen steileren Ufern 
zusammengedrängt leichter zu beherrschen schien. 

Doch allmählich wurde aus den wenig gewerteten, riesigen Wildnissen mit 
ihrer bescheidenen Hinterwäldlerbevölkerung, wenn ich mich so ausdrücken 
darf, ein begehrenswerteres Objekt, sobald man einem Naturprodukte gerade 
dieses Waldlands mehr und mehr Aufmerksamkeit zu schenken begann. Ein 
verhältnismäßig unscheinbares Gewächs, die schmächtige „Hevea brasiliensis‘, 
sollte nunmehr — als bester Kautschuklieferant der Welt — unserem Lande 
zum Schicksal werden. Die Industrie der Hochkulturvölker bedurfte des 
Kautschuks in zunehmendem Maße, die weite Verbreitung wichtiger Kautschuk- 
pflanzen, vor allem der eben genannten, wurde immer mehr bekannt; der 
Impuls war gegeben und immer emsiger und kühner suchten die Kautschuk- 
sammler ins Innere der vordem menschenleeren Urwälder einzudringen. Der 
Hunger nach dem wertvollen Waldprodukt wird zum Erschließer der Neu- 
länder, besonders im bisher wenig begehrten Westen, dem Kerngebiet, wie wir 
sahen, tropischer Vegetationsfülle mit ihrer natürlichen Abwehr gegen das Vor- 
dringen des Menschen. Mehrfach kommen die Grundbedingungen Amazoniens zu 
sichtbarer Auswirkung. Das ungeheuere Flußnetz wird im sonst fast unpassier- 
baren wilden, jetzt Schätze bergenden Walde zum Führer, nur zu Wasser er- 
schließt unser Tiefland sich allmählich der Durchforschung. Fahrzeuge aller Art, 
1853 erscheint der erste Stromdampfer, beteiligen sich am nunmehr schneller 
anwachsenden Verkehr. LeCointe spricht von über 50000 km schiffbarer Wasser- 
wege in Gesamtamazonien, auf denen über 200 größere Dampfer sich bewegen. 

Zur Kenntnis der steigenden Bedeutung des Kautschuks für die Erschließung 
weiter Räume, besonders des vordem brach liegenden Südwestens, woselbst 
Purus-, Jurua- und Madeiragebiet reichste Kautschukausbeute lieferten, mögen 
einige illustrierende Zahlen folgen: 


Totalexport amazonischen Kautschuks nach Le Cointe’): 


1727 3ı 365 kg 1880 9 807 755 kg 

1830 156 060 „ ı890 16 403 821 „ 

1840 388 260 „ 1900 26 748 663 „ 

1850 ı 466 550 „ 1910 38 705 615 „ 

1860 2 672 490 „ 1912 43 370 393 „ Höchstwert! 
1870 5 60: 626 „ 1919 38 458 000 „ 


Zum Vergleich sei auf die neue Angabe von Vagts®) für das Jahr 1925 


hingewiesen: 


Brasilien (Rohgummiproduktion) 24 976 engl. Tons (à = 1016 kg) 
Sonstiges Südamerika . . 79767 „ 


För den sehr dehnbaren Raumbegriff Amazonien mag also vielleicht eine 
runde Zahl von gut 30000000 kg heute der Wahrheit nahe kommen. 

An derartigen Zahlenwerten sind die amazonischen Hauptstaaten Bolivien, Peru 
und Brasilien, wenn wir (unter Vernachlässigung der ganz untergeordneten Pro- 
duktion Ecuadors, Columbiens und Venezuelas) Le Cointes”) Angaben für das Jahr 
1918 zu Grunde legen, beteiligt im annähernden Verhältnis von 1: 2: 11½. 

Die Kautschukjagd jener in den Umschwungsjahren 1910—1913 gipfelndea 
Periode hatte Amazoniens weite Niederungen ziemlich plötzlich aus dem wirt- 
schaftlichen Kindheitsschlafe aufgeriittelt. Der Wirtschaft folgte hier wie so 
oft die Politik. Wir sehen in diesen Jahren Schiffe der verschiedensten 
Nationen, darunter die Handelsflagge der deutschen Hamburg—Amerikalinie, 
um Amazonien werben. Das brasilianische Herrenauge haftet mit weit größerer 
Liebe als vordem an diesem nunmehr für unerschöpflich reich erachteten 
Tieflande; ja auch andere, früher kaum randlich interessierte Staaten suchen 
ios Kautschukwunderland hereinzugreifen. Deutlich tritt die Tendenz der 
Kordillerenstaaten in Erscheinung ihre Grenzen ins dereinstige fieberberüchtigte 
Niemandsland der östlichen Waldniederungen weitmöglichst vorzuschieben. 
Besonderes Interesse beanspruchen in diesem Zusammenhange wohl die Kar- 
tierungen der Peruaner, die in den Jahren 1900—1908 durchgeführt, im 
B. S. G. Lima von P. Portillo und anderen, meist im Maßstabe 1: 1 000 000, 
veröffentlicht wurden. Es handelt sich hierbei in charakteristischer Weise 
stets um Flußkarten der weiten, östlich der Anden gelegenen Länder, die von 
den Peruanern, freilich nicht unumstritten, eifrig erstrebt wurden. Amazonien 
ein unübertreffliches Kautschukwaldland, Amazonien nur auf Flußwegen zu 
erreichen, erschließen und zu beherrschen, so schien die Schicksalsfrage dieses 
Erdraums im ersten Dezenium unseres Jahrhunderts zu lauten. In dieser Rich- 
tung bewegten sich die wirtschaftlichen wie politischen Gedankenpfeile für den 
von naheliegenden Wünschen geleiteten, rein südamerikanisch ein- gestellten 
Beobachter, wobei man nicht vergessen darf, daß Amazonien hier stets über- 
wiegend in der passiven Rolle des auszubeutenden Naturlandes aufgefaßt wird. 

Amazonien stand zwar, wenn wir wiederum Le Cointes®) Zahlen zugrunde 
legen, schon seit langem in Konkurrenz mit dem Kautschuk anderer Erdteile, 
doch beherrschte es noch 1892 mit 66 % Gesamterzeugung den Weltmarkt 
auf diesem Gebiete. Ursprünglich fast nur mit dem schwächeren Afrika wett- 
eiferad, erwuchs ihm langsam ein weit gefährlicherer Gegner in Asien, wo- 
selbst die englische Energie sich seit 1873 immer mehr für die Möglichkeit 
der Heimischmachung des brasilianischen Urwaldgewächses auf indischem 
Plantagenboden zu interessieren begann. Nach anfänglichem Mißerfolg kommen 


seit 1898 steigende Mengen Plantagenkautschuk aus Asien auf den Markt, die 
ab 1913 das amazonische Urwaldprodukt an Menge überflügeln, um es bereits 
in wenigen Jahren um ein Vielfaches zu überbieten. Die folgenden Zahlen 
mögen diese Verhältnisse einigermaßen illustrieren. 


Kautschukproduktionsmengen: 
Amazonien (inkl. Afrika (inkl. 


sonst. Brasilien) Zentralamerika) an 
1910 40 800 t 21 900 t 8 753 ¢ 
1912 43 370 ¢ 28 000 t 28 194 ¢ 
1913 39 560 t 21450 t 47618 ¢ 
1915 37 220 t 13 635 ¢ 107 867 ¢ 
1917 39 370 ¢ 13 358 ¢ 204 251 ( 


Nach Vagts steht die gesamte südamerikanische Erzeugung im Jahre 1925 
zur Weltproduktion in engl. Tons wie 32 743 : 503 167, sie beträgt also nur 
noch rund ½ der Weltproduktion, von deren Gesamtbetrag etwa °/, heute 
unter britischer Kontrolle stehen. 

Mit diesem Sachverhalte ist Amazoniens dereinstige Monopolstellung als 
erster Kautschukproduzent der Erde wohl endgültig dahin, die Preise sanken, 
ja teilweise auch die Qualität dieses dereinst so gut wie einzigen Weltausfuhr- 
produkts unseres Gebietes. 


Wert des Kautschukexports für das brasilianische Amazonien: 
(in französischen Francs, nach Le Cointe, Bd. I, S. 449) 


1909 360 658 5aı 1912 288 275 754 
1910 475 881 908 1913 189 260 877 
1911 289 890 573 1915 127 359 062 


Alle Abhilfeversuche, die seitens der brasilianischen Regierung (besonders im 
der gut gemeinten, aber mangelhaft durchgeführten Gesetzgebung unter 
dem Namen „Defeza da Borracha* anno 1912) unternommen wurden, waren 
zum Scheitern verurteilt. Wir sehen, der Staat hatte eingesehen, was die 
Kautschukfrage für ihn bedeutete, gleichwohl hat Amazonien aufgehört, „Das 
Kautschukland* zu sein. Wohin weist nun aber die Entwicklung des Landes 
mach diesem Umschwunge? 

Anfänglich wurden naturgemäß nur die negativen Folgen der Kautschuk- 
krise sichtbar, ausfallende Einnahmen für Staat und Unternehmer, “) Verödung 
mancher Verkehrswege, Verkauf überflüssig gewordener Fahrzeuge zu Schleuder- 
preisen und manch ähnliche Kalamität konnte nicht ausbleiben, immerhin es fehlt 
nicht ganz an Anzeichen, daß diese Krise unserem von der Natur so reich ge- 
segneten Gebiete vielleicht sogar den Weg ebnen hilft zu, zukünftigem“ Aufstiege. 

Le Cointe, übrigens kein übertriebener Lobredner Brasiliens, meint einmal 
in bezeichnender, nur scheinbar paradoxer Weise, daß erst die Erschöpfung 
oder Entwertung der allein von der Natur im Amazonasbecken dargebotenen 
Reichtümer unser Land gesunden Wirtschaftsmethoden zuführen werde. Diese 


936 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT ı» 


Auffassung ist nur zu wohl begründet, wenn wir hören, daß dies überreiche 
Naturgebiet erheblicher „Zufuhr“ an Nahrungsmitteln bedarf. Wir wissen 
bereits, daß die Landesbewohner von Haus aus wenig zu solider Landwirt- 
schaft neigen, ja selbst den Anbau hochwertiger Plantagenprodukte haben sie 
unter der Hypnose des schnelleren Kautschukraubbaus und Handelsverdienstes 
noch mehr als früher vernachlässigt. Aber sogar die Hilfsmittel des durch 
das so günstige Flußnetz erleichterten Verkehrs sind noch nicht entsprechend 
ausgewertet. Rationellere Ausnutzung des vorhandenen Dampfermaterials, 
stärkere Heranziehung des kleinen Motorboots, sowie ergänzender, von den 
Flußufern landeinwärts zu treibender Kleinbahnstrecken können (nach Le Cointes 
Auffassung) erhebliches bessern; doch es wäre vor allem Aufgabe der bra- 
silianischen Regierung, mit der Initiative einer rationellen Erschließung des 
Innern zu bodenständiger, landwirtschaftlich gesund fundierter Kolonisation ein- 
zusetzen. Dem französischen Autor schwebt nicht ohne Seitenhiebe auf deutsche 
Unternehmungslust die Beteiligung des französischen Kapitals an derartig 
neuen, planmäßigen und aussichtsreichen Siedlungs- und Wirtschaftsmethoden 
vor Augen, für uns ist es von größerem Interesse, darauf hinzuweisen, daß 
nur ein bewußtes Streben nach möglichster Autarkie, d. i. wirtschaftlicher 
Selbständigkeit, für Amazoniens Riesenräume förderlich sein kann. 

Suchen wir im Folgenden aus dem allgemeinen Gedankenkreis von Maulls 
grundlegender „Politischer Geographie“ heraus Amazonien zu erfassen, so werden 
wir zunächst dies Landerindividuum dem Typus der, Rohstoff lieferanten“ zu- 
rechnen. Das Land verließ in überstürzter Weise seinen zeitlich nur wenig zurück- 
liegenden Anfangszustand primitiver Eigenversorgung einer geringen, anspruchs- 
losen Bevölkerung auf größtem Raum, um sich einer ganz einseitigen, vege- 
tabilischen Rohstoffausbeutung in die Arme zu werfen. Die schnell von aus- 
wärts, meist aus dem trockenen, periodisch durch Hunger gefährdeten Nord- 
ost-Brasilien!!) zusammengerafften Arbeitskräfte waren fas immer auf schwierige 
Fremdversorgung angewiesen. Großzügige Raummeisterung hatte ihrerseits 
noch keiner Autarkie im größeren Stile, einer Verkehrsautarkie, wenn ich 
mich so ausdrücken darf, die Bahnen gewiesen. Mißlich erscheint zunächst 
auch der Umstand, daß das einheitliche Naturgebiet der Amazonasniederung 
politisch heute von verschiedenen Staaten beherrscht wird, unter denen Brasilien 
mit seinem außerhalb Amazoniens liegenden Schwerpunkt überwiegt. 

Eine neue, dem Wesen des Stromlandes trefflich angepaßte wirtschafts- und 
politischgeographische Kraftlinie würde bei geeigneter Auswertung die Bahn- 
linie (1913 endlich vollendet) darstellen, die, zur Umgehung der schwierigen 
Madeirafälle angelegt, durch zahllose, dem Fieber erlegene Menschenleben er- 
kauft wurde. Wir kennen die orographische Lücke in der Südwest-Ecke der 
natürlichen Umwallung Amazoniens schon aus den einleitenden Ausführungen, 
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gerade hier greift das Madeirasystem und mit ihm der erwähnte Schienenweg 
verbindend hinaus in Nachbarländer. Das bolivianische Binnenland könnte so 
vermittels der amazonischen Flußwege weit enger an den lebenspendenden 
Atlantischen Ozean geknüpft werden. Ja man vermöchte sogar dem Gedanken 
Raum zu geben, daß aus dem Spiel rivalisierender politischer Kräfte für 
Amazonien dereinst erweckende Gewalten erwüchsen. 

Wir sehen alles in Amazonien noch in vollem Flusse. Die Wirtschaft, teils 
abwegig und nicht autark gefestigt, verleiht den weiten Niederungen noch 
einen schwer zu wägenden Wert für jeglichen Besitzer. Auch der stärkst- 
beteiligte heutige Beherrscher der Strom- und Waldniederungen, nämlich 
Brasilien, vermochte das jäh gestörte, alte Gleichgewicht geringer Kulturböhe 
auf höherer Kulturstufe noch nicht befriedigend neu aufzubauen. Die Zeit 
blinder Rohproduktausbeute neigt sich ihrem Ende entgegen, schon beginnt 
man neben geeigneterer Holzverwertung vernachlässigte!?) Produkte im Anbau 
stärker zu berücksichtigen; man erkennt die ungeheure Wichtigkeit des Ver- 
kehrsproblems zur Erweckung der Naturbegabung des Riesenraums in zu- 
nehmendem Maße; freilich fast alles bleibt noch zu tun. Möchte das kaum 
zu erschöpfende, neue Möglichkeiten bergende amazonische Riesenland bald 
aufhören, ein Spielball engbegrenzter Einzelinteressen zu sein, um mit seinen 
kaum besiedelten Flächen ein wahrhaft nützliches Glied zu werden im Lebens- 
raum der Menschen und Staaten, denen die Erdoberfläche immer mehr zu eng 
zu werden scheint. 


Anmerkungen 

1) Dr. P. P. Bauer: „NW-Amazonien*, Brünn 1919. Seite 434—438, auch nicht streng vergleich- 
2) Vergleiche hierzu und dem folgenden auch: bar, so rechtfertigen sie duch obige runde 

L. Koegel: „Das Urwaldphänomen Ama- Verhältniszahlen. 

zoniens*, München 1914, sowie „Zur Frage 8) Sie wurden den Tabellen Band I, Seite 333 

der Urwaldentwicklung in Amazonien“, und Seite 451 entnommen. 

Geogr. Zeitschr. 1922. 9) Neuerdings berichtet auch das hübsche 
8) P. Le Cointe, der Direktor des Handels- Fahrtenbuch von R. Dienst: „Im dunkelsten 

museums in Para, kann sich in seinem, hier Bolivien“, Stuttgart 1926, in launiger Weise 

mehrfach ausgewerteten Buch: „I,'Amazonie von den dahin gesunkenen guten Tagen der 

brésilienne* (2 Bände, Paris 1922) auf eine Benigebiete um Reyes zur Zeit der guten 

durch 26 Jahre ununterbrochene, persön- Gummipreise. 

liche Landeserfahrung berufen. 10) Auch H. Bluntschli („Bie Amazonasniederung 
4) Domville-Fife berichtet uns in seinem neuen, als harmonischer Organismus“, Geogr. Zeitschr. 

spannend geschriebenen Buche, Unter Wilden 1921) sieht in der Gummis euche ein Verhäng- 

am Amazonas“ (Leipzig 1926) auf Grund sehr nis für Amazonien, das vor 200 Jahren unter 

weit umspannender, wenn auch teilweise kurzer den Händen der Ordensmissionare regere 

Bereisungen zahlreicher, noch wenig erforsch- landwirtschaftliche Tätigkeit vieler Indianer- 

ter Stämme viel des Interessanten. Am Gy- stämme aufwies als heute. 

Parana, einem Nebenfluß des Madeira, fand 11) Immerhin handelt es sich um Brasilianer, 

er z.B. Zwerggestalten von noch nicht 1,40 m das bedeutet ein Gunstmoment für die poli- 

Größe, eine neue Bestätigung für den Kümmer- tische Einheitlichkeit. 

wuch» des Urwaldbewohners. 13) Vergleiche hierzu Le Cointe (Fußnote Bd. I, 
6) Entnommen den Angaben Bd. I, S. 432-434. Seite 895), ich denke z. B. an die gewaltige 
8) A. Vagts: „Kautschuk-Politik*, in dieser Zeit- Steigerung der Reisproduktion, dıe schon 

schrift 1926, Heft 8. aus den Tabellen Bd. Il, Seite 175, auls 


7) Sind Le Cointes Einzelstatistiken, Band I, klarste hervorleuchtet. 
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ALOIS FISCHER: 
NEUE UNTERSUCHUNGEN ÜBER RASSE UND VOLKSTUM II 


a. Formen des Volkstums 
a) Volk 


Ein Volk ist eine durch gleiche Kultur, Sitte und in der Regel auch 
gleiche Sprache gekennzeichnete Gemeinschaft größerer bis größter Kopf- 
zahl zu dem Zweck, die mit diesen Faktoren verknüpften Interessen gegen 
andere Menschengruppen geltend zu machen. Ein Volk geringerer Kopfzahl 
(vielleicht unter ı Million Köpfen) heißt Stamm, eine Bezeichnung, die außer- 
dem auch für an Zahl größere, an gewissen Eigenheiten in kultureller Hin- 
sicht, in Sitten und Gebräuchen und an sprachlichen Besonderheiten (Dialekt) 
erkennbare Untergruppen eines Volkes angewendet wird. Die höhere Ordnung 
zum Begriff Volk ist die Völkergruppe, eine Scharung von Völkern, die 
ihren gemeinsamen oder ähnlichen Kulturbesitz gegen die übrige Menschheit 
vertreten. Die Völkergruppen fallen weitgehend mit den Bevölkerungen der 
Kulturräume zusammen. 

Aus der in starkem Gegensatz zur früheren Ansicht von der Einrassigkeit 
oder Fast-Einrassigkeit der meisten Völker von der neueren Rassenforschung 
festgestellten weitgehenden Umfangkreuzung bei den Begriffen Rasse und Volk 
geht nicht hervor, daß ihre Inhalte in keiner Beziehung zueinander stehen. 
Wegen der in erster Linie rassischen Herkunft von Kultur und Sprache ist 
für die Entwicklung eines Volkes der horizontale (regionale) und noch mehr 
der vertikale (soziale) rassische Aufbau des Volkskörpers von entscheidender 
Bedeutung. Alle Völker haben einen rassischen Kern, der einer oder 
höchstens zwei (harmonisch gemischten) Rassen angehört. Diese müssen zwar 
nicht in der Volksgesamtheit, wohl aber in den führenden Schichten des 
Volkes die Mehrheit haben. Der rassische Kern gibt dem Wesen eines Volkes 
den Inhalt, die seinem Körper beigemengten anderen Rassen verleihen ihm 
die verschiedene Färbung und die Landschaften, die es bewohnt, besorgen 
schließlich die Abtönung. Die den deutschen Volkskörper kennzeichnende 
Buntheit ist entschieden zum größeren Teil auf seinen rassischen Aufbau 
und nur zum geringern auf die Eigentümlichkeiten des deutschen Laudschafts- 
bildes zurückzuführen, dessen dominante Faktoren wohl zu keiner Zeit allzu 
trennend wirkten. Umgekehrt zeigt der Charakter von Völkern mit einfacher 
rassischer Struktur, wie der der Engländer, Spanier oder Ostasiaten trotz be- 
deutenden Unterschieden im Bild der von ibnen bewohnten Landschaften 
stark uniforme Züge. Der rassische Aufbau des deutschen Volkes wurde, 
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verstärkt durch die politische Zwischenlage seines Lebensraumes, schließlich 
auch entscheidend für seine gewaltigen kulturellen und seine mäßigen politi- 
schen Leistungen. Die beiden Kernteile des in diese, und zwar einen nordi- 
schen, bzw. fast-nordischen im Norden und einen nordisch-dinarischen, bzw. 
dinarisch-nordischen im Süden, gespaltenen rassischen Kerns des deutschen 
Volkes fanden sich zwar zu gewaltigen wissenschaftlichen und künstlerischen 
Leistungen, ihr Zusammenwirken brachte aber die meisten politischen Kon- 
zeptionen infolge der geringen politischen und organisatorischen Begabung der 
dinarischen Rasse zum Scheitern. In ähnlicher Weise wirkte die dinarische 
Rasse auch in Italien in wissenschaftlicher und künstlerischer Hinsicht be- 
fruchtend, in politischer aber störend. Die dinarische Rasse trägt an der 
Tatsache, daß die Deutschen und Italiener infolge ihres zu langen Festhaltens 
am Partikularismus zur Verteilung der Welt zu spät gekommen sind, mehr 
Schuld als der Main oder der Appenin. Viel leichter war es, mit Hilfe einer 
mittelmeerisch-nordischen Herrenschicht dem französischen Volk eine festge- 
fügte Form zu geben. Die größten politischen Leistungen finden wir aber 
bei Völkern, die durch starke Dominanz einer hochstehenden Rasse ausge- 
zeichnet sind. Die gewaltigen kolonisatorischen Leistungen der Angelsachsen, 
der Holländer und der beiden iberischen Völker hängen in bedeutendem Aus- 
maß mit der rassischen Struktur ihrer Volkskörper zusammen, mögen sie auch 
außerdem in hohem Grade durch die Lagengunst ihrer Lebensräume gefördert 
worden sein. 

Völker entsteben durch Auswachsen eines Stammes zu einem Volk 
oder durch Verschmelzung mehrerer Stämme oder Stammesteile 
(nicht selten von Siegern und Besiegten), die auch sehr verschiedenen Rassen 
angehören können. Völker wachsen rascher oder langsamer, aber immer 
allmählich durch natürliche Vermehrung und durch Angleichung 
und vergehen plötzlich durch Vernichtung oder allmählich durch 
natürlichen Bevölkerungsrückgang und durch Ausgleichung. Die 
natürliche Bevölkerungsbewegung wurde vom Verf. in Z.f.G., 1925, S. 770 
bis 779 und 854—858 untersucht, worauf hier verwiesen sei. Wichtig ist 
dazu die Feststellung, daß sich die einen Volkskörper zusammensetzenden 
Rassen meistens sehr ungleich vermehren. Die hochwertigen Rassen, voran 
die nordische, verstehen leichter die Hemmnisse der geographischen Umwelt 
in irgendeiner Form zu überwinden, schaffen aber oder begeben sich dabei 
nicht selten in eine neue Umwelt, die ihrer rassischen Physis inadäquat ist, 
wodurch sie dann vom Untergang bedroht werden. Nur ein Teil, der nicht 
gerade die stärksten Individuen umfassen muß, erweist sich als anpassungs- 
fähig. Die nordische Rasse unterliegt bei jäher Vertauschung der klimatischen 
Umwelt in hohem Grade der klimatischen Auslese, die nach mehreren 
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Generationen nur einen Teil der Reinrassigen am Leben läßt. Eine der Nord- 
rasse inadäquate Umwelt sind aber auch die Zinshausgroßstädte des europäi- 
schen Kontinents (im Gegensatz zu den ihr viel adäquateren angelsächsischen 
Einfamilienhausgroßstädten). Dazu kommt bei der großstädtischen Umwelt 
noch die soziale Doppelauslese, welche die nordische Rasse in höhere Stände 
aufrücken, sie aber dort dem in diesen herrschenden geringen Vermehrungswillen 
anheimfallen läßt. Wachstum durch Angleichung finden wir am häufigsten bei 
Völkern, die sich gerade in einem günstigen Entwicklungsstadium befinden, be- 
sonders aber bei solchen, die noch über viel unerschlossenen Lebensraum verfügen. 


Die folgenden Zusammenstellungen bringen einen Überblick über die Völker 
der Erde nach dem Stand von Anfang 1925, über die Entwicklung der Völker- 
gruppen und Hauptvölker seit 1800, über das jährliche Wachstum der Völker- 
gruppen in der Zeit 1800—1900 und 1900—1925 und über die Verteilung 
der europäisch-amerikanischen Völkergruppe in den Jahren 1800, 1900 und 
1925 auf die Erdteile in Prozenten. 

Es fehlt hier der Raum, um auf alle Tatsachen, die in den Zusammen- 
stellungen ersichtlich sind, auch mit Worten zu verweisen. Es seien darum 
bloß die folgenden hervorgehoben: Die europäisch-amerikanische Völkergruppe 
vermehrt sich trotz ihrer sinkenden Geburtenziffern, aber wegen der durch 
den medizinischen Fortschritt erzielten andauernden Eindämmung der Sterb- 
lichkeit noch immer schneller als die anderen Völkergruppen mit einer einzigen 
Ausnahme, der Malaien, die sich derzeit fast mit der doppelten Geschwindig- 
keit vermehren als die Europäo-Amerikaner. Beim Wachstum der Völker 
mit noch viel unerschlossenem Lebensraum, wie den Angelsachsen oder den 
beiden iberischen Völkern, springt das Moment der Angleichung, dem bei zu- 
nehmender Erfüllung des Lebensraumes der Erde eine immer bedeutsamer 
werdende Rolle zufällt, stark ins Auge. Innerhalb der europäisch-amerikani- 
schen Völker ist der Anteil der eigentlichen Europäer, der 1800 noch neun 
Zehntel und 1900 drei Viertel der ganzen Gruppe betrug, bis 1925 weiter, 
und zwar auf zwei Drittel zurückgegangen. Während sich die eigentlichen 
Europäer im Zeitraum 1800—1925 nicht ganz verdreifachten, haben sich die 
außereuropäischen Glieder der Gruppe verzwölffacht. 


Übersicht 5: Die Völker der Erde Anfang 1925 in Millionen Köpfen. 


Millionen Millionen 
L Europäisch-amerikanische Völkergruppe 658 französische Kansdier 2,5 M., Franzosen 
t. Romanische Völker 201 in den U.S.A., 0,8 M., andere Franzosen 
a) Franzosen 44 0,7 M.) 
(Davon: Franzosen in Frankreich 35, 2 M., b) Italienern. 46 
französische Schweizer o, 83 M., Wallonen (Davon: Italiener in Italien 38 M., 


3,25 M., Franzosen in Nordafrika 0,7 M., Friauler 0,4 M., italienische Schweizer 
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Millionen 
0.24 M., Korsikaner 0,28 M., Nizzardiner 
0,15 M., italienische Diaspora in Frank- 
reich 0,6 M., Italiener in den U. S. A. 
2,5 M., Italiener in Südamerika 3 M., 
andere Italiener o, 5 M.) 


c) Ladiner 0,05 

d) Khatoromanen ......... 0,04 

e) Hıspanische Völker 65 
8) Spaniiie bs ee 22 


(Davon: Spanier im engeren Sinne 
17 M., Katalanen 5 M. Von den 
Spaniern im weiteren Sinne ent- 
fallen 21,4 M. auf Spanien, 0,5 auf 
Spanien, 0,5 auf Frankreich und 
o. M. auf die anderen Länder) 


b) Hispanoamerikaner.... . 43 


(Davon: Criollos [Abkömmlinge 
europäischer Rassen] 23 M., Ladinos 
[Mischlinge] 20 M. Unter letzteren 
18 M. Mestizen und 2 M. Mäßig- 
negride. Die reinen Indianer, Stark- 
negriden und Neger Hispanoamerikas 
werden als außerhalb des hispano- 
amerikanischen Volkes stehend be- 


traclitet) 
f) Portugiesische Völker 33 
a) Por tutzie seen 6,5 
D) Brasilien „ 26,5 


(Davon: eigentliche Brasilieros [Ab- 
kömmlinge europäischer Rassen] 
16,5 M., Mestizen 7 M., Mäßig- 
negride 3 M. Die reinen Indianer, 
Starknegriden und Neger Brasiliens 
werden als außerhalb des brasıliani- 


schen Volkes stehend betrachtet) 
FDD. 13,4 
(Davon: Rumänen in Rumänien 12,7 M., 


Aromunen [Jugoslawien] 0,23 M., andere 
Rumänen 0,45 M.) 


J Griechen: ss gu 9 5 6,9 


(Davon: Griechen in Griechenland 5,4 M., 
Griechen in der Türkei [östliches Ana- 
tolien] 0,6 M., Griechen in Cypera 
0,24 M., andere Griechen 0,7 M.) 


A ĩ ²˙ A 1,4 


Davon: Albaner in Albanien 0,67 M., 
Arnauten [Jugoslawien] 0,44 M., andere 
Albaner 0,3 M.) 


4. Kelten (ohne die keltischsprechenden 


700 ĩͤ as ea eee 1,3 
By Dreivban Eee : 
b) Galen und Kymrer ...... 0,3 
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Millionen 
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(Davon: Iren in Europa 4 M., Iren in 
den außereuropäischen britischen Do- 
minions 1,3 M., Iren in den U. S. A. 


6 M.) 


6. Germanische (teutonische) 


( a ahs BS case Mate Acar 250 
e 7,5 


(Davon: Schweden in Schweden 5,97 M., 
Schweden in Finnland 0,37 M., in den 
U.S. A. ı M., andere Schweden 0,2 M.) 


b) Norweger 3,5 


(Davon: Norweger in Norwegen 2,7 M., 
Norweger in den U.S. A. 0,7 M., andere 
Norweger 0,1 M.) 


E ea se 0,12 


(Davon: Dänen in Dänemark 3,27 M., 
Dänen in den U.S. A. 0,3 M., andere 
Dänen 0,15 M.) 


Deutsche ac 89 


(Davon: Deutsche im Deutschen Reich 
60,2M., Deutsch-Friesen 0,02M., Deutsche 
im Freistaat Danzig 0,35 M., Deutsche 
in Österreich 6,1 M., Deutsch-Südtiroler 
0,23 M., Deutsche in Polen 1,1 M., Deut- 
sche in der Tschecho-Slowakei [Sudeten- 
3,35 M., deutsche Elsaß-l.oth- 
ringer 1,9 M., Deutschschweizer 2,76 M., 
deutsche Luxemburger 0,23 M., Deutsche 
in Ungarn 0.57 M., Deutsche in Jugo- 
slawien 0,53 M., Deutsche in Rumänien 
0,75 M., Deutsche in der Sowjetunion 
1,1 M., Deutsche in den U.S. A. 8 M., 
Deutsche in Kanada 0,35 M., Deutsche 
in Brasilien 0,4 M., Deutsche in Argen- 
tinien 0,12 M., andere Deutsche 1,1 M.) 


D Helles 8,8 


(Davon: Hollander in den Niederlanden 
6,3 M., holländische Friesen 0,8 M., 
holländische Südafrikaner 0,8 M., 
Holländer in den U. S. A. o, 3 M., andere 
Holländer 0,6 M.) 


DU ae 4,6 
h) Angelsächsische Völker . 133 
S ˙ Ke oS 57 


(Davon: Engländer [und Schotten] 
45 M. [43,3 M. in Großbritannien 
und Nordirland, 0.3 M. in Britisch- 
Indien], Anglokanadier 4,3 M., Neu- 
fundlander 0,26 M., Anglosüdafri- 
kaner 0,7 M., Angloaustralier 5,5 M., 
Angloneuseeländer 1,2 M.) 


b) Angloamerikaner ...... 76 
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7. Letten und Litauer 3,8 


a) Letten . è è > è 0 ù W -w 90 @ o’ 1,5 
b) Liuuer SO 2,3 
(Davon: Litauer in Litauen 1,8 M. 


Litauer in Polen 0,25 M., andere Litauer 
0,25 M.) 


. Slawische Völker . 165 

a) Russen l 72 
(Davon: Russen in Europa 61 M., Russen 
in Asien to M., Russen in Amerika 
ı M.) 

b) Wriſßruseens 7 


(Davon: Weißrussen in der Sowjetunion 
5,5 M., Weißrussen in Polen ı,5 M.) 


c) Ukrainer TASTE . 39 


(Davon: Ukrainer in der Sowjetunion 
30 M., Ukrainer in Polen 4,5 M., 
Ukrainer in Rumänien 0,75 M., Ukrainer 
in der Tschecho-Slowakei 0,5 M., andere 
Ukrainer ı M.) 


d) Polen 232 
(Davon: eigentliche Polen 21,7 M., 
Kasuben o,ı M., Masuren 0,2 M. Von 
den eigentlichen Polen entfallen auf die 
Polen in Polen ı8,25 M., auf die Polen 
im Deutschen Reich 1, M., in den 
U. S. A. 1,6 M. und auf die anderen 
Polen 0,75 M.) 


e) Tschechen. 7,6 


(Davon: Tschechen in der Tschecho- 
Slowakei 6,75 M., Tschechen in den 
U. S. A. o, 5 M., andere Tschechen o, 35 M.) 


f) Slowaken 88 3 


(Davon: Slowaken in der Tschecho- 
Slowakei 2,2 M., Slowaken in den U. S. A. 
0,5 M., andere Slowaken o, 3 M.) 


g) Wenden 0,2 
h) Serdve n 6,9 
i) Kroaten e See .. 3,t 
j) Slowenen 9805 1,6 


(Von den zusammen 11,6 Millionen 
Serben, Kroaten und Slowenen entfallen 
10,55 M. auf Jugoslawien, o, 45 M. auf 
Italien, o, og M. auf Österreich, o, 3 M. 
auf die U. S. A. und o, 2 M. auf andere 
Lander) 


k) Bulgareeęn. de 4,9 


9. Basken 0,6 


(Davon: Basken in Spanien 0,43 M., 
Basken in Frankreich o, 17 M.) 


Millionen 
10. Finnen und Esten 4.7 
a) Finnen 3,6 


(Davon: Finnen in Finnland 3,1 M., 
Karelier 0,2 M., andere Finnen o, 3 M.) 
D) Esten 2.202.000... 151 
11. Magyaren ... n 10,2 
(Davon: Magyaren in Ungarn 6, 85 M., 
Magyaren in Rumänien 1,5 M., Ma- 
gyaren in der Tschecho-Slowakei 0,75 M., 
Magyaren in Jugoslawien 0,47 M., Ma- 
gyaren in den U.S.A. 0,4 M., andere 
Magyaren 0,2 M.) 


12. Georb6E- ier 1,6 


I. Inder . c53717 
(einschließlich Singalesen [3 M.] und nepali- 
sche Gurkas [2 M.}) 

III. Parsıen. .. cee eee ec ccnes o, 1 


TVC . . . 13,2 


(Davon: in Polen 3 M., in der Sowjetunion 
2,8 M., in Rumänien o, 82 M., im Deutschen 
Reich 0,6 M., in Ungarn o, 5 M., in der 
Tschecho-Slowakei o, 35 M., in Großbritannien 
0,3 M., in Osterreich 0,25 M., in Litauen 
o, 16 M., in Frankreich o, 13 M., in den 
Niederlanden o, 12 M., in Griechenland o, i M., 
in der Türkei o, 3 M., in Syrien o, 15 M., in 
Palästina 0,13 M., in Abessinien o, 25 M., 
in den U.S.A a M., in anderen Ländern 
zusammen 1,25 M.) 


y. Armenier e © ọ òo o ˖ w >ù oo © o p ooo 2,3 


VI. Verschiedene kleinere Kaukasierstimme 2,1 
(Davon: Lesghier 0,6 M., Tscherkessen 0,35 M., 
Tschetschen 0,3 M., Osseten [Alanen] 0,17 M., 
andere Stamme 0,7 M.) 

VII. Zigeuner Inner 0,8 

VIII. Orientalische Volkergruppe .... 100 


1. Arabisch - nordafrikanische 
Völker e 34 


a). Srrerrnrnrnrnr oe a 3 
b) Irak- Araber 2,7 
c) Stämme der Halbinsel Arabien 


und Palästinass 4 
d) Agypter pinire 13) 
e) Mauren und verwandte Stämme 4 
f) Berber und verwandte Stämme 3 
g) Verschiedene Stämme Nord- 
Afrikas « 8 3,5 
a. Nubisch-abessinische Völker 15 
a) Nubische Stämme 5 


b) Abessinier u. verwandte Stämme 10 


A LU aaa 
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Millionen Millionen 
3. Turk völker 332 Stämme [insbesondere mongolische Ne- 
a) Türkeenn d 09,5 palesen] 4 M.) 
b) Tataren 7 5. Eigentliche Mongolen 3,5 
(Davon: Kasan-Tataren 1,4 M., Krim- (Davon: Ostmongolen 2,5 M., Kalmiicken 
Tataren 0,3 M., Aserbeidschaner 2,5 M., 0,7 M., Burjäten 0,2 M.) 
Kabardiner 0,15 M, sibirische Tataren 6. Tungus n een, ABI 
0,06 M., tatarische Diospora [vor allem (Davon: eigentliche Tungusen 0,5 M. 
in der Sowjetunion] 2,5 M.) Mandschu ı2 M.) 
€) 5 8 = XI. Jakuten ..... ee 0,35 
( = iren 1,8 M., Tschuwaschen 0,4 M.) II. Syrjänen, Wolgafi erties 
d) Kirgis an e 5,7 wandte Stämme 2, 
(Davon: Kasak-Kirgisen 5 M., Kara- (Davon: Syrjänen 0,2 M., Mordwinen ı M., 
Kirgisen 0,7 M.) Permjäken o,ı M., Tscheremissen 0,4 M., 
e) Dabeken ....0. ns 2 Wotjaken 0,5 M, Lappen 0,04 M., Samo- 
f) Turk menen 1,2 en 5 abe Wogulen 0,008 M., Ost- 
g) Ost-Turkestaner ........ 2 a ) 
h) Verschiedene kleinere Stämme 0,2 XIII. Arktische Stämme 0,06 
(Davon: Sojoten 0.05 M., Dunganen (Davon: Eskimos 0,033 M., Jukagiren 
0,02 M., andere Stämme o, i M.) 0,005 M., Tschuktschen 0,012 M., Kam- 


4. Iranische Völker 1 tschadalen 0,004 M., Korjäken 0,006 M.) 


erer. XIV. Malaiische Völker und Stämme... 67 


9 

7 
b) Afganen (einschließlich Belut- (Davon: asiatische Malaien 65,5 M., Howa 
schen [0,8 M.] 4 1,5 M.) 
8 


c) Verschiedene Volker u. Stämme 


(Davon: Sarten 2,5 M., Kurden 2 M., 
Tadschiken 2 M., andere Stämme 1,5 M.) XVI. Negennknu 107 


1. Sudanneger (Stämme) 30 
a. Bantuneger (Stämme) ... 36 


3. Amerikanische u. liberi- 
und in den angrenzenden Gebieten 3 sche Neger (ohne Mäßig- 


XV. Indianerstmmmme 14 


IX. Orientalisch-negride Mischbevölkerung 


in den Somalilandern, im Kenialand 


negride in Lateinamerika) 21 


. Ostasiatische Völker gruppe. . 576 a) Neger und Mulatten der 


1. Chinesen 430 U. S. A. (Volk) . . 10, 8 
a. Japaner und Koreaner 80 b) Haitier (Volkl7ʒ .. 2 
a) Japaner 261 c) Andere mittel- und süd- 
b) Koreaner . 19 amerikanische Netzer und 
3. Indochines een 43 en ergl Be tes es 
a) ältere Stamme (Mois, Khais, d) Liberier (Volk)... * 15 
Mous, Tsiam usw.)) Br 3 XVII. Australozeanier. . 1. se eee 1,5 
b) Kambodschaner 2 1. Ur australische Stämme . 0,06 
c) Annamiten (mit Kotschin- 2. Ozeanische Stämme ... 1,4 
Line en und. Werwanlten (Davon: Melanesische Stämme 0.9 M. 
Stammen) e ae 13 


[davon Papua 0,7 M.], polynesische 


d) Siamesen (mit Chams, Laos und Stämme 0,4 M., mikronesische Stamme 
verwandten Stammen)..... 12 0,06 M.) 
Bi d verwandte 
°) ne > .. a , = 13 XVIII. Zwergst mme 0,15 
l . (Davon: Hottentotten und Bucschleute 
4. Tibetaner u. verwandte Stämme 7 0,09 M., Kongopygmäen 0,05 II., 


(Davon: eigentliche Tibetaner 3 M., andere Wedda 0,004 M., Ainos 0,018 M.) 
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Übersicht 6: Entwicklung der Vélkergruppen und Hauptvölker 
seit 1800 


5 Völker- 


Dawn: Romanische Völker. 
Davon: Franzosen 
Italiener 
Hispanische Völker . 
PortugiesischeVölker 
Germanische Völker 
Davon: Deutsche 

Angelsächsische 
Völker 
Slawische Volker .. 
Davon: Russen, Weißrussen 
und Ukrainer... 


Orientalische Völkergruppe .. . 
Ostasiatische Völkergruppe . 
Davon: Chinesen 


Anhang zu Übersicht 6: Jährliches Wachstum der Völkergruppen 
und Hauptvölker in Promille 

1000+x log b — log a 

1000 n 


(a ist der Bevölkerungsstand, von dem, b der Bevölkerungsstand, zu dem eine Bevölkerung x in 
n Jahren gelangı) 


errechnet nach der Formel log 


Europäisch-amerikanische Slawische Völker +12 +9 
Volkergruppe ....... | + 10,4 Russen, Weißrussen und 

Romanische Völker . . 7,7 Ukrainer 13,5 93 
Fran zogen . | + 38 Inder . . 471+ 5,8 
Italie nen + 752 5 Völkergruppe « - It ar + 42 
Hispanische Völker... .. | + 9,8 5 Eruppe - H A H s 
Portugiesische Völker . + 14,5 Japaner ef : i ; f ' l j + 84] 411,46 

N — 7 s 9 

Germunische Völker. .... | +13,ı Mala task Sconce a a +13,5 | + 18,2 

Deutsche + 8,9 Indianer |+ 2,9 | + 6,2 


Angelsächsische Völker. . | + 19,2 Neger rer: BS 1 + 5,6 
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Übersicht 7: Verteilung der europäisch-amerikanischen Völkergruppe 
auf die Erdteile in Millionen Köpfen 


Europa| Asien | Afrika |Amerika 1 Erde 

1800: 

Europaisch- amerikanische 8 Pr er 167 2 0,6 I5 . 185 
Romanische Völker we * 62 ° 0,5 9 . 72 
Germanische Völker 48 é 5 ‘ 53 
Slawische Völler 39 1,2 ° è . 4o 
Andere: VOlRsE - Zu =: rue SY la 18 1 .| 0,1 1 : 20 

1900: 

Europäisch-amerikanische Be R E 383 9 351-280 4,2 | 520 
Romanische Völker a a 109 ‘ 2,1 44 0,1 | 155 
Germanische Völker 122 0,4 1,2 66 4,1 | 194 
Slawische Völker 124 7 . 1 . 132 
Andire Volker: << Ss u a. ae 28 2 0,2 9 è 39 

1925: 

Europäisch-amerikanische V AR i ote Se 450 | 12,5 4 184 7,1 | 658 
Romanische Völker ee ee 120 ° 2,2 79 0,2 | 201 
Germanische Volker . . 2 2 2 2 202. 147 0,5 1,6 93 6,8 | 250 
Slawische Völker 150 11 š 4 ‘ 165 
Andere VGN. 5 a. em RS 33 0,9 0,3 8 0,1 42 


Die Iren sind nicht den germanischen, sondern den andern Völkern beigezählt. 


III nn nn nn nd 
1800: 1900: 1925: 

Europa... . 167 Mill. = go%o | Europa. . . 383 Mill. = 740/0 | Europa. . . . 450 Mill. = 68 0% 

Außereuropa. 18 „ = ı0 „ |Außereuropa. 137 , == 26 „ | Aufereuropa. 208 „ 2 32, 


b) Nation 

Eine Nation ist eine durch historische Schicksale gewordene Gemeinschaft, 
welche durch den Staat oder den Willen zum Staat die mit einem be— 
stimmten Lebensraum verknüpften Interessen gegen andere Menschengruppen 
vertritt. „Nation“ ist im Gegensatz zu „Volk“, dessen Beziehungen zu einem 
bestimmten Lebensraum erst über die Kultur führen, also sekundärer Art 
sind, der in erster Linie geopolitische Volkstumsbegriff. Der Lebens- 
raum, auf den sich die Staatsidee bezieht, kann der Volksboden, das ist das 
geschlossene Siedlungsgebiet eines Volkes, oder auch ein von mehreren Völkern 
oder Volksteilen bewohntes, durch Vorzüge anderer Art als völkische Einheit- 
lichkeit seiner Bewohner ausgestattetes Gebiet sein. Nach der vorgenommenen 
Begriffsfestlegung sind neben den als solche bekannten auch die Schweizer 
oder die Belgier eine Nation, nicht dagegen ein Volk. Die drei Hauptvolks- 

60 
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teile der Schweizer gehören zum deutschen, französischen und italienischen 
Volk, der vierte Volksteil, die Rhätoromanen, bildet einen eigenen Stamm. 
Die Flamen sind ein eigenes Volk, die Wallonen kann man als eigenes Volk 
oder als zum französischen Volk gehörig ansehen. Ahnlich verhält es sich mit 
den Deutschamerikanern oder den französischen Kanadiern, die zum deutschen, 
bzw. französischen Volk, aber zur u.-s.- amerikanischen, bzw. kanadischen 
Nation gehören. Die nichtfarbige Bevölkerung Lateinamerikas zerfällt der 
Hauptsache nach in ein spanisches, portugiesisches, italienisches und deutsches 
Volkselement, aber in nicht weniger als 19 Nationen (ohne Haiti). Die „Societe 
des Nations“ („League of Nations“) in Genf ist kein Völkerbund, sondern ein 
Staatenverein mit der mehr oder minder stark vorhandenen Absicht, ein 
Nationenverband zu werden. Eine Nationalität ist entweder eine Nation 
kleinerer Kopfzahl (unter ı Million Köpfen) oder ein geschlossen siedelnder, 
völkisch eigengearteter Bestandteil einer aus mehreren Völkern oder Volks- 
teilen bestehenden Nation, der gegen diese seinen völkischen Interessen dienende 
Autonomieforderungen politischer Art erbebt, ohne dabei die Staatsidee zu 
verneinen (so z.B. die drei [eventuell vier] Nationalitäten der Schweiz oder 
die Wallonen und Flamen oder die verschiedenen Nationalitäten innerhalb 
der Gliedstaaten der Sowjetunion außer Transkaukasien, wie die Baschkiren, 
Tataren, Syrjänen, Wolgadeutschen u.a. Keine Nationalitäten sind dagegen 
die völkisch eigengearteten Bestandteile einer Nation, die ibre Autonomie- 
forderungen auf das kulturelle Gebiet beschränken. Dazu gehören in der 
Regel die Bevölkerungen der kleineren völkischen Einschlußgebiete (Volks- 
enklaven), die unter andere Völker verstreuten Volksbestandteile (Diaspora), 
darunter die Juden, und die Überbleibsel von einst größeren Völkern (ethni- 
sche Reliquien). Typische ethnische Reliquien sind z. B. die Wenden in der 
Lausitz oder die Basken. Die Anwendung des Begriffes „ethnische Reliquie* 
auf die mit dem geschlossenen deutschen Siedlungsgebiet zusammenhängenden 
Deutsch-Südtiroler durch Mussolini ist ein Mißbrauch, den man am aller- 
wenigsten von einem Führer des Volkes erwarten sollte, das den Begriff 
„Irredenta“ geprägt hat. Eine Irredenta ist ein mit dem geschlossenen 
Siedlungsgebiet in der Regel seines, in seltenen Fällen eines kulturell höher 
stehenden anderen Volkes, mit dem er staatlich verbunden sein will, zusammen- 
bängender Teil der Bevölkerung eines Staates, der seiner Mehrheit nach den 
durch den letzteren vertretenen Staatsgedanken verneint. Die Irredenta ist 
keine Nationalität im eigentlichen Sinne, sondern gehört zu der Nation, zu 
deren Staatsidee sie sich bekennt. Die Irredenta ist in der Regel eine fremd- 
völkische, d.h. die von einem Staat abstrebende Bevölkerung gehört einem 
anderen Volk an als dem, welches den Staat beherrscht. Nur in seltenen 
Fällen kommt es unter dem Eindruck der starken kulturellen Überlegenheit 
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eines anderen Volkes und unter Miteinfluß geschichtlicher Entwicklung zu 
einer eigenvölkischen Irredenta. Eine solche haben wir in den sich noch 
immer zum deutschen Staatsgedanken bekennenden Polen (und Kassuben) des 
polnischen Korridors und Ostoberschlesiens (nicht dagegen Posens), ferner den 
Tschechen des Hultschiner Gebiets und den memelländischen Litauern vor 
uns. Ansätze zu einer eigenvölkischen promagyarischen Irredenta finden wir 
auch bei den Slowaken. Nicht als Irredenta sind dagegen im Augenblick die 
deutschen Elsaß-Lothringer aufzufassen, die sich ihrer Mehrheit nach 1918 auf 
den französischen Staatsgedanken umstellten. Der Elsaß-Lothringische Heimat- 
bund verfolgt nur autonomistische Ziele innerhalb Frankreichs. Die Irredenten des 
gegenwärtigen Europa umfassen zusammen 18 Millionen Menschen. 9 Millionen 
entfallen davon auf die pronordosteurasischen (was nicht prosowjetistisch be- 
deuten muß) Irredenten im Osten des gegenwärtigen Polen und Rumänien 
und in Karpato-Russien. 5½ Millionen sind davon proukrainisch und 
1½ Millionen proweißrussisch, während die Beßarabier [Moldauer] (2, 3 Milli- 
onen) der nordosteurasischen Union als eigenes Glied angehören wollen. Von 
den restlichen 9 Millionen entfallen 6 auf die prodeutschen Irredenten in den 
Grenzgebieten Polens, der Tschecho-Slowakei, in Deutsch-Südtirol und in Süd- 
steiermark (wovon die beiden letzteren über Osterreich zum Deutschen Reich 
streben), 2 auf die promagyarischen und 1 Million auf die verschiedenen 
kleineren Irredenten. Die prodeutschen Irredenten (im engeren Sinne) ver- 
stärken sich dann noch durch die sich ihrer Mehrheit nach zum deutschen 
Staatsgedanken bekennenden Staatsbürger der durch Zwang errichteten ein- 
völkischen Staaten Danzig (0,36 Million) und Österreich (6½ Millionen) auf 
ı3 Millionen zum deutschen Staat Strebende. Die Abweichung des mit den 
Verträgen von Versailles, St. Germain und Trianon und deren Folgeent- 
scheidungen geschaffenen Europa vom Selbstbestimmungsrecht der 
Völker (Artikel 9 von Wilson) beträgt 25 Millionen oder 5°/, seiner 
Bevölkerung. Das Europa von 1914 mit seiner polnischen, finnischen und 
irischen Nation ohne Staat, mit seiner proitalienischen Trentiner und küsten- 
ländischen Irredenta und seinen verschiedenen kleineren Irredenten, zeigte 
keine viel größere Abweichung, 28 Millionen oder 6°/, seiner Bevölkerung. 
Es gibt, wie eben gestreift, auch Nationen ohne Staat, so derzeit die 
kaukasische oder von 1795 bis 1807 und von 1815 bis 1916 die polnische 
(zu der aber von den Polen des Deutschen Reiches nur die Posener gehörten) 
oder von 1809 bis 1917 die finnische oder vor 1921 die irische. Völkische 
Minderheiten (Minoritäten) ist ein Sammelname für alle von der im 
Staat herrschenden Nation völkisch verschiedenen Bevölkerungsbestandteile. 
Nach der vorgenommenen begrifflichen Scheidung kann man National- 
staaten z. B. das Deutsche Reich, Großbritannien, Spanien), Nationalitäten- 
60° 
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staaten z.B. die Schweiz, Belgien, aber auch Frankreich [wegen der politi- 
sche Autonomie fordernden Elsaß-Lothringer])) und Staaten mit Irredenta, 
die nach der Einstellung ihrer den Staatsgedanken bejahenden Bevölkerungs- 
bestandteile National- oder Nationalitätenstaaten sein können, unterscheiden. 
Zu den einem Teil ihrer Bevölkerung aufgezwungenen Staaten gehören in 
erster Linie Polen (mit 33% irredentistischer Bevölkerung) und die Tschecho- 
Slowakei (mit 30 % irredentistischer Bevölkerung) und außer den beiden 
Rumänien, Jugoslawien, Litauen, Italien und die Sowjetunion (letztere wegen 
der völlige Unabhängigkeit begehrenden Kaukasier). Dazu kommen die beiden 
zwangsweise errichteten einvölkischen Staaten Danzig und Österreich. Da- 
gegen war das alte Österreich nur in bezug auf die Italiener und Polen 
Zwangsstaat, ansonst war es Nationalitätenstaat, wenn auch eine matte Form 
davon. Das alte Ungarn, das im übrigen keine Irredenten aufwies, war 
straffer. Der nationale Charakter des zaristischen Rußland wurde schon weiter 
oben gekennzeichnet. Es gibt auch zum Begriff „Nation“ eine Überordnung, 
die Nationengruppe. Bis jetzt kann diese Bezeichnung erst auf zwei Ge- 
bilde angewendet werden, auf die reichsbritische und auf die nordosteurasische 
Nationengruppe. Beide entstanden durch Wiederzusammenfassung der durch 
Spaltung in mehrere Nationen selbständig gewordenen Glieder einer bisherigen 
Nation zu einer höheren Ordnung. In Rußland kam es dabei zu einer kurzen 
Zwischenstufe tatsächlicher Selbständigkeit, bei den angelsächsischen Nationen 
wurde diese durch die Belebung der „British Empire“-Idee verhindert. Eine 
dritte Nationengruppe, die europäische, genau kleineuropäische, d.i. unter Aus- 
schluß von Großbritannien und Rußland gedachte, ist vielleicht in Bildung 
begriffen. Wichtig ist jedoch dazu die Feststellung, daß ein starkes Paneuropa 
nicht auf den Grenzen von Versailles, St. Germain und Trianon als inneren 
Grenzen aufgebaut werden kann, sondern daß für die Schaffung eines solchen 
die Festlegung der inneren Grenzen auf der Basis des uneingeschränkten Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker unbedingt Voraussetzung ist. Aus der später 
folgenden Übersicht über die europäischen Nationen (innerhalb der Zusammen- 
stellung über die Nationen der Erde) läßt sich ungefähr herauslesen, wie ein 
starkes Paneuropa aussehen müßte. 

Nationen entstehen nach geistiger Vorbereitung durch Geschichte und 
finden auch durch Geschichte wieder ihr Ende. Ebenso kann sich durch 
geschichtliche Ereignisse die Umstellung einer Nationalität zur Irredenta oder 
einer Irredenta zur Nationalität vollziehen. Man kann darum bei der Mehr- 
zahl der heutigen Nationen den Zeitpunkt feststellen, in welchem sie Nation 
geworden sind, so die britische im Jahre 827, die französische und die deutsche 
im Jahre 843, die italienische im Jahre 1870 und die tschecho-slowakische 
im Jahre 1918. Nicht älter als die tschecho-slowakische sind auch die letti- 
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sche, neulitauische und estnische Nation. Die Kraft einer Staatsidee ist selbst- 
verständlich im Verlaufe des geschichtlichen Werdens nicht immer die gleiche. 
So setzen z. B. die französische und britische Nation zunächst als matte Form ein 
und verwandeln sich erst später, die französische 987, die britische 1066 in eine 
krafuge Form, die noch bis heute andauert. Die deutsche Nation bestand 
dagegen als matte Form von 843 bis gıı, als mehr oder weniger kräftige 
Form von gıı bis 1254, als neuerlich ermattete Form, aus der sie sich nur 
selten zu einiger Kraft erhebt, viel häufiger aber in die Gefahr des vollständigen 
Erlöschens gerät, von 1254 bis 1871 und gewinnt erst mit diesem Jahre die 
Kraft, die sie in eine Reihe mit den zwei großen westeuropäischen Nationen 
bringt. 

Die folgende Aufstellung gibt einen Überblick über die Nationen der Gegen- 
wart. . 


I. Europäische Nationen 307 ohne die Deutsch-Südtiroler und ohne 
die slawische Bevölkerung in Julisch- 
Venetien, aber mit der italienischen Be- 


1. Deutsche Nation ......... 76 


(d.s. alle deutschen, Danziger und 
Österreichischen Staatsbürger, also 
einschließlich der Juden, Polen, Ma- 
suren und Wenden deutscher Staatszuge- 
hörigkeit und der Juden, Tschechen 
[Wien], Kroaten [Burgenland] und Slo- 
wenen fsadkirnece) österreichischer Staats- 
zugehörigkeit, sowie aller übrigen naturali- 
sierter Fremden des Deutschen Reiches 
Danzigs und Osterreichs, ferner die 
Deutschen in den Grenzgebieten der 
Tschecho-Slowakei, in Dentsch-Südtirol 
und Südsteiermark [Marburger Gebiet] 
und die deutsche und deutschgesinnte 
polnische [kasubische] Bevölkerung im 
olnischen Korridor und Ostoberschlesien 
die Posener sind dagegen überwiegend 
polnisch gesinnt], die tschechische im 
Hultschiner Gebiet und die litauische im 
Memelland) 


« Französische Nation. 39,5 


(d. s. alle französischen Vollstaatsbürger, 
also einschließlich der deutschen 
Elsaß-Lothringer, der italienischen Be- 
völkerung im Südosten, der Bretonen, 
der Baxken, der Juden, sowie aller naturali- 
sierten Fremden in Frankreich und den 
Kolonien; Nation in Frankreich 38 M., 
in Algerien 0,8 M., in den anderen 
Kolonien 0,8 M.) 


. Italienische Nation 41 


(d. s. die italienischen Vollstaatsbürger 


völkerung auf Malta) 


4. Spanische Nation .. a3 


(d. s. alle spanischen Vollstaatsbürger, 


also einschließlich der Basken) 


Portugiesische Nation 6,5 


(d. s. alle portugiesischen Vollstaa tsbürger) 


Belgische Nation 7, 6 
(d. s. alle belgischen Vollsstaatsbürger) 


. Niederländische Nation ..... 7,6 


(d. s. alle niederländischen Volksstaats- 
bürger) 


Schweizer Nation 3,6 


(d.s. alle Schweizer Staatsbürger) 


Luxemburger Nationalität .. . . 0,23 


(d. s. alle Luxemburger Staatsbürger) 


. Nationalitäten der Kleinstaaten 


Liechtenstein, Monaco, San Ma- 
rino und Andorra ; 0,05 


. Irische Nation 3,2 


(d. s. alle Staatsbürger des Irischen Frei- 
staats und die irische Bevölkerung in 
den Grenzgebieten von Ulster. Die irische 
Nation kann kaum als Bejaherin der 
„British Empire*-Idee angesehen werden, 
weshalb sie besser als außerhalb der reichs- 
britischen Nationengruppe stehend be- 
trachtet wird) 
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12. Schwedische Nation ....... 6,1 Juden, ferner die geschlossen siedelnde 


a3. 


17. 


19. 


(d. s. alle schwedischen Volksstaatsbürger, 
also ohne Lappen) 
Norwegische Nation ....... 2,8 


(d.s. alle norwegischen Volksstaatsbürger, 
also ohne Lappen) 


. Isländische Nationalität .. ... 0,1 
(d.s. alle isländischen Staatsbürger) 

. Dänische Nation ......... 3,5 
(d.s. alle dänischen Staatsbürger) 

. Finnische Nation......... 3,6 


(d. s. alle finnischen Staatsbürger, also 
einschließlich der finnischen Schweden, 
ferner die Karelier) 


Estnische Nation i,t 


(d. s. alle estnischen Staatsbürger, also 


einschließlich aller völkischen Minder- 
heiten) 


Lettische Nation ......... 1,9 


(D. s. alle lettischen Staatsbürger, also 
einschließlich aller völkischen Minder- 
heiten) 


Litauische Nation 2,2 


(d. s. die litauischen Staatsbürger ohne 
die Memellander, aber mit den Litauern 
im Wilnagebiet) 


. Polnische Nation . 19 


(d. s. die polnischen Staatsbürger ohne 
die deutsche und deutschgesinnte polni- 
sche [kasubische] Bevölkerung im polni- 
schen Korridor und io Ostoberschlesien, 
ohne die ukrainische und weißrussische 
Bevölkerung in den östlichen Grenzge- 
bieten und ohne die Litauer im Wilna- 
gebiet und die unter diesen eingestreuten 
anderen Volksbestandteile, aber mit den 
Juden und Deutschen in Kongreßpolen 
und Galizien) 


. Tchecho-slowakische Nation... 10 


(d. s. die tschecho-slowakischen Staats- 
bürger tschechischer und slowakischer 
Volkszugehörigkeit und die unter deren 
geschlossen siedelnder Masse eingestreuten 
Deutschen, Polen und Juden, aber nicht 
die deutsche, magyarische und ukrainische 
Grenzbevölkerung) 


. Magyarische Nation 10 


(d. s. alle ungarischen Staatsbürger, also 
einschließlich der Deutschen und 


a3. 


27. 


3. Neufundländische Nationalität . 


4. Südafrikanische Nation 


. Albanısche Nationalität 


. Britische Nation 


magyarische Bevölkerung in den Grenz- 
gebieten Rumäniens, der Tschecho-Slo- 
wakei und Jugoslawiens) 


i es she tan es eos 14 


(d. s. die rumänischen Staatsbürger ohne 
die magyarische Bevölkerung an der West- 
grenze und die ukrainische in der Buko- 
wina, sowie ohne die der Idee des nord- 
osteurasischen Staatenblocks anhängenden 
Beßarabier [Moldauer], aber mit den 
Szeklern, den Siebenbürger Sachsen, Ba- 


Rumänische Nation 


nater Schwaben und Juden von Alt 
rumänien und Siebenbürgen) 
. Jugoslawische Nation ...... 12,5 


(d. s. die Staatsbürger des Konigreiche- 
S.H.S. ohne die deutsche Grenzbevölkes 
rung in Südsteiermark und ohne die 
magyarische in der Bačka, aber mit den 
Deutschen im Banat und den übrigen 
im geschlossenen Siedlungsgebiet der 
Serben, Kroaten und Slowenen einge- 
streuten Minoritäten, sowie dem kroati- 
schen und slowenischen Grenzvolkstum 
in Istrien und Görz) 


Bulgarische Nation .. 5,2 


(d.s. alle bulgarischen Staatsbürger und 
das mazedonische Grenzvolkstum im 
Norden des gegenwärtigen Griechenland) 


ee 07 
(d. s. die albanischen Staatsbürger ohne 
dıe griechische Bevölkerung im Süden) 


Griechische Nation 6,5 


(d. s. die griechischen Staatsbürger (ohne 
die mazedonische Bevölkerung an der 
Nordgrenze, aber mit der griechischen 
Bevölkerung in Südalbanien, auf dem 
Dodekanes, auf Rhodos und auf Cypern) 


. Reichsbritische Nationengruppe.. 63 


a er 45 


(d. s. alle britischen Vollstaatsbürger im 
engeren Sinne, also ohne die Staats- 
burger der Dominions) 


. Kanadische Nation 9 


(d. s. alle kanadischen Vollstaatsbürger, 
also ohne Indianer, Eskimos und Neger) 


0,26 


a Gh te 1,5 


(d. s. alle südafrikanischen Vollstaats- 
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III. 


3. 


4. 


5. 


6. Turkmenische Nation 


Neuseeländische Nation ..... 


Millionen 


biirger, also ohne Bantus, Asiaten und 
„Coloured peoples“. Nach dem neuesten 
Plane Hertzogs sollen die „Coloured 
peoples“ zu Volksstaatsbürgern erklärt 
werden, wodurch sich die Kopfzahl der 
Nation auf 2 Millionen erhöben würde) 


Australische Nation 5,6 


(d. s. alle australischen Vollstaatsbürger, 
also ohne Eingeborene und andere 


Farbige) 


1,25 
(d. s. alle neuseeländischen Volksstaats- 


bürger, also ohne Maoris und andere 
Farbige) 


Nordosteurasische Nationengruppe 142 


(d. s. die Staatsbürger des SSSR und 
alten Rußland een], ohne die 
Transkaukasier, deren Mehrheit die Idee 
eines unabhängigen Kaukasien vertritt, 
und ohne die Karelier, ferner dagegen 
die dem Gedanken des nordosteurasischen 
Staatenblocks anhängenden Beſlarabier 
[Moldauer) die ukrainische Bevölkerung 
in Südostpolen, der Bukowina und iu 
Karpato-Russien und die weißrussische Be- 
völkerung in Nordostpolen) 


Russische Nation......... 96 
(d. s. die Staatsbürger der RSFSR, also 
einschließlich der Bevölkerung der auto- 
nomen Republiken und autonomen Ge- 
biete, aber mit Ausnahme der Karelier) 


Weißrussische Nation 5,5 
(d. s. alle Staatsbürger der SSRB und 
die weißrussische Grenzbevölkerung im 
Nordosten Polens) 

Ukrainische Nation ....... 32 
(d. s. alle Staatsbürger der USSR und 


die ukrainische Bevölkerung in Südost- 
polen, der Bukowina und Karpato- 
Russien) 

Beßarabische (moldauische) Nation 2,6 


(die ihrer Mehrheit nach den Gedanken 
eines eigenen Staates innerhalb des nord- 
osteurasischen Blocks vertretenden Beß- 
arabier und ukrainischen Moldauer) 
Usbekische Nation 4,4 
(d. s. alle Staatsbürger der Usb SFSR.) 


oe ò @ ò o 171 


(d. s. alle Staatsbürger der TSSR.) 


Millionen 


IV. Kaukasische Nation........ 6 
(d.s. die Anhänger der Idee eines unab- 
hängigen transkaukasischen Staates, vor 
allem die Georgier, Aserbeidschaner und 
Armenier) 

V. Orientalische Nationen 64 

1. Türkische Nation 13 
(d. s. die türkischen Staatsbürger, also e i u- 
schließlich der Griechen in Anatolien, 
der Kurden und der Armenier) 

2. Syrische Nation 2,4 
(d. s. die syrischen Staatsantzehörigen) 

3. Nation der Irak- Araber 2,8 
(d. 2. die Angehörigen des Irak-Staates) 

4. Nationalitäten der Halbinsel 
Arabien und Palästina ..... 5 


. Jüdische Nationalität. ...... 


(der Zusammenschluß zu einer Nation 
scheint bevorzustebhen) 


0,13 
(die Juden des Palästinastaates) 


. Ägyptische Natio un 14 


(d. s. alle ägyptischen Staatsbürger) 


VI. 


3. 


. Abessinische Nation 
. Persische Nation 


. Afganische Nation e o >o ev ee o o 


Ostasiatische Nationen 


. Koreanische Nation 


11,5 
(d. s. die Staatsangehörigen Abessiniens) 


e 0 ® ® e E e e e 9 
(d.s. die persischen Staatsbürger) 

6,5 
(d. s. die afganischen Staatsangehörigen) 


Indische Nation 338 
(d. s. alle Staatsangehörigen Britisch- 
Indiens, Französisch- Indiens, Portugie- 


sisch-Indiens, Ceylons und Nepals) 


533 


. Japanische Nation ........ 60 


(d. s. alle japanische Staatsangehörigen) 


. 2 2 o eee 19 
(d. s. alle koreanischen Staatsangehörigen) 


443 


(d. s. alle chinesischen Staatsangehörigen 
und die chinesische Bevölkerung von 
Formosa, Kwantung, Hongkong und 
Macao) 


Chinesische Nation 
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4. Mongolische Nation ....... 2 10. Nation von Ekuador 8 2,2 
(d. s. alle Staatsbürger der Mongolei) (d. s. die Staatsbürger von Ekuador) 
5. Siamesische Nation 9 11. Rolumbia nische Nation 6,2 
(d.s. die siamesischen Staatsangehörigen) (d. s. die kolumbianischen Staatsbürger) 
VIII. Liberische Nation 1,5 12. Venezolanische Nation 2,5 
o eo o O o 8 8 >Ò o 0 9. 


(d.s. die Staatsbürger Liberias) (d.s. die Staatsbürger Venezuelas) 


13. Guatemaltekische Nation 2,1 


IX. Amerikanische Nationm...... 191 (d.s. die Staatsbürger Guatemalas) 
1. U.S.-amerikanische Nation. 100 14. Salvadorenische Nation ..... 1,6 
(d. s. alle Vollstaatsbürger der U. S. A., also (d. s. die Staatsbürger Salvadors) 
ohne Neger, Indianer und Asiaten) 
„ ; 15. Nationalität von Nikaragua ... 0,65 
2. Brasilianische Nation. ...... 31 (d. s. die Staatsbürger Nikaragua) 
(d. s. die brasilianischen Staatsbürger, also , DA 
ohne wilde Indianer) 16. Hondurenische Nationalität ... 0,65 
3. Argentinische Nation asa ssa 8 (d. s. die Staatsbürger von Honduras) 
(d. s. die argentinischen Staatsbürger) 17. Nationalität von Kostarika ... 0,5 
4. Chilenische Nation 3.8 (d. s. die Staatsbürger von Kostarika) 
eo LEBERISCHE ANGLIOM n) 9 
(d. s. die chilenischen Staatsbürger) 18. Nationalität von Panama 0,45 
5; Mexikanische Nations 14,5 (d.s. die Staatsbürger von Panama) 
(d. s. die mexikanischen Staatsbürger) 19. Kubanische Nation 3 
CCC 5.7 (d. s. die Staatsbürger Kubas) 
(d. s. die peruanischen Staatsbürger) 20. Dominikanische Nationalität. 0,9 
7. Bolivianische Nation 3: (d. s. die Staatsbürger der Dominikani- 
ee ee ar ie ee 2 „ 9 l R ; blik 
(d.s. die bolivianischen Staatsbürger) a 5 ) 
21. Nation von Haiti.. 2 
8. Nation von Uruguay. ...... 14 (d. s. die Staatsbürger von Haiti) 
(d. s. die Staatsbürger von Uruguay) 
9. Nation von Paraguay 1 X. Volker ohne klar gerichteten Natio- 
(d.s. die Staatsbürger von Paraguay) nalimuu 48 


Anmerkung: Zum Verständnis gewisser Einzelheiten in der Tabelle sei darauf verwiesen, 
daß in der Regel Auswandererländer mehr Staatsbürger als Einwohner, Einwandererländer oder 
Länder, die dauernd viele Fremde beherbergen (z. B. die Schweiz oder Frankreich) weniger Staats- 
bürger als Einwohner haben. 


Alles menschliche Werden geht letzten Endes auf zwei Dinge zurück, auf 
die Rasse, die schafft, und auf die Umwelt, welche die Möglichkeiten zum 
Schaffen gibt. Nach jabrtausendelangem Schaffen der Menschheit ist schließ- 
lich vielfach das von ihr Geschaffene selbst wieder zur Umwelt geworden, so 
daß wir eine Umwelt im engeren Sinne oder rein geographische Umwelt 
(Naturlandschaft) und eine schon durch den Menschen veränderte Umwelt 
(Kulturlandschaft) unterscheiden können. Zwischen Rasse und Umwelt als 
Ganzes besteht eine Wechselwirkung, deren zunehmende Erkenntnis im Inter- 
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esse jeder Politik liegt, die Erfolg haben soll. In der letzten Zeit wurden 
zwei neue politische Disziplinen propagiert, die sich, die eine von der Rasse, 
die andere von der Umwelt ausgehend, die Zerlegung der verschiedenen 
Formen des Lebens, vor allem die höherentwickelten, in eine rassenbedingte 
und eine erdbedingte Komponente zum Ziel setzen, um auf der Basis ihrer 
Forschungsergebnisse neue Normen zum Heil der Menschheit oder wenigstens 
einzelner Menschengruppen aufstellen zu können, die Rassenpolitik und die 
Geopolitik. Beide, mag auch die eine auf die Rasse und die andere auf 
den Lebensraum das größere Gewicht legen, sind zu begrüßen, weil sie im 
Gegensatz zu den bisherigen politischen Methoden nicht von komplizierten 
Entwicklungsformen ausgehen, sondern auf die beiden Urelemente des mensch- 
lichen Werdens zurückgreifen. Beide Disziplinen, die sich wunderbar er- 
gänzen, haben nicht nur längst ihre Existenzberechtigung erwiesen, sondern 
man kann im Gegenteil auf Grund ihrer bis heute zu Tage geförderten Er- 
kenntnisse ruhig behaupten, daß sie zukünftig den Rahmen für jede Art von 
Politik abgeben müssen. Sozialpolitik kann nicht mehr ohne die rassen- 
politischen und Wirtschaftspolitik nicht mehr ohne die geopolitischen Belänge 
auskommen. Nationalpolitik aber, besonders nationale Außenpolitik, bedarf 
beider. 


ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK 


HEFT 12 


OTTO MAULL: 
LITERATURBERICHT AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Smithanders, Ernst: Land und Leute in 
Nordamerika. Langenscheidts Handbücher 
für Auslandskunde. Vierte, völlig neue Be- 
arbeitung. Mit drei farbigen Karten. XX 
u. 740 Seiten. Berlin-Schöneberg (Langen- 
scheidtsche Verlagsbuchhandlung). Geb. 
5,— Mark. 

In Lexikonform wird versucht, alles Wissens- 
werte tiber Nordamerika mitzuteilen. Das Buch 
wendet sich selbstverstandlich an einen sehr 
großen Leser- und Benutzerkreis, und es hat 
darum von vornherein auf die strenge wissen- 
schaftliche Linienführung und Zielsetzung ver- 
zichtet. Die einzelnen Artikel sind recht populär 
Doch 


Jeder Benutzer wird über wirtschaft- 


geschrieben. verdient es darchaus Be- 

achtung. 

liche und politische Fragen manche erwünschte 

Aufklärung in ihm finden. 

Feiler, Arthur: Amerika— Europa. Erfah- 
rungen einer Reise. 338 Seiten. Frank- 
furt a. M. (Frankfurter Societäts- Druckerei) 
1926. Brosch. 8,— M., geb. 10,— M. 

Unter den heute zahlreich erscheinenden 

Büchern über Nordamerika beansprucht das 

Feilersche Buch ganz bestimmt eine besondere, 

nicht zu übersehende Stellung; denn es ist 

zweifellos eines der besten Bücher, die uber das 

Amerikaproblem geschrieben worden sind. Drei 

Monate im Lande haben dem Verfasser zur 

Sammlung seiner Erfahrungen gedient. Das ist 


Man muß 


aber zugeben, daß diese drei Monate Erfahrung, 


nicht viel für einen Riesenraum. 


ergänzt durch einen Bruchteil der unermeß- 
lichen Vorarbeit, die jeder, der sich mit dem 
Problem der Union beschäftigt, vorfindet, den 
Autor zu einer Publikation mit eigener Note 


und von Wert befähigt hat. Manches erinnert 


natürlich sehr an die Versuche, die dem Feiler- 
schen vorausgegangen sind. Im ganzen muß 
aber die Eigenart der Konzeption betont werden. 
Sie strebt nicht nach einem vollständig ausge- 
führten Bild, sondern sie drängt auf einzelne 
Linien hin. Die Ausführung bleibt darum 
skizzenhaft. Aber gerade diese Art der Dar- 
stellung hebt wieder das Wesentliche, oft das 
Beherrschende stärker hervor, als es sonst ge- 
schehen könnte. Es ist darum kein Buch, das 
den Leser durch vollständige Behandlung des 
Stoffes befriedigen könnte, sondern es sind Ge- 
danken über Nordamerika. Auf dieser Seite ist 
seine Stärke zu suchen. 

Amerikanische Prosperität ist z. B. das erste 
der drei großen Hauptkapitel überschrieben. 
Siedlungsprobleme werden zunächst gestreift. 
Einige Beispiele, z. B. das des fabelhaften Wachs- 
tums von Los Angeles, belegen. Eines der 
nächsten Kapitel ist in eigenartiger und doch 
bezeichneder Weise dem Auto gewidmet, dem 
lebensnotwendigen Raumüberwinder des moder- 
nen Amerika. Man muß solche Sätze wie: 
„Eine Wertsteigerung des Lebens ist das Auto 
für das Bewußtsein des amerikanischen Menschen 
überhaupt“ oder „Das Auto wie das Haus steht 
damit tatsächlich im Zentrum des amerikanischen 
Wirtschaftslebens, des amerikanischen Wirt- 
schaftswollens“ in ihrer ganzen Tragweite er- 
fassen, um der Tiefe des Buches gerecht zu 
werden. Die Wege zur Bildung sind dem Ver- 
fasser weitere wichtige Grundlage zu aller Pro- 
sperität. Den Wirtschaftsformen gilt das mitt- 
lere Hauptkapitel. Das Kapitel über das laufende 
Band fesselt besonders. Dann wird der Ertrag 
Das Schlußkapitel bil- 


den die Erörterungen bekannterer Probleme der 


der Methode gemessen. 
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Amerikanisierung,der des amerikanischen Lebens 

überhaupt. Wer sich mit den amerikanischen 

Problemen beschäftigt, muß dieses Buch lesen. 

Köttgen, Carl: Das wirtschaftliche Amerika. 
Mit 40 Abbildungen. VIII und 178 Seiten. 
3. Auflage. Berlin (VDI-Verlag) 
Geb. 5,— Mark. 


In kurzen scharf umrissenen Kapiteln, die in 


1926. 


einem etwa räumlich gleichwertigen zweiten 

Teil durch Karten, wohlausgewählte Statistiken, 

Kurven, Diagramme ergänzı werden, wird die 

Wirtschaft «der Vereinigten Staaten nach For- 

mung und Kraft skizziert. Es ist mehr ein 

wertvolles knapp gehaltenes, außerordentlich 
übersichtliches Nachschlagebuch, als daß es 
tiefer in die Probleme selbst einginge. In seiner 

Art ist es zu begrüßen und darum auch in den 

ersten beiden Auflagen entsprechend aufge- 

nommen worden. Auch als bequeme Ergänzung 
zu umfangreicheren Darstellungen wird es sicher 
sehr beachtet werden. 

Goldschmidt, Bernhard: Wissenswertes aus 
Wirtschafts- 
einigten Staaten. Schrifien der Vereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände. Heft 13. 
44 Seiten. Berlin (Pressestelle der Ver. d. 
D. Arbeitgeberverbänue). 


und Sozialpolitik der Ver- 


Ein mit Diagrammen reich 


ausgestattetes 
kleines Schriftchen, das reiche, vornehmlich 
zalilenmäßige, statistische Belehrung über die 
Wirtschaftsmacht, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
der Vereinigten Staaten bringt. In seiner Kürze 
ermöglicht es rasche Orientierung. 

Westermann, Franz: Amerika, wie ich es 
sah. Reiseskizzen eines Ingenieurs. 2. Auf- 
lage. 137 Seiten. Halberstadt (H. Meyer) 

1926. 

Wirklich nur anspruchslose Reiseskizzen, die 
man einmal gern durchliest, ohne aus ihnen 
sonderlich viel neues zu erfahren. 

Kimpen, E.: Die Ausbreitungspolitik der Ver- 
VIII und 
397 Seiten. Stutigart und Berlin (Deutsche 


Verlagsanstalt) 1923. 


einigten Staaten von Amerika. 


Es ist eine begrüßenswerte Darstellung des 
gewaltigen Expansionsprozesses der Vereinigten 
Staaten. Die Einleitung gibt einen kurzen, ge- 
drängten Überblick über die englische und ameri- 
kanische Ausbreitung bis zur Unabliängigkeits- 
erklärung. Im ersten Hauptteil finden die Etappen 
der transkuntinentalen Ausbreitungspoliuk ihre 
Darstellung. Der zweite Teil gilt der amerika- 
nisch-britischen Golfgegnerschaft, die bis gegen 
ihr Ende 
etwa gleichzeitig mit der Landnahme fand. Ihr 
folgt die Zeit der amerikanischen Golfausbrei- 
Methode der 
Betrachtung und Darstellung sind rein historisch. 


Ende des Jahrhunderts wälırte und 


tung (und pazifischen Politik). 


Anerkennenswert ist die Sorgfalt, mit der die 
Einzelzüge herausgearbeitet sind, die sich auch 
in dem umfangreichen Literaturkapitel am 
Schlusse des Buches wiedererkennen läßt. Frei- 
lich wäre Bezugnahme im einzelnen auf die 

Quellen und auf die Literatur vielfach wün- 

schenswert. Das Buch ermöglicht es, einen der 

riesigsten Landeroberungs- und -erwerbsprozesse 
zu verfolgen, ohne freilich der Triebkräfte und 
der Bedingungen so ganz gerecht zu werden. 

Dafür wurzelt die Erkenntnis und die Darstel- 

lung zu wenig im Geographischen, Wirtschaft- 

lichen und Sozialen. Doch es gebührt ihm in 
seiner Beschränkung ein wohl erworbener Platz 
in der Amerikaliteratur. 

Zielesch, Fritz: Jugend im Lande der Jugend. 
Ein Amerikabuch. 192 8. Hamburg (Ge- 
brüder Enoch-Verlag) 1926. 

„Der Grundgedanke der deutschen Jugend- 
bewegung ist es, daß die Jugend nach eigenen 
Gesetzen ein eigenes Leben führen will. So 
steht die deutsche Jugendbewegung in einem 
kämpferischen Gegensatz zu den Erwachsenen 
und ihren Methoden.* Die amerikanische Be- 
wegung für die Jugend „sieht zwischen Alk 
und Jung nur einen Unterschied des Grades, 
nicht der Art. Sie sicht im Jungen den her- 
anwachsenden Staatsbürger, sie will ihm durch 
Schaffung eines Jugendstaates dasselbe Milieu 
mit denselben Rechten und Pflichten geben 


— KKK g  _—__ _ ___ _____________________] 


ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK 


HEFT 12 


956 
wie es der Erwachsene vorfindet. Die 
amerikanische Jugend wird mit den Be- 


strebungen der „Education“ mehr und mehr 
ein an den bestehenden Einrichtungen mit- 
Aber sie 
büßt ein köstliches Vorrecht der Jugend ein, 


wirkender Teil der Volksgesamtheit. 


an den Methoden der Alten schöpferisch Kritik 
zu üben, sich über die Formen des Daseins 
eigene Meinungen zu bilden“. Die amerikani- 
sche Jugendbewegung ist eine gewollte Ein- 
in das Bestehende, 


ordnung Aufgehen im 


Traditionellen, ist geplante organisatorische 


Die 
deutsche Jugendbewegung ist Pfadfindertum, 


Arbeit am Zusammenschluß der Nation. 
faustisch und schöpferisch. Dieser gewaltige 
Gegensatz in der Zielsetzung der beiden Be- 
wegungen löst volles Interesse für die Einzel- 
des äußerst 


allustrierten Buches aus, um zu ermessen, wie 


züge zugleich charakteristisch 

weit hier „Education“ die ersten sozialen Grund- 

lagen für die politische Lebensgemeinschaft des 
Riesenlandes schaffen kann. 

Giese, Fritz: Girlkultur. Vergleiche zwischen 
amerikanischem und europäischem Rhyth- 
mus und Lebensgefühl. Mit 56 Abbildungen. 
150 S. München (Delphin-Verlag) 1925. 

„Welche kulturellen 


kennen wir an der Zeiterscheinung der tanzen- 


Inhalte Amerikas er- 


den Girls?“ ist die vielleicht etwas überraschende, 
aber richtige Problemstellung des Buches. Der 
Autor sucht die Girlkultur zurückzuführen auf 
den neuen Großstadtrhythmus, den aber gar 
nicht der weiße, sondern der schwarze Ameri- 
kaner entdeckt hat; er weist ihre enge Ver- 
wurzelung mit der gesamten amerikanischen 
Ästhetik nach. Er zeigt die Fäden auf, die 
zu der in Amerika geborenen Filmkultur hin- 
laufen. Er sieht sie im Rassegefühl und -wollen, 
im Drang zum Kollektiven, im Einfluß des Be- 
rufs, in der bekannten soziologischen Stellung 
der amerikanischen Frau, in der Stellung des 
Amerikaners zum Erotischen und zum Meta- 
physischen. So wird die Beantwortung einer 


eng umgrenzten Frage zum Spiegel amerikani- 


scher Psyche und Lebensäußerungen in einem 

ungleich größeren Umfang. 

Dietrich, Bruno: USA. Das heutige Gesicht. 
Mit Textkarten und Abbildungen. 150 8. 
Breslau (Hirt) 1926. Geb. 8 M. 

Jeder Geograph wird im Augenblick die Dar- 
über 


Amerika, die unter dem Eindruck frischer Reise- 


stellung eines deutschen Geographen 


eindrücke geschrieben ist, mit einem ganz be- 
Deno 


die moderne geographische Literatur ist nicht 


sonderen Interesse in die Hand nehmen. 


gerade reich un solchen Arbeiten aus der Feder 
deutscher Beobachter, so viel Bücher auch über 
Amerika geschrieben werden. Das gibt dem 
Buch Bruno Dietrichs von vornherein eine 
exponierte Stellung. Aber damit türmt sich 
auch vor dem Bearbeiter eine Aufgabe auf, die 
nicht leicht zu erledigen ist. Dietrich hat eine 
Lösung gefunden, die man allerdings ebenso 
sehr als eine geschickte wie als eine vorläufige 
bezeichnen muß. Denn schon der knappe 
Rahmen läßt eine vollständige und völlig aus- 
reichende Behandlung der amerikanischen 
Probleme bzw. überhaupt der Gesamtheit der 
problematischen Welt Amerikas nicht so zu, 
wie es begrüßenswert wäre. Das darf man 
natürlich nicht dem Autor zum Vorwurf machen, 
sondern man muß ihm dankbar sein, daß er 
die Beantwortung des Frayenkomplexes so in 
Angriff genommen hat, wie er es konnte. 
Dabei sind Skizzen entstanden über New York, 
das Rassenproblem, den sterbenden Indianer, 
das Verhältnis von Stadt und Land, Wald und 
Wasser als Wirtschaftskräfte, die Niagarafalle, 
die Eisenbahnen, Ford und das amerikanische 
Verkehrsproblem, Chicago und die Fleisch- 
industrie, Duluth-Superior, den größten Biunen- 
hafen der Welt, die Große Salzseestadt, Kalı- 
fornien, Arizona und den Rooseveltidamm, das 
Baumwollaud des Südens, Florida, die ameri- 
ein 
Gute Bilder, 


vor allem auch übersichtliche Textkarten, ver- 


kanische Frau. Durch das Ganze weht 


frischer Zug der Beobachtung. 
vortre ff lich. 


anschaulichen Die dargestellten 


Saree 


Teilsti 
fehlt 
das ! 
raum 
erker 
Beel 
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Teitstücke sind geschickt ausgewählt. Und doch 
fehlt dem Buch Eines, das große Gemeinsame, 
das kettende Band, die Synthese des Riesen- 
raumes, die das wahre heutige Gesicht erst ganz 
erkennen läßt. 
Beebe, William: 
Welt. Aus dem Englischen übersetzt von 
Max Müller. Mit 95 bunten und einfar- 
bigen Abbildungen und 3 Karten. 352 S. 
Leipzig, F. A. Brockhaus, 1926. geb. 16 M. 


Galapagos, das Ende der 


Hier liegt ein Bericht einer zoologischen Sam- 
melexpedition vor. Aber es ist doch zugleich 
auch eine prächtige Darstellung jener Inselwelt 
des ostpazifischen Ozeans samt ihrer eigen- 
artigen, z. T. einzigartigen Tierwelt. Wenn auch 
der Hauptnachdruck des Buches auf der Dar- 
stellung des Tierlebens der Inselgruppe liegt, 
so steigen doch bildhaft, weil zugleich auch gut 
illustriert, die einzelnen Inseln aus den Fluten 
des Pazifik. So verlangt das Buch bei der 
politischen Bedeutung der Inseln infolge ihrer 
Lage vor Panama lobendste Erwähnung, weil 
es bequemes Material zur Urteilsbildung über 
die Sonderheit der Galäpagosinseln liefert. Dem 
Verlag gebührt voller Dank, daß er dieses Werk 
dem deutschen Leser zugänglich gemacht hat. 
Otto, Max: 


rien. Erlebnisse und Streifzüge eines Trap 


In Kanadas Urwäldern und Pra- 


pers und Farmers. Neue Folge von „In 
kanadischer Wildnis“. 3. Auflage. Mit 39 
Abbildungen auf Tafeln. 327 S. Berlin, 
Paul Parey, 1926. Geb. 14 M. 

Otto, Max (Kanadajager): In kanadischer 
Wildnis. Trapper- und Farmerleben. g. Auf- 
lage. Mit 62 Bildern und ı Karte. Berlin, 
Paul Parey, 1926. Geb. 15 M. 

Hinter diesen Titeln verbirgt sich viel mehr 
„In kanadischer Wildnis“ leitet ein mit einer 
ziemlich breiten landeskundlichen Darstellung, 
in der freilich am erschöpfendsten die kanadische 
Tierwelt behandelt ist. Denn das Buch soll ja 
ninführen in die Urwaldgebiete Nordkanadas, in 
das Land der Pelztierjagd und des Pelztierhan- 
dels. 


Das tut es. Die beiden Bände geben 


treffliche, wenn auch subjektive, darum beson- 
ders reizvoll zu lesende Milieuschilderungen, 
daß man an des „Kanadajägers“ Büchern nicht 
vorbeigehen kann, wenn man von fern her 
Einfühlung in diese riesigen, auch nicht son- 
derlich oft in der deutschen Literatur darge- 
stellten Räume des amerikanischen Nordens ge- 
winnen will. Es ist das schwere und ent- 
sagungsvolle Leben eines Jagdpioniers, das vor 
dem Leser hier vorüberzieht, und das aber ein 
bezeichnender Zug in diesen Gefilden über- 
haupt ist. 

Funke, Alfred: Brasilien im 20. Jahrhundert. 
Mit 45 Abbildungen und einer Karte. 
435 S. Berlin, Reimar Hobbing, 1926. 

Ein neues, umfangreiches Buch über Bra- 
silien. Der Titel ist zu umfassend. Denn im 
ganzen bleiben die Erfahrungen des Verfassers 
auf einen Küstensaum beschränkt, der sich erst 
in Mittelbrasilien etwas mehr ausweitet. Gründ- 
lichkeit und Zuverlässigkeit kann dem Buch 
nicht abgestritten werden. Doch fehlt ihm 
jegliches straffere System und auch die große 
Linie. Darum bleibt es Bruchstück. Im Ver- 
gleich mit der übrigen deutschen Brasilienlite- 
ratur kann die Bemerkung nicht unterdrückt 
werden, daß doch eigentlich viel gesagt wird, 
was schon so und sovielmal mitgeteilt worden 
ist. Brasilien des 20. Jahrhunderts in seiner 

Gesamtstruktur kommt gar nicht zur Darstellung. 

Immerhin, wer ein zuverlässiges Bild der be- 

kannteren Teile von Brasilien ohne viel Pro- 

blemstellung und besondere Tiefe wünscht, 
wird mit Vorteil zu dem gut illustrierten Buche 
greifen. 

Dienst, Rudolf: 


Anden - Pampa- und Urwaldfahrten. 


Bolivien. 
Mit 
einem Geleitwort von Th. Herzog. Mit 
59 Abbildungen und 1 Karte. XI und 
205 S. Stuttgart, Strecker & Schröder, 1926, 
Geb. 6 M. 


Der Verfasser gibt uns ein Buch der Erlebnisse, 


Im dunkelsten 


in seinen Andenfahrten, gleichsam die Fortsetzung 
von Herzogs „Bergfahrten*. Er bietet zwei präch- 
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tige Querschnitte durch die so grundverschie- 
denen Landschaften Boliviens. Der eine ist 
von Oruro über Cochabamba nach Santa Cruz 
gelegt, der andere von Trinidad am Rio Guapay 
zum Beni und bis Isiamas und durch die Yungas 
zurück nach La Paz. Die Tieflandsroute am 
Guapay verbindet die beiden. 
Fabrten in der Hochregion, die Besteigung 


Besonders die 


des Illimami, die Erstersteigungen des Caca-Aca 

und des Ancohuma sind Glanzstücke der Dar- 

stellung. Daneben betont die so gar anders 

geartete Überwindung der Pampas- und Ur- 

waldstrecken die Vielgestaltigkeit des Landes. 

v. Hassel, Georg: Die Auslandsdeutschen. Ihr 
Schaffen und ihre Verbreitung über die 
Erde. Historisch-wirtschaftliche Studie von 
den Kreuzzügen bis zur Gegenwart. Mit 
2 Karten und graphischen Darstellungen. 
103 8. Berlin, O. Salle, 1926. 

Trotz beachtenswerter Hinweise kann diese 
Schrift nicht ganz befriedigen. Die Verbreitung 
der Deutschen ist viel zu knapp und zu un- 
gleichwertig dargestellt. Wenn schon Listen ge- 
geben werden, die deutsche Pionier- und Forscher- 
arbeit in der Ferne erfassen sollen — ein an 


sich verdienstlicher Versuch —, dann müßte 


aber Vollständigkeit angestrebt werden, wenn 
kein schiefes Bild entstehen soll. 


Meyers historisch-geographischer Kalender 1927. 
Bibliographisches Institut, Leipzig 1927. 
4,— Mark. 

Dieser 30. Jahrgang des altbewährten Ka- 
lenders ist mit hervorragender Sorgfalt be- 
arbeitet. Jedem Tag des Jahres ist ein Blatt 
gewidmet, das je eine gut gelungene, mitunter 
auf das Datum bezugnehmende Abbildung mit 
Erläuterung, ein Verzeichnis der Gedenktage 
und einen Hinweis auf geeignete Literatur ent- 
hält. Die Blätter der Monatsersten tragen Stern- 
Auch 
im übrigen tritt der naturwissenschaftlich-geo- 


karten mit ausführlichen Erklärungen. 


graphische Einschlag mehr in den Vordergrund 
als der historische. Bilder wie Literaturhin- 
weise berücksichtigen in erfreulicher Weise das 
geopolitische Gebiet. Der gediegene Kalender, 
mit einem farbigen Bild der malerischen Burg 
Persen geschmückt, die am Rande der deut- 
schen Sprachinsel des Fersentales in Südtirol 
liegt, bietet mühelos reiche Belehrung und kano 
unsern Lesern warm empfohlen werden. 
Lautensach. 
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